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Teil I 

Orientierung und Perspektiven der Forschungspolitik der Bundesregierung 


1. Aktuelle Entwicklungen, Leitlinien, Ziele, 
Aufgaben 

1.1 Forschung und Technologie heute 

Wissenschaft, Forschung und Technologie haben seit 
dem Bundesforschungsbericht 1984 weiter an Aktua- 
lität und Wirkung gewonnen imd bestimmen einen 
wachsenden Anteil der wirtschaftlichen, pohtischen 
imd kulturellen Diskussion: 

— Die im Bundesforschungsbericht 1984 (Drucksa- 
che 10/1543) erstmals ausführlich behandelte 
Frage der internationalen Wettbewerbsfähigkeit in 
Hochtechnologie-Bereichen ist weiterhin ein we- 
sentlicher Gesichtspunkt der Selbsteinschätzung 
und Zukimftsüberlegungen in Europa, Japan und 
den USA. Die Forschungs- und Entwicklungsauf- 
wendungen in den USA, Japan und der Bundesre- 
pubhk Deutschland nähern sich der Marke von 
3 % am Bruttoinlandsprodukt, während dieser An- 
teil 1970 in Japan und bei uns noch bei 1,9 bzw. 
2 % lag. 

— Die „strukturellen" Innovationen, die von den drei 
forschungsintensiven Schlüsseltechnologien, der 
Informationstechnik, der Biotechnologie sowie 
neuen technischen Materiahen ausgehen und 
durch immer neue Anwendungen und Kombina- 
tionen immer mehr Sektoren einbeziehen, haben 
nichts von ihrer Faszination und Dynamik verloren 
und stehen nach wie vor weltweit im Mittelpunkt 
innovatorischer Anstrengungen. 

— Unternehmensstrategien sind weltweit durch das 
erklärte Streben nach technologischer Kompetenz, 
durch zunehmende internationale Kooperation 
und Verflechtung in Forschung und Entwicklung 
sowie durch rasch steigende Forschungsaufwen- 
dungen geprägt. 

— Neuere Entwicklungen in der Grundlagenfor- 
schung, wie das Studium nicht-hnearer Phäno- 
mene in der Mathematik mit Anwendungen in der 
Physik und der Biologie oder die Fortschritte in den 
Neuro Wissenschaften sind dabei, unsere Vorstel- 
lungen von universalen Gesetzmäßigkeiten und 
„Ordnungen" bzw. vom menschlichen Denken zu 
revolutionieren; umgekehrt zeigt der wissen- 
schaftliche Durchbruch bei den Supraleitern stell- 
vertretend für ähnliche Erkenntnissprünge in an- 
deren Bereichen, daß Forschung immer wieder 
überraschende Chancen auch für technologische 
Anwendungen erschließt. 

— Mit Forschung und Technologie verknüpfte The- 
men beherrschen schließlich die Zukunftsdiskus- 


sion: Ökologische Risiken und denkbare Khma- 
veränderungen, Chancen in Gentechnologie und 
Medizin ebenso wie damit aufgeworfene Fragen 
der Ethik, Chancen für Arbeitsplätze und die zu- 
künftige Energiesicherung, Sicherheit insbeson- 
dere großer und komplexer technischer Systeme, 
Forschung zu allen diesen Fragen im Sinne von 
Technikfolgenabschätzung ebenso wie Überle- 
gungen zu möglichen technologischen Abhilfen 
und organisatorisch-institutionellen Vorkehrun- 
gen. 

Die im Bimdesforschimgsbericht 1984 herausgestellte 
breite Bedeutung von Wissenschaft, Forschimg und 
Technologie für die Weiterentwicklung unserer wis- 
senschaftlich-technischen Kultur, für die Entfaltung 
menschlicher Lebenschancen und für die Bewälti- 
gung der Zukunftsaufgaben wird damit täghch bestä- 
tigt. 


Wirkungen und Chancen 

Wie schon vor vier Jahren entwickelt, stehen für die 
Bundesregierung die folgenden Wirkungsbereiche 
von Wissenschaft, Forschung und Technologie im 
Vordergrund: 

1. Wissenschaft und Forschung als Grundlage und 
Ausdruck unserer Kultur. Von der wissenschaftli- 
chen Durchdringung bislang nicht voll verstande- 
ner Phänomene gehen immer wieder neue Impulse 
für unser Denken und unser Weltverständnis aus. 

Die Dynamik in vielen Bereichen der Grundlagen- 
forschung, neben schon erwähnten Feldern u. a. in 
der Biologie, besonders der Molekularbiologie, der 
Gentechnik, der Virologie und der Immunologie, 
aber auch in der Festkörperforschung und auf vie- 
len anderen Feldern der Physik zeigt uns jeden Tag 
neu, daß der „Dialog mit der Natur" immer wieder 
neu geführt werden muß. 

Kaum jemals wird auch die gedanküche Bewälti- 
gung unserer Welt in den Geisteswissenschaften 
einen abschließenden Stand erreicht haben oder 
werden die Fragen der Wirtschafts- und Sozialwis- 
senschaften abschließend beantwortet sein: Schon 
allein der wissenschafüich-technische Fortschritt 
und die damit einhergehenden wirtschaftlichen 
und kulturellen Entwicklungen werfen immer wie- 
der neue Fragen auf. 

Intensiviert hat sich die Wechselwirkung von 
Grundlagenforschung und anwendungsorientier- 
ter Forschung. Gerade die Entwicklung in den letz- 
ten Jahren macht die Anstöße deutlich, die die 
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Grundlagenforschung aus technologisch motivier- 
ten Entwicklungsprogrammen erhält; In Brenn- 
punkten der wissenschafthch-technischen Ent- 
wicklung, etwa der Weiterentwicklung und Nutz- 
barmachung der Supraleitungstechnik, der For- 
schung zur Thematik „künstliche Intelligenz" (KI) 
oder beim sog. Protein-Design in der Biotechnolo- 
gie, werden unterschiedhchste wissenschaftliche 
Disziphnen zusammengeführt. Bei KI z.B. Lingui- 
stik und Neuro Wissenschaft, Informatik und Ma- 
thematik, die jeweils nicht nur zu den Anwendun- 
gen beitragen, sondern ihrerseits wieder Anstöße 
für die eigene Disziplin erhalten. Vielfach ver- 
schmelzen zugleich Gnmdlagenforschung und 
technologische Entwicklung und sind immer weni- 
ger eindeutig voneinander zu unterscheiden. Die 
Synergieeffekte eines besseren Zusammenspiels 
von freier und programmorientierter Grundlagen- 
forschung werden damit für beide Seiten deut- 
lich. 

2. Forschung als Quelle von Orientierungs- und 
Handlungswissen im engeren Sinne, worunter 
nicht zuletzt Hilfen der Wissenschaft für die ge- 
dankliche Durchdringung heutiger gesellschafth- 
cher Probleme und Handlungsnotwendigkeiten zu 
verstehen sind — bis hin etwa zu den Fragen, die 
der weitere Fortschritt in Wissenschaft und Tech- 
nik für die Gesellschaft auf wirft. 

Vor allem die aktuelle Debatte um Genforschung 
und Ethik, um die Grenzen der Forschung und um 
die Wahnmg der Würde des Menschen in diesem 
Bereich zeigt, daß Forschung und Technologie 
nicht außerhalb kultureller, ethisch begründeter 
WertvorsteUungen stattfinden kann, daß für die ge- 
forderten Synthesen ein entsprechendes Orientie- 
rungs- und Handlungswissen zu entwickeln ist, 
womit aber auch Brücken zu schlagen sind zwi- 
schen den Naturwissenschaften und den Geistes- 
und Sozial Wissenschaften, nicht zuletzt zu Philoso- 
phie und Ethik. 

3. Forschung als Ursprung eines breiten Stroms wis- 
senschaftlich-technischer Innovationen und Le- 
bensnerv einer industriell orientierten Volkswirt- 
schaft, die selbst wiederum nicht nur Einkommen 
und Wohlstand sichert, sondern als Berufswelt ei- 
nen wesentlichen Teil unserer gesellschafthchen 
Kultur umfaßt. 

Gerade die rasche Entwicklung der modernen, un- 
mittelbar in der Grundlagenforschung wurzelnden 
Schlüsseltechnologien von der Biotechnologie bis 
zur Materialforschung, generell das Eindringen 
von high-tech-Innovationen in die Alltagsproduk- 
tion und die damit einhergehenden „ strukturellen " 
Innovationen zeigen deutlicher als je zuvor die un- 
mittelbare Bedeutung der Forschung für bahnbre- 
chende technologische Innovationen. 

4. Durch Forschung und Technologie ermöglichter 
unmittelbarer sozialer Fortschritt im Sinne der Er- 
weiterung und Entfaltung von Lebenschancen, vor 
allem hinsichtüch Gesundheit und Lebenserwar- 
tung, attraktiver und menschengerechter Arbeits- 
plätze, Büdungsmöghchk eiten, Mobilität, Kommu- 
nikationsmöghchkeiten. 


An positiven sozialen und technikkultureUen Per- 
spektiven sind in den letzten Jahren deuüich her- 
vorgetreten: 

— die Chancen von Gentechnik und Molekular- 
biologie im Bereich der Medizin, von der Tu- 
morbekämpfung über die Aids-Forschung bis 
hin zum besseren Verständnis und der Therapie 
von Zivilisationskrankheiten wie Rheuma und 
Allergien; 

— die Chancen für attraktive, gesunde, Kreativität 
erfordernde Arbeitsplätze durch den steigen- 
den Anteil und Wert steuernder und überwa- 
chender Tätigkeit und von immer mehr teilau- 
tomatisierter Maßarbeit statt Massenproduk- 
tion; 

— die Chancen zur Überwindung des lange Zeit 
empfundenen scheinbaren Gegensatzes von 
Kultur und (technischer) Zivilisation nicht nur 
durch das sichtbarer werdende Zusammenwir- 
ken von Technik und kulturellem Interesse 
beim Denkmalschutz, in der modernen Archi- 
tektur, in der Musik, sondern auch durch den 
steigenden Gehalt an gestalterischer Ästhetik 
in der „Alltagsproduktion", beim Automobüde- 
sign, im Wohnbereich, in der Mode und im 
Städtebau. 

Auch wenn damit natürlich nicht alle mit dem wis- 
senschafüich-technischen Fortschritt sich immer 
wieder neu stellenden Fragen gelöst sind, so hat 
die Wahrnehmung dieser Chancen in unserer Ge- 
sellschaft mit großer Wahrscheinlichkeit wesent- 
hch dazu beigetragen, daß moderne Technik wie- 
der ein positives, wenn auch nüchtern und kritisch- 
konstruktiv diskutiertes Thema ist. 

5. Forschung und Technologie als Chancen für ökolo- 
gischen Fortschritt, nicht nur über bessere Wis- 
sensgrundlagen und ein geschärftes ökologisches 
Verständnis, sondern auch durch umweltverträgü- 
chere Produktionsweisen und Produkte. 

Auch hier stehen derzeit die Chancen der Informa- 
tionstechnik, der Biotechnologie und neuer Mate- 
rialien im Vordergrund, vor allem umweltscho- 
nende biotechnologische Produktionsprozesse, mit 
Hilfe der Informationstechnik verbesserte Prozeß- 
steuerung und -Überwachung, das Prinzip des- 
„doing more by less", wie es sich auch mit hoch 
spezialisierten Materialien verwirklichen läßt und 
damit die sich abzeichnenden Möghchkeiten einer 
generell Software -intensiven statt material- und 
energieintensiven Produktion. 

6. Wissenschaft, Forschung und Technologie als völ- 
kerverbindende Elemente, mit immer weiterge- 
henden Kooperationschancen, die — als wichtiges 
Pendant zum notwendigen ökonomischen Wettbe- 
werb — zu gemeinsamen Zielen und gemeinsamer 
Verantwortung hinführen. 

Die für Hochtechnologie-Innovationen erforderh- 
che Synergie komplementären Wissens aus unter- 
schiedhchsten Wissensgebieten hat gerade in den 
letzten Jahren — neben der traditionellen Zusam- 
menarbeit in der Grundlagenforschung und bei 
sehr langfristigen Vorhaben wie der Kernfusion — 
zu einer nie dagewesenen Internationalisierung 
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und Globalisierung von Wissenschaft und Techno- 
logieentwicklung geführt, bei der vor allem die 
weltweite Kooperation von Unternehmen und wis- 
senschafüichen Einrichtungen eine immer größere 
RoUe spielt. Zunehmend werden in internationaler 
Forschungszusammenarbeit Voraussetzungen für 
eine weltweit arbeitsteilige Produktion geschaffen, 
wobei auch die Angleichung von techiüschen Nor- 
men, Standards und Zulassungsvorschriften stär- 
ker in den Vordergrund rückt. Diese Internationa- 
hsierung und Globalisierung wird damit zu einem 
wesentlichen Faktor der weiteren weltweiten Ver- 
flechtung der Volkswirtschaften und nicht zuletzt 
bei der Entwicklung des europäischen Binnen- 
marktes. 

Hinzu kommt das zunehmende Bewußtsein der ge- 
meinsamen Verantwortung für eine verletzhche 
Welt, wie unter dem nachstehenden Gliederungs- 
punkt und in Kapitel 2 näher ausgeführt wird. 


Wissenschaft, Forschung und Technologie als 
Thema der internationalen Politik 

Insbesondere die wachsende Bedeutung des techni- 
schen Fortschritts für die internationale Wettbewerbs- 
fähigkeit von Volkswirtschaften hat dazu geführt, daß 
in den letzten 10 Jahren weltweit die Fragen von Wis- 
senschaft, Forschung und Technologie auch ins Zen- 
trum der Politik, nicht zuletzt der internationalen Poli- 
tik rückten. Die wichtigsten Themen und Ereignisse in 
diesem Zusammenhang waren: 

— Die für Europa wichtige Debatte um seine zukünf- 
tige technologische Wettbewerbsfähigkeit etwa 
im Vergleich zum pazifischen Raum, und damit um 
seine Kreativität und geseUschafÜich-ökonomi- 
sche Vitalität. 

— Die daraus folgenden europäischen Initiativen zur 
Ermutigung der Forschungs- und Entwicklungszu- 
sammenarbeit bei zivilen Schlüsseltechnologien, 
in der Umwelttechnologie und bei der Weiterent- 
wicklung einer europaweiten wissenschaftlichen 
Infrastruktur, u. a. im Rahmen von EUREKA und 
bis hin zu der erklärten politischen Absicht der 
Mitgliedsstaaten der Europäischen Gemeinschaft, 
eine europäische Technologiegemeinschaft zu 
schaffen, die jetzt in der Einheitlichen Europäi- 
schen Akte (EEA) ihren Ausdruck gefunden hat. 

— Der ebenso von dem Gedanken der weiteren Inte- 
gration und Selbstbehauptung Europas wie der 
Kooperation mit den USA bestimmte Beschluß der 
europäischen Länder, eine eigenständige Kapazi- 
tät in der Weltraumforschung und -technik ein- 
schließlich eines Anteüs bemannter Raumfahrt 
aufzubauen und sich an der geplanten internatio- 
nalen Weltraumstation zu beteihgen. 

— Die unter dem Eindruck der technisch-wirtschafüi- 
chen Erfolge Japans in der Mikroelektronik und 
generell im Hochtechnologie-Bereich in den USA 
geführte Debatte um die Sicherung der wissen- 
schaf dich- technischen Führungsposition und um 
den freien Zugang zu wissenschafüichen Kapazi- 
täten und Ergebnissen. 


— Die mit der deuüich hervorgetretenen Globalisie- 
rung der Technologieentwicklung aufgeworfenen 
Fragen eines ausreichenden und wirkungsvollen 
Schutzes geistigen Eigentums, der Vermeidung 
von technologischem Protektionismus und eines 
angemessenen Beitrags aller Länder zur Grundla- 
genforschung, wie sie derzeit im Rahmen der 
OECD diskutiert werden, zuletzt anläßlich der For- 
schungsministerkonferenz im Oktober 1987. 

— Die weiter gewachsene Einsicht in die Notwendig- 
keit der internationalen Kooperation in der Grund- 
lagenforschung, wie sie sich u. a. in dem gemein- 
samen Bau und Betrieb von Großgeräten der 
Grundlagenforschung im Kreis der westeuropäi- 
schen Länder oder in der japanischen Initiative zu 
einem weltweiten „HUMAN FRONTIER 
SCIENCE PROGRAMME" zeigt. 

— Schheßlich die offenbar dauerhafte Öffnung Chi- 
nas für die wirtschaftliche und Wissens chafüich- 
technische Kooperation mit dem Westen und die in 
der UDSSR vorangetriebenen Reformbestrebun- 
gen, die nicht nur günstigere gesellschafüiche Be- 
dingungen für Innovation sondern auch mehr Ko- 
operation mit den wesüichen Industrieländern an- 
gesichts einer sich vergrößernden technologischen 
Lücke zwischen Ost und West zum Ziel haben. 

Die letztgenannte Entwicklung bestätigt, daß auf die 
Dauer ein Klima der Freiheit, der Eigeninitiative und 
der Kooperation Erfolgsvoraussetzung moderner Wis- 
senschaft, Technologie und Innovation ist und daß die 
hohen Erwartungen an Forschung und Technologie 
ebenso wie der von der wissenschaftlich-technischen 
Entwicklung ausgehende „Kreativitätsdruck" an den 
Systemgrenzen nicht haltmachen. Auch daher ver- 
bessern sich die Chancen für Kooperation und Annä- 
herung, wie der Abschluß von wissenschaftlich-tech- 
nischen Kooperationsabkommen zwischen der Bun- 
desrepubhk Deutschland und führenden Ländern des 
Rats für gegenseitige Wirtschaftshüfe (RGW) zeigt. 

Neben den naheliegenden, mit Forschung und Tech- 
nologie verknüpften Aspekten der weiteren wirt- 
schaftlichen Entwicklung und der Vertiefung wissen- 
schaftlicher Erkenntnis wurde die Thematik der ge- 
meinsamen Verantwortung für eine verletzliche Welt 
in den letzten Jahren zu einem vorrangigen Thema 
der internationalen Politik. 

Das Auftreten technischer Großunfällen wie in Bho- 
pal, Tschernobyl und Basel oder Beinahe-Unfälle wie 
in Three-Müe-Island haben die Tatsache einer welt- 
weiten Gefahrengemeinschaft bewußt gemacht. Auch 
die eher chronischen, mit der wissenschafüichen und 
technischen Entwicklung verbundenen und nur mit 
ihrer Hilfe auch abzuwendenden Gefährdungen, wie 
das Waldsterben, die Gewässervergiftung oder die 
Klimaveränderung, sowie die Notwendigkeit interna- 
tionaler Regeln für den Umgang mit gentechnisch ver- 
änderten Mikroorganismen haben die internationale 
Abstimmung zu einer ständigen und prioritären Auf- 
gabe der Umwelt- und der Forschirngspohtik ge- 
macht. 

Die weltweite Einigung über die Einschränkung des 
Gebrauchs von Fluor- Chlor-Kohlenwasserstoffen 
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(FCKW), die Beratungen über Gentechnik und Ethik 
im Rahmen des Weltwirtschaftsgipfels, die deutsche 
Initiative zu international einheitiichen Sicherheits- 
standards von Kernkraftwerken, das Ringen in der EG 
und im Rahmen der Nordseekonferenzen um gemein- 
same Umweltstandards sind nur Beispiele. Die Bun- 
desregierung sieht in weiteren Schritten der interna- 
tionalen Einigung auf Sicherheits- und Umweltstan- 
dards, in der gemeinsamen Forschung zum Umwelt- 
schutz und zur gemeinsamen Umweltvorsorge eine 
Hauptaufgabe ihrer Außen-, Umwelt- und For- 
schungspolitik der kommenden Jahre. 


1.2 Leitlinien und allgemeine Ziele der ForschungS' 
und Technologiepolitik der Bundesregierung 


Leitlinien und Orientierungen 

Vor dem Hintergrund der dynamischen Entwicklung 
von Wissenschaft und Technik muß die Forschungs- 
poütik ihr Aufgabenfeld zwischen den drängenden 
Herausforderungen der Zeit einerseits und der Eigen- 
verantwortung von Wirtschaft und Wissenschaft an- 
dererseits immer wieder klar bestimmen. Die hierzu 
im Rahmen der Neuorientierung der Forschungspoli- 
tik nach dem Regierungswechsel 1982 entwickelten 
Grundsätze und Leitlinien, wie sie im Bundesfor- 
schungsbericht 1984 dargestellt wurden, haben sich 
bewährt imd lassen sich aus heutiger Sicht wie folgt 
zusammenfassen: 

1. Die Bxmdesregierung bekennt sich zur Freiheit der 
Forschung, insbesondere der Grundlagenfor- 
schung, zur Notwendigkeit von Eigeninitiative und 
der weiteren Verbesserung der Rahmenbedingun- 
gen. 

Forschung, die der RoUe gerecht werden wiU, im- 
mer wieder neue Türen des Verstehens aufzusto- 
ßen, muß sich frei entfalten und immer wieder ihrer 
eigenen Logik und eigenem „internen" Erkennt- 
nisinteresse folgen können. 

Die Bundesregierung wird sich daher auch weiter- 
hin dafür einsetzen, daß die Diskussion über die 
ethische Verantwortung der Wissenschaft sachbe- 
zogen und konstruktiv geführt wird, notwendige 
Grenzen oder Auflagen für die Forschung zurück- 
haltend und möglichst in Übereinstimmung mit in- 
ternationalen Maßstäben bemessen und die not- 
wendigen Klärungsprozesse mit Umsicht vorange- 
bracht werden. 

Die Bundesregierung bekennt sich zu dem Prinzip 
der wissenschaftlichen Selbstverwaltung in der 
Grundlagenforschung. Sie wird daher die bewähr- 
ten Institutionen der Wissenschaft und der Wissen- 
schaftsförderung stärken und timen helfen, neue; 
Impulse zu entwickeln, wie insbesondere in Kapi- 
tel 4. näher ausgeführt. 

Zu diesen neuen Impulsen gehören auch weiterhin 
die Heranführung wissenschaftlicher Einrichtun- 
gen an die Kooperation mit der Wirtschaft im Rah- 
men der grundlagenorientierten Technologieent- 
wicklung sowie die in den letzten Jahren bei 


den Großforschungseinrichtungen vorangebrachte 
thematische Neuorientierung. 

Die besondere Anerkennung von Leistung und die 
Herausforderung von Spitzenleistungen in For- 
schung, Entwicklung und Innovation wird weiter- 
hin ein zentrales Anliegen der Bundesregierung 
bleiben; Spitzenleistungen, das Erzielen von inter- 
national anerkannten Durchbrüchen xmd das er- 
folgreiche Arbeiten an der vordersten Wissensfront 
sind Lebensprinzip und entscheidender Antrieb für 
die Forschung. 

Eine weiterhin vorrangige Aufgabe bleibt für 
Bund, Länder und Wirtschaft die Sicherung eines 
qualifizierten wissenschaftlichen Nachwuchses an- 
gesichts der erst in den 90er Jahren wieder anstei- 
genden altersbedingten Personalfluktuation. 

2. Für die Bundesregierung gilt das Subsidiaritäts- 
prinzip,- sie hält sich daher gegenüber Forschung 
und Entwicklung in der Wirtschaft zurück. 

Das relative Zurückbleiben des staaüichen Anteils 
am nationalen FuE-Budget gegenüber dem Anteü 
der Wirtschaft ist angesichts des Gewichts und der 
Dynamik der marktorientierten FuE erwünscht, 
entspricht dem Trend in vergleichbaren Industrie- 
ländern und ist auch von der Sache her begründet: 
In einer marktwirtschaftlichen Ordnung gehören 
Forschung und Entwicklung zum ureigenen Ver- 
antwortungsbereich der Unternehmen. Gerade die 
modernen Schlüsseltechnologien mit ihren schnel- 
len Innovationszyklen, ihren intensiven Wechsel- 
wirkungen mit dem wissenschaftlichen Fortschritt 
erfordern ein unmittelbares eigenes und damit fi- 
nanzielles Engagement der Unternehmen in der 
Forschung, und nicht erst in der Anwendung von 
wissenschaftlichen Ergebnissen. 

Diese Entwicklung entspricht auch dem Nach- 
druck, den die Bundesregierung auf die Verbesse- 
rung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für 
mehr Wachstum und Beschäftigung, auf die Stär- 
kung von Leistungskraft, Wettbewerb und Privat- 
initiative legt. Zur weiteren Stärkung von Lei- 
stungskraft, Wettbewerb und Privatinitiative leistet 
auch die investitions- und innovationsfreundtiche 
Gestaltung des Steuersystems im Rahmen der 
Steuerreform 1990 einen wesentlichen Beitrag. 

Der Einsatz öffentlicher Mittel für FuE in der Wirt- 
schaft erfolgt daher grundsätzlich nur dort, wo ei- 
gene staatliche Verantwortung hegt und wo aus 
übergeordneten gesellschaftlichen oder gesamt- 
wirtschafüichen Gründen Forschung und Entwick- 
lung einer Unterstützung bedürfen. 

3. Die Bundesregierung bejaht grundsätzlich den 
wissenschaftlich-technischen Fortschritt als Erwei- 
terung menschhcher Handlungschancen. 

Sie sieht andererseits eine zunehmend wichtiger 
werdende staatliche Aufgabe darin, zur Minimie- 
rung der dem technischen Fortschritt innewohnen- 
den Risiken beizutragen. Diese Aufgabe hat, wie 
oben unter 1.1 bereits skizziert, auch eine interna- 
tionale Dimension. 

Aus diesen Vorsorge-Motiven begründet sich u. a. 
das hohe Engagement der Bundesregierung in der 
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ömweltforschung, der ökologischen Forschung, 
der Klimaforschung, der Forschung zu Arbeitsbe- 
dingungen, Arbeitsorganisation einschließhch Ge- 
sundheitsschutz am Arbeitsplatz, der Gesundheits- 
forschung und für sachorientierte Prozesse der 
Technikfolgenabschätzung, wie in Kapitel 3 näher 
ausgeführt. 

Insgesamt ist in den letzten Jahren noch deutlicher 
geworden, daß wissenschaftlich-technischer Fort- 
schritt in der Demokratie dann akzeptiert wird, 
wenn er neben wirtschaftiichen Vorteilen zugleich 
zu der Entfaltung menschlicher Lebenschancen, zu 
einem tragfähigen Umgang mit der Natur und da- 
mit zur Weiterentwicklung unserer technologi- 
schen Kultur beiträgt. 

4. Die Bundesregierung bekennt sich ferner zu der 
Notwendigkeit der Erschließung langfristiger Per- 
spektiven und Optionen für die Forschung und für 
denkbare technologische Nutzungen. 

In diesem Sinne als Lang fristprog ramme sind der- 
zeit in erster Linie einzuordnen; 

— die Kernfusionsforschung, 

— die Meeres- und Polarforschung und 

— die Weltraumforschung. 

Die Langfristprogramme zeichnen sich vor allem 
aus durch: 

— einen hohen, sonst nur in Teübereichen der ex- 
perimentellen Grundlagenforschimg erreichten 
Grad an internationaler Kooperation und Ab- 
stimmung und 

— durch einen hohen Infrastmkturbedarf , der vor 
allem auf den Gebieten Kernfusions- und Welt- 
raumforschung nur noch international finan- 
ziert werden kann. 

Die aktuellen Beschlüsse zur zukünftigen europäi- 
schen Weltraumpolitik und Weltraumforschung, zu 
denen unter 1.3, in Kapitel 3 sowie in Teü III dieses 
Berichts Näheres ausgeführt wird, zeigen, daß die 
Bundesregierung die Bedeutimg dieser Aufgaben 
erkannt hat und auch unter den Bedingungen einer 
zunehmenden Konkurrenz um knappe Mittel zu- 
kunftsorientierte und sachgerechte Entscheidun- 
gen trifft. 

5. Die Bundesregierung wird auch weiterhin alles 
daransetzen, daß Bund und Länder in ihrer ge- 
meinsamen Verantwortung für die Forschung wir- 
kungsvoll und vertrauensvoll Zusammenarbeiten. 

Gemeinsame Herausforderungen sind nach wie 
vor die Sicherung des wissenschaftlichen Nach- 
wuchses, eine vernünftige Schwerpunktbildung 
und moderne Grundausstattung in der Hochschul- 
forschung, eine trag fähige Balance zwischen wis- 
senschaftlicher Selbstbestimmung und Koopera- 
tion mit der Wirtschaft, und die zunehmende Dis- 
kussion um regionale Entwicklung und For- 
schungsförderung. 

Es ist verständlich, daß sich mit der immer stärker 
hervortretenden Bedeutung von Forschimg und 
Entwicklung für die wirtschaftliche und kulturelle 
Entfaltung einer Region das besondere Augen- 
merk der Regionalpolitik auf die Ansiedlung von 
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Forschungseinrichtungen richtet. Eine Überbeto- 
nung regionalp oh tische r Überlegungen birgt an- 
dererseits die Gefahr der Zersphtterung und des 
Konkurrenzkampfes um knappes Forschungsper- 
sonal in sich, der für die Forschung schädhch sein 
karm. 

Die Bundesregierung wird auch weiterhin im Rah- 
men der bewährten Bund-Länder- Gremien zu 
einem fairen Ausgleich der Interessen beitragen. 
Bei erfolgversprechenden Initiativen der bisher 
schlechter mit Einrichtungen ausgestatteten Län- 
der wird sie diese besonders unterstützen. Den- 
noch bleiben, wie in Kapitel 4 noch näher ausge- 
führt, Quahtät und Leistungsfähigkeit der Bundes- 
repubhk Deutschland als Forschungsstandort von 
zentraler Bedeutung auch für das Zusammenwir- 
ken von Bund und Ländern. 

6. Die Bundesregierung bekennt sich nachdrücküch 
zur internationalen Kooperation in der Forschung. 
Ausschlaggebend sind dafür die schon unter 1.1 
angesprochenen und im übrigen auch im Bundes- 
forschungsbericht 1984 erläuterten Notwendigkei- 
ten und Chancen, insbesondere 

— die Chancen einer die weitere Integration und 
gemeinsame Wettbewerbsfähigkeit stärkenden 
europäischen Zusammenarbeit; 

— die Chancen einer atlantischen Zusammenar- 
beit auf zukunftsträchtigen Gebieten wie der 
Weltraumforschung und -techrük; 

— die weltweiten ökologischen Gefährdungen als 
grenzüberschreitende Forschungsaufgaben so- 
wie die notwendige Zusammenarbeit in der Kli- 
maforschung; 

— die dynamische wissenschaftlich-technische 
Entwicklung in technologischen Schlüsselberei- 
chen, die zu internationaler Zusammenarbeit in 
der Forschung und bei der Entwicklung techni- 
scher Normen und Standards zwingen; 

— die Chancen, durch Forschungszusammenar- 
beit mit den sozialistischen Ländern auch die 
pohtischen, wirtschaftiichen und kulturellen 
Beziehungen zu verbessern und damit einen 
Beitrag zum gegenseitigen Verständnis und zur 
pohtischen Entspannung zu leisten; 

— die dringhche Suche nach Lösungen für die exi- 
stentiellen Probleme in der Dritten Welt, nicht 
nur aus Gründen der Sohdarität, sondern auch 
aus Gründen der ökologischen Vorsorge; 

— die notwendige Sicherung des freien Aus- 
tauschs wissenschaftlicher Ideen, Kenntnisse 
und Erfahrungen als grundlegende Rahmenbe- 
dingung des wissenschaftiich-technischen Fort- 
schritts, die nur in einem Geist der Kooperation 
gewährleistet werden kann. 

Zu der besonders dynamischen Entwicklung der 
internationalen Zusammenarbeit wird unter Kapi- 
tel 2. Näheres ausgeführt. 

Allgemeine Ziele der Wissenschafts-, Forschungs- 
und Teclmologiepolitik 

Es ist nicht nur von formaler, sondern auch von inhalt- 
hcher Bedeutung, wenn im Bundesforschungsbericht 


jeweüs auch die generellen Ziele der Forschungs- und 
Technologiepohtik definiert werden. Auch darin müs- 
sen sich neue Akzente und Entwicklungen nieder- 
schlagen. Vor dem Hintergrund der geschilderten 
Trends und der Leitiinien will die Bundesregierung 
mit ihrer Forschungs- und Technologiepohtik zu fol- 
genden aügem einen Zielen beitragen: 

1. Zur Erweiterung und Vertiefung der wissenschaft- 
hchen Erkenntnis und daher zu einer strukturellen 
und organisatorischen Entwicklung der For- 
schungslandschaft in der Bundesrepublik Deutsch- 
land, die hierzu wesenthche Beiträge liefert. 

2. Zu chancenreichen und menschengerechten Le- 
bens- und Arbeitsbedingungen, zu einem auf 
Dauer tragfähigen Umgang mit den natürhchen 
Ressourcen und damit zu einer positiven Umwelt- 
gestaltung im Zuge der weiteren Entwicklung. 

3. Zur Verbesserung der technologischen Innova- 
tionschancen und damit zur Steigerung der Lei- 
stungs- und Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft. 

4. Zur Stärkung der internationalen Kooperation in 
Forschung und Technologie, um gemeinsam die 
Chancen wissenschafthch-technischer Innovatio- 
nen zu erschheßen, die europäische Integration 
und die weltweite Kooperation, auch mit den Län- 
dern der Dritten Welt, zu stärken und der gemein- 
samen Verantwortung für die Ökologie besser ge- 
recht zu werden. 

Forschung und Forschungsförderung durch die ein- 
zelnen Fachressorts des Bundes dienen unmittelbar 
der Effizienzsteigerung ihrer öffentiichen Aufgaben- 
wahrnehmung, z. B. auf den Gebieten Transport und 
Verkehr, Gesundheit, Ernährung und Landwirtschaft, 
Raumordnung und Städtebau, sowie der aufgabenge- 
rechten Ausrüstung der Bundeswehr und damit der 
Friedenssicherung im Rahmen des westlichen Vertei- 
digungsbündnisses. 

Die internationale Kooperation und ihre Weiterent- 
wicklung haben in den letzten Jahren eine so eigen- 
ständige Bedeutung erlangt, daß ihr der Rang eines 
generellen Zieles der Forschungs- und Technologie- 
pohtik gebührt. 

Dabei versteht es sich von selbst, daß die Bundesre- 
gierung die allgemeinen Ziele ihrer Forschungs- und 
Technologiepohtik nicht selektiv, sondern gleichge- 
wichtig verfolgt: Wissenschafthch-kultureUer, wirt- 
schafthcher, sozialer, ökologischer und letzthch frie- 
denssichemder Fortschritt gehören zusammen. 


Gemeinsame Verantwortung aller Beteiligten 

Staathche Wissenschafts-, Forschungs- und Technolo- 
giepohtik kann und muß im Zusammenwirken von 
Bund und Ländern wichtige Rahnienbedingungen 
und Grundvoraussetzungen für Forschung und Tech- 
nologie schaffen und ausbauen. Sie muß, wo notwen- 
dig, neue Akzente in der Förderung setzen und auf- 
tauchende Probleme im Forschungssystem selbst oder 
zwischen Forschung und Öffentlichkeit, soweit dies 
mit staathchen Mitteln erreichbar ist, einer Lösung 
zuführen. 
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Für die bestmögliche Entwicklimg der Forschungs- 
landschaft und damit für die Erreichung der skizzier- 
ten generellen Ziele der Wissenschafts-, Forschungs- 
und Technologiepohtik bedarf es jedoch in gleichem 
Maße der verantwortlichen Mitwirkung von Wissen- 
schaft und Wirtschaft. 

Die Forschungsaufwendungen der Wirtschaft sind 
von rd. 22 Mrd DM im Jahre 1981 auf nahezu 35 
Mrd DM im Jahre 1987 angestiegen, was einem Zu- 
wachs von 57 % entspricht, und dies bei sehr stabüem 
Preisniveau. Der Anteü am gesamten nationalen FuE- 
Budget, den die Wirtschaft finanziert, ist im gleichen 
Zeitraum von rd. 56 % auf rd. 61 % angestiegen. Die 
Bundesregierung begrüßt diese Entwicklung. Sie ent- 
spricht dem Konzept der Marktwirtschaft, nach dem 
Forschung und Entwicklung im Bereich marktorien- 
tierter Technologien vor allem Aufgabe der Unterneh- 
men sind. 

In voller Anerkennung dieser Leistung appeUiert die 
Bimdesregierung an die Wirtschaft, nach der Expan- 
sion der eigenen FuE-Ausgaben mehr zu tun, 

— für Ausbau und Weiterqualifizierung ihrer FuE- 
Personalkapazität; 

— für aktivere Zusammenarbeit mit den Hochschulen 
und der übrigen staathch geförderten Forschrmg; 

— für langfristig-strategische Forschung neben kurz- 
bis mittelfristiger imd defensiver FuE. 

Im gleichen Sinne appeUiert die Bundesregierung an 
die Wissenschaft — auch hier in voUer Anerkennung 
der Anstrengungen zxim Aufbau neuer Schwerpunkte 
und dem wieder deutUch gewordenen Leistungswil- 
len in den letzten Jahren — , 

— sich intensiver um den besonders qualifizierten 
wissenschaftlichen und technischen Nachwuchs, 
für den sie vor aUen anderen verantwortlich ist, zu 
kümmern; 

— sich noch engagierter den ethischen Grundsatz- 
und Grenzfragen eigenverantwortlich zu steUen; 

— noch bereitwilUger und umsetzungsorientierter 
mit der Wirtschaft zusammenzuarbeiten und 
schheßlich 

— noch aufgeschlossener neuen Feldern und damit 
dem Themenwandel Raum in der Forschung zu 
geben. 

Nur in gemeinsamer Verantwortung und Anstren- 
gung kann sich die Forschungslandschaft in der Bun- 
desrepublik Deutschland so entwickeln und entfalten, 
wie wir uns dies alle wünschen. Die Bundesregierung 
wird daher den intensiven Dialog mit Wissenschaft 
und Wirtschaft über diese Fragen fortführen. 


1 .3 Bisherige und künftige Schwerpunkte der 
Forschungs- und Technologiepolitik 

Den Leithnien und Zielsetzungen entsprechend hat 
sich die Forschungs- imd Technologiepohtik der Bun- 
desregierung in den letzten Jahren auf folgende An- 
satzpunkte konzentriert: 


(1) verstärkte Förderung der Grundlagenforschung; 

(2) Ausbau der Vorsorgeforschung (insbesondere 
Ökologie, Gesimdheit, Khmaforschung);- 

(3) grundlagenorientierte und gegenüber der Wirt- 
schaft subsidiär angelegte Förderrmg im Bereich 
marktorientierter Technologien; 

(4) Verbesserung der Rahmenbedingungen für Inno- 
vationen in kleinen und mittleren Unternehmen; 

(5) Maßnahmen zur Verbesserung der Forschungs- 
struktur und zur Entbürokratisierung; 

(6) Stärkung von Forschungsgebieten mit langfristi- 
ger Perspektive; 

(7) Ausbau und Intensivierung der internationalen 
Zusammenarbeit; 

(8) Forschung und verantworüiche Diskussion über 
Technologiefolgen, über Wissenschaft und Ver- 
antwortung. 

Förderung der Grundlagenforschung 

Es gehört zu den Vorzügen unseres Systems der Wis- 
senschaftsförderung, daß das Gewicht der Grundla- 
genforschung unumstritten ist und ihre Finanzierung 
auch bei angespannter Situation der öffenthchen 
Haushalte insgesamt auf hohem Niveau gehalten 
bzw. noch gesteigert werden konnte. Dies gilt nicht 
zuletzt für die Förderung durch den Bimd. Er fördert 
die Grundlagenforschimg mittelbar und unmittelbar 
innerhalb und außerhalb der Hochschulen. 

Dabei hegen die Hauptakzente zunächst auf der ge- 
meinsamen Finanzierung der Forschung von Bund 
und Ländern nach der Rahmenvereinbarung For- 
schungsfördenmg, wobei auf seiten des Bundes vor 
ahem der BMBW und der BMFT beteüigt sind, und 
zwar 

— in der ahgemeinen Förderung der Hochschuhor- 
schung über die Deutsche Forschungsgemein- 
schaft; 

— in der Förderung von Schwerpunkten an den 
Hochschulen ebenfahs über die Deutsche For- 
schungsgemeinschaft und über die Sonderfor- 
schungsbereiche ; 

— in der Förderung der Max-Plan ck-Gesehschaft; 

— in der Finanzierung der Großforschimgseinrich- 
tungen (90 % Bundesanteü) mit ihrem hohen Be- 
darf an Großgeräten für die Grundlagenforschung 
und insgesamt hohen Grundlagenforschungsan- 
teü. 

Auch die im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
Hochschulbau vom Bund bereit gestehten Mittel die- 
nen in erhebhchem Maße der Stützung der Grundla- 
genforschung, sei es durch ahgemeine Verbesserung 
ihrer Voraussetzungen, sei es durch die nach dem 
Hochschulbauförderungsgesetz möghche Bereitstel- 
lung von Großgeräten. 

Hinzu kommen die Beiträge des Bundes an internatio- 
nale Einrichtungen der Grundlagenforschimg wie 
z. B. CERN und ILL (Grenoble). 
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Die Förderung der Grundlagenforschung hat insbe- 
sondere im Haushalt des BMFT ein deutlich stärkeres 
Gewicht erhalten. Ihr Anteil stieg von rd. 28 % zu 
Beginn der 80er Jahre auf rd. 37 % im Jahre 1987. 
Bezogen auf die Bundesmittel insgesamt ist der Anteü 
der Grundlagenforschung von 24,6 % (1981) auf 
27,5 % (1986) angestiegen. Allein der BMFT- Anteü an 
den in den letzten Jahren beschlossenen Großgeräten 
für die Grundlagenforschung beträgt rd. 3,5 Mrd DM. 
Darüber hinaus wurde der Anteü der Grundlagenfor- 
schung im Rahmen der Fachprogramme deutlich er- 
höht. Lag der Grundlagenforschungsanteü beispiels- 
weise im Bereich der Förderung marktorientierter 
Technologien durch den BMFT im Jahre 1981 noch 
bei 4,7 %, so hat er 1987 bereits rd. 11 % erreicht und 
wird weiter ansteigen. Über eine entsprechend ange- 
legte Projektförderung (u. a. zunehmende Verbund- 
forschung) sind die BMFT-Zuwendungen an die 
Hochschulen von rd. 310 Mio DM 1982 auf rd. 
540 Mio DM 1987 angestiegen. Auch nach der Reali- 
sierung der derzeitigen Investition sweUe bei Großge- 
räten wird der Anteü der Grundlagenforschung daher 
kaum ab sinken. 

Näheres zu der Förderung der Grundlagenforschimg 
findet sich in Kapitel 4 sowie in den Teüen II, HI imd V 
dieses Berichts. 

Für die nächsten Jahre sieht die Bundesregierung 
eine vorrangige Aufgabe darin, auf Zeit angelegte, 
programmorientierte Grundlagenforschung noch bes- 
ser mit der freien, grundfinanzierten Forschung zu 
verzahnen, damit Synergie- und Anstoßeffekte für 
beide Seiten wirksam werden. 


Ausbau bei der Vorsorgeforschung 

Entsprechend der Zielsetzung, sowohl zu chancenrei- 
chen Lebens- und Arbeitsbedingungen als auch zu 
einem auf Dauer tragfähigen Umgang mit den natür- 
hchen Ressourcen beizutragen, hat die Bundesregie- 
rung die Vorsorgeforschung zu einem zweiten 
Schwerpunkt ihrer Forschungsförderung gemacht. 
Aüein die Mittel für Gesimdheitsforschung, ökologi- 
sche Forschung, Umwelttechnik und Khmaforschung 
hegen im BMFT-Haushalt 1988 um rd. 300 Mio DM 
oder rd. 75 % höher als im Jahre 1982. Voraussichthch 
im Jahre 1989 wird darüber hinaus ein neues, weiter- 
führendes Programm zu neuen Technologien und Ar- 
beitsbedingimgen, Arbeitsorganisation einschl. Ge- 
sundheitsschutz am Arbeitsplatz vorgelegt. Auch wei- 
terhin betrachtet die Bxmdesregierung den Bereich 
der Vorsorgeforschung als Schwerpunkt ihrer For- 
schungsförderung, wie im übrigen in Kapitel 3 im 
Zusammenhang erläutert wird. 


Förderung marktorientierter Technologien 

Die Bundesregierung hat die direkte Projektförde- 
rung an die Wirtschaft im Rahmen der BMFT-Förde- 
rung für marktorientierte Technologien kontinuierhch 
um rd. 1 Mrd DM im Vergleich 1987 gegenüber 1982 
zurückgeführt. 

Die Bundesregierung hat andererseits ihre Förderung 
auf die Entwicklung zivüer Luftfahrzeuge, auf bran- 


chenübergreüende Schlüsseltechnologien sowie auf 
ausgewählte Gebiete der Energie- imd Verkehrstech- 
nik sowie der Meerestechnik konzentriert. Im einzel- 
nen fallen besonders ins Gewicht: 

— die Komplettierung der Airbus-Familie; 

— die Informationstechnik; 

— die MateriaUorschung; 

— die Biotechnologie mit den Schwerpunkten Gen- 
technik, Molekularbiologie und nachwachsende 
Rohstoffe; 

— ausgewählte physikalische Technologien (u. a. 
Laser- und Dünnschichttechnik) mit hohen Syner- 
gie-Effekten für die bereits genannten Bereiche 
sowie 

— regenerative Energietechnologien. 

In der Meerestechnik geht es nicht zuletzt darum, 
einen Beitrag zu den Entwicklungschancen der Kü- 
stenregion zu leisten. 

Im BMFT-Haushalt wurden die Mittel für die genann- 
ten Bereiche 1987 gegenüber 1982 um 35 % erhöht. 
Darüber hinaus wurde die Förderung methodisch und 
inhalüich so angelegt, daß sie zunehmend grundla- 
genorientiert ansetzt und zu einem Verbund von Wis- 
senschaft und Wirtschaft führt. 

Auch wenn die Beträge sich nicht in allen Bereichen 
wie in der Vergangenheit weiterentwickeln können, 
bleiben die genannten Schlüssel- bzw. marktorien- 
tierten Technologien ein Schwerpunkt der Förderung, 
allerdings zunehmend auf grundlagenorientierte Ver- 
bundforschrmg ausgerichtet und damit für die Wirt- 
schaft als Empfänger eher degressiv. 

Stark rückläufig war der Mitteleinsatz bei der Förde- 
rung der Kernenergietechnik, nicht zuletzt durch die 
Beteiligung der Wirtschaft mit erhebhchen Mitteln 
und durch straffes Management bei der Fertigstellung 
der beiden Prototyp -Kernkraftwerke THTR 300 und 
SNR 300. Nach der erfolgten Übergabe des THTR 300 
an die BetreibergeseUschaft erwartet die Bundesre- 
gierung, daß das atomrechtliche Genehmigungsver- 
fahren für den SNR 300 zügig weitergeführt wird. 

Leicht degressiv war der Mitteleinsatz bei der Förde- 
rung fossiler Energietechnologien und in der Ver- 
kehrsforschung. Dennoch konnten — wie im Fachteil 
(III) dieses Berichts im einzelnen ausgeführt — erheb- 
liche Erfolge erzielt werden, vor aUem in der umwelt- 
freundhchen Kraftwerks- und Feuerungstechnik und 
bei der Kohlevergasungs- und -Verflüssigungstechno- 
logie. In der Verkehrsforschung wird der Schwer- 
punkt in den nächsten Jahren in der Weiterentwick- 
lung der erfolgreich erprobten Transrapid-Magnet- 
schnellbahn bis zur Einsatzreife liegen. 


Verbesserung der Rahmenbedingungen für 
Innovationen in kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMU) 

Die Bundesregierimg hat in den vergangenen Jahren 
mit dem Ziel der Hüfe zur Selbsthüfe die mittelständi- 
sche Wirtschaft durch befristete Maßnahmen im FuE- 
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Bereich nachhaltig unterstützt. Allein die indirekten 
und indirekt-spezifischen Maßnahmen des BMFT, die 
vor allem diesen Unternehmen zugute kommen, stie- 
gen von rd. 116 Mio DM im Jahre 1982 auf knapp 
300 Mio DM im Jahre 1987. Nimmt man alle Maßnah- 
men von BMWi und BMFT zusammen, so erreichte die 
Forschungsförderung für den Mittelstand 1987 einen 
Betrag von etwa 780 Mio DM (vorläufiges Ist). Damit 
erhielten kleine und mittelgroße Unternehmen einen 
deutlich höheren Zuschuß pro selbst aufgewendeter 
Forschungsmark wie Großunternehmen. Diese Mittel 
kommen tendenziell auch ländlichen Regionen stär- 
ker zugute, zumal es hier vergleichsweise mehr kleine 
und mittlere Unternehmen als in den Verdichtungs- 
regionen gibt. 

Ein Teil der besonders auf KMU zielenden Pro- 
gramme, vor allem der Modellversuch technologie- 
orientierte Untemehmensgründungen (TOU), aber 
auch das Personalkostenzuschußprogramm (PKZ) des 
BMWi sowie die Forschungspersonal-Zuwachsförde- 
rung des BMFT waren von vornherein befristet ange- 
legt. Darüber hinaus war imvermeidhch, daß indi- 
rekte Programme im Zuge der Steuerreform, die mit 
der Leistungs- auch die Forschungsfähigkeit gerade 
der KMU merklich verbessert hat, überprüft und, so- 
weit vertretbar, abgebaut werden. Am Auslaufen so- 
wohl von PKZ als auch der Forschungspersonal-Zu- 
wachsfördeiung des BMFT wird daher festgehalten. 
Eine umfassende Steuerreform statt partieller finanzi- 
eller Hilfen entspricht auch den wiederholten Forde- 
rungen der Wirtschaft. Eine wichtige Gestaltungsauf- 
gabe bleibt aber auch in Zukunft die Förderung und 
Verbesserung der Innovationsbedingungen für KMU. 
Die Bundesregierung wird daher prüfen, wie — even- 
tuell auch durch Fortführung, Weiterentwicklung und 
gegebenenfalls der Ergänzung von Programmen — 
dafür Sorge getragen werden kann, daß gerade diese 
Unternehmen in einem wirkungsvollen rmd spürba- 
ren Umfang an der Forschungsförderung beteüigt 
werden. Zur zukünftigen Anlage der Wirtschaftsför- 
derung vgl. im übrigen Kapitel 5. 


Strukturverbesserungen in der Forschung 

Eine ganze Reihe von Maßnahmen, insbesondere des 
BMBW und des BMFT, die im einzelnen in Kapitel 4 
im Zusammenhang erörtert werden, dient der Struk- 
turverbesserung, der Enfaltimg von Eigeninitiative 
und Leistungsbereitschaft sowie der Entbürokratisie- 
rung in der Forschung, so u. a.: 

— thematische Neuorientierung in den Großfor- 
schungseinrichtimgen; 

— die Einführung eines gemeinsamen Programms 
von Bund und Ländern zur Förderung der Spitzen- 
forschung; 

— Maßnahmen zur Förderung des wissenschaftli- 
chen Nachwuchses; 

— Unterstützung der Schwerpunktbüdung an den 
Hochschulen, u. a. im Rahmen der Förderung von 
Gentechnik und Molekularbiologie; 

— größere Freiheit bei der Verwendung staatlicher 
Mittel in Forschungseinrichtungen. 


Als weitere Maßnahme wurde ein Geräteausstat- 
tungsprogramm (CIP) für die Hochschulen (vor allem 
Rechner) und dessen gemeinsame Finanzierung im 
Rahmen des Hochschulbau-Förderungs-Gesetzes 
(HBFG) in Gang gesetzt. 

GenereU wird die Leistungsfähigkeit der wissen- 
schaftlichen Forschungslandschaft und ihre struktu- 
relle Weiterentwicklimg ein Hauptanhegen der For- 
schimgspohtik der Bimdesregierung bleiben. 


Stärkung von Forschungsgebieten mit langfristiger 
und internationaler Perspektive 

Neben der Förderung der Grundlagenforschung und 
vordringlicher Aufgaben der Vorsorgeforschung ist es 
Aufgabe der Forschungspohtik, auch langfristige Per- 
spektiven und Optionen zu eröffnen. Dazu gehören 
entsprechend angelegte strategische Programme wie 
die Kernfusionsforschung, die Meeres- und Polarfor- 
schung und jetzt im besonderen Maße die neuen Wei- 
chenstellungen in der Weltraumforschung. 

Neben den rein forschungsorientierten Perspektiven 
geht es dabei auch um das Ziel der verstärkten Inte- 
gration Europas und insgesamt der westtichen Welt. 
Gerade angesichts einer Diskussion über Vor- und 
Nachteile eines freien Know-how-Russes, angesichts 
eines zunehmend intensiver werdenden Technologie- 
wettbewerbs und aufkeimender protektionistischer 
Überlegungen brauchen wir mehr Kooperation, die 
allerdings den unternehmerischen Leistungswettbe- 
werb — auch in der Forschung — nicht beeinträchti- 
gen darf. Wettbewerb rmd Kooperation zusammen 
ermöghchen gemeinsame Wahrnehmung der Zu- 
kimftsaufgaben und pohtischen Zusammenhalt zu- 
gleich. 

Beide Gedanken, eine weitgehende europäische Ei- 
genständigkeit als forschungspolitische Option und 
die europäische und atlantische Kooperation als Ele- 
mente der Integration, waren Leitgedanken der ESA- 
Ratstagung auf Ministerebene in Den Haag im No- 
vember 1987. Dort wurden in einem breiten Konsens 
der europäischen Länder weitreichende Grundsatz- 
beschlüsse zu einer eigenständigen europäischen 
Weltraumfahrt und zugleich zur transatlantischen Ko- 
operation gefaßt, wobei jedoch die Möghchkeit zu 
eventuell notwendigen Korrekturen offengehalten 
wurde. 


Ausbau und Intensivierung der internationalen 
Zusammenarbeit 

Neben der skizzierten Kooperation in der Weltraum- 
forschung steht die weitere potitische Integration Eu- 
ropas im Mittelpunkt der Überlegungen beim Ausbau 
der gemeinsamen europäischen Forschungsförde- 
rung. Wichtige Schritte hierzu waren: 

— die Verabschiedung der Einheitlichen Europäi- 
schen Akte, in der die Stärkung der wissenschaft- 
hchen und technischen Grundlagen der europäi- 
schen Industrie und die Förderung ihrer internatio- 
nalen Wettbewerbsfähigkeit als Ziele der Europäi- 
schen Gemeinschaft hervorgehoben werden; 
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— die Verabschiedung des neuen Forschungs-Rah- 
menprogramms der EG und 

— die erfolgreiche Umsetzung der französisch-deut- 
schen EUREKA-Idee. 

Die erfolgreiche Umsetzung der französisch-deut- 
schen EUREKA-Idee hat die Forschungs- und Ent- 
wicklungszusammenarbeit von Unternehmen mitein- 
ander und mit Forschungseinrichtungen in einem 
nicht erwarteten Ausmaß stimuhert. Bemerkenswert 
ist hierbei, daß diese projektbezogene Zusammenar- 
beit weit über die Mitghedsländer der EG hinausgeht 
und insbesondere die technologisch fortgeschrittenen 
Mitgliedsländer der EFTA einschheßt. Die Chancen, 
zu offenen europäischen Märkten in Hochtechnolo- 
giebereichen zu kommen, haben sich hiermit wesent- 
hch verbessert. 

Die 1987 abgeschlossenen wissenschafthch-techni- 
schen Kooperationsabkommen mit führenden RGW- 
Staaten unterstreichen andererseits den Willen der 
Bundesregierung zur Kooperation über Systemgren- 
zen hinweg zur Stärkung der gemeinsamen Verant- 
wortung, zu einer besseren Verständigung und zum 
Ausbau der wirtschaftlichen und kulturellen Bezie- 
hungen. 

Aufgrund der herausragenden Bedeutung, die inter- 
nationale Kooperation in Forschung und Technologie 
gewinnt, wird sie ausführlich und im Zusammenhang 
in Kapitel 2 dargestellt. 


Forschung und verantwortliche Diskussion über 
Technikfolgen und Verantwortung der 
Wissenschaft 

Eine der schwierigsten Aufgaben der Forschungs- 
und Technologiepolitik in den letzten Jahren war es, 
wieder mehr RationaUtät und Verantwortlichkeit in 
die Diskussion über Technikfolgen zu bringen. Die 
Aufgabe wurde rächt leichter durch die lange anhal- 
tende Arbeitslosigkeit, durch Unfälle wie die von 
Tschernobyl und Basel, durch offenkundiges Fehlver- 
halten einzelner Unternehmen, wie es jetzt bei Nukle- 
artransporten sichtbar wurde. Hinzu kommen die An- 
fang der 80er Jahre alarmierend zunehmenden Wald- 
schäden, die Sorgen über möghche globale Khmaver- 
änderungen und damit eine neue Dimension der öko- 
logischen Frage. Darüber hinaus stellte sich verschärft 
die Frage der Verantworung der Wissenschaft im Zu- 
sammenhang mit der Gentechnik. 

Zu der notwendigen Nüchternheit in allen diesen Fra- 
gen konnte die Bundesregierung durch konsistentes 
Handeln, durch gebündelte Forschungsanstrengun- 
gen und durch die Organisation von Sachverstand für 
notwendige Klärungen erhebhch beitragen. Zu nen- 
nen sind insbesondere: 

— der auch in diesem Zusammenhang zu sehende 
Ausbau der Umweltforschung von der Waldscha- 
densforschung über die Klimaforschung bis hin zur 
ökologischen Forschung; 

— die Untersuchung der Zusammenhänge von Tech- 
nik und Arbeit; 


— die beharrhche Information über die ökologischen 
und wirtschaftiichen Chancen von Technologien; 

— der Klärungsprozeß zu Gentechrdk und Ethik und 
zu den Grenzen der Forschrmg am Menschen; 

— die Iiütiativen der Bundesregierung zur Erhöhung 
der Sicherheit größte chrüs eher Anlagen auch im 
internationalen Rahmen. 

Alle diese Fragen sind letztlich auch Kernfragen der 
Weiterentwicklung unserer technologischen Kultur. 
Sie werden daher, wie in Kapitel 3 näher und im Zu- 
sammenhang ausgeführt, auch weiterhin im Zentrum 
der Forschungspohtik der Bundesregierung stehen. 


2. Neue technologische Basis, weltweit 

wachsende Forschungsanstrengungen und 
Intemationalisierung von Forschung und 
Technologie 

2.1 Schlüsseltechnologien und die von ihnen 
ausgehenden „strukturellen“ Innovationen 

Die bekannten, seit Ende der 70er Jahre weltweit im- 
mer mehr in den Vordergrund tretenden Schlüssel- 
technologien, 

— die Informationstechnik, mit Mikroelektrorük, fort- 
geschrittener Informationsverarbeitung und Nach- 
richtentechnik, 

— die moderne Biologie, mit den Fortschritten in der 
Gentechnik, der Molekularbiologie und der Bio- 
technologie, 

— die neuen Materialtechnologien, von verbesserten 
keramischen Werkstoffen über Verbundwerk- 
stoffe, neue Polymere, die vielfältigen Anwendun- 
gen des Lasers und weiterentwickelte Oberflä- 
chentechnologie bis hin zu dem wissenschaftii- 
chen Durchbruch bei der Supraleitung, 

haben in ihrer wissenschaftiich-techrdschen Weiter- 
entwicklung und in der zunehmenden Breite ihrer 
Anwendung noch zugenommen. Die von der Informa- 
tionstechnik und neuen Materiahen ausgehenden In- 
novationen wirken zunehmend „strukturell", nämüch 
quer durch eine Vielzahl von Sektoren, wobei sie Fer- 
tigungstechnik, Produkte und den Prozeß der Ent- 
wicklung z.T. revolutionieren, zumindest zu neuen 
Kombinationen führen. Kennzeichnend ist eine viel- 
fältige Verknüpfung dieser Technologien miteinan- 
der. 

Einige dieser Technologien revolutiorderen ihrerseits 
wieder die technologische Entwicklung und die wis- 
senschaftliche Forschung und eröffnen damit im 
„Kreativitätsbereich" vöUig neue Chancen, vor al- 
lem 

— Computersimulation technischer Konstruktionen 
anstelle aufwendigen Einzeldesigns und aufwen- 
diger Erprobung, Vernetzung unterschiedhehster 
Anforderungen an Design und technische Kon- 
struktion vor aUem bei anspruchsvollen Entwick- 
lungen vom Flugzeugbau über die Chip-Entwick- 
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lung bis zum modernen Automobil, aber auch bei 
einfacheren Entwicklungsaufgaben mit Hilfe des 
„Computer Aided Design", 

— Hochleistungscomputer als Werkzeug der wissen- 
schaftlichen Forschung, insbesondere für komph- 
zierte Modell- und Simulationsrechnungen, von 
der modernen nichthnearen Mathematik über 
Physik, Meteorologie und Klimaforschung bis zur 
Gentechnik, wobei Software und Rechnerlei- 
stungsfähigkeit noch immer Grenzen setzen. 

Vielleicht ebenso wichtig wie die nahezu generelle 
Werkzeugfunktion des Computers für die Wissen- 
schaft und die speziellere Werkzeugfunktion der Gen- 
technik für Biologie und Biotechnologie sind die schon 
in Kapitel 1 angesprochenen organisatorischen Rück- 
wirkungen der neuen Techniken auf die Wissen- 
schaft, vor allem die Impulse aus einer zunehmend 
disziphnübergreifenden Forschung und Entwick- 
lung. 

Zum aktuellen Entwicklungsstand und zur wirtschaft- 
hchen Bedeutung läßt sich im einzelnen folgendes 
sagen: 

Das überdurchschnittliche wirtschafthche Wachs- 
tumspotential der Hochtechnologie-Bereiche hat sich 
weiter bestätigt. Nach Berechnungen der OECD ist 
die Nachfrage nach Gütern des Hochtechnologie- 
Sektors (elektrische und elektronische Ausrüstungen, 
Informationstechnik einschl. Automation sowie Meß- 
und Regeltechnik, chemische und pharmazeutische 
Produkte) in den OECD-Ländem zwischen 1972 und 
1982 real um jährhch 6,7 % gestiegen, dagegen die 
Nachfrage nach Produkten der Verarbeitungsindu- 
strie insgesamt nur um 3,1 % jährhch. 

Für jedermann sichtbar sind die von der Informations- 
technik ausgehenden Innovationen. Sie hat nicht nur 
die Anwendungen auf den Feldern der Informations- 
verarbeitung und der Nachrichtentechnik sprunghaft 
ausgeweitet und neue Investitionsschübe weltweit 
ausgelöst. Sie hat sich zugleich in großen Schritten 
neue Anwendungen in traditionellen Bereichen wie 
dem Maschinenbau, der Photo- und Uhrentechnik, 
der Medizintechnik, der Meß- und Regeltechnik und 
der Automobiltechnik erschlossen bis hin zur Revolu- 
tionierung der Fertigungstechnik im Sinne einer intel- 
hgenten und flexiblen Fertigungssteuerung. 

Durch Integration von Hochtechnologie-Komponen- 
ten in die klassische industrielle Produktpalette wur- 
den dabei die für den Strukturwandel erforderüchen 
Kostensenkungen und zugleich neue Quahtätsmerk- 
male mögüch, die die Nachfrage stimulierten. 

Schätzungen, wie sie von der OECD veröffenüicht 
wurden, gehen davon aus, daß Mikroelektronik und 
elektronische Ausrüstungen im Jahre 1985 bereits ei- 
nen Produktionswert von fast 500 Mrd $ oder 4,7 % 
des Welt-Brutto-Sozialprodukts erreicht hatten und 
daß bis zum Jahr 2000 ein Anteil von 8 % erreicht 
werden könnte. 

Technologisch stehen derzeit im Vordergrund: Noch 
höhere Integrationsdichte bei den Bauelementen im 
Submikronbereich in Richtung auf 4 bzw. 16 Megabit- 
Speicher; Parallelrechner, weitere Vernetzung insbe- 


sondere in der Fertigungstechnik, KI und generell 
Software -Entwicklung. 

Die moderne Biotechnologie hat noch nicht diese 
Phase der breiten wirtschafthchen Anwendung und 
Wahrnehmung erreicht und wird womöghch in struk- 
tureller Hinsicht auch weniger breit als die Informa- 
tionstechnik wirken. Die in wenigen zurückliegenden 
Jahren entdeckten und breit angewendeten moleku- 
largenetischen und zellbiologischen Methoden haben 
andererseits in kurzer Zeit zu einer beachthchen Ver- 
mehrung unserer Kenntnisse über die grundlegenden 
Lebensvorgänge geführt. Die Grenzen sind nicht ab- 
zusehen. Erste praktische Anwendungen dieser For- 
schungsergebnisse in Laboratorien und Industrie zei- 
gen, daß wir erst am Anfang einer tiefgreifenden Inno- 
vationsphase stehen. 

Teils schon praktizierte, teils sich ankündigende An- 
wendungen in Medizin, Landwirtschaft, Umwelt- 
schutz und Rohstoffversorgung sind: 

— die Analyse von Struktur und Funktion der Erb- 
informationen niederer und höherer Lebewesen 
einschließlich des Menschen; 

— die Charakterisierung von Erbkrankheiten und 
das Studium von Krankheitserregern; Prüfung und 
Produktion von Regulationsstoffen; 

~ die züchterische Verbesserung von Kulturpflanzen 
und Nutztieren; 

— die Herstellung therapeutisch verwendbarer Stoffe 
(z. B. Insuün, Interferon, Hormone), umwelt- 
freundlicher Substanzen sowie chemischer Grund- 
und Rohstoffe; 

— die Entwicklung biotechnologischer Verfahren 
und die Verbesserung der Produktionseigenschaf- 
ten von Mikroorganismen zur umweltfreundüchen 
Produktion und zum Abbau umweltgefährdender 
Stoffe. 

Wirklich entscheidende Hüfen der Biotechnologie für 
die menschhche Gesundheit werden von der weiteren 
molukularbiologischen Grundlagenforschung erwar- 
tet, besonders von der weiteren Aufklärung der Tu- 
morentstehung und der Struktur-Funktions-Wechsel- 
beziehungen in der Immunologie und Virologie. 

Neue Gebiete biotechnologischer Forschung, wie 
Neurobiologie und Biosensorik, eröffnen aber auch 
neue Chancen bei der Miniaturisierung in der Com- 
puter- und Konununikationstechnik oder bei der Pro- 
zeßüberwachung in der Produktion. 

Bei den neuen Werkstoffen stehen hochentwickelte 
Keramik, Verbundwerkstoffe wie kohlenstoff- und 
aramidfaserverstärkte Kunststoffe, Spezialpolymere, 
neue Oberflächen-Technologien sowie die Supralei- 
tungstechnik im Vordergrund. Von der OECD veröf- 
fentlichte Projektionen gehen davon aus, daß der Be- 
darf an neuen, hochspeziahsierten Werkstoffen mit 
zweistelligen Zuwachsraten wachsen wird, während 
konventionelle Materiahen im Durchschnitt Wachs- 
tumsraten von etwa 3 % aufweisen werden. 

Die auf allen diesen Gebieten immer wieder notwen- 
dige Kombination komplementären Wissens, das 
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kaum mehr im Rahmen der Forschung eines einzel- 
nen Landes „komplett" zur Verfügung steht, ist einer 
der Gründe für die derzeit sichtbar werdende Interna- 
tionahsierung und Globahsierung der Forschung, die 
eine neue Qualität in der internationalen Kooperation 
darstellt. Weitere Gründe sind: Der Zugang zu den 
internationalen Märkten sowie die Notwendigkeit der 
Kostenteilung selbst für Großunternehmen angesichts 
steigenden Forschungs- und Entwicklungsaufwands 
bei zugleich kürzeren Innovationszyklen. 


2.2 Weltweit steigende Aufwendungen für FuE; 
steigender Anteil von FuE an den 
Gesa mti n vest itio nen 

Das deuüicher hervortretende wirtschaftliche Poten- 
tial von Forschung und Entwicklung in Schlüsselbe- 
reichen beschleunigte das Wachstum der Aufwen- 
dungen für Forschung und Entwicklung weltweit, und 
zwar verstärkt in der 2. Hälfte der 70er Jahre und 
erneut nach Überwindung der Wirtschaftskrise der 
Jahre 1980 — 1982. Neben dem raschen Anstieg der 
Aufwendungen sind die wichtigsten Tendenzen hier- 
bei; 

— der wachsende Anteil der Wirtschaft an der Finan- 
zierung der nationalen FuE-Budgets in der Mehr- 
zahl der Länder sowie 

— der steigende Anteü von FuE-Aufwendimgen im 
Vergleich zu den Gesamtinvestitionen der Unter- 
nehmen. 

In den großen wesüichen Industrieländern stehen die 
folgenden Entwicklungen im Vordergrund: 

— Seit 1970 ist der Anteil der FuE- Aufwendungen am 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) in allen führenden In- 
dustrieländern, am deutlichsten in Japan und der 
Bundesrepubhk Deutschland, erhebhch angestie- 
gen. Lag dieser Anteil in der Bundesrepubhk 
Deutschland im Jahre 1970 noch bei etwa 2 % und 
in Japan knapp darunter, so hegt er heute etwa bei 
2,7 bzw. 2,9 % mit der deutüchen Tendenz in Rich- 
tung auf 3 %. Diese Marke wird voraus sichüich 
etwa 1990 von beiden Ländern und auch von den 
USA erreicht. Die USA hatten allerdings bereits 
Anfang der 70er Jahre einen FuE- Anteil am BIP 
von rd. 2,5 %, der sich dann im Verlauf der 70er 
Jahre zunächst verringerte, um erst in den 80er 
Jahren deuthch über das zuvor erreichte Niveau 
hinauszuwachsen. Japan und die Bundesrepubhk 
Deutschland konnten daher zwischenzeithch 
gleichziehen. 

— Die Bezugsgröße BIP verdeckt allerdings — weil 
auch das Wirtschaftswachstum in Japan in den 
70er Jahren besonders hoch war — die besondere 
Dynamik der japanischen FuE-Aufwendungen: 
Zwischen 1971 und 1985 hat Japan seine FuE-Auf- 
wendungen ungefähr versechsfacht, die Bundes- 
repubhk Deutschland und die USA haben ihre 
Aufwendungen jeweils etwa vervierfacht. 

— In den genannten drei Ländern wird ab Mitte der 
70er Jahre das Wachstum der FuE-Ausgaben im- 
mer stärker von der Wirtschaft getragen, die ihren 


Anteil seither fortlaufend erhöht. Bei einem insge- 
samt schwächeren Anstieg der FuE-Ausgaben gilt 
dieser Trend in den letzten Jahren auch für Groß- 
britannien. Die Finanzierungsanteile von Staat 
und Wirtschaft bheben ledighch in Frankreich und 
Itahen in etwa gleich, was auf ein in den letzten 
zehn Jahren gegenüber den anderen Ländern weit 
überdurchschnitthches Wachstum der staathchen 
Mittel zurückzuführen ist, vor aUem in Frankreich 
mit der erklärten Absicht, im FuE-Anteil zu den 
Führungsländem aufzuschließen. 

— In der Industrie der meisten wesüichen Länder ha- 
ben die „Investitionen" in FuE eine wesenthch hö- 
here Wachstumsrate als die Investitionen in Anla- 
gen. Nach Berechnungen der OECD ist die „FuE- 
Intensität" (d. h. FuE-Aufwendungen im Verhält- 
nis zum Produktionswert) in der japanischen und 
in der deutschen Industrie im Vergleich der 80er zu 
den frühen 70er Jahren um 75 % bzw. 63 % ange- 
stiegen; die entsprechende „Anlagen-Intensität" 
ist dagegen um 20 % bzw. 24 % gesunken. 

Alle diese Trends bestätigen, daß hinter den hohen 
Anstrengungen für FuE die Tendenz zu einer know- 
how- und software-intensiven Produktion gerade in 
den führenden Industrieländern steht. Dies bedeutet 
aber nicht nur neue Wachstumschancen, sondern ist 
ebenso wünschenswert im Hinbhck auf den weiteren 
weltwirtschafthchen Strukturwandel, auf den not- 
wendigen schonenden Umgang mit den natürhchen 
Ressourcen und auf die stärkere Einbeziehung der 
Schwellenländer und der Dritten Welt in den Welt- 
handel. 

Bei Würdigung der aufgezeigten Relationen darf na- 
tionale und europäische Forschungspohtik allerdings 
die Größenordnungen und die internationale Vertei- 
lung von FuE-Ressourcen nicht aus den Augen verlie- 
ren: Geht man von dem FuE-Aufwand der sechs wirt- 
schaftlich stärksten OECD-Länder (USA, Japan, Bun- 
desrepubhk Deutschland, Frankreich, Großbritannien 
und Itahen) aus, dann verfügen die USA nach dem 
Stand von 1985 über rd. 53 % der FuE-Mittel, Japan 
über gut 19 %, die Bundesrepubhk Deutschland über 
knapp 10 % und die drei großen europäischen Nach- 
barländer zusammen über gut 17 %. Anders ausge- 
drückt: Die USA geben mehr als das Fünffache und 
Japan bereits doppelt soviel wie die Bimdesrepubhk 
Deutschland für FuE aus; die großen westeuropäi- 
schen Länder zusammen etwa halb so viel wie die 
USA, jedoch mehr als Japan. 

Dies kann nur heißen, daß Kooperation in Europa, 
aber auch weltweit noch selbstverständhcher werden 
muß. Es heißt aber auch, daß die Anstrengungen in 
der Bundesrepubhk Deutschland, in Forschung und 
Technologie international Schritt zu halten, weiterge- 
hen müssen. 


2.3 Internationalisierung der Produktion und 
Nutzung technologischen Wissens 

Wohl kaum eine forschungspolitisch bedeutsame Ent- 
wicklung in den letzten Jahren entfaltete eine Dyna- 
mik, die mit der raschen Internationalisierung und 
Globalisierung der Technologieentwicklung und -nut- 
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zung vergleichbar wäre. Zwar wird seit Jahrzehnten 
in der Grundlagenforschung sehr eng und weltweit 
zusammengearbeitet. Auch gibt es seit langem in der 
Industrie Know-how-Austausch und Lizensierung. 
Seit einigen Jahren bahnt sich im Zusammenhang mit 
den weltweit vorangetriebenen Schlüsseltechnolo- 
gien allerdings eine neue Quahtat an, die durch fol- 
gende Entwicklungen gekennzeichnet ist: 

— verstärkte Auslandsinvestitionen, joint ventures 
und Firmenübemahmen vor allem durch transna- 
tionale Unternehmen zur Verbreiterung der Know- 
how-Basis und des Marktzugangs; 

— sprunghafter Anstieg der internationalen FuE-Ko- 
operationsabkommen von Unternehmen unterein- 
ander sowie zwischen Unternehmen und Universi- 
täten; 

— Zunahme des Informationsangebotes wissen- 
schafüicher Datenbanken, des globalen wissen- 
schaftlich-technischen Consulting, letzüich die ra- 
sche Entwicklung eines internationalen Wissens- 
marktes. 

Allein die internationalen Kooperationsabkommen 
zwischen großen Unternehmen der Halbleiterindu- 
strie haben von zwei Abkommen im Jahre 1978 auf 
mehr als 40 Abkommen im Jahre 1984 zugenommen. 
In nur zwei Jahren, von 1984 bis 1986, wurden mehr 
als 30 gemeinsame Unternehmen im Bereich der Bio- 
technologie zwischen amerikanischen und japani- 
schen Firmen gegründet. 

Hinzu kommt ein früher unbekanntes Maß von Wett- 
bewerb wie Zusammenarbeit auch zwischen den Na- 
tionen auf dem Feld von Forschung und Technologie, 
wobei es vor allem für die mittleren und kleinen Natio- 
nen schwierig geworden ist, sich neben den großen zu 
behaupten und eine ihnen jeweils angemessene Rolle 
zu definieren und einzunehmen. 

Ein besonderer Druck zu internationaler Kooperation 
ist dabei in der Grundlagenforschung zu beobachten, 
die mit zum Teü extremen Ansprüchen an Geräte an 
die Grenze des technisch Machbaren und des jeden- 
falls von einzelnen Staaten Finanzierbaren stößt. 

Ein weiterer Gesichtspunkt für die Forschungspohtik 
sind die wachsenden und weltweit stärker wahrge- 
nommenen Probleme der Dritten Welt und das Hin- 
einwachsen neuer Staaten, der sogenannten Schwel- 
lenländer, in den Kreis hart konkurrierender Indu- 
striestaaten. Andererseits werden viele Entwick- 
lungsländer diesen Sprung noch nicht schaffen. Die 
derzeitige Situation läßt sich wie folgt charakterisie- 
ren: 

— Vor allem einige asiatische Länder sind mit unge- 
ahnter Schnelligkeit den Weg der Industriaüsie- 
rung gegangen, wobei der schnelle Aufbau von 
weltweiten Kooperationen besonders im Falle der 
Repubhk Korea ins Auge fällt. 

— Weitere Länder, z. B. Indien, Brasihen, China und 
Indonesien, stehen an der Schwelle. Auch bei die- 
sen Ländern spielt die wissenschaf tiich-techrüsche 
Kooperation eine wichtige RoUe. 

— Sehr viel schwieriger ist die Situation dagegen in 
den verbleibenden Entwicklungsländern, vor al- 


lem in Afrika und den ärmeren Ländern Asiens 
und Südamerikas. 

Ein letzter und wichtiger Gesichtspunkt schließhch 
sind die sich anbahnenden Forschungskooperationen 
mit den Ländern Osteuropas über die Systemgrenzen 
hinweg. 


2.4 Forschungspolitik im Rahmen der 

zunehmenden Internationalisierung von 
Forschung und Technologie 

Insgesamt gibt es weltweit mehr Forscher, mehr FuE- 
Anstrengungen und es richten sich größere Hoffnun- 
gen auf Forschung und Technologie als je zuvor, 
u. a. 

— Forschung und Technologie als Wettbewerbsvor- 
teil auf umkämpften Märkten, als Triebfeder für 
Wirtschaftswachstum, Beschäftigung und Quelle 
von Wohlstand; 

— zur Lösung drängender Probleme und Befriedi- 
gung elementarer Bedürfnisse, auch in der Dritten 
Welt (Ernährung, Gesundheit, Energie, Ökolo- 
gie). 

Die Bundesrepublik Deutschland engagiert sich da- 
her in der zunehmenden internationalen Zusammen- 
arbeit nach dem Maß ihrer großen wissenschafthchen 
Tradition und Wirtschaftskraft. 

Sie ist sich dabei der Tatsache bewußt, daß Forschung 
und Technologie rücht der alleinige Schlüssel zur Lö- 
sung der Probleme sein können. Wirkung und Einsatz 
haben Grenzen: Mitentscheidend sind das geseU- 
schafüiche und wirtschaftliche Umfeld; für die Wirt- 
schaftsentwicklung z. B. kommt es vor allem auf Inno- 
vation und Diffusion an, die ihrerseits von Ausbil- 
dungsstand, Risikobereitschaft und Rahmenbedin- 
gungen abhängen. Darüber hinaus müssen weltweit 
die Risiken der Technik beherrscht und die Grenzen 
der Forschung beachtet werden. 

Im einzelnen stellen sich, auch gemäß den in Kapitel 1 
skizzierten LeiÜinien, folgende Aufgaben: 

(1) Vertiefung der europäischen Forschungskoopera- 
tion; 

(2) Stärkung der transatlantischen Kooperation mit 
den USA und weltweiter FuE-Kooperation; 

(3) Ausbau der Kooperationsbeziehungen mit den 
Schwelleiüändern und den Ländern der 3. Welt; 

(4) Nutzung der Chancen zur Forschungskooperation 
über die Systemgrenzen hinweg. 

Die Wahrnehmung dieser Aufgaben versteht die Bun- 
desregierung über den naheliegenden Nutzen für die 
Wissenschaft und den weiteren technischen Fort- 
schritt hinaus als einen wichtigen Beitrag für: 

— die weitere wirtschaftliche und politische Integra- 
tion Europas; 

— den notwendigen und von beiden Seiten ge- 
wünschten transatlantischen Zusammenhalt; 
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— die Sicherung des freien Austauschs Wissenschaft- 
lieber Ideen, Kenntnisse und Erfahrungen; 

— die Zurückdrängung protektionistischer Tenden- 
zen in der Weltwirtschaft, wobei der OECD eine 
wichtige Funktion als Plattform für den weltweiten 
Gedanken- und Wissensaustausch zukommt; 

— die Lösung der existenziellen Probleme der Dritten 
Welt; 

— der Ausbau der Forschungskooperation mit den 
sozialistischen Ländern, damit Systemgrenzen 
nicht zu Wissensgrenzen werden; 

— die Stärkung der gemeinsamen Verantwortung im 
Hinblick auf das ökologische Gleichgewicht der 
Erde und schüeßhch für 

— das Entstehen gemeinsamer und verbindender 
Zielvorstellungen durch gemeinsam erarbeitetes 
Wissen. 

Auf diesem Weg wurde in den vergangenen Jahren 

Beachthehes geleistet, doch manches hegt noch vor 

uns. 


Europäische Kooperation 

In Europa ist die französisch-deutsche EUREKA-Idee 
auf dem Weg zu einem beachthehen Erfolg. Das Ge- 
samtvolumen der begonnenen Projekte beläuft sich 
gegenwärtig auf 9 Mrd DM. Es wurde bereits jetzt 
eine kaum für möghch gehaltene Breitenwirkung und 
eine Mobilisienmg erreicht, die auch kleinere Unter- 
nehmen einschheßt. Deutsche Unternehmen sind an 
50 Projekten mit einem Gesamtvolumen von über 
3 Mrd DM beteüigt. Unter den 17 Neuaiuneldungen 
für die letzte ELTREKA-Konferenz in Madrid im Jahre 
1987 waren bereits 9 Vorhaben, für die keine staath- 
che Förderung vorgesehen ist. 

Die EUREKA- Initiative ist damit ein Beispiel dafür, 
wie durch gemeinsames Handeln der europäischen 
Regierungen Barrieren für Untemehmenskooperatio- 
nen beiseite geräumt werden können, ohne daß hier- 
für ein hoher administrativer Aufwand erforderheh ist. 
EUREKA ist thematisch offen für europäische Ver- 
bundprojekte in der marktnahen Forschung, in Berei- 
chen der staathehen Langzeitprogramme und der 
Vorsorgeforschung. Die EUREKA- Initiative stellt da- 
mit ein wichtiges Instrument zur Realisierung der 
Ziele der Forschungs- und Technologiepohtik im eu- 
ropäischen Rahmen dar. Die Bundesregierung wird 
daher weiterhin die EUREKA- Initiative aktiv unter- 
stützen und EUREKA- Projektvorschläge mit Vorrang 
fördern. 

Der Forschungsministerrat der EG hat ein neues Rah- 
menprogramm (1987 — 1991) verabschiedet, das die 
Chance bietet, den mit dem vorausgegangenen Pro- 
gramm geweckten und geförderten Geist der Koope- 
ration in Europa jetzt zu konkreten Erfolgen zu führen. 
Dabei muß eine doppelte Aufgabe gelöst werden, 
nämhch einmal wirklich strategische Projekte auszu- 
wählen und durchzuführen, sowie zum andern, den 
europäischen Zusammenhalt zu stärken, also auch die 


technologisch bisher weniger entwickelten Regionen 
voranzubringen. Das eine darf aber das andere nicht 
behindern, sondern die im gesamten Handlungsbe- 
reich der EG vorgesehenen Maßnahmen müssen sich 
ergänzen. 

Nach wie vor bedarf es einer schlüssigen Arbeitstei- 
lung mit den nationalen Forschungspohtiken, wobei 
vor allem den Gesichtspunkten einer frühzeitigen ent- 
wicklungsbegleitenden Normung im Hinbhck auf die 
zügige Reahsierung des gemeinsamen Binnenmark- 
tes für Hochtechnologiegüter durch die Organe der 
EG Rechnung zu tragen ist. 

Dabei kann es nicht darum gehen, daß hinterher Stan- 
dards „zwangsharmonisiert“ werden. Vielmehr muß 
die Norm und müssen die Marktstandards möghehst 
aus der gemeinsamen Arbeit an der Technik erwach- 
sen. Angesichts der Dynamik, die EUREKA aufgrund 
seiner von Unternehmen sinitiativen ausgehenden 
freiheithehen und unbürokratischen Kooperations- 
struktur hat, ist auch von daher eine höhere Beteili- 
gung der EG an EUREKA- Vorhaben notwendig, als 
sie sich bisher abzeichnet. 

Schließhch stehen die europäischen Länder gemein- 
sam vor der Aufgabe — ähnheh wie dies in der Bun- 
desrepubhk Deutschland bei den Großforschungsein- 
richtrmgen im Gange ist — neue und zeitgemäße Auf- 
gabenstellungen in einigen Einrichtungen der Ge- 
meinsamen Forschungsstelle zu verankern. Hier geht 
es darum, daß vorhandene Kapazitäten besser genutzt 
werden. 

Einen besonderen Stellenwert und eine lange Tradi- 
tion hat die europäische Zusammenarbeit in der 
Grundlagenforschung. Entscheidungen der Bundes- 
regierung, wie z. B. zur Beteiligung an der Errichtung 
einer europäischen Synchrotronstahlenquelle in Gre- 
noble oder zur Mitfinanzierung des neuen Hochener- 
giebeschleunigers LEP bei CERN, zeigen, daß die 
Bundesregierung der europäischen Zusammenarbeit 
auch in der Grundlagenforschung hohe Priorität ein- 
räumt. Sie erwartet allerdings, daß auch die übrigen 
europäischen Länder entsprechend der Bedeutung 
des jeweiligen Wissenschaftsgebietes in ihrem Land 
xmd entsprechend ihrer wirtschaftüchen Stärke eben- 
falls in angemessener Weise zur Finanzierung von 
europäischen Großforschungsgeräten beitragen. 

Die Bundesregierung steht zu diesen gemeinsamen 
Aufgaben und wird das ihr Mögliche tun, um im Rah- 
men des gemeinsamen Binnenmarktes und weiterer 
Schritte zur pohtischen Einigung Europas auch die 
europäische Technologiegemeinschaft Wirklichkeit 
werden zu lassen. 


Stärkung der transatlantischen und weltweiten 
FuE-Kooperation 

Einmal abgesehen von den gefestigten transatlanti- 
schen Verbindungen in Pohtik, Wirtscheift und Kultur 
wäre es auch aus faktischen und praktischen Gründen 
kontraproduktiv, wenn die europäischen Länder nicht 
auch zugleich die wissenschaftlich-technische Koope- 
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ration mit den USA und darüber hinaus weltweit aus- 
bauen würden: 

— Rund 70 % des Forschungspotentials der westli- 
chen Welt hegen außerhalb Europas, mehr als 
50 % in den USA. 

— Es besteht nicht nur eine intensive Wirtschaftsver- 
flechtung durch hohe amerikanische Investitionen 
in Europa und umgekehrt, sondern eine intensive 
und fruchtbare Forschimgskooperation auf der 
Ebene der Unternehmen und der Unternehmen 
mit Hochschulen sowie der Hochschulen und For- 
schungseinrichtungen untereinander. 

— Auch wenn aufgrund der wissenschafthchen 
Stärke der USA die Kooperation europäischer Un- 
ternehmen mit Forschungseinrichtungen imd Uni- 
versitäten in den USA bedeutender ist als rnnge- 
kehrt, so entwickelt sich gegenwärtig die Zusam- 
menarbeit zwischen amerikanischen Firmen in Eu- 
ropa und europäischen Hochschulen und For- 
schungseinrichtimgen doch zunehmend positiv. 


Darüber hinaus bieten sich neue Chancen: 

— Die geplante europäische Beteiligung an der 
internationalen Raumstation unter Führung der 
USA kann zu einer neuen Qualität der wissen- 
schaftiich-technischen Beziehungen führen und 
gerade deshalb besteht die europäische Seite auf 
einer fairen Partnerschaft. 

— Die Kosten von Großgeräten in der Grundlagenfor- 
schung, beispielsweise in der Hochenergiephysik 
oder im Rahmen von Langfristprogrammen wie der 
Kemfusionsforschung, stärken auch in den USA 
den Gedanken einer engeren Partnerschaft mit 
Europa, zumal die in Europa aufgebauten Kapazi- 
täten in der Elementarteüchenphysik und hervor- 
ragende Leistungen auf diesem Feld entspre- 
chende Anreize bieten. 


Mit den USA ist die Bundesregierung der auch im 
übrigen Europa vorherrschenden Auffassung, daß 
wissenschaftliche Leistung den ihr gebührenden Er- 
trag erhalten soU. Die Bundesregierung wird daher 
die Bestrebungen für einen besseren Schutz geistigen 
Eigentums unterstützen. Auf der anderen Seite be- 
trachtet die Bxmdesregierung Wissenschaft und For- 
schung — mit wenigen sicherheitsbedingten Ausnah- 
men — als ein notwendigerweise offenes System, zu 
dessen Kreativität allerdings aUe Länder einen ange- 
messenen Beitrag leisten sollten. 

In diesem Sinne begrüßt die Bxmdesregierung eben- 
falls die zunehmenden Kooperationsangebote von 
seiten Japans und strebt auch hier — wie mit anderen 
ostasiatischen Ländern — faire Partnerschaft zu bei- 
derseitigem Nutzen an. Um einen Beitrag zur Vertie- 
fung des deutsch-japanischen Verhältnisses zu lei- 
sten, hat die Bundesregierung zusammen mit der 
MINERVA GmbH (Tochter der Max- Planck- Gesell- 
schaft) und der Alexander-von-Humboldt-Stiftung im 
Jahre 1988 ein geistes- und geseUschaftswissen- 
schafüiches Institut in Japan errichtet. 


Ausbau der Kooperationsbeziehungen mit den 
Ländern der Dritten Welt 

Gegenüber den fortgeschrittenen Entwicklungslän- 
dern (SchweUenländer) ist vor allem der Versuchung 
der Protektion und der technologischen Abschottung 
zu widerstehen. Nur wenn die Industrieländer selbst 
darin Vorbild bleiben, können die fortgeschrittenen 
Entwicklungsländer veranlaßt werden, ihre Import- 
märkte zu öffnen, als Voraussetzung für einen allsei- 
tigen Gewinn. 

Gegenüber den anderen Entwicklimgsländem blei- 
ben gezielter Technologie-Transfer und die Koopera- 
tion unabdingbar zum Aufbau eigener Fähigkeiten in 
Forschung und Technologie. Dies sowohl aus Grün- 
den der Solidarität und in der langfristigen Hoffnung 
auf wirtschaftliche Eigenständigkeit als auch aus 
Gründen der ökologischen Vorsorge. Armut und man- 
gelnde technische Fähigkeiten nicht nur in diesen 
Ländern sind mitverantwortlich für drohende ökologi- 
sche Katastrophen, vor allem für das Vordringen der 
Wüsten und die weitere Abholzung der Wälder. Die 
Schäden treffen zuerst diese Länder selbst und sie 
werden sich dessen bewußt. 

Die Bundesregierung will die Entwicklungsländer 
verstärkt beim Aufbau der wissenschaftlich-techni- 
schen Infrastruktur unterstützen, die die Anpassung, 
Entwicklung und Verbreitung von Technologie er- 
möglicht. Dabei geht es vor allem lun Technologien, 
die den Bedürfnissen der Entwicklungsländer ange- 
paßt sind, die sich also auf lokal verfügbare Ressour- 
cen und Know-how stützen und einen Beitrag zur Ver- 
besserung der Lebenssituation der Menschen leisten 
(Befriedigung von Grundbedürfnissen und Stärkung 
des Selbsthüfepotentials). 


Nutzung der Chancen zur Zusammenarbeit mit den 
Staaten Osteuropas 

Die Bundesregierung begrüßt ausdrücklich das in den 
beiden letzten Jahren sichtbar gewordene Interesse 
der DDR und der sozialistischen Länder in Europa an 
der wissenschaftlich-technischen Kooperation mit der 
Bundesrepublik Deutschland. Die 1987 abgeschlosse- 
nen Kooperationsabkommen mit der UdSSR, der DDR 
und Ungarn eröffnen die Chance zu einer weiteren 
positiven Entwicklung. Für den Ausbau der wissen- 
schaftlich-technischen Kooperation mit den RGW- 
Staaten sprechen insbesondere: 

— die Notwendigkeit, die gemeinsame Verantwor- 
tung für Ökologie und Umwelt, nicht zuletzt im 
Hinblick auf die Sicherheit technischer Systeme, in 
Europa zu stärken sowie 

— die Kooperation über Systemgrenzen hinweg und 
der damit mögliche Beitrag zum Aufbau gutnach- 
barschafüicher Beziehxmgen. 

Andererseits kann sich die wissenschaftlich-techni- 
sche Zusammenarbeit nur dann wirklich positiv ent- 
wickeln, wenn auch auf den anderen Feldern der poh- 
tischen Beziehungen entsprechendes Vertrauen auf- 
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gebaut wird. Unter diesen Voraussetzungen ist die 
Bundesregierung bereit, zur Überbrückung der von 
manchen befürchteten „technologischen Spaltung" 
Europas beizutragen. 


3. Die Debatte um Wissenschaft und Technik 
und die Rolle der Forschungspolitik 

3.1 Wissenschaft und Technik — für den Menschen 

Neue wissenschafüiche Erkenntnisse und neue tech- 
nische Handlungsmögüchkeiten lassen die Menschen 
sehr nachdrücklich nach Orientierung und Antworten 
in der Debatte um Chancen und Risiken des techni- 
schen und wissenschaftlichen Fortschritts fragen. So 
waren in den vergangenen Jahren besonders die 
neuen molekular genetischen Erkenntnisse und die 
gentechnologischen Forschungsmethoden Diskus- 
sionsgegenstand in der pohtischen Öffentiichkeit. 

Die Bundesregierung will hier zur Versachlichung der 
Diskussion und zur gemeinsamen konstruktiven Ar- 
beit an den Problemen beitragen, ln den vergangenen 
Jahren ist eine Reihe solcher Problemfelder entschlos- 
sen in Angriff genommen worden. Dazu gehören: 

— der Aufbau einer interdisziplinären Waldscha- 
densforschung rmd der beschleimigte Ausbau von 
Forschungskapazitäten in der Klimaforschung; 

— der zunehmende Einsatz von Technikfolgenab- 
schätzung in der Forschungspoütik, z. B. die Orga- 
nisation eines Forschungsverbundes zum Thema 
„Technik und Arbeit"; 

— die Einsetzung der Benda-Kommission zu Fragen 
der Genomanalyse, Gentherapie und in-vitro-Fer- 
tüisation und die entsprechende Unterstützung der 
Enquete-Kommission des Deutschen Bimdestages 
zur Gentechnologie. 


Vor allem darf das Wissen um die Verletzhchkeit und 
die Wirkungsverflechtungen unserer natürhchen Um- 
welt nicht nur „defensives" Wissen bleiben, das allein 
der Abwehr offenbar gewordener Probleme dient; 
wenn wir der Verantwortung, die mit neuem Wissen 
stets verbunden ist, gerecht werden wollen, muß aus 
dem Problemwissen auch Handlungs- imd Gestal- 
tungswissen werden. Auf dessen Umsetzxmg, auf das 
Erproben und Ergreifen neuer Chancen in Forschung 
und Technik richten sich große Hoffnungen: 

— hinsichüich der Aufklärung, Verhütung und Be- 
kämpfung der erworbenen Immunschwäche 
(AIDS); 

— auf neue Ansätze in der Krebsbekämpfung und bei 
wichtigen Volkskrankheiten wie Rheuma und 
Allergien; 

— darauf, daß neue Technik neue Chancen für Si- 
cherheit, für den Umweltschutz, für wirtschaftii- 
ches Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit eröff- 
net etwa bei der Energieversorgung, im Verkehr, 
in der Kommunikation. 

In diesem Verständnis erarbeitet die Forschungs- und 
Technologiepoütik — neben der vom Grundgesetz ihr 
aufgetragenen Förderung von Wissenschaft und For- 
schung — Lösungsbeiträge zu zentralen Problemfel- 
dern der Gesellschaft. 

Die Forschungspoütik hat bei der zentralen Frage, wie 
Wissenschaft imd Technik dem Menschen dienen 
können, eine Vermittlungsaufgabe. Sie vermittelt 
zwischen den Aufgaben und Fragen, vor denen die 
Gesellschaft steht und den Belangen von Wissen- 
schaft und Technik. Das Verständnis für die Belange 
und die notwendigen Voraussetzungen von Wissen- 
schaft und Techrük kann sich am ehesten durch sach- 
gerechte Information entwickeln. Der Staat kann dies 
nicht allein leisten. Dabei sind auch die Wissenschaft- 
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1er, ihre Verbände und Organisationen, sind die Un- 
ternehmen ebenso gefordert wie das Engagement 
sachkundiger imd interessierter Bürger. 


3.2 Chancen und Risiken von Technologie 


Technik ist vielgestaltig 

Die Bedürfnisse, die Aufgabenstellungen imd die 
Zielvorstellungen der Menschen sind ebenso vielge- 
staltig wie die Technik, die von ihnen genutzt wird: 

— es gibt nicht nur ein Entwicklungsmuster der Tech- 
nik, sondern unterschiedliche Entwicklungstrends 
nebeneinander: Miniaturisierung und Differenzie- 
rung auf der einen, Vernetzung und Integration 
auf der anderen Seite; 

— es gibt nicht nur eine Wirkungsrichtimg der Tech- 
nik; die Ausweitung kreativer Handlungsmöglich- 
keiten ist ebenso erkennbar wie Gefahren zu gro- 
ßer Abhängigkeit, etwa beim Medienkonsum. 

Es gibt nicht „die" Technik, die sich sinnvoll abgren- 
zen heße von „der" Natur oder „der" Kultur. Mit 
Technik konstruktiv und verantwortlich umgehen 
heißt, realistisch und differenziert zu urteilen und sich 
klar zu werden über die Veränderungen im Verhältnis 
von Technik, Natur und Gesellschaft. Zu einem sol- 
chen verantworüichen Umgang mit neuer Technik 
hat die Forschungspohtik in den letzten Jahren wich- 
tige Beiträge geleistet: 

— sie hat die systematische Suche nach neuen Chan- 
cen ermutigt, die neue Techiük für den Umwelt- 
schutz, für die Entwicklung der Welt und die Er- 
weiterung menschhcher Handlungsmöghchkeiten 
eröffnet; 

— sie hat aktiv das Bemühen unterstützt, Probleme 
und nicht beabsichtigte Folgen von Techniken — 
etwa für die Arbeitsplätze — frühzeitig zu erken- 
nen und zu begrenzen; etwa durch verstärkten 
Einsatz von Technikfolgenabschätzung; 

— sie förderte den Versuch, neue Entwicklungen der 
Technik im Hinbhck auf ihre Bedeutung für andere 
Bereiche zu verstehen, etwa die zunehmende Ver- 
schränkung von Wissens chafthcher und technolo- 
gischer Entwicklung oder den Einsatz neuer Tech- 
nik in den Geisteswissenschaiten. 

Die Bundesregierung hat bereits im letzten Bundes- 
forschungsbericht in einer heute etwas skeptischeren 
Einstellung der Menschen zur Technik keinen Anlaß 
zur Dramatisierung gesehen, sondern einen „Prozeß 
der Ernüchterung gegenüber früherer Technikeupho- 
rie und eine Bewußtmachung von Fehlentwicklun- 
gen . . . " . Es zeigt sich in der täghchen Erfahrung 
ebenso wie bei Umfragen, daß die Menschen mit zu- 
nehmendem Wissen über Technik und mit zimeh- 
mender persönhcher Erfahrung reahstischer, differen- 
zierter und in der Grundtendenz positiver urteilen. 
Die Bundesregierung begrüßt die Entwicklung auch 
als eine Bestätigung ihrer Pohtik eines verantworüi- 
chen und konstruktiven Umgangs mit der Technik. 


Technikfolgenabschätzung 

In dem Maße, wie einzelne technische Geräte und 
Verfahren verknüpft werden zu neuen Technologien 
etwa in der Kommunikation, der Automatisierung 
oder der biologischen Produktion, lassen sich Chan- 
cen und Risiken dieser Technologien immer weniger 
durch den Bhck auf das einzelne technische Gerät 
oder Verfahren begreifen. Es wird notwendig, Gestal- 
tungsmöghchkeiten und möghche Anwendungsfol- 
gen solcher Technologie vor dem Hintergrund der 
ökonomischen, sozialen und ökologischen Entwick- 
lung zu betrachten. 

Da die Folgen der Anwendung neuer Technologien in 
der Zukunft hegen, lassen sie sich kaum exakt Vorher- 
sagen, sondern ledighch abschätzen. Die Technikfol- 
genabschätzung soU diesen Prozeß in seinen Prämis- 
sen und Methoden transparenter und nachvollziehba- 
rer machen. Eine rationale Diskussion grundlegender 
Entscheidungen über die Entwicklung und Anwen- 
dung neuer Technik kann durch Technikfolgenab- 
schätzungen dann unterstützt werden, wenn der An- 
stoß dazu von allen Beteihgten aufgegriffen wird. In 
den vergangenen Jahren hat die Bundesregierung 
eine Reihe solcher Abschätzungsprozesse durchge- 
führt oder angestoßen: 

— Kongresse und Konferenzen dienten der Erarbei- 
tung des Wissensstandes und dem Aufzeigen 
drängender, zu bearbeitender Forschungsaufga- 
ben etwa zu den Themen Saurer RegenAValdschä- 
den, neurowissenschaftliche Forschung und Um- 
welttechnik; 

— die bereits erwähnte Benda-Kommission zur Be- 
gutachtung des rechtlichen Regelungsbedarfes im 
Zusammenhang mit der Anwendung gentechrd- 
scher und zellbiologischer Techniken am Men- 
schen wurde eingesetzt und hat inzwischen ihre 
Empfehlungen vorgelegt; 

— durch Arbeitskreise und Projektbeiräte wurden ge- 
meinsam mit Wissenschaftlern, Industrie Vertre- 
tern, Gewerkschaften, Verbänden und den Kir- 
chen wichtige Orientierungen für die forschungs- 
politische Schwerpunktsetzung erarbeitet; 

— Gestaltungsmöglichkeiten und Wechselwirkun- 
gen von technischer Innovation imd sozialen 
Handlungsfeldem — Beruf, Ausbildung, Freizeit 
— werden in einem Forschungsverbund „Sozial- 
wissenschaftliche Technikforschung" untersucht; 

— eine Arbeitseinheit im BMFT unterstützt — ergän- 
zend zu den in den Fachabteilungen durchgeführ- 
ten Aktivitäten — die methodische Weiterentwick- 
lung der Technikfolgenabschätzung und Studien 
zu Querschnittsfragen, etwa zum Zusammenhang 
von technischer Entwicklung und der Zahl und Art 
der Arbeitsplätze. 

Auch in den nächsten Jahren wird die Bundesregie- 
rung zur Weiterentwicklung der Technikfolgenab- 
schätzung beitragen, nicht zuletzt im Rahmen interna- 
tional koordinierter Gesetzgebung, Diskussion und 
Zusammenarbeit, besonders in der EG. Sie sieht im 
Einsatz dieses Instruments einen Weg, der Verantwor- 
tung im Umgang mit der Technik gerecht zu werden. 
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Die Bundesregierung wird daher auch die Arbeit der 
Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages zur 
Technikfolgenabschätzung aufmerksam verfolgen 
und weiterhin konstruktiv unterstützen. 

Technik und Arbeit 

Die Frage, wie neue Techniken die Arbeit verändern, 
wird in der öffentlichen Diskussion über Technik oft in 
den Vordergrund gestellt. Eine realistische Mei- 
nungsbildung über den Zusammenhang von Technik 
und Arbeit ist notwendig, damit in einer demokrati- 
schen und pluralistischen Gesellschaft die Chancen 
der technischen Entwicklung genutzt und ihre Risiken 
begriffen und begrenzt werden können. Die For- 
schungspohtik hat in den vergangenen Jahren gerade 
bei dieser Thematik zu einer an Fakten orientierten 
Meinungsbildung beigetragen: 

— Fragen der quantitativen Arbeitsmarktwirkungen 
moderner Technologien werden in einem wissen- 
schaftlichen Forschungsverbund („Meta-Studie") 
auf gearbeitet. Bereits in der ersten Phase konnte 
dieser Forschungsverbund einen wesentlichen 
Beitrag zur Versachlichung der Diskussion erbrin- 
gen. Als hilfreich und sinnvoll hat sich dabei auch 
die Einbeziehung der wissenschaftlichen Institute 
der Tarif Parteien erwiesen. 

— In der zweiten Phase der „Meta-Studie" wird mit 
z.T. neuen methodischen Ansätzen zum ersten Mal 
eine möglichst umfassende Darstellung der Be- 
schäftigungseffekte moderner Technologie ange- 
strebt. 

Bereits jetzt läßt sich zeigen, daß Branchen, die beson- 
ders innovativ sind, dem Konkurrenz druck am Welt- 
markt besser begegnen können und die relativ gün- 
stigste Beschäftigungsentwicklung zeigen. Auch die 
qualitativen Aspekte des Verhältnisses von Technik 
und Arbeit werden weiter intensiv untersucht: 

— Die Veränderung der Arbeitsbedingungen, Quali- 
fikationsforderungen und der Arbeitsorganisation, 
unter anderem in den Bereichen Fertigungstech- 
nik, Mikroelektronik, Lasertechnik, Kernenergie 
und Biotechnologie; 

— Die Gestaltungschancen im Rahmen des techni- 
schen Wandels; diese Gestaltungschancen auszu- 
loten und zu erproben ist u. a. ein Ziel des HdA- 
Programms. Hierbei hat sich der Schwerpunkt in 
den letzten Jahren immer stärker von der nach- 
träglichen Verbesserung zu einer menschenge- 
rechten imd benutzerfreundhchen Gestaltung der 
Technik verlagert. 

Die Einbeziehung der Benutzer und die Anpassung an 
die organisatorische Umgebung, heute in vielen Be- 
reichen anerkannte Prinzipien der technischen Inno- 
vation, sind zugleich eine Voraussetzung dafür, daß 
unser Land im internationalen Wettbewerb bestehen 
und seinen Beitrag als Partner der Welt leisten kann. 
Forschungsfragen der Arbeitsorganisation angesichts 
der Möglichkeiten neuer Technik werden daher — in 
intensiver Abstimmung mit der Fachwelt sowie mit 
Gewerkschaften und Arbeitgebern — auch in Zukunft 
einen wichtigen Schwerpunkt der Forschungspotitik 
bilden. 


3.3 Freiheit und Verantwortung in der Wissenschaft 

Wissenschaft und ethische Verantwortung 

Die Frage welche Maßstäbe außer den wissenschaft- 
lichen an das Handeln des Forschers anzulegen sind, 
wird angesichts verschiedener Aspekte der biologi- 
schen und medizinischen Forschung nachdrücklich 
gestellt. Wo der Mensch selber Gegenstand der For- 
schung ist, aber auch dort, wo die Forschung in das 
Lebensrecht anderer Lebewesen eingreift, wirft mo- 
derne Forschung die Frage nach den Prinzipien des 
Handelns und des Unterlassens auf. Zum anderen 
wird aber auch diskutiert, wieweit die Verantwortung 
des Forschers und der Wissenschaft für die Anwen- 
dung ihrer Ergebnisse reicht. 

Diese Diskussion ist nicht prinzipiell neu. Bereits seit 
Beginn der neuzeitlichen Wissenschaft hat die Philo- 
sophie sich immer wieder mit ähnlichen Fragestellun- 
gen beschäftigt. Die Stellungnahme zu ethischen 
Grundsatz- und Grenzfragen in Wissenschaft und For- 
schung hegt primär in der Eigenverantwortung der 
Wissenschaft selbst. 

In der Frage der Forschungsethik nimmt aber auch die 
Bundesregierung ihre Verantwortung für eine sachü- 
che Diskussion, für angemessene Entscheidung und 
für die Wahrung des Rechts auf diesem Gebiet sehr 
ernst. Das frühzeitige Aufgreifen der Frage des gen- 
technischen Eingriffs in das menschhche Erbgut, die 
Arbeit am Embryonen-Schutz-Gesetz, die Arbeit der 
Zentralen Kommission für die biologische Sicherheit, 
die Einladung des Bundeskanzlers an Wissenschaftler 
aus den Teilnehmerstaaten des Weltwirtschaftsgipfels 
zu einer Diskussion über ethische Fragen der neuro- 
biologischen Forschung sind dafür Belege. 

Die Forschungsfreiheit findet — neben der stets not- 
wendigen Abwägung gegen gleichrangige Grund- 
rechte — in imserer Rechtsordnung dort ihre Grenzen, 
wo die Würde des Menschen berührt ist. Daher wird 
die Bundesregierung einen Gesetzentwurf in den 
Bundestag einbringen, der u. a. den Eingriff in die 
menschhche Keimbahn und Experimente an Embryo- 
nen verbietet. 

Auch weiterhin muß sich die Wissenschaft der Diskus- 
sion um Fragen der Ethik stehen. Beispiele sind der- 
zeit etwa die Frage einer Forschungsethik in der neu- 
rowissenschafthchen Forschung, aber auch die Frage 
nach der Bedeutung neuer Erkenntnisse dieses For- 
schungsbereiches für das Selbstbild des Menschen. 

Verantwortung der Wissenschaft für 
Schwerpunktbildung, Leistungswettbewerb und 
Kooperation 

Wissenschaft ist in der modernen IndustriegeseU- 
schaft heute präsent wie nie zuvor in der Ge- 
schichte: 

— etwa 400 000 Beschäftigte arbeiten in der Bundes- 
repubhk Deutschland in Forschung und Entwick- 
lung (Erhebung 1985, siehe auch Teil II, 2). Das 
sind gut viermal soviel wie die Gesamtzahl der in 
der HersteUung von Büromaschinen, EDV-Gerä- 


31 


Drucksache 11/2049 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


ten und -einrichtungen Beschäftigten (1985: 
90 000). 

— Nicht mehr nur in wenigen traditionellen Universi- 
tätsstädten, sondern in vielen Städten und Regio- 
nen finden sich heute wissenschafüiche Lehr- und 
Forschungseinrichtungen. 

— Die Einführung in die wissenschafüiche Arbeits- 
weise und in eine Reihe ihrer Ergebnisse ist nicht 
mehr ein Privileg weniger Menschen, sondern 
wichtiger Bestandteil etwa der schuhschen und 
vielfach auch der beruflichen Ausbildung. 

Wissenschafüiche Forschung hat heute — und das ist 
zu begrüßen — ein größeres informiertes und interes- 
siertes Pubhkum als selbst noch vor wenigen Jahr- 
zehnten. Nachdrücklicher als früher stellen viele 
Menschen angesichts der aufgewendeten Mittel und 
der großen Bedeutung der Wissenschaft für unser 
Land jedoch auch Fragen: 

— Fragen nach der Ausbildung des qualifizierten 
wissenschafüichen und technischen Nachwuch- 
ses; 

— Fragen nach dem wissenschafüichen Leistungs- 
stand unseres Landes und nach der Fähigkeit, wis- 
senschafüiche Erkenntnisse in einer fruchtbaren 
Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und Wirt- 
schaft umzusetzen. 

Die Bundesregierung bekennt sich ausdrücklich zu 
der im Grundgesetz garantierten Freiheit der For- 
schung und zur wissenschafüichen Selbstverwaltung 
in der Grundlagenforschung. Das Engagement für 
den qualifizierten wissenschafüichen und techni- 
schen Nachwuchs, das Auf greifen neuer Themen und 
Schwerpunkte und die Kooperation bei der Umset- 
zung neuen Wissens hegt primär in der Eigenverant- 
wortung der Wissenschaft. 

Im Rahmen ihrer Verantwortung wird die Bundesre- 
gierung wie bisher auch weiterhin diese Eigenverant- 
wortung unterstützen und durch eine kontinuierüche 
und verläßhche Forschungspohtik, durch den Abbau 
unnötiger Bürokratie und die Unterstützung der Ko- 
operation und des thematischen und organisatori- 
schen Wandels ihren Beitrag zu einer leistungsfähi- 
gen Forschung als Quelle neuer Erkenntrüs leisten. 

Die Bildung wissenschafüicher Schwerpunkte ist eine 
zentrale Voraussetzimg eines lebendigen wissen- 
schafüichen Systems. Der thematische — und organi- 
satorische — Wandel in der Wissenschaft ermöghcht, 
neue Themen und neue Methoden in der Forschung 
aufzugreifen, wie dies etwa die DFG und die Max- 
Planck-GeseUschaftin den vergangenen Jahren prak- 
tiziert haben. Die Unterstützung dieser Schwerpunkt- 
bildung im Rahmen der Forschungspohtik steht nicht 
im Widerspruch zur Wissenschaftsfreiheit, wenn 

— neuen wissenschafüichen — und auch technologi- 
schen — Ansätzen Entfaltungsmöglichkeiten au- 
ßerhalb der bestehenden Schwerpunkte offenste- 
hen; 

— die Pohtik — soweit sie die Schwerpunktbildung 
initiiert — die Diskussion und Beratung mit der 
Wissenschaft sucht. 


Wo Schwerpunktsetzungen erfolgt sind, etwa in der 
Biologie oder der khnischen Forschung, ist dies stets 
auf der Grundlage der Beratung und des Votums der 
Wissenschaft geschehen. Dies gebietet der Respekt 
vor der Freiheit der Wissenschaft. 

Wissenschafüiche Leistung muß primär nach wissen- 
schafüichen Kriterien beurteilt werden. Forschungs- 
pohtische Entscheidungen wie die Inangriffnahme 
neuer Forschungsgebiete erfordern klare Analysen 
über den wissenschafüichen Leistungsstand. Der 
hohe finanzielle Aufwand, mit dem die Forschung 
heute durchweg verbunden ist und die absehbaren 
strukturellen Veränderungen des Wissenschaftssy- 
stems machen solche Vergleiche künftig noch wichti- 
ger. Die Bundesregierung befürwortet daher entspre- 
chende Anstrengungen der wissenschafüichen Orga- 
nisationen und unterstützt sie dort, wo dies im Rah- 
men der besonderen Fragestellungen der For- 
schungspolitik oder der Weiterentwicklung der Me- 
thoden der Forschungsstatistik notwendig ist (vgl. 
dazu Kapitel 6.1). 

Das Bekenntnis zum Leistimgsvergleich schheßt auch 
den Gedanken des Wettbewerbes und der Anerken- 
nung hervorragender Leistung im wissenschafthchen 
Bereich ein. Nur durch hervorragende Leistimgen in 
der Forschung kann unser Land weiterhin seinen An- 
spruch auf die internationale Geltung seiner Wissen- 
schaft aufrechterhalten. Das G.W. Leibniz-Programm 
zur Förderung der Spitzenforschung, das — vom Bund 
und den Ländern gemeinsam finanziert — von der 
DFG ausgewählten, in besonderem Maße qualifizier- 
ten Wissenschaftlern besondere MÖgfichkeiten 
selbstbestimmter Forschimg eröffnet, setzt darum ei- 
nen wichtigen Akzent in der Forschungspohtik der 
Bundesregierung. 

Die praktische Anwendung wissenschafüicher Er- 
kenntnisse und Methoden wie die interdisziphnäre 
Zusammenarbeit innerhalb der Wissenschaft werden 
immer wichtiger für Fortschritte in anderen Bereichen 
der Gesellschaft, etwa im Umweltschutz oder in der 
Entwicklimg neuer Produkte und Verfahren in der 
Wirtschaft. Diese Entwicklungen erfordern verstärkte 
Bemühungen um 

— den interdisziplinären Dialog. Es ist eines der 
Kennzeichen der heutigen wissenschafüichen Ent- 
wicklung, daß traditionelle Grenzen zwischen Dis- 
ziphnen unscharf werden. Dies zeigt sich jetzt z. B. 
auch in der Waldschadensforschung mit ermuti- 
genden Ergebnissen, was die Quahtät der For- 
schung und was Synergien durch die Pluraütät der 
beteiligten Problemsichten betrifft. 

— Ähnhches gilt auch für die Kooperation von Wis- 
senschaftlern mit Technikern, mit der Wirtschaft 
oder der Politik, zum Beispiel bei der Realisierung 
neuer technischer Ansätze in der Umwelttechnik 
oder dort, wo wissenschafüiche Erkenntnisse in 
wirtschafüiche Erfolge umgesetzt werden. 

Neben ihrem Auftrag, die Freiheit der Forschung zu 
wahren und zu stärken, hat die Forschungspohtik hier 
die Aufgabe, Probleme der Gesellschaft als Fragen an 
die Wissenschaft zu formufieren und die Vorausset- 
zungen zu schaffen, unter denen die Büdung interdis- 
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ziplinärer Teams oder die Kooperation zwischen Wis- 
senschaft und Anwendung möglich wird. 

Das verstärkte Bemühen der Forschimgspolitik um 
die Kooperation von Wissenschaft, Wirtschaft (zu den 
Maßnahmen im einzelnen Kapitel 4) und Politik, um 
die Bearbeitung drängender Zukimftsprobleme be- 
deutet nicht eine Beschneidung der Forschungsfrei- 
heit und eine Vernachlässigung der Grundlagenfor- 
schung, wenn die Wissenschaft in ihrer Entscheidung 
zur Kooperation frei und aufgrund einer gesicherten 
Grundausstattung und eigener hervorragender Lei- 
stungen gleichberechtigter Partner sein kann. For- 
schung, Wissenschaft und Technik lassen sich nur 
verstehen, wenn Forschungsfreiheit und Anwen- 
dungsbezug nicht als Antagonismus betrachtet, son- 
dern in ein Verhältnis wechselseitiger Anregung und 
Befruchtung gebracht werden. Dies erfordert Offen- 
heit und Initiative auf der Seite der Anwender wie auf 
der Seite der Wissenschaft. 

In den vergangenen Jahren hat die Grundlagenfor- 
schung am stärksten von der Neubestimmimg der 
staatlichen Aufgaben in der Forschungsförderung 
profitiert. Dies zeigt sich in einzelnen Entscheidungen 
wie etwa einer Erhöhung der Grundfinanzierung der 
Max-Planck-Gesellschaft ebenso wie im Gesamter- 
gebnis: die Mittel für die Grundlagenforschxmg ma- 
chen inzwischen nicht mehr, wie zu Beginn der acht- 
ziger Jahre, ein Viertel, sondern ein gutes Drittel des 
BMFT-Haushaltes aus. 


3.4 Wissenschaft, Technik und die Zukunft unserer 
Kultur 


Wissenschaft und Technik — von zentraler 
Bedeutung für unsere Zukunft 

Es zeichnet demokratische Gesellschaften aus, daß sie 
offen und frei über diejenigen Dinge diskutieren, die 
das Leben in ihnen prägen. Weder technokratischer 
Hurra-Patriotismus noch der Traum von einer angeb- 
lichen Idylle ohne moderne Wissenschaft und Technik 
sind Verhaltensweisen, die einer modernen demokra- 
tischen Industriegesellschaft angemessen sind. 

Die Erkenntnis, daß die ims umgebende Natur ver- 
letzlich ist, daß die natürlichen Ressourcen erschöpf- 
bar sind, ist älter als der Bericht des Club of Rome oder 
andere Veröffentlichimgen, die die Diskussion über 
die Grenzen des Wachstums zu Beginn des letzten 
Jahrzehnts begleitet und geprägt haben. Dennoch 
markiert diese Diskussion einen Wendepunkt der 
ökonomischen und politischen Entwicklung. Auch 
wenn viele Vorhersagen nicht eingetroffen sind, so 
erschreckt uns heute doch das Ausmaß, in dem diese 
Erkenntiüs lange Zeit mißachtet worden ist. 

In der Folge dieser Erkenntnis hat sich vor allem in 
den europäischen Ländern eine philosophische Dis- 
kussion über das weitere Schicksal der rationalen Kul- 
tur der Moderne entwickelt. Im Zentrum dieser Dis- 
kussion steht vor allem der Begriff des wissenschaftli- 
chen und technischen Fortschritts. Mit der Erkenntnis 
prinzipieller Grenzen der wissenschaftlichen Weit- 


sicht wird von einigen Autoren auch die Berechtigung 
in Zweifel gezogen, die Vemimft, wie sie etwa im 
kategorischen Imperativ Kants einen Ausdruck fand, 
zu einem Leitprinzip der Gesellschaft und der Rechts- 
ordnung zu machen. 

Diese Diskussion, die heute unter dem Stichwort 
„Postmoderne" geführt wird, betrifft die Forschungs- 
politik in besonderem Maße. Denn sie hat nach dem 
Grundgesetz den Auftrag, die Freiheit der Forschung 
nicht nur deshalb zu wahren, damit die Forschung 
Ergebnisse erzielen kann. Der Grundsatz der For- 
schungsfreiheit verkörpert zugleich auch den An- 
spruch auf die Geltung des besseren Arguments, den 
Anspruch auf eine politische Diskussion nach den Re- 
geln der Vernunft. 

Die Bundesregierung stellt allerdings mit Befriedi- 
gung fest, daß auch aufgrund der Diskussionsbereit- 
schaft und Diskussionsführung der Forschungspolitik 
die Frontstellung früherer Jahre erheblich entschärft 
werden konnte. Auf der einen Seite ist die Bereitschaft 
vorhanden, berechtigte Einwände und Befürchtungen 
ernst zu nehmen. Auf der anderen Seite bezweifeln 
nur wenige heute generell den Nutzen von Forschung 
und Wissenschaft. Viele verstehen, daß sie ein essen- 
tieller Bestandteil unserer Kultur sind. So gibt es zu- 
nehmend Ansätze, 

— die kulturelle Bedeutung naturwissenschaftlicher 
Erkenntnisse — etwa über Nichtlinearität, über 
Symmetrie oder über die biologische Evolution — 
zu verstehen und diese Erkenntrüsse literarisch 
und geisteswissenschaftiich zu reflektieren; 

— den kulturellen Anspruch von Technik ernst zu 
nehmen, ebenso wie die Bedeutung kultureller, 
auch künstlerischer Impulse für die Entwicklung 
der Technik. Das wiedererwachte Interesse für De- 
sign imd Architektur ist hierfür ebenso ein Beispiel 
wie der Einsatz neuer Technologien im Bereich 
von Kultur und Geisteswissenschaften, etwa des 
Computers in Kunst und Musik. 

Ein solches Verständnis ist auch eine wichtige Vor- 
aussetzung für unsere Zukunft: im Wettbewerb mit 
anderen Regionen der Welt, die erst am Beginn der 
Industrialisierung und der Entfaltung ihrer kreativen 
und produktiven Kräfte stehen, wird unser Land und 
wird Europa dann eine Chance haben, wenn es wei- 
terhin zu neuen Antworten und neuen Synthesen fä- 
hig ist. 

Dies bedeutet zum einen, daß Europa und daß die 
Bundesrepublik Deutschland dort nicht abseits stehen 
dürfen, wo Forschimg und Technik weltweit Optionen 
eröffnen. Das ist bei den modernen Schlüsseltechno- 
logien der Fall, die als Querschnittstechnologien in 
nahezu allen Wirtschaftszweigen und -Sektoren zu 
neuen Produkten und Verfahren führen. Aber auch 
dort, wo in sehr langfristiger Perspektive neue Dimen- 
sionen eröffnet werden, sieht die Bundesregierung 
eine Herausforderung. Dies gilt für die Kernfusions- 
forschung und die Polarforschung ebenso wie für die 
Weltraumforschung. Die Entscheidungen in der Welt- 
raumforschimg sind auch als ein Zeichen dafür zu ver- 
stehen, daß Europa diese Herausforderung annimmt. 
Es ist auch eine Frage des Selbstbildes, ob Europa zu 
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einem eigenständigen Beitrag in der Weltraumfor- 
schung bereit ist. 

Über die Bereitschaft und die Fähigkeit hinaus, in der 
Wissenschaf Üichen und technischen Entwicklung mit 
Spitzenleistungen mitzuhalten, sind aber auch An- 
sätze für besondere Impulse erkennbar, die in Tech- 
nik und Wissenschaft von Europa und der Bundesre- 
pubhk Deutschland ausgehen können. In der Nach- 
frage nach Technik für neue Aufgaben innerhalb, 
aber zunehmend auch außerhalb der Arbeitswelt und 
in der verantwortiichen Anwendung von Wissen, das 
in der Vorsorgeforschung erarbeitet wurde, sind sol- 
che Impulse erkennbar, zu deren Verwirklichung die 
Forschungspohtik einen Beitrag leistet. 


Technische Kompetenz und „private Technik" 

In der Arbeitswelt gibt es heute zunehmend eine ak- 
tive Beteiligung der Nutzer von Technik, weil die Mit- 
arbeiter Kompetenz in der neuen Technik verbinden 
müssen mit Erfahnmg und Wissen in den Aufgaben, 
die mit dieser Technik bearbeitet werden soUen. Ei- 
nem Kompetenzvorspmng bei diesem „Integrations- 
wissen" koirunt für unsere Wettbewerbsfähigkeit 
hohe Bedeutung zu, weü er nicht so leicht woanders 
mit Hüfe einiger weniger Speziahsten aufgeholt wer- 
den kann. 

Die — intensiver werdende — Wechselwirkung zwi- 
schen Entwicklung und Nutzung von Technik ist aber 
auch außerhalb der Arbeitswelt zu erkennen. So hat 
innerhalb einer Generation das Ausmaß dramatisch 
zugenommen, in dem Kommunikation und Transport 
auch im Privatleben der Menschen durch Technik er- 
leichtert werden. Technik wird immer stärker und von 
immer mehr Bürgern privat und in der Freizeit ge- 
nutzt. Diese „private Technik" hat tiefgreifende Aus- 
wirkungen auch auf die Weiterentwicklung der Tech- 
nik: durch eigene Erfahrung mit Technik sinkt die 
Glaubwürdigkeit einseitiger Pauschalurteüe, und das 
Verständnis für Technik, die technische Kompetenz 
der Menschen niiiunt zu. Sie zeigt sich auf zweierlei 
Art: 

— Zum einen, indem die Menschen ihre Ansprüche 
und Wünsche als technische Aufgabenstellungen 
formulieren. Es ist eine Selbstverständhchkeit, die 
aber in vielen Betrachtungen über die geseUschaft- 
hche Einstellung zur Technik übersehen wird, daß 
und wie sich neue Bedürfrüsse, als techrüsche Auf- 
gabenstellungen formuliert, auf den Märkten wir- 
kungsvoll Gehör verschaffen. Dies geschieht oft m 
Aufgabenteüung zwischen besonders ambitionier- 
ten Amateuren, engagierten oder neugierigen 
Erstkäufem und einer kaufkräftigen Massennach- 
frage, die schheßhch zur Standardisier ruig, Perfek- 
tionierung und weiteren Ausdifferenzierung der 
jeweiligen Technik führt. Diese Art von Mitwir- 
kung läßt sich heute unter anderem bei der Ent- 
wicklung des Personal-Computers beobachten. 
Sie führt vielfach zum Entstehen neuer Märkte und 
zu höheren Ansprüchen an Fimktionahtät und 
Quahtät. In bestimmten Bereichen der Technik — 
etwa in der Elektronik — haben technologisch an- 


spruchsvolle Konsumgüter heute eine Schrittma- 
cherfunktion für den technischen Wandel. 

— Zum anderen entwickeln sich mit der zunehmen- 
den technischen Erfahrung und Urteilsfähigkeit 
der Nutzer und Käufer von Technik die Ansprüche 
an die Technik weiter, wie etwa die Erwartungen 
bezüglich einer überzeugenden Gestaltung. Es ist 
ein Kennzeichen der Entwicklung von Konsum- 
und auch von Investitionsgütern, daß Design, 
Ästhetik, Erlebnis quahtät von Technik wichtiger 
werden. 

Für die Zukunft ist zu erwarten, daß neue gesellschaft- 
hche Aufgaben auch zu Nachfrage nach neuer Tech- 
nik führen, etwa im Zusammenhang mit den zu erwar- 
tenden demografischen Verschiebungen, mit der 
Ausweitung der Nachfrage nach Informations- und 
Bildungsangeboten oder dem gestiegenen Umwelt- 
und Sicherheitsbewußtsein. Es ist eine der wesenüi- 
chen Herausforderungen für die entwickelten Indu- 
strieländer und für die einzelnen Unternehmen, auf 
diese neue Nachfrage auch in Technik und Wissen- 
schaft kompetent und innovativ zu antworten. 

Die Aufgabe des Staates hegt hier m der Gestaltung 
von Rahmenbedingungen, die durch Information und 
Bildung diese Art der „Mitbestimmung" stärken. Dar- 
über hinaus gibt es Bereiche, wo staatliche Einrich- 
tungen und Organe Träger des Bedarfs und Nutzer 
der Techrük sind und daher die klare und frühzeitige 
Formuherung des Bedarfs auch eme Aufgabe des 
Staates ist, etwa im Infrastrukturbereich. 


Vorsorge für die Zukunft 

Auch in der in den letzten Jahren begonnenen Wei- 
terentwicklruig der Vorsorgeforschung liegt ein gro- 
ßes Potential für unsere Zukunft. Das Bedürfnis nach 
Gesundheit, Sicherheit und einem Leben in einer le- 
benswerten Umwelt rangiert in der Werteskala der 
Menschen ganz oben. Hier hegen wichtige Aufgaben 
der Forschungspohtik. 

Diese Aufgaben sind m den vergangenen Jahren — 
zum Teil erstmals — aufgegriffen und ein gutes Stück 
vorangebracht worden. Über den Aufwuchs der Fi- 
nanzmittel hinaus hat dabei auch eine konzeptioneUe 
Weiterentwicklung der Vorsorgeforschung begon- 
nen. Die Forschungsförderung m der Gesundheitsfor- 
schung, in der Umweltforschung war ursprünghch 
sehr stark durch die Notwendigkeit geprägt, aktueUe 
Fragen aufzugreifen. Wissen über die Probleme und 
ihre Ursachen zu erarbeiten, das Bewußtsein und die 
Bereitschaft für die Umwelt- und Vorsorgeforschung 
zu wecken. In den letzten Jahren trat dann zuneh- 
mend die Aufdeckung und Aufarbeitung von Altla- 
sten hinzu. 

Heute richtet sich das Augenmerk immer stärker dar- 
auf, das erarbeitete Wissen nicht nur defensiv, im 
Sinne des Reagierens auf erkennbar gewordenen Pro- 
bleme zu nutzen. Dieses Wissen kann und muß auch 
offensiv gewendet werden. Wenn Problemwissen so 
zu Handlungswissen werden soh, dann müssen natur- 
wissenschafthche, ökonomische, sozialwissenschafüi- 
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che und gestalterisch-ästhetische Kenntnisse verbun- 
den werden. 

Die Auswahl solcher Handlungsfelder, etwa die Er- 
haltung oder Sanierung von Ökosystemen, die Ent- 
wicklung von Zielvorstellungen und Meßkonzepten 
zusammen mit der Wissenschaft, die Organisation der 
interdiszipünären Zusammenarbeit sind Aufgaben, 
die in zunehmendem Maße auf die Forschungspohtik 
zukommen werden. Ansätze dafür finden sich in der 
Gesundheitsforschung, z. B. mit der Deutschen Herz- 
Kreislauf-Präventionsstudie und in der Umweltfor- 
schung, z. B. mit der Waldschadensforschung. Dieser 
Ansatz wird in Zukunft die Vorsorgeforschung stärker 
prägen. 

Dazu ist weitere Forschung notwendig, um etwa die 
entscheidenden Stell- und Zielgrößen in Ökosyste- 
men zu finden. Daneben muß dieses Handlungswis- 
sen aber auch in der Sanierung und Gestaltung wirk- 
hcher Ökosysteme — nicht nur im Labor — erprobt 
werden. Vorüberlegungen und Vorgespräche zu sol- 
chen Modellversuchen haben im BMFT begonnen. 
Wenn es gelingt, Umweltforschung und Umweltge- 
staltung um solche Modellversuche herum zu organi- 
sieren, dann kann auch das ein Beitrag unseres Lan- 
des für die Zukunft sein. 


4. Perspektiven der institutionellen 
Forschungsförderung 

4.1 Überblick: Zuständigkeitsverteilung und 

Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern 

Nach der bundesstaatlichen Ordnung des Grundge- 
setzes (GG) sind die Zuständigkeiten im Bereich der 
Forschungsförderung zwischen Bund und Ländern 
aufgeteüt. Nach Art. 30 GG ist die Ausübung der 
staathchen Befugnisse und die Erfüllung der staath- 
chen Aufgaben — also auch der staatlichen For- 
schungsförderung — Sache der Länder, soweit das 
Grundgesetz nicht selbst eine andere Regelung trifft 
oder zuläßt. 

Der Bund ist nach der Kompetenzverteilung des 
Grundgesetzes u. a. für die konkurrierende Gesetzge- 
bung über die Förderung der wissenschaftlichen For- 
schung (Artikel 74 Nr. 13 GG) zuständig; von der 
Befugnis, ein allgemeines Forschungsförderungsge- 
setz zu erlassen, hat er allerdings keinen Gebrauch 
gemacht. Für den Bereich der Hochschulforschung 
hat auch die Zuständigkeit des Bundes Bedeutung, 
Rahmenvorschriften über die allgemeinen Grund- 
sätze des Hochschulwesens zu erlassen (Art. 75 Nr. la 
GG). Auf dieser Zuständigkeit — und auf anderen 
Gesetzgebungszuständigkeiten des Bundes (wie der 
bereits erwähnten nach Art. 74 Nr. 13 GG) — beruht 
das Hochschulrahmengesetz (HRG), das auch Vor- 
schriften über die Forschung, u. a. über die Drittmit- 
telforschung enthält (§§22 bis 26 HRG), die durch die 
3. HRG-Novelle von 1985 in wesentlichen Teüen neu- 
gefaßt worden sind. 

Auf dem Gebiet des Ausbaus und Neubaus von Hoch- 
schulen einschließlich der Hochschulkliniken wirkt 


der Bund nach Art. 91a GG bei der Erfüllung der ent- 
sprechenden Länderaufgabe auf. Der Bund trägt bei 
dieser Gemeinschaftsaufgabe die Hälfte der Ausbau- 
und Neubaukosten. Das Kooperationsverfahren bei 
der gemeinsamen Rahmenplanung und Finanzierung 
beim Ausbau und Neubau von Hochschulen wird zum 
Teü durch Art. 91a GG selbst und im einzelnen durch 
das Hochschulbauförderungsgesetz des Bundes 
(HBFG) geregelt. Für die Forschung ist u. a. die Mitfi- 
nanzierung des Bundes bei Großgeräten der Hoch- 
schulen mit einem Anschaffungspreis von 150 000 
DM aufwärts besonders wichtig; diese Mitfinanzie- 
rung hat vor allem in den letzten Jahren zunehmende 
Bedeutung erhalten. 

Bund und Länder können nach Art. 91b GG auf Grund 
von Vereinbarungen bei der Büdungsplanung und bei 
der Förderung von Einrichtungen und Vorhaben der 
wissenschaftiichen Forschung von überregionaler Be- 
deutung Zusammenwirken. Auf dieser Grundlage 
sind folgende Bund-Länder-Vereinbarungen abge- 
schlossen worden, die vor allem für die Förderung der 
Forschung außerhalb der Hochschulen, aber — insbe- 
sondere durch die Förderung der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft — zumindest mittelbar auch für 
die Hochschulforschung Bedeutung haben: 

— das Bund-Länder-Verwaltungsabkommen über die 
Errichtung der gemeinsamen Kommission für Bil- 
dungsplanung und Forschungsförderung (BLK) 
vom 25. Juni 1970, 

— die Rahmenvereinbarung über die gemeinsame 
Förderung der Forschung (RV-Fo) vom 28. Novem- 
ber 1975, durch die der Kreis der gemeinsam zu 
fördernden Forschungseinrichtungen und -Vorha- 
ben und das Abstimmungsverfahren geregelt wer- 
den, 

— Zusatz- und Ausführungsvereinbarungen, die die- 
sen vorgegebenen Rahmen im einzelnen ausfül- 
len. 

Für die Forschungsförderung des Bundes haben auch 
die ungeschriebenen Bundeszuständigkeiten Bedeu- 
tung (im einzelnen geschildert im Entwurf eines sog. 
Flurbereinigungsabkommen). Wichtig ist in diesem 
Zusammenhang u. a. die Zuständigkeit des Bundes 
für die Ressortforschung. Auf dieser Kompetenz- 
grundlage beruht z. B. die Errichtung der vom Bund 
getragenen Ressortforschungseinrichtungen, u. a. auf 
Gebieten wie Landwirtschaft, Umwelt, Gesundheit, 
Verteidigung; zu diesen Ressortforschungseinrich- 
tungen gehören auch verschiedene Forschungsein- 
richtungen im Ausland. 

Für die übrigen Aufgaben im Bereich der Forschungs- 
förderung sind nach der Kompetenzverteüung des 
Grundgesetzes die Länder zuständig. Die Grundaus- 
stattung der Hochschulen mit Personal und laufenden 
Mitteln wird dementsprechend ganz überwiegend 
von den Ländern getragen. 

Auf der Grundlage der Forschungsförderungsverein- 
barungen nach Art 91b GG fördern Bund und Länder 
die Deutsche Forschungsgemeinschaft, die Max- 
Planck-Gesellschaft, die Fraunhofer-GeseUschaft, 13 
Großforschungseinrichtungen, 48 Einrichtungen der 
sog. Blauen Liste und derzeit 94 Akademievorhaben. 
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Hierfür sind im Jahre 1987 erstmals mehr als 5 Mrd 
DM aufgewendet worden. Welche Länder an der 
Finanzierung jeweils mitwirken und wie die Finanzie- 
rung zwischen Bund xmd Ländern aufgeteilt ist, ergibt 
sich aus der RVFo und der jeweiligen Ausführungs- 
vereinbarung (vgl. Teil II, 7) sowie aus der Darstellung 
der einzelnen Einrichtrmgen. 

Über den Bereich der gemeinsamen finanziellen For- 
schungsförderung hinaus unterrichten sich Bund und 
Länder über die von ihnen bei der Förderung ange- 
wandten Grundsätze und Verfahren, über For- 
schungseinrichtungen und wesentliche Vorhaben, die 
sie allein fördern sowie über geplante Gründungen 
und neue Vorhaben. Von besonderer Bedeutung ist 
diese gegenseitige Unterrichtung auch, um die Förde- 
nmg deutscher FuE-Kapazitäten in europäische xmd 
internationale Programme und Planungen einzubrin- 
gen. 

Das verantwortliche Gremium für die gemeinsame 
Forschungsfördenmg sowie für die gegenseitige Ab- 
stimmung und Information ist die Bund-Länder-Kom- 
mission für Bildungsplanung und Forschungsförde- 
rung (BLK). Über die Beratung xmd Entscheidung 
konkreter Fragen, insbesondere zur Finanzierung der 
gemeinsam- geförderten Forschungseinrichtungen, 
hinaus ist die BLK seit 1983 auch Forxun sog. for- 
schungspolitischer Gespräche. Sie dienen dazu, zwi- 
schen Bund imd Ländern sowie Vertretern der betrof- 
fenen Forschungseinrichtungen oder -gebiete über- 
greifende Themen zu erörtern. 

In der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
und Forschungsförderung besteht Einigkeit unter al- 
len Beteihgten, daß sich die gemeinsame Förderung 
bewährt hat. Angesichts zunehmender Kooperation in 
Wissenschaft und Forschung, insbesondere einer über 
Länder- und nationale Grenzen hinweggreifender Zu- 
sammenarbeit zwischen den Forschungsinstitutionen, 
wird der gegenseitigen Information in Zukunft weiter 
wachsende Bedeutung zukommen. 

Zur Beratung in Fragen von Wissenschaft und For- 
schung haben die Regierungen von Bund und Län- 
dern bereits 1957 den Wissenschaftsrat errichtet. Er 
hat die Aufgabe, zur inhaltlichen xmd strukturellen 
Entwicklxmg der Hochschulen, der Wissenschaft und 
Forschung Empfehlungen zu erarbeiten. Ferner 
nimmt er auf Anforderung von Bund xmd Ländern zu 
einzelnen Einrichtungen, Entwicklungen oder Pla- 
nungen Stellung. Wesentliche Themen sind z. B. die 
Empfehlungen zum Hochschxilbau und zur Hoch- 
schulsituation insgesamt, die Begutachtungen ge- 
meinsam geförderter Forschungseinrichtungen der 
sog. Blauen Liste oder Stellxmgnahmen und Empfeh- 
lungen zu einzelnen Fachgebieten. Die hochrangige 
Besetzung mit Vertretern aus Wissenschaft und staat- 
lichem Bereich sowie die Berufungsmodalitäten si- 
chern die hohe Reputation dieses Beratxmgsgremi- 
ums. 

Die Länder haben in den vergangenen Jahren ihre 
Anstrengungen in Wissenschaft und Forschung ver- 
stärkt, wenn auch mit unterschiedlicher Dynamik. Im 
Rahmen ihrer Bemühxmgen, die Hochschulen als Trä- 
ger von Forschung und Entwicklung auszubauen, un- 
ternehmen sie große Anstrengungen, neue Hoch- 


schulinstitute mit deutlicher Tendenz zur Schwer- 
punktbildung zu gründen. 

Die Förderung von Wissenschaft und Forschung 
durch Drittmittel insbesondere des Bundes imd der 
Länder sowie über die DFG ist ein zentrales Element, 
das zur Sicherung eines lebendigen und breiten Wis- 
senschaftsspektrums dient und zugleich über die Son- 
derforschungsbereiche zur notwendigen Bündelung 
von Forschxmgspotential beiträgt. Insbesondere in 
breiten Bereichen der Grundlagenforschung — von 
den Geisteswissenschaften über die Natur- bis zu den 
Ingenieurwissenschaften — stellt sie ein für viele Wis- 
senschaftler unverzichtbares Instrument dar. 

Für die Drittmittelforschung in den Hochschulen ha- 
ben die Rahmenvorschriften des HRG Bedeutung. Die 
HRG- Vorschriften über die Drittmittelforschxmg sind 
durch die 3. HRG-Novelle von 1985 neugefaßt wor- 
den; die Durchführung der Drittmittelforschung wird 
dadurch erleichtert und der Anreiz zur Einwerbung 
von Drittmitteln erhöht. 

Das in den zurückliegenden Jahren auf dem Gebiet 
der modernen Schlüsseltechnologien weltweit beob- 
achtete Zusammenrücken von Forschung und Tech- 
nikentwicklung, die zunehmende Kooperation von 
Wissenschaft und Industrie im Bereich der Spitzen- 
technologien und die hiermit verbundenen wirtschaft- 
lichen Erwartungen haben auf allen Ebenen eine stei- 
gende Sensibihtät auch für die regionale Verteilung 
von Forschung und Entwicklung bewirkt. Dies gilt so- 
wohl für Bund und Länder wie für die an Kooperation 
interessierte Wirtschaft. Die Ansiedlung wissenschaft- 
licher Kapazitäten wird zunehmend unter Gesichts- 
punkten ähnlich denen der Indxistrieansiedlxmg be- 
trachtet. Damit finden die Gründung und der Ausbau 
wissenschaftlicher Institutionen zunehmende Auf- 
merksamkeit im Rahmen regionaler Entwicklung. 

Auch solche Überlegungen müssen allerdings letzt- 
lich dazu führen, daß für Wissenschaft und Forschung 
insgesamt die bestmöglichen Bedingungen geschaf- 
fen werden. Nur so können auf Dauer die erhofften 
wir tschaftspoh tischen, insbesondere regionalpoliti- 
schen Wirkungen erreicht werden. Vor diesem Hin- 
tergrund erhält die auf die kleinen und mittleren Un- 
ternehmen zielende Innovationsförderung der Länder 
besonderes Gewicht. Wissenschaft und kleine und 
mittlere Unternehmen zusammenzuführen, stellt ge- 
rade auf regionaler Ebene eine besondere Herausfor- 
derung dar. 

Eine Überbetonung regionalpolitischer Überlegun- 
gen bei der Ansiedlung und dem Ausbau wissen- 
schaftlicher Kapazitäten birgt andererseits die Gefahr 
der Zerspütterung und des Konkurrenzkampfes um 
knappes Forschungspersonal in sich, der für die For- 
schung schädlich sein kann. 

Die Abstimmung zwischen Bund und Ländern, aber 
auch innerhalb der Länder und zwischen ihnen, wird 
daher immer wichtiger. Es geht um eine unter gesamt- 
staatlichen Gesichtspunkten gedeihliche Entwick- 
lung der Forschungslandschaft in der Bundesrepublik 
Deutschland. Der hierfür nötige Rahmen für gemein- 
same Gremien, die von allen Beteiligten geschätzten 
Konsultationsrunden xmd über 10 Jahre Erfahrung bei 
der gemeinsamen Förderung von Wissenschaft und 
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Forschung sollten auch bei der jetzt wahrgenomme- 
nen unmittelbaren wirtschafüichen Bedeutung der 
Forschung ein konstruktives Miteinander ermögli- 
chen. 


4.2 Hochschulforschung; Verbesserung der 
Rahmenbedingungen der Forschung 

Die Hochschulen sind das Fundament der Forschung 
in der Bundesrepubhk Deutschland und vereinen fol- 
gende Vorteile innerhalb einer Institution: 

— Forschung wird an den Hochschulen in der gesam- 
ten Breite der Fragestellungen und wissenschafüi- 
chen Disziphnen betrieben, so daß sie in großem 
Maße die Chance zur interdisziplinären Verbin- 
dung wissenschaftlicher Fachbereiche bieten — 
auch wenn dies im einzelnen noch verbessert wer- 
den muß. 

— Hochschulen verbinden Forschung, Lehre und die 
Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses. 
Sie sind damit die wichtigsten Vermittler wissen- 
schaftlicher Kenntnisse und Methoden für eine 
Vielzahl hochqualifizierter Berufe. 

— Durch ständige Konfrontation mit der nachfolgen- 
den Generation steht die Hochschulforschung un- 
ter dem Fragedruck und Forschungsdrang der 
noch nicht etabherten Forschergeneration; dies er- 
höht die Chance, zu neuen unkonventionellen Fra- 
gestellungen und Ideen zu gelangen. Hierfür müs- 
sen aber immer wieder Raum und Möghchkeiten 
geschaffen werden. 

Die zentrale RoUe der Hochschulforschung spiegelt 
sich in Zahlen wider: von den 1987 im Inland getätig- 
ten FuE-Ausgaben des öffentlichen Sektors in Höhe 
von 20,2 Mrd DM wurden 6,7 Mrd DM, also etwa ein 
Drittel, in den Hochschulen eingesetzt (vgl. Teil VII, 
Tabelle 3); von dem in der Bundesrepublik Deutsch- 
land außerhalb der Wirtschaft tätigen FuE-Personal 
waren 1985 56 % rmd bei den Forschem sogar etwas 
mehr als 58 % in Hochschulen tätig. 

In vielen Gebieten, z. B. in den Geistes Wissenschaf- 
ten, aber auch auf den meisten Gebieten der naturwis- 
senschaftlichen Grundlagenforschung sind die Hoch- 
schulen die fachlich wichtigsten Träger der For- 
schung. Durch das immer engere Zusammenrücken 
von Grundlagenforschung, angewandter Forschung 
und experimenteller Entwicklung ergeben sich für sie 
neue Herausforderungen. In einer Reihe von Fachge- 
bieten, die früher als anwendungsferne Grundlagen- 
disziplinen galten, z. B. in der Biologie und z. T. in der 
Mathematik, stellt sich ein neues Verständnis der 
Hochschulen zur Kooperation mit der Wirtschaft, aber 
auch zur außeruniversitären Forschung ein. Die 
Chancen einer Öffnung der Hochschulforschung für 
Kooperation und eines attraktiven Profils im wissen- 
schaftlichen Wettbewerb werden zunehmend ver- 
standen. 

Diese Neuorientiemng vollzieht sich andererseits in 
einer Phase, in der durch die geburtenstarken Jahr- 
gänge die Belastung des Hochschulpersonals durch 
Lehrauf gaben noch besonders stark ist. Die Zahl der 
Studenten stieg von 1 1 pro wissenschaftlichem Hoch- 


schulbeschäftigten im Jahre 1975 auf 17 im Jahre 
1986, und zwar ohne entsprechende Ausweitimg der 
Personalstellen wie der finanziellen Ausstattung im 
letzten Jahrzehnt. Im Vorgriff auf abnehmende Stu- 
dentenzahlen stagnierten die Hochschuletats zeit- 
weise oder waren sogar rückläufig. Die Bundesregie- 
rung appelliert in dieser Situation an die Länder, in 
ihren Anstrengungen zur Sicherung und zum Ausbau 
der Hochschulforschung nicht nachzulassen. Abneh- 
mende Studentenzahlen sollten dazu führen, daß Mit- 
tel und Stellen dazu genutzt werden, vermehrt die 
Qualität von Forschung und Lehre in den Hochschu- 
len auszubauen. Im Rahmen ihrer Möghchkeiten wird 
die Bundesregierung hierbei, wie in den zurücklie- 
genden Jahren, auch weiterhin mitwirken: 

— Innerhalb der Gemeinschaftsaufgabe Aus- und 
Neubau von Hochschulen erhöhte der Bund sein 
finanzielles Engagement im Rahmen des BMBW- 
Etats zwischen 1980 imd 1987 von 822 Mio DM auf 
1,03 Mrd DM jährhch. Gemäß der Aufgabenver- 
teüung nach dem HochschulbaufÖrdemngsgesetz 
(HBFG) wird der Bund auch weiterhin seinen Bei- 
trag zu dem vom Wissenschaftsrat empfohlenen 
jeweihgen Rahmenplan für den Hochschulbau lei- 
sten. 

— Wachsende Bedeutung für die Leistungsfähigkeit 
der Hochschulforschung gewinnen Großgeröfemit 
Beschaffungskosten von mehr als 150 000 DM. Für 
deren Beschaffung werden daher zunehmend Mit- 
tel aus der Gemeinschaftsaufgabe nach dem 
HBFG eingesetzt. 

— Im Februar 1985 hat der Planungsausschuß für den 
Hochschulbau entschieden, daß die Beschaffung 
von vernetzten Mikrocomputern über das HBFG 
finanziert werden kann. Auf der Basis eines vom 
Wissenschaftsrat erstellten Berichts wird dieses 
dringend notwendige Computer-Investitions-Pro- 
gramm (CIP) im Rahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe im Umfang von 250 Mio DM fortgesetzt. Die 
Länder und der Bund werden hiervon jeweüs 50 % 
aufbringen. 

Aufgrund wachsender Notwendigkeit, komplexe Fra- 
gestellungen in Kooperation von Forschergruppen 
aus verschiedenen Fachdisziphnen anzugehen, wird 
für die Hochschulen das Gewicht der über Drittmittel 
finanzierten Forschung weiterhin zunehmen. 

Die Hochschulforschrmg wird heute zu zwei Dritteln 
aus der Grundausstattung und zu einem Drittel aus 
Drittmitteln finanziert. Von diesem Drittel entfallen 
70 % auf Öffentliche Drittmittel, einschließlich der 
Forschungsförderungsmittel der Länder; 21 % der 
FuE-Ausgaben werden aus Drittmitteln der Wirtschaft 
finanziert, 9 % aus Drittmitteln von Stiftungen und 
FördergeseUschaften. 

Größter Drittmittelgeber der Hochschulen ist die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG), aus deren 
Etat (1987: 1 059 Mio DM) knapp 40 % aller Drittmit- 
tel stammen. Finanziert wird der Etat der DFG ge- 
meinsam von Brmd und Ländern. Dabei unterscheidet 
sich die Höhe des finanziellen Engagements des Bun- 
des nach den Arten der Förderungsmittel: 

— Die allgemeine Forschungsförderung, die einen 
Anteü von rd. 70 % an den gesamten DFG-Mitteln 
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Drittmittel der Hochschulen* 



* vonauCge Daten, ^um Teil geschaut 


hat, wird zu gleichen Teilen von Bund und Län- 
dern finanziert. 418 Mio DM der hierfür zur Verfü- 
gung stehenden 707 Mio DM fließen davon in das 
sogenannte Normalverfahren. 188 Mio stehen 
1988 für 110 Schwerpunktprogramme zur Verfü- 
gung, durch die die überregionale Zusammenar- 
beit von Forschem aus Hochschulen, Max-Planck- 
Instituten, Großforschungseinrichtungen und an- 
deren außemniversitären Forschungseinrichtun- 
gen gefördert wird. Weiterhin stehen Mittel für das 
wissenschaftliche Bibliothekswesen, wissenschaft- 
liche Beziehungen mit dem Ausland, Hilfseinrich- 
tungen der Forschung, Großgeräte einschL Re- 
chenanlagen zur Verfügung. 

— Die längerfristig angelegten Sonderforschungsbe- 
reiche werden von Bund und Ländern im Verhält- 
nis 75 \ 25 finanziert. Zwischen 1980 und 1987 
wurden die hierfür verfügbaren Mittel um rd. 30 % 
von 249 Mio auf 328,8 Mio DM gesteigert. Am 
1. Januar 1987 wurden insgesamt 157 Sonderfor- 
schungsbereiche gefördert, von denen 17 (11 %) 
auf Geistes- und Sozialwissenschaften, 61 (39%) 
auf Biowissenschaften, 43 (27 %) auf Naturwissen- 
schaften und 36 (23 %) auf Ingenieurwissenschaf- 
ten entfielen. Dieses Förderprogramm gilt im Dritt- 
mittelbereich als wichtigstes Instrument der 
Schwerpunktsetzung und Profilierung universitä- 
rer Forschung. Daher wird die Bundesregiemng 
auch weiterhin die hierfür notwendigen Mittel be- 
reitstellen. 


— Drei Programme, die insbesondere auf die Unter- 
stützung herausragender wissenschaftlicher Spit- 
zenleistungen und des wissenschaftlichen Nach- 
wuchses zielen, werden mit Sondermitteln (1987: 
insgesamt 44,6 Mio DM) des Bundes und der Län- 
der gefördert (siehe insbesondere auch Teü I, 
4.5): 

O der Förderpreis für deutsche Wissenschaftler im 
Gottfried Wilhelm Leibniz-Programm zur För- 
derung der Spitzenforschung, der für einen 
Zeitraum von fünf Jahren bis zu 3 Mio DM je 
Empfänger betragen kann; 

O das Heisenberg-Programm zur Förderung jun- 
ger hochqualifizierter Wissenschaftler; 

O das Postdoktoranden-Programm. 

Neben ihrem Beitrag zur Sicherung einer leistungsfä- 
higen Forschung im Rahmen der DFG-Finanziemng 
hat die Bundesregiemng die Rahmenbedingungen für 
die Drittmittelforschung durch weitere Maßnahmen 
deutlich verbessert. Dazu gehören: 

— die Absichemng und Erweitemng der Zulässigkeit 
von Zeitverträgen, insbesondere durch Verknüp- 
fung der Dauer von Arbeitsverhältnissen mit der 
Dauer von Forschungsprojekten nach dem Gesetz 
über befristete Arbeitsverträge mit wissenschaftli- 
chem Personal an Hochschulen und Forschungs- 
einrichtungen vom 14. Jimi 1985, das mehr Rexi- 
büität bei der Anstellung von Drittmittel- Personal 
gewährleistet; 

— das Dritte Gesetz zur Änderung des Hochschulrah- 
mengesetzes vom 22. November 1985, durch das 
verfahrensmäßige Erleichtemngen für die Dritt- 
mittelforschung geschaffen und Initiative und Be- 
reitschaft der Hochschulen und Hochschullehrer 
gestärkt werden, Drittmittel einzuwerben; 

— die Verbesserung der Situation der Stiftungen, ins- 
besondere durch verbesserte Möglichkeiten der 
Rücklagenbildung und Erleichtemng von Zustif- 
tungen. 

Seit 1982 konnten die Hochschulen darüber hinaus 
ihre direkt aus Bundesmitteln finanzierten Drittmittel- 
projekte erhebhch steigern. Aus dem Etat des BMFT 
flössen innerhalb der Fachprogramme 1987 rd. 
540 Mio DM an die Hochschulen, während es 1982 
erst 310 Mio DM waren, was einer Steigemng um rd. 
74 % entspricht. 

Der BMFT fördert hierbei insbesondere die Koopera- 
tion zwischen den verschiedenen Trägem der For- 
schung: 

— Verbundforschung sowohl in der traditionellen 
Form zwischen Hochschulen und Großforschungs- 
einrichtungen zur Nutzung von Großgeräten der 
Gmndlagenforschung wie auch die industrielle 
Verbundforschung ; 

— Fördemng von Genzentren und anderen Schwer- 
punkten der biologischen Forschung unter Beteili- 
gung von Hochschulen und außemniversitären 
Einrichtungen; 

— Verbesserung der Beziehungen der Wirtschaft zur 
staatlichen Forschung, darunter insbesondere 
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auch ZU den Hochschulen, durch die Programme 
Forschungskooperation und Förderung der Ver- 
tragsforschung. 

Mit diesen Ansätzen trägt die Bundesregierung Ten- 
denzen Rechnung, die in den kommenden Jahren die 
deutsche Forschungslandschaft zunehmend stärker 
prägen werden: 

—■ Die Notwendigkeit, interdisziplinäre Teams zur 
Bearbeitung komplexer wissenschaftlicher The- 
menstellungen an den Schnittstellen von Grundla- 
genforschung und angewandter Forschung aufzu- 
bauen, wird steigen und eine stärkere Öffnung der 
Hochschulen für die kooperative Forschung bewir- 
ken. Dies wird die Stellung der universitären For- 
schung in der deutschen Wissenschaftslandschaft 
stärken. 

— Die noch in den siebziger Jahren bestehenden Be- 
rührungsängste zwischen Wirtschaft und Hoch- 
schulen schwinden. Es steigt die Bereitschaft, sich 
als gleichberechtigte Partner anzuerkennen. Die 
industrielle Forschung wird sich in verstärktem 
Maße in unmittelbarer Nähe zu Hochschulen mit 
quaüfizierter und renommierter Forschung ansie- 
deln. 

— Die Bildung von Schwerpunkten auf Zeit ist ein 
wesentliches Element einer dynamischen, neuen 
Herausforderungen offen gegenüberstehenden 
und den wissenschaftlichen Fortschritt vorantrei- 
benden Hochschulforschung. Die Bundesregie- 
rung wird solche Ajisätze auch in Zukunft über die 
Sonderforschungsbereiche und die Genzentren 
hinaus soweit irgend möglich unterstützen. 

— Der wissenschaftliche Wettbewerb um Anerken- 
nung war immer schon eine wichtige Triebkraft in 
der Hochschulforschung. Im Wettbewerb um Er- 
kenntnis gewonnene Reputation muß künftig noch 
stärkeren Einfluß auf die Zuteüung knapper For- 
schungsressourcen haben, wie in Teü I Kapitel 6 
näher ausgeführt. 

— Unverzichtbar bleibt auch in Zukunft ein ausrei- 
chender grundfinanzierter Freiraum der For- 
schung, damit sie nach eigenen Gesichtspunkten 
und Ideen neue wissenschafthche Ansätze und 
Perspektiven entwickeln kann. 

Im Rahmen ihrer Möghchkeiten innerhalb eines viel- 
fältigen Fördersystems wird die Bundesregierung 
weiterhin die Hochschulforschung unterstützen, ohne 
dabei die sich aus der föderalen Ordnung ergebende 
Aufgabenteüung aus dem Bhck zu verheren. Dabei 
werden auch künftig die Gesichtspunkte der Flexibi- 
htät, der Schwerpunktbüdung, der Kooperation und 
des Quahtätswettbewerbes im Vordergrund stehen. 


4.3 Max-Planck-Gesellschaft 

Ein weiteres wesenüiches Element der Forschungs- 
landschaft der Bundesrepubhk Deutschland büden 
die Institute und Forschungsgruppen der Max-Planck- 
Gesellschaft (MPG) zur Förderung der Wissenschaf- 
ten. Die Aufgabe der Max-Planck-Institute besteht 
darin, die Forschung an den wissenschaftlichen Hoch- 


Schaubild 1/5 


Institutionelle Förderung der Max-Planck-Gesellschaft 
durch Bund und Länder 
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schulen zu ergänzen und Schwerpunkte in bestimm- 
ten Forschungsbereichen, insbesondere in der natur-, 
sozial- und geisteswissenschafthchen Grundlagenfor- 
schung, zu bilden. 

Die Bundesregierung wird auch in Zukunft die Zu- 
sammenarbeit zwischen der MPG und den Universi- 
täten stärken. Ein gutes Beispiel ist die Kooperation 
von Max-Planck-Instituten und Universitäten in meh- 
reren Sonderforschungsbereichen und beim Aufbau 
gemeinsamer Forschungsschwerpunkte auf dem Ge- 
biet der gentechnologischen Grundlagenforschung. 
Ähnhche Kooperationen beginnen im Bereich der kh- 
nischen Forschung, (siehe hierzu auch Teü III, 2.7). 

Die Bundesregierung wird der MPG weiterhin im 
Rahmen der gemeinsamen Bund/Länder-Finanzie- 
rung die notwendigen Ressourcen zur Verfügung stel- 
len. In den vergangenen Jahren AAnirden bereits er- 
hebhche Anstrengungen gemacht, nicht zuletzt im 
Rahmen der jeweüs zu 50 % von den Ländern und 
vom Bund innerhalb der Grundfinanzierung der MPG 
aufgebrachten Mittel, die auf seiten des Bundes im 
Jahr 1988 rd. 443 Mio DM betragen. Im Rahmen einer 
Sonderfinanzierung wurden aus dem Haushalt des 
BMFT im Jahr 1987 8,58 Mio DM für das Max-Planck- 
Institut für Quantenoptik aufgewendet. Insgesamt 
sind diejenigen Bundesmittel, die der Max-Planck- 
Gesellschaft für die Bearbeitung spezifischer Projekte 
zur Verfügung gestellt wurden, von 32 Mio DM im 
Jahr 1982 auf 92 Mio DM 1986 erhöht worden. Hier- 
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mit konnten Themen aus Bereichen wie Neutrinophy- 
sik, Genforschung, Materialforschung u. a. m. auf ge- 
griffen werden, die auch für die MPG von höchstem 
wissenschafüichem Interesse sind und sich nahtlos in 
ihre wissenschaftliche Programmatik einfügen. 

4.4 Großforschungseinrichtungen 

Die 13 Großforschungseinrichtungen (GFE) sind ein 
weiterer wichtiger Bestandteil der Forschungs- und 
Entwicklungskapazität in der Bundesrepubhk Deutsch- 
land. Für die Grundfinanzierung der zivilen For- 
schung in den GFE bringen Bund (90 %) und Länder 
(10 %) jährhch etwas mehr als zwei Milharden DM 
auf. 

Die zentrale Herausforderung für die Großforschung 
bildete in den vergangenen Jahren die Anpassung 
ihrer Forschungsaktivitäten an neue wissenschaftlich- 
technische Fragestellungen, die wichtige Beiträge zur 
Reahsierung der Forschungs- und Technologiepohtik 
der Bundesregierung leisten und von ihrer Struktur 
her großforschungsspezifisch sind. Dies bedeutet ne- 
ben Bau, Betrieb und Nutzung von Großgeräten oder 
technischen Infrastrukturen für die Gnmdlagenfor- 
schung vor allem die Bearbeitung von Aufgaben, die 
fachübergreifende, komplexe ThemensteUungen zum 
Inhalt haben. Solche Bereiche sind u. a. Umweltfor- 
schung, Klimaforschung, Gesundheitsforschung. 

Aufgrund der dem BMFT, aber auch den Ländern in 
den kommenden Jahren zur Verfügung stehenden 
begrenzten Finanzmittel können die neugesetzten 
Ziele nur mit zum Teü erhebhchen Umstrukturierun- 
gen innerhalb der GFE verfolgt werden. Das bedeutet 
vor allem, daß die einrichtungsinteme Umorientie- 
rung ständig weit ergehen muß, wobei durchaus auch 
wissenschafüich interessante Bereiche im Interesse 
der Ressourcenkonzentration und Prioritätensetzung 
aufzugeben sein werden. Zwangsläufig handelt es 
sich dabei um einen langfristigen Prozeß, der von den 
Einrichtungen und dem Forschungspersonal ein er- 
hebliches Maß an Flexibilität und Mobilität verlangt. 
Dies ermöglicht aber auch, die jeweiligen Schritte 
sorgfältig zu überprüfen und im Verhältnis der GFE 
untereinander abzustimmen, notwendige Konzentra- 
tionen vorzunehmen und Randgebiete zu bereini- 
gen. 

In ihrem Bericht über die Umsetzung des Berichts der 
Bundesregierung über „Status und Perspektiven der 
Großforschungseinrichtungen" hat die Bimdesregie- 
rung im Oktober 1986 den Stand der fachlichen Um- 
orientierung der Großforschungseinrichtungen dar- 
gelegt. Die thematische Neuorientierung betrifft be- 
sonders solche Einrichtungen, deren Gründung im 
Zusammenhang mit der Erschheßung und Nutzung 
der Kernenergie erfolgte. Angesichts der zunehmen- 
den industriellen Reife der Kerntechnik ist es gerecht- 
fertigt, unter voller Berücksichtigung von Sicherheits- 
und Vorsorgeaspekten sowie Langfristoptionen die 
Kapazitäten deuthch zu reduzieren. Dies ist inzwi- 
schen in den entsprechenden Einrichtungen eingelei- 
tet worden. 

Die in umfassender Diskussion mit allen Beteiligten 
entwickelten Perspektiven der langfristigen fachh- 


chen Planung zeigen bis 1994 ein deutliches Anstei- 
gen des Anteüs der Umweltforschung und der Infor- 
mationstechnik. Der Anteil der Grundlagenforschung, 
der über einige Jahre durch den Bau von Großgeräten 
zunimmt, wird sich mit Beginn der neunziger Jahre 
auf hohem Niveau stabüisieren. 

Insgesamt spiegelt das künftige Aufgabenspektrum 
der GFE die Grundlinien der ForschungspoUtik der 
Bundesregierung wider: Stärkung der Grundlagen- 
forschung und der staatlichen Langzeitprogramme, 
Ausbau der Vorsorgeforschung und Auf greifen chan- 
cenreicher technologischer Entwicklungen in Berei- 
chen wie Informationstechnik, Fertigungs- und Hand- 
habungstechnik, Materialforschung und Biotechnolo- 
gie. 

Eine wesentliche Forderung ist die Orientierung der 
Großforschung an der Nützlichkeit ihrer Arbeit für 
Wissenschaft, Wirtschaft und Staat. Die Nutzerorien- 
tierung der FuE-Programme der Einrichtungen erfolgt 
primär durch die weitgehende Beteüigung von Ver- 
tretern der Nutzergruppen an Aufsichtsgremien und 
wissenschafüichen Gremien der Einrichtungen be- 
reits bei der Programmdiskussion. ZwischenzeiÜich 
ist sichergestellt, daß die GFE in ihren Dokumenten 
zur FuE-Planung jeweils ausdrücklich externe Nutzer 
der Forschungsvorhaben ausweisen. Ein deutiicher 
Anstieg der Lizenz- und Know-how-Verträge sowie 
eine steigende Anzahl von Beteiligungen an Ver- 
bundforschungsvorhaben bei fast allen Einrichtungen 
belegt die positive Entwicklung bei der Zusammenar- 
beit mit der Wirtschaft. Die von der Bundesregierung 
als erstrebenswert betrachtete, zeitlich begrenzte in- 
stitutionalisierte Zusammenarbeit mit der Wirtschaft 
hat sich erst zum Teil in der Form gemeinsamer Grün- 
dungen verwirklichen lassen. 

Die Bundesregierung mißt der Zusammenarbeit mit 
den Hochschulen in diesem Bereich erhebhche Be- 
deutung bei und befürwortet weiterhin die großzü- 
gige Öffnung der GFE für die Nutzer aus den Hoch- 
schulen. Die Bundesregierung hält das Instrument der 
gemeinsamen Berufung von Wissenschaftlern durch 
GFE und Hochschulen für ein wesenüiches Element 
der gegenseitigen Öffnung und wissenschafüichen 
Qualitätssicherung, auf das zukünftig verstärkt zu- 
rückgegriffen werden sollte. 

Die regelmäßige interne und insbesondere die ex- 
terne Leistungsbewertung der wissenschaftlichen Ar- 
beit ist eine unerläßliche Voraussetzung für die lang- 
fristige Gewährleistung hoher Standards. Gleichzeitig 
sichert die externe Begutachtung die bestmöghche 
Koordinierung mit übergreifenden nationalen oder in- 
ternationalen Aktivitäten. Im Zuge der Umsetzung 
des Berichts zu „Status und Perspektiven" sind hier 
eine Reihe von Verbesserungen eingeführt oder ein- 
geleitet worden: 

— Die Überprüfung der Effizienz der externen Lei- 
stungsbewertung führte bei einer Reihe von GFE 
zu einer Änderung des Begutachtungssystems. 

— Ein größerer Teil der GFE hat zwischenzeitlich 
überwiegend mit Externen besetzte Gremien in 
der Funktion von Strukturkommissionen geschaf- 
fen, die jeweils beim Ausscheiden leitender Wis- 
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senschaftler vor der Berufungskommission tätig 
werden und die Weiterführung des betreffenden 
Bereichs in fachlicher und struktureller Hinsicht 
prüfen. 

— Die interne Leistungsbewertung ist eng mit dem 
Aspekt der internen Ressourcenverteilung verbun- 
den. Hier haben die Einrichtungen unterschiedli- 
che, jeweils an die individuelle Eigenheit ange- 
paßte Systeme entwickelt, die in der Zwischenzeit 
verbessert wurden. Dabei ist nicht zu verkennen, 
daß dieser Aspekt bei großen, in der Aufgabenstel- 
lung komplexen Einrichtungen größere Schwie- 
rigkeiten aufMÜrft als bei monostrukturierten Ein- 
richtimgen. Für einige Großforschungseinrichtun- 
gen sieht die Bundesregierung hier noch Verbes- 
serungsmöghchkeiten. 

Spitzenleistungen der GFE in Forschung und Technik 
und ihre Fähigkeit zur Kooperation mit den For- 
schungslaboratorien der Hochschulen und Industrie- 
unternehmen des In- und Auslandes hängen wesent- 
üch von den Fähigkeiten und dem Leistungswillen der 
Mitarbeiter ab. Die GFE haben daher auch künftig 
großen Bedarf an hochqualifizierten Wissenschaftlern 
und Technikern. Die Sicherung des wissenschaftli- 
chen und technischen Nachwuchses ist deshalb eine 
zentrale Frage für die Zukunftsperspektiven der 
GFE. 

Personalsituation und Personalsystem konnten auf- 
grund der durch den BMFT ergriffenen Initiativen im 
Berichtszeitraum entscheidend verbessert werden. 
Insbesondere sind zu nennen: 

— Steigerung der Anzahl der beschäftigten wissen- 
schafthchen Hilfskräfte (einschüeßhch Doktoran- 
den); 

— bessere Ausschöpfung des Nachwuchsprogramms 
der Arbeitsgemeinschaft der Großforschungsein- 
richtungen (Beschäftigung von 600 Post-Doktoran- 
den mit dreijährigen Zeitverträgen außerhalb der 
Stellenpläne) ; 

— das „kw-Stellen-Programm" (analog „Fiebiger- 
Plan“, siehe auch weiter unten 4.5: 1985 einset- 
zend sind insgesamt 300 zusätzliche, ab 1995 wie- 
der wegfallende kw-SteUen für hochqualifizierten 
wissenschafthchen Nachwuchs zur Erhaltung der 
Emeuerungsfähigkeit angesichts ungünstiger Al- 
tersstruktur vorgesehen) ; 

— Nachwuchsförderung auch in Kooperation mit In- 
dustrieunternehmen (Kooperationsprogramm des 
BMFT, Industriepatenschiten der DFVLR); 

— Erhöhung des Zeitvertragsanteils (Inkrafttreten 
des „Gesetzes über befristete Arbeitsverträge mit 
wissenschaftlichem Personal an Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen" am 26.06.1985); 

— Einmalzulagen als besonderer Leistungsarueiz ; 

— Besoldungsrechtliche Gleichstellung der GFE mit 
Hochschulen im C4-Bereich; 

Es bleibt jedoch weiterhin eine wichtige Aufgabe, die 
personelle Mobilität der Wissenschaftler zu erhö- 
hen. 


4.5 Wissenschaftlicher Nachwuchs 

Forschung und technologische Entvdcklung sind dy- 
namische Prozesse, für die menschlicher Ideenreich- 
tum und der WiUe unverzichtbar sind, neue Fragen zu 
stellen, Zusammenhänge aufzuklären und Neues zu 
versuchen. Ohne qualifizierten und motivierten wis- 
senschaftlichen Nachwuchs ist der weitere wissen- 
schaftliche Erkenntniszuwachs gefährdet. Die Bun- 
desregierung ist daher überzeugt, daß die Qualität des 
^wissenschaftlichen Nachwuchses über den künftigen 
Stellenwert der deutschen Forschung und Technolo- 
gie entscheidet. 

Sowohl die Ausbildung wie die kontinuierliche Auf- 
nahme von Nachwuchswissenschaftlern in den For- 
schungsprozeß sind daher Aufgaben, denen Bund 
und Länder im Rahmen ihrer Zuständigkeiten ver- 
stärkte Aufmerksamkeit widmen. Dies ist um so drin- 
gender, als sich die Chancen für den Übergang von 
wissenschafthcher Ausbildung in wissenschaftiiche 
Positionen, besonders im Bereich der Hochschulen 
seit Beginn der achtziger Jahre stark verschlechtert 
haben. Ursache hierfür ist vor allem die ungünstige 
Altersstruktur, die sich im Gefolge des Ausbaus der 
Hochschulen, aber auch anderer wissenschafthcher 
Institutionen, während der sechziger und siebziger 
Jahre ergeben hat. 

Positiv stellt sich die Entwicklung des im industriellen 
Sektor tätigen FuE-Personals dar. Hier fand eine lang- 
fristig wirksame Rekrutierung statt. Betrug die Zahl 
der in Forschimg und Entwicklung Tätigen 1979 noch 
237.900, stieg sie bis 1985 um rd. 15,6 % auf 275.000. 
Die Zahl der Forscher erhöhte sich dabei von 73.500 
um 27,2 % auf 95.500. Im gleichen Zeitraum stieg die 
Zahl der an Hochschulen in der Forschung Beschäf- 
tigten (nach OECD-Abgrenzimg) um 14,9 % auf 
69.000, die Zahl der Hochschui/orscher jedoch nur um 
13,8 % auf 29.400. ln staatiichen Forschungsinstitutio- 
nen, einschheßhch u. a. Max-Planck-Gesellschaft und 
Großforschungseinrichtungen erhöhte sich die ent- 
sprechende Zahl um 9,3 % auf 51.700, darunter die 
der Forscher um 15,0 % auf 19.200 (siehe auch Teil 
11, 3 und Schaubild 11/6). 

Die Bundesregierung begrüßt ausdrücklich das Enga- 
gement der Wirtschaft in diesem Bereich. Sie ist aber 
der Überzeugung, daß auch in den nichtindustriellen 
Bereichen eine Chancensicherung für quahfizierten 
wissenschaftlichen Nachwuchs erfolgen muß. Hierzu 
wurden von Bund, Ländern und Forschungseinrich- 
tungen in den vergangenen Jahren eine Reihe von 
Maßnahmen ergriffen. Für den Hochschulbereich 
sind folgende relevant: 

— Die Präsidenten der Wissenschaftsorganisationen 
haben 1984 in einem Memorandum zur „Siche- 
rung der Leistungsfähigkeit der Hochschulfor- 
schung und Förderung des wissenschafthchen 
Nachwuchses" die Einrichtung zusätzlicher, auf 
Dauer angelegter Professorenstellen vorgeschla- 
gen, wobei ab Mitte der 90er Jahre zum Ausgleich 
andere, aufgrund der Altersstruktur der Stellenin- 
haber freiwerdende Stellen wieder eingezogen 
werden sollen {„Fiebiger-Plan"). Als erstes Land 
hat Bayern im Dezember 1984 entsprechende Stel- 
len geschaffen. Bis 1987 folgten Baden- Württem- 
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berg, Berhn, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein- 
Westfalen und Rheinland-Pfalz, so daß nach Anga- 
ben des Wissenschaftsrates 335 zusätzliche Stehen 
(C2 — C4) eingerichtet werden konnten. Insge- 
samt planen die Länder, in diesen Programmen rd. 
800 Stehen zu schaffen. 

— Bund und Länder haben 1977 das „Heisenberg- 
Programm" zur Förderung des hochqualifizierten 
wissenschafthchen Nachwuchses beschlossen und 
der DFG zur Durchführung anvertraut. Das von 
Bund und Ländern zu gleichen Tehen finanzierte 
Programm ermöghcht die Vergabe von jährhch bis 
zu 150 Fünf-Jahres-Stipendien an junge Habili- 
tierte. Ursprünghch für zunächst fünf Jahre vorge- 
sehen, wurde es durch Bund-Länder-Beschluß im 
Jahre 1983 zunächst bis 1988 und durch einen wei- 
teren, im Jahre von 1987 gefaßten Beschluß bis 
1991 verlängert. 

— Der BMBW steht seit 1985 der DFG Sondermittel 
für das Postdoktoranden-Programm zur Verfü- 
gung. Damit soh bis zu 400 besonders qualifizier- 
ten promovierten jungen Wissenschaftlern die 
Möghchkeit gegeben werden, unmittelbar nach 
ihrer Promotion bis zu drei Jahren in der Grundla- 
genforschung mitzuwirken. 

— Stiftungsprofessuren, wie sie seit 1985 vom Stifter- 
verband für die Deutsche Wissenschaft im Rahmen 
eines Sonderprogramms gefördert werden, tragen 
ebenfalls dazu bei, die Auswirkungen der verzerr- 
ten Altersstruktur an den Hochschulen auf die 
Chancen des wissenschafthchen Nachwuchses zu 
verringern. Bis Mai 1987 wurden aus diesem Pro- 
gramm 23 Professuren vergeben. Hinzu kommen 
weitere, die von der Wirtschaft unmittelbar finan- 
ziert werden. 

— Ein wichtiges neues Strukturelement der Nach- 
wuchsförderung bhden die vom Wissenschaftsrat 
angeregten Graduiertenkollegs, die Doktoranden 
die Möghchkeit eröffnen, ihre Promotion im Rah- 
men eines größeren, zusammenhängenden For- 
schungsvorhabens anzufertigen und begleitend 
dazu ein systematisch aufgebautes postgraduales 
Studium zu absolvieren. Bund und Länder haben 
1986/87 im Rahmen eines Modehversuchs die er- 
sten vier Graduiertenkohegs eingerichtet. Weitere 
Anträge hegen vor. Die Fritz-Thyssen-Stiftung und 
die Robert- Bosch- Stiftung finanzieren jeweüs ein 
Graduiertenkoheg. Die Stiftung Volkswagenwerk 
hat die Einrichtung von mehreren Gradmertenkol- 
legs für Geistes- und Gesellschaftswissenschaften 
beschlossen. 

Weiterhin dienen alle Maßnahmen zur Verbesserung 
der Rahmenbedingungen für die Forschung auch den 
Beschäftigungschancen für den wissenschafthchen 
Nachwuchs. Dies gilt insbesondere für die Verbesse- 
rungen der Möghchkeiten der Drittmittelfinanzie- 
rung. Nach einer Untersuchung des Wissenschaftsra- 
tes werden mehr als ein Viertel (26,3 %) aUer in einem 
Beschäftigungsverhältnis zu Hochschulen oder Pro- 
fessoren stehenden Doktoranden inzwischen durch 
Drittmittel finanziert. 

Neben ihrer Zuständigkeit für die Grundausstattung 
der Hochschulen leisten die Länder mit ihren Gradu- 


iertenförderungsprogrammen einen weiteren Beitrag 
zur Heranbildung qualifizierter Nachwuchswissen- 
schaftler. Im Jahre 1986 steUten sie hierfür 35,1 Mio 
DM zur Verfügung. Die Zahl der geförderten Dokto- 
randen dürfte 1987 in der Größenordnung von 1.800 
bis 2.000 hegen. 

In diesem Zusammenhang ist auch die Förderung der 
acht bundesweit tätigen Begabtenförderungswerke 
mit Mitteln des Bundesministers für Bildung und Wis- 
senschaft von Bedeutung. Im Jahr 1984 wurden rd. 
9.000 Studenten und 1.600 Doktoranden unterstützt. 
Der BMBW stehte im Jahr 1987 hierfür 84 Mio DM 
bereit. 

In den außeruniversitären Forschungsinstitutionen 
wurden in den zurückhegenden Jahren ähnhche Son- 
dermaßnahmen in die Wege geleitet, wie an den 
Hochschulen: 

— Innerhalb der Max-Planck-Gesellschaft konnten 

O ein Programm zur Förderung qualifizierter 
Nachwuchswissenschaftler in Anlehnung an 
den „Fiebiger-Plan" in Angriff genommen wer- 
den, mit dem zusätzhch, auf jeweüs 10 Jahre 
begrenzt, 50 Wissenschaftler eingestellt werden 
soUen; 

O die Zwei-Jahres-Stipendien für ungefähr 170 
Postdoktoranden (mngerechnet auf Mannjahre) 
weiterhin gewährleistet werden. 

— Die Großforschungseinrichtungen bieten auf- 
grund der schon unter 4.4 genannten Maßnahmen 
verbesserte Chancen für junge Nachwuchswissen- 
schaftier. 

Trotz dieser vielfältigen Initiativen bleibt die Förde- 
rung des wissenschaftlichen Nachwuchses eine zen- 
trale Herausforderung für die Forschungs- und Wis- 
senschaftspolitik. Jedoch werden sich die Akzente 
verschieben müssen: 

— Bis in die 90er Jahre werden sich die Anstrengun- 
gen auf die Beseitigung der negativen Effekte kon- 
zentrieren, die durch die verzerrte Altersstruktur in 
den Forschungseinrichtungen für den wissen- 
schaftlichen Nachwuchs entstehen. 

— Es ist andererseits aufgrund der demographischen 
Entwicklung absehbar, daß nach einem gewissen 
Höhepunkt bei den verfügbaren Nachwuchswis- 
senschaftlern in den nächsten Jahren schon in der 
zweiten Hälfte der 90er Jahre eine Verknappung 
einsetzen wird. 

Gerade wegen dieser Perspektiven soUten vor allem 
die Länder in den nächsten Jahren der Versuchung 
widerstehen, entsprechend dem erwarteten Rück- 
gang der Studentenzahlen Stellenkürzungen im 
Hochschülbereich vorzunehmen. Es kommt vielmehr 
darauf an, bei einem Rückgang der Lehrverpflichtung 
die Forschungsleistung der Universitäten und damit 
auch die Ausbildung von Forschern auszubauen. 

Darüber hinaus soUte im Konsens der Länder unter- 
einander und mit dem Bund eine vernünftige Schwer- 
punktsetzung in der Wissenschaft erfolgen, damit für 
die absehbaren großen Aufgaben und Themenge- 
biete Teams in kritischer Größe in einem entspre- 
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chend lebendigen organisatorischen Umfeld zur Ver- 
fügung stehen. 

Schließhch müssen Themenwandel, Diversifizierung, 
Erfolgskontrolle und Management vor allem wissen- 
schaftsintern weiterentwickelt werden, damit Wettbe- 
werb, Dynamik und Eigeninitiative noch stärker zum 
Zuge kommen. 


5. Förderung von Forschung und Entwicklung 
in der Wirtschaft 

5.1. Technik als Triebfeder des 
Wirtschaftswachstums 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist Forschung 
und Entwicklung eine sehr wichtige Voraussetzung 
für langfristiges wirtschaftliches Wachstum. FuE trägt 
u. a. dazu bei, daß- 

— effizienter, d. h. kostengünstiger produziert wer- 
den kann und 

— neue Produkte geschaffen werden, mit denen neue 
Märkte und damit neue Nachfragemöglichkeiten 
für Investoren und Verbraucher im In- und Aus- 
land entstehen. 

In den Wirtschaftswissenschaften ist die Bedeutung 
des technischen Fortschritts für das wirtschaftliche 
Wachstum seit langem bekannt. Der Nobelpreis für 
Wirtschaftswissenschaften wurde z. B. im Jahre 1987 
mit Robert Solow an einen Wissenschaftler vergeben, 
der in seinen theoretischen und empirischen Arbeiten 
die wichtige RoUe des technischen Fortschritts für das 
wirtschaftliche Wachstum herausgesteUt hat. Investi- 
tionen in Humankapital und Forschung erhöhen die 
Pr oduktivitäts Chancen und vergrößern so das Wachs- 
tumspotential. 

Die Bundesregierung hat entsprechend der Bedeu- 
tung von Forschung und Entwicklung für wirtschaftli- 
ches Wachstum die Bedingungen für FuE in der Wirt- 
schaft in den vergangenen Jahren wesentlich verbes- 
sert. Dies hat seinen Niederschlag in einer neuen Aus- 
richtung sowohl der allgemeinen Wirtschaftspolitik 
als auch der Forschungs- und Technologiepohtik ge- 
funden. Stetiges Wirtschaftswachstum, wiederer- 
starkte Wettbewerbsfähigkeit, fallende Zinsen, sin- 
kende Inflationsraten und steuerüche Entlastungen 
schufen ein verläßliches forschungspohtisches Umfeld 
und erleichterten FuE in allgemeiner Weise. Ebenso 
sorgt eine Forschungs- und Technologiepohtik, die 
u. a. den Anteil der Grundlagenforschung verstärkt, 
Umwelt- und Vorsorgeforschung ausbaut und die mit- 
telstandsbezogene Forschungsförderung stärkt, für 
ein günstiges Forschungsklima. 


5.2. Forschungsförderung in der Marktwirtschaft 

In einer Markwirtschaft sorgt prinzipiell der Wettbe- 
werb dafür, daß fortwährend neuartige Produkte und 
Verfahren hervorgebracht und dabei Nachfrage- 
potentiale und Gewinnmöghchkeiten ausgelotet wer- 
den. Forschung, Entwicklung und Innovation in der 
Wirtschaft sind also Domäne der Unternehmen. Die 


Unternehmen müssen selbst entscheiden, wo ihrer 
Meinung nach Forschungsanstrengungen lohnen und 
in welchem Ausmaß diese durchgeführt werden sol- 
len. Je mehr Unternehmen sich an der Suche nach 
Innovationen beteiligen, desto schneller kann sich der 
technische Fortschritt entfalten und desto eher wer- 
den Gesichtspunkte der Wirtschaftlichkeit berück- 
sichtigt. 

Staatliche Förderung von Forschung und Entwicklung 
orientiert sich folglich am Grundsatz der Subsidiarität, 
d. h. sie versteht sich als Hilfe zur Selbsthilfe von Un- 
ternehmen. Hinweise darauf, wann subsidiäre Hilfe 
sinnvoll sein kann, geben die Wirtschaftswissenschaf- 
ten. Bestehen z.B. externe Effekte, d.h. nehmen Dritte 
Forschungsergebnisse in Anspruch und erlangen dar- 
aus wirtschaftliche Vorteile, ohne dafür ein Entgelt zu 
entrichten, so fehlen Anreize oder sie sind zu 
schwach, auf diesen Gebieten in ausreichendem Um- 
fang private FuE-Tätigkeit zu entwickeln. Hieraus 
rechtfertigt sich z.B. die staatliche Förderung der 
Grundlagenforschung in der Wirtschaft. Ein anderes 
Beispiel sind öffentliche Güter (z. B. Qualität des Was- 
sers, der Luft, der Umwelt, etc.) bei denen „Märkte“ 
im übhchen Sinne nicht existieren und daher Anreize 
für Forschung und Entwicklung staatücherseits ver- 
stärkt werden müssen. Langer Zeithorizont, hohes 
wirtschaftliches Risiko und umfangreicher Finanzbe- 
darf von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
können weitere Gründe für staatliches Handeln zur 
Verstärkung zu schwacher einzelwirtschafthcher Im- 
pulse sein. 

Staatliche Forschungsförderung wirkt in der Regel 
nicht auf den gesamten unternehmerischen Innova- 
tionsprozeß ein. Dieser ist vielschichtig und umfaßt 
neben Forschung und Entwicklung auch Konstruktion 
und Design sowie Produktions- und Absatzvorberei- 
tungen. Forschung und Entwicklung machen dabei 
nach dem IFO-Innovationstest durchschnittlich nur 
etwa 20-25 % des gesamten Innovationsaufwands 
aus. 


5.3. Wirtschaft erhöht eigene 
Forschungsaufwendungen 

Die Forschungsdynamik der Wirtschaft hat deutlich 
zugenommen. Ein wachsender Anteü der deutschen 
Forschungsgelder wird durch die Wirtschaft aufge- 
bracht: Für 1987 wird dieser Anteü auf 34,7 Mrd DM 
geschätzt, das sind rd. 61 % aller Forschungsausga- 
ben. Dies bedeutet eine Steigerung um 57 % zwi- 
schen 1981 und 1987. In gleichem Zeitraum ging der 
Anteü der staaüichen Forschungsgelder auf knapp 
38 % zurück. Die Wirtschaft hat also ihre Forschungs- 
anstrengungen weit überdurchschnittlich intensiviert. 
Insgesamt wurden 1987 von der Wirtschaft rd. 
12,6 Mrd DM mehr für Forschung und Entwicklung 
verausgabt als 1981. 

Forschung und Entwicklung wird auch hauptsächlich 
in der Wirtschaft durchgeführt: Fast 71 % aUer For- 
schungsgelder gelangen in der Wirtschaft zum Ein- 
satz. Die in der Wirtschaft durchgeführten For- 
schungsprojekte werden zum Großteü von ihr selbst 
finanziert. So wird die Selbstfinanzierungsquote 1987 
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auf über 83 % geschätzt. Nur 15% stammen aus öf- 
fentlichen Finanzierungsquellen. Insgesamt manife- 
stiert sich in der gestiegenen Dynamik der For- 
schungsausgaben der Wirtschaft die von der Bundes- 
regierung gewünschte und angestrebte Erhöhung der 
Eigeninitiative der Wirtschaft. 

Zunehmende Innovationsdynamik in der Wirtschaft 
stellt auch das Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung 
fest. Der Anteil der Industriebetriebe, die Innovatio- 
nen durchgeführt haben, hat sich zwischen 1982 und 
1986 von 66,6% auf 72,7% erhöht. Diese Entwicklung 
ist in allen Betriebsgrößenklassen ablesbar. Selbst bei 
Kleinbetrieben mit weniger als 50 Beschäftigten be- 
trägt der Anteil der Unternehmen, die Innovationen 
reahsiert haben, 1986 46,3% gegenüber 37,6% in 
1982, Dies verdeuthcht, daß Unternehmen aller Grö- 
ßenklassen zunehmend zum Innovationsprozeß bei- 
tragen. Großunternehmen sind aufgrund ihrer Res- 
sourcen eher in der Lage, aufwendige Grundlagen- 
und Vorsorgeforschung zu betreiben, komplexe Infra- 
strukturtechniken für die öffentliche Hand zu entwik- 
keln und Basisinnovationen in erstmahg kommerziah- 
sierbare Innovationen umzusetzen. Kleine und mitt- 
lere Unternehmen sind durch ihre größere Kunden- 
nähe in stärkerem Umfang bei der Ausdifferenzierung 
neuer Technologien für verschiedene Anwendungs- 
bereiche und für außerhalb der Interessen von Groß- 
unternehmen hegende Nischen beteihgt. Dabei zeigt 
sich immer mehr, daß der technische Fortschritt vor 
allem durch eine frühzeitige Kooperation von Unter- 
nehmen aus verschiedenen Branchen und unter- 
schiedlicher Größe beschleunigt wird, da hierdurch 
eine Vernetzung unterschiedlicher Technikgebiete 
(z. B. Maschinenbau und Mikroelektronik) erfolgt. 

Trotz der erfreuhchen Gesamtsituation gibt es jedoch 
auch Ansatzpunkte für Verbesserungen. In einem von 
Battelle vorgenommenen internationalen Vergleich 
ist zwar eine stärkere Wachstumsdynamik der deut- 
schen Forschung für die letzten 5 Jahre festzustellen, 
aber diese bleibt hinter der japanischen zurück. Die 
japanische Wirtschaft hat — ausgehend von einem 
hohen Niveau — ihre Eigenfinanzierung seit 1982 um 
71% gesteigert; sie trägt nunmehr 79,9 % der gesam- 
ten Forschungsausgaben Japans. Die deutsche Wirt- 
schaft darf also in ihren Anstrengungen nicht nachlas- 
sen. 


5.4. Bereitschaft zur Kooperation von Wissenschaft 
und Wirtschaft fördern 

Gute Kontakte zwischen Forschungseinrichtungen 
und Unternehmen erhöhen die Innovationsfähigkeit 
der Wirtschaft. Durch die 3. Novelle zum HRG sind 
auch die hochschulrechtiichen Rahmenbedingungen 
für die Kooperation zwischen Hochschule und Wirt- 
schaft nachhaltig verbessert worden. Fheßen Ergeb- 
nisse der Hochschulforschung rasch in die industrielle 
Anwendung, gehen hiervon Impulse für die Entwick- 
lung neuer Produkte und Verfahren aus. Auch kleine 
und mittlere Unternehmen erkennen immer mehr den 
Wert wissenschafthch abgestützter Entwicklungstä- 
tigkeit. Umgekehrt ist es für die Forschung belebend, 
wenn Problemstellungen der Wirtschaft im Rahmen 


von industriellen Forschungsaufträgen von der Wis- 
senschaft aufgegriffen und weiter verfolgt werden. 

Die Entwicklung der letzten Jahre ist erfreuhch: 
So haben die Hochschulen von der Wirtschaft und 
privaten Stiftungen zwischen 1981 und 1987 über 
330 Mio DM mehr an Drittmitteln erhalten — insge- 
samt 1987 rd, 450 Mio DM. Auch andere Forschungs- 
einrichtungen, wie z. B. die Fraunhofer-Institute, ha- 
ben verstärkt Forschung für die Industrie durchge- 
führt — 1986 erreichten die Aufträge der Wirtschaft 
ein Volumen von rd. 100 Mio DM, das ist doppelt so 
viel wie 1982. 

Wie im Bundesbericht Forschung von 1984 angekün- 
digt, wurde die Förderung der Verbundforschung, die 
besonders auf eine stärkere Zusammenarbeit von For- 
schungseinrichtungen und Wirtschaft zielt, ausgewei- 
tet. Mittlerweile entfallen rd. 60% der Fördermittel 
des BMFT bei der direkten Projektförderung markt- 
orientierter Technologien auf Verbundforschung 
(1986: IMrdDM). Der Ausbau der Verbundfor- 
schung erfolgte vor allem in Schlüsseltechnologiebe- 
reichen (Fertigungstechnik, Informationstechnik, Ma- 
terialforschung u. a.). Die bisherigen Erfahrungen der 
Projektbeteüigten zeigen, daß gemeinsame Verbund- 
arbeit neue Kontakte ermöghcht, den Technologie- 
und Personaltransfer erleichtert, eine Bündelung von 
Forschungspotentialen bewirkt, kritische Massen er- 
zeugt und Synergieeffekte auslöst. 

Eine intensive Zusammenarbeit zwischen For- 
schungseinrichtungen und Wirtschaft erfolgt im Rah- 
men der industriellen Gemeinschaftsforschung. Bran- 
chenweise organisierte Institute der Arbeitsgemein- 
schaft Industrieller Forschungsvereinigungen sowie 
Forschungseinrichtungen an den Hochschulen, an der 
Max-Planck-Gesellschaft u. a. führen dabei For- 
schungsprojekte durch, die im Interesse der Mitglie- 
der einer Branchenveremigung hegen und eine Um- 
setzung naturwissenschafthch-teclmischen Grundla- 
genwissens induzieren soUen. Auch von der Auftrags- 
forschung geht ein wichtiger Impuls für eine stärkere 
Zusammenarbeit von Wirtschaft und Wissenschaft 
aus. Der Anteil der Auftragsforschung an den gesam- 
ten FuE-Ausgaben der gewerbhchen Wirtschaft hat 
sich in den letzten Jahren verdoppelt. Hierzu hat die 
Förderung der Auftragsforschung und -entwicklung 
beigetragen. 

Ein neuer Weg wurde mit der 1984 ins Leben gerufe- 
nen Fördermaßnahme „Forschungskooperation zwi- 
schen Industrie und Wissenschaft" beschriften. Die 
Wissenschaf thche Begleitforschung attestiert dieser 
Förderung hohe Initialeffekte. Die Förderung stimu- 
hert spezieU den Technologietransfer „über Köpfe", 
wodurch die Umsetzung neuer wissenschaftiicher Er- 
kenntnisse in industrieUe Innovation beschleunigt 
wird. Erfreuhch ist, daß die Förderung besonders von 
kleinen und mittleren Unternehmen in Anspruch ge- 
nommen wird. 

Auch in Zukunft wird die Bundesregierung darauf 
hinwirken, die Zusammenarbeit zwischen Wissen- 
schaft und Wirtschaft weiter anzuregen. Die wach- 
sende Komplexität des Innovationsprozesses und die 
dabei auftretenden Schnittstellenprobleme zwischen 
Gewinnung und Kommerzialisierung neuen techni- 
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sehen Wissens imterstreichen die Dringlichkeit Staat- 
hchen Engagements. Hinzu kommt die zunehmende 
Vernetzung unterschiedlicher Technologiegebiete 
(z. B. Mechanik, Elektronik und Sensorik), die das 
einzelne Unternehmen vor allem im mittelständischen 
Bereich überfordert urid daher Kooperationen erfor- 
derlich macht. Es wird folghch immer wichtiger, die 
Gegensätze zwischen kurzfristiger Marktorientierung 
der Unternehmen und der langfristigen Ausrichtung 
der Forschung sowie zwischen Geheimhaltungs- und 
Pubhzitätsstreben zu mildern. Vieles spricht auch da- 
für, daß in Zukunft eine für die Unternehmen interes- 
sante und kooperationsbereite Forschungslandschaft 
an Gewicht für die industrielle Standortentscheidung 
gewinnt. 

Die Bereitschaft von Wissenschaft und Wirtschaft zur 
Zusammenarbeit wird durch folgende Maßnahmen 
gestärkt: 

— einen weiteren Ausbau der Verbundforschung bei 
der Projektförderung. Dieser Fördertyp setzt weni- 
ger selektiv an und führt in geeigneten Fällen 
dazu, daß sich Unternehmen an den Ausgaben von 
Forschungseinrichtungen beteüigen ; 

— eine Verstärkung der Zusammenarbeit zwischen 
Großforschungszentren und der Wirtschaft. Bei 
neuen wirtschaftsbezogenen FuE- Vorhaben sollen 
z. B. die Interessen der Nutzer frühzeitiger berück- 
sichtigt und ggf. deren Eigenbeteiligung sicherge- 
stellt werden; 

— eine Neukonzeption der Auftragsforschung, die 
noch stärker auf eine Zusammenarbeit mit der 
Wissenschaft ausgerichtet ist. 

Geprüft wird darüber hinaus: 

— eine Fortführung der Fördermaßnahme „For- 
schungskooperation zwischen Industrie und Wis- 
senschaft'"; 

— ein Ausbau der industriellen Gemeinschaftsfor- 
schung, auch um den Technologietransfer noch 
weiter zu beschleunigen. 

5.5. Die Rolle von kleinen und mittleren 
Unternehmen und deren Förderung im 
Innovationsprozeß 

Die Innovationskraft des Mittelstandes erweist sich 
immer mehr als wichtiger Faktor für die Leistungs- 
und Wettbewerbsfähigkeit unserer Volkswirtschaft. 

Die modernen Technologien und die zunehmende 
Differenzierung der Nachfrage eröffnen kleinen und 
mittleren Unternehmen Entwicklungschancen, die sie 
aufgnmd kürzerer Entscheidungswege, größerer 
Kundennähe und Rexibüität teilweise besser nutzen 
können als mdustrielle Großorganisationen, die mehr 
von Größenerspamissen bringenden Massenproduk- 
tionen abhängen. 

Bilanz der bisherigen Forschungs- und 
Enwicklungsförderung in kleinen und mittleren 
Unternehmen positiv 

Die bisherige FuE-Förderung in kleinen und mittleren 
Unternehmen hat vor allem deren Bewußtsein für die 


Bedeutung neuer Techniken, etwa der Mikroelektro- 
nik, erhöht. Insbesondere die jetzt im Zuge der Steu- 
erreform auslaufende personalorientierte FuE-Förde- 
nmg hat zu einer nachhaltigen Verbesserung des In- 
novationspotentials beigetragen. Mittlerweile kann 
davon ausgegangen werden, daß rd. 20.000 mittel- 
ständische Unternehmen, also etwa jedes dritte im 
Produzierenden Gewerbe, regelmäßig FuE betreiben. 
Das Forschungspersonal in den mittelständischen Be- 
trieben wurde, wie die wissenschaftliche Begleitfor- 
schung zeigt, deutlich ausgeweitet. Neueinstellungen 
wurden häufig dazu genutzt, neue Technologiefelder 
zu erschließen. Auch die indirekt- spezifische Förde- 
rung hat dazu beigetragen, daß die Diffusion neuer 
Techrüken rascher erfolgte und einige tausend kleine 
und mittlere Unternehmen bei der Einführung dieser 
Techrüken unterstützt wurden: Beispielsweise imter- 
stützte die Förderung von CAD/CAM-Systemen den 
Modernisierungsschub im Bereich der mittelständisch 
strukturierten fertigungstechnischen Ausrüster. 

Erfordernisse zukünftiger FuE-Förderung für 
kleine und mittlere Unternehmen 

Die mittelstandsbezogene FuE-Förderung wird auch 
künftig einen Schwerpunkt der Forschungs- und 
Technologiepolitik büden (vgl. Teü II. 9.). Neben den 
bereits genannten Maßnahmen zur intensiveren Zu- 
sammenarbeit mit der Wissenschaft, die auch für 
kleine und mittlere Unternehmen immer bedeutsamer 
wird (vgl. Teü 1.5.4), wird die Bundesregierung darauf 
hinarbeiten, daß 

— die Idee „Schlüsselstechnologie zum Anfassen", 
d. h. Information und Beratung in neuen Technolo- 
giefeldern, die bereits in einigen Fachprogrammen 
des BMFT verwirklicht wurde, für andere Techno- 
logiefelder weiter entwickelt wird. Durch Techno- 
logieberatung, Demonstration und die Erarbeitung 
von Schulungskonzepten, wie sie in unterneh- 
mensüb er greif enden Demonstrationszentren wie 
z. B. dem CAD/CAM-Labor stattfindet, wird eine 
raschere Verbreitung neuer Technologien in klei- 
nen und mittleren Unternehmen bewirkt. Demon- 
strationszentren kommen z. B. auch bei den neuen 
regenerativen Energietechniken, in der Informa- 
tions- und Fertigungstechnik sowie in der Baufor- 
schung in Frage; 

— die Qualität des Faktors Humankapital in kleinen 
und mittleren Unternehmen erhöht wird, weü qua- 
lifiziertes Personal eine entscheidende Vorausset- 
zung für die Umsetzung von Forschungsergebnis- 
sen und die Anwendung neuer Technologien dar- 
steUt; 

— die indirekt-spezifische Förderung dann zum Ein- 
satz gelangt, wenn gravierende Diffusionshemm- 
nisse bestehen und finanzielle Hüfen einen geeig- 
neten Ansatz zur Überwindung dieser Hemmnisse 
darstellen. Geprüft wird, ob durch befristete Maß- 
nahmen Entwicklungsarbeiten zur eigenbetriebli- 
chen Anwendung rechnerintegrierter Fertigung 
(Computer Integrated Manufacturing) gefördert 
werden können. 

— kleinen und mittleren Unternehmen der Zugang 
zur direkten Projektförderung durch Verwaltungs- 
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Vereinfachungen erleichtert wird. Vorgesehen ist 
eine Pauschalierung von Kostensätzen; 

— die Bedeutung von Informationen als vierter Pro- 
duktionsfaktor in der mittelständischen Wirtschaft 
noch mehr erkannt wird. Hier wird es insbeson- 
dere darauf ankommen, die Benutzerfreundlich- 
keit von Informationsdatenbanken zu erhöhen und 
die Nutzung von Datenbanken durch kleine und 
mittlere Unternehmen zu stimulieren; 

— technologieorientierte Existenzgründungen er- 
möglicht werden, damit der Wettbewerb angeregt 
wird. Die Erfahrungen mit dem BMFT-Modellver- 
such „Technologieorientierte Untemehmensgrün- 
dungen" und dem 1987 in Kraft getretenen Bündel 
gesetzhcher Maßnahmen zur Mobilisierung von 
mehr Risikokapital werden dahin gehend ausge- 
wertet, auf welche Weise mehr privates Kapital für 
technologieorientierte Gründungen aktiviert wer- 
den kann; 

— speziell im Handwerk, das als Anwender neuer 
Techniken in besonderem Maße mit den Heraus- 
forderungen des Strukturwandels konfrontiert 
wird, neue Initiativen zur Förderung des Technolo- 
gietransfers (z. B. Beratung und Demonstration im 
Metall- und Technologiezentrum Koblenz) und zur 
Anpassung neuer Technologien an den Bedarf von 
Handwerksbetrieben ergriffen werden. 

5.6 Verbesserung der Rahmenbedingungen 

Die Rahmenbedingungen für FuE haben sich in den 
letzten Jahren spürbar verbessert. Die gesamtwirt- 
schaftliche Situation ist trotz Turbulenzen an den De- 
visen- und Finanzmärkten und der damit verbunde- 
nen Risiken insgesamt günstig: Stetiges Wirtschafts- 
wachstum, wiedererstarkte Wettbewerbsfähigkeit 
und niedrige Zinsen und ein stabiler Geldwert er- 
leichtern die Finanzierbarkeit und Planbarkeit von 
Innovationen. 

Von der dreistufigen Steuerreform 1986/1988/1990 
mit einem Netto-Entlastungsvolumen von rd. 
50 Mrd DM (einschließlich der verbesserten Ab- 
schreibungsbedingungen für Wirtschaftsgebäude) 
gehen ebenfalls positive Effekte auf die Gesamtwirt- 
schaft aus: Sie wird die Leistungsanreize für jeden 
Einzelnen erhöhen und die Binnennachfrage stärken. 
Dies schafft mehr Spielräume und Gestaltungsfreiheit 
für die Wirtschaft, wodurch Impulse für zusätzliche 
FuE ausgelöst werden. Die Steuerreform dient aber 
auch der Steuervereinfachung und einem effizienten 
Steuersystem. Im Grundsatz soUen niedrigere Steuer- 
sätze steuerhche Ausnahmetatbestände erübrigen. 
Daher gehören alle steuerhchen Förderungsmaßnah- 
men auf den Prüfstand, auch die steuerliche FuE-För- 
derung. Die steuerhche FuE-Förderung durch Son- 
derabschreibung und Investitionszulage hat ihr Ziel 
im wesentlichen erreicht. Eine weitere Förderung von 
FuE-Investiüonen erscheint auch deswegen weniger 
dringhch, weil die Bedeutung von Investitionen in 
FuE-Sachkapital im Verhältnis zu Investitionen in Hu- 
mankapital zukünftig eher abnehmen wird und die 
Inzidenz in bezug auf Unternehmensgrößenklassen 
nicht neutral ist (Benachteüigung von kleinen und 
mittleren Unternehmen). 


Zur Verbesserung der Rahmenbedingungen sollen In- 
itiativen in zwei neuen Feldern ergriffen werden. Es 
handelt sich hierbei um nichtmonetäre indirekte För- 
dermaßnahmen. Zum einen wird im Rahmen der 
deutschen EG -Präsidentschaft darauf hingewirkt, in 
der EG der Harmonisierung von Normen und frühzei- 
tigen Festlegung von Schnittstellen auf technischen 
Gebieten mit hohem Innovationsgrad noch größeres 
Gewicht beizumessen. Beispielsweise entstehen 
durch das rasche Vordringen der Informationstechnik 
in die industrielle Fertigung tiefgreifende Schrdttstel- 
lenprobleme, welche die europäische Normungsar- 
beit vor neue Herausforderungen stellen. Hierbei wird 
Normung zum integralen Bestandteil der technischen 
Entwicklung. Sie darf nicht erst einsetzen, wenn In- 
kompatibilitäten zwischen konkurrierenden Normen 
auftreten, weil diese dann erfahrungsgemäß nur unter 
großen Schwierigkeiten und finanziellen Opfern ab- 
gebaut werden können. Entwicklungsbegleitende 
Normung soll dazu beitragen, daß neue Produkte und 
Verfahren nicht nur für den nationalen, sondern 
gleich für den europäischen Markt entwickelt wer- 
den. Durch die damit einhergehenden Kostenerspar- 
nisse wird die Konkurrenzfähigkeit der europäischen 
Wirtschaft gerade auf Hochtechnologiemärkten mit 
ihren kürzer werdenden Produktzyklen gegenüber 
Ländern, die über sehr große Binnenmärkte verfügen 
(z. B. USA, Japan), gestärkt. 

Die zweite nicht-monetäre indirekte Fördermaß- 
nahme bezieht sich auf den Abbau von Innovations- 
hemmnissen im staatlich beeinflußten Bereich von 
technischen Normen, Rechtsverordnungen und ande- 
ren Regulierungen. Hier wird in mehreren For- 
schungsprojekten untersucht, inwieweit derartige 
Hemmnisse auf zukunftsträchtigen Technologiefel- 
dem vorliegen und wie diese abgebaut werden kön- 
nen, ohne daß andere Ziele, wie z. B. Umweltschutz, 
hierbei verletzt werden. Beispielsweise wird in den 
Bereichen Biotechnologie und Abfallbeseitigung ana- 
lysiert, inwieweit zeitraubende und je nach Bundes- 
land verschiedene Genehmigungsverfahren bei der 
Zulassung von neuen Produkten und Verfahren sowie 
Investitionen die Durchsetzung neuer Techniken be- 
hindern. 

Eine Verbesserung der Rahmenbedingungen kann 
auch durch innovative Öffentliche Beschaffung er- 
reicht werden. Insgesamt wendet die öffenüiche Hand 
rund 200 Mrd DM für öffenüiche Beschaffung auf. Es 
wird darauf ankommen, daß die durch die Reform der 
VOL/A (Verdingungsordnung für Leistungen/T eü A) 
geschaffenen innovationsfreundhchen Regelungen 
noch stärker durch die öffentüchen Auftraggeber ge- 
nutzt werden. Innovative öffenüiche Beschaffung 
wird im Rahmen der VOL/A insbesondere dadurch 
erleichtert, daß eine funktionsorientierte Ausschrei- 
bung durchgeführt werden kann und die Beschaf- 
fungsentscheidung nicht ausschheßhch durch den 
Angebotspreis determiniert wird. 

6. Leistungsstand der Bundesrepublik 

Deutschland in Forschung und Technologie 

6.1 Ausgangsposition 

Die Wissenschaft selbst, aber auch Unternehmen und 
die Forschungspohtik müssen bei steigendem Mittel- 
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aufwand Entscheidungen über neue Forschungsge- 
biete und über das Management der Forschung auf 
der Basis möghchst zuverlässiger, belastbarer und 
aussagefähiger Informationen treffen. Neben den In- 
formationen über die Aufwendimgen für Forschung 
und Entwicklung gehören dazu auch Informationen 
über Leistungsstand und Leistungsfähigkeit von For- 
schungszweigen und Forschungseinrichtungen. 

Der Schwerpunkt der statistischen Erhebungen und 
der Methodenentwicklungen lag in der Vergangen- 
heit eindeutig bei den Aufwandsindikatoren für For- 
schung und Entwicklung. Nach wie vor sind auch hier 
weitere Anstrengrmgen notwendig, insbesondere, um 
die internationale Vergleichbarkeit zu verbessern 
(vgl. dazu auch Teü VII, S. 341). Jedoch ist im Ver- 
gleich zur Aufwandsseite die Datenlage bei den Er- 
gebnisindikatoren für Forschung und Entwicklung 
noch sehr viel weniger entwickelt. Es handelt sich hier 
auch um ein noch schwierigeres Unterfangen, weü 
damit in viel stärkerem Maße quahtative Wertungen 
verbimden sind. 

Zwar liegen Analysen vor, die einzelne Wissen- 
schaftsgebiete und Forschrmgsinstitute auch unter 
Hinzuziehung quantitativer Indikatoren evalmeren, 
oder einzelne Aspekte technologischer Wettbewerbs- 
fähigkeit, etwa die Marktanteüe bei Hochtechnolo- 
giegütem, international vergleichen. Vielfach ist die 
Aussagekraft derartiger Analysen jedoch begrenzt. 
Damit die analytische Durchdringung im Bereich der 
Ergebnisse von Forschung und Entwicklung geschlos- 
sener, vergleichbarer und aussagefähiger wird, ist 
noch weitere intensive Arbeit an Methoden und Da- 
tenbasis notwendig. 

Weltweit werden dabei in Ergänzung zu den vorherr- 
schenden Verfahren der Beurteüung durch peer re- 
view (Beurteüung durch anerkannte Wissenschaftler 


des jeweüs gleichen Faches) zunehmend auch quan- 
tifizierende Verfahren zur Bewertung der Leistungs- 
fähigkeit und zur Erkennung von Problemfeldem in 
Technik und Wissenschaft genutzt. Auf diesem Ge- 
biet der Wissenschaftsforschung besteht in der Bun- 
desrepubhk Deutschland ein Rückstand gegenüber 
einigen anderen großen Industrieländern — vor allem 
Großbritaniüen und den USA — , die sich solcher Me- 
thoden bereits systematischer bedienen. Ebenso wie 
andere Institutionen, die Informationen über den Lei- 
stungsstand und über Probleme der Forschung und 
Wissenschaft in der Bundesrepubhk Deutschland für 
ihre Arbeit brauchen, vor allem Wissenschaftsrat und 
DFG, bemüht sich der BMFT verstärkt, durch die Ver- 
gabe von Studien und die Unterstützung der Metho- 
denentwicklung einen Beitrag zur Verbesserung die- 
ser Situation zu leisten. Dies geschieht im ständigen 
Kontakt mit Fachleuten aus Forschung und Wissen- 
schaft. 

Zwei Fragenkomplexe sind für die Bewertung des 
wissenschaftlich-technischen Leistungsstandes auf 
der Ergebnisseite von Bedeutung: 

— der Leistungsstand der wissenschaftlichen For- 
schung; 

— die technologische Wettbewerbsfähigkeit, bei der 
neben der Umsetzung wissenschaftlicher Ergeb- 
nisse zusätzhch weitere Faktoren, wie die Rah- 
menbedingungen für Innovation, zur Wirkung 
kommen. 

Analysen über Leistungsstand und Wettbewerbsfä- 
higkeit können eine sachliche Diskussion über Stär- 
ken und Schwächen der Wissenschaft unseres Landes 
fördern und den Wettbewerbsgedanken in der ange- 
wandten Forschung, aber auch in der Grundlagenfor- 
schung stärken. Insoweit die Bewertung wissen- 
schaftlicher Leistung Sache der Wissenschaft ist, ist es 
die Aufgabe der Bundesregierung, das Aufgreifen des 
Wettbewerbsgedankens zu ermutigen und die Erar- 
beitung sachlicher Informationen als Diskussions- 
grundlage zu unterstützen. In den Bereichen, wo der 
Staat im Interesse unserer wirtschaftlichen Wettbe- 
werbsfähigkeit oder zur Erarbeitung von Problemlö- 
sungs- und Handlungswissen forschungs- und tech- 
nologiepolitisch aktiv wird, ist es darüber hinaus seine 
Aufgabe, die Effektivität und die Ergebnisse von For- 
schung und Entwicklung zu bewerten. 

Gewonnene Informationen sind jeweüs vor dem Hin- 
tergrund der internationalen Entwicklung und im 
Vergleich einzelner Forschungsgebiete und -Institute 
zu werten. Es kann dabei nicht das Ziel sein, lediglich 
oberflächliche „Bestenlisten" zu ersteUen, die zum 
Verständnis und zur Lösung der Probleme nur wenig 
beitragen. Vielmehr soUen „auf deckende Analysen" 
(Heckhausen) das Nachdenken über bestehende Lei- 
stungsunterschiede, über sich abzeichnende Entwick- 
lungen und deren Ursachen unterstützen. 

Denn Spitzenleistungen in Technik und Wissenschaft 
sind nicht lagerfähig, sondern müssen immer wieder 
neu erarbeitet werden. Nur so läßt sich durch hervor- 
ragende Technik und eine gute wissenschaftliche Ba- 
sis Wettbewerbsfähigkeit und damit Arbeit und Wohl- 
stand auch in Zukunft erhalten. 
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FuE-Aufwand und wissenschaftlicher Leistungsstand 
Vergleich führender Industrieländer 1975 und 1984 
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FuE-Aufwand und wissenschaftlicher Leistungsstand 

Vergleich führender Industrieländer 1975 und 1984 
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6.2 Leistungsstand der Forschung 

Die vorliegenden Informationen über den Leistungs- 
stand der deutschen Forschimg auf der Ergebnisseite 
können heute noch nicht entfernt als vollständige und 
konsistente Analysen betrachtet werden. Vielmehr 
werden im folgenden die vorliegenden Informationen 
im Sinne erster Indizien analysiert, die in Zukimft der 
Ergänzung und Erhärtung bedürfen. 

Wie beim Aufwand für die Forschimg (vgl. Kapi- 
tel 1.1), so gehört die Bundesrepublik Deutschland 
auch bei den Ergebnissen der Forschung zur Spitzen- 
gruppe. Nimmt man etwa die Zahl natur- und inge- 
nieurwissenschafthcher Publikationen in den OECD- 
Ländern, dann liegt die Bundesrepublik Deutschland 
mit 7,3 % der Gesamtzahl aller Pubhkationen an vier- 
ter Stelle hinter den USA, Japan und Großbritannien 
(Daten: 1984). Japan, das 1975 noch an fünfter Stelle 
lag, hat inzwischen den zweiten Rang erreicht. 

Die Hauptgebiete des japanischen Wachstums waren 
klinische Medizin, Biomedizin, Chemie und Physik. 
Nach wie vor aber hegt, bezogen auf die Zahl der 
Wissenschaftler, die Zahl der Pubhkationen in der 
Bundesrepublik Deutschland höher (s. Schaubilder 1/ 
7 und 1/8). 

Betrachtet man neben der Zahl der Pubhkationen 
auch das Ausmaß, in dem diese von anderen Wissen- 
schaftlern beachtet und zitiert werden, dann ergeben 
sich aus der Statistik Hinweise auf eine seit einigen 
Jahren steigende Bedeutung der deutschen For- 
schung. 

Hinsichthch der Verteilung wissenschafthcher Aktivi- 
täten gibt es ebenfaUs deutliche internationale Unter- 
schiede. Einige Länder zeigen eine sehr starke Kon- 
zentration ihrer Forschimgsanstrengimgen aul die 
einzelnen Forschungsgebiete. So sind etwa die japa- 
nischen Pubhkationen und Patente — bei genereU 
sehr dynamischer Entwicklung — stark auf bestimmte 
Bereiche konzentriert, die für die neuen Schlüssel- 
technologien von Bedeutung sind: Mikroelektronik, 
Pharmazie, Biologie. 

Die Pubhkationsaktivitäten deutscher Wissenschaft- 
ler verteilen sich demgegenüber etwas gleichmäßiger 
auf die verschiedenen wissenschaftlichen Disziplinen. 
Dies hat zur Folge, daß in einigen Bereichen, auf die 
sich andere Länder besonders konzentrieren, der rela- 
tive Anteü der Bundesrepubhk Deutschland imd eini- 
ger anderer europäischer Länder stagniert oder zu- 
rückgeht: Dies güt für viele Wissenschaftsfelder, die 
für die Biotechnologie, die Mikroelektronik und Infor- 
mationstechnik und die Materialwissenschaften wich- 
tig sind. 

Besondere Anstrengungen der Wissenschaft in unse- 
rem Land sind dagegen nach wie vor in den klassi- 
schen naturwissenschaftlichen Bereichen erkennbar. 
So ist die Bundesrepubhk Deutschland innerhalb der 
OECD das einzige große Land, in dem Chemie und 
Physik im Jahr 1984 einen größeren Anteü der Pubh- 
kationen hatten als 10 Jahre zuvor. In der Nuklear- 
und Hochenergiephysik zeigt nur noch die Schweiz 
eine ähnhch überdurchschnitthche Pubhkationsakti- 
vität wie die Bundesrepubhk Deutschland. 


Selbstverständhch erlauben solche groben Vergleiche 
für sich aUein noch keine fundierte Beurteüung des 
Leistungsstandes der Forschung in einzelnen wissen- 
schafthchen Disziplinen. Sie stehen ein (globales) In- 
formationsangebot dar. Für wirküch fundierte Analy- 
sen sind weitere Auswertungen von Datenbanken, 
Expert enurteüe und FaUstudien notwendig. Auch 
können sich aüe exakten und belastbaren Amalysen 
immer nur auf die Vergangenheit beziehen. Die heute 
vorhegenden quantitativen Analysen zur wissen- 
schafthchen Wettbewerbsfähigkeit spiegeln den 
Stand bis etwa 1984/85 wider. 

Neben relativ wenigen disziphnübergreifenden und 
international vergleichenden Analysen hegt auch 
eine Reüie von Informationen zu einzelnen For- 
schungsgebieten vor, etwa im Rahmen des „Grauen 
Plans" der DFG oder durch SteUungnahmen des Wis- 
senschaftsrates, so daß hier auch Querbezüge herge- 
steUt werden können: 

— So korrespondieren die Wertungen des Wissen- 
schaftsrates — daß es nur unzureichend gelungen 
sei, experimenteUe Erkenntnisse der Grundlagen- 
forschung in verschiedenen biomedizinischen Dis- 
ziphnen in die praxisorientierte klinische For- 
schung umzusetzen — mit den Ergebnissen der 
Pubhkationsstatistik. hi der klinischen Forschung 
war Deutschland das einzige große Land innerhalb 
der OECD, das zwischen 1975 und 1984 keinen 
Zuwachs bei den Pubhkationen hatte. Durch den 
Aufbau von klinischen Forschergruppen im Rah- 
men des neuen Programms der Bundesregierung 
zur Gesundheitsforschimg (s. Teü III, 2.7) wird hier 
eine Verbesserung angestrebt. Die Deutsche For- 
schungsgemeinschaft hat darüber hinaus für die 
nächsten Jahre Mittel bereitgesteUt, um das Spek- 
trum der medizinischen Grimdlagenforschung zu 
erweitern. In einigen TeUgebieten, etwa der medi- 
zinischen Virologie und Immunologie, der Trans- 
plantationschirurgie und der Neurobiologie, sind 
Ansätze für eine qualitativ hochrangige Grundla- 
genforschung erkennbar. 

— Das hervorragende internationale Ansehen der 
Physik in der Bundesrepubhk Deutschland , das in 
den Pubhkations- und Zitationsanalysen erkenn- 
bar wird, läßt sich auch durch international hervor- 
ragende Leistungen in zahlreichen Teilgebieten 
der Physik iüustrieren. Dazu gehört neben der 
Festkörperforschung imd der Hochenergie- und 
Schwerionenphysik auch die Kemfusionsfor- 
schung, die heute noch wesentlich physikalische 
Grundlagenforschimg ist. 

— In der Mathematik gibt es emstzunehmende Hin- 
weise der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
darauf, daß eine unzureichende Ausstattung mit 
Geräten hervorragende wissenschaftliche Ansätze 
zunehmend zu blockieren oder zu behindern 
droht. Indizien aus den Pubhkations- und Zita- 
tionsanalysen bestätigen ebenfalls die Ernsthaftig- 
keit dieser Befürchtungen. Wie wenige andere 
Disziphnen auch heute noch Grundlagenfor- 
schung, ist die Mathematik vor allem mit neuen 
Ansätzen im Bereich der Nichtlinearität imd der 
experimenteUen Mathematik zugleich eine tech- 
nologische Schlüsselwissenschaft: „Hochtechno- 
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logie ist mathematische Technologie", so die US- 
amerikanische National Academy of Sciences. 

Die Indizien für eine im Vergleich zu anderen Ländern 
etwas geringere Dynamik beim Auf greif en neuer Wis- 
sensgebiete, wie sie PubÜkationsvergleiche erbrin- 
gen, korrespondieren mit den Aussagen der Wirt- 
schaft über Defizite in der anwendungsorientierten 
Grundlagenforschung. Die Bundesregierung hat in 
den vergangenen Jahren bereits verschiedene Maß- 
nahmen zur Stärkung der wissenschaftiichen Basis 
etwa in der Biologie, der Materialforschimg und der 
Informationstechnik ergriffen. Auf diesen Feldern ist 
die Forschung von zunehmender direkter Bedeutung 
für die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit. Insbe- 
sondere Japan scheint hier seine wissenschaftiichen 
Ergebnisse besonders erfolgreich auch in technologi- 
sche und damit ökonomische Vorteile umzusetzen. So 
hält Japan zum Beispiel einen überproportional gro- 
ßen Anteil an den in USA erteilten Patenten für dyna- 
mische Speicher oder für keramische Verbundwerk- 
stoffe. Hier schlägt sich neben der starken Konzentra- 
tion der japanischen Anstrengimgen auch die abso- 
lute Größe des japanischen Forschungsbudgets nie- 
der (vgl. Kapitel 2.2), 

Vorläufig und auf der Basis der verfügbaren Informa- 
tionen kann man zusammenfassend feststellen: 

— Auf einer Reihe wissenschaftlicher Gebiete arbei- 
ten deutsche Wissenschaftler traditionell an der 
vordersten internationalen Forschungsfront aktiv 
und erfolgreich mit. Dies kommt in einer im inter- 
nationalen Vergleich überdurchschnittiichen Prä- 
senz bei den Pubhkationen wie in anderen Aner- 
kennungen zum Ausdruck, zu denen auch Nobel- 
preise — 1987 für G. Bednorz zusammen mit 
K. A. Müller — und vergleichbare wissenschaftli- 
che Auszeichnungen — wie etwa die Fields-Me- 
daille 1986 für den Mathematiker Gerd Faltings — 
gehören. 

— Besondere internationale Aufmerksamkeit und 
Anerkennung gilt auch solchen Vorhaben, bei de- 
nen neue Forschungskonzepte unter Einsatz neu- 
artiger Forschungsgeräte erfolgreich neue Per- 
spektiven erschheßen. Voraussetzungen und er- 
folgversprechende Ansätze gibt es dafür in 
Deutschland unter anderem in der Lithosphären- 
forschung (DEKORP, KTB), in der Meeres- (ME- 
TEOR) und Polarforschung (POLARSTERN, Statio- 
nen) und der Röntgenastronomie (ROSAT). 

— Durch das Auf greifen neuer apparativer und me- 
thodischer Entwicklungen konnte die hervorra- 
gende Stellung unseres Landes in vielen klassi- 
schen Disziplinen erhalten oder noch ausgebaut 
werden. Dies gilt etwa für Teilgebiete der Botanik 
(Waldschadensforschung, Pflanzenzüchtung) und 
für einige biologische Fachrichtungen (Mikrobio- 
logie, Biochemie, Neurobiologie, Immunologie 
und Physiologie), die seit nimmehr einem Jahr- 
zehnt nachhaltig durch die Integration zeUbiologi- 
scher und gentechnologischer Methoden beein- 
flußt werden. Dies gilt analog auch für die Festkör- 
perphysik. 

— Die Verknüpfung neuer Forschungsergebnisse mit 
praxisorientierten Fragestellungen hat auf vielen 


Gebieten vöUig neue Anwendungsmöghchkeiten 
wie auch neue wissenschaftiiche Perspektiven er- 
schlossen, so in der klinischen Forschung, den Um- 
weltwissenschaften (Agrar- und Forstwissenschaf- 
ten, Zoologie) oder der Materialforschung (neue 
Prüfungs- und Konstruktionsverfahren). 

— Zugang zu und Nutzung von leistungsfähigen Ge- 
räten in Forschung und Ausbildung und die fach- 
übergreifende Einbindung der Hilfs- und Nach- 
barwissenschaften (Beispiel: medizinische Infor- 
matik) werden auch im internationalen Vergleich 
immer wichtiger für die Leistimgsfähigkeit der 
Forschung. Diese Entwicklung betrifft die meisten 
Forschungsgebiete der Ingenieur- und Natur-, 
aber auch der Sozial- und Geisteswissenschaften. 
Der begonnene Aufbau von Höchstleistungsre- 
chenzentren an Forschungseinrichtungen ent- 
spricht dieser Entwicklung. In der Informatik 
konnte mit dem Aufbau eines vom BMFT initiier- 
ten Rechnernetzes (DFN), das die Forschungsein- 
richtungen verbindet, eine wichtige Vorbedin- 
gung für effiziente Forschung geschaffen wer- 
den. 

— Nachholbedarf besteht bei der fächerübergreifen- 
den Zusammenarbeit dort, wo traditionelle Diszi- 
phngrenzen und Hochschulstmkturen zunehmend 
überwunden werden, etwa bei der Integration mo- 
lekularbiologischer Arbeitsmethoden in die expe- 
rimentelle medizinische Forschimg, bei der ge- 
meinsamen Ausrichtimg verschiedener Etiszipti- 
nen auf die Erforschimg komplexer Umwelt- oder 
lebenswissenschaftiicher Phänomene (z. B. in der 
Neurobiologie), beim Brückenschlag z. B. zwi- 
schen Mathematik und Informatik oder bei der in- 
terdisziplinären Erforschung der Dynamik kom- 
plexer Systeme. 

Die Bundesrepubhk Deutschland kann bei der weite- 
ren Entwicklung von Wissenschaft und Forschung mit 
ihrer Kombination von wissenschaftlicher Tradition 
und einer breiten technologischen Basis auf guten 
Voraussetzungen aufbauen. Dies güt auch für das 
deutsche Qualifikationsprofil, das nach Einschätzimg 
der US-amerikanischen National Science Foundation 
eine Mischung zwischen Ingenieurprofil (wie z.B. in 
Japan) und Wissenschaftsprofil (wie in USA) darsteUt. 
Die Chancen, die in einem solchen Profil hegen, zei- 
gen sich auch bei der Analyse der Indikatoren zur 
technologischen Wettbewerbsfähigkeit der Bundes- 
repubhk Deutschland im folgenden Abschiütt. 


6.3 Technologischer Leistungsstand, 
Innovationskraft und wirtschaftliche 
Wettbewerbsfähigkeit 


Erfolge durch Forschung und Innovation 

Die intemationale wirtschafthche Wettbewerbsfähig- 
keit der Bundesrepubhk Deutschland ist nach wie vor 
gut. Das läßt sich an ihren Erfolgen im Export ablesen. 
Mit ihrer Position im Außenhandel nimmt die deut- 
sche Wirtschaft eine SpitzensteUung ein. 1986 hat die 
Bimdesrepublik Deutschland nach einem Jahrzehnt 
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rückläufiger Welthandelsanteile mit über 11% sowohl 
die USA wie auch Japan überflügelt und wieder jene 
Position erreicht, die sie zuletzt 1973 innehatte. 

Für diesen Erfolg ist — neben günstigen allgemeinen 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen — auch die 
technologische Leistungsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft, also ihr Konkxirrenzvorsprung bei beson- 
ders forschungs- und know-how-intensiven Produk- 
ten ausschlaggebend gewesen. Die Außenhandels- 
position eines Landes im Bereich technologisch an- 
spruchsvoller Produkte — die auf verschiedene Weise 
gemessen werden kann — ist nur ein Indikator für die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit, der aber von ei- 
nem Land wie der Bundesrepublik Deutschland kei- 
nesfalls unterschätzt werden darf. Der Anteil for- 
schungsintensiver Waren an den Exporten der Bun- 
desrepubhk Deutschland beträgt ca. 54% , wobei etwa 
11% dem Hochtechnologiebereich und 43% den ge- 
hobenen Technologien zuzuordnen sind^). Der Ex- 


portanstieg forschungsintensiver Waren war 1986 mit 
35 Prozent stärker als bei den verarbeiteten Industrie- 
waren insgesamt. Die Bedeutung forschungsintensi- 
ver Branchen für den Außenhandel wird noch da- 
durch akzentuiert, daß diese wichtigen Exportindu- 
strien zugleich einen Kernbereich der deutschen Wirt- 
schaft darsteUen, in dem eine große Zahl von Arbeit- 
nehmern Beschäftigung findet. Im Jahr 1986 lagen die 
Exportquoten, das sind hier die Anteile der Auslands- 
umsätze an den Gesamtumsätzen der Wirtschafts- 
zweige, im Bereich Elektrotechnik bei 31 %, beim 
Maschinenbau bei 46 %, beim Straßenfahrzeugbau 
bei 48 % und bei der chennschen Industrie bei 42 %. 
Auf die Waren dieser vier Industriezweige entfielen 
1986 allein 58 % des deutschen Exports. 

Von forschungsintensiven Branchen gingen 1986 
auch die stärksten Impulse zur Belebung der Beschäf- 
tigung aus (vgl. Tab. I/l): 


Tabelle I/l 


Beschäftigte in ausgewählten Exportindustrien 


Wirtschaftszweig 

in : 

1 000 Personen 

Veränderung gegenüber 
Vorjahr in % 

1984 

1985 

1986 

1984 

1985 

1986 

Elektrotechnik 

878 

923 

962 

0,5 

5,1 

4,3 

Maschinenbau 

930 

950 

985 

-2,7 

2,1 

3,7 

Automobilbau 

785 

809 

838 

hl 

3,0 

3,6 

Chemische Industrie 

553 

559 

570 

0,3 

1,2 

1,8 


Quelle; Statistisches Bundesamt, Berechnung: DIW 


Die positive Entwicklung des Anteils der Bundesrepu- 
blik Deutschland am Welthandel drückt aus, daß sich 
die Exporte unserer Wirtschaft insgesamt dynami- 
scher entwickelt haben als die Exporte anderer Län- 
der. Zur Beurteilung der Wettbewerbsfähigkeit ist es 
aber genauso wichtig, die relative Stärke der deut- 
schen Wirtschaft auf einzelnen Gebieten und im di- 
rekten Vergleich mit ihren Hauptkonkurrenten zu 
analysieren. Dies geschieht mit Hilfe der Ausfuhr-Ein- 
fuhr-Relation (Exporte in v. H. der Importe). 

Die günstigste Einfuhr- Ausfuhr-Relation, das heißt 
eine im Verhältnis zu anderen Branchen besondere 


9 Als Hochtechnologien sind hierbei solche Güter definiert, bei 
denen der Forschungs- und Entwicklungsaufwand mehr als 8 
Prozent des Umsatzes beträgt; gehobene Technologien sind 
solche, bei denen dieser Aufwand über dem Durchschnitt des 
produzierenden Gewerbes, derzeit etwa 3 Prozent, hegt. 


Exportstärke, läßt sich für die Bundesrepubhk 
Deutschland bei folgenden Gütergruppen der Hoch- 
technologie ausmachen: 

— bei elektrotechnischen Erzeugnissen, 

— in der Meß-, Steuer- und Regelungstechnik, 

— bei optischen Instrumenten, 

— bei Kernreaktoren, 

— bei Pflanzenschutzmitteln, organischen Vorpro- 
dukten (z.T. Pharmastoffen und pharmazeutischen 
Erzeugnissen).' 

Analysiert man die Wettbewerbsfähigkeit der Bun- 
desrepubhk Deutschland im direkten Vergleich mit 
den USA und Japan anhand der Ausfuhr-Einfuhr- 
Relationen im Handel mit diesen beiden Ländern bei 
forschungsintensiven Waren (vgl. Tab. 1/2), so zeigt 
sich folgendes Bild: 
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Tabelle 1/2 


Ausfuhr in % der Einfuhr bei forschungsintensiven Waren 

— Handel der Bundesrepubhk Deutschland mit den USA und Japan — 



1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

gegenüber den USA 







Spitzentechnologie 

27,2 

36,0 

39,2 

46,9 

45,8 

54,8 

gehobene Technologien 

239,9 

264,5 

277,2 

340,5 

368,0 

467,5 

insgesamt 

115,0 

141,6 

150,8 

185,4 

194,4 

238,6 

gegenüber Japan 







Spitzentechnologie 

59,9 

55,4 

40,0 

32,4 

29,6 

32,9 

gehobene Technologien 

30,7 

35,3 

33,1 

31,2 

34,4 

32,7 

insgesamt 

34,4 

38,4 

34,3 

31,5 

33,5 

32,8 


Quelle: Niedersächsisches Institut für Wirtschaftsforschung 


Die Bundesrepubhk Deutschland ist auf dem Welt- 
markt in hohem Maße präsent und erfolgreich. Die 
Gründe für diesen Erfolg sind vielfältig. Neben ande- 
ren Wettbewerbsvorteüen wie den wirtschafthchen 
Rahmenbedingungen, der hohen Quahtät und der Zu- 
verlässigkeit bei Lieferzusagen sind solche Gründe 
auch in dem besonderen technologischen Profil der 
Bundesrepublik Deutschland zu sehen: 

— zum einen ist die Bundesrepubhk Deutschland in 
Europa überaus erfolgreich. 70% ihrer Exporte ge- 
hen nach Europa, nur 30% in die übrigen Erdteüe. 
Daher ist die deutsche Exportwirtschaft auch vom 
sinkenden DoUarkurs weniger beeinträchtigt, als 
dies vielfach befürchtet wird; 

— zum anderen hegt die Stärke der Bundesrepubhk 
Deutschland nicht so sehr in einigen Spitzentech- 
nologien, sondern in der Breite ihrer Angebotspa- 
lette, die von kaum einem anderen Land erreicht 
wird. Bei den gehobenen Technologien, die in be- 
sonderem Maße die Integration von perfekt be- 
herrschter traditioneller und von neu entwickelter 
Hochtechnologie erfordern, exportierten deutsche 
Unternehmen ahein 1986 mehr als viermal soviel 
in die USA wie von dort in die Bundesrepubhk 
Deutschland importiert wurde. Die Bundesrepu- 
bhk Deutschland ist also kein Land, das nur auf 
„high-tech" setzt, sondern eher auf „combi- 
tech 

Die komparativen Vorteüe der deutschen Industrie 
gegenüber den USA waren am größten beim Fahr- 
zeug- und Maschinenbau, in der Feinmechanik, der 
Optik und der Metahverarbeitung. Die USA dominie- 


ren bei Spalt- und Brutstoffen, DV-Geräten und Büro- 
maschinen sowie in der Luft- und Raumfahrt. Im Han- 
del mit Japan ergeben sich positive Schwerpunkte bei 
der chemischen Industrie; defizitär verhef der Handel 
bei DV-Geräten und Büromaschinen, in der Elektro- 
technik, der Feinmechanik und Optik, der Metahver- 
arbeitung und dem Fahrzeugbau. 

Diese beiden Befunde — die Stärke der Bundesrepu- 
bhk Deutschland im europäischen Vergleich und die 
Breite ihres technischen Know-hows — zeigt auch 
eine Analyse der seit 1975 in USA, dem größten Pa- 
tent- wie Gütermarkt, erteüten Patente (s. auch 
Schaubüd 1/9: 

— Insgesamt hält die Bundesrepubhk Deutschland 
deuthch mehr Patente als Großbritannien und 
Frankreich zusammen, nüt steigender Tendenz. 
Faßt man die im US-Patentsystem in großer Glie- 
derungstiefe auf gefächerten Einzeldaten zu 18 
Technologiegruppen zusammen, so hegt die Bun- 
desrepubhk Deutschland im direkten Länderver- 
gleich bis auf die Pharmazie stets vor Großbritan- 
nien und bis auf Kommunikationstechnologien 
stets vor Frankreich. 

— Bei der relativen Patentierungshäufigkeit pro 
Sachgebiet, also der Analyse auf die Verteilung 
der Patentierungsaktivitäten der Länder, zeigt sich 
die auch von den Handelsstatistiken bekannte 
Tendenz, daß die Bundesrepubhk Deutschland 
selten in einem Gebiet unerwartet hohe Aktivitä- 
ten aufweist, sondern breit in vielen Bereichen prä- 
sent ist. 
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Schaubild 1/9 


FuE-Aufwand und technologischer Leistungsstand 

Vergleich führender Industrieländer 1 975 und 1 985 


Anzahl 
der in USA 


erteilten 

Patente 



Quelle: CHI (1987), OECD (1988) 

und eigene Berechnungen des BMFT 


Die Zahl erteilter Patente gilt international als ein Indikator globaler technischer Leistungsfähig- 
keit. Die Grafik basiert auf einer Auswertung des weltgrößten Patentsystems in den USA. Die 
USA selbst sind in diesen Vergleich nicht einbezogen, um einen möglichen „Heimatvorteil“ aus- 
zuschließen. 


BMFT 


BuFo 1988 
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Selbstvertrauen, aber kein Grund zur 
Selbstzufriedenheit 

Das besondere Profil der deutschen technologischen 
Wettbewerbsfähigkeit ist andererseits aber nicht ohne 
Probleme: 

— die starke Konzentration auf die europäischen 
Märkte und die USA darf nicht dazu führen, daß 
andere Regionen vernachlässigt werden, deren 
Potential — vor allem im asiatisch-pazifischen 
Raum — für den Welthandel von zunehmender 
Bedeutung ist. Bevölkerungsentwicklung und der 
Aufholbedarf im Lebensniveau führen zu einer 
vergleichsweise überdurchschnitüichen Dynamik 
und Innovationsgeschwindigkeit auf diesen 
Märkten. 

— Die klar erkennbaren deutschen Stärken bei der 
Integration traditioneller und neuer Technologien 
dürfen nicht dazu führen, daß die Anstrengungen 
in Forschung, Entwicklung und Ausbüdung nach- 
lassen. Insbesondere Japan hat seit 1976 erfolg- 
reich aufgeholt und seinen Anteü an den US-Pa- 
tenten verdoppelt. Der Anteil Japans bei den Pa- 
tenten entspricht jetzt in etwa der ökonomischen 
Bedeutung (Zahl der Einwohner, Sozialprodukt, 
F&E-Aufwendungen). Die früher gelegentiich ge- 
hörte Behauptung, japanische Unternehmen per- 
fektiorderten ledigüch nachgeahmte Technologien 
anderer, läßt sich heute nicht mehr aufrechterhal- 
ten. 

Es gibt heute mit ganz wenigen Ausnahmen keine 
technologischen Bereiche, in denen die deutschen 
Unternehmen sich nicht in starkem technologischen 
Wettbewerb nüt japanischen befinden. Die japani- 
schen Zuwächse konzentrieren sich durchweg auf die 
„moderneren" Gebiete, nämlich dort, wo Patente be- 
sonders häufig und rasch nach ihrer Erteilung zitiert 
werden. Diese Konkurrenz wird sich durch andere 
Länder, die neu hinzutreten, noch weiter verschärfen. 
Mit besonderem Nachdruck und zum Teü mit großem 
Erfolg bemühen sich diese Länder um Technologien, 
die eine besonders dynamische Marktentwicklung 
versprechen. Es zeigt sich, daß sich der Weltmarkt vor 
allem bei den forschungsintensiven Waren insgesamt 
dynamischer entwickelt hat als der entsprechende 
Zugewinn deutscher forschungsintensiver Waren 
ausgefallen ist. 

Es gibt andererseits für eine exportorientierte Wirt- 
schaft wie die der Bundesrepubük Deutschland kei- 
nen Grund, auf dauernd wachsenden Weltmarktan- 
teilen zu bestehen. Wachsende Weltmärkte bieten 
auch dann die Chance, unseren Wohlstand zu erhal- 
ten, wenn aufgrund des Hinzutretens neuer Wettbe- 


werber unser Anteil sinkt, die Exporte absolut jedoch 
gleichbleiben oder weiter ansteigen. Die Vorausset- 
zung dafür, diese Chance auch weiterhin nutzen zu 
können, liegt neben einem freien Welthandel in star- 
kem Maße in nicht nachlassenden Anstrengungen bei 
Forschung, Entwicklung und Ausbildung. Für den 
Forschungs- und Entwicklungsstandort Bundesrepu- 
bhk Deutschland sind gute Ansätze erkennbar: 

— Die Bundesrepublik Deutschland gehört mit zu 
den Ländern, die schon immer in reichem Maße 
„Ausbildungskapital" akkumuhert haben und den 
Anteil der höher qualifizierten Erwerbspersonen 
auch noch haben steigern können: auf 38 % im 
Jahr 1985 gegenüber 35 % im Jahr 1975. 

— Der Umsatzanteil der deutschen Unternehmen, 
der mit Produkten in der Markteinführung s- und 
Wachstumsphase erwirtschaftet wird, hat sich seit 
1982 deutlich vergrößert (vgl. Tabelle 1/3). Machte 
er 1982 noch knapp 30 % aus, so betrug der im Jahr 
1985 über 38 % des gesamten Umsatzes. In 51 % 
der Industriebetriebe sind — gewichtet mit den 
Beschäftigten — die Umsätze mit innovativen Pro- 
dukten (Markteinführungsphase) 1985 höher ge- 
wesen als die mit auslaufenden Produkten 
(Schrumpfungsphase) . 


Tabelle 1/3 


Umsatzstruktur der deutschen Industrie 
nach Produkt-Lebenszyklus 


Anteil des Umsatzes . . . 

1982 

1985 

. . . mit Produkten in der Schrump- 



fungs- oder Stagnationsphase 

70% 

62% 

. . . mit Produkten in der Wachstums- 



oder Markt einführungsphase 

30% 

38% 


Quelle: Statistisches Jahrbuch der Bundesrepublik Deutsch- 
land (verschiedene Jahrgänge); Berechnungen; IFO- 
Institut, München 


Mit Selbstvertrauen, das sich auf einen hervorragen- 
den Stand technischer und wissenschaftlicher Wett- 
bewerbsfähigkeit gründet, aber auch mit Wachsam- 
keit und der Bereitschaft, mögliche Gefährdungen ih- 
rer Wettbewerbsfähigkeit frühzeitig zu erkennen und 
ernst zu nehmen, muß sich die Bundesrepublik 
Deutschland auch weiterhin dem internationalen 
Wettbewerb um innovative und eigenständige Bei- 
träge im wissenschaftiichen und technischen Wandel 
stellen. 
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Teil II 

Die Ressourcen für Wissenschaft, Forschung und Entwickiung der 
Bundesrepubiik Deutschland 


Zur Beurteilung der Forschungsleistungen eines Lan- 
des sowie als Grundlage forschungspolitischer Ent- 
scheidungen werden in zunehmendem Maße auch 
forschungsstatistische Daten herangezogen. Dies 
macht eine fundierte statistische Beschreibung der 
Ressourcen von Wissenschaft, Forschung und Ent- 
wicklimg notwendig. Die traditionellen input- Statisti- 
ken, die sich im wesentlichen auf finanzielle imd per- 
sonelle Ressourcen beziehen und die in diesem Be- 
richt im Vordergrund stehen, finden Ergänzung durch 
Output-Statistiken, mit denen versucht wird, die 
Strukturen der Forschungslandschaft und die Lei- 
stungsfähigkeit von Forschung und Forschungspohtik 
— insbesondere auch im internationalen Vergleich — 
sichtbar zu machen. 

Nationale und internationale Bemühungen gehen da- 
hin, die methodischen Voraussetzungen zu schaffen, 
so daß die forschungsstatistische Berichterstattung 
durch geeignete output-Statistiken ergänzt werden 
kann. Ein weitgehend anerkanntes Beispiel für diesen 
Bereich von Statistiken bildet die Technologische 
Zahlimgsbilanz eines Landes (vgl. Abschnitt 11). Ei- 
nige Ergebnisse der output-lndikatorenforschung 
werden in Teil 1, Abschnitt 6, vor gestellt. 

Wie in früheren Jahren wird im vorhegenden Bericht 
zwischen Wissenschaft einerseits und Forschung und 
Entwicklung andererseits unterschieden. Der Begriff 
Wissenschaft ist der umfassendere, er schheßt neben 
Forschung und Entwicklung (FuE) auch FuE-ver- 
wandte Tätigkeiten imd insbesondere die akademi- 
sche Lehre ein (zur Methodik vgl. Teü VH). 


1 . Die Wissenschaftsausgaben 

Die Wissenschaftsausgaben der Bundesrepubhk 
Deutschland sind von 1981 bis 1985, dem letzten Jahr, 
für das für sämthche Sektoren Ist- Angaben verfügbar 
sind, von 54,7 Mrd DM auf 71,2 Mrd DM gestiegen, 
das entspricht einem Anstieg um rund 30 %. Nach den 
vorhegenden Daten betrugen diese Ausgaben 1986 
rund 73,3 Mrd DM, für 1987 ergeben Schätzungen 
Wissenschaftsausgaben in Höhe von 77,8 Mrd DM, 
womit sich gegenüber 1981 ein Zuwachs um mehr als 
42 % ergibt. Der Anteil der Wissenschaftsausgaben 
am Bruttosozialprodukt stieg im gleichen Zeitraum 
von 3,5 % auf 3,8 % (vgl. Tab ehe VII/ 1 im Teil VII). 

Den überwiegenden Anteil an der Finanzierung der 
Wissenschaftsausgaben tragen die öffenthchen Haus- 
halte, d. h. der Bund (einschheßhch ERP- Sonderver- 
mögen), die Länder und Gemeinden sowie wissen- 
schafthche Organisationen ohne Erwerbszweck (so- 
weit sie überwiegend vom Staat finanziert werden). 
Ihr Anteil an den gesamten Wissenschaftsausgaben 
im betrachteten Zeitraum ist jedoch stark zurückge- 
gangen und zwar von 58,9 % (1981) auf 54,8 % (1987). 
In dem Maße, in dem der Anteü der öffenthchen Haus- 
halte an der Finanzierung der Wissenschaftsausgaben 
abnahm, erhöhte sich der Anteil der Ausgaben des 
Wirtschaftssektors (FuE-Aufwendungen der Unter- 
nehmen und der Institutionen für Gemeinschaftsfor- 
schung und experimenteUe -entwicklimg (IfG) sowie 
die entsprechenden Mittel aus Stiftungen und Spen- 


Tabelle II/l 
(vgl. auch Tabelle VII/ 1) 

Wissenschaftsausgaben der Bundesrepublik Deutschland nach Finanzierungscpiellen 

— Anteile in % — 



1981 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1. öffentliche Haushalte 

58,9 

57,8 

57,2 

55,7 

54,8 

54,8 

1.1 Bund (einschheßhch ERP) 

21,6 

21,5 

21,0 

20,4 

20,1 

20,2 

1.2 Länder und Gemeinden 

36,5 

35,1 

34,8 

33,9 

33,3 

33,3 

1.3 Wissenschafthche Organisationen 

ohne Erwerbszweck 

0,8 

1,2 

1,4 

1,4 

1,4 

1,3 

2. Wirtschaftssektor 

41,1 

42,2 

42,8 

44,3 

45,2 

45,2 

Insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Nachrichtlich in Mio DM 

54 718 

61 365 

64 130 

71 168 

73 287 

77 769 


Quelle; BMFT 
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Schaubild II/l (vgl. Tabelle II/l) 


Wissenschaftsausgaben der Bundesrepublik Deutschland 

nach Finanzierungsquellen 
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den der Wirtschaft). Nach einem Anteil von 41,1 % im 
Jahre 1981 liegt der Anteil der Wirtschaft 1987 bei 
45,2 % (vgl. Tabelle 11/1). 

Bei den öffentlichen Haushalten haben die Länder 
den größten Anteil an der Finanzierung der Wissen- 
schaftsausgaben. Diese Ausgaben entfallen insbeson- 
dere auf die Hochschulen und Hochschulkliniken, die 
gemäß der Aufgabenverteilung zwischen Bund und 
Ländern bei den Ländern ressortieren. Die Wissen- 
schaftsausgaben der Länder schheßen dabei auch 


Einnahmen der Länder für die Krankenversorgung an 
Hochschulküniken (insbesondere Pflegesatzeinnah- 
men) ein. Bei der Ermittiung der FuE- Ausgaben der 
Länder wird dieses Problem allerdings durch eine 
weitgehende Ehminierung der Ausgaben für die 
Krankenversorgung ausgeräumt. 

Die Ausgaben des Bundes fließen überwiegend dem 
außeruniversitären Bereich (Wirtschaftssektor, außer- 
universitäre wissenschaftliche Einrichtrmgen) zu. 


Schaubild II/2 


Anteil der Ausgaben für FuE an den 
Wissenschaftsausgaben der Bundesrepublik Deutschland 

Mrd DM 





Quelle: BMFT 

BMFT 

BUFO 1988 


59 


Drucksache 11/2049 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


2. Die Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung 

Die FuE -Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland 
sind von 1981 bis 1985 (dem letzten Jahr, für das Ist- 
Daten zur Verfügung stehen) von 39,3 Mrd DM auf 
51,6MrdDM gestiegen. Das „Gesamtbudget For- 
schung" hat damit im betrachteten Zeitraum nominal 
um rimd 31 % zugenommen, dies entspricht einem 
realen Anstieg um knapp 17 % (bei Deflationierung 
mit dem Preisindex des Bruttosozialproduktes). Die 
durchschnittiiche jährliche, reale Wachstumsrate be- 
trägt damit knapp 4 %. 


Für 1986 weisen die vorhegenden Daten FuE- Ausga- 
ben in Höhe von 53,5 Mrd DM aus, das sind 3,7 % 
mehr als 1985. Für 1987 wird ein weiterer Anstieg des 
Forschungsbudgets der Bundesrepubhk Deutschland 
um etwas mehr als 6 % auf rund 57 Mrd DM ge- 
schätzt. 

Im folgenden soll die Beteüigung der einzelnen Sek- 
toren sowohl an der Finanzierung als auch an der 
Durchführung von Forschung und Entwicklung dar- 
gestellt werden. Dabei wird in beiden Fällen auch der 
Auslandssektor berücksichtigt (zur Finanzierungsver- 
flechtung vgl. Schaubüd II/5). 


Tabelle II/2 
(vgl. Tabelle VII/2) 


Gesamtbudget Forschung der Bundesrepublik Deutschland 
— FuE-Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland nach finanzierenden Sektoren 
sowie im Verhältnis zum BSP ^ — 


Finanzierende Sektoren 2) 

1981 

1983 

1985 

1986 

1987 

I. Bund 3) — Mio DM 

10 363 

11 381 

12 701 

12 830 

13 810 

Index 1981 = 100 

100 

110 

123 

124 

133 

in % der FuE-Gesamtausgaben . . . 

26.3 

25.9 

24.6 

24.0 

24.3 

II. Länder 3) _ Mio DM 

6 382 

6 463 

7 089 

7 250 

7 600 

Index 1981 = 100 

100 

(101) 

(111) 

(114) 

(119) 

in % der FuE-Gesamtausgaben . . . 

16.2 

14.7 

13.7 

13.5 

13.4 

IIL Wirtschaft - Mio DM 

22 082 

25 459 

31 093 

32 700 

34 700 

Index 1981 = 100 

100 

115 

141 

148 

157 

in % der FuE-Gesamtausgaben . . . 

56.1 

57.9 

60.3 

61.1 

61.0 

IV. Private Institutionen ohne Erwerbs- 






zweck (PNP) — Mio DM 

155 

157 

133 

140 

150 

Index 1981 = 100 

100 

101 

86 

90 

97 

in % der FuE-Gesamtausgaben . . . 

0.4 

0.4 

0.3 

0.3 

0.3 

von inländischen Sektoren finan- 






zierte FuE-Ausgaben insgesamt — 
Mio DM 

38 982 

43 460 

51 016 

52 920 

56 260 

Index 1981 = 100 

100 

111 

131 

136 

144 

in % der FuE-Gesamtausgaben . . . 

99.1 

98.9 

98.9 

98.9 

98.9 

in % des BSP i) 

2.5 

2.6 

2.8 

2.7 

2.8 

V. Ausland — Mio DM 

363 

482 

583 

600 

600 

Index 1981 = 100 

100 

133 

161 

165 

165 

in % der FuE-Gesamtausgaben . . . 

0.9 

1,1 

1,1 

1,1 

1,1 

VI. FuE-Gesamtausgaben — Mio DM . 

39 345 

43 942 

51 598 

53 520 

56 860 

Index 1981 = 100 

100 

112 

131 

136 

145 


Bruttosozialprodukt (BSP) 

2) teilweise geschätzt, bis 1985 auf Ist-Basis 

3) Forschungseinrichtungen des Bundes nur mit FuE-Anteilen, Forschungseinrichtungen der Länder ab 1983 nur mit FuE- 
Anteüen 

Quelle: BMFT Rundungsdifferenzen 
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Schaubild II/3 (vgl. Tabelle II/2) 


Gesamtbudget Forschung der Bundesrepublik Deutschland 

FuE-Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland nach 

finanzierenden Sektoren 


im Verhältnis zum Bruttosozialprodukt 



1981 


1983 


1985 


1986 1987 

(geschätzt) 


* Forschungseinrichtungen des Bundes nur mit FuE- Anteilen. 
Forschungseinrichtungen der Länder ab 1983 nur mit FuE-Anteilen 

Quelle: BMFT 


BMFT 

BUFO 1988 
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Den überwiegenden Teil des Forschungsbudgets der 
Bundesrepubhk Deutschland finanziert die Wirt- 
schaft. Ihr Anteil ist auch im betrachteten Zeitraum 
weiter angestiegen; während er 1981 noch bei 56,1 % 
lag, beträgt er 1985 bereits 60,3 %. Für 1987 wird ein 
weiterer Anstieg auf 61 % geschätzt. Entsprechend 
zurückgegangen sind die Anteile der übrigen Sekto- 
ren. 

Sieht man von Anteilsrückgängen aus methodischen 
Gründen ab, wie es bei den FuE-Ausgaben der Län- 
der 1983 der Fall war (vgl. Tabelle II/2), so sind im 
gesamten Zeitraum abnehmende Anteile von Bund 
und Ländern zu verzeichnen. Dies wird besonders 
1985 deutlich, einem Jahr, in dem die Ausgaben der 
Wirtschaft mehr als doppelt so stark angestiegen wa- 
ren wie die des Staates. 

Der Anteil des Bundes am Gesamtbudget ist von 
26,3 % im Jahre 1981 auf 24,6 % im Jahre 1985 zu- 
rückgegangen. Für die beiden folgenden Jahre zeich- 
net sich eine Fortsetzung dieser Tendenz ab. Bei den 


Ländern beträgt der Anteil 1985 13,7 %, während er 
1983 noch bei 14,7 % lag. Auch hier wird ein weiter- 
hin leichter Anteilsrückgang geschätzt. Die Anteile 
der privaten inländischen Institutionen sowie des 
Auslands veränderten sich im betrachteten Zeitraum 
nur unwesentlich und liegen 1985 bei 0,3 % bzw. 
1,1 %; die Schätzungen für die folgenden Jahre wei- 
sen keine Veränderungen aus (vgl. Tabelle II/2 sowie 
Schaubüd II/3). 

Der Anteil der vom Inland finanzierten FuE-Ausgaben 
bewegt sich daher in der betrachteten Periode nahezu 
unverändert bei knapp 99 %. Setzt man diese von 
inländischen Sektoren finanzierten Ausgaben für For- 
schung und Entwicklung in Beziehung zum Bruttoso- 
zialprodukt (BSP: die von Inländern erbrachte wirt- 
schaftliche Leistung der Bundesrepublik Deutsch- 
land), so zeigt sich, daß die resultierende Kennzahl 
zwischen 1981 und 1985 von 2,5 % auf 2,8 % ange- 
stiegen ist. Nach den vorhegenden Daten wird der 
Anteil der FuE-Ausgaben am Bruttosozialprodukt 
1987 ebenfalls 2,8 % betragen (vgl. Tabelle II/2 sowie 
Schaubüd II/3). 


Tabelle II/3 
(vgl. Tabelle VII/3) 

Gesamtbudget Forschung der Bundesrepublik Deutschland 
— FuE-Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland nach durchführenden Sektoren 
sowie im Verhältnis zum BIP ^ — 


Durchführende Sektoren 2) 

1981 

1983 

1985 

1986 

1987 

I. Hochschulen — Mio DM 

5 874 

6 256 

6 696 

6 875 

7 HO 

Index 1981 = 100 

100 

107 

114 

117 

121 

in % der FuE- Gesamtausgaben . . . 

14,9 

14,2 

13,0 

12,8 

12,5 

II. Staat und private Institutionen 






ohne Erwerbszweck 3) — Mio DM . 

5 794 

5 993 

6 789 

7 210 

7 680 

Index 1981 = 100 

100 

103 

117 

124 

133 

in % der FuE-Gesamtausgaben . . . 

14,7 

13,6 

13,2 

13,5 

13,5 

IIL Wirtschaft - Mio DM 

26 610 

30 462 

36 640 

37 870 

40 280 

Index 1981 = 100 

100 

114 

138 

142 

151 

in % der FuE-Gesamtausgaben . . . 

67,6 

69,3 

71,0 

70,8 

70,8 

FuE-Ausgaben für im Inland 
durchgeführte FuE insgesamt — 
Mio DM 

38 278 

42 711 

50 125 

51 955 

55 070 

Index 1981 = 100 

100 

112 

131 

136 

144 

in % der FuE-Gesamtausgaben . . . 

97,3 

97,2 

97,1 

97,1 

96,9 

in % des BIP 

2,5 

2,6 

2,7 

2,7 

2,7 

IV. Ausland — Mio DM 

1 066 

1 230 

1 473 

1 565 

1 790 

Index 1981 = 100 

100 

115 

138 

147 

168 

in % der FuE-Gesamtausgaben . . . 

2,7 

2,8 

2,9 

2,9 

3,1 

V. FuE-Gesamtausgaben — Mio DM . 

39 345 

43 942 

51 598 

53 520 

56 860 

Index 1981 = 100 . 

100 

112 

131 

136 

145 


Ü Bnittoinlandsprodukt (BIP) 

2) teilweise geschätzt, bis 1985 auf Ist-Basis 

2) Forschungseinrichtmigen des Bundes nur mit FuE-Anteilen, Forschungsemrichtungen der Länder ab 1983 nur mit FuE- 
Anteilen 

Quelle: BMFT Rundungsdifferenzen 
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Schaubild II/4 (vgl. Tabelle II/3) 


Gesamtbudget Forschung der Bundesrepublik Deutschland 

FuE-Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland nach 

durchführenden Sektoren 


im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt 
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Stellt man das Gesamtbudget Forschung in der Glie- 
derung nach durchführenden Sektoren dar (vgl. Ta- 
belle II/3 und Schaubild II/4), so zeigt sich ebenfalls 
der dominierende Beitrag der Wirtschaft. Ihr Anteil 
am Forschungsbudget betrug hier 1981 knapp 68 %, 
1985 sind es 71 %. Nach vorhegenden Schätzungen 
wird dieses Niveau auch in den Jahren 1986 und 1987 
erreicht. Dem steigenden Anteil der Wirtschaft an der 
Durchführung von Forschung und Entwicklung zwi- 
schen 1981 und 1985 stehen rückläufige Anteile der 
Hochschulen sowie der außeruniversitären For- 
schungseinrichtungen gegenüber, wobei die Hoch- 
schulen etwas stärker davon betroffen sind. Ihr Anteil 
verringerte sich in den Jahren 1981 bis 1985 von 
14,9 % auf 13,0 %. Für 1986 und 1987 wird ein weite- 
rer leichter anteilmäßiger Rückgang geschätzt. 


Der Anteü von Forschung und Entwicklung, der au- 
ßerhalb der Hochschulen vom Staat und privaten In- 
stitutionen ohne Erwerbszweck (d. h. in Forschungs- 
einrichtungen des Bundes, der Länder und Gemein- 
den sowie den staatsnahen und privaten Institutionen 
ohne Erwerbszweck) durchgeführt wird, verminderte 
sich zwischen 1981 und 1985 von 14,7 % auf 13,2 %, 
wobei der Rückgang zwischen 1981 und 1983 z. T. 
methodische Gründe hat (Einführung von FuE-Antei- 
len bei den Forschungseinrichtungen der Länder, bei 
den Forschungseinrichtungen des Bundes war diese 
Änderung schon früher vollzogen). Die vorhegenden 
Daten zeigen 1986 und 1987 einen leichten Anstieg 
des Anteils der außeruniversitären Forschungsein- 
richtungen am Forschungsbudget der Bundesrepu- 
bhk Deutschland (vgl. Tabelle II/3). 
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Schaubild II/5 (vgl. Tabelle VII/3) 


Gesamtbudget Forschung der Bundesrepublik Deutschland 

1987 

- in Mrd DM (Schätzung) - 
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3. Das in Forschung und Entwicklung 
tätige Personal 

Die Entwicklung des in Forschung und Entwicklung 
tätigen- Personals ist ebenso wie die Entwicklung der 
finanziellen Ressourcen ein wichtiger Indikator zur 
Beurteilung der Forschungsanstrengungen eines Lan- 
des. 

Das FuE-Personal der Bundesrepubhk Deutschland 
umfaßt 1985 — umgerechnet auf Vollzeitbeschäfti- 
gung — insgesamt einen Bestand von 398 328 Perso- 
nen. Davon sind 36,1 % (143 627) Forscher, der Anteü 
des technischen Personal beträgt 29,6 %, der des son- 
stigen Personals 34,3% (vgl. Tabelle VII/29 sowie 
Schaubild II/6). Gegenüber 1983 hat das FuE-Perso- 
nal damit insgesamt um 7,9 % zugenommen, wobei 
der Anstieg bei der Gruppe der Forscher mit 9,8 % am 
größten, beim sonstigen Personal (+4,7 %) am gering- 
sten war. 

In den einzelnen Sektoren sieht die Entwicklung der 
personellen Ressourcen sehr unterschiedhch aus, da- 
bei ist auf zwei Besonderheiten hinzuweisen. Zum 
einen wurden im Zusammenhang mit verschiedenen 
methodischen Änderungen der FuE-Statistik im 
Hochschulsektor sowie im Staatssektor (OECD-Ab- 
grenzung) die Personaldaten dieser beiden Sektoren 
bis 1979 zurück revidiert, so daß die Vergleichbarkeit 
der Daten mit früheren Berichten eingeschränkt ist. 
Zum anderen wurde erstmals versucht, die Daten dif- 
ferenziert nach weibhchem und männhchem For- 
schungspersonal darzusteUen. Dies ist z. Z. leider nur 
für den Hochschulsektor und den Staatssektor mög- 
hch, wobei die erhobenen Daten allerdings z. T. durch 
Schätzungen ergänzt werden mußten, um Angaben 
für den FuE-Bereich zu erhalten. 

Den stärksten Anteil an dem in FuE tätigen Personal 
hat — der finanziellen Seite entsprechend — der Wirt- 
schaftssektor. Hier nahm das FuE-Personal 1985 im 
Vergleich zu den übrigen Sektoren überdurchschnitt- 
hch zu und zwar um 10,3 % gegenüber 1983. Der 
Anteü der Forscher am FuE-Personal des Wirtschafts- 
sektors hegt nun bei 34,0 % (1983: 32,8 %), das tech- 
nische Personal und das sonstige Personal haben ei- 
nen Anteü von 31,4 % bzw. 34,6 % (gegenüber 30,8 % 
bzw. 36,3 % im Jahre 1983). 

In den übrigen Sektoren stehen die Forscher nach wie 
vor die stärkste Gruppe des FuE-Personals; im Hoch- 
schulsektor ist dieser Anteü 1985 mit 42,7 % im Ver- 
gleich zu 1983 leicht rückläufig, im Staatssektor erga- 
ben sich hier keine Veränderungen gegenüber 1983. 
Während der Anteü des technischen Personals im 


Hochschulsektor 1985 gegenüber 1983 geringfügig 
angestiegen ist (auf 20,6 %), ging er im Staatssektor 
zurück, er beträgt 1985 32,6 %. Der Anteü des sonsti- 
gen Personals ist 1985 gegenüber 1983 im Hochschul- 
sektor und im Staatssektor auf 36,7 % bzw. 30,2 % 
angewachsen (vgl. Schaubüd II/6). 

Für die beiden zuletzt genannten Sektoren hegen zu- 
sätzlich Informationen über den Anteil des weibhchen 
FuE-Personals vor, im Faü des Hochschulsektors aüer- 
dings nur bezogen auf die Gruppe der Forscher. Hier 
zeigt sich, daß die Zahl der Frauen unter den For- 
schem seit 1981 im Hochschulsektor stärker gestiegen 
ist als die Zahl der Forscher insgesamt. Im Staatssek- 
tor (einschl. der überwiegend vom Staat finanzierten 
wissenschafthchen Einrichtungen) hat die Zahl der 
Frauen in dieser Personal gruppe in den letzten Jahren 
nur unterdurchschnitthch zugenommen. Anders je- 
doch in der Gruppe des technischen Personals, hier 
hat sich der Anteü an Frauen überdurchschnitüich 
erhöht. Dies gilt auch für das sonstige Personal. Insge- 
samt hat sich die Zahl der im Staatssektor in FuE 
beschäftigten Frauen in den letzten zwei Berichtsjah- 
ren stärker erhöht als das gesamte FuE-Personal im 
Staatssektor. Bezogen auf die in Forschung und Ent- 
wicklung beschäftigten Frauen zeigt sich in diesem 
Zeitraum zunächst 1983 im Vergleich zu 1981 eine 
leichte Strukturverschiebung zu Gunsten des Anteüs 
der weibhchen Forscher (auf 16,3 %) sowie des An- 
teüs des technischen Personals (auf 49,2 %) und zu 
Ungunsten des sonstigen Personals (auf 34,6 %). 1985 
kehrt sich diese Tendenz jedoch wieder um; der An- 
teü des sonstigen Personals unter dem weibhchen 
FuE-Personal weitet sich auf 35,6 % aus, die Anteüe 
der Forscher und des technischen Personals gehen auf 
16,1 % bzw. 48,4 % zurück (vgl. TabeUe VTI/29). 

Bei der Interpretation der Daten ist zu berücksichti- 
gen, daß die hier gemachten Angaben unterschiedh- 
chen Erhebungen entstammen, die z. T. für Zwecke 
der FuE-Statistik durch Sonderaufbereitungen und 
Schätzungen ergänzt wurden. Hinzu kommt, daß die 
Umrechnung auf VoUzeitäqui valente nur begrenzte 
Rückschlüsse auf die tatsächhche Zahl der in For- 
schimg und Entwicklung beschäftigten Frauen zu- 
läßt. 

Weitere Informationen zum FuE-Personal können den 
TabeUen im Teü VII entnommen werden. So enthal- 
ten die TabeUen V1I/30-VI1/32 eine Aufghederung 
des FuE-Personals des Wirtschaftssektors nach Wirt- 
schaftszweigen, die TabeUe VII/33 Angaben zum 
Hochschulpersonal in den verschiedenen Wissen- 
schaftszweigen und die TabeUen VII/34-VII/36 wei- 
tere Angaben über das Personal in Einrichtungen au- 
ßerhalb der Hochschulen. 
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Schaubild II/6 (vgl, TabeUe VII/29) 


In Forschung und Entwicklung tätiges Personal 
nach Personalgruppen und Sektoren* 

- auf Vollzeit umgerechnet - 



1979 


1981 


1983 


Sonstige 


Pertonel 


Forscher 


* OECD-Abgrenzung 

' Ohne Sozial- und Geisteswissenschaften 

^Staatliche Institute einschließlich übenwiegend vom Staat finanzierte wissenschaftliche Einrichtungen ohne Erwerbszweck' 

^Private wissenschaftliche Institutionen ohne Erwerbszweck, die weder überwiegend vom Staat noch überwiegend von der Wirtschaft finanziert 
werden (teilweise geschätzt) 

Quelle; BMFT 


BMFT 

BUFO 1988 
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4. Die Bundesausgaben für Forschung und 
Entwicklung 1982 bis 1988 

Die Ausgaben des Bundes für Forschung und Ent- 
wicklung betrugen 1986 12,8 Mrd DM, das entspricht 
einem Zuwachs um 1,0 % gegenüber 1985, einem 
Jahr, in dem die FuE-Ausgaben überdurchschnittlich 
(um 8,7 % im Vergleich zu 1984) gewachsen waren. 
Zwischen 1982 und 1986 sind die Bimdesausgaben für 
Forschung und Entwicklung damit insgesamt um 
11,1 % gestiegen, was einer durchschnittlichen jährli- 
chen Steigerungsrate von 2,7 % gleichkommt. Für 
1987 sieht der Bundeshaushaltsplan rund 13,8 Mrd DM 
für Forschung und Entwicklung vor, dies bedeutet 
gegenüber dem Ist 1986 eine Steigerung um 7,7 %; 
gemäß Regierungsentwurf des Bundeshaushaltspla- 
nes stehen für 1988 13,7 Mrd DM für Forschung und 
Entwicklung zur Verfügung, was einem leichten Aus- 
gabenrückgang um 0,6 % entspricht. 

An der Finanzierung der FuE-Ausgaben des Bundes 
sind die einzelnen Bimdesressorts sehr unterschied- 
lich beteiligt (vgl. Tabelle Vn/7). Das Bundesministe- 
rium für Forschung und Technologie trägt weit über 
die Hälfte der Ausgaben; wesentlichen Anteü haben 
daneben das Bundesministerium der Verteidigung 
und die Bundesministerien für Büdung und Wissen- 
schaft sowie für Wirtschaft. Auf die genannten vier 
Ressorts entfielen in den letzten Jahren über 90 % der 
Bimdesausgaben für Forschung und Entwicklung 
(vgl. TabeUe II/4 und Schaubüd 11/7). 


Eine Darstellung der Ausgaben unter forschungsthe- 
matischen Gesichtspunkten wird seit einigen Jahren 
durch die FuE-Leistungsplansystematik des Bundes 
ermöglicht. Dabei werden die einzelnen Vorhaben 
(im Fall des Bundesministeriums für Forschung und 
Technologie) bzw. Haushaltstitel (im Fall der übrigen 
Ressorts) den Förderbereichen und Förderschwer- 
punkten der Systematik zugeordnet (vgl. Tabelle 
VII/8). Ausnahmen büden die Ausgaben für die insti- 
tutioneile Förderimg der Deutschen Forschungsge- 
meinschaft (DFG), der Max-Planck-Gesellschaft 
(MPG) und der Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) sowie 
für den Aus- und Neubau von Hochschulen; diese 
werden jeweüs als einzelne Förderschwerpunkte be- 
trachtet und zu einem Förderbereich zusammenge- 
faßt. Die Ausgaben für die institutionelle Förderung 
der Großforschungseinrichtungen dagegen werden 
auf die einzelnen Förderbereiche und -Schwerpunkte 
aufgeteüt. 

Den volumenmäßig stärksten Anteü an den zivilen 
Ausgaben des Bundes für Forschung und Entwick- 
lung haben die Förderbereiche „Energieforschung 
und Energietechnologie " und „Trägerorganisationen; 
Aus- und Neubau von Hochschulen" ; 1986 lagen de- 
ren Anteüe bei 17,0 % bzw. 14,3 % der zivilen FuE- 
Ausgaben des Bundes (vgl. TabeUe 11/5). Nach den 
Daten des HaushaltssoUs 1987 werden beide Anteüe 
zurückgehen (auf 13,7 % bzw. 13,5 %), der Regie- 
rungsentwurf 1988 sieht für den Energiebereich einen 
weiteren Rückgang auf 12,5 % vor, so daß sich sein 


Tabelle 11/4 
(vgl.TabeUe VIl/4) 


Anteile der Ressorts an den FuE-Ausgaben des Bundes 

— in Mio DM — 


Ressort 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

Soll 

1988 

Reg.-Entw. 

Ist 

BMFT 

6 865,0 

6 486,4 

6 683,0 

6 953,9 

7 065,4 

7 576,2 

7 616,1 

BMBW 

939,0 

1 009,4 

1 016,3 

987,8 

1 031,7 

1 042,1 

1 053,6 

BMWi 

1 038,5 

958,2 

962,1 

1 174,8 

1 112,7 

1 255,8 

1 093,8 

BMVg 

1 695,1 

1 867,9 

1 985,6 

2 499,4 

2 534,1 

2 833,8 

2 798,5 

Übrige Ressorts ^) 

1 007,0 

1 059,1 

1 032,9 

1 085,3 

1 082,2 

1 105,9 

1 168,1 

Insgesamt 

11 544,5 

11 380.9 

11 679,9 

12 701,2 

12 826,3 

13 813,7 

13 730,2 



— in % 

- 





BMFT 

59,5 

57,0 

57,2 

54,7 

55,1 

54,8 

55,5 

BMBW 

8J 

8,9 

8,7 

7,8 

8,0 

7,5 

7,7 

BMWi 

9,0 

8,4 

8,2 

9,2 

8,7 

9,1 

8,0 

BMVg 

14, 7 

16,4 

17,0 

19,7 

19,8 

20,5 

20,4 

übrige Ressorts ^) 

8,7 

9,3 

8,8 

8,5 

8,4 

8,0 

8,5 

Insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Ü Die einzebien Ressortanteile sind in Tabelle VlI/7 daxgestellt. Rundungsdifferenzen 

Quelle: BMFT 
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Schaubild II/7 (vgl. TabeUe II/4) 


Anteile der Ressorts an den FuE-Ausgaben des Bundes 


Mrd DM 



1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 

Soll Reg.-Entw. 

Quelle: BMFT * Die einzelnen Ressortanteile sind in Tabelle VII/7 dargestellt. 


BMFT 

BLIFO 1 988 


69 



Drucksache 11/2049 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Anteil an den zivilen FuE-Ausgaben des Bundes seit 
1985 nahezu halbiert haben wird, dies ist vor allem auf 
die starke Abnahme der Ausgaben für die nukleare 
Energieforschung zurückzuführen, wohingegen die 
Mittel für emeuerbare Energiequellen und rationelle 
Energieverwendung zugenommen haben. Den volu- 
menmäßig drittgrößten Förderbereich nach den bei- 
den genannten bildet die „Weltraumforschung und 
Weltraumtechnik“, ihr Anteil am Ist 1986 der zivilen 
FuE-Ausgaben des Bundes betrug 8,9 %, bezogen auf 
das Sou 1987 steigt er auf 10,2 % an; der Regierungs- 
entwurf zum Bundeshaushaltsplan verzeichnet für 
1988 einen weiteren Anstieg auf 11,3 %. Weiterhin 
positiv entwickelt sich auch der Anteü des Förderbe- 
reichs „Sonderbereiche der Grundlagenforschimg " , 
er betrug 1986 8,8 % und wird nach den vorliegenden 
Daten 1987 imd 1988 bei 9,1 % liegen. 

Tabelle 11/5 
(vgl. Tabelle VII/8) 


Die Entwicklung der Ist-Ausgaben in den einzelnen 
Förderbereichen zwischen 1985 und 1986 bietet ein 
weit differenzierteres BUd, als die durchschnittliche 
Zunahme der FuE-Ausgaben des Bundes (-hl %) 
deutlich machen kann. Wenige Förderbereiche ver- 
zeichnen Mittelrückgänge; neben dem Energiebe- 
reich ( — 22,2 %) ist nur der Förderbereich „Geowis- 
senschaften und Rohstoff Sicherung“ von einer stärke- 
ren Abnahme der Mittel betroffen. Große Steige- 
rungsraten sind dagegen in mehreren Förderberei- 
chen festzusteUen und zwar vor aUem bei der „Fach- 
information“ (+37,4 %), der „Informationstechnik 
(einschl. Fertigungstechnik)" ( + 26,2%), der „Bio- 
technologie“ ( + 21,3 %) sowie im Förderbereich „Ma- 
terialforschung; chemische Verfahrenstechnik; physi- 
kalische Technologien“ (+12,7 %). Beträchtliche 
Ausgabenzuwächse verzeichnen ferner die Förderbe- 


FuE-Ausgaben des Bundes nach Förderbereichen und Förderschwerpunkten 

— in Mio DM — 



Förderbereich 

1985 

1986 

1987 

1988 


Förderschwerpunkt 

Ist 

SoU 

Reg.-Entw. 

A 

Trägerorganisationen; Aus- und Neubau von 
Hochschulen 

1 402,8 

1 472,2 

1 482,9 

1 517,6 

Al 

Grundfinanzierung MPG 

405,1 

420,4 

430,3 

442,8 

A2 

Grundfinanzierung DFG 

541,8 

546,8 

574,6 

595,2 

A3 

Grundfinanzierung FhG 

116,3 

126,4 

135,7 

145,9 

A5 

Aus- und Neubau von Hochschulen i) 

339,7 

378,6 

342,3 

333,8 

B 

Sonderbereiche der Grundlagenforschung 
(insbesondere Großgeräte) 

850,6 

911,0 

996,2 

1 001,0 

C 

Meeresforschung und Meerestechnik; 
Polarforschung 

226,3 

235,8 

234,6 

246,7 

CI 

Meeresforschung 

82,3 

89,1 

84,1 

90,4 

C2 

Meerestechnik 

81,9 

85,5 

88,1 

94,4 

C3 

Polarforschung 

62,0 

61,2 

62,4 

62,0 

D 

Weltraumforschung und Weltraum technik . 

830,5 

917,6 

1 124,2 

1 241,4 

E 

Energieforschung und Energietechnologie . 

2 250,3 

1 750,3 

1 506,4 

1 367,4 

El 

Kohle und andere fossile Energieträger .... 

307,8 

280,3 

234,5 

211,1 

E2 

Erneuerbare Energiequellen und rationelle 
Energieverwendung 

209,9 

181,5 

233,2 

241,5 

E3 

Nukleare Energieforschung 
(einschließlich Reaktorsicherheit) 

1 565,2 

1 090,2 

838,7 

713,9 

E4 

Kernfusionsforschung 

167,4 

198,2 

199,9 

200,9 

F 

Umweltforschung; Klimaforschung; Sicher- 
heitsforschung 

586,5 

607,2 

674,6 

701,4 

Fl 

Ökologische Forschung 

228,2 

245,9 

271,6 

283,5 

F2 

Umweltschonende und Umweltschutz- 
technologien 

174,0 

179,8 

205,6 

196,5 

F5 

Wasserforschung 

56,0 

47,6 

49,6 

45,9 

F7 

Klimaforschung 

27,3 

31,2 

42,7 

44,1 

F8 

Sicherheitsforschung und Sicherheitstechnik 

101,0 

102,7 

105,1 

131,2 

G 

Forschung und Entwicklung im Dienste der 
Gesundheit 

376,4 

369,9 

418,5 

471,4 

H 

Forschung und Entwicklung zur Humanisie- 
rung des Arbeitslebens 

116,9 

124,0 

137,3 

140,4 

I 

Informationstechnik 

(einschließlich Fertigungstechnik) 

623,8 

787,3 

854,9 

799,0 
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noch Tabelle 11/5 
(vgl. Tabelle VIl/8) 



Förderbereich 

1985 

1986 

1987 

1988 


Förderschwerpiinkt 

Ist 

SoU 

Reg.-Entw. 

11 

Informationsverarbeitung 

151,5 

185,5 

222,8 

232,3 

12 

Technische Kommunikation 

104,1 

140,9 

156,6 

150,7 

13 

Elektronische Bauelemente 

167,7 

239,4 

234,6 

224,6 

14 

Anwendung der Mikroelektronik; 
Mikroperipherik 

58,9 

65,4 

80,0 

73,6 

15 

Fertigungstechnik 

141,7 

156,2 

161,0 

117,8 

K 

Biotechnologie 

146,7 

177,9 

221,8 

239,3 

L 

Materialforschung; chemische Verfahrens- 
technik; physikalische Technologien 

352,1 

396,7 

451,1 

505,2 

LI 

Materialforschung 

180,8 

204,6 

224,2 

227,7 

L2 

Chemische Verfahrenstechnik 

20,9 

17,8 

21,4 

22,9 

L3 

Physikahsche Technologien 

150,4 

174,3 

205,6 

254,5 

M 

Luftfahrtforschung und -entwicklung 

530,0 

512,0 

692,9 

709,1 

N 

Forschung und Technologie für bodengebun- 
denen Transport und Verkehr 
(einschließhch Verkehrssicherheit) 

210,1 

220,3 

236,0 

222,5 

O 

Geowissenschaften und Rohstoffsicherung . 

145,0 

131,3 

123,3 

150,9 

Ol 

Geowissenschaften 

(insbesondere Tiefbohrungen) 

73,4 

78,0 

73,7 

98,8 

02 

Rohstoffsicherung 

71,7 

53,2 

49,6 

52,1 

P 

Raumordnung und Städtebau; 

Bauforschung 

159,0 

171,4 

147,7 

151,8 

PI 

Raumordnung, Städtebau, Wohnungswesen 

56,4 

61,4 

51,6 

49,0 

P2 

Bauforschung und -technik; 
Straßenbauforschung 

102,6 

110,0 

96,1 

102,8 

Q 

Forschung und Entwicklung im Ernährungs- 
bereich 

80,2 

87,0 

81,2 

83,7 

R 

Forschung und Entwicklung in der Land- und 
Forstwirtschaft sowie der Fischerei 

221,8 

216,2 

208,2 

212,8 

S 

Bildungs- und Berufsbildungsforschung .... 

132,6 

134,5 

149,2 

148,3 

T 

Innovation und verbesserte Rahmenbedin- 
gungen 

586,0 

642,1 

754,4 

497,6 

TI 

Indirekte Förderung des FuE-Personals in der 
Wirtschaft 

381,9 

409,0 

475,0 

230,0 

T2 

Verbesserung des Technologie- und Wissens- 
transfers 

51,7 

70,7 

77,6 

82,0 

T3 

Förderung technologieorientierter Unterneh- 
mensgründungen 

41,9 

48,2 

80,0 

63,0 

T4 

Übrige indirekte Fördermaßnahmen 
(ohne indirekt-spezifische) 

94,8 

96,8 

101,0 

101,0 

T8 

Rationalisierung und wissenschafthch-tech- 
nische Ressortdienstleistungen (BMWi) .... 

2,0 

2,9 

3,2 

3,2 

T9 

Übrige Fördermaßnahmen (BMWi) 

13,7 

14,5 

17,7 

18,4 

U 

Fachinformation 

68,8 

94,5 

89,8 

92,6 

V 

Geisteswissenschaften; Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften 

245,8 

265,6 

288,6 

292,9 

W 

Übrige, nicht anderen Bereichen zugeordnete 
Aktivitäten 

82,8 

94,6 

132,6 

165,4 

A-W zivile Förderbereiche zusammen 

10 225,0 

10 319,4 

11 006,4 

10 958,4 

X 

Wehrforschung und -technik 

2 476,4 

2 506,9 

2 807,4 

2 772,0 

Ausgaben insgesamt 

12 701,2 

12 826,3 

13 813,7 

13 730,2 


einschlLeßlich Universitäten der Bundeswehr und Fachhochschule des Bundes für öffentiiche Verwaltung 
Quelle: BMPT Rundungsdifferenzen 
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reiche „Weltraumforschung und Weltraumtechnik" 
(+10,5 %) sowie „Innovation und verbesserte Rah- 
menbedinguaigen" (+9,6 %). Betrachtet man die Soll- 
Daten für 1987, so entfallen weit überdurchschnittli- 
che Mittelzuwächse vor allem auf „Luftfahrtforschung 
und -entwicklung " (+35,3 %) sowie erneut auf „Bio- 
technologie" (+24,7 %), „Weltraumforschung und 
Weltraumtechnik" (+22,5 %) und „Innovation und 
verbesserte Rahmenbedingungen" (+17,5 %); dane- 
ben gibt es 1987 auch überdurchschnittliche Steige- 
rungsraten in den zivilen Förderbereichen „Material- 
forschung; chemische Verfahrenstechnik; physikali- 
sche Technologien" (+13,7 %), „Forschung und Ent- 
wicklung im Dienste der Gesundheit" ( + 13,1 %) so- 
wie „Umweltforschung; Klimaforschung; Sicherheits- 
forschung" (+11,1 %). Über dem Durchschnitt liegt 
auch der Mittelzuwachs im Förderbereich „Wehrfor- 
schung und -technik" (+12,0 %) für 1987 (SoU). Der 
Ausblick auf die durch den Regierungsentwurf zum 


Bundeshaushaltsplan 1988 vorgesehene Ausgaben- 
entwicklung zeigt sehr große Steigerungen der Haus- 
haltsmittel bei den Förderbereichen „Geowissen- 
schaften und Rohstoff Sicherung" (+22,4 %), „For- 
schung und Entwicklimg im Dienste der Gesundheit" 
(+12,6 %), „Materialforschung; chemische Verfah- 
renstechnik; physikalische Technologien" (+12,0 %) 
sowie „Weltraumforschung und Weltraumtechnik" 
(+10,4 %)und „Biotechnologie" (+7,9 %). Sehr große 
Mitteleinschränkungen deuten sich für den Förderbe- 
reich „Innovation und verbesserte Rahmenbedingun- 
gen" (—34,0 %) an, die ganz überwiegend durch den 
Wegfall des FuE-Personalkostenzuschußprogramms 
bedingt sind. Rückgänge der geplanten Haushalts- 
ausgaben für 1988 haben ferner „Energieforschung 
und Energietechnologie" (—9,2 %), „Infonnations- 
technik" (-6,5 %) sowie „Forschung und Technologie 
für bodengebimdenen Transport und Verkehr" 
(-5,7 %) zu erwarten (vgl. Tabelle II/5). 


Tabelle II/6 


FuE-Ausgaben des BMFT nach Förderbereichen und Förderschwerpunkten 

— in Mio DM — 


Förderbereich 

1985 

1986 

1987 

1988 

Förderschwerpimkt 

Ist 

SoU 

Reg.-Entw. 

A Trägerorganisationen; Aus- und Neubau von 

Hochschulen 

520,0 

545,4 

564,5 

587,1 

Al Gnindfinanzierung MPG 

405,1 

420,4 

430,3 

442,8 

A3 Grundfinanzierung FhG 

114,9 

125,0 

134,2 

144,3 

B Sonderbereiche der Grundlagenforschung 

(insbesondere Großgeräte) 

833,3 

895,3 

977,2 

980,0 

C Meeresforschung und Meerestechnik; 

Polarforschung 

219,0 

228,5 

227,6 

238,3 

CI Meeresforschung 

82,1 

88,9 

83,9 

90,2 

C2 Meerestechnik 

74,8 

78,4 

81,2 

86,1 

C3 Polarforschung 

62,0 

61,2 

62,4 

62,0 

D Weltraumforschung und Weltraumtechnik . 

830,5 

917,6 

1 124,2 

1 241,4 

E Energieforschung und Energietechnologie . 

2 159,0 

1 684,8 

1 469,4 

1 327,0 

El Kohle und andere fossile Energieträger .... 

251,6 

251,2 

234,0 

210,5 

E2 Erneuerbare Energiequellen und rationelle 
Energieverwendung 

209,9 

181,5 

233,2 

241,5 

E3 Nukleare Energieforschung 

(einschüeßlich Reaktorsicherheit) 

1 530,1 

1 053,9 

802,2 

674,1 

E4 Kernfusionsforschung 

167,4 

198,2 

199,9 

200,9 

F Umweltforschung; Khmaforschung; Sicher- 
heitsforschung 

338,0 

357,9 

406,2 

421,3 

Fl Ökologische Forschung 

146,7 

163,0 

179,6 

194,4 

F2 Umweltschonende und Umweltschutz- 
technologien 

132,2 

140,0 

160,3 

159,5 

F5 Wasserforschung 

27,9 

18,8 

19,7 

19,0 

F7 Klimaforschung 

22,2 

26,3 

37,6 

40,4 

F8 Sicherheitsforschung und Sicherheitstechnik 

9,0 

9,8 

9,0 

8,0 

G Forschung und Entwicklung im Dienste der 

Gesundheit 

233,7 

251,8 

290,6 

322,1 

H Forschung und Entwicklung zur Humanisie- 
rung des Arbeitslebens 

96,8 

103,3 

110,8 

110,5 
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Förderbereich 

1985 

1986 

1987 

1988 


Förderschwerpunkt 

Ist 

Soll 

Reg.-Entw. 

I 

Informationstechnik 

(einschließlich Fertigungstechnik) 

623,8 

787,3 

854,9 

799,0 

11 

Informationsverarbeitung 

151,5 

185,4 

222,8 

232,3 

12 

Technische Kommunikation 

104,1 

140,9 

156,6 

150,7 

13 

Elektronische Bauelemente 

167,7 

239,4 

234,6 

224,6 

14 

Anwendung der Mikroelektronik; 
Mikroperipherik 

58,9 

65,4 

80,0 

73,6 

15 

Fertigungstechnik 

141,7 

156,2 

161,0 

117,8 

K 

Biotechnologie 

135,2 

166,4 

211,2 

228,4 

L 

Materialforschung; chemische Verfahrens- 
technik; physikalische Technologien 

259,6 

306,8 

365,7 

374,7 

LI 

Materialforschung 

159,3 

182,9 

202,5 

204,8 

L2 

Chemische Verfahrenstechnik 

20,9 

17,8 

21,4 

22,9 

L3 

Physikalische Technologien 

79,3 

106,1 

141,8 

147,0 

M 

Luftfahrtforschung und -entwicklung 

164,9 

166,0 

189,4 

192,5 

N 

Forschung und Technologie für bodengebun- 
denen Transport und Verkehr 
(einschließlich Verkehrssicherheit) 

195,5 

207,4 

221,8 

207,6 

O 

Geowissenschaften und Rohstoff Sicherung . 

59,5 

48,7 

55,2 

80,1 

Ol 

Geowissenschaften 

(insbesondere Tiefbohrungen) 

21,0 

24,9 

31,7 

55,9 

02 

Rohstoffsicherung 

38,5 

23,9 

23,5 

24,2 

P 

Bauforschung 

32,2 

33,9 

33,0 

36,0 

P2 

Bauforschung und -technik 

32,2 

33,9 

33,0 

36,0 

T 

Innovation und verbesserte Rahmenbedin- 
gungen 

95,5 

159,9 

232,6 

225,0 

TI 

Indirekte Förderung des FuE-Personals in der 
Wirtschaft 

1,9 

41,0 

75,0 

80,0 

T2 

Verbesserung des Technologie- und Wissens- 
transfers 

51,7 

70,7 

77,6 

82,0 

T3 

Förderung technologieorientierter Unterneh- 
mensgründungen 

41,9 

48,2 

80,0 

63,0 

T4 

Übrige indirekte Fördermaßnahmen 
(ohne indirekt-spezifische) 









U 

Fachinformation 

58,5 

84,0 

78,6 

82,0 

V 

Geistes Wissenschaften; Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften 

59,9 

70,5 

80,6 

80,3 

W 

Übrige, nicht anderen Bereichen zugeordnete 
Aktivitäten 

39,3 

49,8 

82,8 

82,8 

Ausgaben insgesamt 

6 953,9 

7 065,4 

7 576,2 

7 616,1 
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Schränkt man diese Betrachtung auf die FuE-Ausga- 
ben des Bundesministeriums für Forschung und Tech- 
nologie ein (vgl. Tabelle II/6), so ergibt sich eine ähn- 
liche Entwicklung der einzelnen Förderbereiche. Her- 
vorzuheben ist zusätzlich die überdurchschnittliche 
Ausgabensteigerung zwischen 1985 und 1986 im Be- 
reich „Geisteswissenschaften; Wirtschafts- und So- 
zialwissenschaften" (+17,7 %) und im Gesundheits- 
bereich (+7,7 %). Diese positive Entwicklung setzt 
sich auch in den Soll-Daten für 1987 fort. 

Die Zusammenfassung der Förderbereiche bzw. För- 
derschwerpunkte zu bestimmten Aufgabenbereichen 
staatlicher Forschungsförderung (den sogenannten 
Förderprofüen) erlaubt eine Veranschaulichung der 
Ausgabenentwicklung in komprimierter Form, in der 
„ ProfüdarsteUung " . Die Tabelle 11/7 zeigt eine solche 
Darstellung für die FuE- Ausgaben des Bundes in den 
Jahren 1982 bis 1988 (vgl. Schaubild 11/8). tm gesam- 
ten Zeitraum hegt der Schwerpunkt der Ausgaben auf 
dem Förderprofü „Marktorientierte Technologieför- 
derung" , der Anteü dieses Profüs ging in diesem Zeit- 
raum jedoch stark zurück, bei den Ist-Daten verrin- 
gerte er sich von knapp 40 % (1982) auf rund 30 % 
(1986). Die Haushaltsansätze zeichnen einen weiteren 


Rückgang bis auf 27,6 % (Reg.-Entw. 1988) vor. Dage- 
gen konnten die übrigen Förderprofile Ihre Anteüe 
ausweiten; im zivilen Bereich kam dies vor allem der 
„ Programmübergreif enden Grundlagenforschung " 
zugute, die 1986 einen Anteü von über 20 % an den 
Ist-Ausgaben hatte. Auch die „Staatlichen Langzeit- 
programme" nahmen anteümäßig zu und zwar von 
8,2 % (1982) auf 9,9 % (1986). Nach den vorhegenden 
Daten wird dieser Anteü 1988 auf 11,6 % ansteigen. 
Die beiden übrigen zivilen Förderprofüe bauen ihre 
Anteüe etwas weniger stark aus, d. h. von 7,3 % 
(1982) auf 7,8 % (1986) bei „Rahmenbedingungen; 
Infrastruktur" und von 12,6 % (1982) auf 13,0 % 
(1986) bei „Lebensbedingungen (Vorsorgefor- 
schung) ". ln den Daten des SoUs 1987 setzt sich dieser 
positive Trend fort; ledighch bei dem zivüen Förder- 
profü „Rahmenbedingungen; Infrastruktur" ist nach 
dem Regierungsentwurf 1988 ein Anteüsrückgang 
(auf 6,4 %) zu erwarten. Durchgängige Zuwächse im 
gesamten betrachteten Zeitraum verzeichnet das Pro- 
fü „Wehrforschung und -technik", sein Anteü an den 
gesamten FuE -Ausgaben des Bundes lag 1982 bei 
14,4 %, 1986 beträgt er 19,5 %. Haushaltssoll für 1987 
und Regierungsentwiurf für 1988 deuten auf einen 
Anstieg des Anteüs dieses Profüs auf über 20 % hin. 


Tabelle II/7 
(vgl. Tabelle II/5) 


Ausgaben des Bundes für Forschung und Entwicklung nach Förderbereichen und Förderschwerpunkten 

— P r o f i 1 d a r s t e 1 1 u n g — 

— in Mio DM — 


Förderprofile 

(zugehörige Förderbereiche 
bzw. Förderschwerpunkte) 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 



Ist 



SoU 

Reg.-Entw. 

1. Programmübergreif ende 

Grundlagenforschung 

2 095,8 

2 245,8 

2 362,7 

2 456,4 

2 600,4 

2 705,7 

2 764,3 

(Al, A2, A5, B, Ol, V)i) 

2. Staatliche Langzeitprogramme 

948,8 

938,4 

1 076,7 

1 142,3 

1 266,1 

1 470,6 

1 594,6 

(CI, C3, D, E4) 

3. Lebensbedingungen (Vorsorge- 
forschung) 

1 451,1 

1 475,8 

1 488,9 

1 623,6 

1 670,3 

1 800,0 

1 926,8 

(Fl, F2, F5, F7, F8, G, H, PI, P2, 
Q, R, Wl) 

4. Marktorientierte Technologie- 
förderung 

4 539,3 

4 082,0 

4 029,4 

4 099,0 

3 785,0 

3 901,0 

3 788,1 

(C2, El, E2, E3, 11, 12, 13, 14, 15, 
K, LI, L2, L3, M, N, 02) 

5. Rahmenbedingungen; Infra- 
struktur 

842,2 

796,7 

758,1 

903,6 

997,5 

1 129,0 

884,4 

(A3, S, TI, T2, T3, T4, T8, T9, 
U) 

6. Wehrforschung und -technik . . 

1 667,2 

1 842,2 

1 964,1 

2 476,4 

2 506,9 

2 807,4 

- 772,0 

(X) 








Insgesamt 

11 544,5 

11 380,9 

11 679,9 

12 701,2 

12 826,3 

13 813,7 

13 730,2 


9 Abweichend von speziellen Darstellungen der Grundlagenforschung wurden hier die Förderbereiche A5 und B vollständig der 
programmübergreifenden Grundlagenforschung zugeordnet. 

Quelle; BMFT Rundungsdifferenzen 
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Schaubild 11/8 (vgl. Tabelle 11/7) 


Ausgaben des Bundes für Forschung und Entwicklung 
nach Förderbereichen und Förderschwerpunkten 
- Profiidarsteiiung - 


A 

MrdDM 



1987 

Soll 


1988 

Reg.-Entw. 


Quelle: BMFT 


BMFT 

BLIFO 1 988 
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In Tabelle II/8 wird das entsprechende „Profil" der 
FuE-Ausgaben des Bundesministeriums für For- 
schung und Technologie dargesteUt. Auch hier zeigt 
sich der starke Rückgang der „Marktorientierten 
Technologieförderung"; 1982 hatte dieses Förderpro- 
fü noch einen Anteü von fast 60 % an den FuE-Aus- 
gaben dieses Ministeriums, 1986 lag dieser Anteü 
noch bei knapp 46 % . Der Regierungsentwurf für 1988 
sieht nur noch einen Anteil von 40 % vor. Die übrigen 
Förderprofüe entwickeln sich seit 1983 durchgängig 
positiv. Hervorzuheben sind starke Mittelzuwächse 
bei der „Programmübergreif enden Grundlagenfor- 
schung" (+35,0 %) und den „StaaÜichen Langzeit- 
programmen" (+33,4 %) zwischen 1982 und 1986. 
Beim Förderprofü „Rahmenbedingungen; Infrastruk- 
tur" wurden die FuE-Ausgaben in dieser Zeit sogar 
mehr als verdoppelt (vgl. Schaubüd II/9). Die Ta- 
belle II/8 enthält zusätzhch den Anteü der FuE-Aus- 
gaben des Bundesministeriums für Forschung und 
Technologie, der auf die Grundlagenforschung ent- 
fäUt. Hierzu gehört in voUem Umfang das Förderprofü 
„Programmüb ergreif ende Grundlagenforschung" so- 


wie weitere Mittel, die in den übrigen Profüen enthal- 
ten und der Grundlagenforschung zuzuordnen sind. 
Der prozentuale Anteü der Grundlagenforschung hat 
sich nach der vorhegenden Entwicklung der Ist-Daten 
von 26,5 % der FuE-Ausgaben des Bundesministeri- 
ums für Forschung und Technologie im Jahre 1982 auf 
36,0 % im Jahre 1986 erhöht. (Der Anteil der Grund- 
lagenforschung an den FuE-Ausgaben des Bundes 
wird im Abschnitt 5 ausführlich dargestellt.) 

Die Ghederung der FuE-Ausgaben des Bundes nach 
Förderungsarten (vgl. TabeUe VII/9) zeigt, daß mehr 
als 50 % der Mittel im Wege der Projektförderung ver- 
geben werden. Während dieser Anteil 1982 noch 
knapp 60 % betrug, liegt er 1986 nur noch bei 55,1 % 
der Ist- Ausgaben. Die vorhegenden Daten des Regie- 
rungsentwurfs 1988 deuten auf einen weiteren Rück- 
gang dieses Anteüs auf 53,3 % hin. Betrachtet man die 
in den Ausgaben für die Projektförderung enthalte- 
nen Mittel für die indirekte und indirekt-spezifische 
FuE-Förderung, so erkennt man eine kontinuierhche 
Steigerung dieses Anteüs an den Ist-Ausgaben des 


Tabelle II/8 
(vgl. Tabelle II/6) 


Ausgaben des BMFT für Forschung und Entwicklung nach Förderbereichen und Förderschwerpunkten 

— P r o f i 1 d a r s t e 1 1 u n g — 

— in Mio DM — 


Förderprofile 

(zugehörige Förderbereiche 
bzw. Förderschwerpunkte) 

1982 

1983 

1984 

1983 

1986 

1987 

1988 



Ist 



SüU 

Reg.-Entw. 

1. Programmübergreifende 

Grundlagenforschung 

1 045,2 

1 098,4 

1 203,9 

1 319,3 

1 411,1 

1 519,7 

1 558,9 

(Al, B, Ol, V) 

nachrichtüch: 

in den Förderprofüen 2 bis 5 ent- 
haltene Grundlagen- 
forschung 

772,8 

809,3 

957,9 

1 063,0 

1 130,0 



Grundlagenforschung insge- 
samt 

1 818,0 

1 907,6 

2 161,7 

2 382,3 

2 541,0 



Anteü an den FuE-Ausgaben 
des BMFT — in % — 

26,5 

29,4 

32,3 

34,3 

36,0 



2. Staathche Langzeitprogramme 

948,7 

938,3 

1 076,5 

1 142,1 

1 265,9 

1 470,4 

1 594,4 

(CI, C3, D, E4) 

3. Lebensbedingungen (Vorsorge- 
forschung) 

632,4 

619,0 

648,2 

739,9 

796,8 

923,4 

972,7 

(Fl, F2, F5, F7, F8, G, H, P2, 
Wl) 

4. Marktorientierte Technolo- 
gieförderung 

4 065,0 

3 662,1 

3 556,5 

3 483,8 

3 222,7 

3 217,2 

3 038 ,7 

(C2, El, E2, E3, 11,12, 13, 14, 15, K, 
LI, L2, L3, M, N, 02) 

5. Rahmenbedingungen; Infra- 
struktur 

173,7 

168,6 

197,9 

268,9 

369,0 

445,5 

451,4 

(A3, TI, T2, T3,T4, U) 








Insgesamt 

6 865,0 

6 486.4 

6 683,0 

6 953.9 

7 065,4 

7 576,2 

7 616,1 


Quelle: BMFT Rundungsdifferenzen 
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Schaubild II/9 (vgl. Tabelle II/8) 


Ausgaben des BMFT für Forschung und Entwicklung 
nach Förderbereichen und Förderschwerpunkten 
- Profildarstellung - 



BMFT 

BUFO 1988 


77 





Drucksache 11/2049 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Bundes von 5,1 % (1982) auf 6,0 % (1986). Die SoU- 
Daten weisen für 1987 einen Anteil von 6,7 % aus. 
Nach dem Regierungsentwurf zum Bundeshaushalts- 
plan 1988 wird dieser Anteü voraus sichtüch auf 
4,4 % zurückgehen (Wegfall des FuE-Personalkosten- 
zuschußprogramms) . 

Positiv entwickelt hat sich der Anteü der institutionel- 
len Förderung an den Ist- Ausgaben zwischen 1982 
und 1986, und zwar von 34,3 % auf 37,5 %. Die Daten 
des HaushaltssoUs verzeichnen für 1987 einen leich- 
ten Rückgang und für 1988 (Reg.-Entw.) einen weite- 
ren Anstieg auf gut 38 % der FuE- Ausgaben des Bun- 
des. 

Durchgängig positiv entwickelten sich im betrachte- 
ten Zeitraum die Ausgaben für die internationale Zu- 
sammenarbeit. 1982 betrug der entsprechende Anteü 
5,8 %, 1986 lag er bei 7,4 %; die vorliegenden Daten 
zeigen einen weiteren Anstieg dieses Anteils auf 
8,2 % (SoU 1987) bzw. 8,6 % (Reg.-Entw. 1988) an. 

Die Gliederung der Ausgaben des Bundes für For- 
schung und Entwicklung nach Empfängergruppen 
(vgl. TabeUe VII/10) gibt einen Überbhck über die an 
der Durchfühnmg der vom Bund geförderten Vorha- 
ben beteüigten Einrichtungen. Die Entwicklung der 
Anteüe der einzelnen Einrichtungen verläuft sehr un- 
terschiedhch (vgl. TabeUe II/9). Der Anteü der bun- 
deseigenen Einrichtungen, der seit 1983 zurückgeht, 
ist zwischen 1985 und 1986 konstant gebheben 
(7,9 %), die SoU-Daten zeigen für 1987 einen stärke- 
ren Rückgang (auf 7,1 %) an. Bei den Einrichtungen 
der Länder und Gemeinden (einschl. Hochschxüen) , 
deren Anteü 1985 merkÜch abgenommen hatte, ist 
1986 wieder ein deutÜcher Zuwachs des Anteils (auf 


8,9 %) an den FuE- Ausgaben des Bundes festzustel- 
len. Der Haushaltsplan 1987 sieht einen Anteü von 
8,6 % vor. 

Den Hochschulen und Hochschulkhniken flössen — 
unter Einbeziehung der Mittel, die ihnen über die 
DFG zugute kommen — folgende Bundesmittel für 
Forschung und Entwicklung zu: 


1983 

(Ist) 

1,2 Mrd DM 

1985 

(Ist) 

1,3 Mrd DM 

1986 

(Ist) 

1,4 Mrd DM 

1987 

(SoU) 

1,5 Mrd DM 

1988 

(Reg.-Entw.)l,5 Mrd DM. 


Auf die Empfängergruppe der Organisationen ohne 
Erwerb szweck entfäUt ein im betrachteten Zeitraum 
tendenzieU zunehmender Anteü an den FuE-Ausga- 
ben des Bundes. Bezogen auf die Ist-Ausgaben hat er 
sich zwischen 1985 und 1986 von 32,0 % auf 33,7 % 
vergrößert, nach dem HaushaltssoU bleibt er 1987 un- 
verändert. 

Trotz eines zwischen 1982 und 1986 stark zurückge- 
gangenen Anteüs ist die Wirtschaft nach wie vor 
stärkste Empfängergruppe an den FuE-Ausgaben des 
Bundes. Ihr Anteü verringerte sich 1986 auf 41,4 %, 
1985 hatte er noch 44,2 % betragen. Die Daten des 
Bundeshaushaltsplans für 1987 deuten auf eine 
leichte Steigerung dieses Anteüs (auf 41,7 %) hin. An 
der Finanzierung sind neben dem Bundesministerium 
für Forschung und Technologie maßgebüch noch das 
Bundesministerium der Verteidigung sowie das Bun- 
desministerium für Wirtschaft beteiligt (vgl. Ta- 
beUe VII/10). 


Tabelle II/9 
(vgl. Tabelle VII/10) 

Anteile der Empfängergruppen an den FuE-Ausgaben des Bundes 

— in % — 


Empfängergruppe 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 9 



Ist 



SoU 

Bundeseigene Einrichtungen 

7,4 

8,1 

8,1 

7,9 

7,9 

7,1 

Einrichtungen der Länder und Gemeinden 
einschheßhch Hochschulen 2) 

8,0 

8,8 

8,7 

7,9 

8,9 

8,6 

Organisationen ohne Erwerbszweck 3) 

29,8 

31,7 

32,1 

32,0 

33,7 

33,7 

GeseUschaften und Unternehmen der 

Wirtschaft 

47,3 

43,3 

42,8 

44,2 

41,4 

41,7 

Ausland 

7,3 

8,0 

8,4 

7,9 

8,1 

9,0 

Insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

nachrichtlich: in Mio DM 

11 545 

11 381 

11 680 

12 701 

12 826 

13 814 


9 Aufteilung geschätzt 

2) ohne Grundfinanzierung DFG und ohne Sonderforschungsbereiche 
2) einschließlich Grundfinanzierung DFG und einschließlich Sonderforschungsbereiche 
Quelle: BMFT 
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Der Anteil der Empfängergruppe „Ausland“ hat 1986 
im Vergleich zu 1985 (Ist-Daten) von 7,9 % auf 8,1 % 
zugenommen. Nach den SoU-Daten ist für 1987 ein 
weiterer Anstieg dieses Aji teils auf 9,0 % festzustel- 
len. (Zu weiteren Informationen über die Ausgaben 
des Bundes an internationale wissenschafüiche Orga- 
nisationen vgl. auch Tabelle VII/12.) 

Ghedert man die FuE-Ausgaben des Bundes an die 
Wirtschaft zusätzhch nach Wirtschaftszweigen (vgl. 
Tabelle VII/11), so zeigt sich, daß der Schwerpunkt 
der Ausgaben bei den Wirtschaftszweigen „Stahl-, 
Maschinen- und Fahrzeugbau“ und „Elektrotechnik, 
Feinmechanik und Optik“ hegt, an die zusammen 
über 70 % der FuE-Ausgaben des Bundes an diesem 
Bereich gehen. 


5. Zum Anteil der Grundlagenforschung an der 
Forschungsförderung durch den Bund 

Die Ausgaben des Bundes für die Grundlagenfor- 
schung haben sich in den letzten Jahren überdurch- 
schnittlich positiv entwickelt, die jährhchen Steige- 
rungsraten lagen zwischen 5 % und 10 %. Während 
die FuE-Ausgaben des Bundes zwischen 1981 und 
1986 (für diese Jahre hegen IST-Daten vor) um knapp 
25 % stiegen, betrug der Mittelzuwachs bei der 
Grundlagenforschung in diesem Zeitraum gut 38 % 
(vgl. Tabelle II/ 10). 

Der Anteil der Grundlagenforschung an den FuE- 
Ausgaben des Bundes betrug 1986 27,5 %, 1985 lag 
er noch bei 26,3 %. Bei der Beurteilung der Entwick- 
lung des Grundlagenforschungsanteüs ist aherdings 
zu berücksichtigen, daß dieser im Zeitverlauf gewis- 
sen „natürhchen“ Schwankungen unterliegt, die ins- 
besondere durch den Einfluß von Großprojekten und 
den oft damit verbundenen Investitionsausgaben her- 
vorgerufen werden. 


Tabelle II/IO 


Anteil der Grundlagenforschung an den 
FuE-Ausgaben des Bundes 


Jahr 

FuE-Ausgaben 
des Bundes 
— in Mio DM — 

darunter 

Anteil der Grundlagenforschung 

in Mio DM 

in % 

1981 

10 362,5 

2 552,7 

24,6 

1982 

11 544,5 

2 687,2 

23,3 

1983 

11 380,9 

2 852,7 

25,1 

1984 

11 679,9 

3 126,1 

26,8 

1985 

12 701,2 

3 334,1 

26,3 

1986 

12 826,3 

3 525,1 

27,5 


Quelle: BMFT 


Aufschluß darüber, wie sich der Anteil der Grundla- 
genforschung auf die einzelnen Förderbereiche ver- 
teüt, gibt die TabeUe II/ll. Danach sind die Förderbe- 
reiche „Sonderbereiche der Grundlagenforschung“ 
und „Trägerorganisationen; Aus- und Neubau von 
Hochschulen“ fast voUständig der Grundlagenfor- 
schung zuzurechnen. Hervorzuheben sind daneben 
wegen ihres weit über dem Durchschnitt hegenden 
Grundlagenforschungsanteils die Förderbereiche 
„Meeresforschung und Meerestechrük; Polarfor- 
schung“ (60,4 %), „Forschung und Entwicklung im 
Dienste der Gesundheit“ (40,6 %), „Weltraumfor- 
schung und Weltraumtechnik“ (40,1 %) sowie „Bio- 
technologie“ (39,5 %). Schränkt man die Betrachtung 
auf die zivilen Förderbereiche ein, so erhöht sich der 
Anteil der Grundlagenforschung auf 34,2 %, d. h. 
mehr als ein Drittel der FuE-Ausgaben des Bundes 
sind der Grundlagenforschung gewidmet. (Zum An- 
teil der Grundlagenforschung an den FuE-Ausgaben 
des Bundes minist eriums für Forschung und Technolo- 
gie vgl. TabeUe II/8.) 
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Tabelle 11/11 


Anteil der Grundlagenforschung an den FuE-Ausgaben des Bundes nach Förderbereichen 1986 



Förderbereiche 

FuE-Ausgaben 

1986 

darunter 

Grundlagen- 

forschung 

jeweiliger Anteil 
der GnmdJagen- 
forschung 



in Mio DM 

in % 

A 

Trägerorganisationen; Aus- und Neubau von Hoch- 
schulen 

1 472,2 

1 243,8 

84,5 

B 

Sonderbereiche der Grundlagenforschung (insbe- 
sondere Großgeräte) 

911,0 

895,3 

98,3 

C 

Meeresforschung und Meerestechnik; Polarfor- 
schung 

235,8 

142,5 

60,4 

D 

Weltraumforschung und Weltraumtechnik 

917,6 

368,2 

40,1 

E 

Energieforschung und Energietechnologie 

1 750,3 

159,5 

9,1 

F 

Umweltforschung; Klimaforschung; Sicherheitsfor- 
schung 

607,2 

100,7 

16,6 

G 

Forschung und Entwicklung im Dienste der Gesund- 
heit 

369,9 

150,1 

40,6 

H 

Forschung und Technologie zur Humanisierung des 
Arbeitslebens 

124,0 

5,3 

4,3 

I 

Informationstechnik (einschl. Fertigungstechnik) . . 

787,3 

102,5 

13,0 

K 

Biotechnologie 

177,9 

70,2 

39,5 

L 

Materialforschung; chemische Verfahrenstechnik; 
physikalische Technologien 

396,7 

63,5 

16,0 

M 

Luftfahrtforschung und -entwicklung 

512,0 

5,6 

1.1 

N 

Forschung und Technologie für bodengebundenen 
Transport und Verkehr (einschl. Verkehrssicher- 
heit) 

220,3 

4,1 

1,9 

O 

Geowissenschaften und Rohstoffsicherung 

131,3 

32,9 

25,1 

P 

Raumordnung und Städtebau; Bauforschung 

171,4 

6,0 

3,5 

Q 

Forschung und Entwicklung im Emährungsbereich 

87,0 

16,7 

19,2 

R 

Forschung und Entwicklung in der Land und Forst- 
wirtschaft sowie der Fischerei 

216,2 

21,4 

9,9 

S 

Bildungs- und Berufsbüdungsforschung 

134,5 

6,5 

4.8 

T 

Innovation und verbesserte Rahmenbedingungen . 

642,1 

1,6 

0,2 

U 

Fachinformation 

94,5 

9,9 

10,5 

V 

Geisteswissenschaften; Wirtschafts und Sozialwis- 
senschaften 

265,6 

88,7 

33,4 

w 

Übrige, nicht anderen Bereichen zugeordnete Akti- 
vitäten 

94,6 

29,3 

31,0 

A-W zivile Förderbereiche zusammen 

10 319,4 

3 524,3 

34,2 

X 

Wehrforschung und -technik 

2 506,9 

0,8 

0,0 

FuE-Ausgaben des Bundes insgesamt 

12 826,3 

3 525,1 

27,5 


Quelle: BMFT Rundungsdifferenzen 
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6. Die Ausgaben der Länder für Forschung 
und Entwicklung 

Die Ausgaben der Länder für Forschung und Entwick- 
lung betrugen 1985 rund 7,1 Mrd DM; sie liegen da- 
mit um 11 % über den entsprechenden Ausgaben des 
Jahres 1981. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, 
daß die Vergleichbarkeit der Daten von 1981 und 1985 
eingeschränkt ist, da die Forschungsanstalten der 
Länder seit 1983 — wie die Forschungsanstalten des 
Bundes — nur noch mit FuE-Anteilen in die Erhebung 
der FuE-Daten einbezogen werden. Ohne diese me- 
thodische Änderung würde der Anstieg der FuE-Aus- 
gaben 1985 mehr als 13 % betragen. Dies käme einem 
durchschnittlichen jährlichen Anstieg von über 3 % 
gleich. Vorliegende Schätzungen weisen für 1987 ge- 
genüber 1985 einen weiteren Anstieg um 7 % auf 
7,6 Mrd DM aus. 

Eine vollständige länderweise Gliederung der Ausga- 
ben der Länder liegt nur für den Bereich Wissenschaft 
vor (vgl. Tabelle 11/12 und Tabelle VII/15). Die Ermitt- 
lung der FuE-Ausgaben hängt wesentlich von der 
Darstellung des Hochschulsektors ab. Hier spielen die 
Trennung von Forschung und Lehre einerseits sowie 
die Problematik der Drittmittelerfassung andererseits 
eine RoUe. Derzeit lassen sich die FuE-Ausgaben der 
Hochschulen nicht vollständig nach finanzierenden 
Sektoren und Ländern aufgliedern (vgl. dazu auch 


Tabelle VII/40), so daß hier nur auf die Wissenschafts- 
ausgaben der Länder Bezug genommen werden karm. 
Hinsichtlich der Berechnung der FuE-Ausgaben wird 
auf die methodischen Ausführungen im Teil VII ver- 
wiesen. 

Der überwiegende Teil der FuE-Ausgaben der Länder 
fließt in die Hochschulen, ihr Anteil betrug 1985 
knapp 71 %. Während der Anteil der Hochschulen 
damit gegenüber 1983 zurückging, erhielt die Finan- 
zierung von Forschung und Entwicklung außerhalb 
der Hochschulen stärkeres Gewicht. Hierbei handelt 
es sich im wesentlichen um Mittel für die in den Lan- 
deshaushalten etatisierten Forschungseinrichtungen, 
die zur Durchführung der eigenen Aufgaben von den 
Ländern voU finanziert werden und die hier mit ihrem 
FuE- Anteil berücksichtigt werden. Zum anderen ge- 
hören dazu die von Bund und Ländern gemäß Artikel 
91b Grundgesetz gemeinsam geförderten For- 
schungseinrichtungen; diese werden hier mit dem 
Länderanteil an der Finanzierung der FuE-Ausgaben 
berücksichtigt. Ebenfalls einbezogen sind die FuE- 
Ausgaben der Länder für die Projektförderung in den 
außeiuniversitären Forschungseinrichtungen. 

Der Anteil der Ausgaben der Länder, der zur Finan- 
zierung von Forschung und Entwicklung im Wirt- 
schaftssektor ausgegeben wird, betrug 1985 gut 5 %; 
er liegt damit leicht über dem Wert von 1983. 


Tabelle 11/12 
(vgl. Tabelle VII/15) 


Wissenschaitsausgaben der Länder (einschließlich Gemeinden) ^ 
— Nettoausgaben — 

— in Mio DM — 


Land 

1979 

1981 

1983 

1985 

1987 

Ist 

Soll 

Baden-Württemberg 

2 

734,0 

3 

139,0 

3 

520,7 

3 

806,9 

4 

372,9 

Bayern 

2 

578,2 

3 

031,5 

3 

347,5 

3 

748,5 

4 

283,6 

Berlin 

1 

466,5 

1 

714,7 

1 

817,7 

1 

952,1 

2 

077,6 

Bremen 


146,9 


191,0 


209,9 


213,7 


208,5 

Hamburg 


676,0 


833,9 


924,3 

1 

032,0 

1 

181,4 

Hessen 

1 

635,8 

1 

914,6 

2 

093,4 

2 

314,9 

2 

367,6 

Niedersachsen 

1 

700,3 

2 

059,0 

2 

201,0 

2 

417,4 

2 

701,6 

Nordrhein-Westfalen 

4 

543,4 

5 

219,8 

5 

345,0 

6 

296,6 

6 

008,7 

Rheinland-Pfalz 


674,8 


801,1 


880,9 

1 

014,9 

1 

120,5 

Saarland 


332,6 


344,9 


426,9 


461,7 


539,3 

Schleswig-Holstein 


600,2 


726,0 


785,3 


881,0 

1 

072,2 

Insgesamt 

17 088,5 

19 975,5 

21 552,1 

24 

139,6 

25 933.7 

darunter FuE-Ausgaben der Länder 2) . . 

5 400 

6 400 

6 500 

7 100 

7 600 


Ü Einschließlich der Ländereinnahmen (insbesondere Pflegesatzeinnahmen) für die Krankenversorgimg an Hochschulkliniken; 
Ausgaben der Gemeinden 1987 geschätzt. 

2) Zum Teil geschätzt; Daten revisionsbedingt mit früheren Veröffentlichungen nur bedingt vergleichbar. Ab 1983 Berücksichti- 
gung der Forschungsanstalten der Länder nur mit FuE-Anteüen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, BMFT 


Rundungsdifferenzen 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2049 



BUFO 1988 


83 


Drucksache 11/2049 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


7. Gemeinsame Forschiingsförderung durch 
Bund und Länder 

Die gemeinsame Forschungsförderung durch Bund 
und Länder erstreckt sich auf Einrichtungen bzw. Vor- 
haben von überregionaler Bedeutimg und gesamt- 
staatlichem wissenschaftspolitischem Interesse; sie 
beruht auf Artikel 91b des Grundgesetzes und wird in 
der Rahmenvereinbarung Forschimgsförderung vom 
28. November 1975 geregelt. Folgende Einrichtungen 
und Vorhaben werden derzeit auf dieser Grundlage 
gefördert: 

~ Deutsche Forschrmgsgemeinschaft (DFG) ein- 
schheßhch Sonderforschimgsbereiche (SFB) 

~ Max-Planck-Gesellschaft (MPG) 

— Fraunhofer- Ge Seilschaft (FhG) 

— 13 Großforschungseinrichtungen 

— 47 Forschungseinrichtungen der Blauen Liste 

— Akademien-Proqramm mit 94 Vorhaben (Stand 
1987). 

Für die finanzielle Forschungsförderung der einzel- 
nen Einrichtungen wurden Finanzierungsschlüssel 
für die Amteüe des Bimdes und der Länder vereinbart 
(vgl. dazu im einzelnen Teü VT). 

Die institutioneile Förderung dieser Einrichtungen 
betrug 1986 insgesamt 4,7 Mrd DM gegenüber 
4,5 Mrd DM im Jahre 1985 (+5,4 %), für 1987 smd 
5,1 Mrd DM (Soll) vorgesehen, das entspricht einem 
Anstieg um 8,0 % gegenüber dem Ist 1986. Dabei lag 
die Steigerxmg des Bxmdesanteils in den letzten Jah- 
ren etwas über der des Länderanteüs. Der durch- 
schnitthche Bundesanteil an der gemeinsamen For- 
schungsförderung durch Bund imd Länder machte in 
den Jahren 1985 bis 1987 jeweils rund 72 % aus (vgl. 
Tabelle 11/13). 

Betrachtet man die einzelnen geförderten Einrichtun- 
gen, so nehmen die DFG (vgl. Teü VI, Abschnitt 2.1) 


und die MPG (vgl. Teü VI, Abschnitt 3.1) eine Sonder- 
steUung ein, da sich neben dem Bund aUe Bundeslän- 
der an ihrer Finanzierung beteiligen. Die institutio- 
neUe Förderung beider Einrichtrmgen erfolgt grund- 
sätzhch im Verhältnis 50 : 50, die Sonderforschungs- 
bereiche, auf die ca. 32 % der DFG-Mittel entfaUen, 
büden dabei eine Ausnahme, sie werden im Verhält- 
nis 75 : 25 von Bund und Ländern finanziert. 1987 
hegt der Anteü von DFG und MPG an der gemeinsa- 
men Forschungsförderung durch Bund und Länder 
bei 36,7 % und ist damit in den letzten beiden Jahren 
leicht zurückgegangen. 1985 behef er sich noch auf 
38,5 %. 

Die Fraunhofer- GeseUschaft wird vom Bimd imd den 
7 Sitzländern gemeinsam gefördert (vgl. Teü VI, Ab- 
schnitt 3.2). Ihr Anteü an der gemeinsamen For- 
schungsförderung insgesamt hat sich nach den Daten 
des SoUs 1987 leicht erhöht (3,7 % gegenüber 3,4 % 
1985). Auch die 13 Großforschungseinrichtungen 
werden grundsätzhch neben dem Bund nur vom je- 
weüigen Sitzland (bzw. den Sitzländern) institutioneU 
gefördert, die Finanzierung erfolgt im Verhältnis 
90 : 10 (vgl. Teü VI, Abschnitt 4). Der Anteü der Groß- 
forschungseinrichtungen an der gesamten institutio- 
neUen Forschungsförderung durch Bund und Länder 
hat sich in den letzten Jahren leicht erhöht. 1987 be- 
trägt er knapp 50 % gegenüber 48,6 % im Jahre 
1985. 

Neben den genannten großen Forschungseinrichtun- 
gen sind auch kleinere Einrichtungen in die gemein- 
same Forschungsförderung durch Bund und Länder 
einbezogen. Die dazu gehörenden Forschungsein- 
richtimgen der Blauen Liste umfassen 35 Institutio- 
nen, die vom Bimd und dem jeweiligen Sitzland, so- 
wie 12 Service einrichtungen, die vom Bund und aUen 
Brmdesländem gefördert werden (vgl. Teü VI, Ab- 
schnitt 5). Bund und Länder fördern außerdem ge- 
meinsam ein von der Konferenz der Akademien der 
Wissenschaften koordiniertes Programm. Dieses um- 
faßt gegenwärtig 94 Vorhaben der 5 Akademien der 
Wissenschaften (Göttingen, München, Heidelberg, 
Mainz und Düsseldorf). 


Tabelle 11/13 


Gemeinsame Forschungsförderung durch Bund und Länder 1985 bis 1987 
(Institutioneile Förderung) 

— in Mio DM — 




1985 Ist 



1986 Ist 



1987 SoU 


Einrichtimgen 

ins- 

gesamt 

Bund 

Länder 

ins- 

gesamt 

Bund 

Länder 

ins- 

gesamt 

Bund 

Länder 

Max-Planck-Gesellschaft 

787,3 

393,7 

393,7 

816,4 

407,0 

409,4 

863,4 

421,7 

441,7 

Deutsche Forschungsgemeinschaft 

davon: 

946,9 

549,5 

397,4 

960,0 

560,1 

399,9 

1021,6 

596,1 

425,5 

— allgemeine Förderung 

629,2 

314,6 

314,6 

625,5 

312,8 

312,8 

667,0 

333,5 

333,5 

~ Sonderforschungsbereiche . . . 

302,9 

227,2 

75,7 

312,1 

234,1 

78,0 

321,5 

241,1 

80,4 

— Heisenberg-Programm 

— Friedens- und 

13,8 

6,9 

6,9 

14,4 

7,2 

7,2 

14,0 

7,0 

7,0 

Konfliktforschung 

1,0 

0,8 

0,2 

2,0 

1,6 

0,4 

3,1 

2,5 

0,6 

— Spitzenforschung . . . . 

— 

— 

— 

6,0 

4,5 

1,5 

16,0 

12,0 

4,0 
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noch Tabelle 11/13 




1985 Ist 



1986 Ist 



1987 SoU 


Einrichtungen 

ins- 

gesamt 

Bund 

Länder 

ins- 

gesamt 

Bund 

Länder 

ins- 

gesamt 

Bund 

Länder 

Arbeitsstelle Friedensforschung 
Bonn 

0,5 

0,4 

0,1 

0,5 

0.4 

0,1 

0,5 

0,4 

0,1 

Fraunhofer-Gesellschaft^) 

152,7 

121,8 

30,9 

155,1 

120,3 

34,8 

189,3 

141,0 

48,3 

Akademienprogramm 

27,3 

13,6 

13,6 

29,3 

14,7 

14,7 

30,4 

15,2 

15,2 

Großforschungseinrichtungen . . . 

2187,7 

1962,1 

225,6 

2355,4 

2103,1 

252,3 

2555,1 

2288,8 

266,3 

davon: 

— Alfred-Wegener-lnstitut für 

Polar- und Meeresforschung, 
Bremerhaven (AWI)2) 

62,6 

52,8 

9,8 

70,7 

57,5 

13,3 

72,5 

62,8 

9,7 

— Deutsches Elektronen-Synchro- 
tron, Hamburg (DESY) 

247,6 

216,4 

31,2 

324,9 

282,9 

42,0 

371,9 

329,7 

42,2 

— Deutsche Forschungs- und Ver- 
suchsanstalt für Luft- und Raum- 
fahrt e.V., Köln (DFVLR)3) .... 

301,2 

270,7 

30,5 

309,0 

278,1 

30,9 

323,5 

291,1 

32,3 

— Deutsches Krebsforschungszen- 
trum, Heidelberg (DKFZ) .... 

96,4 

86,7 

9,6 

102,7 

92,4 

10,3 

114,5 

103,1 

11,5 

— Gesellschaft für Biotechnologi- 
sche Forschung mbH, Braun- 
schweig-Stöckheim (GBF) .... 

30,2 

27,2 

3,0 

40,7 

36,7 

4,1 

61,1 

55,0 

6,1 

— GKSS — Forschungszentrum 
Geesthacht GmbH, Geesthacht 
(GKSS) 

84,9 

76,4 

8,5 

88,5 

79,7 

8,9 

90,0 

81,0 

9,0 

— Gesellschaft für Mathematik 
und Datenverarbeitung mbH, 

St. Augustin bei Bonn (GMD) . 

62,5 

56,2 

6,3 

78,5 

70,7 

7,8 

80,8 

72,7 

8,1 

— Gesellschaft für Strahlen- und 
Umweltforschung mbH, Neu- 
herberg bei München (GSF) . . 

122,1 

111,7 

10,4 

122,4 

111,8 

10,6 

129,2 

117,9 

11,3 

— Gesellschaft für Schwerionen- 
forschung mbH, Darmstadt 
(GSI) 

85,6 

78,0 

7,6 

104,1 

95,8 

8,4 

133,9 

125,6 

8,3 

— Hahn-Meitner-Institut 

Berhn GmbH, BerÜn (HMI) . . . 

98,9 

89,0 

9,9 

103,6 

93,3 

10,4 

111,0 

99,9 

11,1 

— Max-Planck-Institut für Plas- 
maphysik GmbH, Garching bei 
München (IPP) 

87,9 

79,2 

8,8 

95,7 

86,1 

9,6 

94,4 

85,0 

9,4 

— Kernforschungsanlage 

Jühch GmbH, Jülich (KFA) . . . 

410,4 

368,7 

41,7 

414,5 

367,2 

47,3 

458,0 

400,8 

57,2 

~ Kernforschungszentrum Karls- 
ruhe GmbH, Karlsruhe (KfK) . 

497,3 

449,0 

48,3 

499,9 

451,2 

48,7 

514,3 

464,2 

50,1 

Einrichtungen der „Blauen Liste "^) 

401,4 

213,1 

188,3 

432,15) 229,85) 

202,35) 

469,6 

252,9 

216,7 

Insgesamt 

4503,7 

3254,1 

1249,6 

4748.8 

3435,4 

1313,4 

5129,9 

3716,1 

1413,8 


1) Ohne die institutionelle Förderung durch das BMVg, da sie nicht der gemeinsamen Bund/Länder-Finanzierung unterhegt. 

2) einschheßhch Institut für Meeresforschung, Bremerhaven 

3) Ohne eine Pauschalabgeltung des BMVg in Höhe von 20 Mio DM bzw. 1987 24 Mio DM, da sie nicht der gemeinsamen Bund/ 
Länder-Finanzierung unterhegt. 

ohne Institut für Meeresforschung, Bremerhaven Rundungsdifferenzen 

5) 1986 SoU 

Quelle: Wirtschaftspläne, abgedruckt im Entwurf des Bundeshaushaltsplans 1987 und 1988; BMFT; BLK. 
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8. Die Förderung von Forschung und 
Entwicklung in der Wirtschaft 

Forschung und Entwicklung in der Wirtschaft 

Neue wissenschaftliche Kenntnisse und ihre Umset- 
zung in neue Produkte und Verfahren sind für das 
Bestehen der deutschen Wirtschaft im internationalen 
Wettbewerb, für Wohlstand, Beschäftigung und für 
die Bewältigung der Zukunftsaufgaben unerläßlich. 
Dies gilt um so mehr, als der Wohlstand in der Bun- 
desrepubhk Deutschland zu einem wesentiichen Teü 
auf der engen Einbindung ihrer Industrie in die inter- 
nationale Arbeitsteüung beruht. Jeder Dritte der in 
der Industrie Beschäftigten arbeitet für den Export 
und ebenfalls ein Drittel des deutschen Bruttosozial- 
produkts wird durch Exporte erwirtschaftet. 

Neue Technologien fördern in mehrfacher Hinsicht 
die Dynamik und Wettbewerbsfähigkeit der Wirt- 
schaft: 

— Neue Produktionsprozesse verbessern die Wettbe- 
werbsfähigkeit durch Senkung der Produktionsko- 
sten; 

— Neue Produkte und Produktionsverfahren fördern 
den Strukturwandel und erleichtern die Anpas- 
sung an weltwirtschafthche Veränderungen; 

— Neue Produkte stimuheren die Nachfrage und ver- 
stärken so das wirtschafthche Wachstum. 

Umfang und Erfolg von Innovationen hängen dabei 
von einer Vielzahl von Faktoren ab. Besonders wich- 
tig sind: 

— Günstige wirtschafthche Rahmenbedingungen; 

— Hohe Investitionen; 

— Dynamischer Wettbewerb; 

— Intensive Forschung und Entwicklung, sowohl in 
den Forschungseinrichtungen wie in den Unter- 
nehmen; 

— Rasche Nutzung neuer Technologien; 

— Hohe Qualifikation der Erwerbstätigen. 

Nach Aussage des Ifo-Innovationstests für die Bun- 
desrepubhk Deutschland stehen viele Unternehmen 
gegenwärtig vor dem Problem, daß sie höhere Innova- 
tionsaufwendungen in kürzeren Innovationszyklen 
am Markt erwirtschaften müssen. Die unternehmeri- 
sche Leistung besteht somit nicht nur darin, Innovatio- 
nen zur Marktreife zu entwickeln, sondern sie auch 
rechtzeitig umzusetzen, denn Nachzügler laufen bei 
intensivem Wettbewerb Gefahr, ihre Innovationsauf- 
wendungen am Markt nicht entgolten zu bekom- 
men. 

Eine wesentliche Voraussetzung für erfolgreiche In- 
novationen ist intensive Forschung und Entwicklung 
in der Wirtschaft. Die FuE-Gesamtaufwendungen der 
Wirtschaft (durch geführte FuE, intern und extern), die 
1981 27,8MrdDM ausmachten, haben sich bis 1987 
auf 44,2 Mrd DM, also um rund 59 % erhöht 2). 


9 Ifo-lnnovationstest 1986 

2) Quelle: SV-Wissenschaftsstatistik GmbH, vql. Tabelle 
VII/16 


Den größten Anteü an den FuE-Gesamtaufwendun- 
gen der Wirtschaft haben nach wie vor die drei großen 
Bereiche Chemische Industrie mit rund 20 %, Stahl-, 
Maschinen- und Fahrzeugbau mit rund 34 % sowie 
Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik mit rund 
31 % . Auf diese drei Sektoren entfallen 1987 demnach 
zusammen rund 85 % der FuE-Gesamtaufwendungen 
der Unternehmen. Diese Wirtschaftszweige erwirt- 
schafteten 1985 rund 49 % der Bruttowertschöpfung 
des Warenproduzierenden Gewerbes und einen Bei- 
trag von 21 % an der Brutto wertschöpf ung insgesamt 
(vgl. Schaubüd 11/12). 

Die Intensität der unternehmenseigenen Forschung 
und Entwicklung lag 1985 bei 3,2 % (1981: 2,8 %) des 
Umsatzes. Besonders forschungsintensiv sind nach 
der Erhebung des Stifterverbandes die Einzelbereiche 
Elektrotechnik 7,8 % (1981: 7,2 %), Feinmechanik, 
Optik 5,3 % (1981: 5,3 %), Chemische Industrie 4,8 % 
(1981: 4,6 %), Herstellung von Kraftwagen und deren 
Teüen3,7 % (1981: 3,5 %) sowie Maschinenbau 3,3 % 
(1981; 3,1 %). Diese Wirtschaftszweige beschäftigen 
auch den überwiegenden Teil des FuE-Personals (in 
Vollzeitäquivalenten) im Wirtschaftssektor: Chemi- 
sche Industrie mit ca. 56 000 Forschem, Stahl-, Ma- 
schinen- und Fahrzeugbau mit ca. 97 000 Forschem 
und Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik mit ca. 
86 000 Forschem beschäftigten 1985 zusammen 88 % 
des gesamten FuE-Personals in Forschungsstätten 
von Unternehmen. Insgesamt waren 1985 mnd 
27 1 500 Forscher an Forschungsstätten von Unterneh- 
men tätig; hinzu kamen im Wirtschaftssektor 3 600 
Forscher bei Institutionen für Gemeinschaftsfor- 
schung. 

Die für die Beschäftigung des FuE-Personals und die 
gesamtwirtschaftiiche Wertschöpfung wichtigen Sek- 
toren haben ihre hohen FuE-Gesamtaufwendungen 
in hohem Maße aus eigenen Mitteln erbracht. Die 
Eigenanteile schwanken zwischen mnd 98 % bei der 
Chemischen Industrie und 89 % in der Elektrotech- 
nik. Darüber hinaus spielten diese Wirtschaftszweige 
auch im Außenhandel eine herausragende Rolle. Gut 
zwei Drittel des Auslandsumsatzes im Verarbeitenden 
Gewerbe und Bergbau entfielen 1986 auf die Bereiche 
Fahrzeugbau (21,6 %), Elektrotechnik einschüeßhch 
Feinmechanik und Optik (13,0 %), Chemie (16,4 %) 
und Maschinenbau (16,6 %) (vgl. Statistisches Jahr- 
buch 1987, Umsatz der Betriebe im Bergbau und Ver- 
arbeitenden Gewerbe, Seite 180). 


Förderziele und Fördermaßnahmen 

Ziele der Förderung von Forschung und Entwicklung in 
der Wirtschaft 

Entwicklung und Anwendung von FuE sind in einer 
marktwirtschaftlichen Ordnung originäre Aufgaben 
der Unternehmen. Staathche Aufgaben der For- 
schungs- und Technologiefördemng hegen dagegen 
in erster Linie in der Grundlagen- und Vorsorgefor- 
schung. Bei der Arbeitsteilung zwischen Staat und 
Wirtschaft orientiert sich die staatliche Forschungsför- 
demng in der Wirtschaft am Gmndsatz der Subsidiari- 
tät. Staathche Forschungsförderung in der Wirtschaft 
soll dort einsetzen, wo FuE aus übergeordneten ge- 
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Bruttowertschöpfung (BWS) und FuE-Gesamtaufwendungen 
der Unternehmen nach Wirtschaftszweigen 1 985 


FuE-Gesamt- 

aufwendungen 


Mio DM 1874 



Energie, Wasser- 
versorgung, Bergbau 


Beiträge zur BWS 


68 1 


MrdDM 


TL 


8220 


Chemische Industrie, 
Mineralöl 


871 




579 


Kunststoffe. 

Gummi 



22 



13991 






Stahl-, Maschinen-, 
Fahrzeugbau, ADV 


168 




146 


FuE-Gesamtaufwendungen der Unternehmen 
des Warenproduzierenden Gewerbes: 

38,1 Mrd DM = 97,8% der FuE-Gesamtauf- 
wendungen der Unternehmen 1985 

Quelle: Statistisches Bundesamt 

SV-Wissenschaftsstatistik GmbH 
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Beitrag des Warenproduzierenden Gewerbes zur 
Bruttowertschöpfung (BWS): 745,8 Mrd DM 
= 43,9% der BWS 1985* 


* Vorläufiges Ergebnis 
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sellschafthchen oder gesamtwirtschafüichen Grün- 
den einer Unterstützung bedürfen. Je marktnäher 
Forschungsprojekte ausgerichtet sind, desto mehr 
sollte sich staatliche Forschungsförderung zurückhal- 
ten, damit Wettbewerbsverzerrungen vermieden wer- 
den. Im Rahmen der direkten Projektförderung sollte, 
wo immer möglich, Verbundvorhaben der Vorzug ge- 
geben werden. 

Maßnahmen zur Förderung von Forschung und 
Entwicklung in der Wirtschaft 

Potentialorientierte Maßnahmen 

Zwei zentrale Probleme im Bereich FuE sind qualifi- 
ziertes Forschungspersonal und ausreichende Mittel 
zur Finanzierung von FuE- Ausgaben. 

Auf Breitenwirkung ausgerichtete, indirekte Förder- 
maßnahmen haben das Ziel, vor allem Personal und 
Investitionen für FuE in den Unternehmen zu verstär- 
ken. In Tabelle 11/14 sind die wichtigsten indirekten 
Fördermaßnahmen nach Ressorts zusammengesteUt. 
Das staaüiche Interesse besteht hier in einer generel- 
len Förderung der industriellen FuE -Kapazität. 

Im Zuge einer Erhöhimg der FuE-Investitionen in den 
Unternehmen ist die FuE -Investitionszulage zwischen 
1982 von rund 280 Mio DM auf schätzungsweise 


440 Mio DM in 1987 gestiegen. Daneben wurden zeit- 
lich befristete Sonderabschreibungen für FuE-Investi- 
tionen 1983 wieder eingeführt. 

Auch bei der personalorientierten Forschungsförde- 
rung wurden die Mittel in den letzten Jahren erhöht. 
Mit der Einführung der Forschungspersonal-Zu- 
wachsförderung im Jahr 1985 wurde außerdem ein 
neuer Akzent bei der Förderung des Einsatzes von 
Forschungspersonal in der Wirtschaft gesetzt. 

Verstärkt wurde auch die industrielle Gemeinschafts- 
forschung, bei der die gemeinschaftliche Forschung 
auf Branchenebene gefördert wird. Seit 1984 be- 
trächtlich gesteigert wurde darüber hinaus die Förde- 
rung der Auftragsforschung und -entwicklung, die 
den Unternehmen den Zugang zu externer FuE-Kapa- 
zität erleichtert. 

Der Technologie- imd Wissenstransfer zwischen Wis- 
senschaft und Wirtschaft wird ab 1985 durch die För- 
derung von Forschungskooperationen zwischen Indu- 
strieunternehmen und Forschungseinrichtungen über 
die Entsendung von Nachwuchswissenschaftlern zu- 
sätzhch beschleunigt. Seit der zweiten Jahreshälfte 
1984 ist eine starke Nachfrage der neuen Risikokapi- 
talgesellschaften bzw. ihrer Beteüigungsfirmen zu 
verzeichnen. Durch den Modellversuch „Technolo- 
gieorientierte Untemehmensgründungen", dessen 


Tabelle 11/14 

Indirekte Maßnahmen zur Förderung von Forschung und Entwicklung in der gewerblichen Wirtschaft 

1982 bis 1987 


Zuständige Ressorts 

Fördennittel/Steuermindereinnahmen (Mio DM) 

Maßnahme 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

19871) 

BMWi 

— FuE-Personalkostenzuschuß 

390,0 

375,0 

320,0 

380,0 

368,0 

192,4 

— industrielle Gemeinschaftsforschung 

83,5 

84,7 

84,9 

94,8 

96,8 

101,8 

BMFT 

— Forschimgspersonal-Zuwachsförderung . , . 




1,9 

41,0 

57,6 

— Auftragsforschung und -entwicklung 

13,5 

13,8 

21,9 

41,9 

53,0 

52,0 

— Wagnisfinanzierung und technologieorien- 
tierte Untemehmensgründung 

6,0 

5,9 

16,1 

41,9 

48,2 

54,4 

— Technologietransfer und Forschungskoope- 
ration 

8,9 

8,6 

8,3 

9,8 

17,7 

23,2 

Steuerhche Maßnahmen 

— FuE -Investitionszulage 

(§ 4 InvZulG) 3) 

283,0 

278,5 

330,3 

400,0 

433,0 

443,0 

— FuE-Sonderabschreibungen 

(§ 82 d EStD)2,3) 

— 

85,0 

200,0 

215,0 

200,0 

215,0 

Insgesamt . . . 

784,9 

851,5 

981,5 

1185,3 

1257,7 

1139,4 


9 vorläufige Ist-Werte 

2) geschätzt, z. T. korrigierte Schätzung 

3) Steuermindereinnahmen von Bund, Ländern und Gemeinden 
Quelle: BMFT 
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Mittel stetig erhöht wurden, wird der Markt für Risi- 
kokapital für junge Technikuntemehmen angeregt 
und gestärkt. Das gewünschte Engagement privater 
Kapitalgeber für neue, risikoreiche Technologieunter- 
nehmen intensiviert sich. 

Durch die Steuerreform ergibt sich zukünftig eine Än- 
derung des forschungspohtischen Umfeldes. Der in 
Verbindung mit der Steuerreform beschlossene und 
nicht zuletzt ordnungspolitisch gebotene Subven- 
tionsabbau kann auch die Forschungsförderung nicht 
aussparen. Der Abbau der Investitionszulage für For- 
schungsinvestitionen und das Auslaufen zumeist be- 
fristeter Maßnahmen der indirekten Forschungsförde- 
rung sind angezeigt, weil die Innovationskraft vor al- 
lem kleiner und mittlerer Unternehmen durch die 
nachhaltigen Steuerentlastungen merktich gestärkt 
wird. 


Maßnahmen zur raschen Verbreitung von 
Schlüsseltechnologien 

Zur Beschleurügung der Anwendung neuer Schlüs- 
seltechnologien bei der Hervorbringung neuer Pro- 
dukte und Verfahren sind indirekt-spezifische Maß- 
nahmen besonders geeignet, da mit ihnen FuE in be- 
stimmten Gebieten breitenwirksam gefördert werden 
können. 

Gegenwärtig werden indirekt-spezifische Maßnah- 
men auf der Angebotsseite auf den Feldern Ferti- 
gungstechnik, Mikroperipherik und Biotechnologie 
eingesetzt (vgl. Tabelle 11/15). Im Bereich der Ferti- 
gungstechnik werden die Anwendung von rechner- 
gestützten Systemen zur Entwicklung, Konstruktion 
und Steuerung des Fertigungsablaufs (CAD/CAM) 
sowie FuE-Vorhaben zur Roboterentwicklung geför- 
dert. Im Bereich Mikroperipherik wird die breite An- 


wendung fortschritüicher, an die Mikroelektronik an- 
gepaßter Mikroperipherik-Komponenten, Sensoren 
und Leistungselektronik (Förderprogramm Mikrope- 
ripherik) stimuliert. Seit 1986 wird die Einführung 
moderner Technologien bei der biotechnologischen 
Produktion (Förderprogramm Biotechnologie) unter- 
stützt (vgl. Schaubild 11/13). 

Auch durch steuerhche Maßnahmen, die auf der 
Nachfrageseite ansetzen, wird die Verbreitung von 
Schlüsseltechnologien gefördert. Es handelt sich hier- 
bei um steuerhche Begünstigungen 

— für bestimmte Investitionen im Bereich der Ener- 
gieerzeugung und -Verteilung gern. § 4a InvZulG 
(1988 geschätzt: 200 Mio DM) 

— für Wirtschaftsgüter, die dem Umweltschutz die- 
nen, gern. § 7d EStG (1988 geschätzt: 
700 Mio DM) 

— für Maßnahmen der Energieeinsparung und des 
Einsatzes von Anlagen zur Nutzung regenerativer 
EnergiequeUen gern. § 82a EStDV (1988 ge- 
schätzt: 630 Mio DM). 

Durch diese Maßnahmen wird ausgehend von beson- 
deren pohtischen Zielsetzungen (wie z. B. Energieein- 
sparung, Umweltschutz) der Einsatz bestimmter 
neuer Technologien begünstigt und dadurch die Inno- 
vationsfähigkeit in der Wirtschaft gefördert. In diesem 
Zusammenhang ist auch auf die Steuervergünstigung 
für den Einbau von Heizungs- und Warmwasseranla- 
gen hinzuweisen, die für mindestens zehn Jahre alte 
Gebäude vorgesehen ist. Die staathchen Aufwendun- 
gen für diese, den struktureUen Anpassungsprozeß 
der Volkswirtschaft stimuherenden Maßnahmen wmr- 
den in den letzten Jahren deuthch gesteigert, um da- 
mit eine Anstoßwixkung für die Verbreitung neuer 
Technologien von der Nachfrageseite her zu erzie- 
len. 


Tabelle 11/15 


Indirekt-spezifische Förderung von FuE in der gewerblichen Wirtschaft 1982 bis 1987 durch den BMFT 


Maßnahme 

Fördermittel (Mio. DM) 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 9 

Sonderprogramm Mikroelektronik 

87,5 

151,3 

125,6 

18,4 

0,1 

— 

Fertigungstechnik 

indirekt-spezifische Maßnahme 





35,5 

112,8 

119,8 

80,2 

Mikroperipherik 

indirekt-spezifische Maßnahme 







1,6 

14,0 

21,6 

Biotechnologie 

indirekt-spezifische Maßnahme 

— 

— 

— 

— 

1,3 

15,7 

Insgesamt . . . 

87,5 

151,3 

161,1 

132,8 

135,2 

117,5 


9 vorläufige Ist-Werte 
Quelle; BMFT 
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Schaubild 11/13 (vgl. Tabelle 11/15) 


Indirekt-spezifische Förderung von FuE in der gewerblichen 

Wirtschaft durch den BMFT 
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Projektförderung des Bundesministeriums für 
Forschung und Technologie (BMFT) 

Das Profil des BMFT zur Förderung von FuE umfaßt 
die Bereiche 

— Programmübergreifende Grundlagenforschung 

( 1 ) 

— Staathche Langzeitprogramme (2) 

— Lebensbedingungen (Vorsorgeforschung) (3) 

— Marktorientierte Technologieförderung (4) 

~ Rahmenbedingungen, Infrastruktur (5). 

Die direkte Projektförderung des BMFT an die ge- 
werbhche Wirtschaft konzentriert sich auf die Förder- 
schwerpunkte Energie, Meerestechnik, Informations- 
technologien, Biotechnologie, Materialforschung, 
Verkehr und Luftfahrtforschung. Insgesamt betrug 
die direkte Projektförderung marktorientierter Tech- 
nologien, die der Stärkung der wirtschafthchen Lei- 
stungsfähigkeit der Unternehmen dient, im Jahre 
1987 rund 1,3 Mrd DM. Gemessen an der gesamten 
direkten Projektförderung sind dies 43,6 %, bezogen 
auf den BMFT-Haushalt 18,1 %. 


Bei den staathchen Langzeitprogrammen wie z. B. der 
Meeres-, der Weltraum- oder der Kemfusionfor- 
schung wie auch bei der Förderung der Vorsorgefor- 
schung, z. B. Umwelt-, Sicherheits- oder Gesundheits- 
forschung, sind ebenfalls Unternehmen unter den 
Empfängern der BMFT-Förderung. Hier steht jedoch 
das staathche Interesse an den Forschungsergebnis- 
sen im Vordergrund (direkte Projektförderung des 
BMFT insgesamt und darunter den Anteil der Wirt- 
schaftsförderung siehe Tabelle 11/16). 

Die wirtschaftsbezogene Projektförderung wie auch 
der Gesamtumfang der Projektförderung an die ge- 
werbhche Wirtschaft ist seit 1982 rückläufig. Einer 
stark fahenden Tendenz der Mittel für die Energiefor- 
schung stehen Zuwächse in den Bereichen moderner 
Schlüsseltechnologien, hier insbesondere in der Infor- 
mations- und Kommunikationstechnik, der Biotech- 
nologie und der Materialforschung gegenüber (siehe 
TabeUe 11/17). 

Der Umorientierung der Forschungsförderung an die 
Wirtschaft, weg von der einzelnen Förderung mög- 
hchst vieler und breit gestreuter Projekte, hin zu län- 
gerfristigen, im vorwettbewerbhchen Bereich hegen- 
den größeren Projekten, entspricht die Entwicklung 
der Zahl der geförderten Vorhaben. Diese wurde 
deuthch auf rund 2000 Projekte in 1986 reduziert. 


91 


Drucksache 11/2049 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Tabelle 11/16 


Projektfördening des BMFT 1987 ^ nach Profilen, Förderbereichen bzw. Förderschwerpunkten 


Profil Förderbereich/Förderschwerpiinkt 

Insgesamt 

darunter Anteil der Wirtschaft 

TDM 

TDM 

% 

1 Programmübergreifende Grundlagenforschung 

B Sonderbereiche der Grundlagenforschung 

115 150 



(insbesondere Großgeräte) 

01 Geowissenschaften (insbesondere Tiefbohrungen) 

29 081 

_ 

-- 

V Geisteswissenschaften; Wirtschafts- und Sozialwis- 
senschaften 

26 291 

— 

— 

Summe 1 

170 521 

— 

— 

2 Staatliche Langzeitprogramme 

CI Meeresforschung 

28 096 

2 932 

10,4 

C3 Polarforschung 

3 249 

— 

— 

D Weltraumforschung und Weltraumtechnik 

296 435 

212 835 

71,8 

Summe 2 

327 780 

215 768 

65,8 

3 Lebensbedingungen (Vorsorgeforschung) 

Fl Ökologische Forschung 

54 198 

3 861 

7,1 

F2 Umweltschonende und Umweltschutztechnologien 

97 137 

60 825 

62,6 

F5 Wasserforschung 

13 445 

2 157 

16,0 

F7 Klimaforschung 

22 993 

— 

- 

F8 Sicherheitsforschung und Sicherheitstechnik 

7 208 

3 576 

49,6 

G Forschung und Entwicklung im Dienste der Ge- 
sundheit 

117 744 

11 678 

9,9 

H Forschung und Entwicklung zur Humanisierung des 
Arbeitslebens 

106 004 

50 611 

47,7 

P2 Bauforschung und -technik 

32 573 

10 419 

32,0 

W1 Querschnittsaktivitäten (einschließlich Technikfol- 
genabschätzung) 

38 338 

1 174 

3,1 

Summe 3 

489 640 

144 300 

29,5 

4 Marktorientierte Technologieförderung 

C2 Meerestechnik 

45 187 

23 700 

52,4 

El Kohle und andere fossile Energieträger 

226 917 

191 057 

84,2 

E2 Erneuerbare Energiequellen und rationelle Energie- 
verwendung 

167 037 

120 997 

72,4 

E3 Nukleare Energieforschung (einschl. Reaktorsicher- 
heit) 

380 966 

217 231 

57,0 

11 Informationsverarbeitung 

121 869 

85 586 

70,2 

12 Technische Kommunikation 

111 792 

68 743 

61,5 

13 Elektronische Bauelemente 

191 953 

144 059 

75,0 

14 Anwendung der Mikroelektronik; Mikroperipherik 

59 215 

28 549 

48,2 

15 Fertigungstechnik 

79 459 

32 545 

41,0 

K Biotechnologie 

122 808 

36 391 

29,6 

LI Materialforschung 

113 233 

74 844 

66,1 
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Profil Förderbereich/Förderschwerpunkt 

Insgesamt 

darunter Anteil der Wirtschaft 

TDM 

TDM 

% 

L2 Chemische Verfahrenstechnik 

8 193 

5 599 

68,3 

L3 Physikalische Technologien 

57 287 

25 097 

43,8 

M Luftfahrtforschung und -entwicklung 

87 441 

69 336 

79,3 

N Forschung und Technologie für bodengebundenen 
Transport und Verkehr (einschl. Verkehrssicher- 
heit) 

219 474 

197 693 

90,1 

02 Rohstoffsicherung 

19 024 

8 339 

43,8 

Summe 4 

2 011 856 

1 329 769 

66,1 

5 Rahmenbedingungeiir Infrastruktur 




U Fachinformation 

51 739 

9 263 

17,9 

Insgesamt . , . 

3 051 5362) 

1 699 100 

55,7 


1) Stand:31. 12.1987 

2) nicht enthalten 7109 TDM nicht aufteilbare Mittel (u.a. Beratungskosten, Reisekosten etc.) 

Quelle: BMFT Rundungsdifferenzen 
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Tabelle 11/17 


Direkte Projektförderung des BMFT 1984 bis 1987 — Ausführende Stellen gewerbliche Wirtschaft 
nach Profilen, Förderbereichen bzw. Förderschwerpunkten 


Profil Förderbereich/Förderschwerpunkt 


Fördermittel in TDM 


1984 

1985 

1986 

19871) 

1 Pro grammüb ergreifende 
Grundlagenforschung 

B Sonderbereiche der Grundlagen- 
forschung 

(insbesondere Großgeräte) 

56 




Ol Geowissenschaften (insbesondere 
Tiefbohrungen) 

— 

113 

37 

— 

Summe 1 

56 

113 

37 

- 

2 Staatliche Langzeitprogramme 

CI Meeresforschung 

32 261 

38 623 

38 066 

2 932 

D Weltraumforschung und Welt- 
raumtechnik 

201 594 

205 944 

177 617 

212 835 

Summe 2 

233 855 

244 566 

215 683 

215 768 

3 Lebensbedingungen 
(Vorsorgeforschung) 

Fl Ökologische Forschung 

2 255 

2 545 

2 280 

3 861 

F2 Umweltschonende und Umwelt- 
schutztechnologien 

53 746 

63 116 

63 551 

60 825 

F5 Wasserforschung 

7 256 

6 346 

2 426 

2 157 

F8 Sicherheitsforschung und Sicher- 
heitstechnik 

2 288 

2 475 

4 680 

3 576 

G Forschung und Entwicklung im 
Dienste der Gesundheit 

28 696 

20 441 

17 532 

11 678 

H Forschung und Entwicklung zur 
Humanisierung des Arbeitslebens 

48 546 

56 654 

55 346 

50 611 

P2 Bauforschung und -technik 

21 176 

15 477 

11 337 

10 419 

W1 Querschnittsaktivitäten (einschl. 
Technikfolgenabschätzung) 

1 309 

860 

871 

1174 

Summe 3 

165 271 

167 915 

158 023 

144 300 

4 Marktorientierte 

Technologieförderung 

C2 Meerestechnik 

41046 

36908 

27453 

23700 

El Kohle und andere fossile Energie- 
träger 

262069 

208207 

201662 

191057 

E2 Erneuerbare Energiequellen und 
rationelle Energieverwendung . . . 

149 699 

^ 142 522 

121 073 

120 997 

E3 Nukleare Energieforschung 

(einschl. Reaktorsicherheit) 

950 680 

902 467 

495 787 

217 231 

11 Informationsverarbeitung 

26 756 

56 356 

83 230 

85 586 

12 Technische Kommunikation 

76 661 

49 898 

73 811 

68 743 

13 Elektronische Bauelemente 

86 332 

114 050 

142 748 

144 059 

14 Anwendung der Mikroelektronik; 
Mikroperipherik 

9 307 

22 782 

24 274 

28 549 
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Profil Förderbereich/Förderschwerpunkt 

Fördermittel in TDM 

1984 

1985 

1986 

1987») 

15 Fertigungstechnik 

16 185 

10 001 

15 246 

32 545 

K Biotechnologie 

22 948 

26 665 

42 824 

36 391 

LI Materialforschung 

53 600 

51 269 

60 407 

74 844 

L2 Chemische Verfahrenstechnik . . . 

6 950 

6 000 

5 366 

5 599 

L3 Physikahsche Technologien 

20 517 

19411 

26 872 

25 097 

M Luftfahrtforschung und -entv/ick- 
lung 

65 629 

61 691 

61 313 

69 336 

N Forschung und Technologie für 
bodengebundenen Transport und 
Verkehr (einschl. Verkehrssicher- 
heit) 

183 842 

166 440 

172 137 

197 693 

02 Rohstoffsicherung 

34 350 

24 523 

11 370 

8 339 

Summe 4 

2 006 570 

1 899 189 

1 565 573 

1 329 769 

5 Rahmenbedingungen, Infrastruktur 





U Fachinformation 

2 731 

4 271 

7 232 

9 263 

Insgesamt 

2 408 483 

2 316 054 

1 946 548 

1 699 100 


h Stand: 31. 12. 1987 

Quelle: BMFT Rundungsdifferenzen 


Verbundforschung 

Zusätzhch zu der Rückführung der direkten Projekt- 
förderung wurde der Ansatzpunkt der Förderung ver- 
ändert: Das neue Konzept der Verbundforschung 
schafft die Chance, die Kooperation in Wissenschaft 
und Wirtschaft weiter voranzubringen. Mit dem För- 
derinstrument „Verbundforschung" wird auch eine 
weitere Steigerung der Effizienz der FuE-Förderung 
erreicht. 

Industrielle Verbundforschung will durch gemein- 
same Beteiligung möglichst mehrerer Unternehmen 
und Forsch ungseiririchtungen an einem Projekt errei- 
chen, daß knappe Forschungskapazität durch Bünde- 
lung von Ressourcen besser genutzt wird, der Techno- 
logietransfer zwischen Wirtschaft und Wissenschaft 
beschleunigt wird, Synergieeffekte entstehen und 
weniger selektiv als vielmehr breitenwirksam geför- 
dert wird. Industrielle Verbundforschung kann auch 
kleinen und mittleren Unternehmen eine bessere 
Chance zur Teilhabe an Forschungsvorhaben liefern. 
Beispiele sind hier die Verbundprojekte in der Infor- 
mationstechnik, der Materialforschung, im Bereich 
Humanisierung des Arbeitslebens und der Ferti- 
gungstechnik, an denen kleine und mittlere Unter- 
nehmen in erhebhchem Umfang partizipieren. 

Tabelle 11/18 zeigt die Entwicklung der Anteüe der 
Fördermittel für industrieUe Verbundvorhaben an der 


Projektförderung für ausgewählte Technologieberei- 
che: Während in der Fertigungstechrük noch 1984 nur 
17% der Fördermittel an die Wirtschaft auf Verbund- 
projekte entfielen, wurden hier 1986 fast ausschüeß- 
hch Verbundvorhaben gefördert (96,2%). Der Förder- 
ansatz „Verbundprojekte" wurde auch in verstärktem 
Umfang gerade in den Schlüsselbereichen Informa- 
tionstechnik und Materialforschung und in gesteiger- 
tem Maße auch in der Biotechnologie angewandt. 


Tabelle 11/18 

Anteil der Fördermittel für industrielle Verbundvor- 
haben an der direkten Projektförderung der Wirt- 
schaft — ausgewählte Technologiebereiche 

— in v.H. — 



1984 

1985 

1986 

Fertigungstechnik 

17,0 

83,2 

96,2 

Informationstechnik 




(ohne Fertigungstechnik) 

21,3 

55,3 

70,6 

Materialforschung 

14,8 

18,9 

62,4 

Biotechnologie 

48,7 

55,4 

55,3 


Quelle: BMFT 
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Insgesamt gesehen hat sich die industrielle Verbund- 
forschung positiv entwickelt: 

— Die Zahl der Verbundprojekte steigt seit 1984 be- 
trächüich und hat 1986 eine Größenordnung von 
333 Projekten erreicht (1985: 265; 1984: 179); 

— Ca. 60 V. H. der Mittel im Rahmen der marktorien- 
tierten Technologieförderung an die Wirtschaft 
entfällt auf die Verbundforschung (1986 rund 
980 Mio DM); 

— Insbesondere in den Schlüsselbereichen Informa- 
tionstechnik, Fertigungstechnik, Biotechnologie, 
Materialforschung und Physikalische Technolo- 
gien sind Verbrmdprojekte stark angestiegen. 


EUREKA 

Auch der EUREKA-Initiative liegt der Gedanke von 
Verbundforschung zugrunde. Mit EUREKA wurde ein 
Rahmen geschaffen für die europäische Kooperation 
von Unternehmen und Forschungseinrichtungen ver- 
schiedener Länder. Der geografische Rahmen von 
EUREKA umfaßt alle zur EG und EFTA gehörenden 
Flächenstaaten in Europa sowie die Türkei. Der Inhalt 
der Forschungsaktivitäten wird hierbei nicht von Re- 


gierungen vorab definiert, denn die Projektpartner 
bestimmen selbst über die Landesgrenzen hinaus, 
wie, worüber und mit wem sie Zusammenarbeiten 
wollen. 

Wichtige Beispiele für Kooperationen, bei denen 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit in der For- 
schung erhebliche Vorteile verspricht, sind PROME- 
THEUS, ein Projekt zur Entwicklung von Verkehrs- 
leitsystemen in Automobüen und die Umweltprojekte 
EUROTRAC (Luftverschmutzung) und EUROMAR 
(Meeresverschmutzung). Admiiüstration und Politik 
begleiten diese Aktivitäten wo immer möglich und 
nötig mit flankierenden Maßnahmen — etwa zur Be- 
seitigung von Handelshemmnissen oder zur Festle- 
gung gemeinsamer europäischer Normen. An EU- 
REKA beteiligte Firmen werden in der Bundesrepu- 
blik Deutschland — im Rahmen der allgemein gelten- 
den forschungspohtischen Fördergrundsätze — über 
die fachprogrammbezogene Projektförderung unter- 
stützt. Von 165 EUREKA- Projekten (Stand: 
31.12.1987) finden 50 mit deutscher BeteiLigung statt, 
davon werden 30 Projekte mit rund 600 Mio DM 
durch BMFT gefördert (vgl. Schaubüd 11/14). EU- 
REKA zeigt, welche Kreativität in Wirtschaft und Wis- 
senschaft geweckt werden kann, wenn man einen 
entsprechenden Rahmen für europäische Kooperatio- 
nen bietet. 


Schaubild 11/14 


EUREKA-Projekte mit BMFT-Förderung 

Die 30 Projekte mit insgesamt rd. 600 Mio. DM BMFT-Förderung 
(Stand: 31 .1 2.1 987) verteilen sich auf die Forschungsbereiche wie folgt: 


Meerestechnik 


Biotechnologie, 

Gesundheitsforschung 


Verkehrstechnik 


Energieforschung 


Informations- und 
Kommunikationstechnik 


Umweltforschung 
und -technologie 

Produktionstechnik, 

Materialforschung, 

Lasertechnik 


0,7% 


3,0% 


4,2% 


5,9% 







20 , 0 % 


31,3% 


34,9% 


BMFT 

BUFO 1988 
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Tabelle n/19 


Förderung ziviler Forschung und Entwicklung in der gewerblichen Wirtschaft durch den Bund 
nach Zuständigkeiten sowie Anzahl der geförderten Untemehmen/Stellen 1985 und 1986 



1985 

1986 

Ressort/Maßnahme 

Begünstigte 
Unternehmen/ 
Stellen der 
Wirtschaft 

Fördermittel/ 
Steuerminder- 
einnahmen *) 

Begünstigte 
Unternehmen/ 
Stellen der 
Wirtschaft 

Fördermittel/ 

Steueiminder- 

einnahmen*) 


Anzahl 

Mio DM 

Anzahl 

Mio DM 

BMFT 





— Direkte Projektförderung 

955 

2 318,9 

1 028 

1 950,4 

(darunter industrielle Gemeinschafts- 
forschung) 

(33 

34,7) 

(34 

34,9) 

— Sonderprogramm Mikroelektronik . . 

542 

18,3 

4 

0,06 

— Mikroperipherik 

35 

1,6 

132 

14,0 

(indirekt-spezifische Maßnahme) . . . 
— Fertigungstechnik 

790 

112,8 

662 

119,8 

(indirekt-spezifische Maßnahme) . . . 

— Biotechnologie 

(indirekt- spezifische Maßnahme) . . . 

— Forschungspersonal-Zuwachsförde- 

— 

— 

12 

1,3 

rung 

335 

1,7 

2 320 

40,3 

— Auftragsforschung und -entwicklung 

1 354 

41,0 

1 656 

51,8 

— Technologieorientierte Untemeh- 

mensgründungen (TOU) 2) 

100 

36,5 

144 

40,3 

— Forschungskooperation zwischen In- 





dustrie und Wissenschaft 

106 

2,9 

261 

10,9 

— Technologietransfer 

1 

0,2 

2 

0,5 

Summe BMFT 

2 533,8 

2 229,4 

BMWi 

-- FuE-Personalkostenzuschuß 

— Förderung von FuE bei KMU in Ber- 

9 201 

377,6 

9 000 

365,3 

lin 

49 

8,0 

37 

8,4 

— Industrielle Gemeinschaftsforschimg 

— Förderung der Entwicklung und Inno- 

93 

94,8 

94 

96,8 

vation im Steinkohlenbergbau 

— Zuschüsse zur Entwicklung zivüer 

10 

51,9 

9 

27,1 

Flugzeuge 

3 

363,4 

3 

344,9 

— sonstiges 

__ 

1,2 

— 

0,3 

Summe BMWI 

896,9 

842,8 

Übrige Ressorts 

...3) 

114,3 

...3) 

105,6 

Steuerliche Maßnahmen 

— FuE-Investitionszulage (§ 4 InvZulG) 

— FuE-Sonderabschreibungen (§ 82d 

...3) 

400,0 

...3) 

433,0 

EStDV) 

...3) 

215,0 

...3) 

200,0 

Summe Steuerliche Maßnahmen 

615,0 

633,0 

Insgesamt . . . 

...3) 

4 160,0 

. . .3) 3 810,8 


h Steuermindereinn ahmen von Bund, Ländern und Gemeinden 
2) TOU = Phase II und III 
2) keine Angaben 

Quelle; BMFT Rundungsdifferenzen 
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Förderung nach Bundesressorts 

Die Gesamtschau der einzelnen Förderinstrumente 
des Bundes in Tabelle 11/19 zeigt, daß, gemessen an 
der Zahl der geförderten Unternehmen, eine breite 
Streuung der Zuwendungen erreicht wird. Abhängig 
vom Ziel der Förderung, z. B. Förderung großer tech- 
nologischer Entwicklungshnien einerseits oder rasche 
Anwendung von Schlüsseltechnologien andererseits, 
werden mit den verschiedenen Fördermaßnahmen 
Unternehmen unterschiedlicher Größe erreicht. 

Tabelle 11/20 zeigt die FuE-Ausgaben des Bundes an 
die gewerbliche Wirtschaft, erweitert um die Ausga- 
ben des Bundesministers der Verteidigung (BMVg) 
zur Finanzierung von FuE-Aufträgen im Verteidi- 
gungsbereich. Während die FuE-Förderung der ge- 
werbhchen Wirtschaft durch den BMFT seit 1982 kon- 
tinuierlich um insgesamt 1 Mrd DM zurückgenom- 
men wurde, wurden forschungsbezogene Steuermin- 
dereiimahmen und Ausgaben des BMVg zur Finan- 
zierung von FuE-Aufträgen deutiich ausgeweitet. 


Das Verhältnis der indirekten zu den direkten Förder- 
maßnahmen des Bundes zur Förderung ziviler For- 
schung und Entwicklung in der gewerbhchen Wirt- 
schaft (einschl. Steuermindereinnahmen von Ländern 
und Gemeinden) betrug 1978 etwa 1:10 (exakt 
1 : 9,6). Es veränderte sich durch die Einführung des 
Personalkostenzuschusses auf etwa 1 : 4 in den Jah- 
ren 1979-1982. Ab 1983 beträgt das Verhältnis — vor 
allem aufgrund der Wiedereinführung der Sonderab- 
schreibungen auf FuE-Investitionen und der gleich- 
zeitigen Rückführung der direkten Projektförderung 
durch den BMFT — etwa 1:2. 

ln den Jahren 1988-1990 wird die Relation in etwa auf 
diesem Niveau verbleiben, weü der im Zuge der Steu- 
erreform beabsichtigte Wegfall der FuE-Investitions- 
zulage erst 1991 kassenwirksam wird und die auslau- 
fende personalorientierte Forschungsförderung über 
den Mechanismus der nachträglichen Inanspruch- 
nahme der Förderung und Zahlung der Fördermittel 
über 1988 hinaus noch erhebhche Haushaltsmittel 
bindet. 


Tabelle 11/20 

FuE-Förderung der gewerblichen Wirtschaft durch den Bund einschließlich forschungsbezogene 
Steuermindereinnahmen der Länder und Gemeinden 
1974 bis 1986 



1) emschließlich der Ausgaben an Wixtschaftsuntemehmen im Ausland 

2) FuE-Investitionszulage {§ 4 InvZulG) und FuE -Sonderabschreibungen (§ 82d EStDV), Steuermindereinnahmen von Bund, 
Ländern und Gemeinden. 

Quelle; BMFT 
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9. Die Förderung von Forschung und 
Entwicklung in kleinen und mittleren 
Unternehmen 3) 

Forschung und Entwicklung in kleinen und mittleren 
Unternehmen 

Die Technikgeschichte zeigt, daß ein großer Teil 
wichtiger Innovationen auf Erfindungen basiert, die 
das Ergebnis der Forschungsarbeiten von Einzelerfin- 
dern oder kleinen und mittleren Unternehmen waren. 
Allerdings verfügen kleine und mittlere Unternehmen 
oft nicht über die nötigen Ressourcen, um die Schritte 
zu finanzieren, die erforderhch sind, um derartige 
grundlegende Erfindungen in wirtschafthch verwert- 
bare Technologien umzusetzen, also die „Ausrei- 
fung" einer Basisinnovation selbst vorzunehmen. Bei 
der Ausdifferenzierung neuer Technologien für ver- 
schiedene Anwendungsbereiche sind kleine imd mitt- 
lere Unternehmen allerdings wieder in starkem Um- 
fang beteiligt. Dabei kommt den kleinen und mittle- 
ren Unternehmen zugute, daß sie eher als Großunter- 
nehmen in der Lage sind, Marktnischen zu entdecken 
und ihre Ressourcen auf diese zu konzentrieren. 

Bei der Erarbeitung imd Anwendung neuer Techno- 
logien kann in vielen Fällen ein Zusammenwirken 
von großen Unternehmen und kleinen und mittleren 
Unternehmen beobachtet werden. Während For- 
schung in der Wirtschaft fast ausschheßhch von Groß- 
unternehmen betrieben wird, befassen sich mittel- 
ständische Unternehmen vor aUem mit Entwicklung 
und Konstruktion. Sie orientieren ihre Neuerungstä- 
tigkeit überwiegend an ihrem bestehenden Produkti- 
onsprogramm, das sie in Fertigimg und Vertrieb be- 
sonders gut beherrschen. Deshalb sind in kleinen und 
mittleren Unternehmen „technologische Sprünge" 
seltener zu beobachten. 

Dies wird auch durch den Innovationstest des Ifo- 
Instituts für Wirtschaftsforschung bestätigt. Die klei- 
nen und mittleren Unternehmen geben dort an, daß 
ihre FuE-Vorhaben in hohem Maße im Zusammen- 
hang mit neueren technischen Entwicklungen auf den 
Gebieten der Nachrichten-, Meß- xmd Regeltechnik, 
in der Elektronik, Roboterentwicklung und in der Bio- 
technologie stehen. 

An den Umsätzen gemessen sind die relativen FuE- 
Aufwendungen in den kleinen FuE-treibenden Unter- 
nehmen besonders hoch. Das Schaubüd 11/15 zeigt, 
daß die kleinen Unternehmen (unter 100 Beschäftigte) 
5,9 % ihres Umsatzes für FuE ausgeben. Mit wachsen- 
der Untemehmensgröße verringert sich dieser Anteil 
auf rund 2 % in der Größenklasse von 1 000 bis unter 


Unter kleinen und mittleren Unternehmen werden in der 
Regel Unternehmen mit weniger als 500 Beschäftigten ver- 
standen. 


10 000 Beschäftigten. Bei Großunternehmen verdop- 
pelt er sich wieder auf 4,1 % . Eine ähnhche Verteilung 
ergibt sich, wenn man die FuE-Aufwendungen auf die 
Beschäftigtenzahl bezieht. Während kleine Unterneh- 
men mit weniger als 100 Beschäftigten rund 9 500 DM 
je Beschäftigten für Forschung und Entwicklung auf- 
wenden, sinkt der FuE-Aufwand bis zur Größenklasse 
von 500 bis 1 000 Beschäftigten auf mehr als die Hälfte 
(rund 4 600 DM). In größeren Unternehmen steigt der 
FuE-Aufwand je Beschäftigten wieder an, bei Groß- 
unternehmen beträgt er rund 7 600 DM (vgl. Schau- 
büd 11/16). 

Der in bezug auf ihren Umsatz oder ihre Beschäftig- 
tenzahl relativ hohe Aufwand kleiner Unternehmen 
für FuE dürfte darauf zurückzuführen sein, daß FuE 
einen Mindestaufwand erfordert, der auch von 
kleinen Unternehmen nicht unterschritten werden 
kann. 


Etwa 20 000 kleine und mittlere Unternehmen 
forschen und entwickeln 

1978 wurde erstmals ein besonderes Konzept zur För- 
derung von kleinen und mittleren Unternehmen 
durch den Bund vorgelegt. Damals war vielfach be- 
zweifelt worden, daß kleine und mittlere Unterneh- 
men überhaupt einen nennenswerten Beitrag zum 
FuE-Budget der Bundesrepublik Deutschland leisten. 
Nach der (damals sichertich noch unzulänglichen) 
FuE-Statistik des Stifterverbands gab es nur ca. 500 
kleine und mittlere Unternehmen, die FuE trieben. 
Außerdem wurde vor 10 Jahren heftig darüber debat- 
tiert, ob die Mikroelektronik überhaupt breitenwirk- 
sam eingesetzt werden sollte, weü man negative Fol- 
gen für die Arbeitsmarktentwicklung befürchtete. 
Ferner wurde die Frage aufgeworfen, ob Hochschulen 
industriebezogene FuE treiben sollten. Lange Zeit 
wurde auch bezweifelt, daß technologieorientierte 
Untemehmensgründungen überhaupt stattfinden. 

Ein Rückbhck auf 10 Jahre mittelstandsbezogene For- 
schungsfördenmg zeigt, daß inzwischen ein bemer- 
kenswerter Wandel eingetreten ist. 

Die Begleitforschungen zum FuE -Personalkostenzu- 
schuß und zur Forschungspersonal-Zuwachsförde- 
rung belegen, daß in der Bundesrepubtik Deutschland 
rund 20 000 kleine und mittlere Unternehmen im pro- 
duzierenden Gewerbe, d. h. rund ein Drittel aller mit- 
telständischen Unternehmen im Produzierenden Ge- 
werbe, forschen und entwickeln. Zu den FuE-Gesamt- 
aufwendungen in der Wirtschaft trugen Unternehmen 
mit weniger als 500 Beschäftigten 1985 6,5 Mrd DM 
bei (gesamte Wirtschaft: rund 39 Mrd DM, vgl. Schau- 
büd 11/17). 
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Schaubild n/15 (vgl. Tabelle VII/18) 


Anteil der FuE-Gesamtaufwendungen der FuE-betreibenden 
Unternehmen am Umsatz nach Beschäftigungs- 
größenklassen (1 985) 


% 

A 


/ 5.9 


/ 3.5 / 


/ 1-9 


2.Q 


41 / 


unter 100 100-499 500-999 1000-9999 über 10000 Beschäftigte 


BMFT 

BLIFO 1988 


100 
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Schaubild 11/16 (vgl. TabeUe VII/18) 


FuE-Gesamtaufwendungen der FuE-betreibenden 
Unternehmen je Beschäftigten nach 
Beschäftigungsgrößenklassen (1985) 



BMFT 

BuFo 1988 

Schaubild 11/17 (vgl. Tabelle VII/18; 


FuE-Gesamtaufwendungen der FuE-betreibenden 
Unternehmen nach Beschäftigungsgrößenklassen (1985) 

A 
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Tabelle 11/21 


Förderung von Forschung, Entwicklung und Innovation in kleinen und mittleren Unternehmen 
durch den Bund im Zeitraum von 1982 bis 1987 

— Mio DM — 


Ressort/Maßnahrae 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 9 

BMFT 







— Forschungspersonal-Zuwachsförderung . . . 

- 

- 

- 

1,7 

40,3 

56,8 

— Indirekt-spezifische Maßnahmen 

Sonderprogramm Mikroelektronik 

75,3 

130,1 

108,0 

14,5 



Fertigungstechnik 

- 

- 

31,9 

90,0 

106,6 

72,6 

Mikroperipherik 

- 

- 

- 

1,2 

10,0 

17,7 

Bioverfahrenstechnik 

— 

— 

— 

— 

0,5 

6,8 

— Fachprogramme BMFT 

237,9 

185,7 

168,5 

172,0 

200,6 

196,1 

— Auftragsforschung und -entwicklung 

13,0 

13,1 

21,2 

40,0 

50,6 

49,1 

— Forschungskooperation 

- 

- 

- 

2,0 

7,4 

13,4 

— Förderung von Innovationsberatungsstellen 
und Technologie-Transferstellen 

8,9 

8,6 

8,3 

6,8 

6,8 

4,6 

— TOU- Wagnisfinanzierung 

6,0 

5,9 

16,1 

36,5 

40,3 

42,8 

Summe BMFT 

341,1 

343,4 

354,0 

364,7 

463,1 

459,9 

BMWi 







— Personalkostenzuschuß 

390,0 

375,0 

320,0 

380,0 

368,0 

192,4 

— Technologische Erstinnovation 

9,9 

3,6 

— 

- 

— 

— 

— Förderung von FuE bei KMU in Berhn .... 

6,3 

7,6 

8,1 

8,0 

8,4 

8,4 

— Industrielle Gemeinschaftsforschung 

83,5 

84,7 

84,9 

95,0 

96,8 

101,8 

Summe BMWi 

489,7 

470,9 

413,0 

483,0 

473,2 

302,6 

Insgesamt . . . 

830,8 

814,3 

767,0 

930,0 

936,3 

762,5 


1) vorläufige Ist-Werte 
Quelle: BMFT 


FuE-Personalfördemng hat ihr Ziel erreicht 

Ein Schwerpunkt des Konzeptes, dessen Maßnahmen 
in Schaubild 11/18 gezeigt werden, ist die FuE-Perso- 
nalförderung. Ziel dieser von vornherein befristeten 
Förderung war es, Anstöße zum Ausbau der personel- 
len FuE -Kapazitäten zu geben und die Innovationsbe- 
reitschaft des Mittelstands allgemein zu stärken. 

Neueste Zahlen aus der wissenschaftlichen Begleit- 
forschung belegen, daß die erwünschte allgemeine 
Ausweitung von Forschung und Entwicklung in klei- 
nen und mittleren Unternehmen inzwischen stattge- 
funden hat. Die Unternehmen, die Zuschüsse aus dem 
Personalkostenzuschußprogramm erhalten haben, er- 


höhten in der Zeit von 1980 bis 1987 im Durchschnitt 
ihre voll in FuE beschäftigten Personen von 2,7 auf 4,4 
und die teilweise in FuE Beschäftigten von 4,6 auf 6,4 
Personen. Hinzu kommen ca. 15 000 Neueinstellun- 
gen in den Jahren 1985-87 aus der Forschungsperso- 
nal-Zuwachsförderung. Da die personalorientierte 
FuE-Förderung von kleinen und mittleren Unterneh- 
men ihr Ziel erreicht hat, kann sie im Zuge der Steu- 
erreform, die Eigenkapital und Innovationskraft des 
Mittelstandes merklich stärkt, beendet werden. Das 
Personalkostenzuschußprogramm ist 1987 ausgelau- 
fen, die ebenfalls von vornherein befristete For- 
schungspersonal-Zuwachsförderung wird planmäßig 
abgewickelt. 
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Schaubild 11/18 (vgl. Tabelle 11/21) 


Maßnahmen der Bundesregierung zur Förderung von 
Forschung und Entwicklung 
in kleinen und mittleren Unternehmen 


Fördermittel 
1987 (vor- 
läufiges Ist) 
in Mio DM 



249,2 


97.1 


204,5 


101,8 


49.1 


13,4 


4.6 


42,8 


Insgesamt 762,5 


BMFT 

BUFO 1988 
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Mikroelektronik als Schlüsseltechnik akzeptiert 

Inzwischen hat die Debatte darüber, ob die Mikro- 
elektronik überhaupt eingesetzt werden sollte, nach- 
gelassen. Nicht zuletzt beigetragen hat hierzu die 
wachsende Erkenntnis, daß Branchen, die bei der An- 
wendung der Mikroelektronik im vorderen Feld lie- 
gen, bei der Beschäftigungsentwicklung besser ab- 
schneiden als solche, die bei der Anwendrmg im hin- 
teren Feld zu finden sind. Vorbehalte von kleinen und 
mittleren Unternehmen gegenüber der Einführung 
der Mikroelektronik sind im übrigen auch nicht mehr 
feststellbar. Drohende Marktverluste mittelständi- 
scher Unternehmen z. B. im Maschinenbau konnten 
daher abgewendet werden. 

Heute hat die Mikroelektronik — nicht zuletzt durch 
die indirekt- spezifischen Förderprogramme des 
BMFT — breiten Einzug in die mittelständische Wirt- 
schaft gehalten, ln kleinen und mittleren Unterneh- 
men wächst mithin das Bewußtsein, daß neue Technik 
für die Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe und die 
Sicherung der Arbeitsplätze notwendig ist. 


Neue Herausforderungen für kleine und mittlere 
Unternehmen 

Kleine und mittlere Unternehmen stehen im Innova- 
tionsprozeß vor neuen Herausforderungen. Ein Schwer- 
gewicht dieser Herausforderungen ergibt sich nach 
wie vor aus der zunehmenden Dynamik bei den mo- 
dernen Schlüsseltechnologien. Ein Nachlassen der 
Forschungsanstrengungen in diesem Bereich hätte 
Nachteüe für die Wettbewerbsfähigkeit der deut- 
schen Volkswirtschaft, die immerhin ein Drittel ihres 
Bruttosozialprodukts auf fremden Märkten verdient. 
Auch kleine Unternehmen sehen sich angesichts der 
wachsenden Verflechtimg in den Weltmarkt zuneh- 
mend ausländischer Konkurrenz, insbesondere von 
Unternehmen sog. Schwellenländer, ausgesetzt. 

Ein Beispiel sind die neuen industriellen Fertigimgs- 
techniken. Hier güt es vor allem, den Wissens- und 
Erfahrungsstand in den Unternehmen zu erweitern. 
Zu einer bedeutenden Produktionskomponente wird 
immer mehr die Informationstechnik. Durch die infor- 
mationstechnische Verknüpfung der mit der Ferti- 
gung zusammenhängenden Betriebsbereiche eines 
Unternehmens kaim das Fertigungssystem in seiner 
Gesamtheit verbessert werden. Dies setzt allerdings 
erhebliche Ändenmgen der Betriebsstrukturen, der 
Organisation des Fertigungsprozesses und der Mana- 
gementinstrumente voraus. Eine rechnerintegrierte 
Fertigung stellt vor allem kleine und mittlere Unter- 
nehmen vor besondere Anpassungsprobleme. 

Auch die vielfältigen Betätigungsfelder der Biotech- 
nologie sind eine Herausforderung für den Mittel- 
stand. Dies schheßt die Nutzung biotechnischer Ver- 
fahren für die eigene Produktion (z. B. Klonieren von 
Enzymen) ebenso ein, wie die Entwicklung von Pro- 
duktionsanlagen (z. B. Bioreaktoren) einschließlich 
zugehöriger Meß- und Regeltechnik. Dieses betrifft 
z. B. den weiten Bereich des Apparate- imd Geräte- 
baus. 
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Ein anderes grundsätzhches Problem, vor dem kleine 
und mittlere Unternehmen stehen, ergibt sich aus der 
Notwendigkeit, ständig die technische Entwicklung 
in ihrer Breite und Vielfalt zu beobachten. Angesichts 
sich verkürzender Innovationszyklen sind mittelstän- 
dische Unternehmen gezwungen, die möglichen 
Rückwirkungen des technischen Fortschritts auf das 
eigene Produktionsprogramm ständig neu zu beden- 
ken und entsprechende Anpassungsentwicklungen 
durchzuführen. Die Probleme der Beschaffung von 
Informationen über Markt- und Innovationspotential 
neuer technischer Entwicklungen sind nach den vor- 
üegenden Erfahrungen bei vielen kleinen und mittle- 
ren Unternehmen allerdings noch nicht gelöst. Der 
immer wichtiger werdende Produktionsfaktor Infor- 
mation wird vom Mittelstand noch nicht genügend 
eingesetzt. Er nutzt auch Informationsdatenbanken 
noch zu wenig. Anders als Großunternehmen verfü- 
gen kleine und mittlere Unternehmen nicht über die 
Mittel, um an alle für eine erfolgreiche Innovation 
nötigen Informationen zu gelangen. Da die systemati- 
sche Beobachtung des Marktes und der technischen 
Entwicklung geschultes Personal und höheren Auf- 
wand erfordern, beschränken sich kleine rmd mittlere 
Unternehmen bei ihrer Neuerungstätigkeit meist auf 
die Lösung konkreter, am laufenden Produktionspro- 
gramm orientierter Fragestellungen. Häufig heße sich 
durch bessere Nutzung von Information (etwa über 
Patente) teure Doppelforschung vermeiden. Da es in 
kleinen und mittleren Unternehmen nicht selten an 
längerfristiger Planung mangelt, ist es für sie häufig 
wichtig, Spezialinformationen oder FuE-Leistungen 
extern einzukaufen. Kleine und mittlere Unterneh- 
men sind daher auf ein gut funktionierendes System 
des technologischen Wissens- und Informationstrans- 
fers angewiesen. 

Vor Schwierigkeiten insbesondere finanzieller Art 
stehen auch weiterhin technologieorientierte Unter- 
nehmensgründer. Hohe finanzielle Anforderungen 
entstehen vor allem bei der Entwicklung einer techni- 
schen Idee bis zum Prototyp. Nach drei Jahren Erfah- 
rung mit dem Modellversuch Technologieorientierte 
Untemehmensgründungen ist erkennbar, daß jähr- 
hch mehrere hundert technologieorientierte Unter- 
nehmen neu und zusätzüch gegründet werden könn- 
ten, wenn ausreichendes Risikokapital zur Verfügung 
steht. Dabei ist noch mehr Inititative von privater Seite 
notwendig. Wichtige Impulse für mehr privates Enga- 
gement erwartet die Bundesregienmg von dem 1987 
in Kraft getretenen Bündel gesetzlicher Maßnahmen 
zur Mobilisierung von mehr Risiko kapital. Dieses um- 
faßt das Untemehmensbeteüigungsgesellschaftsge- 
setz, das Gesetz zur Verbesserung der Rahmenbedin- 
grmgen für institutioneile Anleger, das Börsenzulas- 
sungs- und das Vermögensbüdungsgesetz. 


Perspektiven der Forschungsförderung von kleinen 
und mittleren Unternehmen 

Die Forschungsfördenmg des Mittelstandes bleibt 
auch weiterhin ein wichtiges Ziel der FuT-Potitik.- 
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Zukünftige Aufgabenfelder sind: 

— Information und Beratung in neuen Technologie- 
feldem 

— Rasche Nutzung wichtiger technologischer Neue- 
rungen 

— Intensivere Zusammenarbeit von mittelständi- 
scher Wirtschaft und Wissenschaft 

— Technologieorientierte Unternehmensgründun- 
gen 

— Vermehrte Nutzung von Datenbanken 

— FuE im Handwerk 

— Stärkere Öffnung der direkten Projektförderung 
für den Mittelstand. 


Information und Beratung in neuen 
Technologiefeldern 

Auf neuen Technologiefeldern wurde in jüngster Zeit 
begonnen, sog. Demonstrationszentren wie z. B. das 
CAD/CAM-Labor in Karlsruhe modellhaft und befri- 
stet zu fördern. Derartige Zentren bieten „Schlüssel- 
technologien zum Anfassen", d. h. sie informieren 
herstellemeutral über Anwendungsmöglichkeiten 
und Reahsierungschancen neuer Technik und helfen, 
das Einstiegsrisiko bei neuer Technik für kleine und 
mittlere Unternehmen zu mindern. Außerdem fördern 
sie die rasche Entstehung eines Beratungs- und Schu- 
lungsmarkts, da sie auch von privaten Berater- und 
Weiterbüdungsträgern genutzt werden können. Diese 
indirekte Fördermethode, durch die Bereitstellung ei- 
ner geeigneten unternehmensübergreifenden Infra- 
struktur die Diffusion neuer Techniken voranzutrei- 
ben, hat sich nach ersten Erfahrungen sehr bewährt 
und sollte systematisch fortgeführt werden. Derartige 
Demonstrationszentren kommen z. B. auch bei den 
neuen regenerativen Energietechrüken, in der Infor- 
mations- und Fertigungstechnik und in der Baufor- 
schung in Frage. 


Rasche Nutzung wichtiger technologischer 
Neuerungen 

Kleine und mittlere Unternehmen sollten möglichst 
rasch mit neuen Technologien vertraut werden. Wenn 
bei besonders wichtigen branchenübergreifenden 
Schlüsseltechnologien gravierende Hemmnisse der 
raschen Einführung neuartiger Techniken entgegen- 
stehen, ist zu prüfen, ob und inwieweit staatiiche För- 
derung durch indirekt-spezifische Maßnahmen in Be- 
tracht kommen kann. Die indirekt-spezifische Förde- 
rung hat sich nach den bisherigen Erfahrungen als ein 
Förderungstyp erwiesen, der von den kleinen und 
mittleren Unternehmen in hohem Maße akzeptiert 
wird. Allgemein positiv sehen diese Unternehmen die 
vergleichsweise hohe Transparenz der Förderkrite- 
rien, den stark reduzierten Antrags- und Bearbei- 
tungsaufwand sowie die hohe Förderwahrscheinlich- 
keit, wenn die Antragsvoraussetzungen erfüllt sind. 


Die indirekt-spezifische Förderung wurde in den letz- 
ten Jahren in der Mikroperipherik und bei der Einfüh- 
rung von CAD/CAM-Systemen sowie der Roboter- 
technik angewandt. Diese Programme sind inzwi- 
schen ausgelaufen. Neuanträge können hingegen 
noch in dem 1986 begonnenen indirekt-spezifischen 
Programm in der Biotechnologie gestellt werden. Ge- 
plant ist eine zeiüich befristete indirekt-spezifische 
Förderung der rechnerintegrierten Fertigungstechnik 
(Computer Integrated Manufacturing = CIM). 


Intensivere Zusammenarbeit von mittelständischer 
Wirtschaft und Wissenschaft 

Während Großunternehmen in stärkerem Umfang 
über Kontakte zu Forschungseiiuichtungen verfügen, 
haben kleine und mittlere Unternehmen noch oft 
Schwierigkeiten bei der Zusammenarbeit mit der Wis- 
senschaft. Dabei sind sie zunehmend auf eine derar- 
tige Zusammenarbeit angewiesen, da sie FuE vielfach 
aus Kostengründen auf eine kleine Kernmannschaft 
begrenzen müssen. 

Die Bundesregierung bietet verschiedene Wege an, 
um kleine und mittlere Unternehmen an der Technik- 
entwicklung in der erforderhchen Breite und Differen- 
ziertheit zu beteihgen: 

Bewährt hat sich die Förderung der industriellen Ge- 
meinschaftsforschung. Hier kooperieren kleine und 
mittlere Unternehmen über die branchenweise orga- 
nisierten Forschungsvereinigungen, wenn die zu lö- 
senden Probleme das einzelne Unternehmen überfor- 
dem und die Ergebnisse der in Forschungsinstituten 
ausgeführten FuE-Projekts genügend Raum für be- 
trieb sindividuelle Anpassungen lassen. Die industri- 
elle Gemeinschaftsforschung wird aufgrund der guten 
bisherigen Erfahrungen weiterhin nachhaltig unter- 
stützt. 

Auch von der Förderung der Auftragsforschung und 
-entwicklung gehen wichtige Impulse für die Zusam- 
menarbeit mittelständischer Unternehmen und der 
Wissenschaft aus. Bei der Auftragsforschung und 
-entwicklung können kleine und mittlere Unterneh- 
men externe Forschungsinstitute und private Unter- 
nehmen mit der Lösung von untemehmenspezifi- 
schen FuE-Problemen beauftragen. Die Neukonzep- 
tion dieser Fördermaßnahmen wird den Akzent noch 
stärker auf die Zusammenarbeit mit der Wissenschaft 
setzen. 

Der Technologietransfer über Köpfe wird in besonde- 
rem Maße durch die Fördermaßnahme „Forschungs- 
kooperation zwischen Industrie und Wissenschaft" 
angestoßen. Dieser neuartige Förderansatz, bei dem 
Wissenschaftler aus Unternehmen für eine bestimmte 
Frist zur Durchführung untemehmenbezogener FuE 
in Forschungseinrichtungen entsandt werden, stellt 
einen besonders effizienten Weg dar, die Umsetzung 
neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse in industrielle 
Innovationen zu beschleunigen. Aufgrund der vorlie- 
genden Erfahrungen wird geprüft, ob die Maßnahme 
fortgeführt werden soll. 
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T echnologieorientierte Unternehmensgründungen 

Die Bereitschaft zur Existenzgründung ist in der Bun- 
desrepublik Deutschland nach wie vor in hohem 
Maße vorhanden. Es zeigt sich aber, daß bei vielen 
Untemehmensgründungen zukunftsorientierte Tech- 
nik oft nicht im Vordergrund steht. Vielfach sind auch 
Mut und Risikobereitschaft privater Institutionen noch 
nicht ausgeprägt genug, um die hohen finanziellen 
Aufwendungen, die mit technologieorientierten Un- 
temehmensgründungen verbunden sind, zu überneh- 
men. Der hier ansetzende Modellversuch Technolo- 
gieorientierte Unternehmensgründungen wird unter 
Einbeziehung der Effekte der neueingeführten ge- 
setzlichen Maßnahmen zur Mobüisiemng von mehr 
Risikokapital gegenwärtig durch eine externe Exper- 
tengruppe ausgewertet. Danach ist zu entscheiden, ob 
und ggf. durch welche Maßnahmen künftig die Grün- 
dung technologieorientierter Unternehmen unter- 
stützt werden kann. 


Vermehrte Nutzung von Datenbanken 

Kleine und mittlere Unternehmen sind in besonderem 
Maße auf gehaltvolle, aktuelle und umfassende Fach- 
informationen sowie ihre leichte und schnelle Benutz- 
barkeit angewiesen, da ihre Innovationsfähigkeit vor 
allem vom effizienten Umgang mit Informationen ab- 
hängt. Durch eine frühzeitige und gezielte Berück- 
sichtigung bereits vorhandenen Wissens werden 
überflüssige Forschungs- und Entwticklungsarbeiten 
sowie kostspielige Doppel- und Nacherfindungen 
vermieden. Nicht nur im Unternehmen vorhandene 
Informationen, sondern vor allem die weltweit veröf- 
fentlichten Ergebnisse aus Forschung und Entwtick- 
lung bieten ein großes Innovationspotential, das für 
die wirtschafthche Entwicklung und internationale 
Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes immer wichti- 
ger wird. Insbesondere durch den noch laufenden 
Modellversuch Informationsvermittlung hat die Bun- 
desregierung eine neue Initiative ergriffen, um die 
bislang noch relativ schwache Nutzung von Informa- 
tionsdatenbanken durch kleine und mittlere Unter- 
nehmen zu verbessern. Weitere Schritte über die För- 
derung einer stärkeren Nutzung von Datenbanken 
durch mittelständische Unternehmen hinaus werden 
sich auf die Förderungen spezieller, am mittelständi- 
schen Bedarf orientierter Datenbanken (z. B. über 
Ausschreibungen von Forschungsprogrammen, Fort- 
imd AusbüdungsmÖghchkeiten) , sowie auf bessere 
Aufbereitung des Datenbankangebots und Fortbü- 
dungen von Informationsvemüttlern konzentrieren. 


FuE im Handwerk 

Das Handwerk steht ständig von neuem vor der Auf- 
gabe, den Umgang mit neuen Techniken etwa bei 
Instandsetzungs- oder Umgestaltungsarbeiten zu 
meistern. Es wird im übrigen als Anwender neuer 
Technologien in besonderem Maße mit dem damit 
einhergehenden Strukturwandel konfrontiert. Inzwi- 
schen befaßt sich das Handwerk immer intensiver mit 
den Herausforderungen und Auswirkungen neuer 
Technologien. 


Die Bundesregierung unterstützt diese Bemühungen 
auf verschiedenen Gebieten. Ein Beispiel ist die För- 
derung des MetaU- und Technologiezentrums Ko- 
blenz bei der Aus-, Fort- und Weiterbüdung. Weitere 
Beispiele sind die im Rahmen der Projektförderung ins 
Leben gerufenen ModeUvorhaben zur Nutzung neuer 
technologischer Entwicklungen. Es handelt sich um 
verschiedene Projekte zur Energieeinsparung, zum 
Umweltschutz, zur Humanisierung des Arbeitslebens 
und zur Denkmalpflege. 

In einer breit angelegten Untersuchung läßt der Zen- 
tralverband des deutschen Handwerks z. Z. mit Un- 
terstützung des BMFT prüfen, inwtieweit das Hand- 
werk durch bessere Information der Betriebe (etwa 
über Datenbanken), durch Demonstration neuer 
Technik und durch Anpassung neuer Technologien 
an den Bedarf in Handwerksbetrieben unterstützt 
werden kann. 


Stärkere Öffnung der direkten Projektförderung für 
den Mittelstand 

Im Bereich der direkten Projektförderung unterstützt 
der BMFT* insbesondere FuE- Vorhaben in Schwer- 
punktbereichen der Forschung. Die Erfahrungen zei- 
gen, daß forschungsintensive kleine und mittlere Un- 
ternehmen etwa in den Bereichen Energie- und Um- 
welttechnik, Humanisierung des Arbeitslebens sowie 
Laser- und Fertigungstechnik an der direkten Projekt- 
förderung partizipieren. Der neue Förderansatz „ Ver- 
bimdvor haben" bietet ihnen zusätzliche Chancen zur 
Mitwirkung, z. B. im Rahmen von Projekten zur Hu- 
manisierung des Arbeitslebens (etwa in der Gießerei-, 
Schmiede- und Druckindustrie). Besondere Umset- 
zungsmaßnahmen soUen hier dafür sorgen, daß ein 
breiter Transfer der Forschungsergebnisse zu den je- 
weüigen interessierten kleinen und mittleren Unter- 
nehmen auch anderer Branchen erfolgt. Um den Zu- 
gang von kleinen und mittleren Unternehmen zur di- 
rekten Projektförderung weiter zu verbessern, sind 
Verwaltungsvereinfachungen (z. B. Pauschaherung 
von Kostensätzen) vorgesehen. 


10. Die Ressourcen für Forschung und 

Entwicklung im internationalen Vergleich 

Die Beurteüung der Forschungsleistungen eines Lan- 
des auf der Grundlage forschungsstatistischer Daten 
erfordert eine sorgfältige Auswahl und Interpretation 
der verwendeten Statistiken und Indikatoren. Dies güt 
ganz besonders für internationale Vergleiche. Sie 
können nur dann zu tragfähigen Ergebnissen führen, 
wenn die verwendeten Daten aus abgestimmten Er- 
hebungsprogrammen stammen und eine größtmögli- 
che Vergleichbarkeit aufweisen. 

Grundlegende Arbeit auf diesem Gebiet leistet die 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) . Seit mehr als 20 Jahren führt sie 
in zweijährigem Rhythmus Erhebungen in ihren Mit- 
ghedstaaten durch. Die dafür maßgebenden interna- 
tional vereinbarten Richtlinien sind im Frascati-Hand- 
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buch (Paris 1981) zusammengefaßt. Methodische Ar- 
beit und Berichterstattung der OECD erstrecken sich 
von den traditionellen Statistiken über Patentdaten 
bis zu den sogenannten output-Statistiken, wie z. B. 
den bibhometrischen Indikatoren, die allerdings noch 
in einem experimentellen Stadium sind. An dieser 
Stelle soll daher vor allem auf die gut eingeführten 
Daten über die FuE-Ausgaben und das Forschungs- 
personal Bezug genommen werden. 

Neben der OECD führen auch die Europäischen Ge- 
meinschaften (EG) regelmäßig FuE-Erhebungen 
durch. Während die OECD die in einem Land für FuE 
tatsächlich eingesetzten Mittel (Bruttoinlandsausga- 
ben) erhebt, beziehen sich die Angaben der EG auf 
die für FuE veranschlagten Haushaltsmittel. Neben 
den Bruttoinlandsausgaben für FuE (BAFE) veröff ent- 
hebt auch die OECD Daten über die staaüiche Finan- 
zierung von Forschung und Entwicklung, die mit de- 
nen der EG vergleichbar und — wie auch dort — in 
einer sozio-ökonomischen Ghederung nach For- 
schungszielen darsteUbar sind. 


Tabelle 11/22 
(vgl. Tabelle VII/25) 


Bruttoinlandsausgaben für FuE (BAFE) 
in ausgewählten Staaten 


Staat 

1981 

1983 

19851) 


in Mio $ 2 ) . 


Bundesrepublik 
Deutschland 

14 452 

16 713 

19 790 

Frankreich 

10 258 

12 368 

14 583 

Großbritannien . 

11 308 

12 381 

14 371 

Italien 

4 395 

5 335 

7 020 

Niederlande 

2 658 

2 953 

3 246 

Japan 

24 219 

31 098 

40 083 

USA 

73 653 

88 002 

111 755 

Kanada 

3 692 

4 434 

5 339 


— in % des BIP^) — 

Bundesrepublik 
Deutschland 

2,5 

2,5 

2,1 

Frankreich 

2,0 

2,2 

2,3 

Großbritannien 2) .... 

2,4 

2,3 

2,3 

Italien 

1,0 

1,1 

1,3 

Niederlande 

2,0 

2,0 

2,0 

Japan 

2,3 

2,6 

2,8 

USA 

2,5 

2,6 

2,8 

Kanada 

1,2 

1,4 

1,4 


Ü Bei den Angaben für 1985 handelt es sich um vorläufige 
Daten der OECD, die z.T. auf nationalen Schätzungen, z.T. 
auf Schätzungen der OECD basieren, 

2) nommale Ausgaben, umgerechnet in US-$ Kaufkraftparitä- 
ten 

2) nationale Daten, angepaßt an OECD-Normen 

'*) BIP: Bruttoinlandsprodukt 

Quelle: OECD (1987), Ergebnisse gerundet 


Tabelle 11/23 


Bruttoinlandsausgaben für FuE (BAFE) je Einwohner 
in ausgewählten Staaten 

- in US $ - 1) 


Staat 

1981 

1983 

19852) 

Bundesrepublik 
Deutschland 

234 

272 

324 

Frankreich 

190 

226 

264 

Großbritannien 3) 

203 

220 

256 

Italien 

77 

94 

123 

Niederlande 

187 

206 

224 

Japan 

206 

261 

332 

USA 

320 

375 

467 

Kanada 

152 

178 

210 


1) nominale Ausgaben, umgerechnet in US-$ Kaufkraftparitä- 
ten 

2) vorläufige Daten 

2) nationale Daten, angepaßt an OECD-Normen (BAFE) 
Quelle: OECD, Statistisches Bundesamt und eigene Berech- 
nungen des BMFT 


Das umfangreiche und differenzierte Erhebimgspro- 
gramm der OECD führt dazu, daß die Berichterstat- 
tung nicht so aktueU sein kann wie es wünschenswert 
wäre. Durch den Einsatz von Schätzungen bemüht 
sich die OECD, hier den Anforderungen der Daten- 
nutzer entgegenzukommen. Die letzte Erhebung der 
OECD, die das Jahr 1985 betrifft, ist z. Z. noch nicht 
abgeschlossen, so daß veröffenthehte Daten über die- 
ses Jahr noch vorläufigen Charakter haben können. 
Dies ist bei der Beurteilimg der hier beschriebenen 
Entwicklung der FuE-Ausgaben der Staaten Bundes- 
republik Deutschland, Frankreich, Großbritanrden, 
Italien, Niederlande, Japan, USA und Kanada zu be- 
rücksichtigen. 

Eine wichtige Kennzahl für den internationalen Ver- 
gleich ist der Anteü der Bruttoinlandsausgaben für 
Forschung und Entwicklung am Bruttoinlandsprodukt 
eines Landes. Die Tabelle 11/22 zeigt, daß die Bundes- 
repubük Deutschland hier 1985 mit einem Anteü von 
2,7 % mit Japan und den USA (beide 2,8 %) eine Spit- 
zenposition einnimmt; dies gilt im übrigen für den 
gesamten betrachteten Zeitraum. Eine sehr dynami- 
sche Entwicklimg der FuE-Ausgaben in den letzten 
Erhebungsjahren verzeichnet — neben den USA und 
Japan — vor allem Italien. Ein ähnliches Büd ergibt 
sich, wenn man die Bruttoinlandsausgaben für FuE 
auf die Zahl der Einwohner des jeweüigen Landes 
bezieht. Die höchsten Pro-Kopf-Ausgaben haben die 
USA; Japan und die Bundesrepubhk hegen nahezu 
gleichauf auf dem zweiten Platz. Den höchsten relati- 
ven Anstieg dieser Größe zwischen 1983 und 1985 
weist Itahen auf (vgl. TabeUe 11/23). 

Betrachtet man die Finanzierung der Bruttoinlands- 
ausgaben für FuE, so zeigen sich recht unterschiedh- 
che Tendenzen. Einen Anstieg der von der Wirtschaft 
finanzierten FuE-Ausgaben verzeichnen neben der 
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Schaubild 11/19 (vgl. Tabelle 11/22) 


Bruttoinlandsausgaben für FuE (BAFE) 
in ausgewählten Staaten 


%-Anteil am Bruttoinlandsprodukt 1 985 



Quelle: OECD (1987), Ergebnisse gerundet 

BMFT 

BLIFO 1988 
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Tabelle 11/24 

Finanzierung der Bruttoinlandsausgaben für FuE (BAFE) Tabelle VII/25) 

— Anteile in % — 



finanziert 

von der Wirtschaft 

aus öffentlichen Mitteln 

von sonstigen 

1981 

1983 

1985 9 

1981 

1983 

1985 9 

1981 

1983 

1985 9 

Bundesrepubhk Deutschland 

58,0 

59,1 

60,9 

40,7 

39,4 

37,6 

1,3 

1,5 

1,5 

Frankreich 

40,9 

42,0 

41,4 

53,4 

53,8 

53,0 

5,7 

4,2 

5,6 

Großbritannien 2) 

41,3 

42,1 

46,1 

49,0 

50,2 

43,4 

9,7 

7,7 

10,5 

Itahen 

50,1 

45,1 

44,6 

47,2 

52,4 

51,7 

2,7 

2,5 

3,7 

Niederlande 

44,0 

46,4 

49,4 

50,03) 

47,2 

45,8 

6,0 

6,4 

4,8 

Japan 

62,3 

65,2 

68,9 

26,9 

24,0 

21,0 

10,8 

10,8 

10,1 

USA 

48,8 

49,4 

48,4 

49,3 

49,7 

49,8 

1,9 

0,9 

1,8 

Kanada 

41,9 

38,6 

41,7 

49,9 

52,2 

48,9 

8,2 

9,2 

9,4 


b vorläufige Daten 

2) nationale Daten, angepaßt an OECD-Normen 

3) OECD-Schätzung, basierend auf nationalen Erhebungen 

Quelle: OECD (1987) 


Bundesrepubhk Deutschland auch Großbritannien, 
Japan und die Niederlande; in Italien dagegen ist der 
Anteil der Wirtschaft zwischen 1981 und 1985 stark 
zurückgegangen. In den übrigen Staaten ist keine 
eindeutige Tendenz festzustellen (vgl. Tabelle 11/24 
und Schaubüd 11/20). Die Entwicklung der aus öffent- 
lichen Mitteln finanzierten Bruttoinlandsausgaben für 
FuE verläuft im wesentiichen der Entwicklung der 
Mittel der Wirtschaft entgegengesetzt. Deuthch rück- 
läufig ist der Anteü der öffentlichen Finanzierung im 
betrachteten Zeitraum in der Bundesrepubhk 
Deutschland, in den Niederlanden und in Japan. In 
Japan beträgt er nur noch gut ein Fünftel der gesam- 
ten FuE -Ausgaben, in der Bundesrepubhk Deutsch- 
land hegt er nun mit 37,6 % deuthch unter 40 %. In 
Großbritannien stieg der staathche Anteil 1983 ge- 
genüber 1981 noch an (von 49 % auf rund 50 %), 1985 
verringerte er sich sehr stark imd hegt nun bei gut 


43 %. In Frankreich (53,0 %) und Italien (51,7 %) hat 
die öffenthche Finanzierung 1985 den größten Anteü 
an den Bruttoinlandsausgaben für Forschung und 
Entwicklung, in den übrigen Staaten hegt dieser An- 
teü zwischen 45 % und 50 %. Die zwischen den Län- 
dern sehr unterschiedhche Größenordnung des An- 
teüs, der aus sonstigen QueUen (z. B. durch das Aus- 
land) finanziert wird, deutet auf nationale Besonder- 
heiten in der Forschungsfinanzierung hin (vgl. auch 
TabeUe VII/25). 

Die Beurteüung der Entwicklung des FuE-Personals 
im internationalen Vergleich gestaltet sich besonders 
schwierig, da hier für die meisten Staaten nicht einmal 
vorläufige Daten für 1985 vorhegen. Einen Überbhck 
über den Anteü des in FuE tätigen Personals an den 
Erwerbspersonen der betrachteten Staaten auf der 
Basis der verfügbaren Daten gibt TabeUe 11/25. Wenn 


Tabelle 11/25 

In FuE tätiges Personal je 1 000 Erwerbspersonen in ausgewählten Staaten 


Staat 

1981 

1983 

1985 

insgesamt 

darunter 

Forscher 

insgesamt 

darunter 

Forscher 

insgesamt 

darunter 

Forscher 

Bundesrepubhk Deutschland 

13,3 

4,6 

13,5 

4,8 



Frankreich 

10,6 

3,6 

11,0 

3,9 



Großbritannien 





. 


Itahen 

4,5 

2,3 

4,9 

2,7 



Niederlande 

10,3 

3,7 

9,9 

3,7 



Japan 9 

11,4 

6,9 

12,1 

7,4 

12,8 

7,9 

USA 


6,2 


6,4 


6,72) 

Kanada 

5,6 

2,6 

6,0 

2,8 




9 Daten mit anderen Staaten nicht vergleichbar, da nicht vollständig in VoUzeitäquivalenten ausgedrückt 
2) nationale Schätzung 

Quelle: OECD (1987) 
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Schaubild 11/20 (vgl. Tabelle 11/24) 


Finanzierung der Bruttoiniandsausgaben für FuE (BAFE) 
im internationaien Vergieich 
(Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Japan, USA) 


Bundesrepublik 

Deutschland 


Frankreich 


Japan 


USA 


Quelle; OECD (1987) 


1985 == vorläufige Daten 


BMFT 

BUFO 1988 
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auch hieraus noch keine Schlüsse auf die aktuelle Ent- 
wicklung möglich sind, so läßt sich zumindest bis 1983 
ein Anstieg der betrachteten Anteile gegenüber 1981 
feststellen, dies gilt ebenfalls für den Anteü der For- 
scher an den Erwerbspersonen (vgl. auch Tabelle 
Vll/38). 

Wie bereits erwähnt, umfaßt die Berichterstattung der 
OECD außerdem Daten über die staatlich finanzierten 
FuE- Ausgaben; es handelt sich hierbei um Haushalts- 
ansätze. Von Interesse ist, daß hierin auch die öffent- 
lichen Mittel enthalten sind, die für Forschung und 
Entwicklung im Ausland bestimmt sind. Diese Dar- 
steUungsart erlaubt zudem, den Anteü der Verteidi- 
gungsforschung von der zivüen Forschung zu tren- 
nen, was für die Analyse der Ausgabenentwicklung 
oft von großer Bedeutung ist. Die TabeUe 11/26 zeigt 
die Entwicklung dieser Ausgaben und zwar jeweüs 
als Anteü am Bruttoinlandsprodukt für die hier be- 
trachteten acht Staaten. 

Wenn auch der Vergleichbarkeit dieser Daten ge- 
wisse Beschränkungen auferlegt sind (etwa hinsicht- 
lich der Angaben für die USA; vgl. Fußnote 4 der 
TabeUe 11/26), so lassen sich doch bestimmte Tenden- 
zen erkennen. Entsprechend der Entwicklung, die 
sich bei den öffentlichen Anteüen an der Finanzierung 
der Bruttoinlandsausgaben für FuE zeigte, gehen hier 
die Anteüe bei der Bundesrepublik Deutschland, 
Großbritannien und Japan zurück. Emen klaren Aa- 
stieg dieser Größe verzeichnen Frankreich, Italien 
und die USA. Betrachtet man die entsprechende 
Kenngröße bezüglich der zivilen FuE-Ausgaben, so 
zeigen sich auch hier rückläufige Ajiteüe für die Bun- 
desrepublik Deutschland, Großbritannien und Japan, 
während für Frankreich und Italien wiederum ein An- 
stieg gegeben ist. Bei den USA ist der Anteü 1983 


gegenüber 1981 deutlich zurückgegangen und stag- 
niert seitdem. Aus diesen Daten wird ebenfaUs die 
relativ große Bedeutung des Anteüs der Verteidi- 
gungsforschung in den USA, Großbritannien und 
Frankreich erkennbar; dies güt weniger für die Bun- 
desrepublik Deutschland und nur in ganz geringem 
Maße für die übrigen Staaten. 

ln den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaften läßt sich die Entwicklung der öffenüich fi- 
nanzierten Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
für das jeweilige Haushalts-SoU bis zum Jahre 1986 
darstellen (vgl. Tabelle Vll/27). Einen Überblick über 
die Höhe dieser Ausgaben insgesamt sowie je Ein- 
wohner in den einzelnen Mitgliedstaaten im Jahre 
1986 gibt das Schaubüd 11/21. Die Gliederung der 
Ausgaben auf der Grundlage der Systematik zur Ana- 
lyse und zum Vergleich der wissenschaftlichen Pro- 
gramme und Haushalte (NABS 1983) zeigt die Anteüe 
der einzelnen Forschungsziele an den öffenüich ti- 
nanzierten FuE-Ausgaben; diese Angaben sind für 
1986 und 1987 (vorläufige Daten) verfügbar (vgl. Ta- 
beUe Vll/26). 

Hinsichtlich der Entwicklung der öffentlich finanzier- 
ten Ausgaben für FuE ist zu beachten, daß das „Eu- 
ropa der Zehn" (EUR 10) am 1. Januar 1986 um Spa- 
nien und Portugal erweitert wurde (EUR 12) und für 
die neuen Mitgliedstaaten die FuE-Daten nicht für 
den gesamten betrachteten Zeitraum zur Verfügung 
stehen. Bei der Untersuchung von Veränderungsraten 
wird daher teüweise auf das Europa der Zehn Bezug 
genommen (vgl. auch TabeUe Vll/27). 

Die Staaten der Europäischen Gemeinschaften veran- 
schlagten 1986 FuE-Ausgaben in Höhe von 
35,4 Mrd ERE (europäische Rechnungseinheiten, 
durchschnittlicher Wechselkurs 1986: 1 ERE = 


Tabelle 11/26 

Anteil der gesamten staatlich finanzierten FuE-Ausgaben i) am Bruttoinlandsprodukt 

— in % — 


Staat 

Anteü insgesamt 

d a r u n t e 

r 

Anteü der zivüen FuE-Ausgciben 

1981 

1983 

19852) 

1981 

1983 

19852) 

Bundesrepublik Deutschland 

1,15 

1,143) 

1,13 

1,05 

1,03 3) 

1,00 

Frankreich 

1,31 

1,41 

1,47 

0,81 

0,95 

1,01 

Großbritannien 

1,41 

1,33 

1,31 

0,72 

0,67 

0,63 

Italien 

0,65 

0,70 

0,78 

0,61 

0,66 

0,70 

Niederlande 

0,98 

1,04 

0,953) 

0,95 

1,01 

0,923) 

Japan 

0,63 

0,61 

0,59 

0,61 

0,60 

0,57 

USA 4) 

1,12 

1,16 

1,26 

0,51 

0,41 

0,41 

Kanada 

0,58 

0,66 

0,63 

0,55 

0,62 

0,59 


J Haushaltsansätze 

2) zum Teü vorläufige Daten 

3) Zeitreihenbruch im Vergleich zu den vorhergehenden Jahren 

nur Bundesausgaben; ohne allgemeine Hochschulforschungsmittel und überwiegend ohne Investitionsausgaben 

Quelle: OECD (1987) 
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Schaubild 11/21 (vgl. Tabelle 11/27) 


Öffentlich finanzierte Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
in den Staaten der Europäischen Gemeinschaft 1 986 


O 

Ausgaben pro 
Einwohner 
in ERE* 


Ausgaben 
in Mio ERE* 



Großbritannien 


Dänemark 


Niederlande 

^lejl 

1 692KJ7j 


Irland 


'10049 


Bundesrepublik 

Deutschland 


Belgien® 


10314 


Frankreich 


4409' 


Italien 


Griechenland 


Portugal 


Spanien 


*ERE == Europäische Rechnungseinheit; durchschnittlicher Wechselkurs 1986 1 ERE = 2,12819 DM 
Quelle; Europäische Gemeinschaften 

BMFT 

BUF01988 
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2,13 DM). Ohne Spanien und Portugal betragen diese 
Ausgaben 34,6MrdERE, das sind rund 2,9 % mehr 
als 1985. Gegenüber 1980 bedeutet dies eine Zu- 
nahme der Mittel um nahezu 80 % , was einer durch- 
schnittlichen jährlichen Steigerrmg um mehr als 10 % 
entspricht. Der FuE-Anteil am gesamten Haushaltsvo- 
lumen, der 1980 3,13 % (EUR 10) betrug, liegt 1986 
bei 3,11 % (EUR 12), ohne die beiden neuen Mitglied- 
staaten beläuft sich dieser Anteil sogar auf 3,20 %. 
Der Anteil der öffentlich finanzierten FuE-Ausgaben 
am Bruttoinlandsprodukt stieg zwischen 1980 und 
1986 für das Europa der Zehn von 0,97 % auf 1,11 % 
an, gegenüber 1985 ist allerdings ein Rückgang dieses 
Anteils zu verzeichnen, in diesem Jahr beüef er sich 
noch auf 1,13 %. Für das Europa der Zwölf hegt der 
entsprechende Anteil nun bei 1,04 %. 

Die Entwicklung der FuE-Ausgaben in den einzelnen 
Mitghedstaaten verläuft sehr unterschiedhch. Be- 
trachtet man das Europa der Zehn, so weisen vor allem 
Itahen und Dänemark zwischen 1985 und 1986 sehr 
hohe Steigerungsraten auf, dies gilt etwas weniger 
ausgeprägt auch für Irland und die Niederlande. Stär- 
kere Mittelrückgänge ergeben sich in diesem Zeit- 
raum dagegen für Großbritannien und Griechen- 
land. 

Gemessen am jeweüigen Haushaltsvolumen dieser 10 
Mitghedstaaten zeigt sich, daß bei Frankreich und der 
Bundesrepublik Deutschland der Anteil der FuE-Aus- 
gaben in den Jahren 1980 — 1986 stets über dem 
durchschnitthchen Anteil lag, der Anteil Großbritan- 
niens beläuft sich seit 1980 in etwa in Höhe dieses 
Durchschnittswerts, die übrigen Staaten hegen deut- 
hch darunter. 

Vergleichbar ist die Situation, wenn man den Anteil 
der öffenthch finanzierten FuE-Ausgaben am Brutto- 
inlandsprodukt betrachtet. Hier hegen Frankreich 
und Großbritannien 1986, wie schon in den Vorjahren, 
deuthch über dem durchschnitthchen Anteil (EUR 10) , 
die Bundesrepubhk Deutschland bewegte sich mit ih- 
rem Anteil seit Jahren knapp über dem Durchschnitt, 
1986 hegt sie — wie schon 1984 — knapp darunter 
(vgl. Tabelle VII/27). 

Auch bezüghch des Ausgabenvolumens haben 
Frankreich, die Bundesrepubhk Deutschland und 
Großbritannien den größten Anteü an den öffenth- 
chen Mitteln der Gemeinschaft. Die TabeUe 11/27 
zeigt, daß diese 3 Staaten 1986 mit 78 % zu den FuE- 
Ausgaben beitrugen, 1981 — vor dem Eintritt Spa- 
niens und Portugals — waren es noch über 80 %. 
Während sich dabei der Anteil Frankreichs 1986 ge- 
genüber 1985 vergrößerte, verzeichnen die Bimdesre- 
pubhk Deutschland und Großbritannien einen Rück- 
gang. Neben Frankreich konnten auch Itahen und — 
in geringerem Umfang — Dänemark ihre Anteile ver- 
größern. Leichte Rückgänge ihrer Anteile sind auch 
bei Belgien und den Niederlanden festzusteUen. 


Tabelle 11/27 

Anteil der einzelnen Mitgliedstaaten 
an den öffentlich finanzierten Ausgaben für FuE 
der Staaten der Europäischen Gemeinschaften i) 

— in % — 



19812) 

1986 

Bundesrepubhk Deutschland . . 

30,3 

28,2 

Frankreich 

27,9 

29,5 

Großbritannien 

22,4 

20,3 

zusammen 

80,6 

78,0 

Belgien 

2,4 

2,1 

Dänemark 

1,0 

1,4 

Griechenland 

0,3 

0,3 

Spanien 



Irland 

0,3 

0,3 

Itahen 

8,3 

10,7 

Niederlande 

5,2 

5,0 

Portugal 



Insgesamt 

100,0 

100,0 


1) auf der Grundlage von konstanten Preisen und Wechselkur- 
sen von 1980 

2) ohne Spanien und Portugal 

Quelle: EG Rundungsdifferenzen 


TabeUe 11/28 gibt einen Überbhck über die Gewichte 
der einzelnen Forschungsziele an den gesamten Öf- 
fentlich finanzierten FuE-Ausgaben der einzelnen 
Mitghedstaaten und der EG insgesamt sowie ihre Ver- 
änderungen zwischen 1980 und 1986. Faßt man 
gleichartige Forschungsziele zu Forschungszielgrup- 
pen zusammen, so erkennt man leichte Veränderun- 
gen in der Struktur der öffenthch finanzierten FuE- 
Ausgaben (vgl. Tabelle 11/29). Der Anteil der Ziele im 
humanitären und sozialen Bereich, der von 1980 bis 
1985 stark zurückgegangen war, verzeichnet 1986 ei- 
nen geringfügigen Zuwachs. Der technische Bereich 
hat seinen Anteil von 1985 bis 1986 — wie schon in 
den Vorjahren — weiter vergrößert. Der Anteil der 
Landwirtschaft bewegt sich 1986 auf demselben Ni- 
veau wie 1980, er hegt damit leicht unter dem Wert 
von 1985. Während der Anteil der „Allgemeinen 
Hochschulforschungsmittel" 1986 im Vergleich zu 
1985 kräftig anstieg, ging der Anteil der „Nicht ziel- 
orientierten Forschung" etwas zurück. Ebenfalls rück- 
läufig ist der Anteil der Verteidigungsforschung 1986 
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Tabelle 11/28 


Anteile der einzelnen Forschungsziele an den öffentlich finanzierten FuE-Ausgaben 
der Mitgliedstaaten der EG 1980 und 1986 
(Haushalts-Soll) 

- in % - 



Forschungsziel nach NABS-Kapiteln 

B 

DK 

D 

GR 

E 


(NABS 1983)9 

1980 

1986 

1980 

1986 

1980 

1986 

1980 

1986 

1980 

1986 

1. 

Erforschung und Nutzung der irdi- 
schen Umwelt 

3,7 

2,5 

3,1 

1,6 

2,8 

2,0 


7,0 



2. 

Infrastrukturmaßnahmen und Raum- 
gesamtplanung 

3,4 

0,6 

3,0 

2,2 

3,6 

1,9 


0,3 



3. 

Umweltverschmutzung (Bekämp- 
fung und Verhinderung) 

15,9 ^ 

' 2,4 

13,0 < 

1,0 

6,1 ^ 

' 3,2 


' 2,7 



4. 

Schutz und Förderung der menschli- 
chen Gesundheit 

2,1 

6,0 

3,1 


7,5 






5. 

Erzeugung, Verteilung und ratio- 
nelle Nutzung der Energie 

8,7 

10,1 

7,7 

4,9 

14,4 

10,4 


6,0 



6. 

Landwirtschaftliche Produktivität 
und Technologie 

4,8 

7,2 

8,8 

7,7 

1,9 

2,0 


24,7 



7. 

Industrielle Produktivität und Tech- 
nologie 

14,9 

16,2 

13,6 

16,1 

10,0 

14,6 


9,4 



8. 

Gesellschafthche Strukturen und Be- 
ziehungen 

11,1 

0,7 

7,9 

4,4 

3,8 

2,3 


6,5 



9. 

Weltraumforschung und -nutzung . 

5,6 

7,3 

3,6 

2,7 

4,3 

4,5 


0,3 



10. 

Allgemeine Hochschulforschungs- 
mittel 

31,8 ^ 

r 22,8 

39,1 - 

r 33,5 

43,1 ^ 

r 31,6 


[ 26,5 



11. 

Nicht zielorientierte Forschung .... 


i 20,5 


ll9,2 


[ 12,2 


[ 6,0 



12. 

Nicht auf gliederbare Forschung .... 

— 

6,3 

- 


- 

0,1 


0,3 



Anteil der zivilen FuE 

Insgesamt 

99,7 

98,5 

99,7 

99,6 

89,9 

87,9 

97,3 


13. 

Verteidigung 

0,3 

1,5 

0,3 

0,4 

10,1 

12,1 

2,7 


Insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 



1) Systematik zur Analyse und zum Vergleich der wissenschaftlichen Programme und Haushalte (NABS 1983) 

2) ohne Griechenland, Spanien und Portugal 


Quelle; EG 
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Tabelle 11/28 


F 

IRL 

I 

NL 

P 

GB 

Eim9 

EUR 12 

EG 

1980 

1986 

1980 

1986 

1980 

1986 

1980 

1986 

1980 

1986 

1980 

1986 

19802) 

1986 

1980 

1986 

3,0 

1,4 

0,9 

0,6 

2,1 

1,3 

0,9 

0,6 


10,9 

0,9 

1,8 

2,3 

1,8 

1,0 

0,8 

4,1 

3,2 

7,3 

3.9 

1,2 

1,0 

5,7 

4,2 


11,6 

1,7 

1,5 

3,3 

2,9 

0,3 

1,2 


' 0,4 


^ 0,9 


' 0,9 


^ 3,0 


^ 2,9 


' 1,0 


1,6 


^ 6,0 

5,5 ^ 

3,4 

10,5 ^ 

4,5 

5,4 ^ 

5,0 

6,2 ^ 

2,2 


0,2 

2,5 

3,8 

5,5 ^ 

3,6 

13,8 ^ 

4,1 

7,5 

7,0 

1,0 

1,2 

22,9 

15,2 

4,4 

4,6 


4,6 

6,7 

4,0 

10,6 

8,4 

69,9 

56,2 

3,9 

3,5 

25,7 

23,8 

4,1 

3,9 

8,4 

4,4 


17,6 

4.1 

4,6 

3,7 

3,7 

0,8 

1,9 

9,3 

11,6 

6,1 

28,9 

17,4 

21,3 

6,2 

14,8 


6,9 

6,2 

9,8 

9,4 

13,8 

8,8 

26,6 

1,3 

2,8 

10,2 

9,8 

2,2 

1,2 

5,5 

3,5 


1,1 

1,1 

1,3 

2,8 

2,2 

4,1 

0,8 

6,2 

6,1 

0,9 

1,9 

6,2 

6,5 

3,2 

2,9 


- 

2,1 

2,6 

4,4 

4,8 

1,1 

1,0 


[ 12,3 


r 22,4 


f 27,1 


[ 43,1 


[ 32,3 


f 15,3 


[ 22,4 


f - 

22,2 ' 

i 14,7 

37,3 • 

[ 2,2 

35,7 ^ 

L 6,6 

55,8 - 

i 9,8 


[ 0,6 

20,5 

1 3,0 

32,5 ■ 

[ 10,7 

0,2 ^ 

1 1,3 

0,4 

1,1 

- 

- 

- 

1,2 

0,6 

4,3 


11,3 

— 

0,3 

0,2 

1,0 

— 

— 

63,5 

67,6 

100,0 

100,0 

97,3 

91,5 

96,8 

97,4 

. 100,0 

45,8 

49,1 

74,6 

66,0 

100,0 

100,0 

36,5 

32,4 

— 

- 

2,7 

8,5 

3,2 

2,6 

~ 

54,2 

50,9 

25,4 

34,0 

— 

- 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

o 

o 

o 

100,0 

100,0 

. 100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Rundungsdifferenzen 


Drucksache 11/2049 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Tabelle 11/29 


Öffentlich finanzierte FuE-Ausgaben der Mitglied- 
staaten der EG nach Forschungszielgruppen 

— in % — 


Forschungszielgruppen 
(nach NABS 1983) 9 

19802) 

1985 

1986 

Humanitärer und sozialer 
Bereich 

(NABS-Kapitel 2, 3, 4 u. 8) 

11,6 

9,4 

9,6 

Technischer Bereich 

(NABS-Kapitel 1, 5, 7 u. 9) 

26,7 

28,2 

28,7 

Landwirtschaft 

(NABS-Kapitel 6) 

3,7 

3,8 

3,7 

Allgemeine 

Hochschulforschung 

(NABS-Kapitel 10) 


21,2 

22,4 

Nicht zielorientierte 
Forschung 

(NABS-Kapitel 11) 

32,4 

11,1 

10,7 

Nicht aufghederbare 
Forschung 

(NABS-Kapitel 12) 

0,2 

0,9 

1,0 

Verteidigung 

(NABS-Kapitel 13) 

25,4 

25,4 

24,0 

Insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 


1) Systematik zur Analyse und zum Vergleich der wissenschaft- 
lichen Programme und Haushalte (NABS 1983); vgl. 
Tab. 11/28 

2) ohne Griechenland, Spanien und Portugal 

Quelle: EG Rundungsdifferenzen 


im Vergleich zu 1985, er beträgt nun knapp ein Viertel 
(24 %) der gesamten öffentlich finanzierten FuE-Aus- 
gaben der Staaten der EG (vgl. Tabelle 11/29). Aus 
Tabelle 11/28 ergibt sich, daß dieser hohe Anteil auf 
den weit überdurchschnittlichen Anteil der Verteidi- 
gungsforschung an den FuE-Ausgaben Großbritan- 
niens (1986: 50,9 %) sowie Frankreichs (1986: 32,4 %) 
zurückzuführen ist. Für die Bundesrepublik Deutsch- 
land lag der entsprechende Anteil 1986 bei 12,1 % der 
öffentlich finanzierten FuE-Ausgaben. 


11. Patent- und Lizenzbilanz der 
Bundesrepublik Deutschland 

Die Einnahmen und Ausgaben einer Volkswirtschaft 
im Patent- und Lizenzverkehr mit dem Ausland gehö- 
ren seit emgen Jahren zu den weitgehend akzeptier- 
ten Indikatoren für Technologietransfer; die Aussage- 
kraft dieses Indikators ist allerdings aufgrund ver- 
schiedener Probleme, auf die noch hingewiesen wird, 
eingeschränkt. Zusammen mit den Einnahmen und 
Ausgaben für technische Forschung — soweit sie sich 
aus den Positionen der Zahlungsbilanz eines Landes 


ermitteln lassen — bilden sie den wesentlichen Be- 
standteil der „Technologischen Zahlungsbilanz", die 
für den internationalen Vergleich im Rahmen der For- 
schungs- und Technologiepolitik verwendet wird. 

Wenn auch die Ergebnisse der Patent- und Lizenzbi- 
lanz eines Landes interessante Einsichten in technolo- 
gische Beziehungen und Strukturen vermitteln, so 
darf nicht außer acht gelassen werden, daß sie nur 
einen Teübereich des Technologietransfers erfassen 
und daher allein auch nicht ausreichen, um daraus ein 
Urteil über den technologischen Entwicklungsstand 
eines Landes abzuleiten. Von großer Bedeutung für 
den grenzüberschreitenden Austausch technischen 
Wissens sind ebenfalls der Außenhandel mit techno- 
logisch hochwertigen Industrieprodukten, der Ver- 
kauf industrieller Anlagen und die Errichtung von 
Produktions- und Vertriebsstätten außerhalb der 
Grenzen des Heimatlandes eines Unternehmens. Au- 
ßerdem wird der Technologietransfer auch durch an- 
dere Dienstleistungen (z. B. Forschungs- und Ent- 
wicklungsleistungen, Schulungs- und Beratungstätig- 
keiten) ermöglicht. Daten zum Bereich der Dienstlei- 
stungen stehen im Rahmen der Zahlungsbilanzstati- 
stik jedoch nur für die Forschungs- und Entwicklungs- 
leistungen zur Verfügung. 

Über die Entwicklung des Patent- und Lizenz Verkehrs 
der Bundesrepubhk Deutschland mit dem Ausland 
wird von der Deutschen Bundesbank in regelmäßigen 
Abständen berichtet (vgl. etwa Monatsberichte der 
Deutschen Bundesbank, Mai 1986). Die Ergebnisse 
basieren auf Meldungen gemäß der Außenwirt- 
schaftsverordnung. 

Die längerfristige Rückschau über die Einnahmen und 
Ausgaben für Patente, Erfindungen und Verfahren 
(vgl. Tabelle 11/30) zeigt, daß sich das „traditionelle 
Defizit" der Bundesrepubhk Deutschland zwischen 
1978 und 1982 knapp oberhalb einer Müliarde DM 
bewegte. Nach einer stärkeren Zunahme im Jahre 
1983 und einem leichten Rückgang 1984 erfolgte in 
den Jahren 1985 und 1986 jeweils ein starker Anstieg 
des negativen Saldos (18,5 % bzw. 27,5 %). Wie be- 
reits erwähnt, hegen die Ursachen für diese Schwan- 
kungen nicht notwendig im Bereich der erfinderi- 
schen Tätigkeit oder der technischen Innovation, kei- 
nesfalls darf aus dem Defizit auf eine „technologische 
Lücke" der Bundesrepubhk Deutschland gegenüber 
dem Ausland geschlossen werden. Die Deutsche Bun- 
desbank hat in diesem Zusammenhang 1986 insbe- 
sondere auf die Bedeutung des Ausmaßes der Kapital- 
verflechtung deutscher Unternehmen mit dem Aus- 
land hingewiesen. 

Für die deutsche Zahlungsbilanz werden daher die in 
der Bundesrepubhk Deutschland ansässigen Unter- 
nehmen in solche mit und ohne maßgebliche Aus- 
ländsbeteiligung aufgeteilt. Insgesamt zeigt sich, daß 
die Unternehmen ohne maßgebhche ausländische 
Kapitalbetehigung einen deutlichen Einnahmenüber- 
schuß verzeichnen, der sich in den vergangenen Jah- 
ren kräftig ausgeweitet hat, 1986 jedoch abnahm. Bei 
Unternehmen mit maßgebhcher ausländischer Kapi- 
talbeteihgung hegt dagegen ein beträchthcher Aus- 
gabenüberschuß vor. Hier stiegen die Ausgaben im 
Durchschnitt wesenthch stärker als die Einnahmen 
(vgl. Schaubüd 11/22). 
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Schaubild 11/22 (vgl. Tabelle 11/30) 


Einnahmen und Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland 
für Patente, Erfindungen und Verfahren 
nach Unternehmen 

ohne und mit ausländische(r) Kapitalbeteiligung 
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Zwischen 1984 und 1985 stieg der Einnahmenüber- 
schuß der Unternehmen ohne maßgebhche ausländi- 
sche Kapitalbeteiligung von 661 auf 772 Mio DM 
(+16,8 %), 1986 ermäßigte er sich erstmals wieder 
und zwar auf 708 Mio DM (—8,3 %). Diese Unterneh- 
men hatten 1986 einen Anteü von 84 % an den gesam- 
ten Einnahmen aus Patenten, Erfindungen imd Ver- 
fahren, ihr Anteü an den Ausgaben betrug 21 % (vgl. 
Tabelle 11/30). Die Unternehmen mit maßgeblicher 
ausländischer Kapitalbeteüigung haben weiterhin ei- 
nen Ausgabenüberschuß, der sich in den letzten bei- 
den Jahren stark ausweitete. Er lag 1986 mit knapp 
2,4 Mrd DM um 14,3 % über dem Wert von 1985. Der 
Anteü dieser Unternehmen an den gesamten Ausga- 
ben für Patente, Erfindungen imd Verfahren belief 
sich 1986 auf 79 %, bei den Einnahmen machte er 
16 % aus. 

Die negative Patent- und Lizenzbüanz der Unterneh- 
men mit ausländischer Kapitalbeteüigimg kann durch 
sehr unterschiedliche Faktoren verursacht sein. Die 
Deutsche Bundesbank verweist in ihrem Monatsbe- 
richt vom Mai 1986 darauf, daß neben technologi- 
schen auch steuerhche oder ökonomische Gründe das 
Ausmaß von Lizenzverträgen zwischen verbundenen 
Unternehmen beeinflussen können. Vielfach wird 
auch die Einräumimg von Lizenzen nicht durch Geld- 
beträge, sondern durch Sachleistungen entgolten, die 
in der Lizenzbüanz der Deutschen Bundesbank nicht 
in Erscheinung treten. Dies güt auch für die Zahlung 
von Kostenbeiträgen zur Finanzierung von For- 
schungs- und Entwicklungsvorhaben. Bei dieser Ver- 
gütungsform (vgl. TabeUe VlI/24) verzeichnet die 


Bundesrepublik Deutschland seit langem Über- 
schüsse, die sich zwischen 1981 und 1984 nahezu ver- 
dreüachten. 1985 erfolgte aüerdings ein erhebhcher 
Rückgang des Saldos auf 340 Mio DM (—41,5 % ge- 
genüber 1984). Die Deutsche Bundesbank führt die 
diesem Rückgang zugrundeliegenden Ausgabenstei- 
gerungen nicht zuletzt auf verstärkte Bemühungen 
der Wirtschaft zurück, preisgünstige Angebote des 
Auslandes zu nutzen und Anschluß an die technische 
Entwicklrmg in bestimmten Spezialbereichen zu hal- 
ten, in denen das Ausland über einen Technologie Vor- 
sprung verfügt (wie z. B. in der Nachrichtentechrük). 
1986 entwickelte sich der Einnahmenüberschuß wie- 
der positiv, er betrug 369 Mio DM (+8,5 %). 

Die Ghederung des deutschen Patent- imd Lizenzver- 
kehrs mit dem Ausland nach Wirtschaftszweigen (vgl. 
TabeUe VII/22) zeigt, daß die wichtigsten Lizenzgeber 
und -nehmer seit Jahren die Elektrotechnische Indu- 
strie (einschließhch Datenverarbeitung), die Chemi- 
sche Industrie sowie die Metaüerzeugenden und Me- 
taüverarbeitenden Industrien sind. Auf diese drei Be- 
reiche entfielen 1986 rund 84 % der Einnahmen und 
68 % der Ausgaben. Bei den Ausgaben hatte die Elek- 
trotechnische Industrie mit 1 297 Mio DM (38,4 %) 
den Hauptanteü, bei den Einnahmen hat dieser Indu- 
striezweig dagegen nur einen Anteü von 320 Mio DM 
(18,9 %). Daraus ergibt sich ein Saldo von 
-977 Mio DM, der um knapp 22 % über dem von 
1985 (-801 Mio DM) hegt. Als ein „Korrektiv" zu die- 
sem Defizit kann man den Emn ahmenüb er schuß die- 
ser Branche ün Zahlungsverkehr zur technischen For- 
schung und Entwicklung (vgl. TabeUe VII/24) anse- 


Tabelle 11/30 


Einnahmen und Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland für Patente, Erfindungen und Verfahren 
nach Unternehmen ohne/mit ausländische(r) Kapitalbeteiligung 



Quelle: Deutsche Bundesbank. 
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hen. Der dort verzeichnete Saldo betrug jedoch 1986 
nur noch 148 Mio DM, 1984 war er noch mehr als dop- 
pelt so groß (325 Mio DM). 

Bei der Chemischen Industrie haben die Ausgaben im 
auslandsbezogenen Patent- und Lizenzverkehr 1985 
und 1986 kräftig — zuletzt um 9,1 % — zugenommen, 
während die Einnahmen nach einem Anstieg um 
12,1 % 1985 gegenüber 1984 im Jahre 1986 stagnier- 
ten. Nach positiven Salden in den Jahren 1984 und 
1985 verzeichnete dieser Wirtschaftszweig 1986 wie- 
der ein Defizit. Negativ ist auch seine Bilanz in der 
insgesamt positiven Bilanz der Einnahmen und Aus- 
gaben für technische Forschung (—245 Mio DM). 

Für die Metallerzeugenden und Metallverarbeiten- 
den Industrien ergaben sich in den letzten beiden Jah- 
ren leichte Zuwächse bei den Einnahmen und Ausga- 
ben im Patent- und Lizenzverkehr. Einnahmen in 
Höhe von 410 Mio DM standen 1986 Ausgaben von 
267 Mio DM gegenüber, woraus ein positiver Saldo 
von 143 Mio DM resultiert, das ist eine Verbesserung 
gegenüber 1985 um 13,5 %. Bei den Einnahmen und 
Ausgaben für technische Forschung verzeichnete 
diese Branche eine ähnliche Entwicklung. Einnah- 
men- und Ausgabensteigerungen 1985 gegenüber 
1984 waren jedoch kräftiger, der positive Saldo stieg 
in diesem Zeitraum von 359 auf 464 Mio DM 
( + 29,2 %). 1986 erfolgte ein leichter Einnahmenan- 
stieg auf nunmehr 691 Mio DM ( + 1,0 %) sowie ein 
Ausgabenrückgang auf 215 Mio DM (-2,3%). Der 
Saldo hegt bei 476 Mio DM (+2,6 %). 

Die Bundesrepubhk Deutschland wickelt ihren Pa- 
tent- und Lizenzverkehr fast ausschheßtich nüt Indu- 
strieländern ab. Die regionale Ghederung (vgl. Ta- 
belle VII/23) zeigt, daß der Anteil dieser Länder 1986 
bei den Ausgaben 99,5 %, bei den Einnahmen 86,2 % 
an den entsprechenden Gesamtbeträgen ausmacht. 
Auf der Ausgabenseite ist darüber hinaus eine Kon- 
zentration auf die Länder USA (55,8 %), die Nieder- 
lande (14,7 %), die Schweiz (14,4 %) sowie Frankreich 
(4,8 %) und Großbritannien (2,9 %) festzu stellen, wo- 
bei die Anteüe Frankreichs und der Niederlande Zu- 


nahmen, während der Anteil der Schweiz in den bei- 
den letzten Jahren abnahm. 

Regional breiter gestreut sind die Einnahmen. Knapp 
die Hälfte (49,1 %) der Einnahmen kam 1986 aus den 
Ländern USA (31,2 %), Japan (9,4 %) und Spanien 
(8,4 %); dabei ist der Anteil Japans seit 1985 rückläu- 
fig, während der Anteil der USA recht stark zunahm. 
Rückläufig ist auch der Anteil der Entwicklungslän- 
der, er beträgt nun 8,3 %, während er in den beiden 
Vorjahren noch bei knapp 10 % lag. 

Betrachtet man die Ergebnisse im internationalen 
Vergleich, so ist zu berücksichtigen, daß die nationa- 
len Daten über Einnahmen und Ausgaben im Patent- 
und Lizenzverkehr aus statistisch-methodischen 
Gründen nicht immer unmittelbar vergleichbar sind. 
So werden hier im Gegensatz zu der rein nationalen 
Darstellung auch Urheberrechte einbezogen (vgl. Ta- 
belle VII/28). Nur die USA und Großbritannien wei- 
sen dabei im Patent- und Lizenzverkehr Überschüsse 
auf, bei den USA entwickelten sie sich durchweg posi- 
tiv, bei Großbritannien nahm der Saldo 1985 erstmals 
seit 1982 wieder ab. Unter den Industrieländern ge- 
hört die Bundesrepublik Deutschland zu den wichtig- 
sten Lizenznehmern, größere Ausgaben hatten in die- 
ser Bilanz nur Japan und Italien. Bei den Lizenzge- 
bern hegt sie — hinter den USA, Großbritannien, Ita- 
lien und Japan — an fünfter Stelle. Betrachtet man 
den Zuwachs der Ausgabenüberschüsse 1985 gegen- 
über 1984, so zeigt sich bei den Niederlanden der 
größte Anstieg des Defizits (+48,2 %), es folgen 
Schweden ( + 18,3 %) und Belgien/Luxemburg 
( + 16,9 %); die Bundesrepublik Deutschland hegt mit 
13,5 % an vierter Stelle. 

Die Gegenüberstellungen machen deuthch, daß der 
Saldo der Patent- und Lizenzbilanz eines Landes für 
sich genommen kaum zur Beurteilung der technologi- 
schen Leistungsfähigkeit eines Landes ausreicht. In 
diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzuweisen, 
daß der techiüsche Fortschritt lücht nur durch Schaf- 
fung neuer technischer Erkenntnisse sondern auch 
durch deren Umsetzung bewirkt wird. 
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Teil III 

Schwerpunkte der Forschungs- und Entwicklungsförderung des Bundes 


1. Einführung 

Die Forschungs- und Technologiepolitik der Bundes- 
regierung trägt als Teil der Gesamtpolitik dazu bei, 

— unser Wissen über den Menschen und seine natür- 
liche Umgebung kontinuierlich zu erweitern und 
so neue Orientierungen zu bieten 

— die Voraussetzungen zur verstärkten Schonung 
von Ressourcen und Umwelt zu schaffen 

— die Lebens- und Arbeitsbedingungen zu verbes- 
sern sowie 

— die wirtschaftliche Leistungs- und Wettbewerbsfä- 
higkeit zu steigern. 

Die Darstellung der Schwerpunkte der Förderung des 
Bundes zeigt, wie die Bundesregierung ihre Ziele üi 
den einzelnen Forschungsfeldem in Fördermaßnah- 
men umgesetzt hat. Dabei wird Insbesondere berich- 
tet über wichtige Ereignisse, Entscheidungen und 
WeichensteUungen der Forschungsförderung des 
Bundes m den Jahren 1984 — 1987. Der Darstellung 
hegt folgende Gliederung zugrunde: 

— Trägerorganisationen; Aus- und Neubau von 
Hochschulen 

— Sonderbereiche der Grundlagenforschung, insbe- 
sondere Großgeräte 

— Meeresforschung und Meerestechnik; Polarfor- 
schung 

— Weltraumforschung und Weltraumtechnik 

— Energieforschung und Energietechnologie 

— Umweltforschung; Khmaforschung; Sicherheits- 
forschung 

— Forschung und Entwicklung ün Dienste der Ge- 
sundheit 

— Forschung und Entwicklung zur Humanisierung 
des Arbeitslebens 

— Informationstechnik; Fertigungstechnik 

— Biotechnologie 

— Materialforschung; chemische Verfahrenstechnik; 
physikalische Technologien 

— Luftfahrtforschung und -entwicklung 

— Forschung und Technologie für bodengebunde- 
nen Transport und Verkehr; Verkehrssicherheit 

— Geowissenschaften und Rohstoffsicherung 

— Raumordnung und Städtebau; Bauforschung 

— Forschung und Entwicklung im Emährungsbe- 
reich 

— Forschung und Entwicklung in der Land- und 
Forstwirtschaft sowie der Fischerei 


— Bildungs- und Berufsbüdungsforschung 

— Innovation und verbesserte Rahmenbedingungen 

— Fachinformation 

— Geisteswissenschaften; Wirtschafts- und Sozial- 
wissenschaften 

— Querschnittsaktivitäten; Technikfolgenabschät- 
zung 

— Wehrforschung und -technik 

Bei der Darstellung der einzelnen Schwerpunkte wird 
in der Regel auf die Zielsetzung der Förderung, er- 
reichte Ergebnisse und deren Nutzung, Absichten für 
die künftige Förderung und Einbindung in internatio- 
nale Aktivitäten eingegangen. Auch die Einzeldar- 
stellungen lassen in ihrer Zusammenschau die über- 
geordneten Ziele der Forschungspolitik der Bundes- 
regierung deutlich werden, so die Stärkung der 
Grundlagenforschung, Erhaltung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit und Hilfen bei der Bewälti- 
gung des gesellschaftlichen Wandels. In der Beschrei- 
bung der einzelnen Förderschwerpunkte finden sich 
daneben die in Teil I herausgestellten neuen Akzente 
und aktuellen Tätigkeitsfelder in der Forschungspoli- 
tik wieder: Die WeichensteUung für eine verstärkte 
Teühabe Europas an der Erforschung und friedlichen 
Nutzung des Weltraums etwa oder die deutliche Stär- 
kung von Umwelt- und Khmaforschimg. Das Pro- 
gramm zur Humanisierung des Arbeitslebens kann 
sich jetzt auf breite Akzeptanz der Hauptakteure im 
Wirtschaftsleben stützen. Die Fortschritte in der Bio- 
und insbesondere Gentechnologie werden begleitet 
durch eine von der Bundesregierung sehr früh aufge- 
nommene Diskussion um die Bedingungen ihrer ver- 
antwortlichen Nutzung. Die Materialforschung eröff- 
net insbesondere einem rohstoffarmen Land wie der 
Bundesrepublik Deutschland wichtige Chancen zur 
Ressourcenschonung. Die verstärkte Förderung von 
Geistes- und Sozialwissenschaften ist darauf ange- 
legt, Orientierungswissen zum verantwortlichen Um- 
gang mit der Technik zu gewinnen; dabei sind wich- 
tige gesellschaftliche Entwicklungen wie die wach- 
sende Teilhabe der Frauen an allen gesellschaftlichen 
Lebensbereichen als Fragestellungen für langfristig 
vorausschaudende Forschungen besonders zu be- 
rücksichtigen. 

Schließlich werden auch neue Akzente bei den Instru- 
menten der Forschungsförderung verdeutlicht, etwa 
die Betonung der Verbundforschung, um den wech- 
selseitigen Wissenstransfer zwischen Wirtschaft und 
öffentlich geförderten Forschungseinrichtungen zu 
verstärken. Die großen vom Bund mitfinanzierten Ein- 
richtungen der MPG, FhG und Großforschung werden 
nur im inhaltlichen Kontext erwähnt; sie sind ausführ- 
lich im Teü VT dargesteUt. 
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Die Zahlen zur Förderung des Bundes in den Schwer- 
punkten umfassen die Projektförderung und die an- 
teilige institutionelle Förderung. Sie beruhen auf ei- 
ner Zuordnung aller Haushaltsmittel des Bundes für 
Forschung und Entwicklung zu den Förderbereichen 
und -Schwerpunkten. Die Zahlen sind der ressortüber- 
greifenden D AST AT i) -Datenbank des Bundesmini- 
sters für Forschung und Technologie entnommen; bei 
den Beträgen für 1987 handelt es sich um die Ansätze 
des Bundeshaushaltsplans 1987, bei denen des Jahres 
1988 um die Ansätze des Regierungsentwurfs. 


2. Darstellung der einzelnen Förderbereiche 
und Förderschwerpunkte 


20 neue Forschungseinrichtungen (Institute, For- 
schungs- und Arbeitsgruppen) errichtet. Der für die 
Neugründungen notwendige Spielraum mußte im 
wesenthchen durch Schheßungen in entsprechender 
Größenordnung geschaffen werden. Für das Jahr 
1988 haben Bund und Länder die Grundfinanzierung 
der MPG überproportional um 5 % angehoben. Da- 
durch soUen die Handlungsmöghchkeiten der MPG 
erweitert werden. 

Der Haushalt 1988 der MPG (ohne das als Großfor- 
schungseinrichtung geförderte Max-Planck- Institut 
für Plasmaphysik) beläuft sich auf rund 1 035 Mio DM 
einschheßlich 97 Mio DM an Projektmitteln. An insti- 
tutioneUer Förderung bringen Bund und Länder 
907 Mio DM auf. 


2.1 Trägerorganisationen; Aus- und Neubau von 
Hochschulen (Förderbereich A) 

Dieser Schwerpunkt umfaßt die Förderung von 3 gro- 
ßen Forschungs(förder-)orgaiüsationen sowie die Zu- 
schüsse des Bundes zum Aus- und Neubau der Hoch- 
schulen. Der Bund fördert hier im Wege der Grund- 
finanzierung (Anteü zwischen 50 und 90 %) gemein- 
sam mit den Ländern Einrichtungen der wissenschaft- 
hchen Selbstverwaltung. Sie sind, mit unterschiedli- 
cher Aufgabenstellung, zentrale Grundlagen für Wis- 
senschaft und Forschung in der Bundesrespubhk 
Deutschland. Ziel der Förderung ist es, die Vorausset- 
zungen für leistungsstarke Forschung zu gewährlei- 
sten; dazu gehört es, im internationalen Vergleich at- 
traktive Rahmenbedingungen für herausragende For- 
scher zu schaffen und gleichzeitig die für eine Kultur- 
und Industrienation notwendige Breite der wissen- 
schafthchen Forschung zu sichern. 

Der Gesamthaushalt der Einrichtungen ergibt sich, 
wenn man die institutionelle Förderung durch die 
Länder sowie sonstige Einnahmen hinzurechuet. Dies 
können insbesondere sein: öffenüiche Zuschüsse zu 
einzelnen Forschungsprojekten aus öffentÜchen För- 
derprogrammen oder Einnahmen aus Auftragsfor- 
schung. 

Grundfinanzierung der Max-Planck-Gesellschaft 

Die Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wis- 
senschaften e. V. (MPG) ist Trägerorganisation von 
z. Z. rund 60 Einrichtungen der Grundlagenfor- 
schung. Sie besteht seit 1948 in Rechtsnachfolge der 
1911 gegründeten Kaiser- Wühelm- Gesellschaft. Ihr 
Ziel ist die freie, höchstqualifizierte Grundlagenfor- 
schung auf ausgewählten Gebieten in Ergänzung zur 
Hochschulforschung (vgl. im einzelnen Teü VI, Kapi- 
tel 3.1). Neue Schwerpunkte wurden in den letzten 
Jahren gesetzt mit der Förderung der khrüsch orien- 
tierten Grundlagenforschung durch die Einrichtung 
befristeter Klinischer Forschungs- und Arbeitsgrup- 
pen, mit der Gründung von Max-Planck-Instituten auf 
dem Gebiet der Polymerforschung und der Gesell- 
schaftsforschung, mit der Beteüigung an Genzentren 
in Köln und München und der Verstärkung wichtiger 
Fachgebiete wie z. B. der Quantenoptik, der Immun- 
biologie und der Festkörperforschung. Insgesamt hat 
die Gesellschaft im Zeitraum 1978 bis 1987 etwa 

') Datenbank für die Wissenschafts- und Forschungsstatistik; 

Ausgaben des Bundes 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Grundfinanzierung MPG 



Gnindfinanzierung der Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) (vgl. 
auch Teil VI, Abschnitt 2.1), beim Bund federführend 
vom Bundesminister für Büdung und Wissenschaft 
(BMBW) betreut, fördert als Selbstverwaltungsorgani- 
sation der Wissenschaft vor allem die Hochschulfor- 
schung in allen Disziplinen der Geisteswissenschaf- 
ten, Mathematik, Biowissenschaften und der Natur- 
und Ingenieurwissenschaften. Dabei ist ihr die Förde- 
rung des wissenschafüichen Nachwuchses ein beson- 
deres Anhegen. 

Ihre finanzielle Förderung güt nicht nur einzelnen 
Forschungsvorhaben oder größeren Forschungspro- 
grammen, sondern auch der Förderung des wissen- 
schaftlichen Bibhotheks Wesens, der Ausstattung von 
Rechenzentren an den Hochschulen und der Unter- 
haltung bestimmter Hüfseinrichtungen der Forschung 
wie z. B. des Forschungsschiffes „Meteor" und eines 
Zentralinstituts für Versuchstiere in Hannover. Aller- 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Grundfinanzierung DFG 
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dings ist die DFG nicht Dauerträger solcher Einrich- 
tungen. 

Im Jahre 1986 standen ihr rund 1 029 Mio DM zur 
Verfügung. Davon betrug der institutionelle Bundes- 
anteil 1986 546,8 Mio DM. 


Grundfinanzierung der Fraunhofer-Gesellschaft 

Die Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der ange- 
wandten Forschung e. V. (FhG) ist Trägerorganisa- 
tion von 33 Instituten für angewandte Forschung und 
zwei Dienstleistungseinrichtungen (vgl. im einzelnen 
Teil VI, Abschnitt 3.2). Sie bietet Unternehmen der 
Wirtschaft und staatlichen Stellen ihre Leistung in drei 
Bereichen an: 

— Vertragsforschung 

— Verteidigungsforschung 

— Dienstleistungen. 

In den Leistungsbereichen Vertragsforschimg/Dienst- 
leistungen arbeitet die FhG nach einem Modell der 
leistungsabhängigen Grundfinanzierung. 

Durch den weiteren planmäßigen Ausbau insbeson- 
dere ihrer jüngeren Institute konnte die FhG ihre 
Vertragsforschungskapazitäten wesentlich steigern. 
Neugründungen seit 1984 sind das Institut für Laser- 
technik in Aachen sowie die Arbeitsgruppen für Inte- 
grierte Schaltungen in Erlangen und für Graphische 
Datenverarbeitung in Darmstadt. Der Wirtschaftsplan 
1988 der FhG sieht eine Gesamtausgabe von rund 
517 Mio DM vor. 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Grundfinanzierung FhG^ 



* ohne Informationszentrum Raum und Bau (IRB) und BMVg 
für Verteidigungsforschung 


Aus- und Neubau von Hochschulen nach dem Hoch- 
schulbauförderungsgesetz (HBFG) 

Der Ausbau und Neubau von Hochschulen ein- 
schüeßhch der Hochschulkhniken ist eine Gemein- 
schaftsaufgabe von Bund und Ländern. An diesen 
Hochschuhnvestitionen (Grunderwerb, Baukosten, 
Ersteinrichtung einschl. Großgeräte) beteüigt sich der 
Bund (federführend der Bundesminister für Büdung 
und Wissenschaft) zu 50 %, soweit die entsprechen- 
den Vorhaben in die Rahmenplanung aufgenommen 
worden sind. Mit diesen Mitteln werden in den Hoch- 
schulen Ersatz und Ergänzung von Großgeräten für 


Lehre und Forschung für Fachbereiche und Einrich- 
tungen wie z. B. Beschleuniger, Vektorrechner und 
Kernspintomographen sowie EDV- Ausrüstungen 
nach dem Computer-Investitions-Programm (CIP) fi- 
nanziert. Der Bundesanteü an den Beträgen für Ersatz 
und Ergänzung von Großgeräten betrug 1986 rund 
200 Mio DM. 

Der FuE-Anteil am Aus- und Neubau der Hochschu- 
len wird mit 30 % des Gesamtansatzes dem Förderbe- 
reich A zugerechnet. Für 1987 standen im Bundes- 
haushalt für den Aus- und Neubau von Hochschulen 
nach dem HBFG Mittel in Höhe von 1 ,03 Mrd DM zur 
Verfügung. 

Ausgaben des Bundes für Aus- und Neubau 
von Hochschulen einschließlich der 
Beschaffung von Großgeräten und 
Ersteinrichtungen * 



* Einschließlich Bundeswehruniversitäten und Fachhochschule des Bundes für 
öffentliche Venvaltung 


Ausgaben des Bundes für Trägerorganisationen; 
Aus- und Neubau von Hochschulen 



2.2 Sonderbereiche der Grundlagenforschung, 
insbesondere Großgeräte 
(Förderbereich B) 

Die Grundlagenforschung genießt in der Bundesrepu- 
bhk Deutschland traditionell als wichtiger Teü unse- 
rer Kultur hohes Ansehen. Sie ist primär darauf ge- 
richtet, unsere Erkenntnisse zu vertiefen, Orientie- 
rungswissen zu gewinnen und sich mit der Beantwor- 
tung von Fragen zu befassen, die als elementar ange- 
sehen werden. Sie ist zugleich Grimdlage der neuen 
Technologien. Sie hilft damit, die Wettbewerbsfähig- 
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keit der Wirtschaft zu erhalten und zu verbessern und 
mit den natürlichen Ressourcen schonender umzuge- 
hen. 

Die Entwicklung der Naturwissenschaften verläuft 
auf einigen Gebieten in eine Richtung, bei der Er- 
kenntnisfortschritte nur noch durch zunehmend auf- 
wendigere Techniken erreicht werden können. Dies 
gilt sowohl für theoretische Fragestellungen, die auf 
Supercomputer angewiesen sind, als auch für experi- 
mentelle Aufgaben, z. B. 

— in der Elementarteüchenphysik, die sich mit der 
subatomaren Struktur der Materie befaßt (Teü- 
chenbeschleuniger) 

— in der Astronomie und Astrophysik (Teleskope, 
Radioteleskope, Neutrinodetektoren) 

— in der extraterrestrischen Grundlagenforschung 
(Satelliten für Astronomie, Astrophysik und solar- 
terrestrische Beziehungen) 

— bei der Untersuchung der Strukturen und der Dy- 
namik kondensierter Materie (Quellen für Neutro- 
nen- imd Synchrotronstrahlimg) 

— in der Fusionsforschung und Plasmaphysik (Anla- 
gen für die magnetische Fusion) 

— bei der Erforschung der kontinentalen Erdkruste 
(Deutsches Kontinentales Tiefbohrprogramm 
KTB) 

~ in der Meeres- und Polarforschung (Hochseefor- 
schungsschiff METEOR, Polarforschungsschiff 
POLARSTERN). 

Besonders aufwendige Forschungsanlagen sind Be- 
schleuniger zur Erzeugung von intensivem Licht bzw. 
hochenergetischen Teüchenstrahlen sowie For- 
schungsreaktoren als intensive Neutronenquellen. 
Der Aufwand für den Bau und den Betrieb solcher 
Großgeräte erreicht meist eine Größenordnung, die 
weder in Hochschulen noch in regionalen For- 
schungseinrichtungen, sondern nur in nationalen 
oder internationalen Großforschungseinrichtungen 
organisatorisch und finanziell bewältigt werden kann. 
Solche Anlagen sollen allen Wissenschaftlern für ihre 
Forschungsarbeit zur Verfügung stehen. Der Zugang, 
insbesondere die Einteüung der verfügbaren Meßzeit, 
erfolgt ausschheßhch nach wissenschaftlichen Ge- 
sichtspunkten. Das Auswahlverfahren liegt in der 
Hand der Wissenschaft. 

Im Rahmen einer kontinuierlichen Förderung der 
Grundlagenforschung stellt die Bundesregierung In- 
vestitionsmittel für den Bau großer Geräte der experi- 
mentellen Naturwissenschaften zur Verfügung. Um 
auch für Hochschulgruppen die finanziellen Voraus- 
setzungen zu schaffen, Großgeräte in ihre For- 
schungstätigkeit einbeziehen zu können, stehen Pro- 
jektmittel zur Verfügung. Hierdurch erhalten die 
Hochschulen die Möglichkeit, etwa 1 000 zusätzüche 
wissenschaftliche Mitarbeiter auf Zeit einzustellen. 
Diese Unterstützung ist deshalb auch von großer Be- 
deutung für die Ausbüdung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses. 

In den Bereichen Elementarteüchen- und Kernphysik, 
Kern- und Schwerionenforschung, nukleare Festkör- 


perforschung, Forschung mit Neutronen- und Syn- 
chrotronstrahlung und Astrophysik fördert der BMFT 
institutionell das Deutsche Elektronen -Synchrotron 
(DESY), Hamburg, die Gesellschaft für Schwerionen- 
forschung (GSI), Darmstadt, das Hahn-Meitner-Insti- 
tut (HMI), Berlin (vgl. auch Teü VI, Kapitel 4), das Kie- 
penheuer-Institut für Sonnenphysik in Freiburg und 
das Institut für Spektrochemie und angewandte Spek- 
troskopie (ISAS) in Dortmund. Die Kemforschungsan- 
lage Jülich (KFA) und das Kemforschungszentrum 
Karlsruhe (KfK) arbeiten teilweise auch auf diesen 
Gebieten. Der BMFT finanziert zum Teü die interna- 
tionalen Institutionen: Europäische Organisation für 
Kernforschung (CERN), Genf, die Europäische Orga- 
nisation für astronomische Forschung in der südlichen 
Hemisphäre (ESO), München und das Institut Max 
von Laue-Paul Langevin (ILL), Grenoble (vgl. auch 
Teü V, Kapitel 3). 

Die Fördertmg der Grundlagenforschung durch die 
Bundesregierung umfaßt auch die institutioneUe, 
anteilige Förderung der Max-Planck-GeseUschaft 
(MPG) und der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
(DFG). 

Beispiele aus der Forschung an Großgeräten: 

Die Forschungen der letzten Jahre in der Elementar- 
teüchenphysik haben eine neue Grundlage für unser 
Büd der materieUen Welt geschaffen. Zum ersten Mal 
zeichnet sich die Möghchkeit ab, die verschiedenen 
Kräfte der Natur auf eine Urkraft zurückzuführen. 
Dieses neue Bild eröffnet vielversprechende neue For- 
schungsrichtungen und läßt erwarten, daß die Reihe 
der Entdeckungen der letzten Jahre sich auch in Zu- 
kunft fortsetzen wird. Die Elementarteüchenphysik 
hat sich zur Aufgabe gesteUt, die Phänomene der un- 
belebten Natur auf die Wechselwirkung einiger ele- 
mentarer Bausteine zurückzuführen. Es ist zunächst 
nicht selbstverständhch, daß ein solches Programm 
Erfolg haben kann. Während der letzten Jahre hat sich 
aber überwältigendes Beweismaterial angesammelt, 
welches dafür spricht, daß Leptonen (Elektron, Neu- 
trino, Myon) und Quarks elementare Bausteine der 
Materie sind. 

Die apparativen Voraussetzungen hierzu werden an 
den Beschleunigerlaboratorien von CERN und DESY 
geschaffen. Der Pro ton- Antiproton- Speicherring von 
CERN und der Elektron- Positron- Speicherring 
PETRA von DESY waren in den letzten Jahren welt- 
weit ohne Konkurrenz und haben es ermöghcht, daß 
Europa eine führende SteUung in der Elementarteü- 
chenphysik erlangt hat. 

Neue Experimentiermöghchkeiten auf diesem Gebiet 
werden durch den Bau zweier großer Anlagen ge- 
schaffen. CERN errichtet z. Z. die größte Elektron- 
Positron-Speicherringanlage (LEP) der Welt. In Ham- 
burg wird von DESY die Hadron- Elektron- Ring- An- 
lage (HERA) errichtet. Beide Anlagen werden nach 
ihrer FertigsteUung einzigartige Experimentiermög- 
üchkeiten — voraussichtlich sogar bis zum Ende des 
nächsten Jahrzehnts — bieten imd einen Vorstoß in 
die kleinsten Dimensionen des Mikrokosmos ermögli- 
chen. 
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Die Nukleonen und die aus ihnen zusammengesetz- 
ten Atomkerne haben eine kompüzierte Struktur, die 
nicht allein durch wenige Großexperimente aufge- 
klärt werden kann. Es ist vielmehr notwendig, die ver- 
schiedenen Aspekte des nuklearen Vielteilchensy- 
stems mit unterschiedlichen experimentellen Metho- 
den zu untersuchen. Daher werden nicht nur große 
Beschleuniger, sondern auch eine Reihe von Anlagen 
mittlerer Größe eingesetzt, die in Verbindung mit Uni- 
versitätslaboratorien betrieben werden. Der Fort- 
schritt der experimentellen Techniken hat der Mittel- 
energie- und Kernphysik in den letzten Jahren neue 
Perspektiven eröffnet. Neue oder im Bau befindhche 
Anlagen sind z. B.: 

— Das Schwerionensynchrotron SIS und der Spei- 
cherring ESR bei der GSI in Darmstadt 

— Das Cooler-Synchrotron (COSY) bei der Kemfor- 
schungsanlage Jühch 

— Der Elektronenstretcherring ELSA in Bonn 

— Der kontinuierliche Elektronenbeschleuniger 
MAMI in Mainz 

— Die Erzeugung höchster Schwerionenenergien 
beim CERN in Genf. 

Die Erforschung der kondensierten Materie, der fe- 
sten Körper, der Flüssigkeiten und der dichten Gase 
berührt die grundlegende Frage der physikahschen 
Behandlung von Vielteilchenproblemen. Eine Vertie- 
fung des Verständnisses der Eigenschaften von Fest- 
körpern ist die Grundlage für die Material- und Werk- 
stofforschung. Mikroskopische Untersuchungsmetho- 
den erlauben es, die Eigenschaften der Stoffe auf das 
atomare Geschehen zurückzuführen. Aus der Beu- 
gung von Röntgen- und Neutronenstrahlen folgen 
z. B. Anordnung und Bewegungsmöghchkeiten der 
Atome, mit den Methoden der Kernresonanz und des 
MÖßbauer-Effekts können innere elektrische und ma- 
gnetische Felder bestimmt werden, aus der Elektro- 
nenspektroskopie folgt die Elektronenstruktur der 
Festkörper. Charakteristisch für die Erforschung der 
kondensierten Materie ist, daß eine Vielzahl von kom- 
plementären experimentellen Methoden eingesetzt 
werden muß, um ein möghchst vollständiges Büd zu 
erreichen. 

Für eine wachsende Zahl von Forschergruppen wird 
daher der Zugang zu geeigneten Großgeräten immer 
wichtiger. Methoden und Fragestellungen führen 
Kernphysik, Festkörperphysik und -chemie in der 
Materialwissenschaft zusammen. Dazu kommen in 
zunehmendem Maße Polymerforschung und Moleku- 
larbiologie. 

Der vielfach interdisziplinären Forschung stehen fol- 
gende Großgeräte zur Verfügung: 

— Als Neutronenquellen der Höchstflußreaktor HFR 
des ILL in Grenoble, die Forschungsreaktoren 
FRJ-2 in Jühch sowie BER II in Berhn und FRM in 
München. Mit einigen der vor allem in Deutsch- 
land entwickelten Methoden, wie Neutronenleiter, 
Klein Winkelstreuung, Rückstreuung und Erzeu- 
gung ultrakalter Neutronen hat die Forschung in 
Europa inzwischen eine führende Position er- 
reicht. 


— Als Quellen für Synchrotronstrahlung vor allem die 
Speicherringe BESSY in Berhn und DORIS in 
Hamburg. 

— Als QueUe besonders hoher Leuchtdichte im har- 
ten Röntgenbereich soU nunmehr mit dem Bau 
der Europäischen SynchrotronstrahlungsqueUe 
(ESRF) in Grenoble begonnen werden. An Bau und 
Betrieb werden sich — um einen deutsch-französi- 
schen Kern gruppiert — mehrere europäische 
Staaten beteiligen. 

In der Astronomie arbeiten Institute der Hochschulen 
und der MPG aus der Bundesrepubhk Deutschland 
mit sieben anderen europäischen Staaten im Rahmen 
der Europäischen Organisation für astronomische For- 
schung in der südlichen Hemisphäre (ESO) zusam- 
men. Die ESO hat ihren Hauptsitz in Garching bei 
München. Sie betreibt 13 Teleskope, zu denen 1988 
ein 3,5 m-Teleskop neuer Technologie (NTT) hinzu- 
kommt. Im Dezember 1987 hat der Rat der ESO den 
Bau eines Riesenteleskops (Very Large Telescope, 
VLT) beschlossen. Es wird aus vier Spiegeln mit einem 
Durchmesser von je 8 Metern bestehen, die derart 
zusammengeschaltet werden können, daß eine Licht- 
sammelleistung und ein Auflösungsvermögen eines 
16-Meter-Spiegels erzielt wird. Für das Teleskop, das 
neue Anforderungen an den Teleskopbau stellt und 
der europäischen Astronomie weltweit eine Spitzen- 
stellung bringen wird, ist eine Bauzeit bis 1998 vorge- 
sehen. 

Die ESO unterhält die europäische Koordinierungs- 
stelle für die Sammlung und Auswertung der Daten, 
die das Weltraumteleskop hefem wird, das ESA und 
NASA gemeinsam betreiben werden. 

Mit Hilfe von ESO hat die europäische Astronomie 
den technologischen Vorsprung der USA weitgehend 
aufholen können. 

Darüber hinaus betreiben das Kiepenheuer-Institut 
für Sonnenphysik sowie die MPFs für Astronomie und 
Radioastronomie Observatorien in Spanien und 
Frankreich sowie auf den Kanarischen Inseln in enger 
Zusammenarbeit mit europäischen Partnern. 

Die bodengebundene Astronomie wird ergänzt durch 
SateUitenteleskope im Rahmen des nationalen 
(ROSAT) und ESA- Weltraumprogramms (ISO, EXO- 
SAT). 

Die Grundlagenforschung in der Bundesrepublik 
Deutschland ist durch eine enge Verbindung zur For- 
schung in anderen Ländern gekennzeichnet. Der Aus- 
tausch von Wissenschaftlern findet auf vielfältige 
Weise und in breitem Umfange statt, gemeinsame 
Kongresse und Seminare für den Nachwuchs sind an 
der Tagesordnung. Es ist deshalb nur natürlich, wenn 
große nationale Forschungsanlagen auch ausländi- 
schen Wissenschaftlern für ihre Arbeit zur Verfügung 
stehen und die europäischen Regierungen entspre- 
chend ihrer jeweihgen Interessenlage neue Großpro- 
jekte der Grundlagenforschung gemeinsam aufgrei- 
fen. Die Konzentration der personellen und finanziel- 
len Möghchkeiten schafft in besonders aufwendigen 
Forschungsbereichen Arbeitsbedingungen für die 
europäischen Wissenschaftler, die im Weltmaßstab 
führend sind. 
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Der BMFT fördert die großen Geräte und Projekte der 
Grundlagenforschung in seinen verschiedenen Fach- 
programmen. Für ausgewählte Bereiche der naturwis- 
senschaftlichen Grundlagenforschung, u. a. für die 
Erforschung der elementaren Struktur der Materie 
(Elementarteüchenphysik, Physik der Hadronen und 
Kerne) und der Eigenschaften der kondensierten Ma- 
terie, werden die Ausgaben in der folgenden Tabelle 
getrennt ausgewiesen. 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Sonderbereiche der Grundlagenforschung 
(insbesondere Großgeräte) 


1984 1985 1986 1987 1988 


2.3 Meeresforschung und Meerestechnik; 
Polarforschung 

(Förderbereich C) 

Meeresforschung 

Die Meeresforschung bildet die Grundlage wichtiger 
Zukunftstechnologien, die für die Versorgung mit 
Rohstoffen und Nahrungsmitteln sowie für Klima- und 
Umweltschutzfragen von großer Bedeutung sind. 
Beim ErschÜeßen neuer Fischbestände sowie dem Ab- 
schätzen des Zustandes der Fischbestände im Hin- 
bhck auf deren Bewirtschaftung werden moderne 
Methoden der Meeresforschung angewandt. 

Die Suche nach neuen Erdöl- und Erdgaslagerstätten 
findet in zunehmendem Maße im Meer statt. Auch die 
Gewinnung von Erzen aus der Tiefsee (Meeresberg- 
bau) kann in einigen Jahren möghcherweise einen 
wichtigen Beitrag zu unserer Rohstoffversorgung lei- 
sten. Die Rohstoffindustrie steht hier vor neuen We- 
gen und der Entwicklung innovativer Techniken. Sie 
kann sich dabei auf die Ergebnisse moderner Grund- 
lagenforschung über die Verteüung von Rohstoffen 
am Meeresboden und in dessen Untergrund stützen. 
Auch bei der Süßwassergewinnung und der Entwick- 
lung der Meßtechnik werden moderne Methoden der 
Meeresforschung angewandt. 

Neben Fragen der weltweiten Schadstoffbelastung 
der Meere ist die Möglichkeit, größere Klimaverände- 
rungen abzuschätzen, von breitem Interesse. Beson- 
dere Bedeutung gewinnt auch die längerfristige Vor- 
ausschau von Wasserstandsänderungen und deren 
Einfluß auf den Küstenbereich. Die bisherigen, mittels 
numerischer Simulationsmodelle vorhandenen Er- 
kenntnisse reichen in ihrer Aussagekraft und -Zuver- 
lässigkeit für zukunftsbezogene Prognosen nicht 
aus. 


Meeresforschung ist eine multidisziplinäre Wissen- 
schaft. Ein verstärkter Ausbau der interdisziplinären 
Grundlagenforschung findet gegenwärtig an den 
Meeresforschung betreibenden Universitäts- und 
Hochschuhnstituten statt, ln Zusam menarbeit mit den 
norddeutschen Küstenländern ist der BMFT damit be- 
faßt, über die Forschungseinrichtungen des Bundes 
hinaus, durch fachübergreifende Programmplanung 
die Effektivität von Meeresforschungseinrichtungen 
zu erhöhen. Bereits 1986 wurde das bisherige Institut 
für Meeresforschung in Bremerhaven in das Alfred- 
Wegener-Institut für Polar- und Meeresforschung 
(AWI) eingegliedert. In Kiel wurde 1987 vom Land 
Schleswig-Holstein ein Zentrum für maritime Geowis- 
senschaften (GEOMAR) gegründet, in dem eine wei- 
tere Bündelung des Forschungspotentials in den tra- 
ditionellen Fachbereichen Ozeanographie, Meeres- 
chemie und maritime Meteorologie erreicht werden 
soll. Ein Innovationsschub bei der Grundlagenfor- 
schung wird durch die Schaffung neuer Fachabteüun- 
gen, wie z. B. marine Umweltgeologie und -technik, 
Petrologie der ozeanischen Kruste und Meeresmeß- 
technik erwartet. 

Zur Verbesserung der Infrastruktur und der interdis- 
ziplinären Zusammenarbeit in den Meereswissen- 
schaften wird im Großraum der Freien und Hanse- 
stadt Hamburg die Zusammenfassung bestehender 
Universitätsinstitute zum „Zentrum für marine und 
atmosphärische Wissenschaften" vorangetrieben. Am 
Standort Oldenburg/Wühelmshaven ist ein „ Zentrum 
für Rachwasser-Küsten- und marine Umweltfor- 
schung" (Terramar) zur Sicherung und Stärkung des 
leistungsfähigen, wissenschaftlichen Potentials konzi- 
piert. 

Internationale Zusammenarbeit wird in der Meeres- 
forschung bereits seit Jahrzehnten praktiziert. Hieran 
sind Länder aller Kontinente mit ihren Forschungs- 
schiffen und wissenschaftlichen Organisationen be- 
teiligt. Aus der Erkenntnis, daß die Erforschung der 
Weltmeere eine Herausforderung für alle wissen- 
schaftlichen Diszipünen darstellt, die über die Mög- 
lichkeiten eines einzelnen Landes weit hinausgeht, 
haben sich führende Forschungsinstitutionen aus den 
USA, der Bundesrepublik Deutschland, England, 
Frankreich, Japan, Kanada und in der Europäischen 
Forschungsgemeinschaft vertretene Länder zu einem 
Konsortium zusammengeschlossen. Dieses seit 1984 
bestehende internationale Tiefseebohrprogramm 
„Ocean Drilhng Project" (ODP) hat, wie sein Vorläu- 
fer, das „Deep Sea Drilling Programm" (DSDP), zum 
Ziel, die Ozeanböden und die von Meeren bedeckten 
Kontinentalränder durch Bohr auf Schlüsse zu erkun- 
den. Der BMFT fördert zusammen mit der DFG dieses 
Projekt und unterstützt weiterführende Programme 
deutscher Forschungsanstalten, die mit dem ODP eng 
verknüpft sind. 

Mit der Beteiligung an den internationalen BIO- 
MASS-(Biological Investigations of Marine Antarctic 
Systems and Stocks) und WOCE-(World Ocean Circu- 
lation Experiment) Programmen hat die Bundesrepu- 
blik weitere, wesentliche Beiträge zur Erforschung 
antarktischer Lebensgemeinschaften, respektive der 
Wechselbeziehung zwischen Strömungssystemen 
und Klimaentwicklung geliefert. Neben weiteren, 
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multilateralen Meeresforschungsaktivitäten, an de- 
nen über die IOC (Intergovemmental Oceanographic 
Commission der UNESCO) und über UN-Organisatio- 
nen deutsche Forschungseinrichtungen des Bundes 
und der Länder beteiligt sind, bestehen bilaterale Ab- 
kommen, z. B. mit Australien, Kanada, Neuseeland, 
Indien, Indonesien, den USA und der VR China, die 
die gemeinsame Erforschung des Meeres und die 
planvolle Nutzung seiner Ressourcen sowie den Mee- 
resumweltschutz zum Ziel haben. 

Die Bundesrepublik ist bestrebt, im Verbund mit der 
Europäischen Gemeinschaft, die Einschätzung der 
ökologischen Situation der europäischen Meere mit 
Hüfe neu zu entwickelnder Instrumente und Verfah- 
ren in EUROMAR-Projekten zu aktualisieren. EURO- 
MAR-Projekte sind EUREKA-Vorhaben von Meeres- 
wissenschaftlern und der Industrie unter Mitwirkung 
des BMFT. Die Zielsetzung ist die ausgewogene Nut- 
zung mariner Ressourcen, um gesunde marine Um- 
weltbedingungen für die Funktionsfähigkeit der Bio- 
sphäre zu garantieren. Zwischen den zwölf gegen- 
wärtig an ELTROMAR beteiligten Partnerländern Bel- 
gien, Dänemark, Finnland, Griechenland, Groß- 
britannien, Italien, den Niederlanden, Norwegen, 
Schweden, Spanien, der Türkei und der Bundesrepu- 
blik Deutschland besteht außer intensivem Gedan- 
kenaustausch eine enge Zusammenarbeit auch zur 
EG. Das EUROMAR- Sekretariat wurde 1986 am AWI 
in Bremerhaven eingerichtet. 

Regionale Schwerpunkte der geowissenschaftlichen 
Grundlagenforschung zur Erkundung der Kontinen- 
talhänge und der seewärts liegenden Meeresbecken 
smd die Gebiete vor Irland, Norwegen, Island und 
Westafrika, das Ägäische, Thyrrenische und Arabi- 
sche Meer, große Teüe des Indischen Ozeans sowie 
Gebiete m Südostasien. Quantitative Ergebnisse über 
den Stoffbestand und die Entwicklung von Ozeanbö- 
den und Kontinentalrändern in der Erdgeschichte ge- 
statten Abschätzungen über deren Rohstoffpotential. 

Der BMFT unterhält die Biologische Anstalt Helgo- 
land (BAH), (vgl, Teil VI, Abschnitt 6.12.1) und fördert 
gemeinsam mit den Ländern Schleswig-Holstein, Bre- 
men und Hessen drei Institutionen der Meeresfor- 
schung in Kiel, Bremerhaven und Wilhelmshaven. 
Darüber hinaus berühren auch die Arbeiten einer 
Reihe weiterer Institutionen, die anderen Schwer- 
punkten zugeordnet sind, die Meeresforschung. So ist 
der Bundesminister für Verkehr über die Bundesan- 
stalt für Gewässerkunde (BfG), die Bundesanstalt für 
Wasserbau (BAW), den Deutschen Wetterdienst 
(DWD) und das Deutsche Hydrographische Institut 
(DHI) mit Aufgaben zur Sicherheit der Seeschiffahrt, 
des Wetterdienstes sowie mit Maßnahmen gegen die 
Meeresverschmutzung sowie des Küstenschutzes be- 
faßt (vgl. im einzelnen Teü VI, Kapitel 6.8). Der Bun- 
desminister für Wirtschaft fördert meeresgeologische 
und seegeophysikahsche Forschungsarbeiten durch 
die Bundesanstalt für Geowissenschaften und Roh- 
stoffe (BGR, vgl. im einzelnen Teü VI, Kapitel 6.3). 
Wesentlichen Anteil an der Förderung der Meeresfor- 
schung hat auch der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten mit der Bundesfor- 
schungsanstalt für Fischerei in Hamburg (vgl. Teü VI, 
Abschnitt 6.4.6). 


Naturwissenschaftiiche Forschung zur Vermehrung 
der grundlegenden Kenntnisse über das Meer und 
seine Ressourcen wird seit Jahrzehnten mit Erfolg von 
den Hochschulen und den Forschungseinrichtungen 
des Bundes und der Länder gepflegt. 

Neben dieser institutioneUen Förderung wird die wis- 
senschaftiiche Leistungsfähigkeit und Kapazität der 
Meeresforschung durch Zuschüsse der Bundesregie- 
rung zu Einzelvorhaben (Projektförderung) erweitert. 
Bei zeitiich begrenzten und aktueUen Aufgaben (um- 
weit- und emährungspohtische FragesteUungen, Ent- 
wicklung von Geräten und Verfahren, Expeditionen 
usw.) gibt diese Projektförderung der Meeresfor- 
schung wichtige und unverzichtbare Anstöße. Bei der 
biologischen Gewässergüteerfassung für die Küsten- 
gewässer und die Hohe See werden beispielhaft der 
chemische und biologische Zustand, das Selbstreini- 
gungsvermögen und die Belastbarkeit von Aestuarien 
untersucht, sowie die Kartierung nordseespezifischer 
Daten, Untersuchungen von Schadstoffgehalten in 
Organismen und langfristige Überwachung von Or- 
ganismenbeständen vorgenommen. Die Bundesmini- 
ster für Verkehr und für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit (BMU) fördern ebenfaUs die Mee- 
resforschung auf dem Gebiet des Meeresumwelt- 
schutzes durch FuE-Vorhaben. 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) unter- 
stützt die drei marinen Sonderforschungsbereiche 
„Wechselwirkung Ozean- Atmosphäre " , „Wechsel- 
wirkung Meer-Meeresboden" und „Warmwasser- 
sphäre " . 

In den vergangenen Jahren wurden in der Analyse 
und Überwachung der Meeresverschmutzung Ver- 
fahren der Spurenanalyse verfeinert und standardi- 
siert, so daß sie in die Routine Eingang gefunden ha- 
ben. Insbesondere Ferner kundungsverfahren z. B. zur 
Erkennung von Ölverschmutzungen durch Sensoren, 
die im infraroten und ultravioletten Spektralbereich 
arbeiten, aber auch synoptisch hochauflösende Laser- 
meßsysteme zur DarsteUung hydrographischer Ver- 
hältnisse, sind eine wichtige Stütze bei der Umwelt- 
schutzvorsorge. Maritime Vorhersagen über See-, Eis- 
gang und Sturmfluten sowie Informationen über Tem- 
peratur- und Planktonverteüung gewinnen durch die 
Nutzung von SateUitendaten zunehmend an Bedeu- 
tung. 

Zur Wahrnehmung der vielfältigen Forschungsaufga- 
ben und zur struktureUen Verbesserung der For- 
schungseinrichtungen gehört die Verfügbarkeit ge- 
eigneter Forschungsschiffe. Im Auftrag des BMFT er- 
folgte daher 1984 — 1986 der Nachfolgebau des FS 
„Meteor". Das Schiff, dessen Betrieb zu 30 % vom 
BMFT und zu 70 % von der DFG gefördert wird, dient 
der grundlagenbezogenen, staatenübergreif enden 
Hochseeforschung. Mit den Tiefwasserschiffen FS 
„Meteor", FS „Polarstern" für die polaren Meeresge- 
biete verfügt die Bundesrepublik Deutschland über 
Forschungseinrichtungen, die dem neuesten techni- 
schen Stand entsprechen. Außerdem verfügen die 
Forschungseinrichtungen des Bundes und der Länder 
über geeignete Forschungsschiffe, um auch in den 
Rand- und Küstenmeeren die vielfältigen Aufgaben 
der multidisziplinären Meeresforschung durchzufüh- 
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ren. Nachfolgebauten für etwa 20 Jahre alte Schiffs- 
einheiten wie FK ALKOR und FRIEDRICH HEINCKE 
sind in Auftrag gegeben. Es wird sichergesteUt, daß 
die Bundesrepublik die Monitoring- Auf gaben in 
Nord- und Ostsee entsprechend den internationalen 
Meeresschutz-Übereinkommen erfüllen kann. Dar- 
über hinaus gilt es, die küstennahen Gebiete, die zu 
den wichtigsten Erholungs- und Naturschutzgebieten 
(Nationalpark Schleswig-Holsteinisches und Nieder- 
sächsisches Wattenmeer) gehören, zu überwachen. 

Die Meeresforschung ist gegenwärtig noch weit da- 
von entfernt, komplizierte Stoffkreisläufe und Wech- 
selbeziehungen zwischen dem Meer und der Atmo- 
sphäre, der Hydrosphäre und der Biosphäre in ihrem 
Gesamtumfang zu erfassen. Dennoch hat die Weiter- 
entwicklung spezieller chemischer und physikali- 
scher Meßverfahren sowie geowissenschaftlicher Un- 
tersuchungsmethoden bereits zu einigen grundlegen- 
den Erkenntnis sen geführt. Sie tragen wesenüich zu 
unserem derzeitigen Kenntnisstand über Klima-, Um- 
welt- und Rohstoff-Fragen bei. 



Meerestechnik 

Die Meerestechnik befaßt sich mit den technischen 
Möghchkeiten zur Nutzung des Meeres und seiner 
Ressourcen. Dazu erforderhche Entwicklungen der 
Schiff stechnik werden ebenfalls gefördert. Ziel der 
Fördermaßnahmen nach Maßgabe des Programms 
der Bundesregierung ist es, die Nutzung der Rohstoff- 
reserven des Meeres zu verbessern und zur Stärkung 
der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der deut- 
schen meerestechnischen Unternehmen beizutragen. 
Empfehlungen der Meereswirtschaftskommission 
beim BMWi sind in diesen Planungen berücksichtigt. 
Der BMFT fördert Forschung und Entwicklung auf 
den Gebieten 

— marine Rohstoffe, 

— Offshore-Technik für Kohlenwasserstoffe, 

~ Schiffstechnik, 

— Küsteningenieurwesen. 

An den Vorhaben sind meerestechnische Unterneh- 
men, Forschungsemrichtungen des Bundes und der 
Länder, Hochschulen und sonstige Forschungsein- 
richtungen beteüigt. Einige Projekte werden in inter- 
nationaler Zusammenarbeit ausgeführt. 


Der Kenntnisstand über Vorkommen und Mengen 
mariner mineralischer Rohstoffe wird erweitert, 
Grundlagen zur Fördertechrük für Manganknollen 
werden erarbeitet. In der Offshore-Technik stehen 
Entwicklungen in der Unterwassertechrdk und Pro- 
bleme in eisbedeckten Gebieten im Vordergrund. Die 
Entwicklungsergebnisse beim Projekt „Schiff der Zu- 
kunft" haben zu beachtlichen wirtschaftlichen Erfol- 
gen geführt. Die Förderung von Vorhaben der Schiffs- 
technik wird vor allem in den Bereichen Grundlagen, 
Antriebe, Eistechnik, Schiffsbetriebstechnik sowie in 
der Schiffsfertigungstechnik fortgesetzt. Forschungs- 
arbeiten im Küsteningenieurwesen betreffen auch zu- 
künftig die Erfassung des Naturgeschehens an der 
deutschen Nordseeküste; neu auf genommen wurden 
Untersuchungen zur Wechselwirkung zwischen Kü- 
stenbauwerken (z. B. Sandvorspülungen) und mari- 
ner Umwelt. 

Auf den Gebieten marine mineralische Rohstoffe, 
Offshore-Technik und Schiffstechnik arbeiten deut- 
sche Stehen mit verschiedenen Industrie- und Ent- 
wicklungsländern zusammen. Unter den Entwick- 
lungsländern sind insbesondere die VR China, Indien 
und Indonesien zu nennen. 


FuE-Ausgaben des Bundes 
für Meerestechnik 



Polarforschung 

An tarktisforsch ung 

Die Antarktis ist der letzte noch weitgehend uner- 
forschte Kontinent der Erde. Zahlreiche Nationen, vor 
allem die- Konsultativstaaten des Antarktisvertrages 
von 1959, finanzieren seit Jahrzehnten Expeditionen 
in die Antarktis und Forschungsstationen in der Ant- 
arktis, um die Erforschung dieses Kontinentes voran- 
zutreiben. 

Mit dem Beitritt der Bundesrepubtik Deutschland zum 
Antarktisvertrag im Jahr 1979 und der Entscheidung 
über das Antarktisforschungsprogramm durch die 
Bundesregierung wurden die Voraussetzungen für 
den Anschluß der deutschen Wissenschaft an die in- 
ternationale Polarforschung geschaffen. Im Rahmen 
dieses Programms werden vom BMFT vorrangig na- 
tionale und internationale Gemeinschaftsprojekte ge- 
fördert, die zur Vertiefung der wissenschafttichen 
Kontakte mit den anderen Polarforschung betreiben- 
den Staaten führen. 
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Im Jahr 1981 hat die Deutsche Forschungsgemein- 
schaft (DFG) zusätzlich das Schwerpunktprogramm 
„Antarktisforschung" eingerichtet. Dadurch soll ins- 
besondere Hochschulwissenschaftlern die Möghch- 
keit gegeben werden, sich mit eigenen Arbeiten an 
der Polarforschung zu beteüigen. 

Die wichtigsten Forschungsträger des Antarktispro- 
gramms sind neben dem Alfred-Wegener-Institut für 
Polar- und Meeresforschung (AWI) in Bremerhaven 
die Bundesforschungseinrichtungen der Bundesmini- 
sterien für Wirtschaft (BMWi), für Verkehr (BMV) und 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (BML), 
Hochschulinstitute der Länder und Institute der Max- 
Planck-GeseUschaft. Unabhängig von eigenen Unter- 
suchungsprogrammen fällt dem AWI bundesweit die 
Koordination der deutschen Beiträge zur Polarfor- 
schung und die Bereitstellung der Logistik zur Durch- 
führung der Forschungsarbeiten in den Polarregionen 
zu. Auf internationaler Ebene erfolgt die Koordinie- 
rung durch das Scientific Committee on Antarctic 
Research (SCAR), dessen nationales Sekretariat beim 
AWI eingerichtet ist. 

Die Hauptforschungsthemen beinhalten 

— die Erkundung biologisch-ökologischer Bedingun- 
gen in extremen Kältezonen, 

— Fragen der Dynamik des Schelfeises, 

— Fragen der Biologie und Physik von Meereis, 

— geologisch-geophysikahsche und sedimentologi- 
sche Untersuchungen der WeddeU See und des 
Ross Meeres, 

— Wechselwirkungen Ozean-Eis- Atmosphäre, 

— Spurenstoffe in Atmosphäre, Hydrosphäre und 
Biosphäre. 

Das eisbrechende Forschungs- und Versorgungsschiff 
FS „Polarstern" versorgt die antarktische Georg-von- 
Neumay er- Überwinterungsstation, die Füchner-Som- 
merstation und die 1987 errichtete Drescher-Feldsta- 
tion und die jeweils während der Südsommer einge- 
richteten mobilen Feldstationen. Gleichzeitig über- 
nimmt das Schiff die Rückführung umweltbelastender 
Abfallstoffe von den Stationen. Erstmals in der Ge- 
schichte der modernen Forschung gelang mit FS „Po- 
larstem" während des südpolaren Winters 1986 die 
freibeweghche Überwinterung eines Forschungs- 
schiffes in der eisbedeckten Antarktis unter Fortset- 
zung des wissenschaftiichen Programms (Winter 
WeddeU Sea Project). 

1985 bis 1987 wurden im Südpolargebiet die Expedi- 
tionen Antarktis III (Bransfield Straße), IV (WeddeU 
See) und V (Antarktische Halbinsel, Bransfield Straße) 
mit FS „Polarstem" und dem Fischereiforschungs- 
schiff FFS „Walther Herwig" des Bundesministeriums 
für Ernähmng, Landwirtschaft und Forsten durchge- 
führt; sie dienten u. a. der Erforschung zur Verbrei- 
tung und Zusammensetzung von Krülvor kommen und 
sind Beitrag zum internationalen SIBEX (Second In- 
ternational Biomass Experiment) -Projekt. Weitere 
Zielsetzungen der Polarstern -Expeditionen waren 
Untersuchungen zur Wirkung des Meereises auf die 
Zirkulation in Ozean und Atmosphäre, vulkanische 


Einflüsse bei der Kohlenwasserstoffbildung und geo- 
logisch-geophysikahsche Meßprogramme zur Klä- 
rung von Untergrundstrukturen in der WeddeU See. 
Umfangreiche glaziologische und geophysikahsche 
Programme mit FS „Polar stem", Hehkoptern und 
Tragflächenflugzeugen begannen auf dem Ekström- 
und dem Füchner-Eisschelf sowie in den Kottasber- 
gen. 

Die Bundesanstalt für Geowissenschaften und Roh- 
stoffe (BGR), Hannover, führte in Zusammenarbeit mit 
dem Geologischen Dienst der Vereinigten Staaten 
(USGS) mit zwei Flugzeugen vom Typ Do-228 aero- 
magnetische Vermessungen im Nordviktorialand, im 
transantarktischen Gebirge und über dem Ross Meer 
durch (GANOVEX IV). Gemeinsam mit dem Ahred- 
Wegener-Institut (AWI) und verschiedenen Universi- 
täten ist die BGR an dem geowissenschafthchen 
Schwerpunkt „Shackleton Range" beteüigt. Es han- 
delt sich dabei um das erste Projekt, das in großer 
Entfernung von der Küste (mehr als 600 km) durchge- 
führt wird. Marine geologisch-geophysikahsche Ar- 
beiten deutscher Institute und eine intensive Koope- 
ration mit norwegischen, britischen und amerikani- 
schen Institutionen führten dazu, daß im Rahmen des 
internationalen Ocean drilhng Program (ODP) das 
Bohrschiff „Joides Resolution" im WeddeU Meer An- 
fang 1987 mehrere Bohrungen zur Erkundung des 
Untergrundes und der Klimageschichte der Antarktis 
niederbrachte. 


Arktisforschung 

Das zunehmende Interesse an der Erforschung des 
arktischen Ozeans und der angrenzenden Polarge- 
biete im Rahmen des seit 1920 von insgesamt 39 Staa- 
ten Unterzeichneten Spitzbergenabkommens führt 
auch zu steigender FuE -Projektförderung durch den 
BMFT. Insbesondere kUmarelevante Prozesse in 
Ozean und Atmosphäre arktischer Regionen stehen 
im Vordergrund der Untersuchungen. Damit in kausa- 
lem Zusammenhang steht die Bioproduktivität von 
Lebensformen, die spezieU an polare Umweltbedin- 
gungen gebunden sind. Die geologische und paläo- 
klimatische Entwicklung des europäischen Nordmee- 
res und des Aj-ktischen Ozeans sind ebenfalls Schwer- 
punkte der wissenschaftiichen Forschung. 

Die Erforschung der arktischen Polargebiete über- 
steigt die Möghchkeiten einzelner Staaten und zwingt 
zu intensiver, internationaler Kooperation. An den 
Arktisexpeditionen mit FS „Polarstem" beteüigten 
sich Wissenschaftler aus 8 Ländern. Schwerpunkte 
der Arktis -III- Expedition (1985) in Gebiete nördhch 
von Spitzbergen und Ostgrönland waren neben Ver- 
suchen zur Eisbrechtechnik ozeanographische und 
geowissenschaftiiche Arbeiten zur Erkundung des 
aktuellen und eiszeitiichen Wasseraustausches. Die 
Fahrt Nr. 71 des FS „Meteor" des DHI führte 1985 bis 
70° N, um Spurenstoffmessungen zwischen Spitzber- 
gen und Ostgrönland durchzuführen. Die Expedition 
Ajrktis-IV (1987) stieß weit nach Norden, in das arkti- 
sche Meeresbecken vor, um nüttels kombinierter Ein- 
sätze des Forschungsflugzeuges „Polar 2" und des 
Forschungsschiffes FS „Polarstem" biologische, ozea- 
nographische, radiologische und geowissenschaftii- 
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che Grundlagenforschung durchzuführen. Dabei nä- 
herte sich das Schiff dem Nordpol bis auf 420 km und 
erreichte die nördlichste, jemals von einem For- 
schungsschiff aufgesuchte Position. 

Mit geodätischen und aerogeophysikalischen Metho- 
den wurden 1987 im Rahmen der Internationalen Gla- 
ziologischen Grönlandexpedition (EGIG) Wiederho- 
lungsmessungen zur Erfassung von Massenverände- 
rungen polarer Eiskappen vorgenommen. 

Die Bundesanstalt für Geowissenschaften und Roh- 
stoffe führt 1988 zusammen mit dem Alfred-Wegener- 
Institut geophysikalische Messungen auf dem ost- 
grönländischen Schelf durch. 


FuE-Ausgaben des Bundes 
für Polarforschung 



FuE-Ausgaben des Bundes 
für Meeresforschung und Meerestechnik; 
Polarforschung 



2.4 Weltraumforschung und Weltraumtechnik 
(Förderbereich D) 

Die auf neue, große und langfristige Weltraumaktivi- 
täten gerichteten Förderungsmaßnahmen der Bun- 
desrepublik Deutschland konzentrieren sich auf ex- 
traterrestrische Forschung und Erdbeobachtung, Ent- 
wicklung von Anwendungssatelliten, Vorbereitung 
von Orbitalsystemen COLUMBUS und Durchführung 
von SPACELAB-Missionen, die Vervollkommnung 
der Trägerraketen-Familie ARIANE und die Entwick- 
lung des bemaimten Raumgleiters HERMES, allge- 
meine Programm Vorbereitung und -Unterstützung, 
Technologieentwicklungen sowie Aktivitäten zur in- 
dustriellen Nutzung der Raumfahrt. 


Wesentliche Ziele sind: 

— Förderung der Gnmdlagenforschung mittels der 
W eltraumtechnik 

— Entwicklung der Weltraumtechnik und Nutzung 
ihrer Ergebnisse für Innovationen in Wirtschaft, 
Dienstleistung und Verwaltung 

— Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Raumfahrtuntemehmen und -institutionen 

— Förderung der internationalen Zusammenarbeit, 
vor allem Stärkung der europäischen Integration 
und Fortführung der Zusammenarbeit mit den 
USA. 

Schwerpunkte der Fördermaßnahmen im nationalen 
und multinationalen (ESA-)Rahmen sind: 

— Extraterrestrische Forschung (Astronomie, Astro- 
physik, Solarterrestrische Grundlagenforschung) 

— Erdorientierte Forschungen über den Zustand der 
Landgebiete, der Atmosphäre, der Ozeane und der 
eisbedeckten Gebiete der Erde (Fernerkundung) 

— Entwicklung von Rundfunk-, Femmelde-, Naviga- 
tions- und Datenverkehrssatelliten bis zur Demon- 
stration der Anwendungsreife, Einführung von Be- 
triebssystemen durch die Nutzer 

— Explorative Nutzung des Weltraums als Labor für 
materialwlssenschafthche , verfahrenstechnische 
und biologisch -medizinische Untersuchungen mit 
Hüfe des bemannten Weltraumlabors SPACELAB 
und rückführbarer Raumplattformen EURECA und 
SPAS sowie mit Höhenforschungsraketen TEXUS 
und Klein- Nutzlasten bei SPACESHUTTLE-Mis- 
sionen (MAUS) 

— Entwicklung und Bau des bemannten europäi- 
schen Raumstationssystems COLUMBUS 

— Verbesserung der europäischen Trägerraketen- 
technologie (ARIANE-Familie). 

Eine wesenthche Weichenstellung in der euro- 
päischen Weltraumpohtik war die Konferenz der 
Forschungsminister der ESA-Mitgliedstaaten am 
30./31. Januar 1985 in Rom. Hier wurde beschlossen, 
das Wissenschaftsprogramm der ESA zu verstärken, 
die Vorbereitung für die beiden Programme 
ARIANE 5 und COLUMBUS in Angriff zu nehmen 
und auch andere Aktivitäten der ESA, vor allem das 
Wissenschaftsprogramm nüt jährlicher Steigerung 
von 5 % bis 1989 auszubauen,- das alles mit dem ge- 
meinsamen Ziel, die Eigenständigkeit und Wettbe- 
werbsfähigkeit Europas im gesamten Weltraumbe- 
reich bis Ende dieses Jahrhunderts zu sichern (vgl. 
auch Teil V, Abschnitt 2.2). 

Anfang November 1987 hat die Bundesregierung ent- 
schieden, die gemeinsamen europäischen Bemühun- 
gen um ein langfristig orientiertes Engagement in der 
bemannten Raumfahrt zu unterstützen. Sie hat die 
Durchführung eines entsprechenden kohärenten eu- 
ropäischen Raumfahrtprogramms bis zum Jahr 2000 
in der ESA begrüßt und eine führende deutsche Betei- 
hgung beschlossen. Sie hat gleichzeitig über den Rah- 
men eines korrespondierenden deutschen Weltraum- 
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Programms entschieden. Bereits bei ihrem Beschluß 
im Januar 1985 über die Vorbereitung der Projekte 
COLUMBUS, ARIANE imd etwas später HERMES 
stellte die Bundesregierung fest, daß die deutschen 
Weltraumaktivitäten ein wesenthches Element ihrer 
Außen-, Wirtschafts- und Technologiepohtik sind, 
von weitreichender wissenschafthch-technischer und 
wirtschaftlicher, aber auch großer pohtischer Bedeu- 
tung für die Bundesrepubhk Deutschland selbst, für 
die Eigenständigkeit Europas und für die transatlanti- 
sche Zusammenarbeit. 

Am 9710. November 1987 hat der ESA-Rat auf Mini- 
sterebene in Den Haag vereinbart, die Entwicklung 
von ARIANE 5, COLUMBUS und HERMES durchzu- 
führen und damit ein deuthches Zeichen für die euro- 
päische Weltraumpohtik bis 2000 und darüber hinaus 
gesetzt. Aus technischen und programmatischen 
Gründen wird die Entwicklung von COLUMBUS und 
HERMES in 2 Phasen durchgeführt. Die Minister ha- 
ben ebenfalls die Fortführung imd Weiterentwicklung 
der Nutzerprogramme beschlossen, insbesondere der 
Telekommunikation, Mikrogravitation, Erdbeobach- 
tung und Extraterrestrik. Orientierungsrahmen ist 
hierbei der Vorschlag des Generaldirektors für ein 
Langfristprogramm bis zum Jahr 2000, allerdings auf 
einem verringerten Gesamtkostenniveau. Die Ratsta- 
gung der Minister hat das Interesse an der Beteüigung 
Europas mit COLUMBUS-Elementen am internatio- 
nalen Raumstationsprogramm, das die USA vorge- 
schlagen haben, einstimmig bekräftigt. 

Die vorgesehene raumflugtechrdsche Infrastruktur er- 
laubt Europa eine wesenthche Ausweitung der Nut- 
zungsbereiche der Raumfahrt unter Einbeziehung be- 
mannter Operationen im Weltraum für Laborbetrieb 
sowie für Wartungs- imd Umrüstungsaufgaben. Sie 
verspricht eine Steigerung der Flexibüität, Leistungs- 
fähigkeit und Wirtschaftlichkeit für den praktischen 
Einsatz der Raumflugtechnik. HERMES wird dabei 
vomehmhch für den Personentransport eingesetzt, 
ARIANE 5 für kommerzielle und große Nutzlasten. 
Das zentrale Element von COLUMBUS, das freiflie- 
gende Labor MTFF (= man tended free flyer), wird für 
jeweüs einige Tage bemannt gewartet und betrieben, 
dann für mehrere Monate automatisch imd fernbe- 
dient. Beide Betriebsarten werden wichtige Erfahrun- 
gen zur Beurteüung liefern, welches Raumfahrt- 
szenario länger fristig ein überzeugendes Kosten- 
Nutzen- Verhältnis hefem kann. 

Die hohen Aufwendungen für die raumflugtechnische 
Infrastruktur, die im kommenden Jahrzehnt über die 
Hälfte der für die ESA geplanten Mittel beanspruchen 
wird, können nur in außerordentlicher gemeinsamer 
europäischer Anstrengung aufgebracht werden. Sie 
werden aber als Investition in die Zukunft für die deut- 
sche und europäische Wissenschaft und Wirtschaft 
den Zugang zu den neuen Technologien der Welt- 
raumtechnik eröffnen, die im nächsten Jahrhundert 
zur Verfügung stehen werden. Verbunden mit diesen 
Entscheidungen ist die Option eines eigenständigen 
europäischen Zugangs zum Weltraum mit der Mög- 
hchkeit der Nutzung der Weltraumtechnik in allen 
Bereichen. 


Die Förderung der extraterrestrischen Grundlagen- 
forschung ist eine anerkannte Langzeitaufgabe des 
Staates, die durch programmatische Ausgewogenheit 
und Kontinuität geprägt ist. Die in den letzten zehn 
Jahren gewonnenen Ergebnisse der extraterrestri- 
schen Grundlagenforschung sind als Spitzenleistun- 
gen im internationalen Vergleich zu bezeichnen. Z. B. 
bei der Erforschung des interplanetaren Raumes mit 
Hilfe der Sonnensonden HELIOS A und B sowie bei 
der Erforschung des Kometen HALLEY mit der Kome- 
tensonde GIOTTO der ESA hat die Bundesrepubhk 
Deutschland eine herausragende Stellung erreicht. 

Projekte werden in folgenden Forschungsbereichen 
durchgeführt: 

— Astronomie und Astrophysik 

— Solarterrestrische Beziehungen 

— Biomedizin 

— AnwendungssateUiten 

— Orbitalsysteme, Weltraumlaboratorium SPACE- 
LAB, Raumplattform EURECA, Raumstationsele- 
mente COLUMBUS 

— Trägerrakete ARIANE 

— Raumgleiter HERMES als neues bemanntes Rück- 
kehrsystem. 

Die hohen Kosten und Risiken bei der Entwicklung 
und Markteinführung von Weltraumtechnologien und 
-Systemen können im allgemeinen nicht von Anfang 
an von der Industrie allein getragen werden. In Teü- 
bereichen besteht jedoch bereits eme eigenständige 
Rohe der Industrie. Bei den KommunikationssateUiten 
z. B. hat sich ein wachsender kommerzieller Markt 
gebüdet, der nur noch flankierend in speziellen neuen 
technologischen Bereichen der staathchen Hüfe be- 
darf. Allerdings erfordert die Besonderheit dieses 
Marktes bei Vermarktung von Produkten der Indu- 
strie staatüche Mitwirkung. Bei den WettersateUiten- 
Betriebssystemen beschaffen staathche Nutzer Raum- 
fluggeräte für öffenthche Dienste ohne Unterstützung 
durch Forschungs- und Entwicklungsprogramme. 
Produktion und Vermarktung der ARIANE einschüeß- 
hch der Startdienste wurden dem europäischen Wirt- 
schaftsuntemehmen ARIANESPACE übertragen, das 
einen beachthchen Anteü am Weltmarkt erreicht 
hat. 

Die sateUitengestützte Erderkundung zur genaueren 
Kartierung der Kontinente und Ozeane sowie zur Ge- 
winnung von Daten zur Wettervorhersage und von 
Informationen vor allem über Bodenschätze, Gewäs- 
ser, Vegetation, ferner zur Umweltbeobachtung und 
-kontroUe gewinnt für kommerzielle Nutzer bereits 
zunehmend an Interesse. 

Die industrielle Nutzung der Raumfahrt für Forschung 
und Produktion in volkswirtschaftlich relevantem Um- 
fang steht erst am Anfang. In den an der Raumfahrt 
beteüigten Industrieländern büden sich privatwirt- 
schafüiche Interessenvereinigungen sowohl anbieter- 
seitig bei den Luft- und Raumfahrtuntemehmen als 
auch nachfrageseitig außerhalb der Luft- und Raum- 
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fahrtindustrie und bei den Dienstleistungsbranchen. 
Vor allem für werkstofftechnologische Neuerungen 
und für medizinisch-pharmazeutisch-biotechnologi- 
sche Prozesse bietet insbesondere die fast vollkom- 
mene Schwerelosigkeit bei Flügen mit Höhenfor- 
schungsraketen (TEXUS), bei SPACESHUTTLE-Mis- 
sionen mit Kleinversuchscontainern (MAUS) und dem 
Einsatz des Weltraumlabors SPACELAB bereits erste 
Möghchkeiten, die mit dem Bau einer dauernd be- 
mannten Raumstation in den 90er Jahren eine neue 
Dimension für die Forschung und evtl, für einige aus- 
gewählte Produktionen gewinnen werden. 

Die nationalen Raumfahrtaktivitäten sind in hohem 
Maße in internationale Zusammenarbeit eingebun- 
den. Die Beteüigung am Programm der ESA ist daher 
nach wie vor wesenüiches Element des deutschen 
Weltraumprogramms. Daneben hat sich die transat- 
lantische sowie die sonstige bilaterale Zusammen- 
arbeit (z. B. mit USA, Frankreich, Großbritannien) be- 
währt, doch ist die nationale Leistungsfähigkeit Vor- 
aussetzung für Akzeptanz und partnerschaftiiche, im 
Geben vmd Nehmen ausgewogene internationale 
Mitwirkungsmöghchkeit. 

Aus dem Haushalt des Bundesministers für Forschung 
und Technologie werden bislang überwiegend die 
Mittel — rund zwei Drittel — für europäische Gemein- 
schaftsprogramme und die internationalen Projekte in 
Forschung und Technologie bereitgestellt (etwa 80 % 
der nationalen Aktivitäten sind in bi- oder multilate- 
rale Vorhaben eingebunden). Eine Übersicht über die 
Aufghederung der Planungsansätze für die Welt- 
rainnausgaben des BMFT 1988 zeigt die folgende 
Graphik. 

Aus dem Sondervermögen der Deutschen Bundespost 
sind zusätzhch für den Rundfunksatelhten TV-SAT 
folgende Mittel anzusetzen: 1984 bis 1987 ca. 
80 Mio DM für terrestrische Einrichtimgen, 1984 bis 
1987 rund 140 Mio DM für das Raumsegment. 

Insgesamt belaufen sich die Investitionen der Deut- 
schen Bundespost für nationale Satellitenprojekte und 
Beteihgungen an internationalen SateUitensystemen 
einschließlich der dazugehörigen terrestrischen 
Einrichtungen im Rechnungsjahr 1986 auf ca. 
750 Mio DM. 


FuE-Ausgaben des Bundes* für 
Weltraumforschung und Weltraumtechnik 



* ohne Deutsche Bundespost 


2.5 Energieforschung und Energietechnologie 
(Förderbereich E) 

Die Energieversorgung der Bundesrepubhk ist ausrei- 
chend gesichert. Insbesondere durch den Rückgang 
der internationalen Ölpreise besteht gegenwärtig ein 
insgesamt günstiges Energiepreisniveau. 

Die wirtschafüiche Anwendung weiter- und neuent- 
wickelter Energietechniken hat zu diesen Erfolgen in 
erhebhchem Ausmaß beigetragen. 

Maßnahmen zur nachhaltigen Verringerung der Um- 
weltbelastungen aus Energieumwandlungsprozessen 
wurden und werden weiterhin mit hoher Priorität 
durchgeführt. 

Der Sicherheitsstand energietechnischer Anlagen in 
der Bundesrepubhk Deutschland, insbesondere im 
Bereich der Kernenergie, hält im internationalen Ver- 
gleich eine Spitzenposition. 

Auch bei dieser günstigen Ausgangssituation stellt 
die zukünftige Energieversorgung in der Bundesrepu- 
bhk Deutschland unverändert hohe technisch-wissen- 
schafthche Anforderungen: 

— Nach wie vor muß der überwiegende Anteü an 
Energie importiert werden. Politisch bedingte Ver- 
sorgmigsstörungen können insbesondere beim 
Mineralöl nicht ausgeschlossen werden. Daneben 
muß mittel- bis langfristig wieder mit Preissteige- 
rungen gerechnet werden. Die Notwendigkeit, das 
Angebot der Energietechnologien zu erweitern, 
bleibt darum bestehen. 

— Die notwendigen Maßnahmen zur Verminderung 
der mit der Umwandlung und Nutzung der Ener- 
gie verbrmdenen Umweltbeeinträchtigungen er- 
fordern auch in Zukunft technologische Fort- 
schritte und damit erhebhche finanzielle Mittel. 

— Zukünftig wird dabei die Entwicklung von in die 
Produktionsprozesse integrierten Verfahren so- 
wohl aus technischer wie ökologischer Sicht einen 
hervorragenden Platz einnehmen. Integrierte Um- 
weltschutztechnik wirkt dem Entstehen von Um- 
weltbelastungen von vornherein entgegen, so daß 
Maßnahmen zur nachträghchen Verringerung der 
Umweltbelastungen aus Energieiunwandlxmgs- 
prozessen nach und nach entbehrhch werden. 

— Unsere Energieversorgung muß auch in Zukunft 
für weitere strukturelle Anpassungen offen sein, 
besonders auch im Hinbhck auf eine sparsame und 
rationelle Verwendung der Energie und eine wei- 
tere Diversifizierung der Versorgxmg. Mit einer 
Strategie, die sowohl angebots- wie nachfragesei- 
tige Gesichtspunkte berücksichtigt, lassen sich die 
Ziele Umweltschutz, Ressourcenschonung und 
Versorgungssicherheit gleichzeitig verfolgen. 

— Das Reaktorunglück von Tschernobyl hat die Not- 
wendigkeit unterstrichen, bei der Nutzung der 
Kernenergie auch weiterhin ein Höchstmaß an Si- 
cherheit zu gewährleisten. Hierzu trägt wie bisher 
schon die staatüche Förderung der Nuklearen 
Energieforschung bei, die im übrigen dem Geset- 
zesauftrag des Atomgesetzes entspricht. 
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In einer marktwirtschaftlichen Ordnung hat der Staat 
langfristig angelegte energiepolitische Rahmenbe- 
dingungen zu setzen, die den Zielen Umweltschutz, 
Ressourcenschonung und langfristige Versorgungssi- 
cherheit Geltung verschaffen. Daraus folgt für die 
Energieforschung die Notwendigkeit, dem Energie- 
markt technische Möglichkeiten zur Verfügung zu 
stellen, die auf unsere nationalen Voraussetzungen 
und unsere Bedürfnisse als hochentwickeltes Indu- 
strieland bestmöghch zugeschnitten sind. 

Die Bundesregierung fördert Energieforschung und 
-technik, die zur Lösung der aufgezeigten Probleme 
und zur gesamtwirtschafthch zweckmäßigen Anpas- 
sung und Weiterentwicklung des Energiesystems bei- 
trägt, insbesondere 

O zur mittel- und langfristigen, technisch und wirt- 
schafthch sicheren Versorgung, auch für nachfol- 
gende Generationen 

O zu einem preisgünstigen, die internationale Wett- 
bewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft si- 
chernden Energieangebot 

O zur Umweltfreundhchkeit der Versorgung und zur 
Schonung endlicher Ressourcen 

O zur sicheren Entsorgung, insbesondere der Endla- 
gerung radioaktiver Abfälle. 

Die Bundesregierung fordert deshalb Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben bei Industrieunterneh- 
men, Hochschulen, Forschungszentren und For- 
schungseinrichtungen national sowie in internationa- 
ler Zusammenarbeit. 

In den letzten Jahren wurde eine stärkere Einbindung 
der Wirtschaft in die Finanzierung der Technikent- 
wicklung angestrebt. Diesem Umstand sowie der Fer- 
tigstellung der beiden Prototypreaktoren SNR 300 
Kalkar und THTR 300 Hamm-Uentrop sowie der 
Marktreife bei einzelnen Entwicklungen 

— zur Gewinnung und Umwandlung fossiler Ener- 
gieträger 

— auf dem Gebiet der rationellen Energieverwen- 
dung 

— und im Bereich der regenerativen Energiequel- 
len 

ist es zuzuschreiben, daß der Bedarf an FuE-Mitteln 
des Bundes, vor allem bei der Projektförderung z. Z. 
insgesamt rückläufig ist. 

Demgegenüber werden die Ausgaben für Technolo- 
gien zur Nutzung regenerativer Energieträger mit ei- 
nem noch hohen Ent wicklungspotential ebenso an- 
steigen wie die Ausgaben für Forschung auf dem Ge- 
biet der Reaktorsicherheit. 

Damit werden die Bemühungen der Bundesregierung 
um höchstmöghche Sicherheit kemtechnischer Anla- 
gen und die weitere Diversifizierung des Energiean- 
gebots durch die Fortentwicklung bekannter und die 
Erforschung neuer Energietechniken mit der Folge 


zusätzhcher technologischer Optionen auch im Rah- 
men der Forschungspohtik deutlich erkennbar. 

Aufgrund der gesetzhchen Regelungen ist es allein 
die Aufgabe des Bundes, Endlager für radioaktive 
Abfälle bereitzustellen. Damit ist der Bund auch ver- 
pfhchtet, Untersuchungen sicherheitstechnischer Art 
im Hinbhck auf die Machbarkeit der Endlagerung 
durchzuführen. Die vom Bund veranlaßten Maßnah- 
men bei der Entwicklung von Endlagertechniken und 
Sicherheitsuntersuchungen orientieren sich an den im 
Atomgesetz festgelegten Schutzzielen und den Vor- 
schriften der Strahlenschutzverordnung. 


Kohle und andere fossile Energieträger 

Der einzige Energieträger, von dem in der Bundes- 
repubhk Deutschland größere Vorkommen lagern, ist 
die Kohle. Sie muß zur Sicherung der Energieversor- 
gung und unter Gewährleistung des Umweltschutzes 
genutzt werden. 

Technische Weiterentwicklungen sind notwendig, 
um den Stellenwert insbesondere der Steinkohle im 
Rahmen der heimischen Energieversorgung zu be- 
wahren. Dies erfordert vom Bergbau auch künftig 
große Anstrengungen. 

Hierzu leistet die staaüiche Projektförderung in Berg- 
technik, Kraftwerks- und Feuerungstechnik sowie 
Kohleveredelung maßgebhche Hüfe. 

Die Verbesserung der Umweltverträghchkeit, die 
Verringerung der Kosten und Erhöhung der Ausbeute 
bei der Gewinnung und Nutzung fossiler Energieträ- 
ger, das Vermeiden technologischer „Fadenrisse" so- 
wie die Verbesserung der Arbeitsbedingungen im 
Kohlebergbau sind die vorrangigen Ziele bei der Ent- 
wicklung neuer Techniken. 

WesenÜiche Ergebnisse: 

— Kohlegewinnung unter Tage ist heute voU mecha- 
nisiert; hierdurch wird die Gewinnungsleistung 
pro Arbeitskraft erhebhch gesteigert bei gleichzei- 
tiger körperhcher Entlastung und verbesserten Ar- 
beitsbedingungen. 

Technische Fortschritte bei der Bewältigung der 
Entsorgungsprodukte der Bergwerke und Vermei- 
dung von Bergschäden wurden erreicht. 

— Erfolgreich waren u. a. die Entwicklung der atmo- 
sphärischen und zirkuherenden Wirbelschicht- 
technik für kleine und mittlere Kraft- und Heiz- 
kraftwerke, Verfahren zur Rauchgasentschwefe- 
lung und Stickoxidverminderung. Nach dem Mo- 
deUkraftwerk Völklingen/S aarland stellt die Inbe- 
triebnahme eines Prototyp-Heizkraftwerks mit 
druckbetriebener Wirbelschicht in Aachen eine 
gelungene Kraftwerksoption dar. 

— Bei der Kohleverflüssigung konnten bei der direk- 
ten Hydrierung nach einer erfolgreichen Erpro- 
bung im Püotmaßstab und durch die Umstellung 
der Anlage in Bottrop auf minderwertige Kohlen- 
wasserstoffe die Voraussetzungen für die Erhal- 
tung und Weiterentwicklung dieser Technik ge- 
schaffen werden. 
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— Bei der Kohlevergasung sind mehrere Verfahren 
so erfolgreich weiterentwickelt worden, daß indu- 
strielle Anschlußprojekte entstanden. 

Weitere Maßnahmen: 

— Zur Verbesserung der Leistungsfähigkeit und 
Wirtschafthchkeit des Bergbaus werden Maßnah- 
men zur weiteren Auto matisierung und Humani- 
sierung der Arbeitsabläufe (z. B. Transportpro- 
bleme), zur Bewältigung des Teufenfortschritts, 
zur Verbesserung der Logistik sowie zur Verringe- 
rung der bergbaubedingten Umweltbelastungen 
durchgeführt. 

— Es werden Kraftwerksprozesse weiter entwickelt, 
die Schadstoffbildung von vornherein vermeiden, 
wie druckgefeuerte Wirbelschicht- und Kohle- 
druckvergasung, jeweils in Verbindung mit dem 
Gas- und Dampf turbinen-Kombiprozeß. Die wei- 
tere Venlngerimg der NOx-Emission steht dabei 
im Vordergrund. Im Rahmen der Kraftwerkskom- 
ponentenentwicklung stellt die Hochtemperatur- 
Gasturbine ein wichtiges Element zur Erhöhung 
des Wirkungsgrades dar. 

— Zur Erhaltung langfristiger Versorgungssysteme 
und unter industriepolitischen Aspekten ist die 
Kohleveredlung weiter zu fördern. 

— Veredelung der Kohle bedingt schwerpunktmäßig 
die Förderung neuer Verfahrensansätze, die ent- 
scheidende Kosten- und Umweltvorteüe verspre- 
chen. 

Bei der Kohlevergasung ist die Entwicklung auf 
den Einsatz im Gas- und Dampfturbinen-Kombi- 
prozeß gerichtet. 

Die technische Weiterentwicklung der Kohlever- 
flüssigungsverfahren, unter derzeit schwierigen 
energie Wirtschaf Üichen Randbedingungen, ist 
durch Anwendung der Hydriertechniken zur Auf- 
arbeitung von Rückstandsölen und Schwerölen so- 
wie das Koprozessing- Verfahren gesichert. 

— Weiterentwicklung der fortgeschrittenen Prospek- 
tions- und Explorationstechnologien, ferner die 
Techniken zur Gewinnung und Verarbeitung un- 
konventioneller Öle (Schweröle). 

(Siehe auch Seite 190 „Innovation im Steinkohlen- 
bergbau ''). 


Internationale Zusammenarbeit 

Der internationale Markt für Technologien zur Er- 
schließung und Umwandlung fossüer Energieträger 
ist hoch entwickelt. Soweit dies auf der vorwettbe- 
werblichen Stufe möglich ist, führt die Bundesrepu- 
blik Deutschland im Rahmen der lEA multilaterale 
Kooperationsprojekte zur Forschung und Entwick- 
lung auf dem Gebiet der fossüen Energieträger durch. 
Weiterhin fördert die EG in eigener Verantwortung 
Forschungs-, Entwicklungs- und Demonstrationsvor- 
haben in diesem Bereich. 

Es gibt ferner bilaterale Projekte, z. B. mit Belgien 
(Untertagevergasung), mit der VR China (Kohlever- 
edelung) und mit Venezuela (Schweröl). 



Emeuerbare Energiequellen und rationelle 
Energieverwendung 

Neue Techniken zur Nutzung emeuerbarer Energie- 
quellen und zur rationellen Verwendung erschöpfba- 
rer Energieträger können die Energieversorgung zu- 
sätzlich sichern und tragen in weiten Bereichen zur 
Minderung von Umweltbelastungen und zur Ressour- 
censchonung bei. 

Aus heutiger Sicht können diese Wirkungen insbe- 
sondere auf dem Gebiet der emeuerbaren Energie- 
quellen, deren Nutzung z. Z. häufig noch unwirt- 
schafüich ist, erst langfristig zum Tragen kommen. 

Weitere Forschungs- und Entwicklungsförderung ist 
dann sinnvoll, wenn erkennbar ist, daß hierdurch der 
wirtschaftliche Einsatz dieser Techniken, gegebenen- 
falls zunächst in Marktnischen, ermöglicht wird. Bei 
langfristiger Entwicklungsförderung setzt dies ein 
entsprechend hohes technisches Entwicklungspoten- 
tial voraus. 

Diese Erwartung richtet sich auch an die im Grundla- 
genforschungsbereich angesiedelte Forschungsförde- 
rung. 

WesenÜiche Ergebnisse: 

— Marktreife von Wärmepumpen und von Solaranla- 
gen der 1. Generation zur Erzeugung von warmem 
Brauchwasser sowie passiver Solarnutzungssy- 
steme 

— Marktreife erster Typen von kleinen Windenergie- 
anlagen (Betriebserfahrungen mit dem Bau und 
Betrieb großer Anlagen liegen vor) 

— Technische Anwendungsreife mono- und poly kri- 
stalliner Süiziumzellen 

— Abschluß der ersten Demonstrationsphase solarer 
Prozeßwärme und solarthermischer Stromerzeu- 
gung 

— Erfahrungen aus der Zusammenarbeit mit Ent- 
wicklungsländern bei Versuchsanlagen zur Wind- 
und Sonnenenergienutzung. 

Weitere Maßnahmen: 

— Weiterentwicklung von Techniken zur solarther- 
mischen und photovoltaischen Sonnenenergienut- 
zung mit dem Ziel höherer Zuverlässigkeit und 
Wirtschafthchkeit; Fortsetzung der Komponenten- 
entwicklung 
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— Verbreiterung der grundlagenorientierten For- 
schung, z. B. der Photochemie 

— Anwendungstest von photovoltaisch erzeugtem 
Wasserstoff 

— Realisierung technischer Konzepte zur möghchst 
kostengünstigen Nutzung der Windenergie 

— Erforschung der Hot Dry Rock-Technik zur Nut- 
zung von Erdwärme 

— Intensivierung der internationalen Zusammenar- 
beit auf der Ebene der Forschung auf den Gebieten 
Geothermie, Photo voltaik, Komponentenentwick- 
lung, Solarthermie imd bei der Entwicklung insbe- 
sondere im Verbund mit Entwicklungsländern 

— Verbreiterung des Informationsflusses. 

Rationelle Energieverwendung ist primär Aufgabe 
von Wirtschaft und Verbrauchern. Es stehen viele Lö- 
sungen bereit. Aufgabe der staatlichen Förderung ist 
es allerdings, dort bei der Bewältigung von Innova- 
tionsrisiken zu helfen, wo Wissenschaft und Wirt- 
schaft ohne diese Förderung überfordert wären, z. B. 
bei kleinen und mittleren Unternehmen. 

WesenÜiche Ergebnisse: 

— Entwicklung bis zur Anwendungsreife vieler 
Techniken der rationellen Heizenergieversor- 
gung, von besseren Heizkesseln und Wärmeisola- 
tionsmateriahen bis hin zu büligeren Femwärme- 
verteiltechniken zur Nutzung von Abwärme und 
Wärme-Kraft-Kopplung 

— Entwicklung und Machbarkeitsnachweis einer 
Vielzahl industrieher Emspartechniken der Ab- 
wärmenutzung. 

Weitere Maßnahmen: 

— Kostensenkende Technologie für Energiespei- 
cher 

— Innovative Verfahrenstechniken der industrieUen 
Energieeinsparung 

— Femwärmetechnik 

— Unterstützung von Analyse- und Informations akti- 
vitäten. 

Internationale Zusammenarbeit 

Die Bundesregierung betrachtet es als wichtige Auf- 
gabe, durch Entwicklung geeigneter Technologien 

— zur Lösung der Energieprobleme der Dritten Welt 
beizutragen 

— die Marktchancen der deutschen Wirtschaft zu 
verbessern. 

Auch in Zukunft bleibt die Fortsetzung der internatio- 
nalen Zusammenarbeit innerhalb der lEA und der EG 
ein wichtiger Bestandteil der Forschungspohtik. Die 
vor allem in den letzten fünf Jahren stark ausgeweite- 
ten Programme der EG, insgesamt etwa 270 Mio DM 
jährhch, haben die nationalen Förderprogramme we- 
senthch ergänzt. 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Erneuerbare Energiequellen und rationelle 
Energieverwendung 



Nukleare Energieforschung (einschließlich 
Reaktorsicherheit) 

Für die Sicherung unserer Energieversorgung wird 
die Kernenergie auch in Zukunft notwendig sein. 
Kommerzielle Leichtwasserreaktoren (LWR) haben 
heute einen Anteil von ca. 33 % an der öffenthchen 
Stromversorgung. Ihr Bau und Betrieb bedürfen nicht 
mehr der staaüichen Förderung. Die FuE-Förderung 
richtet sich schwerpunktmäßig auf die Reaktorsicher- 
heit, den Brennstoffkreislauf , insbesondere die Endla- 
gerung, und die Einzelaspekte der Weiterentwick- 
lung der fortgeschrittenen Reaktoren, d. h. des Brut- 
reaktors (einschließlich seines Brennstoffkreislaufes) 
und des Hochtemperaturreaktors. 

Im Bereich Nukleare Energieforschung werden For- 
schungs- und Entwicklungsvorhaben bei Industrie, 
Hochschulen, Kemforschungszentren und anderen 
Forschungseinrichtungen gefördert. 

WesenÜiche Ergebnisse: 

— Alle wesenüichen während des Unfallablaufs in 
Tschernobyl auf getretenen Phänomene waren be- 
reits Gegenstand der Reaktorsicherheitsforschung. 
Die maßgebhchen Untersuchungsschwerpunkte 
Containment-DruckenÜastung, Wasserstoffbe- 
herrschung, StörfaU-Management und Mensch- 
Maschine-Zusammenspiel werden verstärkt wei- 
tergeführt 

— Betrieb der großen deutschen Versuchsanlage im 
Rahmen des trilateralen Projekts zur Notkühlung 
(2D/3D-Projekt) und Versuchsbetrieb der Anlagen 
für Inte graf versuche zur Absicherung der Daten zu 
hypothetischen Störfällen (HDR, CORA) im Be- 
reich Reaktorsicherheitsforschung 

— Weiterentwicklung der Methoden der Sicherheits- 
analyse für Anlagen des Brennstoffkreislaufes und 
die Endlagerung 

— Übergabe der sehr erfolgreichen Urananreiche- 
rungstechnologie mit Gaszentrifugen an die Wirt- 
schaft 

— Mit der Förderung des Forschungsreaktors 
MPR 30 in Indonesien, einem neuartigen System 
mit niedrig angereichertem Brennstoff, wurde ein 
Beitrag zu den internationalen Bestrebungen zur 
Reduzierung des Prohferationsrisikos geleistet 
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— Fertigstellung der Demonstrationsanlagen der 
fortgeschrittenen Reaktorlinien, des SNR 300 
Kalkar und des THTR 300 Hamm-Uentrop, der am 
l.Juni 1987 dem Betreiber übergeben werden 
konnte 

— Betrieb einer Anlage zur Demonstration eines Ver- 
glasungsverfahrens zur Herstellung von GlasblÖk- 
ken oder Glas-Metall-Verbundstoffen für die End- 
lagerung hochradioaktiver Abfälle 

— Nachweis der grundsätzlichen Eignung des ehe- 
maligen Eisenbergwerks Konrad als Endlager für 
solche radioaktiven Abfälle, die eine vemachläs- 
sigbare thermische Einwirkung auf das umge- 
bende Gestein haben. 

Weitere Maßnahmen, z. T. in Vorbereitung: 

— Weiterentwicklung der Laseranreicherung im Ver- 
bund mit der Hochleistungslaser-Entwicklung 

— Nukleare Inbetriebnahme des SNR 300 

— Sammeln und Auswerten von Betriebserfahrungen 
(Verhalten und Lebensdauer von Komponenten, 
Verifizierung der Berechnungsunterlagen) bei den 
fortgeschrittenen Reaktoren 

— Weiterentwicklung der Brutreaktortechnik im 
Rahmen der europäischen Zusammenarbeit 

— Weiterentwicklung der Hochtemperaturreaktor- 
baulinie, vor allem unter dem Gesichtspunkt der 
HTR-spezifischen Sicherheitseigenschaften und 
zur Anwendung nuklearer Prozeßwärme 

— Sicherheitsuntersuchungen zu Wiederaufarbei- 
tungstechnologien für Brennelemente höherer 
Plutoniumanreicherung 

— Einlagerungsversuche für mittel- und hochaktive 
Abfälle (in beiden Fällen rückholbar) im FuE-Berg- 
werk ASSE 

— Modellhafte Beseitigung des stillgelegten Kern- 
kraftwerkes Niederaichbach (KKN) 

— Grundlagenarbeiten für die Endlagerung radioak- 
tiver Abfälle in Salz und anderen geologischen 
Formationen 

— Weiterentwicklung der Technik der direkten End- 
lagerung bis zur Anwendungsreife 

— Optimierung der Maßnahmen zur Spaltmaterial- 
überwachung 

— Fördermaßnahmen zur Reaktorsicherheitsfor- 
schung 

O Ständige Kenntniserweiterung über möghche 
Ursachen und Abläufe von Störfällen, vor allem 
in komplexen Teilsystemen 

O Fortlaufende Weiterentwicklung von Verfahren 
für eine reahstische Sicherheitsbeurteilung 

O Analyse und Bewertung von Sicherheitsreser- 
ven 

O Untersuchungen zu Verfahren der Unfallfol- 
genbegrenzung, d. h. vor allem Containment- 
Druckentlastungssystem, Wasserstoffbeherr- 


schung, Störfall-Management und Mensch-Ma- 
schine-Zusammenspiel 

O Absicherung von Arbeitshypothesen und Basis- 
konzepten bei der Sicherheitsbeurteilung von 
Werkstoffen bzw. Komponenten 

O Theoretische und experimentelle Untersuchun- 
gen zum Langzeitverhalten sicherheitsrelevan- 
ter Komponenten und Systeme sowie komple- 
xer, auf hohe Zuverlässigkeit ausgelegter leit- 
technischer Einrichtungen, in Abhängigkeit 
von der Betriebsdauer. 

Diese Untersuchungen liefern Ergebnisse, die 
auch direkt zu der Risikobewertung herangezogen 
werden. 

Internationale Zusammenarbeit 

Internationale Zusammenarbeit hatte im Bereich der 
nuklearen Energieforschung und -technologie schon 
immer einen hohen Stellenwert. 

Die Bundesregierung unterstützt die Programme zur 
Weiterentwicklung der Kernenergie in der 

— Europäischen Gemeinschaft im Rahmen des dort 
laufenden Energieforschungsprogramms 

— Kernenergieagentur (NEA) der OECD 

— Internationalen Atomenergie-Organisation (lAEO) 
und hat daran Anteil.- 

Darüber hinaus bestehen bilaterale und multilaterale 
Vereinbarungen zur Durchführung gemeinsamer Pro- 
jekte. 

Die Schwerpunkte der internationalen Zusammen- 
arbeit liegen auf den Gebieten 

— schnelle Brutreaktoren 

— Reaktorsicherheitsforschung 

— Brennstoffkreislauf. 


Ausgaben des Bundes für 
Nukleare Energieforschung 
(einschl. Reaktorsicherheit) 



Kernfusionsforschung 

Mit der erfolgreichen Durchführung der Fusionsexpe- 
rimente an der europäischen Tokamak- Anlage Joint 
European Torus (JET) und an dem amerikanischen 
Tokamak Fusion Test Reactor (TFRT) wird in den 
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nächsten Jahren das Erreichen des Lawsonkriteriums 
(Erfüllung der physikalischen Bedingungen für ein 
brennendes Plasma, d. h. Erreichen der nötigen Plas- 
madichte über hinreichend lange Zeit) erwartet. Be- 
dingt durch die Fortschritte in der Plasmaphysik fin- 
den zunehmend die technischen Probleme Interesse, 
die mit dem Bau eines Fusionsreaktors verbunden 
sind. Dementsprechend ist die zukünftige Zielrich- 
tung der Fusionsforschung: 

— Lösung der plasmaphysikahschen Probleme mit 
Hüfe großer Experimentiereinrichtungen 

— Bearbeitung technischer Fragestellungen in einem 
umfassenden Technologieprogramm. 

Das deutsche Fusionsprogramm wird institutionell ge- 
fördert. In den drei Großforschungseinrichtungen 
Max-Planck-Institut für Plasmaphysik (IPP) Garching, 
Kernforschung'sanlage Jühch (KFA) und Kemfor- 
schungszentrum Karslruhe (KfK) werden arbeitsteilig 
plasmaphysikalische und technologische Untersu- 
chungen zur Kernfusion in Großexperimenten durch- 
geführt. Das deutsche Fusionsprogramm ist Bestand- 
teü des europäischen Programms, das von EURATOM 
koordiniert und mit beträchtlichen Gemeinschaftsmit- 
teln gefördert wird. Es ist mehrfach u. a. durch ein 
Gremium unabhängiger Wissenschaftler begutachtet 
worden. 

Im Rahmen von EURATOM wird gegenwärtig die bis 
1992 laufende Anlage JET in Großbritannien betrie- 
ben. Als nächster Schritt wird ein Experiment „Next 
Europaen Torus (NET)“ vorbereitet, das ein brennen- 
des Plasma haben soU und zur Entwicklung der ein- 
zelnen Komponenten eines künftigen Fusionsreaktors 
dienen soU. Der Untersuchungsbeginn wird ab Mitte 
der 90er Jahre erwartet. Erst danach kann in einem 
Demonstrationsreaktor (DEMO) die wirtschaftliche 
Stromerzeugung nachgewiesen werden. 

Im Rahmen einer vom US-Präsident Reagan und Ge- 
neralsekretär Gorbatschow angeregten weltweiten 
Zusammenarbeit wird z. Z. geprüft, ob ein NET-ähn- 
liches Experiment (internationaler thermonuklearer 
experimenteller Reaktor-ITER) von Japan, USA, 
UdSSR und EURATOM mit gemeinsamer Zielsetzung 
geplant und möglicherweise errichtet werden kann. 
Die Vorbereitungsarbeiten für diese Entscheidung, 
die unter der Schirmherrschaft der IAEA durchgeführt 
werden, soUen bis 1990 abgeschlossen sein. 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Kernfusionsfbrschung 



Ausgaben des Bundes für 
Energieforschung und Energietechnologie 



2.6 Umweltforschung; Klimaforschung; 
Sicherheitsforschung 
(Förderbereich F) 

Ökologische Forschung 

Das Ziel der ökologischen Forschung ist, durch inter- 
disziplinäre Forschung über ökologische Zusammen- 
hänge Schädigungen und Schädigungsmögüchkeiten 
zu erkennen und damit eine Grundlage für Vor- 
schläge zum Schutz vor mögüchen Schäden oder zur 
Schadensbehebung zu schaffen. 

Forschungsschwerpunkte sind: 

— Feinere räumliche Rasterung für ökologische For- 
schung 

— Auswahl repräsentativer prototypischer Ökosy- 
steme mit Hilfe mathematisch-statistischer Mo- 
delle 

— Untersuchungen zur Struktur- und Funktions- 
weise dieser Ökosysteme (Prozesse, Stoffströme, 
Wechselwirkungen) 

— Ökosystemforschung als vorbeugende und hei- 
lende Schadensforschung (Wald, Gewässer, Indu- 
strielandschaft) 

— Schadensforschung an konkreten Phänomenen 
und Erarbeitung von Lösungsmöghchkeiten 
(Ozonproblematik, Khmaveränderungsproblema- 
tik, Chemieunfälle). 

Es stehen folgende Themenbereiche im Vorder- 
grund: 

Ökosystemiorschung 

In der Wissenschaft setzt sich immer mehr die Er- 
kenntnis durch, daß Schädigungsprozesse unserer 
Umwelt nur dann hinreichend erkannt und bewertet 
werden können, weim sie nicht einzehi aus ihrem 
Zusammenhang herausgelöst betrachtet werden. 
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Deshalb kommt der Ökosystemforschung, der Ganz- 
heitsbetrachtung der Ökologie, in Zukunft besonderer 
Stellenwert zu. 

Ökosystemforschung bedeutet bessere Kenntnis der 
Stoff- und Energieströme — auch der Schadstoff- 
ströme — , verbessertes Verständnis der Ursachen- 
und Wirkungsmechanismen und des ökologischen 
Gleichgewichts wohl definierter Ökosysteme. 

Langfristig können dann hieraus die zur Schadensver- 
hütung oder -begrenzung notwendigen Maßnahmen 
abgeleitet werden. 

Es ist jedoch bei dieser Art interdisziphnärer For- 
schung notwendig, sich auf das Wesentliche zu be- 
schränken und eine organisierte Kooperation aller an 
dieser wissenschaftlichen Fragestellung beteiligten 
Institutionen des Bundes und der Länder, wie 
z. B. Forschungsinstitute der Hochschulen, Groß- 
forschungseinrichtungen, Max-Planck-Gesellschaft, 
Fraunhofer-Gesellschaft, schrittweise einzuleiten. 

Mit der Etabherung einiger weniger zentraler Ökosy- 
stemforschungsprojekte, die sich mit Themen wie bei- 
spielsweise Wald, Agrar-, Stadt-/dndustrieökosyste- 
men befassen und sehr langfristig angelegt sind, soll 
eine verbesserte Aorbeitsteilung und — damit verbun- 
den — eine nutzbringendere Konzentration der For- 
schungsaktivitäten erreicht werden. 


Bodenbelastung und Wasserhaushalt 

Die vielfältigen Funktionen des Bodens, seiner 
Schutzbedürftigkeit, die an ihn gestellten Nutzungs- 
ansprüche und die daraus resultierenden Gefahren- 
potentiale bestimmen die Inhalte der Forschung zum 
Schutz des Bodens: 

— Erfassung der Bedingungen, Strukturen und Vor- 
gänge, die den Boden als integralen Bestandteil 
von terrestrischen Ökosystemen mit ihren Energie- 
und Stoffkreisläufen befähigen, durch Selbstregu- 
lierung seine Leistungsfähigkeit auch in Bela- 
stungssituationen zu erhalten 

— Eintrag, Verhalten und Wirkungen von Schwer- 
metallen, organischen Substanzen, Nährstoffen 
(insbesondere Nitrat) und Säuren bzw. Säurebild- 
nem, die durch direkten Eintrag über das Wasser 
oder die Luft in den Boden gelangen 

— Untersuchungen zum besseren Verständnis, zur 
Prognose und zur Abwehr von Wind- und Wasser- 
erosionsprozessen und Bodenverdichtungen 

— Entwicklung von Systemen zur Bereitstellung von 
Informationen über die Böden, ihre Eigenschaften, 
Nutzungen und Belastungen sowie von Modellen 
für die Verknüpfung dieser Informationen zum Ab- 
schätzen der Risiken bezüglich der Schädigung 
der verschiedenen Bodenfunktionen 

— Charakterisierung der Bodeninanspruchnahme 
durch Flächenverbrauch (für Siedlung, Verkehr, 
Industrie und Gewerbe, Altlasten) und Entwick- 
lung von Altemativstrategien unter Berücksichti- 
gung ökologischer Belange 


— Umsetzung wissenschaftlicher Erkenntnisse über 
Ursache/Wirkungsbeziehungen in Handlungs- 
konzepte und Empfehlungen für einen schonen- 
den und vorsorgenden Umgang mit der Ressource 
Boden bei konkurrierenden Nutzungsansprü- 
chen. 

Der Boden ist wesentliches Kontaktmedium zum Was- 
ser, sei es Oberflächen-, Grund-, Kapilar- oder Sicker- 
wasser. Ferner erfüllt der Boden eine wichtige Funk- 
tion im Wasserhaushalt oder bei der Grundwasserum- 
bildung. Untersuchungen zur ökosystemaren Bewer- 
tung von Oberflächengewässem und Grundwasser 
sowie zur Ableitung ökologisch optimierter Schutz- 
und Nutzungskonzepte werden deshalb in enger 
Kopplung zur Bodenforschung durchgeführt. 

Waldschäden 

Durch interdisziplinäre Ursachen-Wirkungsforschung 
wurden die verschiedenen Hypothesen zur Erklärung 
der Waldschäden konzentriert an ausgewählten 
Standorten verfolgt. Die bisherigen Forschungsergeb- 
nisse der zahlreichen vom Bund — insbesondere 
BMFT, BMU, BML — und den Ländern geförderten 
Vorhaben weisen deutlich darauf hin, daß als Ursache 
für die Waldschäden nicht einzelne Streßfaktoren al- 
lein ausschlaggebend sind, sondern es sich um kom- 
plexe Erkrankungen handelt, deren Ursachen Stand- 
ort- und zeitabhängig sind. Luftschadstoffe spielen 
dabei eine maßgebliche Rolle. 

Die Phase der Bestandsaufnahme kann als abge- 
schlossen angesehen werden, ihr folgt jetzt eine ver- 
tiefte Ajialyse der standortspezifischen Quantifizie- 
rung der Einflußgrößen. 

Nach Auswertung der bisherigen Forschungsergeb- 
nisse wird sich die Förderung des BMFT in Zukunft 
auf drei Schwerpunkte konzentrieren: 

— Immissions- und Depositionsmessungen mit dem 
Ziel, die Stoffströme an den Schnittstellen Atmo- 
sphäre/Blatt und Atmosphäre/Boden feststellen 
und büanzieren zu können 

— Untersuchungen zum oberirdischen Wirkungs- 
pfad, einschheßhch biochemischer Untersuchun- 
gen zum Eindringen und Verhalten der Schad- 
stoffe im biologischen System 

— Untersuchungen zum unterirdischen Wirkungs- 
pfad mit den Untersuchungskomplexen Chemie 
und Biologie/Biochemie des Bodens, Biologie/Bio- 
chemie und Transportvorgänge in der Rhizosphäre 
und Stoffwechselphysiologie im Wurzelbereich, 
die alle eng miteinander Zusammenhängen. 


Atmosphärische Schadstoffkreisläufe 

Die Folgen der Schadstoffbelastung der Atmosphäre, 
wie Waldschäden, Materialschäden, Beeinträchti- 
gung der Gesundheit, erfordern eine Aufklärung der 
physikahsch-chemischen Prozesse von Spurenstoffen 
in der Atmosphäre. Neben der kleinräumigen und 
regionalen Verfrachtung sind auch die überregionale 
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Verfrachtung von Schadstoffen und deren Umwand- 
lungsreaktionen während des Transports zu untersu- 
chen. Besonderes Augenmerk wird dabei aber auch 
auf die Ablagerung von anthropogenen Spurenstoffen 
gelegt, um deren Kreisläufe zu bilanzieren und gesi- 
cherte Daten für die Wirkungsforschung zu bekom- 
men. 


Umweltchemikalien 

Die teilweise hohe Stabilität von Umweltchemikalien 
und deren hoher Verteilungsgrad führen zwangsläu- 
fig zum Auftreten dieser Schadstoffe in der Luft, im 
Wasser und im Boden; sie gelangen so in die Nahrung, 
in Genußmittel und Kosmetika. Umwelt Chemikalien 
belasten somit ganze Ökosysteme, d. h. ökologische 
Räume und die darin lebenden Mikroorganismen, wie 
Pflanzen und Tiere und natürhch den Men sehen. Für 
die Erfassung und Abschätzung des Gesamtrisikos für 
die unbelebte und belebte Umwelt durch Chemika- 
hen gilt es, vor allem Methoden und Verfahren zur 
langfristigen Trenderkennung bei der Schadensbela- 
stung zu entwickeln. Neben der Ermittlung der Dosis/ 
Wirkungsbeziehung von Stoffen oder Stoffklassen auf 
Lebewesen rücken zunehmend Fragen nach Wirkung 
und Verhalten von Umweltchemikahen in Ökosyste- 
men in den Mittelpunkt der Untersuchungen; also 
Fragen der 

— Ausbreitung 

— Deposition 

— Akkumulation 

— Umwandlung 

— Reaktion im System 

— Regeneration und Anpassung. 


Umwelt und Gesundheit 

Langzeitstudien zur Erkennung gesundheitsschädli- 
cher Wirkungen von Umweltfaktoren haben beson- 
dere methodische Schwierigkeiten. Der Grund dafür 
liegt u. a. in der Vielfalt möglicher Risikofaktoren und 
der Trennung der verschiedenen Einflüsse. Dazu ge- 
hört auch die große Anzahl von Schadstoffen, die auf 
den Menschen einwirken können. 

In Anbetracht der extrem toxischen Wirkungen ver- 
schiedener chemischer Substanzen, z. B. der Dioxine 
und Furane, sind genaue Kenntnisse über das Entste- 
hen und Auftreten solcher Stoffe notwendig, die durch 
umfangreiche toxikologische Untersuchungen er- 
gänztwerden müssen, um die möglichen Risiken auch 
für den Menschen zu beschreiben. Soweit noch nicht 
vorhanden, sind die Voraussetzungen für die umfang- 
reichen Untersuchungen der Wirkungen hochtoxi- 
scher Stoffe z. B. in Tierversuchen zu schaffen. Ferner 
ist zu erforschen, wie zukünftig eine rückstandslose 
gefahrenfreie Beseitigung — beispielsweise durch 
Umwandlung der Stoffe — erreicht werden kann. Die 
Zahl und insbesondere der große Aufwand für die 
Untersuchung solcher hochtoxischen Stoffe macht 


eine gezielte internationale Arbeitsteilung unum- 
gängheh. 

Durch experimentelle und epidemiologische Untersu- 
chungen sollen Risikosubstanzen aufgespürt werden. 
Neue Methoden und Indikatoren sollen entwickelt 
werden, die als Instrument für eine Früherkennung 
von Schadstoffbelastungen eingesetzt werden kön- 
nen. Der Übertragbarkeit der Forschungsergebnisse 
auf den Menschen kommt besondere Bedeutung zu. 

Wegen der besonderen Bedeutung der Erkenntnisse 
über die Wirkung von Umweltschadstoffen auf den 
Menschen sind epidemiologische Untersuchungen 
und Auswertungen vorhandener Daten von beson- 
derer Wichtigkeit. Folgende Untersuchungen sind 
durchzuführen; 

— Auswertung vorhandener Daten, z. B. Krebsregi- 
ster 

— Gezielte Interviews von erkrankten Patienten, z. B. 
Lungenkarzinome 

— Internationale Untersuchungen imterschiedüch 
belasteter Gruppen, z. B. Vergleiche von Gruppen 
in der BundesrepubÜk Deutschland mit denen in 
anderen Ländern, in denen andere Umweltbedin- 
gungen herrschen 

— Verstärkimg der Epidemiologie in der Arbeitsme- 
dizin, wo höhere Belastungen durch spezifische 
Stoffe vorhegen als in der allgemeinen Umwelt, für 
eine Extrap olierung der Dosis-Wirkungs-Kurven 
in umweltrelevante Konzentrationsbereiche. 

Soweit noch nicht vorhanden, sind die Voraussetzun- 
gen für eine Intensivierung der epidemiologischen 
Forschung zu schaffen. 

Umweltschäden sind kein Phänomen, das national 
eingegrenzt werden kann. Das Problem kann deshalb 
auch nicht allein auf nationaler Ebene gelöst werden. 
Im Rahmen der ökologischen Forschung ist deshalb 
von Beginn an versucht worden, Problemlösungen zu- 
sammen mit unseren Nachbarstaaten, aber auch auf 
außereuropäischer Ebene zu finden. 

Beispiele für bilaterale Zusammenarbeit sind die ge- 
meinsamen Projekte der interministeriellen Arbeits- 


Ausgaben des Bundes für 
Ökologische Forschung 
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gruppe „Waldschäden/Luftverunreinigungen" des 
Bundes und der Länder und des ,, National Acid Pre- 
cipitation Program" (NAPAP) der USA oder das auf 
Initiative von Frankreich und der Bundesrepublik 
Deutschland zustande gekommene EUROSILVA-Pro- 
jekt, in dem die Physiologie des Baumes näher unter- 
sucht werden soll. 

Außereuropäisch soll vor allem in Zukunft der Tro- 
penökologie verstärkte Aufmerksamkeit gewidmet 
werden. Ein entsprechendes deutsch-chinesisches 
Gemeinschaftsprojekt ist bereits in Gang gesetzt wor- 
den; es soll ein Beitrag zum UNESCO-Programm 
„Mensch und Biosphäre " leisten. 


Umweltschonende und Umweltschutztechnologien 

Emissionsarme Technologien und Produkte 

Die Verminderung von Emissionen bei industriellen 
Prozessen kann neben Prozeß-nachgeschalteten 
(sekundären) Reinigungsmaßnahmen durch eine Ver- 
meidung von Schadstoffen an der Emissions-Quelle, 
d. h. Primärmaßnahmen, erfolgen. 

Der Einsatz emissionsarmer Verfahren und Produkte 
bietet sich vor aUem bei schwer- bzw. nicht abbauba- 
ren Schadstoffen, insbesondere Schwermetallen und 
Halogenkohlenwasserstoffen an, da hierbei nachge- 
schaltete Sekundärmaßnahmen zwangsläufig zu 
Emissionsverlagerungen führen. Weiterhin ist bei Pro- 
zessen mit großem Schadstoffausstoß eine Vermei 
düng an der Quelle die wirkungsvollere (und wirt- 
schaftlichere) Lösung gegenüber aufwendig zu di- 
mensionierenden Sekundärmaßnahmen. 

Eine Möglichkeit, Schadstoffemissionen nicht nur bei 
der ProdukthersteUung, sondern auch bei der Pro- 
duktverwendung und Abfallentsorgung zu vermei- 
den, ist die Substitution toxischer Einsatzstoffe durch 
unbedenklichere Stoffe mit vergleichbaren Produkt- 
eigenschaften. 

Schwerpunktmäßig wurden FuE-Vorhaben auf dem 
Gebiet der ZeUstoffgewinnung, der metallurgischen 
Verfahren, der Nahrungsmittelgewinnung und des 
Oberflächenschutzes gefördert. 

A bfallwirtschaft 

Ziele einer modernen, umweltfreundlichen AbfaU- 
wirtschaft sind entsprechend der 4. Novelle des Ab- 
fallgesetzes 

— Abfallvermeidung 

— Wieder- und Weiterverwendung von Abfällen 
(Recychng) 

— umweltfreundliche Entsorgung. 

Die energetische und stoffliche Verwertung von Ab- 
fällen sind hierbei gleichrangige Ziele und haben Vor- 
rang vor der Entsorgung, soweit dies wirtschaftiich 
vertretbar ist. 

Beispiele für FuE-Projekte im Bereich AbfaUvermei- 
dung sind die Entwicklung umweltfreundhcher Ent- 


fettungs-, Reinigungs- und Oberflächenbehandlungs- 
techniken sowie die Entwicklung rückstandsarmer 
Produktionstechniken (z. B. zur Aufbereitung von 
Altöl unter Vermeidung von Säureharzen oder rück- 
standsarme Lackierprozesse). 

Weitere FuE- Schwerpunkte sind entsprechend den 
Zielen des Abfallgesetzes FuE-Projekte zur Vermin- 
derung, Vermeidung und Verwertung von Abfällen: 

— Thermische Verfahren der Müllbehandlung 
(Reduzierung des MüUvolumens) 

Bei der MüUverbrennungstechnik gilt es insbeson- 
dere, Emissionsverlagerungen weitgehend zu ver- 
meiden. Aus die sem Grunde werden FuE-Arbei- 
ten zur verbesserten Rauchgasreinigungstechnik 
sowie zur Optimierung der Feuerungstechnik 
durchgeführt; durch verfahrenstechnische Maß- 
nahmen soUen insbesondere Emissionen von 
Schadstoffen (u. a. Dioxine) vermieden werden. 

Gleichzeitig wird die Erhöhung der Verfügbarkeit, 
des Wirkungsgrades sowie der kombinierten 
Schlamm-ZMüllverbrennung bei Verbrennungs- 
anlagen untersucht. 

Von besonderer Bedeutung ist die Erprobung der 
Wirbelschichtfeuerung für feste Abfallstoffe sowie 
die MüUvorbehandlung bei der Verbrennungs- 
technik. 

— Neue Verfahren zur Entsorgung und Verwertung 
von SondermüU 

Fragen der Energie- und Rohstoffrückgewinnung, 
der Vermeidung von Emissionsverlagerungen so- 
wie der Umarbeitung der Abfälle zu verwertbaren 
Wirtschaftsgütem stehen hierbei im Vorder- 
grund. 

Ferner werden Techniken zur Wieder- und Weiter- 
verwendung von Altkunststoffen, Kleinbatterien 
sowie CKW- und PCB-haltigen Abfallstoffen ge- 
fördert. 

~ Neue Verfahren zur umweltfreundlichen Deponie- 
rung von Abfallstoffen 

FuE-Projekte werden zur Sammlung und Aufbe- 
reitung von Deponiesickerwässern durchgeführt. 
Hinzu kommen Projekte zur Langzeitstabüität von 
Dichtsystemen bei Deponien. Auch die Aufberei- 
tung von Deponiegas zu reinem Methan (H-Gas- 
Quahtät) wird verfolgt mit dem Ziel, diese Emissio- 
nen nutzbar in konventionelle Gasverteilungs- 
netze einzuspeisen. 

— Sanierung von Altlasten 

Bei der Sanierung von Altlasten werden neue Ver- 
fahren und Methoden zum vor- und nachträgh- 
chen Grundwasserschutz (z. B. in Situ-Sanierungs- 
techniken), der Deponiesickerwässer- Aufberei- 
tung sowie von Such- und Erkennungstechniken 
von Altlasten gefördert. Hinzu kommt die Entwick- 
lung von Verfahren zur Entgiftung von kontami- 
niertem Erdreich durch ehemalige industrielle Tä- 
tigkeiten sowie Methoden zur Aufbereitung von 
verunremigtem Grundwasser. 

Darüber hinaus soll die Aufbereitung von salzhal- 
tigen Schlacken erprobt und in die Praxis einge- 
führt werden. 
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— Verbesserung und Weiterentwicklung abfallwirt- 
schafthcher Grundlagen und Planungsinstru- 
mente 

Die Weiterentwicklung von Methoden der chemi- 
schen und physikalischen Abfallanalytik sowie 
Sammlung und Auswertung abfallwirtschafthcher 
Daten werden gefördert. 


Luftreinhaltung 

Die Abscheidung von Schwefeldioxid, Stickoxiden, 
organischen Verbindungen und Staub hat bei den 
Großemittenten (Kraftwerke, Kraftfahrzeuge) inzwi- 
schen einen hohen technischen Stand erreicht. 

Hingegen fehlen bei den Kleinemittenten (Gewerbe, 
Haushalt u. a.) häufig auch wirtschaftlich praktikable 
Lösungen zur Abgasreinigung kleiner Volumen- 
ströme. Entsprechende FuE-Vorhaben werden geför- 
dert. 

Weiterhin erfolgt die 

— Entwicklung neuer bzw. verbesserter meßtechni- 
scher Verfahren zur Feststellung und Überwa- 
chung von Luftschadstoffen insbesondere im Spu- 
renbereich 

— Erweiterung und Verfeinerung von Analyse- und 
Planungsmethoden sowie Erstehung von Rechen- 
modeUen zur Ausbreitung von Schadstoffen. 


Küstengewässer und Hohe See 

Nachdem die Entwicklung von Verfahren und Gerä- 
ten zur Ölbekämpfung auf der Hohen See und in 
Küstengewässern (z. B. die Ölbekämpfungsschiffe 
Bottsand, MPOSS u. a.) erfolgreich abgeschlossen 
werden konnte, konzentrieren sich die weite ren FuE- 
Aktivitäten auf die Entwicklung von geeigneten Ver- 
fahren und Geräten zur Bekämpfung von Ölverimrei- 
nigungen im Watt-/Strandbereich (Wattgängiges 
Fahrzeug) sowie die Entsorgung der anfahenden 
Öl-/Sandgemische. Weiterhin werden Möghchkeiten 
einer zuverlässigen und genereU anwendbaren Er- 
kennung von Ölverunreinigungen aus der Luft unter- 
sucht. 


FuE-Ausgaben des Bundes für Umwelt- 
schonende und Umweltschutztechnologien 



Wasserforschung 

Forschung und Entwicklung zum Gewässer schütz, 
Hydrologie 

Der Zustand der Oberflächengewässer in der Bundes- 
repubhk Deutschland hat sich seit Beginn des 1 . Um- 
weltprogramms der Bundesregierung (1971) in vieler 
Hinsicht verbessert. Insbesondere ist die Belastung 
mit biologisch abbaubaren Stoffen und Ammonium 
durch den Ausbau der mechanisch-biologischen Ab- 
wasserreinigung wesentlich zurückgegangen. Damit 
hat sich der Sauerstoffhaushalt stabüisiert, d. h. es tre- 
ten nur noch sehr selten Sauerstoffmangelsituationen 
und dadurch bedingte ökologische Schäden (z. B. 
Fischsterben) auf. Auch die Belastung der Gewässer- 
sedimente ist zurückgegangen, insbesondere im 
Schwermetallgehalt. 

Einen Schwerpunkt der weiteren Wasserforschung 
bilden die Stoffe, die durch die mechanisch-biologi- 
schen Kläranlagen nicht oder nicht wirkungsvoll ge- 
nug abgebaut werden können, sowie die über diffuse 
Quellen (z. B. Landwirtschaft, Luft, Verkehr) in ober- 
irdische Gewässer gelangen; den Nährstoffen (Phos- 
phor, Stickstoff) und den gefährhchen Stoffen (gern. 
§ 7 a WHG) ist dabei besondere Aufmerksamkeit zu 
widmen. 

Im Vordergrund steht die chronische Dauerbelastung 
mit diesen Stoffen, die trotz teilweiser Verringerung 
immer noch zu hoch ist. 

Zusätzüch spielen gelegenthche Stoßbelastungen aus 
Chemie Unfällen und anderen Störfällen, die — wie im 
Fall Sandoz — zu akut gefährhchen Situationen füh- 
ren und z. B. das Leben in den Gewässern und die 
Trinkwasserversorgung gefährden können, eine 
wichtige Rohe. 

Die Situation des Grundwassers ist gekennzeichnet 
durch einen an immer mehr Stellen beobachteten An- 
stieg des Salzgehaltes, insbesondere der Nitrate, Sul- 
fate und der Härte, sowie durch eine Vielzahl von 
Kontaminationen mit anthropogenen organischen 
Stoffen. Es fehlt aherdings ein Gesamtbild der Grund- 
wasser quahtätssituation, weil die Untersuchungen 
der Grundwasserbeschaffenheit durch die Länder erst 
begonnen haben. Durch die Quahtätsveränderungen, 
die besonders eindeutig beim Nitrat feststeUbar sind, 
ist der Stellenwert des Grundwassers als einer der 
besten und sichersten Trinkwasserressourcen an 
manchen Stehen erheblich beeinträchtigt. 

Die aufgezeigten Probleme und ihre Bewertung füh- 
ren zu folgenden Entwicklungsprioritäten für das För- 
derprogramm: 

— Aufklärung von Herkunft, Wegen, Verbleib und 
Wirkungen gefährhcher Stoffe in Gewässern und 
in Kläranlagenabläufen sowie Untersuchungen 
zur Bedeutung der Pflanzennährstoffe für die Ge- 
wässerbeschaffenheit mit dem Ziel, Entschei- 
dungshilfen für die zukünftigen Anforderungen an 
die Abwasserbehandlung zu erarbeiten 

— Verbesserung des analytischen Instrumentariums 
zur schneUen Sachstandsermittlung von kurz- und 
langfristigen Auswirkungen stoßarüger Belastun- 
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gen, insbesondere durch Einsatz kontinuierlicher 
Biotests 

— Technologien und Maßnahmen zur Verminderung 
des Nitrateintrags in das Grundwasser allgemein 
und besonders im Bereich von Grundwasserent- 
nahmen für die öffentliche Wasserversorgung 

— Technologien zur Erkennung, Sicherung und Be- 
seitigung kontaminierter Gewässersedimente und 
von grundwasserrelevanten Bodenkontaminatio- 
nen soAAÜe Schadstoff bedingter Schädigungen der 
Grundwasserleiter. 


Forschung und Entwicklung zur Wasserversorgung 

ln der Bundesrepublik Deutschland gibt es insgesamt 
gesehen keine Wassermengenprobleme. Jedoch be- 
stehen lokale oder auch regionale Engpässe. Mangel- 
situationen entstehen auch dadurch, daß die bisheri- 
gen Rohwasserressourcen aus Qualitätsgründen nicht 
mehr genutzt werden kÖnnen/soUen. Das ist jetzt vor 
allem bei stark nitrathaltiqen Grundwässern der 
Fall. 

Etwa 75% der deutschen Trinkwasserversorgung 
hängen vom Grundwasser ab. Das Thema Grundwas- 
ser hat besonders vor dem Hintergnmd der inzwi- 
schen bekanntgewordenen unterschiedlichen Ge- 
fährdrmgen des Grundwassers eine große Bedeu- 
tung. 

Um die Wasserversorgung langfristig sichern zu kön- 
nen, müssen wirkungsvolle und wirtschaftlich trag- 
bare Methoden und Technologien entwickelt werden 
zum Schutz bzw. zur Sanierung der Wasserressour- 
cen, zur ökologisch und ökonomisch optimalen Be- 
wirtschaftung der Gewässer sowie zur Gewinnung, 
Aufbereitung, Verteüung und Einsparung von Was- 
ser. Die erarbeiteten Erkenntnisse und Verfahren 
können auch einen Beitrag zur Lösung der Wasserpro- 
bleme der Entwicklungsländer leisten. 

Die Förderung von Forschung und Entwicklung zur 
Trink- und Brauchwasserversorgung hat die folgen- 
den Förderschwerpunkte: 

— Untersuchungen zur Auswirkung und Vermei- 
dung negativer Folgen von stoßartigen Belastun- 
gen auf die Trinkwasserge winnung sowie Ent- 
wicklungen zur Erhöhung der Qualitätskonstanz 
in der Wasserversorgung 

— Entwicklung von aufeinander abgestimmten Auf- 
bereitungs- und Desinfektionsverfahren mit mini- 
miertem Desinfektionsmittelaufwand, Untersu- 
chung der Nebenwirkungen von Desinfektions- 
verfahren sowie zur Verhinderung mikrobiologi- 
scher Probleme bei der Trink wasserverteilrmg und 
der Hausinstallation 

— Entwicklung von Aufbereitung sverfahren zur Re- 
duzierung, Eliminierung von Pflanzenschutzmit- 
teln 

— Entwicklimg und Bewertung von Einrichtungen 
und Verfahren zur Reduzierung des Wasserver- 
brauchs in Haushalten, Gewerbe und Industrie 


— Verbesserung der Verfahren zur Entfernung von 
Neutralsalzen und gesundheitlich bedenklichen 
Mikroverunreinigungen sowie die dafür notwen- 
digen verfahrenstechnischen Grundkenntiüsse 
und deren technische Erprobung 

— Untersuchungen über Ursachen und von Vermei- 
drmg der Korrosion sowie der durch sie bedingten 
Verschlechterung der Trinkwasserquahtät. 

Forschung und Entwicklung zur Abwasser- und Klär- 
schlammentsorgung 

ln diesem Bereich sind folgende Arbeitsbereiche zu 
unterscheiden; 

— Ableitung und Behandlung von kommunalem Ab- 
wasser 

— Behandlung, Verwertung und Beseitigung von 
Klärschlämmen 

— Behandlung und Entsorgung von industriellen Ab- 
wässern 

— Behandlung und Entsorgung von Sonderabwäs- 
sem. 

Bis heute wurden ca. 90 % der Einwohnerschaft an 
öffenüiche Kanalnetze an geschlossen, wobei eine 
Tendenz zur weitgehenden Zentralisierung vor- 
herrschte. Wegen des damit verbundenen hohen Ka- 
nalisationsaufwandes erscheinen für die Erfassung 
der noch nicht angeschlossenen Einwohner dezen- 
trale Lösungsansätze wirtschaftlich und auch ökolo- 
gisch günstiger. Die kommunalen Kläranlagen neh- 
men auch 4/5 der industriellen und gewerblichen Ab- 
wasserlast auf, nur der Rest wird in industrieeigenen 
Kläranlagen behandelt. 

Für die Reduzierung biologisch abbaubarer Abwas- 
serinhaltsstoffe hat sich die biologische Abwasserbe- 
handlung als sehr leistungsfähiges Verfahren erwie- 
sen. Ihre allgemeine Einführung und technische Ver- 
besserung stand im Vordergrund der Anstrengungen 
bis Anfang der 80er Jahre. Z. Z. wird das Abwasser 
von über 70 % der Einwohner der Bundesrepublik 
Deutschland vollbiologisch behandelt, 1969 waren es 
nur 35 %. Für eine über die geltenden Mindestanfor- 
derungen hinausgehende Reinigung sind jedoch noch 
weitere Anstrengimgen erforderüch, vor allem auch 
im Hinbhck auf die Verringerung der Phosphor- und 
Stickstoffbelastung. 

Auf dem Sektor der Industrieabwässer ist der Ausbau 
der Abwasserbehandlung ebenfalls weit fortgeschrit- 
ten, soweit biologische Verfahren einsetzbar sind, ins- 
besondere bei in großen Mengen anfallenden Misch- 
abwässem der chemischen Industrie, ln anderen Be- 
reichen besteht jedoch noch ein technologischer 
Nachholbedarf. So bilden in einigen Fällen, z. B. in 
den bei der Zellstoffbleiche anfallenden Abwässern 
die biologisch nur schwer oder nicht abbaubaren 
Stoffe die Hauptmenge der Verunreinigung. 

Auch mittels biologischer Hochleistungsverfahren in 
Verbindung mit chemischer Fällung, Ultrafiltration, 
Adsorption, Umkehrosmose, Naßoxidation und ande- 
ren Verfahren der weitergehenden Abwasserbehand- 
lung können solche Verunreinigungen noch nicht be- 
friedigend eliminiert werden. 
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Folgende Entwicklungsschwerpunkte werden in den 

oben genannten Arbeitsbereichen prioritär geför- 
dert: 

— Quantifizierung und Charakterisierung der Immis- 
sionen von den Oberflächen in das Kanalnetz 

— Weitergehende Reinigung für Abwässer, insbe- 
sondere zur Entfernung von biologisch schwer ab- 
baubaren Stoffen, Stickstoff und Phosphor. Ver- 
besserung der Nachklärung, insbesondere auch im 
Hinblick auf das Schwimmschlammproblem 

— Vorbehandlung industrieller und gewerblicher 
Abwässer mit dem Ziel der problemlosen Endbe- 
handlung zusammen mit kommunalem Abwasser 

— Weitergehende Ehmination von Chemischem 
Sauerstoffbedarf (CSB) und biologisch schwer ab- 
baubaren organischen Verbindungen bei der iso- 
herten Behandlung von Industrieabwasser durch 
Anwendung von biotechnologischen und physika- 
hsch-chemischen Verfahren. Ferner Vorkehrun- 
gen zum Abfangen von Stoßbelastimgen und Ver- 
fahren für die Elimination von gefährlichen Schad- 
stoffen in geringer Konzentration 

— Spezielle Behandlungsverfahren für schwierige 
und konzentrierte Abwässer, die sichers teilen, daß 
die Schadstoffe nicht in die Gewässer gelangen 

— Verbesserung der Technologie der Schlammver- 
wertrmg und -entsorgung mit dem Ziel, Deponie- 
raum zu sparen und möghchst auch Wertstoffe zu- 
rückzugewinnen. 


Ausgaben des Bundes für Wasserforschung* 



* Die FuE-Ausgaben beziehen sich nur auf die Wasserversorgung; die FuE- 
Ausgaben für die Abwasserentsorgung sind oben unter "Umweltschonende 
und Umweltschutztechnologien” aufgeführt. 


Klimaforschung 

Die Klimaforschung gehört in den Bereich der Vorsor- 
geforschung. Es geht um das rechtzeitige Erkennen 
von Entwicklun gen, die das derzeit quasi stabile 
Klima in ein anderes überführen könnten. 

Folgende Probleme spielen eine besondere Rolle: 

— Das Ozonloch (Ozonabbau in der Stratosphäre 
durch FCKW's imd andere Spurengase), 

— Erhöhung der Konzentration von Spurengasen 
(C02, Ozon, Methan, Distickstoffoxid) in der 
Troposphäre. 


Im Khmaforschungsprogramm der Bundesregierung 
sind in erster Linie die Auswirkungen der menschli- 
chen Eingriffe auf das Khma mit den o. a. angespro- 
chenen Problemen zu erforschen, in zweiter Linie aber 
auch die Wirkungen von evtl. Khmaänderungen auf 
verschiedenen Lebensbereiche wie Wasserhaushalt, 
Landwirtschaft, Gesundheit. 

Ein wesentliches Element des Khmaforschungspro- 
gramms stellt das Klimarechenzen träum (KRZ) in 
Hamburg dar. Mit seiner vorgesehenen personellen 
und technischen Ausstattung soll ein wesentliches Ko- 
ordinierungsinstrument der Klimaforschung geschaf- 
fen werden. Diese vollzieht sich heute vor allem in 
Form neuer und sehr aufwendiger Rechenmodelle, 
die das Herz vieler deutscher und europäischer For- 
schergruppen bilden. Es wird erwartet, daß sowohl die 
vielerorts eingesetzten Standardmodelle als auch die 
bisher recht einfachen Szenarienmodelle zu immer 
leistungsfähigeren Entscheidungsmodellen fortent- 
wickelt werden. Das KRZ ist eng mit den Aktivitäten 
des Europäischen Zentrums für mittelfristige Wetter- 
vorhersagen (READING) gekoppelt (vgl. im einzelnen 
Teü V, Abschnitt 3.7). Darüber hinaus könnten große 
Datenmengen, die aus großräumigen Meßprogram- 
men (SateUitendaten, WeltkÜmaforschungsprogram- 
me) stammen, optimal aufgewertet werden. 

Die weltweiten Phänomene des Klimas und seine evtl. 
Änderungen bedingen eine enge internationale Zu- 
sammenarbeit. Diese erfolgt mit verschiedenen gro- 
ßen Organisationen, wie World Meteorological Orga- 
nization (WMO), International Council of Scientific 
Uniona (ICSU), EG, Intergovemment Oceanographic 
Commission (IOC), European Space Agency (ESA). 
Die Aktivitäten orientieren sich z. Z. vielfach an den 
Zielen des Weltklimaforschrmgsprogramms (WC AP). 
Es werden sowohl Meßkampagnen als auch Koordi- 
nierungsmaßnahmen zwischen den Systemen, z. B. 
Satellitenbeobach tim gen, Ozeanexperimente ge- 
meinschafüich unternommen. 


FuE-Ausgaben des Bundes für Klimaforschung 



Strahlenschutzforschung 

Primäres Ziel des Strahlenschutzes ist es, Schäden 
durch ionisierende Strahlen soweit wie irgend mög- 
hch zu verhindern, jede unnötige Strahlenexposition 
oder Kontamination von Personen, Sachgütern oder 
der Umwelt zu vermeiden und unvermeidbare Strah- 
lenexpositionen oder Kontaminationen so gering wie 
möglich zu halten. 
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Schwerpunkte der Forschung und Entwicklung auf 
dem Gebiet des Strahlenschutzes sind: 

— Analyse der natürlichen und zivilisatorischen 
Strahlenexposition 

— Meßtechnik und Dosisermittlung 

— Radioökologische Daten und Modelle 

— Somatische und genetische Wirkungen von Strah- 
lenexpositionen 

— Vorsorge für Störfälle und Unfälle 

— Strahlenrisiken durch Umgang mit radioaktiven 
Stoffen und ionisierenden Strahlen 

— Verfahren und Einrichtungen zur Optimierung des; 
Strahlen schütz es 

— Strahlenschutz bei der Behandlung und Beseiti- 
gung radioaktiver Abfälle 

— Biologische Indikatoren, Pathogenese von Strah- 
lenschäden einschheßhch Diagnose und Thera- 
pie. 

In den laufenden Forschungsvorhaben wird die zivi- 
hsatorisch bedingte Veränderung der natürhchen 
Strahlenexposition insbesondere auch in Wohnhäus- 
ern festgestellt. Weitere Forschungsvorhaben befas- 
sen sich mit der Verbesserung bestehender Dosime- 
tersysteme, der Ermittlung radioökologischer Parame- 
ter, der Quantifizierung biologischer Effekte als Folge 
einer Strahlenexposition und mit der Planung und 
Optimierung von Notfallschutzmaßnahmen. Gegen- 
stand weiterer Forschungsvorhaben sind die Ermitt- 
lung typischer Strahlenexpositionen bei bestimmten 
Tätigkeiten im Rahmen des Brennstof fkreislaufs, die 
Optimierung von bestimmten Strahlenschutzmaßnah- 
men rmd Vorrichtrmgen, der Strahlenschutz bei der 
Handhabung radioaktiver Abfälle und die Entwick- 
lung biologischer Indikatoren. 

Gefördert werden diese Forschungs- und Entwick- 
lungsvorhaben bei zahlreichen Hochschuhnstituten 
sind verschiedenen Brmdesämtem und Bundesanstal- 
ten. 

Die vorhegenden Ergebnisse ermöghchen eine reah- 
stische Einschätzung der Strahlenbelastung durch Ra- 
don in Wohnungen. Weitere Ergebnisse der For- 
schungsvorhaben sind u. a. universeU einsetzbare Do- 
simeter, verbesserte Daten imd Modelle zur Ermitt- 
lung der Strahlenexposition der Bevölkerung sowie 
der Nachweis größerer Expositionen bei beruflich 
Strahlenexponierten über die biologische Dosime- 
trie. 

Die Forschungsaktivitäten der Bundesrepubhk 
Deutschland auf dem Gebiete des Strahlenschutzes 
sind in enger Beziehung zu der internationalen Strah- 
lenschutzforschung zu sehen. Die Forschung in der 
EG und bei der OECD werden über die entsprechen- 
den Beratungsgremien koordiniert. Daneben werden 
die Ergebnisse der Strahlenschutzforschung über die 
deutschen Vertreter bei ICRP (Internationale Strah- 
lenschutzkommission) und bei UNSCEAR (Strahlen- 
schutz-Komitee der UNO) eingebracht und fheßen 


von dort in internationale Strahlenschutz-Regelungen 
ein. 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Strahlenschutzforschung 



Sicherheitsforschung und Sicherheitstechnik 

Ziel der Förderung von Sicherheitsforschung und 
-technik ist es, dazu beizutragen, 

— die Kenntnisse über die Entstehung und den Ab- 
lauf von Stör- und Unfällen in technischen Anla- 
gen und Systemen zu erweitern 

— deren Sicherheitstechnik kontinuierhch fortzuent- 
wickeln 

— die Vorkehrungen für Not- und Katastrophenfälle 
ständig zu verbessern. 

Dabei geht es um Anlagen zur Produktion bzw. Ver- 
arbeitung toxischer und/oder explosiver Stoffe sowie 
um Eimichtungen zu deren Lagerung, Umschlag und 
Transport. 

Betrachtet werden aber auch sonstige technische Sy- 
steme, deren Existenz für die in ihrer Nähe lebende 
bzw. diese Systeme nutzende Bevölkerung ein Ge- 
fährdungspotential bedeutet. Beispiele dafür sind 
Erddämme (Deiche, Talsperren), Hochbauwerke 
(Brücken, Hochhäuser) und Gasverteilungssysteme. 

Das seit 10 Jahren laufende Forschimgsprogramm 
wird gegenwärtig inhalthch und strukturell neu orien- 
tiert. Anstöße dazu ergaben sich durch Unfälle und 
Störfälle der jüngeren Vergangenheit sowie damit zu- 
sammenhängende pohtische Willenserklärungen der 
Bundesregierung. 

Die einzelnen Förderaufgaben wurden nach folgen- 
den Themenbereichen neu geghedert: 

— Sicherheitsgerechte Planrmg und Auslegung tech- 
nischer Anlagen und Systeme; sicherer Betrieb 

— Störfallfolgenbegrenzung 

— Notfall- und Katastrophenschutz. 

Die seit dem Erscheinen des Faktenberichts 1986 zum 
Bundesforschungsbericht im Förderschwerpunkt „Si- 
cherheitsforschung und -technik" erzielten wesent- 
hche Ergebnisse betreffen die Themen „Brandschutz " 
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sowie „Freisetzung und Ausbreitung schwerer 
Gase". 

Ziel der Forschungen zur Gasausbreitung war zu- 
nächst, die Grundlage für eine zuverlässige Bestim- 
mung der Sicherheitsabstände von Schwergaslagem 
zu erhalten. Darüber hinaus wurde ein Rechenpro- 
gramm angestrebt, das ganz generell Gaskonzentra- 
tionen als Funktion von Ort und Zeit nach Störfallfrei- 
setzungen zu berechnen gestattet. 

Auf der Basis aufwendiger Freifeld- und Windkanal- 
versuche konnten Datensätze gewonnen werden, de- 
nen Sicherheitsab stände von Gaslagern unter den 
jeweüs geltenden Randbedingungen (Freisetzungs- 
rate, Topographie, Bebauungsstruktur, meteorolo- 
gische Bedingungen) direkt entnehmbar sind. 

Diese Versuche dienten auch dazu, die Erstellung all- 
gemein gültiger Rechencodes für Sicherheitsanalysen 
voranzubringen. Dabei erwiesen sich die amerikani- 
schen Modelle DEGADIS und FEM 3 als Ansätze mit 
Entwicklungspotential. 

Auf dem Gebiet des Brandschutzes konnte in Zusam- 
menarbeit mit dem norwegischen Labor für Brandfor- 
schung (SINTEF) der Rechencode" CFIRE 1 zur Be- 
schreibung von Kohlenwasserstoff-Bränden entwik- 
kelt werden, und zwar auf der Basis von Versuchen an 
dem 1 : 10 Modell eines Bohrinsel-Moduls. Der Code 
ist auf Landanlagen anwendbar. Er wird gegenwärtig 
anhand von Experimenten mit einem 1 ; 4 Modul, das 
auch Einbauten enthält, fortentwickelt und steht da- 
nach für Sicherheitsbeurteüungen und Auslegungs- 
fragen bereit. 


Ausgaben des Bundes für Sicherheitsforschung 
und Sicherheitstechnik 



Ausgaben des Bundes für Umweltforschung; 
Kiimaforschung; Sicherheitsforschung 



• einschl. Strahlenschutzforschung 


2.7 Forschung und Entwicklung im Dienste der 
Gesundheit 
(Förderbereich G) 

Das Programm der Bundesregierung „Forschung und 
Entwicklung im Dienste der Gesundheit" faßt ressort- 
übergreifend die wichtigsten Förderschwerpunkte im 
Bereich der Medizin- und Gesundheitsforschung zu- 
sammen. Es wird gemeinsam vom Bundesminister für 
Forschung und Technologie, vom Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung und vom Bundesminister 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit durchge- 
führt. 

In forschungspolitischer Hinsicht besteht die zentrale 
Aufgabe des Programms darin, durch gezielte Förder- 
angebote und strukturverbessemde Maßnahmen For- 
schungsdefizite in gesundheitspolitisch wichtigen Be- 
reichen abzubauen. Das Programm will mit den Mit- 
teln von Forschung und Entwicklung zur Erreichung 
zentraler Ziele der Gesundheitspolitik beitragen: die 
Gesundheit der Bürger zu erhalten, zu fördern und im 
Krankheitsfall wiederherzustellen und das Gesimd- 
heitswesen gleichzeitig finanzierbar zu erhalten. Nur 
durch intensive Forschungsbemühungen wird es 
möglich sein, krankmachende, aber auch gesund- 
heitsfördernde Faktoren, Lebensweisen und Lebens- 
bedingungen zu analysieren, Ursachen von Krankhei- 
ten und Möglichkeiten zu ihrer Vermeidung zu erken- 
nen und Verfahren zur frühen Diagnose und schonen- 
den Therapie von Erkrankungen sowie wirksame Re- 
habüitationsmaßnahmen zu entwickeln. 

Das Regierungsprogramm ist bewußt subsidiär ange- 
legt. Es ergänzt die breit angelegte Grundlagenfor- 
schung dort, wo die Praxis wesentliche Forschungs- 
lücken aufweist. 

Das für die Jahre 1988 — 1991 fortgeschriebene Pro- 
gramm ist auf besondere Problemkomplexe im Ge- 
sundheitswesen und die sich daraus ergebenden For- 
schungsaufgaben ausgerichtet. In erster Linie sind 
dies gesundheitliche Belastungen, die sich aus indivi- 
duellen Verhaltensweisen und aus der techni sierten 
Umwelt ergeben können, altersspezifische Gesund- 
heitsrisiken, gesundheitspolitisch besonders wichtige 
Krankheitsbereiche, Verbesserungsmöglichkeiten 
durch Technik in der Medizin, strukturell bedingte 
Probleme der klinischen Forschung in den Hochschu- 
len und Fragen der Leistungsfähigkeit, Qualität und 
Wirtschaftlichkeit des Gesundheitswesens. Dabei 
steckt das Programm den Rahmen für konkrete Förde- 
raküvitäten ab, erhält aber die notwendige Rexibüi- 
tät, um auf Änderungen im gesundheitspolitischen 
Umfeld, wie es z. B. durch das Auftreten von AIDS 
erforderlich wurde, oder auf neue Denkanstöße 
reagieren zu können. 

Verschiedene wichtige Vorhaben des Programms 
werden in internationaler Zusammenarbeit vorberei- 
tet und durchgeführt. Eine Reihe von Fördervorhaben 
ist ferner in die Abstimmung im Rahmen des Medizin- 
forschungsprogramms der EG eingebettet. 

Forschung zu Gesundheit, Lebensweisen und Um- 
welt 

Das Beispiel der Infektionskrankheiten in der Vergan- 
genheit zeigt, daß Änderungen der Lebensweisen 
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(Hygiene, Ernährung, Wohnverhältnisse) und der 
Umweltbedingungen (Trinkwasserversorgung, Ab- 
wasserbeseitigung) mindestens ebenso wichtige Vor- 
aussetzungen für die Erhaltung der Gesundheit und 
für die Krankheitsbekämpfung waren wie die Verbes- 
serung der Therapiemöglichkeiten. Das Programm 
der Bundesregierung betont deshalb in besonderer 
Weise die gesundheithche Prävention. 

Vorrangige Forschungsaufgaben auf diesem Gebiet 
sind Erhebungen über Gesundheitsgefahren, die auf 
Lebensweisen und Umwelteinflüsse zurückzuführen 
sind, und Untersuchungen zur Entstehung und zum 
Verlauf lebensweise- und umweltbedingter Erkran- 
kungen. Neue Förderschwerpunkte im Bereich aller- 
gischer Erkrankungen und der Lungen- und Atem- 
wegserkrankungen gehen diese Probleme an. 

Die herausragende Aktivität in der Präventionsfor- 
schung ist weiterhin die Durchführung der Deutschen 
Herz-Kreislauf-Präventionsstudie (DHP), die bei einer 
Laufzeit von 8 Jahren und einem Mittelvolumen von 
ca. 75 Mio DM das Risikofaktoren-Konzept bei Herz- 
Kreislaufkrankheiten konsequent in ein Angebot ge- 
sundheitsfördernder Aktivitäten auf Gemeindeebene 
umsetzt. Ein weiterer Förderschwerpunkt zur Ge- 
sundheitsvorsorge betrifft bestimmte Aspekte der Er- 
nährungsforschung. 

Lebensalter-spezifische Gesundheitsprobleme 

Das Risiko, zu erkranken, ist stark altersabhängig. 
Kinder und alte Menschen sind für bestimmte Krank- 
heiten besonders anfälhg. 

Eine präventiv ausgerichtete Gesimdheitsforschung 
muß der Gruppe der Kinder und Jugendlichen beson- 
dere Aufmerksamkeit schenken. Innerhalb des brei- 
ten Spektrums der Kinder- und Jugendmedizin zeich- 
nen sich für das Regierungsprogramm besondere 
Schwerpunkte in den Bereichen der Schwangeren- 
vorsorge und Geburtshilfe, der Humangenetik und 
pränatalen Entwicklung, der Prävention von Entwick- 
lungsstörungen im Kindesalter, des Wachstums und 
der Reifung chronisch kranker Kinder und der Risiko- 
faktoren für die Gesundheit von Jugendhchen ab. 

Die mittlere Lebenserwartung ist in Deutschland von 
41 Jahren (Männer) bzw. 44 Jahren (Frauen) um 
die Jahrhundertwende auf 71 Jahre (Männer) bzw. 
78 Jahre (Frauen) im Jahr 1984 gestiegen. Zurückge- 
hende Geburtenzahlen in Verbindung mit dieser Ent- 
wicklung führen dazu, daß auch in den nächsten Jahr- 
zehnten der Anteü alter Menschen in unserer Bevöl- 
kerung steigen wird. Diese demographische Ver- 
schiebung hin zu einer Altergruppe, die ohnehin eine 
erhöhte KrankheitsanfäUigkeit auf weist, macht eine 
Verstärkung der Forschung zu Problemen des Alters 
und des Altems zu einer vorrangigen Aufgabe des 
Gesundheitsforschungsprogramms. Schwerpunkte 
der Forschimg werden sich auf biologische Prozesse 
und Bestimmungsfaktoren des Altems, auf die Ent- 
wicklung therapeutischer LeiÜinien für die medizini- 
sche Behandlung alter Menschen und auf die Evalua- 
tion von Versorgungsmodellen beziehen. Ein erster 
Förderschwerpunkt wurde bereits zu Fragen der see- 
hschen Gesundheit im Alter eingerichtet. 


Forschung zur Krankheitsbekämpfung 

Das Gesundheitsforschungsprogramm der Bundes- 
regiemng setzte von Anfang an Akzente bei Krank- 
heiten, die häufig auf treten imd die mit frühem Tod 
oder anhaltender Invahdität verbunden sind. Förder- 
schwerpunkte in diesem Sinne liegen weiterhin im 
Bereich der Herz-Kreislaufkrankheiten, der Krebs- 
Krankheiten, der rheumatischen und der psychischen 
Krankheiten, wobei Themen von der Früherkennung 
über Diagnose und Therapie bis hin zur Rehabilitation 
bei chronischen Krankheitszuständen angesprochen 
sind. 

Als weiterer Schwerpunktbereich ist die Forschung 
zur Bekämpfung und Verhütung der neu aufgetrete- 
nen AIDS-Erkrankung in sehr kurzer Zeit aufgebaut 
worden. Schwerpunkte der bisherigen Fördemng 
sind die Ätiologie und Pathogenese der AIDS-Erkran- 
kimg, die Prophylaxe, die Entwicklrmg von Therapie- 
und Betreuungskonzepten und eine verbesserte Dia- 
gnostik. Durch gezielte Förderangebote soll die jetzt 
schon geleistete Forschungsarbeit weiter verstärkt 
und durch klinische und epidemiologische Forschung 
ergänzt werden; dabei sollen auch die Sozial- und 
Sexualwissenschaften einbezogen werden. 

Neben den genannten gesundheitspohtisch vorrangi- 
gen Krankheiten sollen künftig verstärkt auch Krank- 
heiten berücksichtigt werden, die nicht so häufig auf- 
treten, die jedoch für die Betroffenen und deren Ange- 
hörige zu einer besonders großen Belastung führen. 
Hierzu gehören Krankheiten wie die Autoimmuner- 
krankungen, die Alzheimer-Krankheit, die Multiple- 
Sklerose oder die Parkinsonsche Krankheit sowie die 
Bekämpfung chronischer Schmerzzustände. Schließ- 
hch ist das Regierungsprogramm bemüht, die Voraus- 
setzungen für eine wissenschaftliche Durchdringung 
der breit angewandten Er fahrungsmedizin rmd ihrer 
auf Naturheilkunde gegründeten Verfahren zu ver- 
bessern. 

Wichtige Ergebnisse der Forschungsfördemng zur 
Krankheitsbekämpfung sind beispielsweise; 

— Die Entwicklung und Bewertung der Frühdiagno- 
stik genetischer Defekte mit Hilfe der Chorionzot- 
ten-Biopsie. 

— Die Vorbereitung und Durchführung multizentri- 
scher vergleichender Therapiestudien bei Krebs 
und psychischen Krankheiten. Dies hat eine rasche 
Übernahme überlegener Therapieverfahren m die 
breite Patientenversorgung erleichtert. Wegen der 
notwendigerweise beschränkten Dauer einer Pro- 
jektfördemng im Rahmen des Regierungspro- 
gramms ist hier em besonders wichtiges Ereignis, 
daß die Deutsche Krebs ge Seilschaft durch Grün- 
dung einer eigenen Trägerorganisation die Fort- 
führung der Therapiestudienförderung im Krebs- 
bereich übernommen hat. 

— Der rasche Auf- und Ausbau der Forschimg zur 
Bekämpfung und Verhütung der AIDS- Krankheit 
in der Bundesrepublik Deutschland. Durch ge- 
zielte Förderangebote wird die aufgrund institutio- 
neller Finanzierung geleistete Forschungsarbeit 
ergänzt und erweitert; Schwerpunkte der Förde- 
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rung sind die Biologie und Pathogenese der AIDS- 
Erkrankung, die Prophylaxe, die Entwicklung von 
Therapiekonzepten und eine verbesserte Diagno- 
stik. 

— Die Durchführung eines Modellvorhabens zur 
wohnortnahen Rheumaversorgung, bei dem nie- 
dergelassene Ärzte, Fachärzte für Rheumatologie 
und Orthopädie, Selbsthilfeeinrichtungen der Pa- 
tienten — z. B. im Rahmen der Deutschen Rheuma- 
liga — und Sozialversicherungsträger Zusammen- 
wirken. 

— Die Einrichtung neuer Förderschwerpunkte in den 
Bereichen der Schmerzforschung, Allergiefor- 
schung, Verbrennungsmedizin, Lungenforschung 
und Infektiologie. 

Forschung und Entwicklung zur Technik in der Medi- 
zin 

Die Entwicklung medizintechrdscher Geräte und 
Hüfsmittel- ist in erster Linie Aufgabe der Industrie. 
Subsidiär ist jedoch die gezielte Entwicklimg in Lük- 
kenbereichen sowie die Bewertung von Verfahren 
und Technologien auch Aufgabe des Regierungspro- 
gramms. Die Förderung zielt insbesondere darauf ab, 
zu einer Verringerung der Patientengefährdung und 
Patientenbelastimg, zur Verbesserung der Qualität 
oder zu einer Kostensenkung bei Qualitätswahrung 
beizutragen. 

Als Beispiele für wichtige Ergebnisse der Förderung 
im Rahmen des Programms seien genannt: 

— Die Unterstützung der Entwicklung der Kernspin- 
tomographie als eines neuartigen büdgebenden 
diagnostischen Verfahrens, sowie frühzeitige sy- 
stematische Untersuchungen zur klinischen und 
ökonomischen Bewertung der neuen Technologie; 
so fußt der erste für die praktische Nutzung der 
Kernspintomographie relevante Indikation skata- 
log auf den Ergebnissen dieser Förderung 

— Die Übertragung des Verfahrens zur berührungs- 
losen Zertrümmerung von Nierensteinen mit Stoß- 
weUen auf die operationsfreie Zerkleinerung von 
Gallensteinen. 


Klinische Forschung 

Der Wissenschaftsrat hat sich in seinen Empfehlungen 
vom Januar 1986 mit der Lage der klinischen For- 
schung in der Bundesrepublik Deutschland befaßt. Er 
kommt zu dem Ergebnis, daß der Leistungsstand der 
klinischen Forschung insgesamt nicht befriedigend ist 
und stellt dabei u. a. fest, daß die Qualität der klini- 
schen Forschung Auswirkungen auf die Versorgung 
kranker Menschen und die Ausbildung des klinisch- 
wissenschafüichen Nachwnchses hat. 

Ausgehend von den Ergebnissen dieser Situations- 
analyse hat der Wissenschaftsrat im Mai 1987 weitere 
Empfehlungen vorgelegt, die sich mit der Förderung 
klinischer Forschergruppen in den Hochschulen be- 
fassen. Diese Empfehlungen zielen auf die Überwin- 


dung struktureller Hindernisse ab und greifen hierzu 
die Modelle der von der Max-Planck-Gesellschaft ge- 
förderten klinischen Forschungsgruppen sowie der 
Forschergruppen und Sonderforschungsbereiche der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft auf. 

Die Bundesregierung wird im Hinblick auf die ge- 
sundheitspolitischen Ziele des Programms „For- 
schung und Entwicklung im Dienste der Gesundheit" 
diese Empfehlungen aufgreifen und mit den Ländern 
und der DFG die Durchführung eines Programms zur 
Förderung klinischer Forschergruppen in Hochschul- 
kliiüken prüfen. 

Damit sollen Anstöße für notwendige Verbesserungen 
ausgelöst und in gesundheitspolitisch dringlichen Be- 
reichen, z. B. der Rheuma- oder der AIDS-Forschung, 
Ziele des Gesundheitsforschungsprogramms geför- 
dert werden. 


Forschung zur Leistungsfähigkeit, Qualität und Wirt- 
schaftlichkeit des Gesundheitswesens 

Die Forschung zur Organisation und zur Funktions- 
erfüllung der gesetzlichen Krankenversicherung hat 
durch die anstehende Strukturreform der gesetzlichen 
Krankenversicherung weiter an Bedeutung gewon- 
nen. Die Untersuchungen dazu, wie sich Änderungen 
der Struktur des Leistungsrahmens auf das Angebot 
auswirken, werden deshalb, aufbauend auf den bis- 
her erzielten Erkenntnisstand, mit neuen Fragestel- 
lungen fortgesetzt. 

Die gesamtwirtschaftlichen Wirkungen unterschied- 
licher Leistungsstrukturen und Ausgabenentwicklun- 
gen im Gesundheitswesen sind bei einer Strukturre- 
form zu beachten. Die Analyse der Wirkungen alter- 
nativer Lösungsansätze soll durch FuE-Maßnahmen 
verbessert werden. 

Die Qualitätssicherung von Gesundheitsleistungen 
und ihre möglichst gleichzeitig erhöhte Wirtschaft- 
lichkeit ist auf weitere Forschungen angewiesen. 

Die verbesserte Steuerung im Gesundheitswesen muß 
sich auf mehr, schnellere, systematisch aufbereitete 
und analysierte Informationen stützen. Dies trägt 
gleichzeitig zu einer besseren „Gesundheitsbericht- 
erstattung" bei. 

In der Krankenhausforschung geht es um Vorhaben, 
die die Datengrundlagen verbessern nüt dem Ziel ei- 
ner effizienteren Einbindung der Krankenhäuser in 
die Kostendämpfung. Durch den Aufbau eines Kran- 
kenhausindexes sollen Grundinformationen gewon- 
nen werden, die eine differenzierte Analyse der durch 
Krankenhausbehandlungen verursachten Ausgaben 
der gesetzlichen Krankenversicherung ermöglichen. 
Beispielsweise werden anhand einer Auswertung der 
Diagnosestatistik Schleswig-Holsteins krankheits- 
artenbezogene Verweildauer Standards ermittelt. 

Neben der Verbesserung der Datengrundlage werden 
insbesondere Möglichkeiten der Weiterentwicklung 
des Entgeltsystems im Krankenhausbereich unter- 
sucht. So wurde bereits die Übertragbarkeit der ame- 
rikanischen diagnoseorientierten Fallpauschalen auf 
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die Bruidesrepubhk Deutschland geprüft; durch wei- 
tere Vorhaben soUen Lösungen für die Bimdesrepu- 
bhk entwickelt und erprobt werden. Der bei einem 
verstärkten wirtschaftlichen Druck auf die Kranken- 
häuser entstehenden Gefahr einer qualitativen Ver- 
schlechterung von Krankenhausleistungen soU durch 
Vorhaben zur Quahtätssicherung begegnet werden. 
Ein erster Schritt wurde bei der Quahtätssicherung 
pflegerischer Leistungen getan. 

Arbeiten zur Gesundheitsforschung im Rahmen der 
Programmschwerpunkte oder im Zusammenhang mit 
ihnen werden von mehreren Großforschungseinrich- 
tungen durchgeführt. Der größte Schwerpunktbe- 
reich hegt hier in der Krebsforschung, die überwie- 
gend vom Deutschen Krebsforschungszentrum 
(DKFZ) wahrgenommen wird. Weitere Schwerpunkt- 
bereiche, an denen mehrere Großforschimgseinrich- 
tungen beteihgt sind, betreffen insbesondere For- 
schungs- und Entwicklungsarbeiten zu medizini- 
schen Verfahren rmd Technologien, zu Umweltein- 
flüssen auf biologische Systeme, zur Informationsver- 
arbeitung in der Medizin, zur Biotechnologie und zu 
Techniken zum Schutz des Menschen. 


Ausgaben des Bundes für Forschung und 
Entwicklung im Dienste der Gesundheit 



2.8 Forschung und Entwicklung zur Humanisierung 
des Arbeitslebens 
(Förderbereich H) 

Die arbeitenden Menschen in vielen Wirtschaftsberei- 
chen erfahren einen raschen Wandel der Fertigungs- 
und Verfahrenstechniken, der Informations- und 
Kommurdkationstechniken. Die neuen Techniken fin- 
den immer schneller Eingang in die Unternehmen, in 
Konstruktion und Eertigung, aber auch in Büro und 
Verwaltung. Damit stellt sich die Frage immer neu, 
wie der technische Wandel zugleich wirtschafthch 
und menschengerecht gestaltet werden kann. 

Neue Techiüken ermöghchen neue Formen der Ar- 
beitsgestaltung, die abgerundete und kombinierte Ar- 
beitsaufgaben und größere Handlungsspielräume 
schaffen. Diese kommen den Wünschen der Mitarbei- 
ter entgegen und steigern damit zugleich die Effizienz 
der Arbeit. Neue Erkenntnisse zur menschengerech- 


ten Gestaltung von Arbeitsbedingungen lassen sich 
aber auch auf den — nach wie vor zahlenmäßig über- 
wiegenden — Bereich herkömmhcher Technik über- 
tragen. So sollte der Gesundheitsschutz im Betrieb 
nicht bei der Reduzierung von Einzelbelastungen ste- 
hen bleiben, sondern soUte auf die Verminderung 
komplexer Belastungsbündel gerichtet werden, um 
die Beanspruchung der Beschäftigten in zumutbaren 
Grenzen zu halten, um die Kosten der Unternehmen, 
aber auch der Gesundheitsversorgimg zu reduzieren. 
Menschengerechte Gestaltung der Arbeitsbedingun- 
gen bedeutet heute auch, die Beschäftigten rechtzei- 
tig imd umfassend für neue Aufgaben zu qualifizie- 
ren. Aus den Erfahrungen mit der Anwendung von 
Technik können wiederum Impulse für deren Weiter- 
entwicklung ausgehen. 

Dem Programm „Forschung zur Humanisierung des 
Arbeitslebens“ (HdA) geht es darum, Innovations- 
hemmnisse zu überwinden und Gestaltungschancen 
zu nutzen. Innovation wird daher umfassend als tech- 
nischer, organisatorischer und sozialer Wandel ver- 
standen. Fördermittel werden für Forschung und Ent- 
wicklung zur menschengerechten Gestaltung der Ar- 
beitsbedingungen dann bereitgestellt, wenn die dazu 
nötigen Anstrengungen die Kraft einzelner Unterneh- 
men, Verwaltungen, Gewerkschaften, Verbände oder 
anderer Institutionen übersteigen und die Ergebnisse 
die Gesellschaft Insgesamt berühren. Die Förderung 
wird dann Ihre voUe Wirkung entfalten können, wenn 
sie in Betrieben und Organisationen auf die Phantasie 
und Kooperationsbereitschaft der Beteüigten trifft. 

Die Bundesregierung hat 1983 in ihrem Bericht zur 
Planung für die Weiterentwicklung des HdA-Pro- 
gramms (Drucksache 10/16) „vorwiegend Konturen, 
Ajisatzpunkte und Akzente" beschrieben, sie bedurf- 
ten „deshalb noch der Ausarbeitung im einzelnen und 
der Beratung mit den Tarifvertragsparteien". Der 
BMFT und der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung haben den Bericht als Ausgangspunkt für die 
Erarbeitung von konkreten Au:beits Schwerpunkten 
genutzt: 

— menschengerechte Anwendung neuer Technolo- 
gien in Büro und Verwaltung (März 1984) 

— menschengerechte Anwendung neuer Technolo- 
gien in der Produktion (Aprü 1984) 

— menschengerechte Gestaltung der Arbeitsbedin- 
gungen in der Gießereündustrie (Aprü 1984) 

— menschengerechte Gestaltung der Arbeitsbedin- 
gungen in der Schmiedeindustrie (Januar 1985) 

— menschengerechte Gestaltung der Arbeitsbedin- 
gungen im Straßengüterverkehr (Januar 1985) 

— Arbeitsbedingrmgen und Gesundheit von Er- 
werbstätigen (März 1985) 

— Lärmminderung in der Blechverarbeitung (Juh 
1986) 

— Schutz der Gesundheit an Arbeitsplätzen mit 
neuen Informations- und Kommunikationstechni- 
ken (August 1985) 

— Krebsrisiken am Arbeitsplatz (Dezember 1985) 
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— menschengerechte Gestaltung der Arbeitsbedin- 
gungen im Steinkohlenbergbau (Januar 1986) 

— Grundlagen und Querschnittsfragen zum HdA- 
Programm (November 1986) 

— menschengerechte Anwendung neuer Techniken 
in der Druckindustrie (April 1987) 

— Schutz der Gesundheit beim Einsatz neuer Techni- 
ken in der Produktion (Mai 1987) 

~ Lärmminderunq in der Textilindustrie (Mai 
1987). 

Das HdA-Programm wird von den Tarifvertragspar- 
teien grundsätzhch positiv beurteüt. Ihre Sachverstän- 
digen sind an der konzeptionellen Ausgestaltung der 
Arbeitsschwerpunkte des HdA- Programms und an 
der Beratung von Förderanträgen beteihgt. Diese ge- 
meinsamen Bemühungen um die Weiterentwicklung 
des HdA-Programms haben bewiesen, daß das Pro- 
gramm für alle eine nützliche Plattform büdet. 

Das HdA-Programm ist auch im Bereich der Wissen- 
schaften attraktiv, weü es neutral bleibt, wenn es um 
wissenschafüiche Auseinandersetzungen über An- 
sätze und Methoden geht; hohe Maßstäbe werden an 
die wissenschaftliche Quahtät von Fördervorhaben 
angelegt. Ähnhch positive Reaktionen gibt es in Indu- 
strie und Verwaltung, da soweit wie möghch bürokra- 
tische Hemmnisse bei der Förderung abgebaut wur- 
den. Die steigende Anzahl von Unternehmen, die erst- 
mahg einen Förderantrag im HdA-Programm stellen 
oder die Ergebnisse anfordem und verwerten, zeigen 
den Wunsch der Unternehmen, sich die gemeinsamen 
Erfahrungen im HdA-Programm für einzelbetrieb- 
liche Entscheidungen zunutze zu machen. 

Durch die stärkere Verzahnung von menschenge- 
rechter Gestaltung der Arbeit, der Innovation, des Ar- 
beitsschutzes und der beruflichen Weiterbildung ha- 
ben sich dem HdA-Programm neue Perspektiven und 
Kooperationsmöghchkeiten mit den Bundesländern 
eröffnet. Durch internationale Tagungen und gezielte 
ÖffenÜichkeitsarbeit ist der Bekanntheitsgrad des 
HdA-Programms auch im Ausland erheblich gestie- 
gen. Daraus haben sich eine Vielzahl von direkten 
Kontakten mit ausländischen Stellen ergeben, die ein 


Ausgaben des Bundes für FuE zur 
Humanisierung des Arbeitslebens 



hohes Interesse an der Weiterentwicklung des HdA- 
Programms signalisieren. 

Trotz aller Bemühungen um eine konzeptionelle Wei- 
terentwicklung des HdA-Programms in den letzten 
Jahren gibt es z. Z. Bereiche, in denen die bisherige 
Förderpraxis überprüft werden muß. Die zuständigen 
Ausschüsse des Deutschen Bundestages und die Bun- 
desregierung müssen sich 1988 darüber verständigen, 
wie das HdA-Programm in den kritischen Punkten 
weiterentwickelt werden soU. 


2.9 Informationstechnik; Fertigungstechnik 
(Förderbereich I) 

Hochentwickelte Industrieländer befinden sich im 
Übergang zur Informationsgesellschaft: Immer mehr 
Menschen sind mit Produktion, Verarbeitung oder 
Verteilung von Informationen beschäftigt. Das Me- 
dium zur Bewältigung der Informationsleistungen 
sind die neuen Informationstechniken. 

Um im Wandlungsprozeß der weltwirtschafüichen Ar- 
beitsteilung im internationalen Wettbewerb bestehen 
zu können und damit Wohlstand und Arbeitsplätze 
langfristig zu sichern, ist die Bundesrepubtik Deutsch- 
land auf die heimische Produktion und Anwendung 
der neuen Informationstechniken existenziell ange- 
wiesen. Um die besonderen Probleme der informa- 
tionstechnischen Industrie in der Bundesrepubtik 
Deutschland anzugehen 

— Verschmelzung der bislang eher getrennten Tech- 
niken der Datenverarbeitung, Kommunikation 
und Unterhaltungselektronik zu neuen Produkten 
und Systemlösungen mit immer kürzerem Lebens- 
zyklus am Markt 

— Zusätzlicher Wettbewerbsdruck für die deutsche 
Industrie durch massive staatliche FuE-Hilfen in 
den wichtigsten Konkurrenzländem, 

wurde Anfang 1984 eine umfassende Konzeption zur 
Förderung der Entwicklung der Mikroelektronik, der 
Informations- und Kommunikationstechniken als Re- 
gierungsbericht vorgelegt. Ihm folgte ein „1. Fort- 
schrittsbericht" im Mai 1985, in dem über Stand und 
erste Erfolge berichtet wurde. Die aus der Situations- 
analyse und den Zielen abgeleiteten Maßnahmen des 
Regierungsberichts hatten überwiegend Zustimmung 
in Wirtschaft und Wissenschaft gefunden und dort zu 
einer Aufbruchstimmung beigetragen. 

Ergänzend zum Regierungsbericht Informationstech- 
nik wurde im August 1986 ein Rahmenkonzept zum 
Ausbau der Grundlagenforschung für die Lnforma- 
tionstechnik veröffentlicht. Damit wird eine Schwer- 
punktverlagerung zum Ausbau der Forschungsin- 
frastruktur angestrebt, die auf dem Erfolg des Regie- 
rungsberichts Informationstechnik aufbaut und Per- 
spektiven bis in die Mitte der 90er Jahre zu entwik- 
keln sucht. 

Der Regierungsbericht Informationstechnik hat zu- 
sammen mit der generellen Verbesserung des wirt- 
schaftlichen Klimas zu einer Stärkung der deutschen 
informationstechnischen Industrie und zu einer brei- 
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teren Anwendung der hiforrnationstechiük beigetra- 
gen. Die Bundesrepubhk Deutschland kann sich in 
der Anwendung der Informationstechnik und in wich- 
tigen Bereichen der Herstellung wieder zu den füh- 
renden Industrieländern der Welt zählen. Trotzdem 
dürfen nach wie vor vorhandene Schwächen nicht 
übersehen werden. In Diskussionen mit Fachleuten 
aus Wirtschaft und Wissenschaft im letzten Jahr 
wurde deshalb die aktuelle Situation analysiert. Die 
Bundesregierung wird in diesem Jahr ein ressortüber- 
greifendes Zukunftskonzept für die Informationstech- 
nik vorlegen, das Zielsetzungen für das Jahr 2000 mit 
Maßnahmen, die ab 1989 zum Tragen kommen, in 
Einklang bringt und transparent macht. 

Im internationalen Zusammenhang ist das „Europäi- 
sche Strategische Programm zur Forschung in der In- 
formationstechnik" (ESPRIT) zu erwähnen, das die 
EG-Kommission im Jahre 1984 gestartet hat. In seiner 
ersten Phase umfaßte das Programm die folgenden 
Förderbereiche : 

— Mikroelektronik 

— Softwaretechnologie 

— Fortgeschrittene Informationsverarbeitung (vor 
allem Rechnerarchitektur und Wissensverarbei- 
tung) 

— Bürosysteme 

— Computer-integrierte Fertigung. 

Eine zweite Programmphase hat 1988 begonnen und 
läuft bis 1992. 

Gefördert werden Forschungs- und Entwicklungsvor- 
haben in folgenden Bereichen: 

— Mikroelektronik (einschl. Peripheriegeräte) 

— Informationsverarbeitungssysteme 

— IT- Anwendungstechnologien (vor allem compu- 
terintegrierte Fertigung und integrierte Informa- 
tionssysteme). 

Die Berührungspunkte zum Förderbereich „Informa- 
tionstechnik" sind zahlreich. Komplementarität zwi- 
schen nationaler Pohtik und europäischer Förderung 
wird angestrebt. 

Informationsverarbeitung 

Die Informationsverarbeitung war in den letzten Jah- 
ren einer der zuverlässigsten Wachstumsträger in der 
Informationstechnik. Es wird allgemein damit gerech- 
net, daß sie zumindest mittelfristig ihren Charakter als 
Wachstumsbranche behält. 

Der Anteü deutscher Hersteller am Weltmarkt ist trotz 
bemerkenswerter Wachstumsraten und trotz einer 
nicht ungünstigen technologischen Ausgangsposition 
relativ klein. 

Die FuE-Förderungsmaßnahmen der Bundesregie- 
rung zielen darauf ab, insbesondere durch Grundla- 
genforschung neue Technologien zu entwickeln und 
damit die technologische Basis der deutschen DV- 
Industrie in der Zukunft zu stärken. 


Die Förderung der Datenverarbeitung bzw. Informa- 
tionsverarbeitung war in der Vergangenheit überwie- 
gend auf direkte Förderung von FuE-Projekten abge- 
steUt. Nach der in den letzten Jahren begonnenen 
Umstellung der Förderung auf Verbundprojekte wur- 
den 1987 ausschheßlich derartige Projekte gefördert, 
um eine stärkere Konzentration auf wichtige Themen- 
stellungen, die Zusammenarbeit mehrerer For- 
schungspartner und den Transfer aus der Forschung 
in die Industrie zu erreichen. 

Folgende Aktivitäten der computer-orientierten For- 
schung wurden entsprechend dem Regierungsbericht 
Informationstechnik vom März 1984 unter der zusam- 
menfassenden Bezeichnung Informationsverarbei- 
tung gefördert: 

~ Die Aktivität „Rechnergestützter Entwurf von 
Computern und Software" umfaßt einerseits die 
Entwicklung von Simulations- und Testwerkzeu- 
gen für den Entwurf von Computern und zum an- 
deren das Gebiet der Softwaretechnologie. In bei- 
den Bereichen ist der Computer als Entwurfs- und 
Entwicklungshüfsmittel unerläßhch, um die Kom- 
plexität von Hard- und Software zu bewältigen. 
Die Verbundforschung ermöglicht hierbei einen 
Ansatz zur Vereinheitiichung der bisherigen Er- 
gebnisse in der Softwaretechnologie. 

— Im Rahmen der Aktivität „Neue Rechnerstruktu- 
ren" zielen die Arbeiten auf neuartige Computer- 
systeme sehr großer Leistimg (z. B. für die Simula- 
tion technischer und wissenschafüicher Problem- 
lösungen) oder auf solche für Spezialaufgaben 
(z. B. in der Büdverarbeitung). Zur gemeinsamen 
Entwicklung des Supercomputers haben zwei Fir- 
men und die Großforschungseinrichtung GMD die 
SUPRENUM-GeseUschaft mbH gegründet. Im er- 
sten Entwicklungsschritt wurde ein Vor-Prototyp 
entwickelt und dessen Leistungsfähigkeit demon- 
striert. 

— Die Aktivität „Mustererkennung" soll das automa- 
tische Erkennen und Analysieren von Sprache und 
Büd voranbringen. Im Vordergrund steht dabei das 
automatische Erkennen von fheßend gesproche- 
ner Sprache für einen verbesserten Mensch- Com- 
puter-Dialog und von mit der Kamera erfaßten Ob- 
jekten und Szenen für zukünftige Fahrzeugsteue- 
rungen. 

— Im Rahmen der Aktivität „Wissensverarbeitung" 
stehen die sogenannten Expertensysteme im Vor- 
dergrund. Es handelt sich dabei um einen der 
wichtigsten Teilbereiche des neuen Wissen- 
schaftsgebiets „Künsüiche InteUigenz" mit einem 
hohen Anteü an Grundlagenforschung. Die Förde- 
rung konzentriert sich auf Fortschritte bei grundle- 
genden Problemstellungen wie Darstellung des 
Wissens im Computer (Wissensrepräsentation), 
natürhch-sprachhche Dialogfähigkeit (für ge- 
schriebene deutsche Sprache), Schlußfolgerungs- 
verfahren sowie höhere Werkzeugsysteme für den 
Aufbau von Expertensystemen. Damit sind wich- 
tige Entwicklungsschritte für den Sprung von der 
Datenverarbeitung zur Wissensverarbeitung mög- 
lich. 
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Außerdem erhält die Deutsche Forschungsgemein- 
schaft für Forschungsarbeiten im Themenbereich der 
ersten und vierten Aktivität eine Sonderfinanzierung 
zur Verstärkung der Grundlagenforschung an Hoch- 
schulen. 

An internationalen Aktivitäten sind das Datenverar- 
beitungsprogramm und die Programme ESPRIT I und 
II der EG, das „Deutsch- Japanische Forum Informa- 
tionstechnologie'' und die Kooperation mit israeli- 
schen Forschungsinstituten zu nennen. 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Informationsverarbeitung 



Technische Kommunikation 

Der Telekommunikationsbereich steht in einem tief- 
greifenden technologischen Umbruch. Digitalisierung 
und die optische Nachrichtentechnik auf Glasfaserba- 
sis schaffen die Grundlage für eine durchgreifende 
Modernisierung der öffentlichen Telekommunika- 
tionsnetze und eröffnen zugleich die Mögtichkeit für 
eine ganze Palette neuer KommunikationsdiensÜei- 
stungen. 

Zugleich nehmen in allen Industrieländern die infor- 
mations- und kommunikationsintensiven Tätigkeiten 
zu. Manche sprechen von einem Trend zur Informa- 
tionsgeseUschaft. Eine Informationsgesellschaft der 
Zukunft ist entscheidend auf leistungsfähige Tele- 
kommunikationsnetzwerek angewiesen. Sie stellen 
die unverzichtbare Transportinfrastruktur für die 
wachsenden Informationsflüsse dar. Die Telekommu- 
nikation wird damit zu einer der wichtigsten staatli- 
chen Gestaltungsaufgabe der Zukunft. Zu ihrer Be- 
wältigung ist eme deutliche Verstärkung der Grund- 
lagenforschung nötig. Dies geschieht Im Rahmen des 
Teüprogramms Technische Kommunikation des Re- 
gierungsberichts Informationstechnik, das gemein- 
sam von BMP und BMFT durchgeführt wird. 

Die Fördermaßnahmen des BMFT konzentrieren sich 
auf folgende Bereiche: 

— Optische Nachrichtentechnik 

Förderung der Basistechnologien der Komponen- 
ten der optischen Nachrichtentechnik einschließ- 
hch der Breitband-Schaltkreistechnik, z. B. Glas- 
faser, Laser, Dioden, Koppelfelder, Schaltkreise, 
Codecs. 

Mit den durchgeführten Projekt arbeiten wurden 
die technologischen Voraussetzungen geschaffen, 
um verstärkt Glasfaserkabel beim Ausbau der 
Femmeldeinfrastrukturen durch die Deutsche 
Bundespost verwenden zu können. 


— Integrierte Optik 

Langfristiges Ziel der Forschungs- und Entwick- 
lungsarbeiten auf dem Gebiet der Integrierten Op- 
tik ist es, die technologischen Grundlagen für die 
optische Signal Verarbeitung zu schaffen. Heute 
müssen optisch übertragene Informationen erst in 
elektrische Signale umgewandelt werden, bevor 
sie mit elektronischen Prozessoren weiterver arbei- 
tet werden können. Realisierungsstufen sind 

O Entwicklung Integrierter optoelektronischer 
Bauelemente, d. h. Integration von elektroni- 
schen und optischen Verarbeitungselementen 
auf einem Halbleitersubstrat („Optischer 
Chip") 

O Forschungsarbeiten auf dem Gebiet der opti- 
schen Signalverarbeitung und des Optischen 
Computers. 

Hierzu haben Grundlagenarbeiten am Heinrich- 
Hertz-Institut für Nachrichtentechnik in Berlin 
(HHI) begonnen, wozu auch der Aufbau eines 
Technologielabors zählt. Diese sollen zu Arbeiten 
zur Entwicklung einer optischen Vermittlung in 
Kooperation mit der Industrie verstärkt werden. 

— Systemtechnik 

Die Nutzung der erweiterten Fernmeldeinfrastruk- 
tur und die Standardisierung neuer Telekommuni- 
kationsdienste bedingen immer stärker gemein- 
same Arbeiten der Telekommunikation und der 
Unterhaltungselektronik im Bereich der prä-nor- 
mativen Forschung. Zur Erarbeitung neuer euro- 
päischer Standards werden vorrangig europäische 
Verbundprojekte (EUREKA) gefördert: 

O Vorbereitungen (Definitionsphase) für die 
Durchführung eines EUREKA-Vorhabens zur 
Digitalisierung des UKW-Rundfunks wurden 
ausgeführt. 

O Zur Stärkung der Display-Aktivitäten hat der 
BMFT zusammen iiüt dem Land Baden-Würt- 
temberg an der Universität Stuttgart ein Zen- 
trum für die Entwicklung TFT- gesteuerter 
LCD's errichtet („Display- Institut"). 

O Bei der Videotechnik stehen Arbeiten zur Ent- 
wicklung einer einheitlichen Norm für die digi- 
tale Magnetbandaufzeichnung von Bewegtbü- 
dem im Vordergrund (Digitaler Videorecor- 
der). 

O Mit dem HDTV-Verbundprojekt (HDTV = 
hochauflösendes Fernsehen) sollen die Voraus- 
setzungen für eine neue Fernsehnorm entwik- 
kelt werden (Projektionsfemsehen, 3 D-Femse- 
hen). 

— Datenkommunikation 

Im Mittelpunkt stehen die FuE-Arbeiten zur Er- 
richtung des Deutschen Forschungsnetzes (DFN). 
Dieses Verbundprojekt wird über den 1984 ge- 
gründeten DFN- Verein abgewickelt. Mitgheder 
des DFN-Vereins sind namhafte Firmen, Hoch- 
schulen imd Forschungseinrichtungen. Der DFN- 
Verein hat auch die Aufgabe, den Betrieb des Net- 
zes vorzubereiten und zu übernehmen. Erste Kom- 
munikationsdienste wurden realisiert und einge- 
führt. 
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— Internationale Aktivitäten 

Die EG -Kommission führt seit 1987 das europäi- 
sche Förderprogramm RAGE (R&D in Advanced 
Communication Technologies in Europe) durch. 
Für die Jahre 1987 — 1991 sind 550 Mio ECU vor- 
gesehen. Gefördert werden neben Forschungsar- 
beiten zur Entwicklung von Technologien zur 
Übertragung und Vermittlung in Breitbandnetzen 
auch Arbeiten zur Standardisierung und zur Reah- 
sierung künftiger Kommunikationsdienste in ei- 
nem integrierten Breitbandnetz. 

Schwerpunkte der Förderung durch den BMP sind 
insbesondere: 

— Vorläufer-Breitband-Netz (VBN) 

Schaffung der technischen Voraussetzungen für 
ein Versuchsnetz für breitbandige Individualkom- 
munikation in Selbstwahl über Glasfasern für in- 
teressierte Teilnehmer. Dieses Verlauf erbr eit - 
bandnetz ist im Glasfaser-Overlay-Netz reahsiert, 
das 29 Orte mit Glasfaserübertragungssystemen 
verbindet. Im Netz der DBP befinden sich Ende 
1987 ca. 380 000 Faserküometer. 

— Videokommunikation 
Breitbandige Videokommunikation als 

O Videokonferenz aus öffenüichen und privaten 
Videokonferenzstudios und als 

O anwendungsbezoqene Beweqtbüdübertraqunq 
(MEDCOM etc.), 

die ab 1988 im VBN (s. o.) abgewickelt wird. 

— Berliner Kommunikationssystem 

Das BERliner KOMmunikationssystem (BERKOM) 
ist ein Projekt am Standort Berhn mit folgenden 
Zielen: 

O Aufbau eines Test- und Referenznetzes in 
Glasfasertechnik als Prototyp eines künftigen 
Integrierten Breitbandigen Fernmeldenetzes 
(IBFN) 

O Entwicklung und technische Erprobung neuer 
Femmeldedienste und Fernmeldetechniken für 
ein künftiges Breitban dfemmeldenetz (ISDN-B, 
IBFN) 

O Förderung der Wissenschaft in Berhn in den 
Bereichen Informatik, Kommunikationstechno- 
logie und Telekommunikation 

O Erarbeitung von Entscheidungshilfen für die 
Strategieplanung der Deutschen Bundespost zu 
IBFN und ISDN-B 

O Förderung innovationsorientierter Informatik- 
und Telekommunikationsindustrie. 

— Glasfaserübertragungssysteme 

Feldversuche in Berhn zur Ermittlung der Lei- 
stungsfähigkeit von Einmodenfasern; Untersu- 
chung des maximal möghchen Regeneratorab- 
standes bei Übertragungsgeschwindigkeiten von 
565 Mbit/s. 

~ Bildtelefondienst im ISDN 

Entwicklung von Funküonsmustem für die Schaf- 
fung eines neuen Büdtelefondienstes im ISDN. 


— SPREIN 

Entwicklung und Erprobung eines Spracherken- 
nungsbausteins sowie eines Dialogprozessors, mit 
deren Hilfe eine begrenzte Zahl von Femsprech- 
teünehmern Bestehungen in einem Großrechner 
eines Versandhandel-Unternehmens mittels Spra- 
cheeingabe unmittelbar abwickeln und die Ergeb- 
nisse dieses Prozesses durch dasselbe Medium er- 
fahren können. Die Deutsche Bundespost verfolgt 
mit diesem Systemversuch die Absicht, die Ent- 
wicklung der Sprachverarbeitung voranzutrei- 
ben. 

— Mobiltelefon 

Im Anschluß an eine deutsch-französische Initia- 
tive, der später Itahen und Großbritannien beitra- 
ten, wurden im Gesamtrahmen der Konferenz der 
Europäischen Verwaltungen für das Post- und 
Fernmeldewesen (CEPT) die Standards für ein 
künftiges europaweites digitales Funktelefonnetz 
entwickelt. Am 25. Juni 1987 haben sich die EG- 
Mitgliedstaaten in einer Ratsempfehlung auf die 
koordinierte Einfühnmg dieser Technik in der Ge- 
meinschaft als europaweiten öffentlichen digitalen 
Mobilfunkdienst geeinigt und einer Richtlinie über 
die Verteilung der dafür erforderhchen Frequenz- 
bänder zugestimmt. 

— Nachrichtentechnische Forschung am Forschungs- 
institut der Deutschen Bundespost 

Eigene nachrichtentechnische Forschung am For- 
schungsinstitut der Deutschen Bundespost beim 


FuE-Ausgaben der Deutschen Bundespost 
für das Fernmeldewesen* 



FuE-Budget des Bundes aufgebracht. 
Quelle: DBP 


FuE-Ausgaben des Bundes 
fürTechnische Kommunikation 
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Femmeldetechnischen Zentralamt in Darmstadt 
(vgl. im einzelnen Teil VI, Abschnitt 6.10.1) zur 
herstellerunabhängigen, wissenschafüich gestütz- 
ten Beurteilung der technischen und der technolo- 
gischen Entwicklung. Neue Schwerpunkte sind 
hochauflösendes Fernsehen (HDTV), optoelektro- 
nische Bauelemente (Integrierte Optik) und die Er- 
schließung neuer Frequenzbereiche für Mobü- 
und Satellitenfunk. 

Elektronische Bauelemente 

Der technische Wandel in der Elektronik übertrifft in 
Ausmaß und Geschwindigkeit den der meisten ande- 
ren Technologien und hat sich in jüngster Vergangen- 
heit eher noch beschleunigt. Die Fördermaßnahmen 
der letzten Jahre haben sich auf folgende Teübereiche 
der Mikroelektronik konzentriert: 

— Prozeßtechnologie 

Die industrielle Herstellung hochintegrierter 
Schaltungen wird bis Ende der 80er Jahre die 
Grenzen hchtoptischer Lithographie verfahren er- 
reicht haben. Der Entwicklungsaufwand für die 
Prozeßtechnologie sowie der Investitions- und Be- 
triebsaufwand für die Fertigungshnien steigen 
weiter rapide an und beginnen die Kräfte einzel- 
ner, auch großer Hersteller zu übersteigen. 

Die dadirrch erforderte Zusammenarbeit kann 
nicht auf den nationalen Rahmen beschränkt blei- 
ben, das MEGA-Projekt wird dementsprechend 
gemeinsam von Siemens und PhUips bearbeitet; 
die niederländische Regierung beteüigt sich an der 
Förderung. Erste Erfolge wurden der Öffentlich- 
keit vorgestellt. 

Über die Grenzen der Lichtoptik hinaus zielt das 
„Verbundprojekt Submikron", in dem in einer ge- 
meinsamen Anstrengung von Industrie und For- 
schungseinrichtungen die Voraussetzungen für 
die Prozeßtechnologie des nächsten Jahr zehnts 
geschaffen werden. Favorisiertes Strukturierungs- 
verfahren ist die Röntgenlithographie. Die Ent- 
wicklung und Bewertung von Herstellverfahren 
der Submikrontechnologie, die modellmäßige Be- 
schreibung der Herstellprozesse und der entspre- 
chenden Bauelementstrukturen sowie der Nach- 
weis der Funktionsfähigkeit einiger wichtiger 
Funktionsblöcke bei Anwendung dieser Technolo- 
gie sind Gegenstand des Verbundprojektes. 

— Materialien und Grundlagen 

Für die Anforderungen der Bauelementeindustrie 
muß die Materialbasis ständig weiterentwicklt 
werden. Die Förderaktivitäten umfassen Entwick- 
lung und Einsatz grundlegender meßtechnischer 
Verfahren zur Erforschung der Materialeigen- 
schaften und ihrer Beeinflussung, die Entwicklung 
neuer Materiahen und Verfahren, insbesondere 
für den Bereich der Verbindungshalbleiter und für 
die epitaktische Kristalhsation (Aufwachsen kri- 
stalliner Dünnschichten auf eine kristalline Unter- 
lage). 

Die Projektarb eiten in mehreren Verbundvorha- 
ben zum Schwerpunkt „Galhumarsenid" (GaAs) 
schreiten planmäßig voran. Die Gesamtkoordina- 


tion hegt beim Fraunhofer-Institut für Angewandte 
Festkörp erphy sik . 

GaAs ist ein Verbindungshalbleiter, der gegen- 
über Shizium wesenthche Vorteile aufweist (vor 
aUem höhere Schaltgeschwindigkeit bei geringe- 
rer Leistungsaufnahme). 

Gegenüber der Süizium-Technologie hat die 
GaAs-Technologie einen großen Entwicklungs- 
rückstand. Es bedarf bereits eines hohen For- 
schungs- und Entwicklungsaufwandes, um das 
Substratmaterial in der erforderhchen hohen Rein- 
heit und versetzungsfreien Kristahstruktur zu er- 
zeugen. Auch funktionierende Standardprozesse 
für die kommerziehe Herstehung von hochinte- 
grierten, digitalen Bauelementen auf der Basis von 
GaAs sind noch lange nicht ausgereift. Anderer- 
seits werden für den Markt von Galhum-Arsenid- 
Bauelementen hohe Wachstumsraten erwartet. 

— Entwurfs- und Systemtechnik 

Über die Verfügbarkeit der Prozeßtechnologie hin- 
aus ist es Ziel der Förderung, die Mikroelektronik 
rasch und breit anzuwenden. Ansatzpunkte sind 
die Erarbeitung von rechnerunterstützten Ent- 
wrurfsverfahren für die Höchstintegration, Grund- 
lagenentwicklungen in der Systemtechnik und die 
Entwicklung von Schlüsselkomponenten der Elek- 
tronik. 

Wesentlicher Faktor für eine breite Anwendung 
der Mikroelektronik ist die Verfügbarkeit von 
rechnergestützten Entwurfs verfahren. Daher kon- 
zentriert sich die Förderung auf ein breites Spek- 
trum von FuE-Arbeiten, das von Forschungsarbei- 
ten zu fortgeschrittenen Entwurfs Strategien über 
Entwurfssysteme unterschiedlicher Mächtigkeit 
bis zur Unterstützung der Ausbüdung von Schalt- 
kreis-Entwerfern reicht. Ein aktuelles Forschungs- 
thema ist hierbei der Einsatz von Verfahren der 
„Künsüichen Intelligenz" (Kl), mit deren Hilfe das 
Erfahrungswissen geübter Schaltkreis-Entwerfer 
breit verfügbar gemacht wird. 

Mit wachsender Komplexität der Schaltungen 
wird nicht nur der Entwurfsprozeß schwieriger, 
auch die Prüfung der gefertigten Schaltungen be- 
reitet zunehmend Probleme. Dies macht es erfor- 
derlich, durch geeignete Konstruktion der Schal- 
tung bereits beim Entwurf Vorkehrungen für den 
späteren Test zu treffen. 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Elektronische Bauelemente 
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Anwendung der Mikroelektronik; Mikroperipherik 

Anwendung der Mikroelektronik 

Im Rahmen des Sonderprogramms Anwendung der 
Mikroelektronik 1982 — 1984 wurden insgesamt 
450 Mio DM her eit ge stellt und damit 2 430 Produkt- 
entwicklungen bei 1 740 Unternehmen finanziell un- 
terstützt. Das dabei erstmalig eingesetzte Instrument 
der indirekt-spezifischen Förderung, das sich durch 
besonders unbürokratische AntragsteUung und Ab- 
wicklung auszeichnet, sollte kleinen und mittleren 
Unternehmen den Zugang erleichtern. 

Eine Wirkung s an alyse des Sonderprogramms An- 
wendung der Mikroelektronik, die im Auftrag des 
BMFT vom Institut für Stadtplanung und Strukturpo- 
htik GmbH und der Peter Töpfer Planung + Bera- 
tung GmbH aufgrund der Befragung von 250 geför- 
derten, ausgewählten Unternehmen gemacht wurde, 
zeigte: 

Das über das VDI-Technologiezentrum Berhn abge- 
wickelte Sonderprogramm hat die gesteckten Ziele 
erreicht. Die Analyseergebnisse im einzelnen: 

80 % der geförderten Unternehmen hatten weniger 
als 500 Beschäftigte, gehören also der Gruppe kleiner 
bzw. mittlerer Unternehmen an; 95 % hatten weniger 
als 200 Mio DM Umsatz. 25 % der Firmen befaßte sich 
aufgrund des Sonderprogramms erstmals mit der An- 
wendung der Mikroelektronik in Produkten. 40 % der 
Vorhaben hatten völlige Neuentwicklungen zum Ziel. 
88 % der geförderten Vorhaben waren technisch er- 
folgreich. 

Aufgrund dieser positiven Entwicklungen hatten zum 
Zeitpunkt der Befragung Anfang 1986 bereits zwei 
Drittel der Unternehmen neue Investitionen in der 
Fertigung vorgenommen, und knapp die Hälfte hatten 
neue Mitarbeiter eingestellt. Mit einer weiteren Stei- 
gerung der NeueinsteUungen wird mit fortschreiten- 
der Markteinführung und Absatzausweitung gerech- 
net. 

Unternehmensintem zeigte sich der bisherige Erfolg 
des Sonderprogramms vor allem in 

— einem Strukturwandel oder einer personellen Ver- 
stärkung im FuE-Bereich (38 %) 

— einer Verbreiterung der finanziellen Basis für FuE- 
Kapazitäten (30 %) 

— einer erleichterten Bestandssicherung oder Grün- 
dung des Unternehmens (16 %). 

Marktbezogen wurde der bisherige Erfolg des Son- 
derprogramms vor allem in der 

— Erweiterung der Produktpalette (22 %) 

— Erhöhung der Produktquahtät (22 %) und 

— deutiichen Umsatzsteigerung (13 %) 

gesehen. 

Insgesamt ergibt sich folgendes Ergebrüs: 

Zu einem Zeitpunkt, zu dem die künftige wirtschaft- 
hche Entwicklung unsicher war, wurde mit dem Son- 


derprogramm ein wesenthcher Impuls zur Beschleu- 
nigung der breiten Anwendung der Mikroelektronik 
in Produkten, vor allem bei Investitionsgütern gege- 
ben. Die Wettbewerbsfähigkeit, insbesondere mittel- 
ständischer Unternehmen im Maschinen- und Anla- 
genbau, der Meß- und Regeltechnik und der Elektro- 
technik, ist in der beabsichtigten Weise gestärkt wor- 
den. 

Die gesamte Wirkungsanalyse ist in Buchform unter 
dem Titel „Wirkungsanalyse zum Sonderprogramm 
Mikroelektronik“ im November 1986 im Verlag Markt 
und Technik, München, ISBN 3 890 90 — 214 — 6 

erschienen. SchrifÜiche Anfragen dazu können ge- 
richtet werden an: VDIA^DE Technologiezentrum 
Informationstechnik GmbH, Budapester Straße 40, 
1000 Berlin 30. 

Die rasche Umsetzung neuer Produktentwicklungen 
in Wirts chafüichen Erfolg wird wesenüich beeinflußt 
von der Qualifikation des Personals in den betreffen- 
den Unternehmen. In einer Studie werden deshalb 
Fragen der Qualifikationsveränderungen im Zusam- 
menhang mit der Anwendung der Mikroelektronik 
untersucht und Anregungen für geeignete Qualifizie- 
rungsmaßnahmen gegeben. Ein erster Teübericht ist 
unter dem Titel „Mikroelektronik und Mitarbeiter- 
quahfikation " 1986 im Erich Schmidt Verlag, Berhn, 
ISBN 3 503 02614 2 erschienen. 


Mikroperipherik 

In den stark exportorientierten Bereichen Maschinen- 
bau, KFZ-Industrie, Industrieelektronik, Meß- und 
Regelungseinrichtungen für Labor und Anlagenbau 
gewinnt die Verfügbarkeit moderner Mikroperiphe- 
rik-Komponenten, d. h. Sensoren und Aktoren/Lei- 
stungselektronik, mehr und mehr an Bedeutung. Als 
notwendige Komponenten zur Ankopplung der Mi- 
kroelektronik an einen zu regelnden oder zu überwa- 
chenden Prozeß bestimmen sie wesenüich die Lei- 
stungsfähigkeit und die Kosten eines Gesamtsy- 
stems. 

Ein tiefgreifender technologischer Wandel kenn- 
zeichnet, neben steigendem Bedarf und neuen Anfor- 
derungen, die Mikroperipherik. Entscheidend wird 
sein, wie rasch die mit hohen finanziellen Aufwen- 
dungen und hohen technischen Risiken verbundene 
Einführung der notwendigen, heute anwendungsrei- 
fen Technologien von den überwiegend mittelständi- 
schen SensorhersteUem bewältigt wird. 

Zur langfristigen Sicherung der Wettbewerbsfähig- 
keit muß eine international konkurrenzfähige Know- 
how-Basis bei den Technologien für zukünftige 
Mikroperipherik-Komponenten geschaffen werden. 
Hierzu ist eine frühzeitige, enge Zusammenarbeit 
zwischen Forschung und Industrie Voraussetzung. 

Deshalb wurde im Rahmen des Regierungsberichts 
„Informationstechnik'' ein neuer Förderungsschwer- 
punkt „Mikroperipherik“ (1985 bis 1989) beschlossen. 
Dieser umfaßt folgende Maßnahmen: 

— Entwicklung moderner mikroelektronik-kompa- 
tibler Sensoren (indirekt-spezifische Förderung) 
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Diese Maßnahme konzentriert sich auf die breiten- 
wirksame Förderung der Entwicklung moder- 
ner, mikroelektronik-kompatibler Sensoren mit in- 
telligenter, integrierter Signalvorverarbeitung. 
Gleichzeitig soll der breite Einsatz der dazu not- 
wendigen, modernen anwendungsreifen Minia- 
turisierungstechnologien (Halbleiter-, Dünnfüm-, 
Dickschicht-, Hybrid-, Oberflächenmontagetech- 
nologie) beschleunigt werden. Mit ihrem verein- 
fachten Antrags- und Abwicklungsverfahren wen- 
det sich diese Maßnahme vor aUem an die mittel- 
ständischen SensorhersteUer. 

Bis zum 30. Juni 1987, dem Ende der Antragsfrist 
für diese Maßnahme, wurden knapp 700 Anträge 
gesteht. 79 % dieser Anträge stammen von kleine- 
ren Firmen mit weniger als 500 Mitarbeitern. 

Förderung von Zukunftstechnologien für die Mi- 
kroperipherik 

Gefördert werden in Verbundvorhaben For- 
schungs- und Entwicklungsarbeiten von übergrei- 
fender Fragestellung, die durch hohes Entwick- 
lungsrisiko, hohen finanziellen Aufwand und ge- 
meinsames Interesse mehrerer Anwender an dem 
zu erarbeitenden Know-how gekennzeichnet 
sind. 

Schwerpunkte: 

O Mikromechanik für Sensoren 
O Integrierte Optik für Sensoren 
O Technologien für chemische Sensoren 

O Basistechnologien für moderne Leistungsbau- 
elemente 

O Neue Materialien für Aktoren 

O Materialien und Technologien für die Aufbau- 
und Verbindungstechnik 

O Grundlegende Arbeiten zu Querschnittsfragen 
der Mikroperipherik (z. B. Schnittstellen). 

Technologietransfer 

Neben der indirekt-spezifischen Förderung sollen 
Maßnahmen für den Technologietransfer die Ein- 
führung neuer Technologien bei den kleinen und 
mittleren SensorhersteUem beschleunigen. Bei- 
spiele hierfür sind: 

O beim Projektträger VDI/VDE-Technologiezen- 
trum Information stechnik GmbH, Berlin, lau- 
fende Aktivitäten zum Technologietransfer 
(Veröffentlichungen, Workshops, Seminare, 
Fachgespräche, Beteiligung an Fachmessen) 

O Einrichtung, mit Bundesmitteln, von jeweüs ei- 
nem Dickschicht- Labor am Fraunhofer-Institut 
für Festkörpertechnologie in München sowie an 
der Universität Bochum, von jeweils emem 
Dünnschicht- Labor am Fraunhofer-Institut für 
Physikahsche Meßtechnik in Freiburg sowie an 
der Technischen Universität Hamburg-Har- 
burg, die u. a. Schulungskurse für Mitarbeiter 
kleiner und mittlerer Unternehmen durchfüh- 
ren. 

Die Maßnahmen zum Technologietransfer sollen 
verstärkt weitergeführt werden. Dabei wird beson- 
deres Augenmerk darauf gerichtet werden, daß 


die im Bereich „Zukunftstechnologien für die Mi- 
kroperipherik" entwickelten Technologien mög- 
lichst rasch bei kleinen und mittleren Firmen ein- 
gesetzt werden. 


FuE-Ausgaben des Bundes für Anwendung 
der Mikroelektronik; Mikroperipherik 



Fertigungstechnik 

Das Programm Fertigungstechnik 1984 — 1987 der 
Bundesregierung wurde am 1. Januar 1984 gestartet' 
Es war nüt einem Fördervolumen von 610 Mio DM für 
die Jahre 1984 bis 1988 ausgestattet, wobei das „indi- 
rekt-spezifische" Förderinstrument mit 450 Mio DM 
im Vordergrund stand. 

Das Programm hat in der Wirtschaft eine sehr gute 
Aufnahme gefunden. 

Zu den drei Komponenten des Programms ist festzu- 
stellen: 

In direkt- spezifische Förderung; 

— Entwicklungsarbeiten in Unternehmen der ferti- 
gungstechnischen Industrie zur eigenen betriebli- 
chen Anwendung von rechnerunterstützten Syste- 
men zur Entwicklung, Konstruktion und Disposi- 
tion sowie Steuerung des Fertigungsablaufs (CAD/ 
CAM) 

— Entwicklung von Industrie-Robotern, Handha- 
bungssystemen und zugehöriger intelligenter 
Peripherie. 

Im Bereich der indirekt-spezifischen Förderung sind 
mehr als 2 000 Anträge eingegangen. 

Wegen des großen Interesses der Industrie wurden 
bereits im April 1984 die zur Verfügung gestellten 
Mittel von 350 Mio DM auf 450 Mio DM erhöht. Die 
Bewilligungsphase wurde im Juli 1985 abgeschlos- 
sen. 

Mit den bereitgestellten Förderungsmitteln wurden 
ca. 1 400 Vorhaben bei rund 1 300 fertigungstechni- 
schen Unternehmen gefördert, und zwar fast 1 300 
Vorhaben mit ca. 370 Mio DM für CAD/CAM-An- 
wendungen und ca. 140 Vorhaben mit ca. 72 Mio DM 
für Industrieroboter-Entwicklungen. 

Nach Schätzungen hatten von den Unternehmen der 
fertigungstechnischen Industrie in der Bundesrepu- 
bhk 1983 erst 2 bis 3 % CAD/CAM-Systeme einge- 
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setzt. Durch das Programm werden deutlich mehr Un- 
ternehmen über diese Technik verfügen. Damit wird 
die fertigungstechnische Industrie bei der Anwen- 
dung von CAD/CAM weltweit eine Spitzenstellung 
erreichen. 

Mit den Maßnahmen wurde ein Modemisierungs- 
schub in den Unternehmen ausgelöst. Es gelang, das 
gesamte, sich über viele Branchen erstreckende tech- 
nische Spektrum der fertigungstechnischen Ausrüster 
anzusprechen. Unternehmen der Werkzeugmaschi- 
nenindustrie stehen hier an der Spitze, was die beson- 
dere Innovationsbereitschaft dieser Unternehmen 
zeigt. 

Bei der Anwendung von Industrierobotern steht die 
Bundesrepublik Deutschland, wenn man die Zahl der 
eingesetzten Roboter auf die Zahl der Beschäftigten 
im verarbeitenden Gewerbe bezieht, nach Japan und 
Schweden an dritter Stelle noch vor den USA. Die 
Anzahl der angewendeten Industrieroboter nimmt 
ständig zu. 

Die starke Inanspruchnahme der Förderung zur Ent- 
wicklung von Industrierobotern und Handhabungssy- 
stemen zeigt, daß die deutschen Unternehmen die 
Herausforderung angenommen haben und die Chan- 
cen nutzen, ihre weltweit anerkannt hochwertige 
Qualität insbesondere in der Mechanik mit moderner 
Informationstechnik in zukunftsträchtigen Produkten 
zu kombinieren. 

Der angesprochene Adressatenkreis der indirekt-spe- 
zifischen Förderungsmaßnahme wurde voll erreicht. 
Hinsichtlich der Untemehmensgröße sind es überwie- 
gend die kleinen und mittleren Unternehmen der fer- 
tigungstechiüschen Industrie, die im Mittelpunkt der 
Förderung stehen; etwa 90 % der geförderten Unter- 
nehmen haben einen Jahresumsatz von weniger als 
200 Mio DM, Dies unterstreicht die nüttelstands- 
freundliche Konzeption des Programms. 

In einer programmbegleitenden Untersuchung wird 
die Wirkung der indirekt-spezifischen Förderung fest- 
gestellt und analysiert. 

Verbundprojekte: 

Mit Verbundprojekten sollen firmenübergreifende, 
zukunftsorientierte Fragestellungen im arbeitsteili- 
gen Zusammenwirken von Unternehmen und For- 
schungsinstituten gemeinsam gelöst werden. 

Die Schwerpunkte der laufenden Verbundprojekte 
sind: 

— Fortschrittliche Handhabungstechnik (Roboter- 
technologie für die 90er Jahre) 

— Montagetechnologie 

— Flexible Fertigung 

— Sicherung des Fertigungsprozesses 

— Schlüsseltechnologie für die Fertigung. 

Für 19 Verbundprojekte wurden Finanzmittel in Höhe 
von insgesamt ca. 146 Mio DM bewilhgt. Hier arbei- 
ten über 30 Forschungsinstitute und ca. 120 Industrie- 
unternehmen zusammen, wobei einige Partner in 


mehreren Verbundprojekten mitarbeiten. Die Indu- 
strieunternehmen tragen nündestens 50 % der eige- 
nen Aufwendungen. 

Technologietransfer, Technologiefolgenabschätzung: 

Zur Verstärkung des Technologietransfers wurden 
vor allem die Maßnahmen des CAD/CAM-Labors in 
Karlsruhe erweitert. In den Jahren 1984 bis 1987 ha- 
ben etwa 18 000 Personen das Labor besucht. 

Auf verschiedenen Präsentationen und Messen, z. B. 
Hannover-Messe, EMO, CAT, SYSTEC sowie weite- 
ren Veranstaltungen zum Austausch von Erfahrun- 
gen, wurde über Entwicklungstrends, Entwicklungs- 
stellen sowie Entwicklungsergebnisse berichtet. 

Zur Technologiefolgenabschätzung werden folgende 
Vorhaben gefördert: 

— Auswirkungen von Produktionsplanungs- und 
Steuerungssystemen in Klein- und Mittelbetrie- 
ben 

— Voraussetzungen und Ansätze zur menschenge- 
rechten Arbeitsgestaltung in rechnergestützten 
Konstruktions- und Planungsprozessen 

— Voraussetzungen und Ansätze zur Qualifikations- 
sicherung in der Werkstatt 

— Integrierte Verfahren zur Investitionsentschei- 
dung und -kontroUe für komplexe Fertigungssy- 
steme 

— Wirkungsanalyse der indirekt- spezifischen Förde- 
rung 

O von CAD/CAM-Anwendungen 
O zur Entwicklung von Industrierobotern. 

Für 1984 bis 1988 sind ca. 7,2 Mio DM bewilligt. 

Fragestellungen zur Gestaltung von Technik werden 
auch in Verbundprojekten projektspezifisch bearbei- 
tet. 

Weitere Maßnahmen: 

Zur verstärkten Förderung der Grundlagenforschung 
in der Fertigungstechnik wurden der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft Sondermittel zur Verfügung 
gestellt.- 

Eine internationale Zusammenarbeit im Rahmen des 
Programms Fertigungstechnik besteht insbesondere 
mit Norwegen, VR China, Frankreich, Großbritannien 
und Brasilien. 

Zur Vorbereitung von EUREKA- Projekten wurde in 
Zusammenarbeit mit den Ländern Frankreich, Groß- 
britannien, Itahen, Österreich, Schweden und Spa- 
nien eine Voruntersuchung über Möghchkeiten einer 
europäischen Kooperation im Bereich flexibel auto- 
matisierter Montagesysteme durchgeführt. 
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Schaubild III/l 


Programm Fertigungstechnik 

Geförderte Vorhaben nach Firmengrößenklassen 


Anzahl der 

geförderten Vorhaben in % 



bis 2 > 2 bis 5 >5-10 >10-50 > 50 - 100 > 100 - 200 > 200 - 500 > 500 - 1000 über 1000 


Mio DM Jahresumsatz 
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Innerhalb der Maßnahmen der Europäischen Ge- 
meinschaften wird der Bereich Fertigungstechnik in 
folgenden zwei Programmen angesprochen: 

ESPRIT 

Um fertigungstechnische Entwicklungen geht es in- 
nerhalb des ESPRIT-Programms vor allem im Schwer- 
punkt CIM (Computer Integrated Manufacturing/ 
Rechnerintegrierte Fertigung) mit den Bereichen 

— CIM'Architektur und Kommunikation 

— Fertigungssystementwurf und -einsatz 

— Produktentwurf und Analysesysteme 

— Planung und Steuerung von Fertigungsprozessen 

— Industrieroboter und Flurförder Systeme. 

Für diese Bereiche sind für den Zeitraum 1988 bis 
1992 Förderungsmittel in Höhe von insgesamt etwa 
173 Mio ECU vorgesehen; dies sind etwa 16 % des 
effektiven ESPRIT II-Budgets. 

BRITE 

Das BRITE-Programm (Grundlagenforschung auf 
dem Gebiet der industriellen Technologien für Eu- 
ropa) wurde 1984 beschlossen; es hat eine Laufzeit 
von 4 Jahren und ist mit Finanzmitteln in Höhe von 
125 Mio ECU ausgestattet. 

Fertigungstechnische Aufgaben werden hier ange- 
sprochen mit den Themen: 

— Zuverlässigkeit und Verschleiß von Werkstoffen 
und Bauteilen 

— Lasertechnologie und ihre Anwendungen 

— Verbindungstechniken 

— Neue Prüfmethoden 

— CAD/CAM und mathematische Modelle 

— Neue Fertigungstechniken für Erzeugnisse aus 
biegeschlaffen Teüen (z. B. Textilien). 

CIM (Computer Integrated Manufacturing): 

Der zunehmende Wandel vom Anbieter- zum Käufer- 
markt zwingt Industrieunternehmen, verstärkt und 
sehr flexibel auf Kundenwünsche einzugehen. Unter- 
nehmen stehen vor der Aufgabe, Merkmale eines 
Dienstleistungsbetriebs bei sich zu verwirklichen. Da- 
bei kommt der Information als wichtigem Produkti- 
onsfaktor eine neue Quahtät und Bedeutung zu. Die 
informationstechnische Verknüpfung der mit der Fer- 
tigung zusammenhängenden Betriebsbereiche eines 
Unternehmens erlaubt es, den Fertigungsprozeß in 
seiner Gesamtheit zu optimieren. Hierzu müssen auch 
Strukturen, Organisationsformen und Management- 
instrumente in den Betrieben verändert werden. Mit 
einer solchen rechnerintegrierten Fertigung stehen 
wir erst am Anfang. Dies gilt vor allem für kleine und 
mittlere Unternehmen; vor allem diese dürfen hier 
den Anschluß nicht verheren. 


Der BMFT bereitet deshalb für diesen Bereich neue 
Maßnahmen vor, mit denen u. a. schwerpunktmäßig 
ein breiten wirksamer CIM- Technologietransfer reali- 
siert und die Standardisierung im CIM-Bereich voran- 
gebracht werden soll. 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Fertigungstechnik 



FuE-Ausgaben des Bundes für 
informationstechnik 
(einschi. Fertigungstechnik) 



2.10 Biotechnologie 
(Förderbereich K) 

Wegen ihres hohen Innovationspotentials wird der 
Biotechnologie für die volkswirtschaftiiche Entwick- 
lung eine ähnhche Schlüsselfunktion wie der Mikro- 
elektronik und der Informations- und Kommunika- 
tionstechnologie eingeräumt. In nahezu allen Indu- 
strienationen werden Forschungskapazitäten in öf- 
fentlichen Institutionen und in der Industrie erweitert 
oder neu geschaffen und flankierende staatliche För- 
dermaßnahmen durchgeführt. Auch die Bimdesregie- 
rung sieht in dem insbesondere durch die neuere bio- 
logische Forschung auf molekularbiologischer Ebene 
eröffneten Potential eine große Chance und zugleich 
eine Herausforderung für die Forschung ebenso wie 
für zukunftsträchtige Innovationen in der Wirtschaft. 
So sind die Anwendung biotechnischer Verfahren 
und die Einführung biotechnischer Produkte geeig- 
net, die Landwirtschaft dabei zu unterstützen, ihre 
Produktion kostengünstiger, umweltschonender und 
quahtätsverbessernd zu gestalten, und ihr sowie der 
chemischen Industrie neue Tätigkeitsfelder und 
Marktchancen zu eröffnen. 
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Förderprogramm „Angewandte Biologie und 
Biotechnologie'' (1985 — 1988) 

Die Bundesregierung hat im Juh 1985 ein neues Pro- 
gramm zur Förderung der „Angewandten Biologie 
und Biotechnologie" veröffentlicht und damit den 
Rahmen abgesteckt für eine verstärkte Förderung bio- 
logischer und biotechnischer Forschung in der Bun- 
desrepubhk Deutschland. 

Ziel aller biotechnischen Verfahren ist es, bestimmte 
stoffwechselphysiologische und biochemische Lei- 
stungen biologischer Systeme zu optimieren und un- 
ter ökonomischen Bedingungen industriell zu nutzen. 
Hierfür eignen sich neben ganzen Pflanzen und Tie- 
ren insbesondere Mikroorganismen wie Bakterien, 
Hefen und andere Pilze, in begrenztem Umfang auch 
einzelhge Algen sowie in Zukunft Zell- und Gewebe 
kulturen höherer Pflanzen und Tiere. Auch das Syn- 
thesepotential der Enzyme, denen bei der Stoffum- 
wandlung innerhalb und außerhalb der Zelle stei- 
gende Bedeutimg zukommt, eröffnet wichtige und 
neuartige Anwendungen. Die sinnvolle Symbiose von 
Biologie und Verfahrenstechnik bietet eine große 
Chance, die Verfügbarkeit von Naturstoffen zu erwei- 
tern imd somit zur effizienteren Nutzung der Ressour- 
cen beizutragen. 

Neuartige biologische Methoden, wie die Gentechnik 
oder die Zellkulturtechnik, aber auch neuere Ent- 
wicklungen der Bioverfahrens- und Enzymtechnik 
tragen zu einer schnellen Entwicklung der Biotechno- 
logie bei. Die Fördermaßnahmen der Bundesregie- 
rung sollen helfen, die biologischen Kenntnisse durch 
eine breit angelegte Grundlagenforschung zu vertie- 
fen, die Voraussetzungen für die darauf aufbauenden 
Innovationen zu verbessern und die darin hegenden 
Zukunftchancen zu nutzen. Damit schafft die Bundes- 
regierung die forschungspohtischen und wirtschaftli- 
chen Rahmenbedingimgen für eine verbesserte Nut- 
zung der vielfältigen Anwendungsmöghchkeiten der 
Biotechnologie — von der Landwirtschaft über die 
Ernährung, Umwelt, Gesimdheit, bis hin zur Gewin- 
nung von Rohstoffen und Energie. Forschung im Be- 
reich der Biotechnologie wird insbesondere durch den 
BMFT, aber auch durch andere Bundesressorts (z. B. 
BML und BMJFFG) gefördert. 

Das Förderprogramm der Bundesregierung soll im 
Zusammenwirken der Bundesressorts mit den Aktivi- 
täten der Bundesländer, der Forschungsförderorgani- 
sationen imd der Wirtschaft sowohl die Grundlagen- 
forschung als auch die wirtschafüiche und technologi- 
sche Entwicklung auf breiter Front sichtbar vorwärts 
bringen. Eine Übersicht über die geförderten Projekte 
gibt der Jahresbericht zum Förderprogramm „Ange- 
wandte Biologie und Biotechnologie" , der beim Fach- 
information szentrum Karlsruhe, 7514 Eggenstein- 
Leopoldshafen, erhältiich ist. 


För der Schwerpunkt „Nachwachsende Rohstoffe" 

Vor dem Hintergrund einer anhaltenden Überschuß- 
situation auf den Agrarmärkten güt es, trotz derzeit 
niedriger Preise für fossüe Rohstoffe und Energieträ- 
ger, die Nutzung nachwachsender Rohstoffe zu prü- 


fen, um ggf. Produktions- und Verwendungsaltemati- 
ven für agrarisch erzeugte Rohstoffe zu erschheßen. In 
der Antwort der Bundesregierung „Nachwachsende 
Rohstoffe" (BT-Drs. 10/5558 vom 28. Mai 1986) wird 
auf den internationalen Stand zu den Techniken und 
auf EntwicklungsmÖghchkeiten eingegangen. 

Zu den Möghchkeiten einer breiteren Verwendung 
nachwachsender Rohstoffe und den dazu erforder- 
hchen Forschungsanstrengungen veranstaltete das 
BMFT zusammen mit dem BML im Oktober 1986 in 
Bonn ein Expertenkolloquium, das ca. 200 Vertreter 
aus Landwirtschaft, Industrie, Verbänden, Wissen- 
schaft und Politik zusammenführte. Dabei wurden der 
heutige Stand und die Perspektive nachwachsender 
Rohstoffe sowohl unter technischen und Ökonomi- 
schen wie auch unter agrarstrukturellen, sozialen und 
pohtischen Gesichtspunkten betrachtet. Ein besonde- 
res Augenmerk galt der Umweltverträghchkeit. Die 
Statements der Experten und Verbände liegen in ei- 
ner Dokumentation vor (erhältiich bei BINE-Bürgerin- 
formation, Ahrstraße, 5300 Bonn 2). 

Das Kolloquium hat die Breite der langfristigen indu- 
striellen Nutzungsmöghchkeiten nachwachsender 
Rohstoffe eindrucksvoll verdeutiicht, jedoch auch auf- 
gezeigt, daß für die Erschheßung vieler Einsatzmög- 
hchkeiten noch erhebhche Forschungsanstrengungen 
erforderhch sind. Zum Förderschwerpunkt „Nach- 
wachsende Rohstoffe" hat der BMFT im Jahre 1986 
ein Förderkonzept veröffentlicht (erhältlich bei Deut- 
sche LandwirtschaJtsgesellschait, Zimmerweg 15, 
6000 Frankfurt). 


Risiken, Sicherheitsforschung 

Zur Beurteilung und Verringerung der bei der Einfüh- 
rung und Anwendung neuer biologischer und geneti- 
scher Methoden erkennbaren Risiken hat der BMFT 
erneut Maßnahmen u. a. durch ein im Juh 1987 vor- 
gesteUtes Förderkonzept zm biologischen Sicher- 
heitsforschung ergriffen. 

Die bisher vom BMFT herausgegebenen Richtiinien 
zum Schutz vor Gefahren durch in-vitro-neukombi- 
nierte Nukleinsäuren (Genrichtiinien) wurden mehr- 
fach, zuletzt im Mai 1986, dem neuesten Erkenntnis- 
stand angepaßt (Amtiiche Texte „Richtiinien zum 
Schutz vor Gefahren durch in-vitro neukombinierte 
Nukleinsäuren", 5. überarbeitete Fassimg). Durch die 
Einrichtung der Zentralen Kommission für die Biologi- 
sche Sicherheit und einer Zulassungsstelle beim Bun- 
desgesundheitsamt ist für die Berücksichtigung der 
notwendigen Sicherheitsmaßnahmen bei der Durch- 
führung gentechnischer Experimente gesorgt wor- 
den. 


Ethische und rechtliche Fragen 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß die moder- 
nen Methoden der Gentechnologie, aber auch der 
künstiichen Befruchtung gleichermaßen Chancen wie 
Risiken für den Menschen enthalten. Sie hat sich des- 
halb frühzeitig um die interdisziphnäre Klärung der 
mit den neuen Technologien verbundenen naturwis- 
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senschaftlichen, rechtlichen und ethischen Fragen be- 
müht. Eine im Mai 1984 vom Bundesminister der Ju- 
stiz und vom Bundesminister für Forschung und Tech- 
nologie gemeinsam eingesetzte Arbeitsgruppe unter 
dem Vorsitz des Präsidenten des Bundesverfassungs- 
gerichts a. D. Professor Dr. Ernst Benda hat im No- 
vember 1985 ihren Bericht vorgelegt, dessen Arbeits- 
ergebnis und Empfehlungen für die weiteren politi- 
schen Entscheidungen im Zusammenhang mit In- 
vitro-Fertihsation, Genomanalyse und Gentherapie 
richtungsweisend sind (Bericht erschienen bei 
J. Schweitzer Verlag, München). Als ersten weiteren 
Schritt in Richtung auf ein für unabdingbar erkanntes 
Mindestmaß von gesetzlichen Regelungen in diesem 
Bereich hat der BMJ den Diskussionsentwurf eines 
Embryonenschutzgesetzes vorgelegt, durch das straf- 
rechthche Verbote in diesem Zusammenhang dort 
eingreifen sollen, wo der Gesetzgeber der Wertent- 
scheidung des Grundgesetzes zugunsten der Men- 
schenwürde und des Lebens in besonderem Maße 
Rechnung zu tragen hat. Im Hinbhck auf die Bund- 
Länder-übergreifende Gesetzgebungskompetenz in 
diesem Bereich hat die vom BMJ eingesetzte Bund- 
Länder- Arbeitsgruppe „Fortpflanzungsmedizin" im 
November 1987 einen Zwischenbericht über den 
staathchen Handlungsbedarf vorgelegt. Daraufhin er- 
statteten BMJ, BMJFFG und BMFT im Januar 1988 
einen gemeinsamen Kabinettbericht zu Fragen der 
künstlichen Befruchtung beim Menschen. 

Fördermaßnahmen 

Das Spektrum der Fördermaßnahmen im Biotechnolo- 
gie-Programm der Bundesregierung umfaßt 

— die institutionelle Förderung der Biotechnologie 

— die Förderung der Grundlagenforschung in der 
Bio- und Gentechnologie — zentrale Schwerpunkt- 
projekte und die „Genzentren" 

— die Förderung der biotechnologischen Industrie, 
insbesondere der kleinen und mittleren Unterneh- 
men 

— die themenbezogene Verbundforschung und Pro- 
jektförderung. 

Die Maßnahmen sind in erster Linie 

— den forschungspohtischen Gesichtspunkten der 
Entwicklung einer neuen Schlüsseltechnologie 

— der Lösung von staathchen Daseins- und Zukunfts- 
aufgaben, beispielsweise in der Umweltfor- 
schung 

— der medizinischen und landwirtschafthchen For- 
schung 

— und der Verbesserung der Innovationsvorausset- 
zungen in der Wirtschaft 

gewidmet. 

Die finanzielle Ausstattung des Programms hat sich 
insgesamt als angemessen erwiesen. Die Mittel wur- 
den schwerpunktmäßig in den Bereichen Mikrobiolo- 
gie, Zellkultur- und ZeUfusionstechnik, Bioverfah- 
renstechnik und Enzymtechnologie sowie in der For- 
schung an Pflanzen und Tieren eingesetzt. 


Institutioneile Förderung der Biotechnologie 

Nach kritischer Überprüfung der Biotechnologie in 
der Großforschung im Jahre 1983 hat die Bundes- 
regierung die Notwendigkeit der institutionellen För- 
derung der Biotechnologie bestätigt und ihr einen fe- 
sten Platz im Förderprogramm neben der Schwer- 
punkt- und Projektförderung zugewiesen. Dies beruht 
auf dem Konzept, die biotechnologische Großfor- 
schung auf den Standort Braunschweig zu konzentrie- 
ren und die Gesellschaft für biotechnologische For- 
schung mbH (GBF) auf der Grundlage einer struktu- 
rellen, thematischen und personellen Reorganisation 
auszubauen. 

In der thematischen Arbeit der GBF sind neue 
Schwerpunkte gebildet worden, so auf dem Gebiet 
Zellkulturte chnik und Protein-Design. Zellkulturen 
auf der Grundlage tierischer und humaner Zell-Linien 
stellen für viele zukunftsorientierte Produkte der Bio- 
technologie unverzichtbare biologische Produktions- 
systeme dar. Produktbeispiele sind die Proteine Inter- 
leukin-2, Interferon-ß sowie monoklonale Antikörper 
mit Anwendung in der medizinischen Therapie und 
Diagnostik. Ein neuer Reaktortyp konnte inzwischen 
zur Marktreife gebracht werden (Technologie-Trans- 
ferpreis des BMFT, 1986). 

Proteine, vor allem Enzyme „nach Maß", stehen im 
Mittelpunkt der Arbeiten beim Konzept „Protein-De- 
sign". Ausgehend von bekannten Strukturen natür- 
hch vorkommender Proteine kann durch kombinier- 
ten Einsatz der Strukturforschung, der Computer-Mo- 
dellierung, der Gensynthese, der mikrobiellen Pro- 
duktion und der Protein-Analytik eine rationale Ver- 
änderung zu neuen Strukturen erfolgen, die einen 
verbesserten Einsatz der Proteine als Katalysatoren 
oder Wirkstoffe erwarten lassen. 

Ihrem Satzungsauftrag gemäß erfüllt die GBF eine 
Brückenfunktion zwischen der Grundlagenforschung 
einerseits und der industriellen Nutzung andererseits. 
Dabei nimmt sie selbst die Stellung zwischen einer zur 
Wissenschaft offenen Grundlagenforschung und der 
im Kontakt mit der Industrie durchzuführenden Ent- 
wicklungsarbeit zur Etabherung neuer Produkte und 
Verfahren ein. In der Kooperation mit der Wissen- 
schaft wurden neue Akzente gesetzt, z. B. durch die 
Beteüigung am BMFT-Schwerpunktprojekt „Grund- 
lagen der Bioprozeßtechnik" gemeinsam mit den Uni- 
versitäten in Göttingen, Hannover und Braunschweig, 
international durch Projektkooperationen mit dem 
Weizmann-Institut in Rehovot und dem Technion in 
Haifa (Israel). Die Kooperation mit der Industrie 
konnte ausgebaut werden und umfaßt Projekte in den 
Themenbereichen Pharma, Lebensmittel und Umwelt 
mit Firmen der Stoffumwandlungs-Industrie sowie 
des Apparate- und Anlagenbaus. Dies ist die Basis 
eines aktiven Technologietransfers im Hinbhck auf 
Produkte, Methoden und im Geräte- und Apparate- 
bau. Der Verband der chemischen Industrie (VCI) hat 
sein besonderes Interesse an der Zukunft der GBF 
durch die Gründung eines Fördervereins dokumen- 
tiert und für die Jahre 1986 — 1988 jährhch je 
1 Mio DM bereitgestellt. 

An Infrastruktur der GBF ist das Biotechnikum als Ser- 
vice-Einheit für Wissenschaft und Industrie im gesam- 
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ten Gebiet der Bundesrepublik Deutschland und dar- 
über hinaus hervorzuheben. Weitere Entwicklungen 
mit Infrastruktur- Charakter sind der Aufbau der Da- 
tenbanksysteme BIKE (Biotechnologie-Informations- 
knoten für Europa) und BIJANKA (Information über 
Biotechnologie in Japan). Als dritter Sektor ist ein ver- 
stärktes Engagement im Aufbau eines Weiterbü- 
dungsprogramms im nationalen und internationalen 
Bereich, u. a. auch ein Kursus für Teilnehmer aus Ent- 
wicklungsländern, zu nennen. Neuartig in ihrer Di- 
mension ist auch die Kooperation der GBF als Groß- 
forschungseinrichtung mit der Technischen Universi- 
tät Braunschweig im Aufbau und in der Durchführung 
neuer Studiengänge „Biotechnologie". Gemeinsame 
Berufungs verfahren mit der Universität für die leiten- 
den GBF-Wissenschaftler büden dazu die personelle 
Basis. 

Die Deutsche Sammlung von Mikroorganismen 
(DSM) ist eine international anerkannte Dienstlei- 
stungseinrichtung für die biotechnische Forschung 
und Industrie. Sie führt über 5 000 verschiedene apa- 
thogene Bakterien, Hefen und Pilze in ihrem Katalog 
und bietet weitere Serviceleistungen wie Patenthin- 
terlegung, Identifikationsdienst, Beratungsdienst für 
Anreicherung, Isolierung und Identifikation von Mi- 
kroorganismen an. Es ist vorgesehen, das Angebot der 
DSM in zwei Ausbaustufen erheblich zu erweitern: Im 
ersten Schritt soUen die Sammlung von Mikroorganis- 
men ausgebaut und Außenstellen für pflanzliche Zell- 
kulturen und Viren eingerichtet werden. In einem 
zweiten Schritt sind Sammlungen für tierische und 
humane Zellkulturen und Viren vorgesehen. 

Die DSM ist ein Knotenpunkt im Netz europäischer 
Sammlungen der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften. Darüber hinaus arbeitet sie interna- 
tional mit allen anerkannten SammlungssteUen welt- 
weit zusammen. Um ihre Unabhängigkeit zu sichern, 
SOU sie aus der GBF, der sie z. Z. angehört, ausgegUe- 
dert und als selbständige Einrichtung weitergeführt 
werden. 

Innerhalb der landwirtschafüichen Forschungsanstal- 
ten des Bundes im Geschäftsbereich des BML erfährt 
die biotechnologische Forschung eine institutioneUe 
und projektbezogene Förderung mit zunehmend stär- 
kerer Bedeutung. 


Förderung der Grundlugenforschung in der Bio- und 
Gentechnologie — Zentrale Schwerpunktprojekte 
und „Genzentren" 

Die Forschungstätigkeit in den Genzentren dient der 
Erschheßung wissenschaftlich attraktiver und techno- 
logisch aussichtsreicher Forschimgsgebiete in der 
Biotechnologie. Die Konzentration von Fördermitteln 
auf Zentren, in denen Hochschulen, Industrie und 
Wissenschaftsorganisationen zu einem gemeinsamen 
Engagement in der bio- und gentechnologischen For- 
schung zusammengefunden haben, vermittelt neue 
Impulse u. a. in der biomedizinischen Gnmdlagenfor- 
schung und in einer konzentrierten Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses. 

Die Aufbauphase der 1982 in Köln, Heidelberg und 
München konzipierten Genzentren ist abgeschlossen. 


Hinzugekommen sind weitere Schwerpunktzentren 
in Berlin, Niedersachsen (Braunschweig, Göttingen, 
Hannover), Hamburg und Stuttgart. 

ln den letzten Jahren hat sich gezeigt, daß von den 
bestehenden Zentren bereits wertvolle wissenschaft- 
hche Impulse für die Forschimg in der Industrie und 
Hochschule ausgegangen sind. Darüber hinaus haben 
sich die Genzentren als erfolgreiches Instrument für 
die Nachwuchsförderung erwiesen. 

Die Anzahl der wissenschaftüchen Nachwuchskräfte, 
überwiegend Diplomanden und Doktoranden, hat al- 
lein in den drei Zentren Köln, Heidelberg und Mün- 
chen 1986 eine Größenordmmg von über 300 erreicht. 
Die jährhchen Förderbeiträge des BMFT allein für 
diese drei Zentren erreichen etwa 23 Mio DM. Die 
Industrie beteüigt sich hierbei mit mehr als 3 Mio DM 
pro Jahr. Hinzu kommen unterschiedliche Leistungen 
der jeweüigen Sitzländer. 

Die Finanzierung der Genzentren und zentralen 
Schwerpunktprojekte beruht im Prinzip auf drei Säu- 
len: 

— Investitionsmittel (i. w. für Baumaßnahmen) vom 
Sitzland bzw. Mittel für Infrastruktur seitens der 
Universität/Max-Planck-GeseUschaft und des 
Landes 

— Projektfördermittel des BMFT (Personal-, Sach- 
und Gerätemittel) imd anderer Drittmittelgeber 
(DFG) 

— Verstärkimg des Finanzvolumens durch Industrie- 
mittel (Personalmittel für Spitzenkräfte, Infrastruk- 
turmaßnahmen etc.). 

Das Biotechnologieprogramm trägt in erhebhchem 
Umfang dazu bei, den wissenschaftlichen Nachwuchs 
zu fördern, sowohl in den Genzentren, wie auch durch 
folgende Aktivitäten: 

— „Forschungsstipendien Biotechnologie" über die 
Deutsche Gesellschaft für chemisches Apparate- 
wesen (DECHEMA) 

~ Stipendienprogramm Gentechnologie in Zusam- 
menarbeit mit dem Deutschen Akademischen 
Austauschdienst (DAAD) 

— Rahmenprogramm „Genomorganisation und Ge- 
nexpression" über die DFG 

— Mitfinanzierung eines Fonds „Biologische Che- 
mie" des VCI zur Förderung der Spitzenforschung 
und des wissenschaftüchen Nachwuchses. 

Förderung der biotechnologischen Forschung in der 
Industrie 

Zur Förderung der biotechnologischen Forschung in 
der Industrie werden zunehmend auch indirekte För- 
dermaßnahmen eingesetzt, die durch vereinfachte ad- 
ministrative Verfahren vor allem den kleinen und 
mittleren Unternehmen den Zugang zu Fördermitteln 
erleichtern. Zu diesen Maßnahmen zählen 

— indirekt-spezitische Maßnahmen zur Förderung 
der biotechnologischen Forschung 

— Förderung technologieorientierter Unternehmens- 
gründungen (TOU). 
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Die indirekt-spezifischen Maßnahmen dienen gezielt 
dem Aufbau von Forschungs- und Entwicklungskapa- 
zitäten mittelständischer Unternehmen, die auf dem 
Gebiet der Biotechnologie tätig sind oder tätig werden 
wollen. Ca. 90 % der antragsteUenden Firmen können 
den kleinen und mittleren Unternehmen zugerechnet 
werden. Die indirekt-spezifische Förderung der bio- 
technologischen Forschung in der Industrie ist insbe- 
sondere von diesen Unternehmen gut angenommen 
worden. 

Das Programm hefert mit seiner auf Breitenwirkung 
ausgerichteten Konzeption entscheidende Impulse, 
den mittelständischen Unternehmen die Nutzung der 
in der Biotechnologie hegenden Möghchkeiten zu er- 
öffnen. In den ersten 11/2 Jahren des bis zum 31. De- 
zember 1988 terminierten Förderprogramms wurden 
ca. 120 Vorhaben bewilligt. Mit 34 Mio DM an BMFT- 
Fördergeldem werden bei den Unternehmen insge- 
samt weitere 65 Mio DM an Eigenmitteln für FuE- 
Vorhaben bewegt. Bei ca. 30 % der geförderten Un- 
ternehmen wurden biotechnologische Methoden zur 
Produkt- und Verfahrensentwicklung bisher gar rücht 
eingesetzt bzw. entsprechende Geräte- und Appa- 
rateentwicklungen nicht durchgeführt. 

Eine Inanspruchnahme des Programms erfolgt in ver- 
stärktem Maße durch Unternehmen des Apparate- 
und Gerätesektors, die in enger Kooperation mit 
Grundlagenforschungsinstituten Reaktorentwicklun- 
gen, Entwicklungen zur Aufbereitung und Aufarbei- 
tung von Produkten und für die biochemische Labo- 
ratoriumspraxis durchführen. 

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Förderung kleiner 
und mittlerer Unternehmen, die sich mit der Entwick- 
lung biotechnischer Verfahren mit Zellen und indu- 
striell bedeutsamen Mikroorganismen befassen. Hier 
werden gezielt Firmen aus dem Bereich der Pflanzen- 
züchtung unterstützt, die mit Hilfe der Förderung die 
Entwicklung von Produkten auf der Basis zeUkultur- 
technischer Methoden als Ergänzung oder Ersatz kon- 
ventioneller Methoden der Pflanzenzüchtung ange- 
hen wollen. Ebenfalls erfolgt hier eine Förderung bio- 
technischer Verfahrensentwicklungen im Bereich der 
Abwassermikrobiologie. 

Weiterhin werden im Rahmen des Programms enzym- 
technische Projekte und Produkt- bzw. Zwischenpro- 
duktentwicklungen mit Hilfe zeUkulturtechnischer 
Methoden gefördert. 

Der vom BMFT seit 1983 unternommene Modellver- 
such zur Hilfe bei der Gründung technologieorientier- 
ter Unternehmen (TOU) hat in erster Linie dazu bei- 
getragen, ein gründungs- und innovationsfreundli- 
ches Klima zu schaffen sowie Start- und Wachstums- 
bedingungen für technologieorientierte Unterneh- 
men zu verbessern. Bestärkt durch den positiven An- 
klang in der ÖffenÜichkeit hat der BMFT den Modell- 
versuch TOU über den 31. Dezember 1986 hinaus bis 
zmn 31. Dezember 1988 verlängert. 

Themenbezogene Verbundforschung und 
Pro j ektförd erung 

Die Schwerpunkte der Förderung hegen insbeson- 
dere in der 


— mikrobiologischen und mikrobengenetischen 

Technik (Mikrobiologie) 

— Zellkultur- und ZeUfusionstechnik 

— Bioverfahrenstechnik und Enzymtechnik 

— Forschung an Pflanzen und Tieren 

— Sicherheitsforschung. 

Die Auswahl der thematischen Schwerpunkte erfolgte 
nach den Vorgaben des 1985 veröffentlichten Biotech- 
nologieprogramms. Die Förderung ist nicht flächen- 
deckend angelegt, vielmehr werden wissenschafüich 
und wirtschafthch interessante imd bedeutsame Vor- 
schläge berücksichtigt, insbesondere auch solche, die 
unter dem Gesichtspunkt einer staatlichen Daseins- 
und Zukimftsvorsorge (Umwelt, Gesimdheit, Ernäh- 
rung u. a.) notwendig sind. 

Beispielhaft werden einige Themenbereiche der För- 
derschwerpunkte genannt: 

— Mikrobiologie 

O Entwicklung biotechnologischer Abwasserbe- 
handlungsverfahren für stark verschmutzte 
oder mit persistenten Umweltchemikalien bela- 
stete Industrieabwässer, wie sie z. B. in Molke- 
reien, Brauereien, Zellstoff- und Altpapierfabri- 
ken anfallen 

O Einrichtung eines Forschungsverb imdes „Bio- 
logische Umwandlimg dioxinartiger Verbin- 
dungen" zur mikrobiellen Entsorgung dioxin- 
haltiger Böden. 

— Zellkulturtechniken 

O Gewinnung neuer ZeUinhaltsstoffe, die interes- 
sante biologische Wirkung haben. Dabei sollen 
EinzelzeUen und fusionierte Zellen eingesetzt 
werden, um Stoffe wie Interferone, Wachstums- 
faktoren und zytotoxische Lymphokine oder 
monoklonale Antikörper und Impfstoffe herzu- 
stellen. 

O Verbundvorhaben „Elektrofusion von Hefepro- 
toplasten zur Züchtung techrdsch -relevanter 
Hefen mit neuen Eigenschaften". 

— Bioverfahrenstechnik und Enzymtechnik 

O Vorhaben, die im vorindustriellen und vorpro- 
duktionstechnischen Bereich anzusiedeln sind, 
wie z. B. der Forschungsverbund „Anaerobe 
Fermentationen" mit Unter nehmen aus ver- 
schiedenen Branchen und mit mehreren For- 
schungsinstituten. Mit neuen anaeroben ther- 
mophüen Produktionstämmen sollen Abfallpro- 
dukte aus der Stärke- und Nahrungsmittehn- 
dustrie zu hochwertigen Chemierohstoffen fer- 
mentativ veredelt werden. 

— Forschungen an Pflanzen und Tieren 

O Verbundprojekt „Entwicklung biotechnologi- 
scher Selektions- und Nutzungsmethoden zur 
ErsteUimg von Kiilturpflanzen mit genetischer 
Resistenz " 

O Einsatz der ZeUfusionstechnik zur Beschleuni- 
gung der Züchtimg 
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O Im Bereich Nachwachsende Rohstoffe: „Bio- 
technologische Erzeugung und Verwertung von 
Industrieholz “ ; „Biotechnologie für die Ölpflan- 
zenzüchtung" 

O Verbundprojekt „Symbiotische Wechselwir- 
kungen zwischen Mikroorganismen und Kul- 
turpflanzen". 

— Ersatzmethoden zum Tierversuch 

O Entwicklung von Ersatzmethoden zum Tierver- 
such; die laufenden Forschungsarbeiten wer- 
den begleitet von einer Studie mit dem Ziel, in 
Erfahrung zu bringen, welche Arten von Tier- 
versuchen in der Praxis zum Einsatz kommen 
und welche wissenschaftlichen Fragestellun- 
gen im einzelnen damit verknüpft werden. 

Aufgaben: Bewertung verschiedener Testmo- 
delle, Ringversuche mit der Industrie und Auf- 
bau von Simulationsmodellen auf Rechner- 
ebene. 

Ein Statusbericht über die Forschungsförde- 
rung des BMFT „Ersatzmethoden zum Tierver- 
such — Projekte in der Biotechnologie" ist er- 
hältlich bei PBE-Projektträger Biologie, Ökolo- 
gie und Energie, Postfach 19 13, 5170 Jühch 1. 

— Sicherheitsforschung 

O Vorhaben zur Risikoabschätzung und Entwick- 
lung von Kriterien für die Freisetzung gentech- 
nisch veränderter Organismen. 

— Projektförderung auf dem Gebiet der Gentechno- 
logie 

O Die direkte Förderung von Vorhaben in der 
Gentechnologie konzentriert sich darauf, die 
Methode der Neukombination von Genen in 
Hochschulen, der Industrie und den öffentli- 
chen Forschungseinrichtungen zu etabtieren 
und für spezielle Problemlösimgen einzusetzen. 
Die Vorhaben verteüen sich überwiegend auf 
die Themen Landwirtschaft und Medizin 
(Pharma), daneben auf die Themen Energie, 
Rohstoffe, Umweltschutz, Sicherheitsfragen 
und sonstige. 


Internationale Aktivitäten 

Die Brmdesregienmg ist sich bewußt, daß der interna- 
tionalen Zusammenarbeit in der biologischen For- 
schung eine wachsende Bedeutung zukommt. Sie hat 
ihre Förderung entsprechend angelegt. 

Ziel der Kooperation mit Industrieländern ist, das in 
den entsprechenden Partnerländern vorhandene wis- 
senschaftlich-technische Know-how gegenseitig zu 
nutzen, um unter Einspännig von Zeit und Ressourcen 
gemeinsam biotechnische Verfahren oder Produkte 
zu entwickeln. Hierzu gehört imter anderem der Aus- 
tausch von Wissenschaftlern, der nicht nur der Ver- 
mittlrmg von Spezialkenntnissen dient, sondern auch 
den Transfer der im Gastland erlernten Methoden und 
Techniken verbessern soll. 

Die Kooperation mit Schwellenländem und Ländern 
der Dritten Welt dient der Übertragung zum Teü fort- 


geschrittener biotechnologischer Verfahren und Me- 
thoden auf diese Länder, mit dem Ziel einer wissen- 
schaftlich-technischen Hüfe aber auch der Eröffnung 
neuer Märkte für wissenschafthch-technische und in- 
dustrielle Anlagen der Biotechnologie. Gleichzeitig 
bieten sich Möghchkeiten, die in diesen Ländern z. T. 
vorhandenen biologischen Rohstoffe in biotechnisch 
aufbereiteter Form zu nutzen. 

Hierunter fallen vor allem die Länder Ägypten, Brasi- 
tien, VR China, Indien und Indonesien. Ausbüdungs- 
und Weit erbüdungsmaßn ahmen für Gastwissen- 
schaftler im Rahmen büateraler Kooperationsprojekte 
werden als Voraussetzung für die gemeinsame Be- 
arbeitung folgender Schwerpunkte angesehen: 

Biotechnologische Arbeiten zur Reinerhaltung und 
Entsorgung der Umwelt, Arbeiten zur Diagnose 
und Therapie spezieller Tropenkrankheiten bei 
Tier und Mensch, Arbeiten zur Optimierung der 
Agrarproduktion mit angeschlossener Lebensmit- 
teltechnologie. 

Die Kooperation mit Entwicklungsländern soll durch 
Übertragung von biotechnischen Einfachverfahren 
zur wirtschaftlichen Entwicklung des Kooperations- 
partners führen. Im Rahmen des BMFT- Programms 
„Neue Technik für die Dritte Welt" ist mit Unterstüt- 
zung der „Arbeitsgruppe für tropische und subtropi- 
sche Agrarforschung" die Ausarbeitung eines detail- 
herten Biotechnologiekonzeptes vorgesehen. 

Die Biotechnologie ist auch Gegenstand der Förde- 
rung durch die Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften als eine der Aktionslinien ün Rahmen- 
programm 1985 bis 1989. Das Programm (Aktions- 
linie) „Forschung und Ausbüdung auf dem Gebiet der 
Biotechnologie " , das mit 55 Mio ECU dotiert ist, glie- 
dert sich in die Themenbereiche Forschungsinfra- 
struktur und Projektförderung auf Gebieten der Basis- 
Biotechnologie. Das EG -Biotechnologieprogramm 
zielt auf eine Stärkung der Infrastruktur für die bio- 
technologische Forschung in Europa und bat zusam- 
men mit dem Vorläuferprogramm „Molekularbiologi- 
sche Technik" (1982 — 1985) die Zusammenarbeit 
innerhalb der Mitghedsstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaft verbessert. 

In Fragen gemeinschaftlichen Interesses und in 
grenzüberschreitenden Fragestellungen könnte die 
europäische Kooperation innerhalb des EG-Biotech- 
nologieprogramms sicherhch noch vertieft werden 
(Umweltbiotechnologie, Sicherheitsforschung). Sehr 
begrüßt werden die im Rahmen des Programms ange- 
laufenen Maßnahmen zum Austausch von Wissen- 
schaftlern; hier ist aus deutscher Sicht eine weitere 
Stärkung und Ausweitung des Programms wün- 
schenswert, da dies als Grundlage für künftige Koope- 
rationen angesehen werden kann. 

Als verbesserungswürdig einzustufen sind noch die 
Maßnahmen zur Verstärkung der Infrastruktur auf 
dem Gebiet der biotechnischen Forschung. Eine in- 
nerhalb der Europäischen Gemeinschaften koordi- 
nierte Vorgehens weise ist aus deutscher Sicht der be- 
ste Weg zur Stärkung der europäischen Forschung auf 
diesem hochkompetitiven Gebiet der Schlüsseltech- 
nologie und hält Abhängigkeiten der europäischen 


163 


Drucksache 11/2049 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Forschung von außereuropäischen Institutionen in 
Grenzen. 

Z. Z. wird von der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften ein Folgeprogramm für die Förderung 
der biotechnologischen Forschung in der Gemein- 
schaft („BRIDGE" 1990 — 1994) und ein neues For- 
schungsprogramm (Aktionshnie) zur biotechnologi- 
schen Entwicklung der Agrarwirtschaft („ECLAIR", 
1988 — 1993) vorbereitet. Zielrichtung von „BRIDGE" 
ist, eine Überbenutzung der Bereiche Biowissenschaft 
und Bio-Industrie, in der ihre Kenntnisse technisch 
genutzt werden, herzusteUen; mit dem Programm 
„ECLAIR" sollen die technologischen Nutzungsmög- 
hchkeiten für Agrarrohstoffe und die mit ihrer Gewin- 
nung verbundenen Umwelteinflüsse untersucht wer- 
den. 

Zusammen mit 10 weiteren westeuropäischen Staaten 
und Israel ist die Bundesrepubhk am Europäischen 
Laboratorium für Molekularbiologie (EMBL) in Hei- 
delberg beteüigt. Das wissenschaftiiche Programm 
hat seine Schwerpunkte in der Struktur- und Zellbio- 
logie, der Differenzienmg, der Genstruktur und 
-reguhenmg. Die Funktion des EMBL als europäische 
Aus- und Fortbildung sstätte für Wissenschaftler 
wTude seit einiger Zeit auch auf Doktoranden erwei- 
tert. Die Außenstelle des EMBL beim Deutschen Elek- 
tronen-Synchrotron (DESY), die sich bisher vor allem 
auf Detektorentwicklung, Arbeiten in der Protein-Kri- 
stallographie und der Röntgenspektroskopie konzen- 
triert hat, hat durch die wachsende Bedeutung der 
Röntgensynchrotronstrahlung großen Aufschwung 
erhalten. Mit der Hamburg- Außenstelle verfügt das 
EMBL für die nächsten Jahre über eine in Europa ein- 
malige Experimentier stelle zur Vorbereitung auf die 
Röntgensynchrotronstrahlung für biologische und 
biochemische Zwecke. 

Bei der Erforschung biologischer Strukturen und dy- 
namischer biologischer Prozesse besonders auf dem 
Gebiet der Membranbiologie werden die Arbeiten des 
EMBL als weltweit führend anerkannt; bekannt ge- 
worden sind in neuerer Zeit auch die Arbeiten im 
Bereich der Virus- und insbesondere Leukämiefor- 
schung. Bekannt ist daneben die Nukleotidsequen- 
zen-Bank (DNA-Sequenzenbank) und ein in Europa 
einmalig verfügbares Kryo-Elektronenmikroskop. 
Angestrebt wird die Erweiterung der bestehenden 
Datenbanken auf Proteinsequenzen, Chromosomen- 
kartei, monoklonale Antikörper etc. Die Zusammen- 
arbeit des EMBL mit deutschen Forschung seinrich- 
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tungen und der deutschen Industrie ist umfassend: So 
halten z. B. Mitarbeiter des EMBL regelmäßig Vorle- 
sungen an der Universität Heidelberg und führen dort 
praktische Laborkurse und Seminare durch. Intensiv 
ist auch die Zusammenarbeit einer Reihe von Arbeits- 
gruppen im EMBL mit deutschen Firmen bei der Ge- 
räte entwicklung . 


2.11 Materialforschung; chemische 
Verfahrenstechnik; physikalische 
Technologien 
(Förderbereich L) 

Materialforschung 

Das 1985 begonnene Programm Materialforschung 
wird von Industrie und Wissenschaft sehr erfolgreich 
umgesetzt. Durch die grundlegende Bedeutung der 
Materialien und Werkstoffe für fast alle neuen Tech- 
nologien ist die Materialforschung einer der wichtig- 
sten Voraussetzungen für die Erhaltimg und Erhö- 
hung der Wettbewerbsfähigkeit der Industrie. 

Die Förderungsmaßnahmen konzentrieren sich auf 
wenige Materialklassen und Technologien, die vor 
dem Hintergrund des Standes der Technik in der Bun- 
desrepublik Deutschland nach ihrer potentiellen tech- 
nischen und Wirts chaftiichen Bedeutung ausgewählt 
wurden. Gegenstand des Programms sind sowohl 
Strukturmateriahen anorganischer Natur (MetaUe, 
Nichtmetalle, Keramik, Gläser) als auch Struktur- und 
Fimktionsmateriahen organisch- chemischer Natur 
(Polymere). 

Das Programm Materialforschung geht von dem 
Grundatz aus, daß es originäre Aufgabe imd Verant- 
wortimg der Unternehmen ist, durch Forschung und 
Entwicklung die Voraussetzungen für eine künftige 
Wettbewerbsfähigkeit zu schaffen. Die vorgesehenen 
Förderungsmaßnahmen zielen vor aUem darauf ab, 
das wissenschaftiiche und technische Potential hoch- 
qualifizierter Forschergruppen in den Institutionen 
der Grundlagen- und angewandten Forschung ge- 
meinsam mit demjenigen der Industrie für die Lösung 
ausgewählter FuE-Aufgaben zu mobilisieren. 

Das Instrument der Verbundforschung hat sich bei 
der notwendigen interdisziplinären Verbindung der 
Gnmdlagenforschimg mit industrieller Entwicklung 
hervorragend bewährt. Die Verbundforschung bietet 
durch die arbeitsteüige und kooperative Form der Zu- 
sammenarbeit die größten Aussichten, die gesetzten 
langfristigen und anspruchsvollen Zielsetzungen des 
Programms zu erreichen. 

Im einzelnen sollen folgende Schwerpunkte gefördert 
werden: 


Keramik 

Generelles Entwicklungsziel ist die Bereitstellung von 
technisch zuverlässigen Keramiken und Komponen- 
ten mit hoher Leistungsfähigkeit für den industriellen 
Einsatz. Für neue Hochleistungskeramiken zeichnen 
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sich zahlreiche Anwendungsbereiche im allgemeinen 
Maschinenbau, im Motorenbau, im Apparatebau, der 
Chemie und der Metallurgie ab. 

Verbessert werden sollen vor allem die nachteiligen 
Eigenschaften, die den Einsatz bisher begrenzen. Ins- 
besondere die Sprödigkeit der keramischen Werk- 
stoffe soll über die Auswahl geeigneter Ausgangsma- 
terialien, die Erhöhung der Reinheit sowie die gezielte 
Dotierung und die Erzeugung von speziellen Gefügen 
nüt geringer Komgrößenstreubreite positiv beeinflußt 
werden. 

Neue Stoffkombinationen, hochreine Stoffe und defi- 
nierte Gefüge, die ihrerseits neuartige Verfahren vor- 
aussetzen, bessere Techniken zur Pulvererzeugung, 
zur Verdichtung, Formgebung und Verfestigung der 
Pulver müssen verwirklicht werden. Eine Aufklärung 
der mikroskopischen Versagensmechanismen ist er- 
forderlich, um keramische Materialien mit kalkulier- 
barem Risiko einsetzen zu können; Bauteüe aus kera- 
mischen Werkstoffen versagen im Gegensatz zu Me- 
tallen bisher abrupt und un vorhersehbar. Die in Form 
von arbeitsteilig angelegten Verbimdprojekten zwi- 
schen Industrie und wissenschaftlichen Instituten lau- 
fenden Arbeiten in diesem Gebiet werden ergänzt 
durch ein Schwerpunktprogramm „Keramische 
Hochleistungswerkstoffe" der DFG, das am 1. Januar 
1988 angelaufen ist und durch den BMFT finanziert 
wird. Ziel dieses Schwerpunktprogramms ist es, Che- 
miker, Physiker, Keramiker, Mineralogen, Werkstoff- 
wissenschaftler, aber auch Verfahrenstechniker und 
Werkstoff prüf er zu gemeinsamen grimdlagenorien- 
tierten Projekten anzuregen, da ihre unterschiedli- 
chen Denkweisen, Methoden und Erfahrimgen in den 
meisten Fällen im interdisziplinären Zusammenwir- 
ken wesentlich wirkungsvoller zur Problemlösung 
beitragen können, als in jeder Disziphn für sich. Wis- 
senschaftliches Ziel ist es, die zur Herstellung und 
Charakterisierung von Keramiken mit definierten Ei- 
genschaften notwendigen Prozesse und die Verknüp- 
fung von Werkstoffgefüge und makroskopischen 
Eigenschaften tiefer zu durchdringen. 


Pulvermetallurgie 

Übergeordnetes technisches Ziel ist die Entwicklung 
neuer Werkstoffe, Halbzeuge imd Bauteüe mit maß- 
geschneiderten, außergewöhnlichen Eigenschaften, 
die sich auf anderem Weg nicht oder nicht wirtschaft- 
hch erreichen lassen. Hierbei haben die folgenden 
Teilziele besondere Bedeutung; 

— Entwicklung von Verfahren zur Herstellung von 
Pulvern, die es erlauben, definierte, hohe Abkühl- 
geschwindigkeiten einzusteUen, um schmelzme- 
tallurgisch „unmögliche" Legierungen bis hin zu 
amorphen Pulvern herzusteUen. Dabei ist gleich- 
zeitig reproduzierbar eine hohe Reinheit der Pul- 
ver und eine steuerbare TeüchengrÖßenverteüung 
zu erreichen. Hieraus resultiert die Notwendigkeit 
zur BereitsteUung von zuverlässigen Pulvercha- 
rakterisierungsverfahren. 

— Entwicklung neuer Pulververarbeitimgsverfahren, 
die es ermöglichen, definierte außerordentliche 
Bauteü- und Halbzeugeigenschaften einzusteUen, 


z. B.: örüich unterschiedliche Eigenschaften, höch- 
ste Festigkeit und Zähigkeit bzw. Warmfestigkeit, 
Seigerungsfreiheit, außergewöhnliche Verbund- 
systeme. 

— Entwicklung von HersteUungsverfahren, die es er- 
lauben, unter Nutzung der Vorteile der Pulverme- 
taUurgie (z. B. Seigerungsfreiheit, Feinstverteilung 
von Einschlüssen) auch große Bauteüe und Halb- 
fertigprodukte kostengünstig zu erzeugen. 

Die ersten Entwicklungsergebnisse mehrerer Ver- 
bundprojekte haben bereits gezeigt, daß in pulverme- 
taUurgisch hergestellten AJuminiumlegierungen ein 
hohes Potential steckt. Ziel der Arbeiten ist es hier, 
Legierungen mit deutlich besseren Ermüdungsfestig- 
keiten, höheren statischen imd dynamischen Festig- 
keiten und geringerem spezüischen Gewicht zu ent- 
wickeln. 


Metallische Hochtemperatur- und Sonderwerkstoffe 

Ziel der FuE-Arbeiten ist es, für Anwendungen vor 
aUem im Kraftwerks-, Triebwerks- und Flugzeugbau 
die z. Z. gültigen Obergrenzen für die Einsatztempe- 
raturen metallischer Werkstoffe wesentlich nach oben 
zu verschieben, und zwar imter Erhöhung des Nut- 
zen/Kostenverhältnisses. Die Verbundprojekte dieses 
Bereichs konzentrieren sich auf Superlegierungen, 
metallische Leichtbauwerkstoffe (wie z. B. Alumi- 
nium-Legierungen und Titan-Legierungen). 

Ein besonders ehrgeiziger Versuch, metallische 
Werkstoffe für Einsatztemperaturen bis zu 1 500° C 
zur Verfügung zu steUen, ist das Verbundprojekt „In- 
termetallische Phasen" . ln diesem Temperaturbereich 
stehen z. Z. keine techrüsch nutzbaren metallischen 
Werkstoffe zur Verfügung. Ein Schwerpunktpro- 
gramm der DFG ergänzt die Forschungs- und Ent- 
wicklungsarbeiten auf dem Gebiet der intermetalli- 
schen Verbindungen. 


Neue Polymere 

Ziel der Maßnahmen ist die Erschließung des über- 
durchschnittlichen Innovationspotentials der Poly- 
merwerkstoffe. Hierzu soUen Materialien mit grund- 
sätzlich neuen, ungewöhnlichen oder deutlich verbes- 
serten Eigenschaften entwickelt werden. Entwick- 
lungsmöglichkeiten sind vielfältig vorhanden, da die 
durch die molekulare Struktur der Polymere theore- 
tisch möglichen Eigenschaften bei weitem noch nicht 
verwirklicht sind. So haben sich Verbundprojekte mit 
dem Ziel, thermisch, mechanisch und chemisch ex- 
trem belastbare Polymere, geordnete Copolymere 
und Polymerlegierungen sowie Polymere mit verbes- 
serten Oberflächen als Strukturwerkstoffe zu entwik- 
keln, gebüdet. 

Auch Funktionspolymere mit definierten, gezielt ein- 
steUbaren optischen, magnetischen, elektrischen und 
elektronischen Eigenschaften stehen im Mittelpunkt 
einiger Verbundprojekte. Neben der Anwendung als 
Isolatoren, elektrische Leiter, Energiespeicher, Si- 
gnalwandler und Verstärker könnten Polymere auch 
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als Lichtleiter und in der Mikroelektronik, insbeson- 
dere für die Informationsspeichertechnik, eingesetzt 
werden. Erst in jüngster Zeit ist es innerhalb eines 
Verbundprojektes zwischen Industrie und wissen- 
schaftlichen Instituten gelungen, Polymerwerkstoffe 
mit elektrischer Leitfähigkeit zu entwickeln, die der 
von Metallen nahekommt. 

Verbundwerkstoffe 

Generelles Entwicklungsziel ist die wirtschaftliche 
Bereitstellung von Verbundwerkstoffen für den indu- 
striellen Einsatz mit Eigenschaften, die denen einzel- 
ner Werkstoffe überlegen sind. 

Die große Bedeutung kommt dabei einerseits der Ent- 
wicklung von leistungsfähigen Ausgangswerkstoffen 
der Verbundwerkstoffe zu, andererseits müssen die 
FuE-Arbeiten das Verständnis der Wirkungsmecha- 
nismen und Wechselwirkungen zwischen den einzel- 
nen Verbundwerkstoff-Komponenten vertiefen. 

Zu den folgenden, im Vordergrund stehenden Proble- 
men haben sich erfolgversprechende Verbimdpro- 
jekte gebüdet: 

— Auswahl und Herstellimg kostengünstiger und lei- 
stungsfähiger Verstärkungsfasem. Hier ist beson- 
ders zu begrüßen, daß auch die Entwicklung von 
keramischen Verstärkungsfasem in der Bundesre- 
publik wieder in Angriff genommen worden ist. 

— Entwicklung von kostengünstigen und reprodu- 
zierbaren Fertigungs- und Verarbeitungs verfah- 
ren für Matrixwerkstoffe, Bauteüe und Halb- 
zeuge. 

— Zuverlässige, möglichst zerstömngsfreie Fehler- 
erkennung und Qualitätssicherung in Halbzeugen 
und Bauteilen. 

So zeichnen sich z. B. für die Anwendung von faser- 
verstärkten keramischen Werkstoffen, die in mehre- 
ren Verbundprojekten im Mittelpunkt stehen, breite 
Anwendungsgebiete im Motorenbau und im allge- 
meinen Maschinenbau ab. Die laufenden Verbund- 
projekte zeigen vielversprechende Hinweise darauf, 
daß es mit Hüfe der Faserverstärkung getingen 
könnte, die für viele Anwendungen schädliche Eigen- 
schaft der hohen Sprödigkeit von keramischen Werk- 
stoffen zu überwinden. 

Internationale Zusammenarbeit 

Die Bimdesrepubtik Deutschland arbeitet auf einigen 
Gebieten der Materialforschung mit anderen Indu- 
strienationen zusammen. Hier sind insbesondere zu 
nennen: 

— Zusammenarbeit mit USA zur Entwicklung stan- 
dardisierter Prüfmethoden für Hochleistungskera- 
mik 

— Zusammenarbeit mit Israel auf den Gebieten Poly- 
merforschung, Verbundwerkstoffentwicklung, Pul- 
vermetallurgie 

— Kooperation mit Frankreich, Großbritannien, Spa- 
nien und anderen europäischen Staaten innerhalb 


der Forschungsinitiative „EUREKA". Hier haben 
sich über die europäischen Grenzen hinweg einige 
Kooperationsprojekte gebildet, deren Zielsetzun- 
gen am effektivsten im arbeitsteiligen Zusammen- 
wirken der beteiligten europäischen Partner er- 
reicht werden können, wie z. B. die Entwicklung 
von Hochleistungsschweißverfahren für Alumi- 
niumwerkstoffe oder die Entwicklung von laser- 
verstärkten Keramiken für den Einsatz im Diesel- 
motor 

— Mitarbeit deutscher Partner (Industrie und Insti- 
tute) in europäischen Verbundprojekten der Pro- 
gramme BRITE und EURAM. 

Korrosion und Tribologie 

Korrosion, Reibung und Verschleiß verursachen hohe 
volkswirtschaftliche Schäden. Allein in der Bundesre- 
publik Deutschland entstehen jährlich durch die In- 
standhaltung und Reparatur industrieller Anlagen be- 
dingte Kosten von etwa 200 Mrd DM. Die Förderung 
von FuE auf den Gebieten Korrosion und Tribologie 
durch den BMFT verfolgt das Ziel, durch gezielte FuE- 
Maßnahmen die Schadensursachen aufzuklären, den 
Schadensumfang zu verringern und damit auch zur 
Einsparung von Energie und Werkstoffen beizutra- 
gen. 

Nach Abschluß einer ersten Programmphase im Jahre 
1985 zeigte eine Bestandsaufnahme, daß es nicht nur 
gelungen ist, zahlreiche technische Probleme zu lö- 
sen, sondern insbesondere die erfolgreiche Zusam- 
menarbeit von Forschungsinstituten und Industrie 
herbeizuführen. 

Die Maßnahmen der z. Z. laufenden zweiten Pro- 
grammphase konzentrieren sich auf anwendungs- 
orientierte Untersuchungen zur Lösung von aktuellen 
Problemen, die sich aus den fortlaufend höheren Be- 
anspruchungen von Werkstoffen und Konstruktionen 
ergeben. Sie werden grundsätzlich als Verbrmdpro- 
jekte rmter Beteiligung mehrerer wissenschaftlicher 
Disziplinen und Industriesparten durchgeführt. 
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Chemische Verfahrenstechnik 

Aus dem Bereich der Chemischen Verfahrenstechnik 
werden schwerpunktmäßig zwei besonders zukunfts- 
trächtige Felder gefördert, die Katalyse- und die 
Membranforschung. 
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Katalysatoren und katalytische Verfahren nehmen 
eine Schlüsselfunktion in der chemischen Industrie 
ein. Etwa zwei Drittel aller chemischen Produkte wer- 
den durch Verfahren mit mindestens einem katalyti- 
schen Schritt hergestellt, mehr als 90 % aller chemi- 
schen Anlagen arbeiten nach katalytischen Verfah- 
ren. Weltweit wird der Marktwert der Produkte, wel- 
che mit Hilfe katalytischer Verfahren erzeugt werden, 
auf jährlich über 2 000 Mrd US $ beziffert. Katalyse- 
forschung wird daher international mit hoher Inten- 
sität betrieben. 

Katalysatoren kontrolüeren chemische Reaktionen. 
Sie beeinflussen die Reaktionsgeschwindigkeit sowie 
die Reaktionsbedingungen (Senkung von Druck und/ 
oder Temperatur) und lenken die Reaktion möghchst 
selektiv in Richtung der gewünschten Zielprodukte. 
Die Anzahl der erforderlichen Synthesestufen und der 
Charakter der Ausgangs-, Zwischen- und Nebenpro- 
dukte hängt wesentlich von den verfügbaren Kataly- 
satoren ab. 

Ziel der Katalyseforschung ist es, neue oder verbes- 
serte Katalysatoren und katalytische Verfahren zu 
entwickeln zur: 

— Verbesserung der Rohstoffausnutzung durch Er- 
höhung der Selektivität der chemischen Reaktion 
bezüghch der angestrebten Produkte (einschheß- 
lich der im Pharmabereich besonders wichtigen 
Stereoselektivität) 

— Verringerung der Bildung unerwünschter oder to- 
xischer Nebenprodukte, soweit notwendig deren 
umweltverträglichen Weiterverarbeitung oder 
Entsorgung 

— Senkung des Energiebedarfs und der Kosten für 
chemische Anlagen durch milde Reaktionsbedin- 
gungen (z. B. verringerte Drucke und Temperatu- 
ren) 

— Erhöhung der Lebensdauer der häufig wertvolle 
Metalle enthaltenden Katalysatoren. 

Hinzugekommen ist in den vergangenen Jahren zu- 
nehmend der Bedarf an neuen Katalysatoren zur 

— Behandlung und/oder Beseitigung unerwünschter 
Nebenprodukte und Abfälle, wo diese unvermeid- 
lich sind 

— Entwicklung neuer Synthese wege zur Vermei- 
dung gefährhcher Zwischenprodukte und/oder 
zur Substitution gefährlicher Ausgangssubstanzen 
(Erhöhung der inhärenten Sicherheit bei Synthe- 
sen). 

Die Konzentration von FuE-Arbeiten auf dem Gebiet 
der Zeohthe zur Synthese organischer Zwischenpro- 
dukte auch außerhalb der petrochemischen Verfah- 
ren läßt neue industrielle Anwendungsmöghchkeiten 
erkennen. Die Forschung in der Bundesrepubhk hat 
auf diesem Gebiet sichüich Anschluß an den interna- 
tionalen Stand gefunden. Wesentliche Fortschritte 
wurden auch bei der Herstellung von pharmazeutisch 
interessanten Substanzen mit definierter räumhcher 
Struktur erzielt. 

Neue Membranverfahren sind für das nächste Jahr- 
zehnt aufgrund ihrer Umweltfreundüchkeit zu den 


Schlüsseltechnologien bei der Stofftrennung und 
-anreicherung zu rechnen. Wichtige Innovationen im 
Bereich der chemischen Technik, der Biotechnologie, 
der Umwelttechnik und der Erdöl- und Erdgasförde- 
rung hängen vom Einsatz neuartiger oder verbesser- 
ter Membranen und Membranverfahren ab, ganz ab- 
gesehen vom medizinischen Bereich mit Entwicklun- 
gen wie Hämodialyse, kontroUierte Wirkstoffabgabe 
oder künstliche Organe. 

Im Bereich der Chemischen Technik zählt der Einsatz 
von Membranen für Anwendungsgebiete wie Mikro- 
und Ultrafiltration, Elektrolyse und Elektrodialyse be- 
reits zu den Standardverf ähren. 

Beim Einsatz der Pervaporation (z. B. zur Trennung 
organisch/wässriger Mischungen) hat die Bundes- 
repubhk international eine führende Position er- 
reicht. 

Die Einfühnmg weiterer Membranprozesse, z. B. zur 
Trennung oder Anreichenmg von Gasen, organischen 
Lösungsmitteln oder biotechnologischen Substraten, 
ist abhängig von der Bereitstellung neuartiger bzw. 
deuthch verbesserter Membranmaterialien mit hoher 
Trennleistung und Standzeit sowie von neuen verfah- 
renstechnischen Entwicklungen. Entsprechend lie- 
gen die Schwerpunkte von FuE-Arbeiten auf Gebie- 
ten wie z. B.: 

— Neue organische und anorganische Membranma- 
terialien mit hoher thermischer und chemischer 
Stabihtät zum Einsatz unter extremen Bedingun- 
gen wie hohen Drucken und Temperaturen 

— Neue nicht poröse Membranen (Lösimgs-Diffu- 
sions-Membranen) z. B. durch Plasmapolymerisa- 
tion, für Trennaufgaben bei Gasen und Fluiden 

— Physikalisch/chemisch modifizierte Membranma- 
teriahen für neue Trennprozesse, z. B. zur Erhö- 
hung der Selektivität und der Standzeit beim Ein- 
satz in biotechnologischen Prozessen oder Entsor- 
gungsaufgaben 

— lonenaustauschermembranen für elektrochemi- 
sche Prozesse 

— Flüssigmembranverfahren für spezieUe Trenn- 
probleme zur Rückgewinnung von Edelmetallen 
oder zur Abtrennung von toxischen Komponen- 
ten 

— Neue Hybridprozesse durch Kombination von 
Membranprozessen mit anderen Trennverfahren. 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Chemische Verfahrenstechnik 
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Physikalische Technologien 

Zielsetzungen im Bereich Physikalische Technologien 
sind: 

— Ergebnisse der physikalischen Forschung auf ihre 
industrielle Verwertbarkeit zu untersuchen (Ana- 
lyse zukünftiger Technologien) 

— Technologien mit volkswirtschaftlichem Potential 
zur industriellen Umsetzung zu führen (Förderung 
als Initialzündung) 

— die gewonnenen FuE-Ergebnisse aktiv und syste- 
matisch zu verbreiten (Technologietransfer) 

— frühzeitig Hemmnisse der Technikentwicklung zu 
analysieren und Anregungen zu deren Beseiti- 
gung zu geben (Technikfolgenabschätzung), so- 
wie 

— die Wirkrmg der Förderung auf ihre technisch- 
wirtschaftliche Effizienz hin zu analysieren (Eva- 
luierung der Förderaktivitäten). 

Durch einen Such- und Evaluationsprozeß werden 
Technologieansätze frühzeitig auf gegriffen imd be- 
wertet. Das Suchfeld, aus dem rechtzeitig Technolo- 
giekandidaten identifiziert werden sollen, umfaßt 
dabei im wesentlichen physikalische Forschungsbe- 
reiche. 

In der Analyse- und Bewertungsphase befinden sich 
derzeit die folgenden neuen wissenschaftlichen Fra- 
gestellungen und Technologien: 

— Nichtlineare Dynamik 

— Nichtlineare Optik 

— Cluster 

— Ultraschall höchster Leistung 

— Freier Elektronenlaser. 

Die Förderung innerhalb der Physikalischen Techno- 
logien konzentriert sich auf solche Technologiefelder, 
die eine breitere industrielle Bedeutung erwarten las- 
sen. Diese Teilbereiche werden über einen begrenz- 
ten Zeitraum — ca. 5 Jahre — gezielt und direkt geför- 
dert, wobei Verbundvorhaben zwischen wissen- 
schaftlichen Institutionen und Unternehmen Vorrang 
haben. 

Derzeit werden hier insbesondere folgende Bereiche 
gefördert: 

— Oberflächen- und Dünnschichttechnik 

Entwicklung neuer Verfahren und Anlagen zur 
Oberflächenbehandlung und -beschichtung (phy- 
sikalische und chemische Auf dampfverfahren, 
lonenstrahltechniken, plasma- und lasergestützte 
Verfahren) im Hinblick auf eine wirtschaftliche 
Fertigung, eine Steigerung der Qualität, Funk- 
tionssicherheit und Gebrauchsdauer von Produk- 
ten sowie die Einsparung von Rohstoffen und 
Energie, Entwicklung neuer grundlegender Me- 
hoden, Meßtechniken und Geräte zur Oberflä- 
chen- und Strukturanalyse (abbildende, element- 
spezifische, metrologische Verfahren), Erschlie- 


ßung neuartiger Anwendungen von Oberflächen- 
techniken sowie Entwicklung innovativer Pro- 
dukte. 

Aus diesen Aktivitäten entstand der Entwurf eines 
BMFT-Förderschwerpunktes „Oberflächen- und 
Dünnschichttechnologien" . 

— Mikrostrukturtechnik, außerhalb der Mikroelektro- 
nik 

Entwicklung von neuen optischen Bauelementen 
für die Röntgenstrahlung, Düsen und Ventilen, Mi- 
kroverbundwerkstoffen mit multifunktionalen Ei- 
genschaften durch neuartige bzw. aus der Halblei- 
tertechnik entlehnte und modifizierte Herstel- 
lungstechniken. Neuartige Analysegeräte mit 
höchster Strukturauflösung wie Rastertunnelmi- 
kroskop. 

— Plasmatechnik 

Entwicklungsprojekte in ausgewählten und exem- 
plarischen Bereichen (Röntgenstrahlungsquellen, 
Stoffabscheidungen in Entladungen) zur Erhär- 
tung des Technologiepotentials. Prozeßtechnische 
Entwicklungen für die Anwendung in der Metall- 
urgie und zur Werkstoffbehandlung, bei denen 
Plasmen eine wesentliche RoUe spielen, Schweiß- 
technik, Untersuchungen an schnell veränderli- 
chen Plasmasystemen z. B. für die Anwendung in 
der Hochleistungspulstechnik imd Schaltgeräte- 
technik. 

— Supraleitungstechnik 

Entwicklung von Supraleitern, insbesondere von 
neuen Höchte mp eratursupraleitern und deren An- 
wendung. Hierzu wird einerseits die Grundlagen- 
forschung unterstützt bei der Erarbeitung von Mo- 
deUvorstellimgen zur Klärung des Phänomens und 
auch bei der Erarbeitung von Verfahrenstechniken 
zur reproduzierbaren Herstellung, bei Formge- 
bungs- imd Weiterverarbeitungsverfahren für 
Drähte, Bänder, gesinterte Halbzeuge oder Dünn- 
schichtstrukturen, bei nutzungsbezogenen Unter- 
suchungen, z. B. Magnetbau, Elektronik und all- 
gemein neuen Anwendungsfeldem. Als erster 
Schritt wurde hier Anfang 1987 ein Gruppenpro- 
jekt mit ca. 30 Teilnehmern an den Hochschulen 
gestartet. 

Andererseits sollen Pilotprojekte zur Erschließung 
der Amwendung durch Industrieunternehmen im 
Auftragswege durchgeführt werden: Meß- und 
Analysegeräte; Kabel für Leistungsübertragung; 
supraleitende Magnete z. B. für NMR-Tomogra- 
phie, Erzscheidung, Abtrennung von Schwerme- 
taUen; Motoren; Schalter, Energiespeicher, Trans- 
formatoren. Regelmäßig vereinbarte Treffen sor- 
gen für einen geeigneten Informationsaustausch. 

Lasertechnik 

Die Lasertechnik hält in wachsendem Maße Einzug in 
wichtige industrielle Bereiche. Sie ist zu einer Schlüs- 
seltechnologie geworden, deren Potential sich über 
die Fertigungstechnik, die Meßtechnik und Analytik, 
die Medizin, die Nachrichten- und Informationstech- 
nik und viele andere Bereiche erstreckt. 
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Der BMFT unterstützt die Anstrengungen der deut- 
schen Industrie und der Forschungseinrichtungen in- 
tensiv in dem Bemühen, international vergleichbare 
und wirtschaftlich erforderhche Forschung durchzu- 
führen. Für die Jahre 1987 bis 1990 sind insgesamt 
Fördermittel in Höhe von rund 194 Mio DM vorgese- 
hen. 

Das Technologiepotential des Lasers ermöglicht in In- 
dustriezweigen wie dem Fahrzeugbau (besonders Au- 
tomobüindustrie), der Elektrotechnik, dem Maschi- 
nen- und Schiffsbau und der Elektronik eine verbes- 
serte internationale Wettbewerbsfähigkeit z. B. bei 
neuen Bearbeitungsverfahren und neuen Produkten. 
Die Vorteile des Lasers führen überall dort zu einem 
wirtschaftlichen Einsatz, wo Präzision, Flexibilität und 
Qualität entscheidende Faktoren sind. Voraussetzun- 
gen für einen erfolgreichen Einsatz des Lasers im Ein- 
zelfall sind die Verfügbarkeit geeigneter Lasersy- 
steme sowie eine breite Wissens- und Erfahrungsba- 
sis, die durch industrielle Grundlagenforschung und 
angewandte Forschung geschaffen werden muß. 

Gegenstand der Forschungsvorhaben sind: 

— Materialbearbeitung mit 

O C02-Lasem (Trennen, Fügen, Oberflächenbe- 
arbeitung, Ab tragen)- 

O Festkörperlasern (Trennen, Schweißen, Ober- 
flächenbearbeitung, Fügen, Ab tragen und Boh- 
ren, Verfahrenskombinationen) 

O Excimerlasern (Grundlagen der Wechselwir- 
kung Strahlung/Materie, Abtragen, struktur- 
wandelnde Prozesse). 

— Neue Verfahren der Materialbearbeitung 
O Abscheidungsverfahren 

O Strukturierung von Oberflächen durch L-CVD 
O Laser-Galvanik. 

— Grundlagen lasergerechter Konstruktion, Ferti- 
gung und Produktion 

— Untersuchungen sicherheitstechnischer Aspekte 
bei der Lasermaterialbearbeitung 

— Laser in der Meßtechnik und Analytik 
O Laser-Holographie 

O Laser-Massenspektrometrie 
O Präzisionsmeßverfahren 

— Lasertechnik für die Medizin 
O Therapie 

Diagnostik 

— Grundlagen der Lasergerätetechnik 

O Laserstrahlquellen (Optimierung von Aus- 
gangsleistung, Strahlqualität, Lebensdauer) 

O Komponenten (Optik, Strahlführung, elektri- 
sche Versorgung) 

O Systemintegration (für die Bereiche Meßtech- 
nik, Fertigungstechnik, Medizin). 


europäischer Firmen bestimmt. Im industriellen und 
medizinischen Lasermarkt konnte die Konkurrenzfä- 
higkeit deutscher Firmen durch die Maßnahmen des 
BMFT in den vergangenen Jahren erhalten und teil- 
weise verbessert werden. 

Die Bereiche der anwendungsorientierten Verfah- 
rensgrundlagen und die im Rahmen von EUREKA 
geplanten Forschungsvorhaben werden besonderes 
Gewicht haben. Beide Bereiche sind durch intensive 
Verbundforschung gekennzeichnet. Die Beteiligung 
deutscher Unternehmen und Forschungseinrichtun- 
gen an fünf von sieben EUROLASER-Projekten im 
Rahmen von EUREKA ist als Ergebnis der Definitions- 
phase dieser Projekte mit Unterstützung des BMFT 
zustande gekommen. 

Der BMFT beabsichtigt, die bisher erfolgreichen Maß- 
nahmen mit folgenden Zielsetzungen im Bereich des 
Förderschwerpunktes Laserforschung und Lasertech- 
nik fortzusetzen: 

— Ausbau der FuE-Infrastruktur auf dem Gebiet der 
angewandten und industriellen Laserforschung 

— Unterstützung von Initiativen und Impulsen zur 
Schaffung einer eigenständigen und international 
wettbewerbsfähigen deutschen Laserindustrie 
und 

— Verstärkung der Kooperation auf nationaler und 
europäischer Ebene durch Verbundforschung. 

Begleitend ist der Informations- und Know-how- 
Transfer zwischen Laserherstellem, Forschern und 


Ausgaben des Bundes für 
Physikalische Technologien 



Ausgaben des Bundes für Materialforschung; 
chemische Verfahrenstechnik; 
physikalische Technologie 



Der expandierende Weltmarkt der Lasertechnik wird 
von der Konkurrenz amerikanischer, japanischer und 
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Anwendern zu unterstützen und zu intensivieren mit 
dem Ziel, die Lasertechnik insbesondere auch in klei- 
nen und mittleren Betrieben einzuführen. 


Technologietransfer, Technikfolgenabschätzung, 
Evaluierung 

Die Forcierung des gezielten Transfers von anwen- 
dungsorientierten Ergebnissen der Technikentwick- 
lung in die Praxis, insbesondere in kleine und mittlere 
Unternehmen (Schwerpunkt z. Z.: Lasertechiük und 
Oberflächentechnik) geschieht durch Seminare und 
Workshops zu aktuellen Problemen, durch Informa- 
tionsveranstaltungen sowie durch die Bereitstellung 
von Arbeitshilfen (Handbücher, Richthnien). Darüber 
hinaus trägt die Darbietung von Ergebnissen auf Mes- 
sen imd Kongressen sowie die Durchführung von In- 
formationsbörsen zum Know-how-Transfer zwischen 
Forschern, HersteUem und Anwendern bei. 

Vielfach beklagte Hemmnisse der Entwicklung und 
Diffusion der Lasertechnik werden z. Z. systematisch 
analysiert. Hierzu gehören insbesondere Quahfika- 
tionsengpässe, Fragen der Sicherheit und Arbeitsor- 
gaiüsation (Technikfolgenabschätzung). 

Begleitend zur Technikförderung wird die Effizienz 
der Förderung analysiert. Ziel ist, Förderziele und 
-maßnahmen rechtzeitig zu überprüfen und weiterzu- 
entwickeln. 


2.12 Luftfahrtforschung und -entwicklung 
{Förderbereich M) 

Die Bimdesregierung fördert die Luftfahrtforschung 
und -entwicklung, um 

— die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Luft- 
fahrtindustrie zu festigen, internationale Koopera- 
tion auszubauen. 

— die Teühabe an anspruchsvollen Technologien zu 
sichern 

— eine angemessene deutsche Beteihgung an der zi- 
vilen Luftfahrt sicherzustellen 

— die industrielle Basis für eine Beteüigung an der 
Bedarfsdeckung der Luftstreitkräfte zu erhalten. 

Die Luftfahrtforschung und -entwicklung wird von 
den Bundesministerien für Forschung und Technolo- 
gie, für Verkehr und für Wirtschaft, gefördert. 

Die Fördermaßnahmen des BMFT konzentrieren sich 
auf 

— die Verbesserrmg der technologischen Basis für 
künftige Projekte durch Forschungsarbeiten der 
DFVLR 

— die Vorentwicklung kritischer Komponenten für 
Zivilflugzeuge und Hubschrauber 

— die Entwicklung und Erprobimg von Technologien 
der Luftfahrtelektronik und Flugführung/Flug- 
sicherung 


— die Planung und Errichtung neuer Großversuchs- 
anlagen. 

Durch Aufträge fördert der Bundesminister für Ver- 
kehr Maßnahmen zur Verbesserung der Luftver- 
kehrssicherheit, zur Fluglärmreduzierung und zur 
Verbesserung von Bau-, Prüf- und Betriebsvorschrif- 
ten. Wesenthche Maßnahmen in diesem Bereich 
sind: 

— Erhöhung der Brandsicherheit von Flugzeugkabi- 
nen 

— Möghchkeiten zur Erhöhung der technischen 
Flugsicherheit 

— Sicherheit von Flugzeugstrukturen 

— Erarbeitung von Prüf- und Zulassungskriterien für 
software-abhängige Systeme in Luftfahrzeugen 

— Untersuchungen zur Verbesserung der KoUisions- 
wamung im Luftfahrzeug. 

Durch bedingt rückzahlbare Entwicklungskosten- Zu- 
schüsse fördert der BMWi den zivilen Flugzeug- und 
Triebwerksbau. Die Förderung soll vor allem die Be- 
teiligung der deutschen Luftfahrtindustrie an techno- 
logisch bedeutsamen und wirtschaftlich aussichtsrei- 
chen zivüen Vorhaben unterstützen. Sie soll die inter- 
nationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Luft- 
fahrtindustrie stärken imd die Abhängigkeit von mili- 
tärischen Aufträgen mindern. 

Im Vordergrund der Entwicklungsförderung steht das 
Airbus -Programm als wichtigstes europäisches Ko- 
operationsprojekt. Der Airbus ist die einzige europäi- 
sche Alternative an den US-HersteUem Boeing und 
McDonneU-Douglas in Bereich der Kurz und Mittel- 
streckenflugzeuge und hat dank seiner ausgeprägten 
Technologie maßgeblich den Standard im Bereich der 
zivilen Transportflugzeuge geprägt. 

Die Luftfahrtforschung in der Bundesrepublik 
Deutschland ist überwiegend darauf ausgerichtet, in 
gemeinsame Entwicklungsprojekte mit unseren west- 
hchen Partnern einzufließen sowie zur Lösung der 
Probleme des Luftverkehrs beizutragen. 

Als wichtiger Erfolg für eine arbeits- und kostenteüige 
Kooperation ist die Errichtung des gemeinsamen 
Deutsch-Niederländischen Windkanals (DNW) in den 
Niederlanden und die geplante Reahsierung des 
Großprojektes Europäischer Transschall -Windkanal 
(ETW) in der Bundesrepubhk Deutschland (vgl. 
Teü V, Abschnitte 3.8 und 3.9) zu nennen. Der ETW — 
die mit Abstand anspruchsvollste und teuerste Ver- 
suchsanlage der Luftfahrtforschung und -technik in 
Europa — wird ab 1988 in Köln-Porz errichtet und vor- 
aussich Üich ab 1995 für Industriemessimgen zur Ver- 
fügung stehen. 

Für die europäische Kooperation in der Luftfahrtfor- 
schung ist die „Group for Aeronautical Research and 
Technology in Europe" (GARTEUR) auf der Grund- 
lage eines Abkommens zwischen den Regierungen 
Frankreichs, Großbritanniens, der Niederlande und 
der Bundesrepubhk Deutschland von herausragender 
Bedeutung. 
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Bei den zivilen Entwicklungsprogrammen ist die eu- 
ropäische Zusammenarbeit im Airbus-Programm be- 
sonders hervorzuheben, an dem nunmehr außer der 
Bimdesrepublik Deutschland, Frankreich, Großbri- 
tannien, Spanien und die Niederlande beteiligt sind. 
Daneben besteht eine Vielzahl bilateraler Kooperatio- 
nen. 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Luftfahrtforschung und -entwicklung* 



* ohne Aufwendungen für militärische Luftfahrt, die dem Bereich X 
(Wehrforschung und -technik) zugerechnet ist. 


2.13 Forschung und Technologie für den 

bodengebundenen Transport und Verkehr; 

Verkehrssicherheit 

(Förderbereich N) 

Fernverkehr — Bahnsysteme 

Zur langfristigen Sicherung eines ausgewogenen, di- 
versifizierten Gesamtverkehrssystems in der Bundes- 
repubhk Deutschland und in Europa wird die konven- 
tionelle Eisenbahntechnik durch den Einsatz neuer 
Technologien grundlegend weiter entwickelt. Im För- 
derprogramm Rad/Schiene-Technik soll ihr Entwick- 
lung spotential ausgeschöpft werden. Daneben wird 
ein neuartiges Transportsystem, das Magnetbahnsy- 
stem TRANSRAPID für Hochleistungsbahnen bis zum 
Nachweis der Einsatzreife entwickelt imd erprobt. 
Beide Hochgeschwindigkeitstechnologien kommen 
auch für den Export in Frage. 

Das bisher größte Projekt in der Rad/Schiene-For- 
schung ist die Erprobung des Versuchs- und Demon- 
strationsfahrzeugs „Intercity Experimental" (ICE). Die 
noch laufende Erprobungsphase des ICE hat mit ihren 
Ergebnissen bereits eine Vielzahl von Komponenten 
und Systemen hinsichtlich ihrer Serientau ghchkeit 
bestätigt. Hierauf basierend wird die 1. Serie der ICE- 
Züge der DB für den Einsatz auf den Neu- und Aus- 
baustrecken gebaut. Im Herbst 1987 wurden seitens 
der DB bereits 40 Doppeltriebköpfe besteht, nachdem 
der ICE 128 000 Erprobunqskilometer hinter sich 
hatte. 

Durch die Versuchsergebnisse haben sich zusätzhche 
Aufgaben ergeben, die eine gezielte Fortführung von 
Forschungs- und Entwicklungsarbeiten notwendig 
machen. Hierzu gehört auch der Einsatz im internatio- 
nalen Bereich. Die bisher erreichte Höchstgeschwin- 
digkeit des ICE hegt bei 345 km/h und bildet damit 
den Ausgangspunkt zur Optimierung aUer Kompo- 
nenten eines zukünftigen Schnellbahnsystems der 
Rad/Schiene-Technik. 


Die Entwicklung der MagnetschneUbahn „TRAlNS- 
RAPID" ist darauf ausgerichtet, ein leistungsfähiges, 
wirtschaftliches Verkehrssystem mit geringen Aus- 
wirkungen auf die Umwelt als Fernverkehrsmittel zu 
schaffen. Ende 1987 konnte wie geplant der zweite 
Bauabschnitt (die sogenannte Südschleife) der 
TRANSRAPID -Versuchsanlage im Emsland fertigge- 
stellt werden. Damit ist diese Versuchsanlage kom- 
plett ausgebaut und mit einer Gesamtlänge von 31 km 
nunmehr für den Dauerbetrieb ohne Einschränkun- 
gen geeignet. Im Januar 1988 gelang es dem für 200 
Personen konzipierten anwendungsnahen Versuchs- 
fahrzeug TRANSRAPID 06 (TR 06) mit 412,6 km/h ei- 
nen neuen Weltrekord für Personenzüge aufzustellen. 
Ab Herbst 1988 wird auf der Versuchsanlage ein zwei- 
tes Fahrzeug, der TRANSRAPID 07 (TR 07) als Proto- 
typ eines späteren Einsatzfahrzeuges zur Verfügung 
stehen und bei einer Auslegungsgeschwindigkeit von 
500 km/h auf der vergleichsweise kurzen Geraden 
der Versuchsanlage zunündest 450 km/h erreichen. 
Die Zuverlässigkeit des Systems soll bis zum geplan- 
ten Nachweis der Einsatzreife im Jahre 1989 mit einer 
Gesamtkilometerleistung von über 125 000 km auf 
der Emsland- Versuchsanlage getestet werden. 

Parallel zur endgültigen Erprobung des TRANSRAPID 
werden im Rahmen einer Einsatzfelder- Studie Trassen- 
untersuchungen für eine erste Anwendungsstrecke 
durchgeführt. 

Für die Weiterentwicklung der Hochgeschwindig- 
keitstechnologien besteht eine enge Abstimmung mit 
dem BMV. Mit den Ländern Frankreich und Italien 
wird zusammengearbeitet. Mit anderen Ländern be- 
steht ein Informationsaustausch. 


Öffentlicher Nahverkehr 

Ein leistungsfähiger öffentlicher Personennahverkehr 
(ÖPNV) trägt wesentlich zur Funktionsfähigkeit unse- 
res Wirtschafts- und Gesellschaftssystems bei. Wie für 
jeden anderen Wirtschaftszweig sind auch für den 
ÖPNV Forschung und Entwicklung unabdingbar für 
dessen Erhalt bzw. seine Stärkung. Die Forschungs- 
förderung nimmt hierbei eine wichtige Rolle ein. 

Im Rahmen des Forschungsprogramms zur Verbesse- 
rung der Verkehr sverhältnisse in den Gemeinden för- 
dert der Bundesminister für Verkehr FuE- Arbeiten 
aus Mitteln des Gemeindeverkehrsfinanzierungsge- 
setzes. Die Maßnahmen dienen der Weiterentwick- 
lung der Gnmdlagen der Verkehrsforschung und der 
Verbesserung von Planungs-, Bau- und Betriebskon- 
zepten für vorhandene und neuartige Nahverkehrs- 
mittel. Dabei werden u. a. Modellvorhaben zur Ver- 
besserung der Rahmenbedingungen des ÖPNV, das 
Demonstrationsvorhaben Busverkehrssystem Lübeck 
sowie Einzeluntersuchungen zur Angebotsgestal- 
tung, zum Nutzerverhalten und zur Reduzierung der 
Kosten durchgeführt. 

Der BMFT fördert, wo dies aus überregionalen Grün- 
den notwendig ist, die technologische Weiterentwick- 
lung bestehender sowie neuartiger Nahverkehrssy- 
steme. 
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Im Bereich Bahnen im Öffentlichen Personennahver- 
kehr konzentrieren sich die Aktivitäten auf die Nah- 
verkehrsbahnen 2000 (Stadtbahnwagen, S-Bahn und 
Regionalfahrzeuge der Deutschen Bundesbahn), die 
Anwendung von automatischen Betriebsführungs Sy- 
stemen, die Entwicklung neuer Fahrzeugkomponen- 
ten unter Berücksichtigung modernster Technologien 
und die Entwicklung und den Einsatz neuer War- 
tungs- und Instandhaltungssysteme. Mit der H-Bahn 
in Dortmund hat erstmals in Deutschland eine auto- 
matische Kabinenbahn die Zulassung für den ÖPNV 
erhalten. Der Ausbau der H-Bahn-Anlage und damit 
die Integration des Systems in den ÖPNV der Stadt 
Dortmund befindet sich derzeit in der Planfeststellung 
und soll bis 1989 in einer ersten Stufe abgeschlossen 
sein. Für die automatische Kabinenbahn (M-Bahn) ist 
die Demonstrationsanlage in Berhn fertiggestellt, die 
technische Funktionsfähigkeit xmd die betriebliche 
Eignung des Systems ist bis 1990 nachzuweisen, lun 
die allgemeine Zulassung für den öffenthchen Nah- 
verkehr zu erlangen. 

Im Bereich Bussysteme werden die Arbeiten am Spur- 
bus Essen (spurgeführtes Bussystem) bis 1990 zu Ende 
geführt. 

Im Bereich Betriebsführung im ÖPNV sind die Zulas- 
sungen der entwickelten Automatisierungssysteme 
(PUSH xmd SELTRAC) erreicht worden, die Betriebs- 
leitsysteme BON (Betriebsleitsystem für den öffenth- 
chen Nahverkehr) xmd BFB (Betriebsleitsystem für fle- 
xible Betriebsweisen) sind fertiggesteUt und werden 
im täghchen Einsatz erprobt. 


Kraftfahrzeuge und Straßenverkehr 

Prognosen bis zum Jahr 2000 zeigen, daß das Kraft- 
fahrzeug auch in Zukunft das dominierende Ver- 
kehrsmittel sowohl im Personen- als auch im Güter- 
verkehr bleibt. Es steht damit auch weiter einen we- 
senthchen Faktor im Wirtschaftssystem dar. Die Wei- 
terentwicklung der Fahrzeuge als solche ist ahein Sa- 
che der Industrie. Aspekte der Verkehrssicherheit, der 
Reduzierung der Umweltbelastung xmd der Kraftstoff- 
versorgung reichen dagegen in den Bereich staat- 
hcher Vorsorge. In diesem Rahmen werden ausge- 
wählte Forschungs- und Entwicklungsmaßnahmen — 
vor ahen Dingen solche mit Grundlagencharakter ~ 
auch staathch gefördert. 

Die Erprobung alternativer Energien für den Straßen- 
verkehr umfaßt zukünftig auch die Überprüfung der 
Möghchkeiten, die sich aus nachwachsenden Roh- 
stoffen ergeben. Die Versuchsprogramme mit dem 
Methanolkraftstoff M 100 und mit Fahrzeugen für den 
Wasserstoffbetrieb werden mit ausgewählten Frage- 
stellungen fortgesetzt. 

Zxir grundlegenden Verbesserung der Verkehrs- 
sicherheit ist es vorgesehen, die Aktivitäten der euro- 
päischen Industrie und wissenschaftlichen Institute zu 
unterstützen, die mit dem Programm PROMETHEUS 
im europaweiten EUREKA-Rahmen begonnen haben. 
Diese Aktivitäten zielen insbesondere auch auf infra- 
struktureUe Verbesserungen unseres Straßensystems 


und dessen zukünftiger Ausrüstung mit Leit- und In- 
formationssystemen. 

Im Bereich der Minderung der Schadstoffemissionen 
werden Verbundkonzepte fortgeführt, die sich mit der 
Rußminderxmg bei Dieselantrieben, speziell für Nutz- 
fahrzeuge, befassen, und die die Abgasentgiftung von 
Ottomotoren, auch im Magerbetrieb, einschheßen. 

Verstärkt werden sollen nach Möghchkeit die FuE- 
Ansätze auf dem Gebiet der Sicherheit des Transports 
gefährhcher Stoffe auf der Straße. Grundlagenxmter- 
suchxmgen auf dem Gebiet des Crashverhaltens von 
Tanksattelzügen gehören ebenso dazu, wie die Wei- 
terentwicklung und Erprobung einzelner Sicherheits- 
komponenten sowie ganzer Transportfahrzeuge (z. B. 
TOPAS, dem Modell „Tanklastzug mit optimierten 
passiven und aktiven Sicherheitseinrichtungen"). 


Güterverkehr und Transportketten 

Mit der Förderung von Forschung und Entwicklung 
für Güterverkehr und Transportketten verfolgt die 
Bundesregierung das Ziel, neue Wege im Güterver- 
kehr aufzuzeigen xmd Impxilse für die notwendigen 
innovativen Prozesse zu geben. 

Im Rahmen des „Strategieprogramms Kombinierter 
Verkehr" wird z. Z. die zukünftige RoUe des Kombi- 
nierten Verkehrs in unserem Gütertransportsystem 
unter langfristigen Aspekten untersucht. Im Projekt 
„Modellterminal" werden am FaLlbeispiel Raum Düs- 
seldorf/Neuss Konzepte entwickelt, die durch neue 
Organisationsformen sowie dxnch angepaßte und 
neue Umschlagtechniken dazu beitragen soUen, die 
Reibungsverluste an der Schnittstelle Schiene/Straße 
zu vermindern. 

Der warenbegleitende Informationsfluß ist auch heute 
noch eine wesentliche SchwachsteUe in der Logistik. 
Die Entwicklungen LOG, INTAKT und ISIS dienen 
dem Ziel, ein speziell auf mittelständische Belange 
und Kooperationsmöghchkeiten ausgerichtetes Infor- 
mations- und Kommunikationssystem für den Güter- 
verkehr zu entwickeln. Der PUotbetrieb „LOG- 
Straße" wurde erfolgreich aufgenommen. 


Ausgaben des Bundes für Forschung und 
Technologie für bodengebundenen Transport 
und Verkehr 

(einschl. Verkehrssicherheit) 
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Das Verbundvorhaben „Integrierte Materialflußsy- 
steme" (IMS) zielt darauf ab, die innerbetriebliche 
Logistik weiter zu entwickeln und hier insbesondere 
im Verbund von Forschungseinrichtungen und klein- 
und mittelständischen Unternehmen Innovationsim- 
pulse zu geben. 

Ziel des weiteren Schwerpunktes „Innovative See- 
hafentechnologien" ist es, die Entwicklung neuer 
Techniken und die Verbesserung der Kommunika- 
tionssysteme zur Steigerung der Leistungsfähigkeit 
und Reduzierung der Umweltbelastung im Hafenbe- 
reich zu erreichen. Die Programmkonzeption wird, 
beginnend ab 1987, schrittweise umgesetzt. 


2.14 Geowissenschaften und Rohstoffsicherung 
(Förderbereich O) 

Geowissenschaften, insbesondere Tiefbohrungen 

Unsere Kenntnisse über die Erdkruste haben in den 
letzten zwei Jahrzehnten durch die Erforschung der 
Ozeanböden revolutionierende Änderungen erfahren 
und zu einem neuen Verständnis des Aufbaus und der 
Entwicklung der Erdkruste geführt. Das Konzept der 
Plattentektonik brachte eine völlig neue Deutung der 
Prozesse des Werdens und Vergehens von Gebirgen 
und von der Umgestaltung der Kontinente. Die erfolg- 
reichen Untersuchungen des internationalen Deep 
Sea Drilling Project werden erneut mit deutscher Be- 
teiligung vom Ocean Drilling Project fortgesetzt. Auf- 
grund dieser Ergebnisse wendet sich die geowissen- 
schaftliche Forschung verstärkt der Erforschung der 
kompliziert aufgebauten, bis etwa 4 Mrd Jahre alten 
Kontinente zu. 

Weltweit sind die zahlreichen nationalen Aktivitäten 
zur Erforschung der Erdkruste im „Internationalen 
Lithosphärenprogramm" zusammengefaßt, das vom 
„International Cotmcü of Scientific Unions" getragen 
wird. 

Die zwei deutschen geowissenschaftlichen Vorhaben 
tragen wesentlich zum Lithosphärenprogramm bei: 

— Das Kontinentale Tiefbohrprogramm (KTB) 

Das KTB als Großprojekt der geowissenschaftli- 
chen Grundlagenforschung hat zum Ziel, die che- 
mischen und physikalischen Zustandsbedingun- 
gen und Prozesse der tiefen Erdkruste zu erfor- 
schen und zur Klärung des Aufbaues und der geo- 
logischen Entwicklung der europäischen Erdkru- 
ste beizutragen. 

In einem breit angelegten, interdisziplinären For- 
schungsprogramm untersuchen etwa 250 Wissen- 
schaftler aus allen Fachbereichen der Geowissen- 
schaften wie Geologie, Geophysik, Geochemie 
und Mineralogie, aber auch aus der Physik, Che- 
mie und Hydrologie in etwa 100 Einzelprojekten 
die aus der Bohrung gewonnenen kristallinen Ge- 
steine, Flüssigkeiten imd Gase sowie das Umfeld 
der Bohrung. 

Beim Niedersächsischen Landesamt für Bodenfor- 
schung wurde die Projektgruppe KTB aufgebaut, 
der die Durchführung der Bohrungen obliegt. 


Vorbereitende technische Untersuchungen sowie 
geowissenschaftliche Vorerkundungen möglicher 
Bohrlokationen, die 12 Flachbohrungen und etwa 
800 km seismische Profile einschlossen, führten 

1986 zu der Entscheidung, die Tiefbohrung in Win- 
discheschenbach (Oberpfalz) niederzubringen. 

Im September wurde mit dem Abteufen der Ver- 
bohrung begonnen, die eine Mindesttiefe von 
3 000 m erreichen soU. Ende 1987 wurde eine 
Bohrteufe von 980 m erreicht; Ende 1989 ist der 
Beginn der Hauptbohrung mit einer geplanten 
Endteufe von 12 000 bis 14 000 m vorgesehen. 

Das gewonnene Material wird in einem Feldlabor 
direkt an der Bohrung untersucht, während spe- 
zielle Untersuchungen an Universitätsinstituten 
durchgeführt werden. Umfangreiche Bohrloch- 
messungen werden das umgebene Gestein der 
Bohrungen vermessen. 

Bereits in der Vorbohrung wird eine neue Bohr- 
technik, eine Kombination von Rotary- und Schürf- 
bohrtechnik angewandt. Die Hauptbohrung wird 
in die Grenzbereiche der Bohrtechnik bei Tempe- 
raturen von etwa 250 °C vorstoßen. Umfangreiche 
technische Vorbereitungen werden in enger Zu- 
sammenarbeit mit der Bohrindustrie durchge- 
führt. 

— Das Deutsche Kontinentale Reflexionsseismische 
Programm DEKORP 

Im Rahmen von DEKORP wird der Untergrund der 
deutschen Mittelgebirge bis zu 40 km Tiefe syste- 
matisch untersucht. Das KTB ist mit einem verdich- 
teten Meßnetz in DEKORP integriert. 

1 987 wurden von DEKORP ein 110 km langes seis- 
misches Profü durch die Eifel von Monschau nach 
Adenau (Hohes Venn, Eifeier N-S-Zone) und wei- 
ter südlich nach Bemkastel (Moselmulde) aufge- 
nommen. Ein Spezialexperiment zur Ortung des 
Untergrundes des Laacher Sees wurde durchge- 
führt. Das Taunus-Münsterland-Profil von 1986 
wurde prozessiert und bearbeitet. Seine hohe Qua- 
lität mit sehr guten neuen Informationen aus der 
gesamten (25 km im Süden bis 33 km im Norden) 
mächtigen Erdkruste wird die herrschenden geolo- 
gischen Vorstellungen über den Aufbau des Rhei- 
nischen Schiefergebirges stark beeinflussen und 
verbessern helfen. 


Ausgaben des Bundes für Geowissenschaften 
(insbesondere Tiefbohrungen) 
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Rohstoffsicherung 

Eine gesicherte Rohstoffversorgung ist für die Bun- 
desrepubük Deutschland unverzichtbar, da sie zwar 
etwa 10 % der jährhch weltweit geförderten minerah- 
schen Rohstoffe verbraucht, aber nur mit weniger als 
1 % an der Weltförderung beteiligt ist. 

Eine ausreichende Eigenversorgung besteht nur bei 
Kali- xmd Steinsalzen sowie bei einigen Steine- und 
Erden-Rohstoffen. Deutsche Bergwerke sichern eine 
teilweise Eigenversorgung bei Blei, Zink, Schwerspat 
und Hußspat. Die Förderung von Blei und Zink aus 
den deutschen Bergwerken dürfte bei der heutigen 
Bergbaukapazität und den heute bekannten Lager- 
stättenvorräten in wenigen Jahren auslaufen. 


Metallische Rohstoffe 

Nach Abschluß des Rohstofforschungsprogramms im 
Jahre 1984 und dem Auslaufen des Stahlforschungs- 
programms im Jahre 1985 konzentrieren sich die För- 
derungsmaßnahmen des BMFT auf wenige Schwer- 
punkte aus dem Bereich der Nicht-Eisen- und Eisen- 
Metallurgie. Ein Schwerpunkt liegt bei der Material- 
aufbereitung. Er zielt vor allem darauf ab, neue Ver- 
fahren der Aufbereitung von armen und komplexen 
Erzen auch in Zusammenarbeit mit Ländern der Drit- 
ten Welt zu entwickeln und Sekundärrohstoffe wie 
Schlämme, Halden imd Stäube zu verwenden. Der 
Schwerpunkt Metallurgie ist auf die Entwicklung 
neuer metallurgischer Verfahren gerichtet, die den 
schwierigen Rohstoffen angepaßt sind, möglichst 
energie sparend und mit hoher Produktivität arbeiten 
und den Umweltschutzbestimmungen gerecht wer- 
den. ln beiden Schwerpimkten sollen die Maßnahmen 
dazu beitragen, die Leistungsfähigkeit des stark ex- 
portorientierten Anlagenbaus zu erhalten und die 
Spitzenstellung der deutschen metallurgischen Tech- 
nik zu sichern. 

Internationale Aktivitäten auf dem Gebiet sind das 
COST-Programm Gießereitechnologie sowie das Pro- 
gramm Primäre und Sekundäre Rohstoffe der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften. Die Bim- 
desrepubhk Deutschland beteiligt sich an diesen Pro- 
grammen. 

Der Bundesminister für Wirtschaft imterstützt im Rah- 
men seines Förderprogramms zur Aufsuchimg von 
mineralischen Rohstoffen Projekte der deutschen In- 
dustrie zur Erschheßung neuer Rohstoffquellen im In- 
und Ausland, sofern von diesen Vorhaben ein Beitrag 
zur Verbesserung der Rohstoffversorgung der Bun- 
desrepublik Deutschland oder der Europäischen Ge- 
meinschaft zu erwarten ist. 

Gefördert wird das Aufsuchen solcher mineralischer 
Rohstoffe, die auf lange Sicht, auch unter Berücksich- 
tigung der Substitutionsmöghchkeiten, für die deut- 
sche Wirtschaft von erheblicher Bedeutung sind und 
bei denen mittel- oder langfristig mit länger anhalten- 
den Versorgungsschwierigkeiten zu rechnen ist. 

Die für diesen Zweck zur Verfügung gestellten Mittel 
werden aber nicht als Ausgaben für Forschimg und 
Entwicklung angesehen und sind deshalb auch nicht 


in den Zahlenangaben dieses Berichts enthalten. Das 
Förderprogramm wird Ende 1990 eingestellt wer- 
den. 

Im Rahmen der finanziellen und techrüschen Zusam- 
menarbeit mit Entwicklungsländern fördert der Bun- 
desminister für wirtschafüiche Zusammenarbeit auch 
Vorhaben der Rohstoff erkimdung und Rohstoffgewin- 
nung. Dabei handelt es sich um geowissenschaftliche 
Untersuchungen, z. B. der Lagerstättenkunde, Stu- 
dien und bergbauhche Folgemaßnahmen. 

Dabei werden geowissenschafüiche Institutionen der 
Entwicklungsländer bei der Erkundung und Entwick- 
lung mineralischer Rohstoffe — sowohl zur Deckung 
des Eigenbedarfs als auch für den Export — unter- 
stützt. 

Methodische Grundlagen hierfür werden erarbeitet 
und in die Entwicklungsländer transferiert, z. B. isoto- 
penchemische Untersuchungen für die Kohlenwas- 
serstoffprospektion imd aerogeophysikalische Mes- 
sungen für die Erzprospektion oder die Grundwasser- 
suche. ln zunehmendem Maße gewinnt die Ferner- 
kundung mittels Satelhtenbildem bei geowissen- 
schafüi eben Projekten an Bedeutung. Bei vielen Vor- 
haben ist die Stärkung der geo-wissenschafüichen In- 
stitutionen des Entwicklimgslandes, u. a. durch Aus- 
und Fortbildung von Fachkräften ein wichtiges Pro- 
jektziel. 

Bei der partnerschaftlichen Zusammenarbeit mit den 
Entwicklungsländern berücksichtigt die Bimdesrepu- 
blik Deutschland als rohstoffarmes Land auch ihr 
Eigeninteresse an der Förderung von Vorhaben im 
Bereich der minerahschen Rohstoffe. 


Ausgaben des Bundes für die 
Rohstoffsicherung 
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2.15 Raumordnung und Städtebau; Bauforschung 
{Förderbereich P) 

Raumordnung, Städtebau, Wohnungswesen 

Die Forschung in Raumordnung, Städtebau und Woh- 
nungswesen sowie in der Bauressortforschung kon- 
zentriert sich auf die wissenschaftliche Pohtikbera- 
tung. Sie dient der Erfüllung von Ressortaufgaben des 
Bimdesministers für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau (Ressortforschung). 

Dabei werden unterschiedliche Formen und Instru- 
mente wissenschaftlicher Pohtikberatung genutzt und 
miteinander verknüpft, um die pohtischen Anforde- 
rrmgen aufzugreifen, zu verdeuthchen und umzuset- 
zen: Auftragsforschung als Projektforschung, „ge- 
baute" Forschung mit Fallstudien im Rahmen des Ex- 
perimentellen Wohnungs- und Städtebaus, Einsatz 
der Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und 
Raumordnung sowie Mitarbeit institutionell geförder- 
ter Forschungseinrichtungen. 

Aktuelle Forschungsbereiche im Bereich der Auf- 
tragsforschung 

Im Bereich der Auftragsforschxmg des BMBau sind 
folgende Schwerpunkte vorgesehen: 

— In der Raumordnungspohtik konzentriert sich die 
Forschung insbesondere darauf, die räumlichen 
Wirkungen des demographischen, wirtschafth- 
chen und technologischen Strukturwandels recht- 
zeitig zu erfassen und hieraus Anforderungen für 
eine zukunftsorientierte Raumordnungspohtik ab- 
zuleiten. Den obersten Bewertungsmaßstab bildet 
dabei das Ziel der Gleichwertigkeit der Lebensver- 
hältnisse in allen Teilräumen des Bimdesgebietes. 
In den ländlichen Räumen konzentriert sich das 
Bemühen insbesondere auf die Aufrechterhaltung 
eines angemessenen Infrastrukturangebotes bei 
ziuhickgehender Bevölkerung, die Schaffung au- 
ßerlandwirtschafüicher quahfizierter Arbeitsplätze 
und die Erhaltung der ökologischen Ausgleichs- 
hmktion. Für die alten Industrieregionen geht es 
vomehnüich darum, den Bedarf an Anpassungen 
für den Strukturwandel zu erfassen und strategie- 
bezogen umzusetzen. Hierbei sind die Fragen der 
großräumigen Standortverschiebungen mit einzu- 
beziehen. Vorrangiges Anliegen ist es, die regio- 
nalen Eigenkräfte zu stärken, um die vorhandenen 
Potentiale auszuschöpfen. Räumliche Forschung 
hat die Engpaßfaktoren für eine solche Strategie 
der innovationsorientierten re0onalen Entwick- 
lung aufzuzeigen und gleichzeitig geeignete An- 
satzpunkte für die Aktivierung der regionalen 
Kräfte darzulegen. Die Umweltvorsorge erhält für 
Forschung und Pohtik der räumhchen Planxmg ei- 
nen zunehmend höheren Stellenwert. Diesem Ziel 
dient u. a. die beabsichtigte Gesamtüberprüfung 
und NoveUierung des Raumordnungsgesetzes des 
Bundes, bei der ggf. auch im Rahmen des Raum- 
ordnungsprogramms eine erste Stufe der Umwelt- 
verträghchkeitsprüfung rahmenrechüich veran- 
kert werden soll. 

— Die Forschung im Bereich der Städtebaupohtik 
richtet sich vor dem Hintergrund der konkreten 


Anforderungen des Deutschen Bundestages auf 
Verbesserungsmaßnahmen in den hochverdichte- 
ten Neubausiedlungen der 60er und 70er Jahre, 
Probleme der städtebauhchen Entwicklung in 
Dörfern und kleinen Orten sowie der Maßnahmen 
zu ihrer städtebauhchen Erneuerung einschheß- 
hch der Verbesserung der Verkehrssituation. Wei- 
tere Forschungsaktivitäten befassen sich mit der 
Situation in den Innenstädten und Maßnahmen zur 
Stärkimg ihrer Attraktivität sowie Entwicklxmgen 
auf den Baulandmärkten. Insgesamt geht es 
darum, die mit dem Baugesetzbuch geschaffenen 
neuen städtebauhchen Instrumente in der prakti- 
schen Umsetzung zu verfolgen und ihre Wirkun- 
gen, z. B. auch im Hinbhck auf die Verbesserung 
der Umweltverträghchkeit städtebauhcher Maß- 
nahmen, zu überprüfen. 

— Die Forschung in der Wohnungspohtik konzen- 
triert sich auf eine Überprüfung der notwendigen 
staathchen Rahmenbedingungen zur HersteUung 
bzw. Aufrechterhaltimg eines aus reichenden 
Wohnungsangebots, insbesondere auch zur Aus- 
weitung imd Verbesserung des Wohnungsbestan- 
des. Im Hinbhck auf die weiterhin erhebhche 
Nachfrage und die Fimktion von Wohneigentum 
werden die Anforderungen und Rahmenbedin- 
gungen zur Erleichtenmg der WohneigentumsbU- 
dung beobachtet xmd die Erfahrungen in diesem 
Bereich ausgewertet. Besonderer Wert wird auf die 
soziale Absicherung des Wohnens, d. h. auf die 
Fxmktion des Sozialwohnungsbestandes und des 
Wohngeldes als Instrument sozialer Wohmmgspo- 
htik gelegt. 

— Die Ressortforschxmg im Bereich der Baupohtik 
befaßt sich u. a. mit den Anforderungen, die sich 
aus der Verwirklichung des EG -Binnenmarkts im 
Baubereich ergeben, da hier mit „Eurocodes" ein 
umfassendes System für einheithche Berech- 
nungs- xmd Bemessxmgsverfahren im Bauwesen 
erarbeitet sowie Prüf- und Zulas sungs verfahren 
vereinheithcht werden, die weitreichende Auswir- 
kungen auf das Bauwesen haben. Weitere Schwer- 
punkte hegen im Bereich von Quahtäts- und Wirt- 
schafthchkeitsuntersuchimgen des Bauens im Hin- 
bhck auf che Baumaßnahmen des Bundes. Aktuehe 
Gesichtspunkte sind hier u. a. der Gesundheits- 
und Umweltschutz beim Bauen sowie die Verrin- 
gerung von Gebäudeschäden. Auch che Grundla- 
gen der Gestaltxmg von Bundesbauten soUen ver- 
stärkt aufbereitet werden. 

Die Ergebnisse cheser Forschungsarbeiten ebenen un- 
mittelbar der Umsetzxmg und Weiterentwicklung der 
Raumordnungs-, Städtebau-, Wohnungs- und Bau- 
pohtik des Bundes sowie der Unterrichtung des Deut- 
schen Bundestages über aktuehe Entwicklungen und 
Handlungsbedarf in chesem Bereich. 

Experimenteller Wohnungs- und Städtebau 

Forschung mit „bauhchen" Fahstudien im Rahmen 
des Experimentellen Wohnungs- und Städtebaus hilft, 
unzureichend abgesicherte Erkenntnisse praktisch zu 
erproben, Lösxmgsmöghchkeiten zu veranschauh- 
chen und unter realen Bechngungen im Zusammen- 
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wirken mit allen Betroffenen auf Handlungsbedarf hin 
zu überprüfen. Vor allem bei kontroversen und in der 
Umsetzung schwierigen Aufgaben sind experimen- 
telle Fallstudien zur Absicherung der Entscheidun- 
gen, zur Konsensbüdung und zur Einschätzung der 
Relevanz von Problemen wichtig. Es handelt sich hier 
um Planungs- oder Baumaßnahmen, die gezielt als 
ModeUvorhaben der Bearbeitung und Beantwortung 
konkreter Ressortforschungsfragen des BMBau die- 
nen. Von normalen Bauvorhaben unterscheiden sie 
sich dadurch, daß sie Teü und Umsetzung einer For- 
schungskonzeption sind, mit der besondere Auflagen 
und in der Regel zusätzliche Risiken und Erschwer- 
nisse im Hinbhck auf Planungsablauf, Bau und Finan- 
zierung verbunden sind. Die einzelnen ModeUvorha- 
ben werden vom BMBau im Einvernehmen mit den 
Bundesländern nach wissenschaitUcher Vorbereitung 
entwickelt und ausgewählt. 


Aktuelle Schwerpunkte: 

— Probleme der städtebaulichen Erneuerung in Dör- 
fern und Ortsteüen. 

— Aufgaben der Stadtökologie ünd des umweltge- 
rechten Bauens. 

Im Jahr 1987 sind für den Experimentellen Woh- 
nungs- und Städtebau neue Richtlinien erarbeitet 
worden, die am 1. Januar 1988 in Kraft getreten sind. 
Sie regeln u. a. das Verfahren, nach dem ModeUvor- 
haben ausgewählt werden sowie die näheren Voraus- 
setzungen für Zuwendungen des Bundes zur Abdek- 
kung forschungsbedingter Kosten bei ModeUvorha- 
ben. 


Ausgaben des Bundes für 
Raumordnung, Städtebau, Wohnungswesen 



Bauforschung und -technik, Straßenbauforschung 


Bautechnische Entwicklung und Innovation 

Der Forschungsförderung des BMFT Uegt das Rah- 
menprogramm von 1980 zugrunde mit den inhaltU- 
chen Schwerpunkten Verringerung der Baukosten — 
vor aUem durch Produktivitätsverbesserungen — und 
staatUche Daseinsvorsorge insbesondere in den Berei- 
chen Umwelt, Sicherheit und Kulturgüterschutz. 

Z. Z. werden folgende Schwerpunktbereiche geför- 
dert: 

— Substanzerhaltung kulturhistorisch bedeutsamer 
Bauwerke 


— Einführung von CAD/CAM im Bauwesen 

— Energieeinsparung. 

Absoluten Vorrang bei dieser Schwerpunktsetzung 
hat die Substanzerhaltung kulturhistorisch bedeutsa- 
mer Bauwerke. 

Seit der Jahrhundertwende werden zunehmend Schä- 
den an Gebäuden aller Art beobachtet, die auf die 
natürliche Alterung wie auch wesenthch auf die von 
Menschen verursachten Umweltbeeinträchtigungen 
zurückzuführen sind. Das Nettoanlagevermögen der 
gesamten Bausubstanz mit einem Zeitwert von ca. 4,7 
Bülionen DM (1983) entspricht der Hälfte des Volks- 
vermögens der Bundesrepubhk Deutschland. Der 
jährliche Aufwand für Unterhaltung dund Sanierung 
wird auf 40—60 Mrd DM geschätzt. Rund 2 Millionen 
Bauwerke stehen unter Denkmalschutz. 

Keiner Generation ist es erlaubt, mit dem Erbe der 
Vergangenheit beliebig umzugehen. Es ist nicht allein 
„ihr" Erbe. Seit Mitte der 70er Jahre ist das Bewußt- 
sein hierfür gewachsen; die Sensibilität der Öffent- 
lichkeit für historische Werte nimmt stetig zu. So 
wurde Denkmalschutz eine kulturpolitische und ge- 
seUschaftspohtische Aufgabe ersten Ranges. 

Als wesentliche Ursachen der rapiden Beschleurü- 
gung des Alterungsprozesses unserer Bauwerke wer- 
den anthropogene Schadstoffe in der Luft und im 
Wasser, wie CO 2 , SO 2 und NOx angenommen. Die 
Wirkungsmechanismen sind noch nicht eindeutig ge- 
klärt, dauerhaft wirksame Schutzsysteme sind derzeit 
nicht bekannt. Betroffen sind Steine, Glas, Holz, Me- 
talle und andere Materialien. 

Die heute übliche Beheizung historischer großer 
Räume führt z. B. zur Zerstörung von Fresken und 
Wandmalereien. Aber auch die vorwiegend zu Wohn- 
zwecken genutzte Masse der Baudenkmäler erfährt 
Schädigungen als Folge der Anpassung an moderne 
Baustandards. 

Durch Veränderungen des Grundwasserspiegels und 
Erschütterungen ist die Standsicherheit historischer 
Bauten gefährdet. In einer Reihe von Fällen haben 
Sarderungsmaßnahmen der letzten Jahre ihrerseits 
neue Schäden verursacht. 

Die Industrialisierung des Bauens hat sich für die Er- 
haltung historischer Bauten negativ bemerkbar ge- 
macht zumal die Kenntnis traditioneller handwerkli- 
cher Arbeitstechniken in Teilen verlorengegangen 
ist. Das Zusammenwirken alter Baustoffe mit moder- 
nen Baustoffen und Konstruktionen und seinen bau- 
physikalischen Auswirkungen ist weitgehend uner- 
forscht. 

Der personelle und finanzielle FuE-Aufwand für den 
Denkmalschutz entspricht nocht nicht der Wichtigkeit 
der Aufgabe. Erst an wenigen Hochschulinstituten 
wird am Problem der Erhaltung historischer Bausub- 
stanz gearbeitet. In jüngster Zeit wurde an der TU 
Karlsruhe ein entsprechender Sonderforschungsbe- 
reich eingerichtet. Mittelfristig muß die FuE-Kapazität 
erhöht und die Infrastruktur der Substanzerhaltung 
verbessert werden. Das Förderungsprogramm des 
BMFT dient diesen Zielen. 
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Um die Erfahrungen mit CAD/CAM-Systemen in an- 
deren Branchen auch der Bauwirtschaft zufheßen zu 
lassen und damit einen Rationaüsierungseffekt auszu- 
lösen, wurden vom BMFT gemeinsam mit der Bundes- 
architektenkammer und der Industrie und Handels- 
kammer vier CAD-Labors in der Bundesrepubhk ein- 
gerichtet, in denen alle Bauschaffenden sich mit die- 
ser neuen Technik vertraut machen können. Diese 
Transfermaßnahme entwickelt sich zwischenzeitlich 
sehr erfolgreich. Hierzu kommen erste Experimente 
im Rahmen eines Verbundprojektes, den Schritt vom 
CAD zum CAM zu vollziehen. Die automatische Vor- 
festigung vom Wandmauerwerk soll jetzt weiterent- 
wickelt werden, um Dach, Fußböden und Installation 
weitgehend in die Vorfestigung mit einzubeziehen. 

Die Technik zur Energieeinsparung beim Heizen von 
Gebäuden hat in den vergangenen Jahren große Fort- 
schritte gemacht. Architektur, Wärmedämmung, Hei- 
zungstechnik und Steuer- und Regeltechnik sind wis- 
senschaftlich soweit fortentwickelt, daß derzeit ge- 
meinsam mit den Handelskammern, Architektenkam- 
mem, Architektenverbänden und Baugewerbever- 
bänden die Umsetzung der erarbeiteten Ergebnisse 
im Mittelpunkt der Bemühungen steht. Technische 
Weiterentwicklungen sind im wesentlichen auf Ge- 
sichtpunkte der Umweltschonung beschränkt. 

Senkung der Baukosten und Rationalisierung des 
Bauvorganges 

Neben der bautechnologischen Forschungsförderung 
fördert die Bundesregierung die Bauforschung auch 
gemäß § 91 Abs. 2 WoBauG zum Zwecke der Bauko- 
stensenkung und der Rationalisierung des Bauvor- 
ganges im Wohnungsbau. Auf die Schwerpunkte 
weist BMBau durch eine Ausschreibung hin. Aktuelle 
Schwerpunktthemen der Bauforschungsförderung 
sind: 

— Fragen vorbeugender Maßnahmen zur Begren- 
zung von Bauschäden und deren Auswirkungen. 
Hier geht es um den Zusammenhang von Bauko- 
sten und Bauschäden sowie der Aufwendungen 
zur Vermeidung von Bauschäden. 

— Auswirkungen von Maßnahmen zur Verringerung 
von Betriebskosten auf die Baukosten. Ähiüich 
wie der Verringerung von Instandhaltungskosten 
kommt auch der Dämpfung von Betriebskosten er- 
hebhche Bedeutung zu. Die mit der Baukosten- 
dämpfung verfolgten Ziele können daher nur unter 
Einschluß der engen Abhängigkeiten zwischen 
Bau- und Investitionskosten, Betriebskosten und 
Unterhaltskosten bewertet werden. 

— Erfolgskontrolle von Energieeinsparungen bei Ge- 
bäuden. Neue rechtliche Anforderungen, neue 
Technologien, integrierte Planungs-, Bau- und Be- 
trieb skonzepte hatten erhebhche Auswirkungen 
auf Bauabläufe und Baukosten. Durch umfassende 
Bestandsaufnahmen und Analysen können i. S. ei- 
ner ErfolgskontroUe der bisherigen Maßnahmen 
diejenigen Entwicklungen und Konzepte festge- 
stellt werden, die sich durch ein besonders günsti- 
ges Kosten-Nutzen- Verhältnis im Hinblick auf die 
Bemühungen um Baukostendämpfung auszeich- 
nen. 


Üb ergreifender Gesichtspunkt bei der Baufor- 
schungsförderung sind daneben die Bemühungen um 
Vereinfachung technischer Regelwerke. Hier geht es 
darum, MÖghchkeiten und Risiken kostensparender 
technischer Standards näher abzuklären und durch 
das Aufzeigen der Handlungsspielräume Rahmenbe- 
dingungen für Bauinvestitionen zu verbessern. 

Baulicher Zivilschutz 

Ein eigenes Feld bautechnischer Forschung des 
BMBau zählt die Forschung im Bereich des bauÜchen 
Zivil- und Katastrophenschutzes. Sie dient der Erar- 
beitung und Weiterentwicklung technischer Grundla- 
gen zum baulichen Schutz der Zivilbevölkerung. 
Dazu zählen: 

— materialkundliche Untersuchungen am Baustoff 
unter hohen Temperaturen und schneUablauf en- 
den Belastungen 

— Verhalten von Bauteilen und Baukonstruktionen 
bei hohen Temperaturen 

— Verhalten von Bauteüen und Baukonstruktionen 
unter dynamischer Belastimg 

— Versuche zur Ermittlung der raumklünatischen 
Bedingungen im Khmalastbereich 

— theoretische Untersuchungen über Katastrophen- 
beanspruchung 

— technisch-physikalische Grundlagenerprobun- 
gen. 


Ausgaben des Bundes für 
Baufbrschiung und -technik, 
Straßenbaufbrschung 



Ausgaben des Bundes für Raumordnung 
und Städtebau; Baufbrschung * 



Auch einige Forschungsakttvitaten der Bundesregierung auf dem Gebiet der Ver- 
kehrswirlschaft und des Slraßenwesens tragen Raumordnun^esichtspunklen 
Rechnung; die darauf enlfaUenden Mittet sind in der Grafik mit enthalten. 
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In diesem Rahmen werden praktische Untersuchun- 
gen, Entwicklungen imd Erprobungen durchgeführt 
sowie auch Erprobungsbauten und beispielhafte In- 
standsetzungen zum Zwecke des Zivüschutzes durch- 
geführt. Die Ergebnisse fließen in entsprechende 
technische Regelwerke ein und dienen darüber hin- 
aus der Vorbereitung der Konzeption von Schutzbau- 
maßnahmen. 


2.16 Forschung und Entwicklung im 
Ernährungsbereich 
(Förderbereich Q) 

Die ausreichende und bedarfsgerechte Versorgung 
der Bevölkerung mit hochwertigen Nahrungsmitteln 
zu angemessenen Preisen ist in hohem Maße gewähr- 
leistet. Von den Verbrauchern werden nunmehr zu- 
nehmend höhere Ansprüche an die Quahtät der Nah- 
rungsmittel gestellt. Nahrungsmittel soUen nicht niu 
ernährungsphysiologisch von einwandfreier Beschaf- 
fenheit, sondern auch möghchst frei von Rückständen 
sein. Ihre natürhchen Eigenschaften soUen möghchst 
weitgehend erhalten bleiben. 

— Ein wichtiger Bereich der Ernährungsforschung ist 
die Quahtätsforschrng; sie zielt in erster Linie auf 
die Erhaltung der Ha uptnähr Stoffe und der wert- 
gebenden Inhaltsstoffe ab (Vitamine, essentieUe 
Amino- und Fettsäxuen, Mineralstoffe und Spiuen- 
elemente). Dazu ist es erforderhch, die Zusammen- 
setzung und den Zustand der Lebensmittel zu be- 
schreiben, die Reaktionsabläufe exakt zu erfassen 
und die Grenze der Verzehrsfähigkeit zu ermitteln. 
Hierfür werden objektivierbcue physikaÜsch-che- 
misch, mikrobiologisch und sensorisch bestimm- 
bare Kriterien und Normen erarbeitet. Ferner wer- 
den für die Lebensmittelüberwachung und für die 
Erleichterung des internationalen Warenaustau- 
sches automatisierte und standardisierte SchneU- 
methoden zur Quahtäts- und Handelsklassenbe- 
stimmung entwickelt und verbessert. 

— Für eine optimale Ernährung der Bevölkerung 
spielt nicht allein die Quahtät der Lebensmittel 
eine Rohe, sondern auch die Art ihrer Behandlung 
und Zubereitung. Es werden deshalb verschiedene 
Verpflegungssysteme sowohl im privaten Haus- 
halt als auch in der Gemeinschaftsverpflegung un- 
tersucht und Kriterien für deren Optimierung erar- 
beitet. 

Dabei stehen Fragen der emährrmgsphysiologi- 
schen, hygienischen und sensorischen Quahtät der 
hergesteUten Speisen im Vordergrund. Die For- 
schungsarbeiten auf dem Gebiet der Quahtäts- 
beurteüung soUen zum einen den Einfluß der kü- 
chentechnischen Verfahren auf wertgebende In- 
haltsstoffe, Genußwert und Rückstände zeigen, 
zum anderen eine haushaltsmäßige Bevorratung 
unter quahtativen Aspekten ermöghchen. 

— Die Emährungsphysiologie, die sich mit der Erfor- 
schung der stofflichen Wechselwirkung zwischen 
Lebensmittelbestandteilen, d. h. mit essentieUen 
und nicht essentieUen Nährstoffen und menschh- 
chem Organismus, befaßt, muß Aussagen über den 


Bedarf an essentieUen Nährstoffen treffen und die 
Kenntnisse ihrer biochemischen Funktion im Stoff- 
wechselgeschehen sowie der Wechselwirkungen 
mit anderen Nährstoffen und sonstigen Lebensmit- 
telb estandteüen im Organismus verbessern. Insbe- 
sondere die gegenseitige Beeinflussung der Nähr- 
stoffe ist noch viel zu wenig bekannt. Neuere Un- 
tersuchungen haben zahlreiche derartige Zusam- 
menhänge aufgedeckt oder wahrscheinUch ge- 
macht. 

Von humanmedizinischer Seite wird in der Öffent- 
Uchkeit eine zunehmend kritische EinsteUung zum 
Verzehr einiger Grundnahrungsmittel, vor aUem 
von tierischen Fetten, Fleisch und Fleischproduk- 
ten, geäußert. Der Verzehr dieser Lebensmittel hat 
im Verlauf der letzten Jahrzehnte erheblich zuge- 
nommen. Zwischen dieser Steigerung und dem 
Auftreten verschiedener Zivüisatiöhskrankheiten 
wird ein Zusammenhang gesehen. Dies muß durch 
eine konzentrierte ernährungsphysiologische For- 
schung überprüft werden. 

— Ein weiteres wichtiges Ziel der Emährungsfor- 
schung ist der Schutz des Verbrauchers vor ge- 
sundheitlichen Beeinträchtigungen durch uner- 
wünschte Stoffe in Lebensmitteln. Solche uner- 
wünschten Stoffe sind vor allem Umweltchemika- 
lien, pharmakologisch wirksame Stoffe, Mykoto- 
xine, pathogene Mikroorganismen und Parasiten, 
aber auch natürliche Inhalts Stoffe. Ferner spielen 
radioaktive Kontaminationen eine RoUe. 

Den Schwerpunkt der Forschungsarbeiten büden 
die Entwicklimg und Vereinfachung von Analyse- 
methoden und Proben ahmeverfahren, um die Vor- 
aussetzungen für eine repräsentative Erfassung 
der Belastung des Verbrauchers mit über die Nah- 
rung auf genommenen Stoffen zu schaffen. Es wer- 
den die Kontaminationsursachen (auch Sekundär- 
kontamination) und Entstehungsbedingungen im- 
erwünschter Stoffe bei Gewinnung, Be- und Ver- 
arbeitung, Verpackimg, Lagerung, Transport und 
Vermarktung erforscht und Möglichkeiten zur 
Verminderung oder Beseitigung der Kontamina- 
tionen aufgezeigt. 

Einen Schwerpunkt büden ferner Untersuchungen 
zur Frage des Übergangs imerwünschter Stoffe, 
insbesondere toxischer Substanzen, in der Nah- 
rungskette (Carry over). Ergebnisse derartiger For- 
schungen gestatten eine verbesserte Aussage über 
die Belastimg der Lebensmittel mit Schadstoffen. 

— Ein ausreichender Verb rau cherschutz ist nur zu 
gewährleisten, wenn neben Untersuchungen zur 
hygienischen Beschaffenheit auch Analysen zur 
gesundheitlichen Unbedenklichkeit von Lebens- 
mitteln durchgeführt und Verfahren zur Sicherung 
dieser Unbedenklichkeit abgeleitet werden. 

Die Forschungsarbeiten konzentrieren sich auf die 
toxikologische Beurteüung von Lebensmitteln und 
ihren Bestandteüen (Inhaltsstoffe, Zusatzstoffe, 
Schadstoffe, Parasiten und Mikroorganismen) so- 
wie eine Analyse der gesundheitlichen Auswir- 
kungen technologischer Verfahren. Dabei werden 
auch mögliche Kombinationswirkungen verschie- 
dener Lebensmittelb es tandteüe berücksichtigt. 


178 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2049 


— Ein weiterer Bereich ist die Emährungsverhaltens- 
forschung. Sie dient einer effizienten Verbraucher- 
aufklärung über bedarfsgerechte und kostengün- 
stige Ernährung. Hierzu werden möghchst genaue 
und zielgruppenorientierte Daten über die Art der 
Ernährung und die Verzehrsmengen ermittelt, um 
insbesondere das Ausmaß von Emähnmgsfehlver- 
halten (Über- oder Unterverzehr, falsche Nähr- 
stoffzufuhr) festzustellen imd entsprechende Emp- 
fehlungen für eine „richtige Ernährung" auf stellen 
zu können. 

— In der Emährungsforschimg haben die neueren 
Methoden der Biotechnologie zunehmende Be- 
deutung erlangt. Dabei spielen neben der Gewin- 
nung neuer Nahnmgsmittel auf mikrobieller Basis 
die genetische Verbesserung der eingesetzten 
Bakterien und Püze sowie die biotechnologische 
Gewinnimg von Enzymen und natürhchen Aroma- 
stoffen eine entscheidende Rolle (siehe auch Ab- 
schnitt 2.10 Biotechnologie). 

Instrumente der Forschungsförderung sind: 

— Unterhaltung (institutionelle Finanzierung) fol- 
gender Einrichtungen 

O BML: 

Bundesforschungsanstalt für Ernährung 

Bundesanstalt für Müchforschung 

Bundesanstalt für Fleischforschimg 

Bundesforschungsanstalt für Getreide- und 

Kartoffelverarbeitung 

Bundesanstalt für Fettforschung 

(vgl. auch Teü VI, Abschnitt 6.4) 

O BMJFFG: 

Bimdesgesimdheitsamt mit dem Max von Pet- 
tenkofer-Lnstitut, dem Institut für Sozialmedizin 
und Epidemiologie und dem Institut für Veteri- 
närmedizin (Robert von Ostertag-Institut) 

— Beteiligung an der institutionellen Förderung fol- 
gender Forschungseinrichtungen 

O im Geschäftsbereich des BML: 

Fraunhofer-Institut für Lebensmitteltechnolo- 
gie und Verpackung 

Deutsche Forschungsanstalt für Lebensmittel- 
chemie 


Ausgaben des Bundes für Forschung 
und Entwicklung im Ernährungsbereich 



O im Geschäftsbereich des BMJFFG: 

Forschungsinstitut für Kinderernährung Dort- 
mund 

Diabetes-Forschungsinstitut Düsseldorf 
Deutsche Gesellschaft für Ernährung 

— Finanzierung von Forschimgsaufträgen insbeson- 
dere durch BMFT, BML, BMJFFG und BMZ. 

Institutioneile Kooperation aufgrund bilateraler Ab- 
kommen und Absprachen gibt es mit einer Reihe von 
Staaten, so z. B. mit den Ländern Westeuropas, mit 
den USA, mit Kanada und der Volksrepubhk China. 
Darüber hinaus findet eine enge Zusammenarbeit im 
Rahmen supra- und internationaler Organisationen 
(z. B. EG, OECD, FAO, WHO etc.) statt. 


2.17 Forschung und Entwicklung in der Land- und 
Forstwirtschaft sowie der Fischerei 
(Förderbereich R) 

Die Hauptziele der Agrarpohtik, die auch die Schwer- 
pimkte der Forschungsaktivitäten im Geschäftsbe- 
reich des Bundesministers für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten (BML) bestimmen, sind nach wie 
vor: 

— Verbessenmg der Lebensverhältnisse im ländh- 
chen Raum sowie gleichrangige Teilnahme der in 
Landwirtschaft (einschheßhch Gartenbau), Forst- 
wirtschaft und Fischerei Tätigen an der allgemei- 
nen Einkommens- und Wohlstandsentwicklung 

— Versorgung der Bevölkerung und der Wirtschaft 
mit quaütativ hochwertigen Agrarprodukten zu 
angemessenen Preisen 

— Beitrag zur Lösung der Weltagrar- und -emäh- 
rungsprobleme 

— Beitrag zur Sicherung und Entwicklimg der natür- 
hchen Lebensgrundlagen (einschheßhch der 
Landschaft), Verbesserung des Tierschutzes. 

Schwierigstes Problem der Agrarpohtik ist seit langem 
die unbefriedigende Einkommenssituation der Land- 
wirtschaft. Als Beitrag zur Lösung dieses Problems 
werden von der Agrarforschung dringend Entschei- 
dungshilfen benötigt. Das gilt gleichermaßen für die 
Lösung der ökologischen Probleme, so beim Kampf 
gegen die Land- und Forstwirtschaft beeinträchtigen- 
den Schadstoffeinwirkungen (Stichwort: Waldster- 
ben), bei der Verminderung der von der Landwirt- 
schaft selbst ausgehenden Umweltbelastungen oder 
bei den Bemühungen um die Erhaltung der natürh- 
chen Lebensgrundlagen in ihrer Gesamtheit. 

Vor diesem Hintergrund haben sich die Schwer- 
punkte der Agrarforschung in der Vergangenheit zum 
Teü deuthch verändert. Das wird durch nachstehende 
Übersicht deuthch: 
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Übersicht 


Programme 

Mittel 

1982 

Mittel 

1986 

Steigerung bzw. 
Reduzierung 

in Mio DM 

in Mio DM 

in Mio DM 

in % 

— Erhaltung der natürtichen Lebens- 
grundlagen 

22,0 

36,0 

+ 14,0 

+ 63,6 

— Forst- und Holzwirtschaft (einschl. 
Waldschadensforschung) 

15,1 

22,0 

+ 6,9 

+ 45,7 

— Produktion und Produkt qualität 

(einschl. Fischerei) 

128,8 

102,0 

-26,8 

- 20,9 

— Erhaltung und Verbesserung der ge- 
netischen Vielfalt bei Pflanzen und 
Tieren 

14,1 

27,0 

+ 12,9 

+ 91,5 

— Erschließung von Produktions- imd 
Verwendungsaltemativen 

6,0 

9,5 

+ 3,5 

+ 58,3 

— Biotechnologie/Gentechnik 

3,9 

5,8 

+ 1,9 

+ 48,7 

Gesamtausgaben 

190,0 

202,3 

+ 12,3 

+ 6,5 


Quelle: BML 


— Die produktionsorientierte Forschung wurde an- 
gesichts der Überschüsse bei nahezu allen Agrar- 
produkten zurückgefahren. In ihrer Zielsetzung ist 
sie zudem entscheidend geändert worden. Nicht 
mehr die Steigerung der Produktion, sondern die 
Verringerung der Produktionskosten steht im Vor- 
dergrund. Ziel ist eine Verbesserung der Ertrags- 
Aufwands-Relation in der pflanzhchen und tieri- 
schen Produktion, insbesondere durch eine Verrin- 
gerung des Aufwandes für Energie, Bodenbear- 
beitung, Dünge- und Pflanzenschutzmittel sowie 
für Futtermittel. Daß dabei die Qualität der Agrar- 
produkte nicht vernachlässigt werden darf, ver- 
steht sich von selbst. 

— WesenÜich verstärkt wurden jene Forschungsakti- 
vitäten, die sich mit der Erschließung von Produk- 
tions- und Verwendungsaltemativen befassen. Die 
Erzeugung von Grund- und Rohstoffen für chemi- 
sche und industrielle Zwecke anstelle überschüssi- 
ger Nahrungsmittel hat eine sehr hohe Priorität. 

Mit besonderem Nachdruck werden auch zukünf- 
tig folgende Forschungsbereiche zu bearbeiten 
sein: 

O Auswahl und züchterische Bearbeitimg geeig- 
neter Pflanzen 

O Optimierung von Anbau-, Ernte- imd Lager- 
techniken 

O Entwicklung energie- und kapitalsparender 
Verfahren für Aufschluß und Umwandlung der 
Pflanzen bzw. Pflanzenbestandteüe 

O kostengünstige und umweltfreundliche Verar- 
beitung von Reststoffen 

O ökonomische Untersuchimgen zur Wettbe- 
werbsfähigkeit, Marktanalysen sowie Standort- 
untersuchungen. 


An Produktiinien stehen dabei im Vordergrund: 
Stärke und Zucker, pflanzliche Öle und Fette, 
Holz, Pflanzenfasern und — mit etwas geringerer 
Priorität, weü inzwischen bereits umfangreiche 
Forschungsergebnisse vorhegen — Ethanol. Die 
spezifischen Chancen der biogenen Rohstoffe wer- 
den derzeit vor allem im biologischen Synthesepo- 
tential der Pflanzen gesehen, das es durch zücht- 
erische Bearbeitung — auch mit Hüfe moderner 
biotechnischer Methoden — auszuschöpfen güt. 
Ferner kommt es besonders darauf an, bei der Ge- 
winnung von biogenen Rohstoffen die von der 
Pflanze vorgebüdeten Molekülstrukturen (z. B. 
Fettsäuren bestimmter Kettenlänge) mögtichst 
weitgehend zu erhalten. 

Die höchste Zuwachsrate hat die umweltbezogene 
Agrarforschung (Erhaltung der natürlichen Le- 
bensgrundlagen sowie Erhaltung der genetischen 
Vielfalt bei Pflanzen und Tieren) zu verzeichnen. 
Umweltforschung im Geschäftsbereich des BML 
ist von der fachspezifischen Forschung (Ernäh- 
rung, Produktion, Fischerei usw.) vielfach gar nicht 
zu trennen; in der Regel wird die fachbezogene 
Forschung durch die Integration von Umwelt- 
aspekten zielgerichtet ergänzt. 

Die umweltorientierte Forschung muß wesentlich 
erweitert und verstärkt werden. Ziel der Agrarfor- 
schung war bislang primär, die unmittelbare Ge- 
fährdung des Menschen durch Schadstoffe in land- 
wirtschafüichen oder forstlichen Produkten weit- 
gehend auszuschalten. Die akute Erkrankimg un- 
serer Wälder, auch die Belastung und Schädigung 
unserer Böden haben jedoch deutlich werden las- 
sen, daß die Agrarforschung sich kurzfristig ver- 
stärkt auch um dieses Gefährdungspotential küm- 
mern muß, um sowohl den in der Land- und Forst- 
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Wirtschaft Tätigen, als auch der Bevölkerung ins- 
gesamt die Lebensgrundlagen zu erhalten. 

Die Sicherung und Verbesserung unserer natürli- 
chen Lebensgrundlagen erfordert verstärkte For- 
schungsaktivitäten vor allem in folgenden Berei- 
chen: 

O Verminderung der Einträge schädlicher Stoffe 
in Boden, Wasser und Pflanzen (insbesondere 
Wald) 

O Vermeidung der Degradation und Erosion von 
Böden 

O Erhaltung der genetischen Vielfalt bei Pflanzen 
und Tieren 

O Verminderung der Landinanspruchnahme für 
nichtland- und forstwirtschaftliche Zwecke so- 
wie der Beeinträchtigungen der Kulturland- 
schaft. 

— Die Biotechnologie ist für den Agrarsektor eine 
zukunftsträchtige Technologie. Sie läßt vielfältige 
Anwendungsmöghchkeiten erwarten und wird für 
die gesamte weitere Entwicklung der Agrar- und 
Forstwirtschaft große Bedeutung erlangen. Vor 
dem Hintergrund der allgemeinen agrarpoliti- 
schen Situation muß die Nutzanwendung der Bio- 
technologie primär auf Kostensenkung und Ver- 
besserung der Ertrag- Aufwand-Beziehungen so- 
wie den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen 
ausgerichtet sein (u. a. durch Reduzierung des Ein- 
satzes von Pflanzenschutz-, Dünge-, Tierarznei- 
und Futtermitteln), ferner auf die qualitative Pro- 
duktverbesserung und die Entwicklung von neuen 
Produkten für neue Märkte (siehe auch Ab- 
schnitt 2.10 Biotechnologie). 

— Die Verstärkung der forstlichen Forschung ist zum 
einen als Reaktion auf die weiterhin bedrohliche 
Entwicklung der Waldschäden zu sehen. Die For- 
schung im Geschäftsbereich des BML untersucht 
die Ursache-Wirkungsbeziehungen und die öko- 
nomischen Auswirkungen der Schäden, arbeitet 
an forstlichen Maßnahmen zur Schadensbegren- 
zung und befaßt sich mit der Erhaltung der forst- 
genetischen Ressourcen. Zum anderen ist die For- 
schung aufgerufen, sich mehr und mehr mit der 
Frage zu beschäftigen, ob und in welchem Ausmaß 
landwirtschaftliche Flächen, die angesichts der 
Überschüsse im Nahrimgsbereich entbehrlich ge- 
worden sind, zur Produktion von Holz als Biomasse 
— sei es in konventioneller Form oder in sogenann- 
ten Schnellwuchsplantagen — sinnvoll genutzt 
werden können. 

— In der Fischerei gibt es vor allem Probleme mit der 
Erhaltung der Fischbestände und der Bedrohung 
der natürlichen Lebensgrundlagen durch die Ver- 
schmutzung des Meeres und der Binnengewässer. 
Die Forschung leistet Beiträge zur Lösung dieser 
Probleme insbesondere durch die biologische 
Überwachung der nutzbaren Meerestiere und 
durch Erschließung zusätzlicher FangmögÜchkei- 
ten, durch Entwicklung neuer Verfahren im Be- 
reich der Fischereitechnik und der Aquakultur so- 
wie durch Untersuchungen über die Wirkung von 
Schadstoffen auf die Meeresorganismen und das 
gesamte Ökosystem. 


Instrumente der Forschungsförderung smd: 

— Unterhaltung (institutioneile Finanzierung) fol- 
gender Einrichtungen im Geschäftsbereich des 

BML: 

O Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft 
Braunschweig- Völkenrode (FAL)- 

O Biologische Bundesanstalt für Land- und Forst- 
wirtschaft 

O Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten 
der Tiere 

O Bundesforschungsanstalt für Rebenzüchtung 
Geilweilerhof 

O Bundesforschungsanstalt für gartenbauliche 
Pflanzenzüchtung 

O Bimdesforschungsanstalt für Forst- und Holz- 
wirtschaft 

O Bundesforschungs anstatt für Fischerei 

— Beteiligung an der institutioneilen Förderung im 

Geschäftsbereich des BML: 

O Forschungsgesellschaft für Agrarpolitik und 
Agrarsoziologie e. V. 

im Geschäftsbereich des BMZ: 

O 13 internationale Agrarforschungszentren im 
Rahmen der Weltbankberatungsgruppe für In- 
ternationale Agrarforschung 

— die Finanzierung von Forschungsaufträgen. 

Die Bundesforschimgsanstalten im Geschäftsbereich 
des BML werden derzeit einer sogenannten „Aufga- 
benplanerischen Überprüfrmg" unterzogen, bei der 
untersucht wird, inwieweit die Forschungsaktivitäten 
der Anstalten mit den agrarpohtischen Zielvorstellun- 
gen der Bundesregierung übereinstimmen und wel- 
che Defizite bestehen. Ziel der Überprüfung ist es, die 
Aufgabenschwerpunkte neu auszurichten, so daß der 
Forschungsbereich den Herausforderungen der 90er 
Jahre, insbesondere auch im Hinbhck auf die Auswir- 
kimgen der modernen Technologien, vollständig ge- 
wachsen ist. 


Internationale Agrarforschung 

Die Agrarforschung des BML ist durch zahlreiche in- 
ternationale Verflechtungen mit dem Ausland ver- 
bunden. Abgesehen von den vielfältigen direkten 
Kontakten der Wissenschaftler und der ausländischen 
FachkoUegen untereinander sowie ihrer vom Ministe- 
rium unterstützten Mitwirkung in internationalen 
Wissenschaftsorganisationen bestehen bilaterale For- 
schungsabkommen mit den Landwirtschaftsministem 
der Niederlande, Rumäniens, Spaniens, Israels, 
Frankreichs, der USA, Chinas und der UdSSR sowie 
regelmäßige Absprache mit einer Reüie weiterer Staa- 
ten. 

Der BMZ fördert seit 1971 die Internationale Agrarfor- 
schung und hat bis einschließhch 1987 einen Beitrag 
in Höhe von ca. 270 Mio DM geleistet (1987: 
31 Mio DM). 
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Die Internationale Agrarforschung ist die entschei- 
dende Voraussetzung für Fortschritte in der länd- 
hchen und landwirtschaftüchen Entwicklung vieler 
Entwicklungsländer. Sie ist Grundlage einer langfri- 
stigen Emährungssicherung. 

Die Bundesregierung ist Mitglied der Consultative 
Group on International Agricultural Research, 
CGIAR, einem losen Zusammenschluß von Regierun- 
gen, internationalen und regionalen Organisationen 
sowie privaten Stiftimgen bei der Weltbank, der ein 
System von derzeit 13 landwirtschaftlichen For- 
schungsinstituten imd -Zentren in der ganzen Welt 
unterstützt (vgl. Teü V, Abschnitt 4.4). 

Darüber hinaus werden Forschungsaktivitäten über 
den „Ständigen Ausschuß für Agrarforschung" 
(CPRA) bei der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften, über die Emährungs- und Landwirt- 
schaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) 
und die Organisation für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit und Entwicklung (OECD) initiiert und koordi- 
niert. 


Ausgaben des Bundes für Forschung und 
Entwicklung in der Land- und Forstwirtschaft 
sowie der Rscherei 



1984 1985 1986 1987 1988 


2.18 Bildungs- und Berufsbildungsforschung 
(Förderbereich S) 

Die Förderung der Bildungs- und Berufsbildungsfor- 
schung durch die Bundesregierung dient in erster Li- 
nie der Erfüllung der Ressortaufgaben des Bundesmi- 
nisteriums für Bildung und Wissenschaft (BMBW). Die 
Forschung soll im Rahmen der gegebenen Zuständig- 
keiten büdirngspohtische Entscheidungen des Bun- 
des sowie die Zusammenarbeit mit den Ländern, z. B. 
bei der Erfüllung der Gemeinschaftsaufgaben nach 
Art. 91 a und 91 b GG, wissenschaftlich vorbereiten 
und begründen, indem sie 

— die Kenntnisse über das Bildimgswesen und seine 
Beziehungen zu anderen Lebens- und Pohtikbe- 
reichen — auch durch internationale Vergleiche — 
verbessert 

— qualitative und quantitative Planungs- und Ent- 
scheidungsgrundlagen bereitstellt und 

— die Auswirkungen der getroffenen Maßnahmen 
untersucht. 

Die Förderung von Vorhaben der Bildungsforschung 
durch das BMBW ist wegen der eingeschränkten Zu- 


ständigkeiten des Bundes im BUdungswesen be- 
grenzt. Entscheidende büdungspohtische Zuständig- 
keiten hegen bei den Ländern. 

Allgemeine Aufgaben der Bildungsforschung des 
Bundes 

Mit Veränderungen der gesamtwirtschafthchen 
Situation, der Weiterentwicklung des Beschäftigungs- 
systems und der Lage auf dem Arbeitsmarkt, mit 
neuen ökologischen Fragestellungen sowie dem tech- 
nologischen Fortschritt ändern sich wichtige Rahmen- 
bedingungen für die Büdungsentscheidungen, für die 
Ausgestaltung der Bildungsangebote und für die 
Möghchkeiten des Übergangs ins Berufsleben. Hier- 
auf muß sich das Bildungswesen fortlaufend einstel- 
len. Zudem ergeben sich aus der Bevölkerungsent- 
wicklimg große Schwierigkeiten für das Büdungswe- 
sen. Die Weiterbildung soU die Erhaltung der berufh- 
chen Quahfikation gewährleisten und zur Persönlich 
keitsentwicklung beitragen. Weiterhin bleibt es eine 
wesenthche Aufgabe der Büdungspohtik, durch so- 
ziale und regionale Gegebenheiten bedingte Beein- 
trächtigungen auszugleichen. 

Angesichts dieser Probleme erfordert die Quahtäts- 
sicherung der Bildung erhebhche Anstrengungen. 
Bildungsforschung wird auch in dieser Hinsicht wich- 
tige Voraussetzungen für die notwendigen büdungs- 
pohtischen Entscheidungen schaffen. 


Berufsbildungsforschung 

Ausgehend von den vorstehend beschriebenen allge- 
meinen Zielen der Büdungsforschung untersucht die 
Berufsbildungsforschung die Arbeitswelt in ihren di- 
rekten und indirekten Wirkungen auf die Berufsbil- 
dung insgesamt sowie die Strukturen und Inhalte der 
beruflichen Aus- und Weiterbildung in ihrer Bezie- 
hung zur Arbeitswelt und zu den beruflichen Tätig- 
keitsanforderungen. Hierzu werden die Veränderun- 
gen der Berufsstrukturen analysiert, die Qualifika- 
tionsverwertung am Arbeitsplatz erforscht und Lem- 
inhalte, -methoden und -materialien für einzelne Be- 
rufszweige und Berufe erarbeitet. Ausbildungsplatz - 
angebot, Ausbildimgsquahtät, Grundlagen für die 
Neuregelung der Beruf sausbildungs Ordnungen, be- 
rufliche Weiterbildung, berufliches Lernen, Lehr- und 
Lemmaterialien sowie die Ausbildung von benachtei- 
ligten Jugendlichen stellen konkrete Aufgaben der 
Berufsbildungsforschung dar, denen sich im wesent- 
hchen auch das Bundesinstitut für Berufsbildung (vgl. 
im einzelnen Teü VI, Abschnitt 6.13) widmet. 

Die Projektförderung umfaßt neben der Ressortfor- 
schung auch die Förderung von Modellversuchen im 
beruflichen Schulwesen und in der ausbildenden 
Wirtschaft. Modellversuche in berufhchen Schulen 
werden auf der Grundlage des Art. 91 b GG im Rah- 
men der Bund-Länder- Kommission für Bildungspla- 
nung und Forschungsförderung durchgeführt, ihre 
Kosten werden vom Bund in der Regel zur Hälfte ge- 
tragen. Wirts chaftsmodellver suche werden gemäß 
§ 6 Abs. 2 Nr. 1 d Berufsbüdungsförderungsgesetz 
(BerBiFG) auf der Basis besonderer Förderrichtlinien 
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des BMBW vom Bundesinstitut für Berufsbildung 
(BIBB) durch Zuwendungen aus dem Haushcdt des 
BMBW gefördert. Im Rahmen der institutionellen För- 
derung finanziert der BMBW sieben Einrichtungen, 
die Forschung und Entwicklung für den Bildungsbe- 
reich betreiben, aber auch Serviceaufgaben wahmeh- 
men. Dazu gehören das Bundesinstitut für Berufsbil- 
dung und als Institute der Blauen Liste das Institut für 
die Pädagogik der Naturwissenschaften an der Uni- 
versität Kiel (vgl. Teil VI, Abschnitt 5.4) und die Päd- 
agogische Arbeitsstelle des Deutschen Volkshoch- 
schulverbandes. Der BMFT fördert das für die Bil- 
dungsforschrmg zuständige gleichnamige Max- 
Planck-Institut (vgl. im einzelnen Teil VI, Ab- 
schnitt 3.1). 

Die Förderung der Bildungs- und Berufsbildungsfor- 
schung durch den Bund richtet sich nicht nur auf all- 
gemeine Erkenntnisfortschritte der Wissenschaft, son- 
dern auch auf die Gewinnung von Basisdaten über 
das Bildimgswesen und über die Teilnahme am Bil- 
dungsgeschehen, die Entwicklung und Erprobung 
von neuen Aus- und Weiterbildungsangeboten sowie 
die Untersuchung von Strukturfragen des Bildungs- 
wesens. Die laufend neuen Anforderungen an das Bil- 
dungswesen, die auf technischen, wirtschaftlichen, 
ökologischen und sozialen Entwicklungen und auf ei- 
ner Veränderung von Werthaltungen beruhen, ver- 
langen nach Reaktionen. Diese neuen Anforderungen 
sind ggf. bei der quantitativen, qualitativen und me- 
thodischen Ausgestaltung der Bildungs angebote zu 
berücksichtigen. 

Zu den Schwerpunkten der Bildungs- und Berufsbil- 
dungsforschrmg gehören: 

— Stärkrmg und Fortentwicklung der beruflichen Bil- 
dimg 

Die Entwicklung der beruflichen Bildung muß den 
technischen,- wirtschaftlichen und gesellschaftli- 
chen Anforderungen entsprechen. Der For- 
schungsbedarf zur Vorbereitung der Entscheidun- 
gen, die der Brmd zu treffen hat, wird vor allem 
vom BIBB abgedeckt. Dessen Forschungspro- 
gramm ist mit dem BMBW abgestimmt und wird 
von ihm genehmigt. 

Ergänzend werden in diesem Bereich folgende Sach- 
gebiete bearbeitet; 

— Verbesserung von Inhalt und Methodik der beruf- 
lichen Büdung insbesondere mit Blick auf den 
technischen und wirtschaftlichen Strukturwandel 

— Stütz- und Fördermaßnahmen in der berufhchen 
Bildung für Abbrecher und potentielle Abbrecher 
der beruflichen Bildung, die von der Arbeitslosig- 
keit besonders betroffen sind. 


Sicherung der Leistungsfähigkeit der Hochschulen 

Durch mehr qualitativen Wettbewerb innerhalb des 
Hochschulsystems sollen die wissenschaftlichen Lei- 
stungen in der Aus- und Weiterbildung sowie in der 
Forschung gesteigert werden. 


Im Bereich dieses Schwerpunktes werden folgende 

Sachgebiete bearbeitet: 

— Struktur des Studiensystems und neue Studienan- 
gebote einschließhch Postgraduiertenstudium und 
Studium für Umweltfragen 

— Verkürzung der Studienzeiten bis zum ersten be- 
rufsqualifizierenden Abschluß 

— Einsatz neuer Kommunikations- und Informations- 
techniken im Hochschulbereich 

— Wissens- imd Technologietransfer zwischen Hoch- 
schulen und Wirtschaft 

— Differenzierung und Wettbewerb zwischen den 
Hochschulen 

— Entwicklrmg von wissenschaftlichen Weiterbü- 
dungsangeboten 

— Ausbau des Fernstudiums zu einem integrierten 
Bestandteil des Bildungswesens. 

Auch die Kooperation zwischen Hochschule, Wirt- 
schaft und Arbeitswelt soll intensiviert werden. 


Ausbau der Weiterbildung 

Die Bundesregierung fördert Maßnahmen auf dem 
Gebiet der allgemeinen und beruflichen Weiterbü- 
dimg. Schwerpimkte dieser Förderung sind die Ent- 
wicldung von neuen Weiterbildungsangeboten im Be- 
reich der neuen Technologien sowie die Entwicklung 
und Erprobimg neuer Methoden zur Erhöhung der 
Effizienz von Weiterbildungsmaßnahmen. 

Darüber hinaus untersucht die Bundesregierung die 
Auswirkungen des Beschäftigrmgssystems auf die 
Qualifikationsanforderungen und strukturelle Ver- 
schiebungen im Qualifikationsbedarf. 


Übergänge zwischen Bildungswesen und 
Beschäftigungssystem 

Die Analyse des Übergangsverhaltens soll dazu bei- 
tragen, Umfang und zeitliche Abfolge der LTbergänge 
sowie der zugrunde hegenden Motive und Vorstellun- 
gen über Berufs- und Lebensplanung, aber auch Aus- 
maß und Qualifikationsniveau der Zugänge zum 
Beschäftigungssystem präziser zu erfassen, um 
Schwachstellen und Engpässe zu identifizieren und 
daraus büdungspohtische Folgerungen zu ziehen. 


Neue Technologien und Medien im Bildungswesen 

Die neuen Informations- und Kommunikationstechni- 
ken gewinnen für das Büdungswesen als Gegenstand 
von Lernprozessen und als Mittel für die Gestaltung 
des Lehrens und Lernens, die Informationsbeschai- 
fung, -Speicherung und -Weitergabe zunehmend an 
Bedeutung. 

Im Bereich dieses Schwerpunkts werden folgende 
Sachgebiete bearbeitet: 
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— Neue Informationstechniken einschheßhch An- 
wendungen der Mikroelektronik; sie verlangen 
neuartige Qualifikationen in allen Bereichen, vor 
allem grundlegende Kenntnisse und Fähigkeiten 
und darauf aufbauende berufliche Qualifikatio- 
nen 

~ Nutzung von Medien im Büdungswesen bei der 
Informationsbeschaffung und -Verarbeitung, zur 
Unterstützung des Lernens ; Unterricht im Medien- 
verbund. Aufgaben sind die Untersuchung der 
sinnvollen Verwendbarkeit in Bildungsprozessen 
und Entwicklung beispielhafter Medienangebote 

— Medienerziehung von Kindern und Jugendlichen 
zu einem vernünftigen Umgang mit den Ajigebo- 
ten der Medien 

— Untersuchungen und ModeUvorhaben zu neuen 
Verfahren der Bibtiotheksarbeit, Unterstützung 
bei der Zielgruppenarbeit und der Benutzerbera- 
tung, Einsatz neuer Medien im Zusammenhang 
mit Aufgaben aus dem Bibliotheksbereich. 


Begabtenförderung 

Die Bundesrepubhk Deutschland braucht Leistungs- 
ehten. Die Förderung von Hochbegabungen auf der 
Basis einer Breitenförderung der Jugend ist daher ein 
besonderer Schwerpunkt. Die Bundeswettbewerbe 
„Jugend forscht“, „Fremdsprachen“ und „Mathema- 
tik“ haben sich als geeignete Instrumente der Begab- 
tenförderungbewährt. Im Vordergrund weiterer Maß- 
nahmen zur Entwicklung und Identifikation von Be- 
gabungen stehen 

— Forschungsvorhaben zur Identifikation von Hoch- 
begabungen 

— Leistungswettbewerbe 

— wettbewerbsbegleitende Maßnahmen (z. B. Nach- 
betreuungsseminare) 

— Modelle für außerschulische Maßnahmen der Be- 
gabtenförderung (Sommerkurse, Fernunterrichts- 
angebote, Schülerarbeitsgemeinschaften, Tech- 
nikclubs außerhalb der Schule). 


ümweltbildung 

Der hohe Stellenwert des Umweltschutzes erfordert 
konzentrierte Forschung zur Erstellung von Konzep- 
ten umweltspezifischer Bildung in allen Bildungsbe- 
reichen. 

Im Bereich dieses Schwerpunkts werden folgende 
Sachgebiete bearbeitet: 

— Qualifikation des Personals im Bildungswesen für 
ökologische Fragestellungen 

— Erforschung praxisnaher, interdiszipünärer und 
handlungsorientierter Curricula, Medien, Lehr- 
und Lernmaterialien für Kindergarten, Schule, be- 
rufliche Büdung, Hochschule und Weiterbildung 


— Entwicklung von KooperationsmodeUen zwischen 
institutioneilen und außerinstitutionellen Berei- 
chen, Verbesserung des Transfers von Umweltfor- 
schung sowie Umweltpraxis in Umweltbüdungs- 
aktivitäten 

— Auswertung internationaler Erfahrungen für die 
Umweltbildung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. 


Mehr Chancengerechtigkeit bei der 

Bildungsbeteiligung und Berufsvorbereitung 

Im Bereich dieses Schwerpunkts werden folgende 

Sachgebiete bearbeitet: 

— Förderung der Teilnahme an Qualifikationspro- 
zessen (Ausbüdungsförderung, wissenschaftlicher 
Nachwuchs, Auslandsaufenthalte) 

— Ausländische Studenten 

— Büdungsangebote zur Förderung der Integration 
von Ausländern 

— Angebote für Behinderte 

— Büdungsangebote für bestimmte Lebenssitua- 
tionen (frühe Kindheit, Alter). 


Chancengleichheit von Frauen und Mädchen 

Zur Durchsetzung der Chancengleichheit von Frauen 
und Mädchen in allen Büdungsbereichen sowie im 
Beruf bedarf es nach wie vor großer Anstrengungen. 
Aufgabe ist es daher, die Forschung vor anzu treiben, 
auf deren Grundlage konkrete Maßnahmen und Pro- 
gramme zu folgenden Schwerpunkten erarbeitet und 
in Gang gesetzt werden: 

— Entwicklung besonderer Büdungsangebote für 
Frauen, insbesondere Weiterbüdungsangebote 
während einer Famüienphase zur beruflichen 
Quahfikations Sicherung und Angebote zur Wie- 
dereinghederung in das Berufsleben nach einer 
Famüienphase 

— Verringerung der Unteirepräsentanz von Mäd- 
chen und Frauen in Naturwissenschaften und 
Technik durch frühzeitiges Wecken von Begabun- 
gen und deren Förderung in Schule und berufli- 
cher Büdung, informationstechnische Büdungsan- 
gebote, Entwicklung neuer zukunftsorientierter 
Tätigkeitsfelder im Bereich der Informations- und 
Kommunikationstechniken 

— Abbau von Benachteüigungen von Frauen als wis- 
senschaftlichem Personal. 


Kunst und Kultur im Bildungswesen, Sport 

Büdung soU nicht nur Grundlagenwissen und beruf- 
liche Qualifikation, sondern dem einzelnen auch die 
Fähigkeit vermitteln, sein Leben und seine Umwelt 
verantwortungsvoU zu gestalten und kooperativ zu 
handeln. Die Verbesserung des musisch-kulturellen 
Angebotes im Büdungswesen, die Entwicklung kul- 
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turpohtisch bedeutsamer Modelle im Bereich der kul- 
turellen Jugend- und Erwachsenenbildung sowie die 
Zusammenarbeit zwischen Schule und kulturellen 
Einrichtungen sind hierbei wichtige Voraussetzung. 
Gleiches gilt für den Sport im Büdungswesen und in 
der Freizeit. 

Im Bereich dieses Schwerpunkts werden z. B. die fol- 
genden Sachgebiete im Rahmen von Modellversu- 
chen bearbeitet: 

— Ausbüdimg und Beruf der Künstler; Chancen- 
gleichheit der Künstlerinnen 

— freie kulturelle Bildungsarbeit, studentische Kul- 
turarbeit 

— Verbesserung der musisch -kulturellen Büdung 

— Auswirkungen technologischer Entwicklungen 
auf die künstlerische und kulturelle Entwick- 
lung. 


Grunddaten zum Bildungswesen, Beratung 

Grundlage jeder Büdungspohtik ist eine ausreichende 
Information über die Situation der Büdungseiniich- 
tungen und der in ihnen lehrenden und lernenden 
Personen. 

Im Bereich dieses Schwerpunkts werden folgende 
Sachgebiete bearbeitet: 

— Teünahme an Büdung und ihre Verknüpfung mit 
anderen Lebensbereichen 

— Vergleichende Untersuchungen u. a. über die Tä- 
tigkeit der multilateralen europäischen Organisa- 
tionen im Büdungsbereich und das Büdungswesen 
in anderen Staaten und im Hinbhck auf die Inten- 
sivierung der innerdeutschen Beziehungen 

— Übergänge im Büdungswesen. Sie büden zusam- 
men mit den Büdungsverläufen das Grundgerüst 
für das Qualifikationsgefüge der Bevölkerung 

— Beratung im Büdungswesen. 

Bei der internationalen Zusammenarbeit in der Bü- 
dungs- und Berufsbüdungsforschung werden vom 
Europarat, von der OECD und von der EG zentrale 
Projekte in internationaler Kooperation gefördert. 


Ausgaben des Bundes für 
Bildungs- und Berufsbildungsforschung 



Beim Aufbau eines europäischen Dokumentations- 
und Informationssystems für das Büdungswesen wur- 
den Fortschritte erzielt. Die Bundesregierung wird in- 
ternationale Vorhaben dieser Art auch künftig im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten unterstützen und för- 
dern. 

In den Ausgaben sind neben den Mitteln des BMBW 
auch Wissenschaftsausgaben anderer Ressorts enthal- 
ten. 


2.19 Innovation und verbesserte 
Rahmenbedingungen 
(Förderbereich T) 

Ein wesentliches Anliegen der Förderungspoütik in 
Bezug auf die Wirtschaft ist die marktwirtschafüiche 
Ausrichtung der Förderinstrumente. Die Eigeninitia- 
tive der Wirtschaft, vor allem der mittleren und klei- 
nen Unternehmen soU durch geeignete Maßnahmen 
gestärkt werden. Hierzu zählen insbesondere die indi- 
rekten Maßnahmen zur Förderung von Forschung, 
Entwicklung und Innovation in der Wirtschaft, die 
nachfolgend näher beschrieben werden i). 

Es ist darauf hinzuweisen, daß sich durch die anste- 
hende Steuerreform, die in drei Stufen zu Entlastun- 
gen von 68 Mrd DM (49 Mrd DM netto) bis 1990 führt, 
eine veränderte Situation für die indirekte For- 
schungsförderung ergibt. Da die Steuerreform zu ei- 
ner Ausweitung der unternehmerischen Handlungs- 
spielräume und einer Stärkung der Eigeninitiative 
führt, wodurch die Voraussetzungen für zusätzhche 
FuE allgemein verbessert werden, wurden imspezi- 
fisch ansetzende indirekte Fördermaßnahmen auf den 
Prüfstand genommen. Bei einer derartigen Prüfung 
steUte sich insbesondere heraus, daß die personal- 
orientierte FuE-Förderung nach 10 Jahren ihr Ziel er- 
reicht hat: Die erwünschte aUgemeine Ausweitung 
der FuE-Personalkapazität in KMU hat inzwischen 
stattgefunden, so daß unspezifische Anregungen die- 
ser Art nicht mehr erforderhch sind. So haben z. B. die 
Unternehmen, die den FuE-Personalkostenzuschuß in 
Anspruch nehmen, in der Zeit von 1980 — 1987 ihr 
FuE-Personal im Durchschnitt von 2,7 auf 4,4 Vollzeit- 
kräfte erhöht. Daher üef das FuE-Personalkostenzu- 
schußprogramm 1987 aus. Die Forschungspersonalzu- 
wachsförderung wird planmäßig abgewickelt. 


Indirekte Förderung des FuE-Personals in der 
Wirtschaft 

Das seit 1979 bestehende und 1987 ausgelaufene FuE- 
Personalkostenzuschußprogramm des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft- (BMWi) wurde 1985 um eine be- 
sondere Förderung für zusätzhch eingesteUtes FuE- 
Personal, die aus dem Haushalt des BMFT finanziert 
wird, erweitert. Im Rahmen der Forschungspersonal- 
Zuwachsförderung können Zuschüsse für in der Zeit 
vom 1. September 1984 bis 31. Dezember 1987 neu 


') In diesem Kapitel sind nicht enthalten die indirekten Maß- 
nahmen zur Innovationsförderung. 
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eingestelltes FuE-Personal beantragt werden. Es sol- 
len insbesondere die personaüntensiv forschenden 
mittleren und kleinen Unternehmen gefördert wer- 
den, die eine Erweiterung ihres Forschungspersonals 
durch NeueinsteUungen beabsichtigen. Vorausset- 
zung ist, daß mit den NeueinsteUungen von For- 
schungspersonal ein Zuwachs der FuE-Personalkapa- 
zität verbunden ist. Die Förderung beträgt für Unter- 
nehmen mit weniger als 500 Beschäftigten 55 % der 
Bruttolöhne und -gehälter des neu eingesteUten Per- 
sonals für 15 Monate vom Zeitpunkt der Neueinstel- 
lung an (Höchstzuschuß pro Unternehmen 250 TDM 
jährUch), für Unternehmen mit 500 und mehr Beschäf- 
tigten 45 % und zwölf Monate (Höchstzuschuß pro 
Unternehmen 200 TDM jährUch). Antragsberechtigt 
sind Unternehmen des produzierenden Gewerbes mit 
bis zu höchstens 1 000 Beschäftigten und 200 Mio DM 
Umsatz. 

Ebenso wie früher der Personalkostenzuschuß wird 
die Zuwachsförderung von der Arbeitsgemeinschaft 
IndustrieUer Forschungsvereinigungen (AJF) in Köln 
abgewickelt. Bisher haben rond 17 000 Unternehmen 
einmal oder mehrmals einen Personalkostenzuschuß 
oder eine Zuwachsförderung erhalten. 

In seinem Bericht über die Ergebnisse einer fünfjähri- 
gen wissenschaftlichen Begleitforschung kommt das 
Institut für Systemtechnik und Innovationsforschung 
(ISI) der Fraunhofer- Gesellschaft e. V., Karlsruhe, zu 
der Schlußfolgerung, daß die FuE-Personalkostenzu- 
schüsse die beabsichtigte Ausweitung der FuE-Inno- 
vationsaktivitäten der geförderten kleinen und mittle- 
ren Unternehmen zur Folge gehabt haben. Die Gut- 
achter ermittelten für das Programm, daß rund 60 % 
der Zuschüsse für zusätzhche Innovationsaktivitäten 
genutzt wurden. Ähnlich indirekt ansetzende FuE- 
Förderprogramme in den USA, Kanada und Schwe- 
den erreichen diese Wirkung nicht. Die Untersuchung 
zeigt ferner, daß die Unternehmen den Personalko- 
stenzuschuß nutzen, um ihre FuE -Aktivitäten zu ver- 
stärken. So wird der Zuschuß z. B. zur Finanzierung 
von FuE-Investitionen und -Sachmitteln genutzt so- 
wie für FuE-Aufträge und zur Erhöhung der FuE-Ein- 
satzzeiten des vorhandenen FuE-Personals. Die Zu- 
wachsförderung durch den BMFT soll die Unterneh- 
men dazu anregen, darüber hinaus das in den Unter- 
nehmen mit Forschung und Entwicklung befaßte Per- 
sonal verstärkt durch zusätzhche Neueinstellungen zu 
erweitern. Erste Ergebnisse der durch das Deutsche 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Indirekte Förderung des FuE-Personals 
in der Wirtschaft 



Institut für Wirtschaftsforschung, Berhn, in Zusam- 
menarbeit mit dem ISI durchgeführten wissenschaft- 
hchen Begleitforschung zeigen, daß insbesondere 
junge, technologieintensive und exportstarke kleine 
und mittlere Unternehmen von der Zuwachsförde- 
rung Gebrauch gemacht haben. Insgesamt wurden in 
den Antrags jahren 1985 bis 1987 rund 15 000 Neuein- 
steUungen von FuE-Personal (rund 7 500 VoUzeit- 
arbeitskräfte) vorgenommen. 


Verbesserung des Technologie- und 
Wissenstransfers 

Technologietransfer und -beratung 

Die BMFT-ModeUprojekte zur Innovations- und 
Technologieberatung wurden hauptsächUch auf klei- 
nere und mittlere Unternehmen konzentriert, um sie 
bei der ErschUeßung von FuE-Ergebnissen bedarfsge- 
recht zu unterstützen. Die in den letzten Jahren er- 
folgte starke Zunahme derartiger Beratungs stehen ist 
als ein wesenthcher Erfolg der ModeUprojekte zu be- 
trachten und erlaubte somit eine schrittweise Beendi- 
gung der Förderung. 1987 befand sich noch ein der- 
artiges Projekt (Tribologieberatung) in der Förde- 
nmg. 

Neben der Beratung mittelständischer Unternehmen 
werden BeratungssteUen für Arbeitnehmer (-Vertre- 
ter) und Entwicklungsländer gefördert. 


Auftragsforschung und -entwicklung für Unterneh- 
men der gewerblichen Wirtschaft 

Im Februar 1984 wurde die seit 1978 bestehende Maß- 
nahme zur Förderung von Unternehmen, die For- 
schungs- oder Entwicklungsaufträge an externe 
Dritte vergeben, erhebhch ausgeweitet. Die Summe 
der bewilhgten Fördermittel wuchs von 14 Mio DM im 
Jahre 1983 auf 52 Mio DM im Jahre 1986. 

Die Förderung wurde inzwischen von über 4 000 Un- 
ternehmen, auch mehrfach, in Anspruch genommen. 
Sie hat damit einen nicht unbeträchthchen Teü der für 
Forschung und Entwicklung in Frage kommenden 
Zielgruppe erreicht. Der Anteil der Vertragsforschung 
an den gesamten FuE-Ausgaben der gewerbhchen 
Wirtschaft hat sich in den letzten zehn Jahren ver- 
doppelt. Zu dieser Entwicklung hat das Programm 
beigetragen, da die anteilige Bezuschussung von 
30/40 % ein Vertragsforschungsvolumen von über 
800 Mio DM ausgelöst hat. 

Eine Änderung der Förderung ab 1988 trägt dem 
Rechnung und konzentriert die Förderung auf bisher 
noch nicht erreichte Unternehmen und auf die Inten- 
sivierung des Technologietransfers zwischen For- 
schungseinrichtungen und KMU bei der exter nen 
Auftragsvergabe (im Unterschied zum Personaltrans- 
fer, der mit der folgenden Maßnahme gefördert 
wird). 
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Schaubild III/3 


Entsendung von Industriepersonal in öffentlich finanzierte 

Forschungseinrichtungen 

Modell der Fördermaßnahme Forschungskooperation 



Bewilligte Vorhaben der Fördermaßnahme Forschungskooperation 

I nach Forschungseinrichtungen* 

Universitäten 

% 


r 

30% 
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20 % 
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Fachhochschulen 
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Fraunhofer- 

Gesellschaft 
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* Stand: 727 bewilligte Vorhaben am 31 . 1 2. 1 987 
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Forschungskooperation zwischen Industrie und For- 
schungseinrichtungen durch Nachwuchswissen- 
schaftler 

Mit dieser Förderung soll die Umsetzung neuer wis- 
senschafüicher Erkenntnisse in die Wirtschaft im Be- 
reich von Schlüsseltechnologien verbessert werden. 
Gleichzeitig erhalten Nachwuchswissenschaftler, die 
zu Forschungseinrichtungen entsandt werden, beson- 
dere Qualifizierungschcuicen in Zukunftstechnolo- 
gien. 

Die Förderung besteht darin, daß den Unternehmen 
ein Teü der Personalkosten erstattet wird, wenn sie für 
befristete Zeit junge Mitarbeiter mit Hochschulab- 
schluß an bestimmte Forschungseinrichtungen ent- 
senden. 

Die Förderung nutzen sowohl große als auch kleine 
Unternehmen. Rund 50 % der Förderungen gehen cm 
Unternehmen mit unter 500 Beschäftigten. Gut ein 
Drittel der Kooperationen erfolgt auf dem Gebiet der 
Informationstechnik, fast ein Fünftel in der Ferti- 
gungstechnik. Weitere Schwerpunkte liegen in der 
Biotechnologie, der Materialforschung und bei den 
Umwelt- und Recyclingtechnologien. Zu gut drei 
Vierteln sind die Kooperationspartner Universitäten, 
Technische Hochschulen und Fachhochschulen. 
Knapp ein Viertel entfällt auf Kooperationen mit Insti- 
tuten der Max-Planck-Gesellschaft, der Großfor- 
schungsemrichtungen, der Fraunhofer- Gesellschaft 
sowie der Industriellen Gemeinschaftsforschung. 

Bisher wurden 660 Bewilligungen für Forschungsko- 
operationen ausgesprochen. In der von BatteUe, 
Frankfurt, vorgenommenen wissenschaftlichen Be- 
gleitforschung wird hervorgehoben, daß von der For- 
schungskooperation ein hoher Initialeffekt ausgeht: 
Nur in 11 % der Fälle hatte vor Einführung der För- 
dermaßnahme bereits eine ähnliche Form der Zusam- 
menarbeit zwischen Forschungseinrichtungen und 
Unternehmen bestanden. BatteUe steUte auch fest, 
daß „Technolo0etransfer über Köpfe" in hohem 



Maße während und nach der Forschungskooperation 
durch regen Informationsaustausch und Höherqualifi- 
zierung der Nachwuchswissenschaftler stattfindet. 


Förderung technologieorientierter 
Untemehmensgründungen 

Die Bundesregierung hat diesen ModeUversuch im 
Sommer 1983 gestartet, um technologieorientierte 
Untemehmensgründungen (TOU) und junge Unter- 
nehmen besonders zu fördern. Ziel des Versuchs ist 
es, herauszufinden, mit welchen Förderinstrumenten 
derartige Unternehmen bestmöglich gefördert wer- 
den können, um privates Risikokapital zu Engage- 
ments in solchen Firmen anzuregen. 

Bis 30. Juni 1987 wurden in den verschiedenen Pha- 
sen des Modellversuchs 336 Unternehmen und Unter- 
nehmenskonzepte mit insgesamt 182 Mio DM geför- 
dert. 

Der ursprünglich bis 1986 befristete ModeUversuch 
wurde inzwischen bis 1988 verlängert. Verschiedene 
Maßnahmen zur Bewertung der Ergebrdsse wurden 
eingeleitet. 



FuE-Ausgaben des Bundes für 
Förderung technologieorientierter 
Untemehmensgründungen 


Mio DM 

90 


1984 1985 1986 1987 1988 


FuE-Ausgaben des Bundes 
für übrige indirekte Fördermaßnahmen 
(ohne indirekt-spezifische) 
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Rationalisierung und wissenschaftlich-technische 
Ressortdienstleistungen (BMWi) 

Rationalisierung, Forschung, Entwicklung und Inno- 
vation sind für die Leistungs- und Wettbewerbsfähig- 
keit der deutschen Wirtschaft von großer Bedeutung. 
Im Rahmen institutioneller Förderung unterstützt der 
Bundesminister für Wirtschaft — zum Teil in Koopera- 
tion mit den Ländern — diese Zielsetzung durch Zu- 
wendungen an das Ration ahsierungs kur atorium der 
Deutschen Wirtschaft e. V. (RKW). 

Mit diesen und ähnlichen Hilfen werden Untemeh- 
mensberatungen, Informations- und Schulungs Veran- 
staltungen, Untersuchungen wirtschafthcher, techni- 
scher, arbeits- und sozialwissenschafüicher Art sowie 
Umsetzung von Rationalisierungserkenntnissen ge- 
fördert. 

Darüber hinaus trägt der Bundesminister für Wirt- 
schaft durch Pubükation von Forschungsergebnissen 
zu Fragestellungen aus dem Bereich der kleinen und 
mittleren Unternehmen sowne der freien Berufe zur 
Verbesserung der Leistungs- und Wettbewerbsfähig- 
keit in der mittelständischen Wirtschaft bei. 

Wissenschaftiich-technische Ressortdienstleistungen 
werden vor allem von 

— der Physikahsch-Technischen Bundesanstalt imd 

— der Bimdesanstalt für Materialforschung und -prü- 
fung 

zur Verfügung gestellt (vgl. auch Teil VI, Ab- 
schnitt 6.3). 


Ausgaben des Bundes für Rationalisierung 
und wissenschaftlich-technische 
Ressortdienstleistungen (BMWi) 



Übrige Fördennaßnahmen (BMWi) 

Innovation im Steinkohlenbergbau 

Aus diesem Schwerpunkt werden Unternehmen des 
Steinkohlenbergbaus und deren Gemeinschaftsinsti- 
tutionen gefördert. Von 1973 bis 1986 wurden für die 
Einführung neuer Verfahren und Produkte für den 
Steinkohlenbergbau einschüeßlich der dazu gehören- 
den Entwicklung insgesamt ca. 630 Mio DM zur Ver- 
fügung gestellt. Der Förderbereich Innovation im 
Steinkohlenbergbau ist am 31. Dezember 1986 ausge- 


laufen. (Die Haushaltsmittel sind im Förderschwer- 
punkt E 1: Kohle und andere fossile Energieträger 
enthalten.) 


Technische Entwicklung in Berlin 

Mit diesem Programm werden im Wege der Direktför- 
derung Forschungs- und Entwicklungsprojekte von 
kleinen und mittleren Unternehmen in Berün geför- 
dert. Mehr als die Hälfte aller FuE-betreibenden Ber- 
hner Unternehmen haben bisher an dem Programm 
partizipiert. Entsprechend der Berliner Wirtschafts- 
struktur entfallen rund 80 % der Fördermittel auf die 
Wirtschaftszweige Elektrotechnik, Feinmechanik/ 
Optik sowie Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau. 

Von 1969 bis 1986 wurden 761 Produkt- und Verfah- 
rensentwncklungen mit insgesamt rund 1 15 Mio DM 
gefördert. Dadurch wurden zusätzhche Eigenleistun- 
gen der mittelständischen Berüner Wirtschaft in Höhe 
von rund 145 Mio DM mobilisiert. Im Regierungsent- 
wurf des Bundeshaushalts sind für 1988 nochmals 
8,4 Mio DM vorgesehen. Nach fast 20jähriger Laufzeit 
des Programms hält die Bundesregienmg eine mittel- 
fristige Reduzierung der Haushaltsansätze jedoch für 
angemessen. Damit wird einerseits der Notwendig- 
keit der Haushaltskonsohdierung, andererseits aber 
auch der nach wie vor schwierigen Situation der Ber- 
hner Wirtschaft Rechnung getragen. 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
übrige FördermaBnahmen (BMWi) 



1984 1985 1986 1987 1988 


Ausgaben des Bundes für Innovation 
und verbesserte Rahmenbedingungen 



2.20 Fachinformation 
(Förderbereich U) 

Mit dem Fachinformationsprogramm 1985-88 der 
Bundesregierung wurde eine Neuorientienmg der 
Fachinformationspohtik eingeleitet. Das Programm 
zielt darauf ab. 
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— Das Verhältnis Staat-Wirtschaft grundsätzlich am 
Prinzip der Subsidiarität zu orientieren, die Rah- 
menbedingungen des Fachinformationsmarktes 
zu verbessern und bestehende Hindernisse und 
Engpässe abzubauen, damit sich die Privatinitia- 
tive wieder besser entfalten kann 

— den Informationstransfer innerhalb der Wissen- 
schaft und zwischen Forschung und Wirtschaft, 
insbesondere zur Intensivierung des Technologie- 
transfers und der Innovationsförderung, sowie in 
die staatiichen Bereiche (Parlament, Verwaltung 
und Rechtsprechung) und in die Praxis (z. B. Ge- 
sundheitswesen) zu stärken 

— im Rahmen eines offenen Handelssystems den 
freien Informationsfluß bei der Fachinformation 
auch im grenzüberschreitenden Datenverkehr zu 
sichern imd imter Nutzung der Mögüchkeiten der 
europäischen imd weltweiten Zusammenarbeit 
günstige Bedingungen für deutsche Informations- 
anbieter zu schaffen und Risiken einseitiger Ab- 
hängigkeit zu vermeiden 

— die Nutzimg und Akzeptanz der Fachinformation 
in Wissenschaft, Wirtschaft, Medien, Staat und Ge- 
sellschaft zu erhöhen sowie den Zugang zur inter- 
nationalen Fachinformation zu verbessern 

— die Marktchancen der deutschen Wirtschaft zu 
verbessern imd zukunftsorientierte Arbeitsplätze 
auch in der Informationswirtschaft zu erschlie- 
ßen. 

Die Bundesregierimg strebt mit dieser Zielrichtung 
ihrer Fachinformationspohtik eine strenge Bedarfs- 
und Benutzungsorientierung an. 

Das Fachinformationsprogramm bezieht gedruckte 
und elektronisch gespeicherte Fachinformationen fol- 
gender Formen ein: 

— Fachliteratur und VoUtextbasen (Bücher, Zeit- 
schriften, Patentdokumente, Gerichts- und Ver- 
waltung sentscheidungen, graue Literatur, Ge- 
schäftsberichte, Zeitungsartikel, Newsletter u. a.) 

— Faktensammlungen und Faktenbasen (Statistiken, 
Arzneimitteldaten, Meßdaten, chemische und 
physikalische Daten, Software, Börseninformatio- 
nen, Wirts chaftsiniormationen, Gesetze u. a.) 

— Hinweisdienste und Hinweisbasen (Literatur-, 
Forschungs- und Expertenhinweise). 

Zwischenbilanz 1986 

In der Zwischenbilanz 1986 zum Fachinformations- 
programm 1985 — 88 stellt die Bundesregierung einen 
deutiich positiven Trend bei Produktion, Angebot und 
Nutzung der Fachinformation in der Bundesrepubhk 
Deutschland fest. 

Nach einer Schätzung der Onhne-Umsätze, die im 
Auftrag des BMFT durchgeführt wurde, hat sich die 
Position der deutschen Anbieter insbesondere in der 
Wissenschaf dich- technischen und der ressortspezifi- 
schen Fachinformation, auf die sich die Maßnahmen 
des Fachinformationsprograrnms im wesenüichen be- 
ziehen, erhebhch verbessert. Diese positive Bewer- 


tung wird durch die Entwicklung des Datenbankan- 
gebots bestätigt, bei dem die Bundesrepublik 
Deutschland seit Programmbeginn sowohl bei den 
wissenschafthch-technischen als auch bei den Wirt- 
schaftsinformationsbanken nach den USA den zweit- 
größten Zuwachs an Datenbanken zu verzeichnen 
hat. 

In den Schwerpunkten der Fachinformationspohtik 
konnten folgende Ergebnisse erreicht werden: 

— Produktion und Herausgabe 

O Aufbau von Volltextbanken 

Am 30. Juni 1986 wurde mit dem öff entheben 
Angebot von PATDPA (= Patentbank der Pa- 
tentveröffentlichungen des Deutschen Patent- 
amtes) über STN-Intemational (= Scientific and 
Technical Information Network) der Online- Zu- 
griff zu den Textinformationen der Offenle- 
gungs-. Auslege-, Patentschriften und Ge- 
brauchsmuster des Deutschen Patentamts seit 
1981 eröffnet. Die Integration der Patentzeich- 
nungen und der chemischen Strukturformeln in 
PATDPA wurde 1987 fortgesetzt. Eine weitere 
Patentdatenbank PATOS (= Patentbank der Of- 
fenlegungsschriften) mit den Hauptansprüchen 
der Offenlegungsschriften wird seit 1985 öff ent- 
heb angeboten. 

Seit Januar 1986 stehen die juristischen Daten- 
banken der JURIS GmbH der Aügemeinheit zur 
Verfügung. 

O Aufbau von Faktenbanken 

Ein Teil der Faktenbank Beilstein Orüine in der 
organischen Chemie wird ab 1988 orüine ver- 
fügbar sein. Mit der Produktion eines GMELIN 
ONLINE DATENSYSTEMS für die anorgani- 
sche Chemie konnte 1987 begonnen werden. 
Ebenso wird unter Beteüigung der chemischen 
Industrie eine Reaktionenbank ersteht. 

Bei einigen Werkstoffdatenprojekten konnte 
die öffenthehe Förderung eingesteht werden. 
Die Ergebnisse werden für jedermann zugäng- 
hch am Markt angeboten. Der Aufbau weiterer 
Werks toffdatenbanken (Schweißtechnik, Korro- 
sion, Papier) wird in Zusammenarbeit mit der 
Wirtschaft fortgesetzt. 

O Hinweisbanken 

Die Literatur hinweisbanken im Werkstoffbe- 
reich sind ausgehend von den metaUischen 
Werkstoffen auf nichtmetalhsche anorganische 
Werkstoffe ausgedehnt worden. 

O Wirtschaftsinformationen 

Bei öffentheh geförderten Einrichtungen wurde 
daiTüt begonnen, konventioneUe Literaturhin- 
weise zu elektronifizieren. Darüber hinaus wer- 
den die umfangreichen Informationsbestände 
der Wirts chaftswissenschafthehen Forschungs- 
institute in Form einer Datenbank strukturiert, 
um sie über private Informationsanbieter (Hosts) 
für die ÖffenÜichkeit zu erschheßen. Die Au- 
ßenhandelsinformationen der Bundesstelle für 
Außenhandelsinformation (BfAI) werden be- 
reits elektronisch angeboten. 
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Angebot elektronischer Fachinformation 
Nach Verabschiedung des Fachinformationspro- 
gramms sind — mitbeeinflußt durch die darin fest- 
gelegten staatlichen Rahmenbedingungen — 
mehrere Privatuntemehmen mit neuen Angeboten 
elektronischer Fachinformation in den Markt ein- 
getreten. 

Das internationale Verbundnetz für wissenschaft- 
lich-technische Fachinformation STN-lntematio- 
nal wurde 1986 um den Knoten des Japan Informa- 
tion Center for Science and Technology (JICST) 
erweitert, womit nunmehr auch japanische Daten- 
banken in den Rechnerverbund von FIZ Karlsruhe 
und Chemical Abstract Service (CAS) einbezogen 
werden können. 

Nutzung elektronischer Fachinformation 
Mit einem Modellversuch zur Informationsvermitt- 
lung, der seit 1986 läuft, soUen vor allem kleine und 
mittlere Unternehmen bessere Zugangsmöghch- 
keiten zur elektronischen Fachinformation erhal- 
ten sowie fachhche sektorale und regionale Defi- 
zite ausgeglichen werden. Damit konnte die Zahl 
der InformationsvermittlungssteUen seit 1984 na- 
hezu verdreifacht werden. 

Parallel dazu laufen mehrere Projekte zur Entwick- 
lung von Angebotsformen, die auf den speziellen 
Informationsbedarf kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen zugeschnitten sind. 

Weitere Aktivitäten des Buchhandels und des 
Bankwesens sowie die Entwicklung nutzerfreund- 
hcher Retrievalsoftware haben mit dazu beigetra- 
gen, neue Nutzerpotentiale zu erschließen. 

Informationswissenschaften, Aus- und Fortbil- 
dung 

Neben angewandten FuE-Projekten zum automa- 
tischen Katalogisieren, Indexieren, der automati- 
schen Formalerfassung und der Textkondensie- 
rung lag ein Schwerpunkt der Maßnahmen in der 
Weiterentwicklung des re chner ge stützten multi- 
hngualen Übersetzungssystems EUROTRA für die 
9 Amtssprachen der Europäischen Gemeinschaft. 

Die Neuordnung der Gesellschaft für Information 
und Dokumentation mbH (GID) konnte abge- 
schlossen werden: Während der FuE-Teil der GID 
(mit Infrastrukturaufgaben) zum 1. Januar 1988 in 
die Gesellschaft für Mathematik und Datenverar- 
beitung mbH (GMD) überführt wurde (mit 
Schwergewicht in einem neuen Institut in Darm- 
stadt) hat eine rein privatwirtschaftiiche Gesell- 
schaft für Elektronische Medien (GEM) mbH den 
GID -Be trieb steü Technischer Service übernom- 
men. 

Internationale Zusammenarbeit 
Die mrüti- und büateralen Kooperationen bei Auf- 
bau, Nutzung und Angebot elektronischer Fachin- 
formation wurden weiter ausgebaut. Damit konnte 
ein Beitrag zur Sicherung des ungehinderten 
grenzüberschreitenden Datenverkehrs und zur 
Vermeidung einseitiger Abhängigkeiten und Ver- 
letzhchkeiten geleistet werden. 

Im Rahmen eines einheitlichen Binnenmarktes ist 
auch die Schaffung eines gemeinschafthchen In- 


formationsmarktes erforderlich. Eine entspre- 
chende Ratsentscheidung wird z. Z. vorbereitet. 


Ausgaben des Bundes für Fachinfonmation 



2.21 Geisteswissenschaften; Wirtschafts- und 
Sozial Wissenschaften 
(Förderbereich V) 

Geisteswissenschaften 

Durch den raschen Wandel der gesellschaftlichen 
Entwicklung rücken Fragestellungen und Erkennt- 
nisse der Geisteswissenschaften zunehmend in den 
Mittelpunkt forschungspolitischen Interesses. Dies 
wird deutlich sowohl in der Zunahme interdisziplinä- 
rer Fragestellungen, die geistes- und naturwissen- 
schaftliche Forschungsansätze zusammenbringen, als 
auch in dem steigenden Interesse der Öffentlichkeit 
an geisteswissenschaftlichen Themen. 

Den Hauptteü der Förderung der Geisteswissenschaf- 
ten tragen die Bundesländer, da Geisteswissenschaf- 
ten in erster Linie an den Hochschulen betrieben wer- 
den. 

Der Bund allein ist verantwortlich für die deutschen 
Forschungseinrichtungen im Ausland; die Deutschen 
Historischen Institute in London, Paris, Rom und — 
gegründet 1987 — Washington, das Kunsthistorische 
Institut in Florenz, das Orient- Institut in Beirut sowie 
das Deutsche Archäologische Institut in Berhn mit 
zahlreichen Arbeitsstellen in verschiedenen Ländern. 
Diese Einrichtungen haben die Aufgabe, der deut- 
schen Wissenschaft den Zugang zu den Quellen und 
der Forschung des Gastlandes zu erleichtern, die 
deutsche Forschung im Ausland bekanntzumachen 
und die internationale wissenschaftliche Zusammen- 
arbeit zu verstärken. Das Deutsche Archäologische 
Institut hat darüber hinaus die Aufgabe, historische 
Monumente zu erschließen. Für 1988 ist die Eröffnung 
eines geistes- und gesellschaftswissenschaftlichen In- 
stituts in Tokio in Vorbereitung. 

Die gemeinsam von Bund und Ländern geförderte 
Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) wendet 
rund 16 % ihrer Mittel für die Geistes- und Sozial Wis- 
senschaften auf. 

Bund und Länder fördern zusammen die Max-Planck- 
Institute für Geschichte in Göttingen und für Bil- 
dungsforschung in Berhn sowie die in Rom ansässige 
Bibhotheca Hertziana der Max-Planck-Gesellschaft. 
Von den außeruniversitären Forschungseinrichtun- 
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gen der Blauen Liste sind 13 den Geisteswissenschaf- 
ten zuzurechnen. 

Das von Bund und Ländern finanzierte Akademien- 
programm umfaßt derzeit 94 Vorhaben, von denen 84 
den Geisteswissenschaften zuzurechnen sind. Geför- 
dert werden langfristige Forschungsvorhaben, die in 
der Regel die Arbeitskraft und die Lebensdauer eines 
einzelnen Forschers übersteigen und deshalb nicht an 
den Hochschulen bearbeitet werden können. Mit die- 
sen Akademienvorhaben werden für viele geisteswis- 
senschaftliche Fächer grundlegende Voraussetzun- 
gen für künftige Forschungsarbeiten geschaffen. Sie 
werden von der Konferenz der Akademien der Wis- 
senschaften, der die Akademien in Düsseldorf, Göttin- 
gen, Heidelberg, Mainz und München angehören, ko- 
ordiniert und betreut. Inhaltlich erstrecken sich die 
Projekte auf Wörterbücher, Editionen der Literatur- 
und Sprachforschung, Philosophie, Theologie, Ge- 
schichte, Kunst- und Musikwissenschaft, Inschriften- 
und Namensforschung sowie auf eirdge naturwissen- 
schafüiche Vorhaben. 

Kurzfristigere Aktivitäten fördert der Bund — z. T. in 
internationaler Kooperation — vor allem und mit stei- 
gendem finanziellen Engagement auf den Gebieten 
des Kulturgüterschutzes und des Einsatzes neuer 
Technologien in den Geisteswissenschaften. Eine 
grundlegende Untersuchung zu Stand und Perspekti- 
ven der Geisteswissenschaften in der Bundesrepublik 
Deutschland insgesamt wird 1990 vorhegen. 


Wirtschaftswissenschaften 

Die Wirtschaftspohtik nutzt die Arbeiten der empiri- 
schen Wirtschaftsforschung als Entscheidungshilfe für 
wirtschaftspohtische Maßnahmen und Vorhaben. Die 
Nachfrage der Pohtik und auch der Wirtschaft nach 
aktuellen wirtschaftlichen Informationen und Daten 
erfordert laufende empirische und statistische Unter- 
suchungen über Interdependenzen und Entwick- 
lungstendenzen im nationalen und mtemationalen 
Bereich. Dies gilt für alle wesentlichen Bereiche der 
Wirtschaftswissenschaften. Die Arbeit umfaßt auch 
die Einordnung der empirischen Ergebnisse in ein 
umfassendes theoretisches Konzept der Ordnungs-, 
Wettbewerbs-, Struktur- und Regionalpohtik. 

Diese Aufgaben werden von den wirtschaftswissen- 
schafüichen Forschungsinstituten wahrgenommen, 
die angewandte und praxisorientierte Wirtschaftsfor- 
schung betreiben und auch entsprechende For- 
schungsaufträge übernehmen. 

Die wirtschaftswissenschaftüche Forschung wird ge- 
fördert durch 

— die institutionelle Förderung von überregionalen 
Wirtschaftsforschungsinstituten 

O Institut für Weltwirtschaft an der Universität, 
Kiel 

O HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung, Ham- 
burg 

O Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, 
Berhn 


O Ifo -Institut für Wirtschaftsforschung, München 

O Rheinisch-Westfähsches Institut für Wirtschafts- 
forschung, Essen 

— Auftragsforschung zu speziellen Themen. 

Die wissenschafthchen Arbeiten der Institute werden 
grundsätzhch veröffenüicht. Sie stehen damit nicht 
nur den Bundesressorts, sondern auch allen Wirt- 
schaftskreisen, Sozialpartnern sowie der interessier- 
ten ÖffenÜichkeit als Instrument der Meinungsbil- 
dung und als Entscheidimgshilfe zur Verfügung. 


Sozialwissenschaften 

Orientierungs- und Handlungswissen über Ursachen, 
Dynamik und Wirkung gesellschaftlicher Entwicklun- 
gen sind für das Verständiüs, den Dialog und das Kon- 
fliktmanagement in einer hochentwickelten techni- 
schen Zivilisation von großer Bedeutung. Die Sozial- 
wissenschaften tragen in zunehmendem Maße dazu 
bei, angesichts komplexer und rasch voranschreiten- 
der Möghchkeiten von Wissenschaft und Technik die- 
ses unverzichtbare Orientierungswissen für unsere 
Gesellschaft zu gewinnen. Der BMFT hat daher 1986 
erstmahg ein Förderkonzept für die Sozialwissen- 
schaften erarbeitet. Bei ihrer Förderung legt die Bun- 
desregierung besonderen Wert auf den Bezug zum 
technisch- wir tschafüichen Wandel, zu Fragen der 
Technikakzeptanz und der Technikfolgenabschät- 
zung. 

Die Basisförderung der sozial wissenschafthchen For- 
schung erfolgt in der Bundesrepubhk Deutschland 
überwiegend durch die Länder an den Hochschulen. 
Diese Förderung wird durch Maßnahmen m mehreren 
Bundesressorts und durch das Zusammenwirken von 
Bund und Ländern ergänzt. Im Rahmen der gemein- 
samen Bund-Länder-Förderung werden so neben der 
Förderung der GeseUschaitswissenschaften über 
die DFG insbesondere das Wissenschaftszentrum 
Berlin für Sozialforschung (WZB), die Gesellschaft 
Sozialwissenschafthcher Infrastrukturemrichtungen 
(GESIS) und das Max-Planck-Institut für Gesell- 
schaftsforschung in Köln gefördert. 

Der inhaltliche Schwerpunkt des Förderkonzepts des 
BMFT hegt bei der technikorientierten Sozialfor- 
schung: 

— Forschung über die Wechselwirkungen zwischen 
sozialem Wandel und technischer Entwicklung als 
sozialwissenschafthcher Beitrag zur Forschungs- 
und Technologiepohtik 

— Technikbezogene Sozialforschung, die sich exem- 
plarisch mit einzelnen Bereichen der technischen 
Entwicklung befaßt. Die Chancen zur sozialen Ge- 
staltung neuer technischer Entwicklungen sollen 
rechtzeitig genutzt werden 

— Sozialwissenschafthche Begleitforschung zu Pro- 
jekten des BMFT. In diesen Zusammenhang gehö- 
ren die Bemühungen um Technikfolgenabschät- 
zung, soweit die Sozialwissenschaften dazu beitra- 
gen können. 
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Auf der Grundlage eines Memorandums von sechs 
sozialwissenschafthchen Instituten wurde mit Förde- 
rung des BMFT 1985 ein Forschungsverbimd „ Sozial- 
wissenschaf Üiche Technikforschung'' gegründet, der 
in interdiziplinärer Zusammenarbeit Wechselwirkun- 
gen von Technik und Gesellschaft untersucht. Ziel ist 
es, die traditionelle Technikfolgen ab Schätzung durch 
Forschungsanstrengungen weiter zu entwickeln, die 
sich auf die Entstehungszusammenhänge von Tech- 
nologien und Nutzimgsentscheidungen über sie er- 
strecken. Der Verbund strebt an, die verschiedenen 
Phasen im Innovationsprozeß, angefangen von der 
Forschung und Planung bis zu prototypischen Einfüh- 
rungen und Diffusionen neuer Technologien, mit dem 
Ziel zu untersuchen, den Gesamtprozeß der Anpas- 
sung sozialer Systeme an Technik und der Technik an 
das Sozialsystem analytisch zu erfassen. Darüber hin- 
aus werden in thematisch aufeinander bezogenen 
Einzelprojekten Methoden der sozialwissenschaft- 
lichen Indikatorenentwicklung untersucht, Beteili- 
gungs- und Szenariotechniken erprobt und in einem 
Verbundprojekt Wechselwirkungen zwischen Me- 
dienberichterstattung und Technikeinstellung unter- 
sucht. Die Techrükeinschätzimg der jungen Genera- 
tion wird in Zeitreihen und im internationalen Ver- 
gleich analysiert. 

SozialwissenschafÜiche Grundlagenforschung in aus- 
gewählten Problemfeldera und die Vermittlung der 
Ergebnisse an Wissenschaft und Praxis ist die Auf- 
gabe des Wissenschaftszentrums Berlin für Sozialfor- 
schung (WZB). Übergreifendes Leitthema für die wis- 
senschaftlichen Arbeiten des WZB sind die Entwick- 
limgstendenzen, Anpassungsprobleme und Innova- 
tionschancen moderner demokratischer Gesellschaf- 
ten. Künftige Forschungsschwerpunkte sind insbe- 
sondere: 

— Arbeitsmarkt und Beschäftigung 
Forschungsarbeiten sind geplant zu den Themen 
O Organisation und Beschäftigung 

O Arbeitsmarktpolitik und Beschäftigung 
O Wirtschaftswandel und Beschäftigimg 

— Technik, Arbeit und Umwelt 

Forschungseinheiten sind geplant zu den The- 
men 

O Normbüdung und Umwelt 
O Regulierung von Arbeit 
O Organisation und Technikgenese 

— Sozialer Wandel, Institutionen und Vermittlungs- 
prozesse 

Als eng aufeinander bezogene Forschungsabtei- 
lungen sind vorgesehen 

O Soziale Probleme und soziale Bewegungen 
O Institutionen und sozialer Wandel 

— Marktprozesse und Untemehmensentwicklung 

Als Forschungsthemen dazu sind in Aussicht ge- 
nommen 

O Industrieökonomik 
O StaaÜiche Regulierung von Märkten 


O Innovationsprozesse 
O Kapitalmärkte. 

Ergänzend sind beim WZB-Präsidenten eine For- 
schungsgruppe „Technik und Gesundheit" und eine 
Arbeitsgruppe „Sozialberichterstattung" eingerichtet 
worden. 

In den internationale Vergleiche einschließenden Pro- 
jekten der Forschimgsfelder der WZB arbeiten Wis- 
senschaftler verschiedener Disziphnen zusammen. 
Vielfältige Zusammenarbeit besteht mit den Berliner 
Universitäten imd Institutionen im In- und Ausland. 

Bei der neuen Gesellschaft SozialwissenschafÜicher 
Infrastruktureinrichtungen (GESIS) handelt es sich 
um einen Zusammenschluß von drei Institutionen der 
Sozialforschung, die nun auf eine dauerhafte Grund- 
lage gestellt worden sind: dem Zentralarchiv für em- 
pirische Sozialforschung der Universität Köln (ZA), 
dem Informations Zentrum Sozialwissenschaften (IZ) 
in Boim sowie dem Zentrum für Umfragen, Methoden 
und Analysen e. V. (ZLTMA) in Mannheim. Zu den 
Aufgaben dieser Einrichtungen gehören die Archivie- 
rung und Dokumentation von sozialwissenschaft- 
hchen Untersuchungen, die Sammlung und Auswer- 
tung von Informationen zu sozialwissenschafthchen 
Forschungen, die Beratung und Unterstützung von 
Forschungsprojekten. Darüber hinaus dienen sie auch 
der Erforschung und Entwicklung von sozialwissen- 
schafthchen Methoden sowie der Abwicklung von 
regelmäßig bundesweit durchgeführten Umfragen, 
über die der Wissenschaft und der Pohtik Daten zu 
den verschiedensten Bereichen des sozialen und kul- 
tureUen Lebens zur Verfügung gesteht werden kön- 
nen. 

Die Schwerpunktförderung der Friedens- und Kon- 
fhktforschung, die seit 1984 im Rahmen der DFG er- 
folgt, wird weitergeführt. Inhalthche Schwerpunkte 
sind bisher die Institutionen und Methoden der fried- 
hchen Behandlung internationaler Konflikte und die 
Entstehung mihtanter Konflikte in Staaten der Dritten 
Welt. Die 1984 eingerichtete „ArbeitssteUe Friedens- 
forschimg Bonn" nimmt entsprechend den Empfeh- 
lungen des Wissenschaftsrats Auskunfts-, Beratungs- 
und Vermittlungsfunktionen im Bereich der Friedens- 
und Konfliktforschung auf nationaler wie internatio- 
naler Ebene wahr. 

Für die künftige Entwicklung der Sozialwissenschaf- 
ten in der Bundesrepubhk Deutschland ist es ent- 
scheidend, die Ausbildungs- und Forschungsstruktu- 
ren in Hochschulen und außenmiversitären For- 
schungseinrichtungen in der Weise weiterzuentwik- 
keln, daß die personelle und organisatorische Lei- 
stungsfähigkeit sowohl im Bereich der Methoden und 
Techniken der empirischen Sozialforschung als auch 
im Bereich der Theoriebildung dauerhaft gesichert 
wird. Dazu bedarf es einer engen Kooperation von 
universitärer und außerurdversitärer Forschung und 
der Forschungsförderer in Bund und Ländern. 

Familienforschung 

Eine Familienpohtik, die Bedingungen schaffen wiU, 
um die Entscheidung für ein Leben in der Familie, für 
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Kinder zu erleichtern, bedarf eines umfassenden In- 
formationshintergrundes über die Lebenssituation 
von Familien und die Veränderungen, die sich in den 
Familien und in ihrem Umfeld vollziehen. Die Fami- 
lienforschung soll durch ein methodisch und thema- 
tisch breitangelegtes Projektspektrum diese Informa- 
tionen zur Verfügung stellen. 

Hierzu werden Zeitbudgetuntersuchungen, Untersu- 
chungen über die Aufgabenverteilung in Familien, 
über Familie und Arbeitswelt, über den Einfluß neuer 
Technologien auf die Arbeitswelt, der Medien auf die 
Famüien durchgeführt. Daneben werden theoretisch- 
systematische Studien zu den mehr ordnungspoliti- 
schen Aspekten der Familienpolitik und ihrer Begrün- 
dung gefördert. Schließlich wird an der Entwicklung 
eines umfassenden Projekts zur laufenden Beobach- 
tung der Situation von Familien gearbeitet. 

Mit Modellvorhaben und wissenschaftlichen Untersu- 
chungen soUen Hilfs- und Beratungsformen für Fami- 
lien und eine verantwortete Entscheidung zugunsten 
der Elternschaft entwickelt werden. Sie erstrecken 
sich auf Fragen der Familienplanung, Schwanger- 
schaf tskonfÜkte, Mutter-Kind-Einrichtungen, Se- 
xualaufklärung, Sozialberatung sowie die Arbeit der 
Bundesstiftung „Mutter und Kind — Schutz des unge- 
borenen Lebens'" in den Ländern. 

Zu den Bedingungen familialer Sozialisation werden 
überregionale Maßnahmen gefördert. Dabei werden 
gezielte Hilfen angeboten, um bestehende Schwierig- 
keiten zu bewältigen, z. B. bei der zeitweiligen oder 
längerdauemden Betreuung von Kindern außerhalb 
der eigenen Famüie, bei der sozialen Integration von 
ausländischen Kindern und ihrer Eltern oder bei der 
Bewältigung akuter Krisen in Familien, bei denen die 
Kinder gefährdet sind. 


Jugendforschung 

Neue Formen des Generationskonflikts — wie in den 
Protest- und Altemativbewegungen — stellen an eine 
aktive Jugendpolitik ebenso Anforderungen wie vor 
allem die Auswirkungen der Jugendarbeitslosigkeit 
der letzten Jahre und die Probleme der Ausbildungs- 
platzsuche. 

Die vom Bundesminister für Jugend, Famihe, Frauen 
und Gesundheit (BMJFFG) derzeit finanzierte Ju- 
gendforschung konzentriert sich daher schwerpunkt- 
mäßig auf zwei Themenbereiche; Angesichts der z. T. 
gewalttätig verlaufenden Demonstrationen um wirt- 
schaftliche Großprojekte oder Krawalle wie in Berlin- 
Kreuzberg werden Untersuchungen durchgeführt 
über Formen und Strukturen von Protestaktionen und 
-bewegungen Jugendlicher, über Mechanismen der 
Eskalationen bei Auseinandersetzungen zwischen 
jungen Menschen und der Polizei, nicht zuletzt über 
Zusammenhänge zwischen Gewaltpotential, Gewalt- 
bereitschaft und aktiv ausgeübter Gewalt. Ein zweiter 
Arbeitsbereich befaßt sich mit Umfragen bei jungen 
Menschen über Zukunftsbewegungen, Lebenspla- 
nung, krisenhafte Entwicklungen im Zusammenhang 
mit Arbeitslosigkeit im Lebenslauf der Betroffenen. 
Dabei ergibt sich zusammenfassend; 


— Die Distanz Jugendlicher gegenüber der Erwach- 
senenwelt ist beträchtlich, obwohl die Beziehun- 
gen zu den jeweils eigenen Eltern in der Regel gut 
sind. 

— Über alle Differenzierungen im einzelnen hinweg 
lassen sich Jugendliche, nach ihren persönlichen 
Zukunftserwartungen gefragt, trotz aller Berufs- 
probleme von einem zuversichtlichen Realismus 
leiten. Dagegen wird die Zukunft unserer Gesell- 
schaft oder gar der Welt insgesamt erheblich pes- 
simistischer und skeptischer beurteilt. 

— Die Skepsis in die Zukunft unserer Welt, die Di- 
stanz gegenüber der ErwachsenengeseUschaft be- 
gründen eine gewisse Staats- und Pohtikverdros- 
senheit vieler Jugendlicher. 

Die Diskrepanz zwischen einer nahezu hundertpro- 
zentigen Demokratieakzeptanz und dem Wunsch 
nach besserer und wirksamerer Partizipation einer- 
seits und skeptischer Distanz gegenüber traditionel- 
len Normen andererseits ist auffällig. Gesellschaft- 
liche Wandlungsprozesse haben bei vielen jungen 
Menschen zu einem veränderten Verständnis von 
Werten und Normen geführt. Dies führt z. T. zu einer 
Abkehr von institutionalisierten Verfahrensregeln 
und einer Hinwendung zu Alternativ- und Selbsthilfe- 
bewegungen. 

International vergleichende Untersuchungen haben 
nachgewiesen, daß die junge Generation an der diffe- 
renzierten Haltung zum technischen Fortschritt Anteil 
hat, von einer allgemeinen Technikfeindlichkeit der 
Jugend in der Bundesrepublik aber keine Rede sein 
kann. 

Die im Zusammenhang mit Jugendarbeitslosigkeit 
und Ausbildungsknappheit auftretenden Probleme 
sind durch zahlreiche wissenschaftlich begleitete 
Modellvorhaben zur arbeitsweltbezogenen Jugend- 
sozialaxbeit im Rahmen des Bundesjugendplans mit 
Betroffenen aufgearbeitet worden. Diese Projekte 
werden in enger Zusammenarbeit mit Ländern, Trä- 
gern der Wohlfahrtspflege und Gemeinden durchge- 
führt. 


Fra u enforsch ung 

Die Frauenpolitik der Bundesregierung zielt auf eine 
gerechtere Gesellschaft, die Frauen und Männern 
gleichermaßen mehr eigenverantwortete Freiräume 
zugesteht. Die Bundesregierung hat neben einer Stär- 
kung der organisatorischen Zuständigkeiten auf die- 
sem Feld die wissenschafthchen Grundlagen für diese 
Pohtik erweitert. 

Allein beim Bundesminister für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit wurden die Mittel für Frauen- 
forschung und ModeUvorhaben von 3,2 Mio DM im 
Jahr 1985 auf 6,2 Mio DM 1987 und 8,5 Mio DM für 
1988 erhöht. 

Gefördert werden Forschungsvorhaben in den Berei- 
chen 

— Frau und Beruf 

— Vereinbarkeit von Faiiülie und Beruf 
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— Soziale Sicherung von Frauen 

— Schutz der Frauen vor Gewalt 

— Frauen und Medien 

— Frauen und Gesundheit 

— Frauen in Familie, Politik und Gesellschaft. 

Bund und Länder erstehen z. Z. eine Bestandsauf- 
nahme des Frauenanteüs in der wissenschafüichen 
Lehre und in der universitären und außeruniversitä- 
ren Forschung. 

Kembereich der Frauenpohtik der nächsten Jahre ist 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Mit ihrer 
Offensive für Teilzeitarbeit und den geplanten Pro- 
grammen zur beruflichen Wiedereinghederung hat 
die Bundesregierung eine deutiiche Priorität gesetzt. 
Dem tragen Untersuchungen, etwa über Beratungs- 
angebote und -einrichtungen für Frauen, die in das 
Berufsleben zurückkehren woUen, und ModeUvorha- 
ben zur Erprobung famihenfreundhcher Arbeitszei- 
ten, Rechnung, ln zahlreichen Forschungsarbeiten 
werden die Auswirkungen neuer Techniken auf die 
beruflichen Chancen und Belastungen von Frauen 
untersucht; eiiüge Untersuchungen beschäftigen sich 
mit den Auswirkungen neuer Techniken auf die Ar- 
beit im Haushalt. 

Die Ergebnisse der Frauen- und frauenrelevanten 
Forschung büden eine wesentliche Grundlage für die 
Initiativen der Bundesregierung zur Verwirklichung 
der Gleichberechtigung. Gleichberechtigung ist aber 
nicht ausschheßhch Sache des Gesetzgebers und der 
staatlichen Verwaltung; Abbau von Benachteiligun- 
gen der Frau und ein gleichberechtigtes Miteinander 
der Geschlechter lassen sich nicht allein durch Ge- 
setze herbeiführen, sondern brauchen öffentlichen 
Bewußtseinswandel. 


Alten-, Behinderten- und Sozialhilfeforschung 

Die Pohtik der Bundesregierung für alte Menschen 
und für Behinderte zielt neben der Sicherung ihrer 
wirtschaftlichen Situation vor allem auf eine erfüllte 
Lebensführung unter Teilnahme am gesellschaftli- 
chen Leben auch im hohen Alter oder trotz Behinde- 
rung. 

Im Forschungsbereich ist es daher Ziel, den immer 
noch zu beobachtenden Mangel an hinreichendem 
Grundlagen- und Faktenwissen zu beheben. Schwer- 
punkte in diesem Bereich hegen somit zunächst auf 
der vielschichtigen Situations- und Bedarfsanalyse. 
Darauf aufbauend werden bestehende und alterna- 
tive Hilfen und Einrichtimgen empirisch untersucht 
und modeUhaft erprobt. Das Interesse konzentriert 
sich insbesondere auf die Möghchkeiten ambulanter 
und mobüer Hüfsdienste, auf die Verhältnisse und 
Bedürfnisse im Wohnbereich, auf Eigenaktivitäten in 
den Sektoren Gesimdheit, Partnerschaft, Sport, Frei- 
zeit, Büdung, Kultur sowie auf die Selbsthüfepoten- 
tiale von alten und behinderten Menschen, auf die 
Lage der Familienangehörigen und der professionel- 


len Pflege- und Betreuungspersonen, hier vor allem 
der Frauen. 

Im Sozialhüfesektor werden weiterhin Ursachen und 
Wirkungen der Sozi alhüfebe dürftig keit sowie Be- 
darfs-, Warenkorb- und Regelsatzfragen erforscht. 


Ausgaben des Bundes für 
Geisteswissenschaften; 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 



2.22 Querschnittsaktivitäten, 
Technikfolgenabschätzung 
(Förderbereich W) 

Technikfolgenabschätzung (TA) 

Um verantwortliche pohtische Entscheidungen zu er- 
möghchen und Vertrauen zu begründen, kommt der 
Erforschung und Klärung von Chancen und Risiken 
neuer Technologien große Bedeutung zu. Aber auch 
unternehmerische Entscheidungen über den prakti- 
schen Einsatz neuer technischer Methoden und Ver- 
fahren sowie über die Einführung neuer Produkte 
erfordern immer häufiger umfangreiche TA-Unter- 
suchungen. 

Aufgrund möghcher kurz- oder langfristiger Auswir- 
kungen technischer Innovationen auf das menschh- 
che Individuum, auf Gesellschaft und Umwelt sind vor 
der praktischen Anwendung Chancen und Risiken 
nicht nur unter wissenschaftlich-technischen und 
ökonomischen Gesichtspunkten, sondern auch unter 
sozialen, ökologischen und ethischen Aspekten abzu- 
schätzen und verantwortungsbewußt gegeneinander 
abzuwägen. 

Die TA ist dabei nur ein, allerdings wichtiges, Hilfs- 
mittel für einen rationalen und sachgerechten Diskus- 
sions- und Entscheidungsprozeß, der auf wissen- 
schaftlich fundierten Erkenntnissen und Urteilen auf- 
bauen muß. 

Die Bundesregierung hat die Arbeiten der Enquete- 
Kommission Technikfolgenabschätzung mit großer 
Aufmerksamkeit verfolgt, sie mißt auch in Kenntnis 
der vorgelegten Ergebnisse der TA nach wie vor eine 
hohe Bedeutung bei und trägt dafür Sorge, 

— daß eine breite methodische Grundlage gelegt 
wird, um TA- orientiertes Wissen erarbeiten zu ' 
können 

— daß dieses Wissen für öffentliche Diskussionen 
verfügbar gemacht wird und 
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— daß der innerwissenschafthche und öffenthche 
Dialog über politisch aktuelle TA-Fragen in Gang 
gesetzt wird. 

Sie hat deshalb seit 1982 eine ganze Reihe von For- 
schungsthemen, die diesen Aufgaben gerecht wer- 
den, in ihre Förderprogramme, z. B. Fertigungstech- 
nik, Fachinformation, Biotechnologie, Informations- 
und Kommunikationstechnik sowie Lasertechnik, auf- 
genommen. 

Sie hat ferner mehrere Maßnahmen ergriffen, um ih- 
ren Beitrag zur umfassenden TA-Diskussion pohtisch 
wichtiger Themen wie „Saurer Regen und Waldschä- 
den", „In-vitro-Fertilisation, Genomanalyse und Gen- 
therapie" sowie „Informationstechnik" zu leisten. 

ln Tagungen, Diskussionen und Projektbeiräten wur- 
den dabei in gemeinsamer Arbeit von Wissenschaft- 
lern, Vertretern der Wirtschaft und der Gewerkschaf- 
ten, von Verbänden, den Kirchen und sozialen Ein- 
richtungen auf diesen Problemfeldern die anstehen- 
den Fragen strukturiert und wichtige, großenteils 
konsensfähige Vorschläge sowohl für Schwerpunkt- 
setzimgen in der Forschungsförderung als z. T. auch 
für regulative Maßnahmen, etwa zur Risiko Vorsorge 
und zur Beantwortung ethischer Fragen, erarbeitet. 

Die Einberufung eines „Forschungsbeirats Waldschä- 
den/Luftverschmutzung" im Juni 1983 sowie die Ent- 
wicklung eines Forschungsprogramms über Wald- 
schäden, für das bis jetzt ca. 60 Mio DM für über 100 
Forschungsprojekte bereitgestellt worden sind, war 
beispielsweise das Ergebnis eines Symposiums zu 
diesem Thema Anfang 1983. 

Die von der Bundesregierung 1984 eingesetzte inter- 
ministerielle Kommission „In-vitro-Eertihsation, Ge- 
nomanalyse und Gentherapie" („Benda- Kommis- 
sion") hat 1986 Vorschläge zur ethischen und recht- 
hchen Bewertung der Forschung an menschhchen 
Embryonen, der in-vitro-Befruchtung und des Einsat- 
zes von Genomanalyse und Gentherapie gemacht. 

Als ein Ergebnis dieser Empfehlungen hat die Bun- 
desregierung den Entwurf eines „Embryonen- Schutz- 
gesetzes" erarbeitet und den betroffenen Stellen zur 
Kommentierung vorgelegt; sie klärt z. Z. rechthche 
Fragen der Verantwortlichkeiten von Bund imd Län- 
dern in einer gemeinsamen Arbeitsgruppe. 

Schließlich hat ein „Arbeitskreis Informationstech- 
nik" Empfehlungen zur Verbesserung der Qualität 
von Arbeitsplätzen und zur informationstechnischen 
Büdung verabschiedet. Diese Handlungsempfehlun- 
gen werden derzeit auf ihre Umsetzungsmöghchkei- 
ten in Forschungsprojekte und Modellversuche hin 
geprüft. 

Ergänzend hierzu werden seit 1982 über 40 For- 
schungsprojekte über Fragen der TA in den Fachpro- 
grammen, wie Energie, Umwelt, Fertigungstechnik, 
Informations- und Kommunikationstechnik, Fachin- 
formation, Biotechnologie, Lasertechnik, sozialwis- 
senschafthche Technikforschung bezuschußt. 

Die Bundesregierung leistet dadurch gleichzeitig ei- 
nen wichtigen Beitrag zum Ausbau der Kapazitäten 
für die TA-Forschung. Sie wird künftig ihre For- 


schungsförderung ausweiten, auch durch weiteren 
Aufbau einer TA-Datenbank im Kemforschungszen- 
trum Karlsruhe, ln der Datenbank werden Institutio- 
nen und Themen der TA-Forschung erfaßt. Sie wurde 
im „Rohbau" bereits erfolgreich getestet und soll spä- 
ter öffenthch zugänglich gemacht werden. 

International ist die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der TA vor allem mit der EG und dem amerikarüschen 
Office of Technology Assessment (OTA) weiterent- 
wickelt worden. 

ln einer Wechselwirkung zu den TA- Aktivitäten ste- 
hen die Arbeiten zur Früherkennung von Chancen 
und Risiken sowie der Vorsorge- und Wirkimgsfor- 
schung, die ebenfalls in den letzten Jahren erhebhch 
intensiviert worden sind. 


Sonderprogramm zur Förderung ausgewählter 
Forscher und Forschergruppen 

Stand und Qualität wissenschafthcher imd techni- 
scher Entwicklung eines Landes werden, im interna- 
tionalen Vergleich und in der Rückwirkimg auf Wis- 
senschaft und Forschung des Landes selbst, wesent- 
hch mitgeprägt durch die besonderen Leistungen ein- 
zelner Forscher imd Forschergruppen. Zur weite- 
ren Intensivierung herausragender Forschung in 
Deutschland haben Bund und Länder auf Initiative 
des BMFT 1985 ein Sonderprogramm zur Förderung 
ausgewählter Forscher und Forschergruppen be- 
schlossen. Sein Ziel ist es, die Arbeitsmöghchkeiten 
hervorragender Forscher und Forschergruppen zu 
verbessern, sie von administrativem Arbeitsaufwand 
zu entlasten und die Mitarbeit besonders qualifizierter 
jüngerer Wissenschaftler zu erleichtern. Durch diese 
besondere Förderung sollen zugleich hervorragende 
Forschungsleistungen anerkannt werden. Bund (je 
zur Hälfte BMFT und BMBW) und Länder finanzieren 
das Programm im Verhältnis 75 : 25. Insgesamt ist es 
auf ein Gesamtvolumen von rund 150 Mio DM, ver- 
teilt über 9 Jahre, angelegt. 

Das Programm wird von der Deutschen Forschimgs- 
gemeinschaft in eigener Verantwortung abgewickelt. 
Sie vergibt hierzu seit 1986 den „Förderpreis für deut- 
sche Wissenschaftler im Gottfried-Wühelm-Leibniz- 
Programm " . Es werden jährhch etwa 10 Forscher oder 
Forschergruppen ausgezeichnet. Die Preisträger kön- 
nen besonders flexibel einsetzbare Fördermittel in 
Höhe von bis zu 3 Mio DM, verteüt auf 5 Jahre, erhal- 
ten. 


Austausch von Wissenschaftlern 

Die Bundesregierung mißt dem Wissenstransfer auf 
dem Wege des Austausches von Wissenschaftlern 
nach wie vor hohe Bedeutung zu. 

Die Programme des Deutschen Akademischen Aus- 
tauschdienstes (DAAD) und der Alexander von Hum- 
boldt-Stiftung (AvH) — vgl. auch Teü VI, Ab- 
schnitte 2.2 und 2.3 — , die insbesondere vom Auswär- 
tigen Amt bzw. vom Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft finanziert werden, werden durch fol- 
gende Programme des BMFT im Bereich der Natur- 
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und Ingenieurvvissenschaften sowie der Medizin 

(1987 rund 12 Mio DM) ergänzt: 

— Sonderforschungsstipendien und Forschungs- 
preise auf Gegenseitigkeit für hochqualifizierte 
ausländische Wissenschaftler zur Durchführung 
von Forschungsvorhaben an deutschen For- 
schungseinrichtungen (ca. 50 Stipendiaten und ca. 
10 Forschungspreise pro Jahr) über die Alexander 
von Humboldt-Stiftung 

— Forschungskooperation Europa, 60 bis 80 For- 
schungsstipendien an junge hochqualifizierte aus- 
ländische Wissenschaft 1er aus westeuropäischen 
Staaten zur Durchführung konkreter Forschungs- 
vorhaben an deutschen Forschimgseinrichtungen 
u. a. auch im Rahmen von zeitlich befristeten Part- 
nerschaften, ebenfalls über die Alexander von 
Humboldt- Stiftung 

— USA-Sonderprogramm, Verleihung des „Hum- 
boldtpreises" an anerkannte Natur- und Inge- 
nieurwissenschaftler sowie Mediziner verbunden 
mit einer Einladung an ein deutsches Forschungs- 
institut zu einer längerfristigen Mitarbeit (bis 80 
Preisträger pro Jahr über die AvH) 

— Förderung der wissenschaftlichen Beziehungen 
mit der Akademie der Wissenschaften sowie dem 
Gesundheitsministerium der UdSSR durch den 
Austausch von deutschen und sowjetischen Wis- 
senschaftlern auch im Rahmen gemeinsamer Pro- 
jekte über die Deutsche Forschungsgemeinschaft 
(ca. je 230 Wissenschaftler) 

— Zusammenarbeit deutscher und chinesischer Wis- 
senschaftler bei gemeinsamen Forschungsprojek- 
ten im Rahmen der Zusammenarbeit der Max- 
Planck-Gesellschaft und der Academia Sinica (ca. 
41 chinesische, ca. 41 deutsche Wissenschaftler 
und 8 bis 10 Wissenschaftlergruppen). 


Sondennittel zur internationalen Zusammenarbeit 

Der BMFT ergänzt damit die entwicklungspoÜtischen 
Maßnahmen des Bundesministers für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit (BMZ), die u. a. den Auf- imd Aus- 
bau der wissenschaftlich-technologischen Infrastruk- 
tur (Technologiezentren, Forschungsinstitute, wissen- 


Ausgaben des Bundes für übrige, nicht anderen 
Bereichen zugeordnete Aktivitäten 



schaftliche Untersuchungsdienste) in den Entwick- 
lungsländern unterstützen. Beide Ministerien arbei- 
ten bei der Förderung von Forschung und Technolo- 
gie für die Dritte Welt eng zusammen. Sie werden 
dabei vor allem von der Arbeitseinheit Gate (German 
Appropriate Technology Exchange) der Deutschen 
Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit unter- 
stützt (im einzelnen siehe Kapitel V.5). 


2-23 Wehrforschung und -technik 
(Förderbereich X) 

Wehrtechnische Forschung befaßt sich — als ange- 
wandte Forschung — mit dem Erkennen und Lösen 
von Problemen als Grundlage für künftige wehrtech- 
nische Produkte. Sie ist Voraussetzung für die Pla- 
nung und Bereitstellimg einer aufgabengerechten 
Ausrüstung der Bundeswehr und trägt somit im Zu- 
sammenwirken mit anderen Kräften zur Erfüllung der 
Aufgaben der Streitkräfte im Rahmen des Bündnisses 
bei. 

Die Ziele der wehrtechnischen Forschung leiten sich 
aus der Wechselbeziehung zwischen militärischen 
Vorgaben — wie etwa der Art der militärischen Bedro- 
hung — und naturwissenschaftlich-technischen Pro- 
gnosen ab. 

Grundsätzlich ist sie gerichtet auf: 

— Untersuchung neuer Anwendungsmöglichkeiten 
naturwissenschaftlicher Phänomene für Wehrma- 
terial 

— Erschließung neuer Eigenschaften für Wehrmate- 
rial 

— Beseitigung bisher nicht erkannter Risiken bei 
Wehrmaterial. 

Die wehrtechnische Forschung soll eine möglichst 
breite und solide technologische Basis für die gesi- 
cherte und weitgehend risikoarme Planung und Ent- 
wicklung neuen Wehrmaterials und die Beherrschung 
von „Spitzentechnologien" auf einigen für die Bun- 
deswehr besonders wichtigen Gebieten gewährlei- 
sten. Sie soll weiterhin eine fundierte Urteilsfähigkeit 
für den internationalen Dialog und für die Mitwirkung 
am Entwurf neuer technischer und militärischer Kon- 
zepte sichern. 

Zielsetzung, Vorhabensteuerung und Erfolgskon- 
trolle sind wegen ihres unmittelbaren Bezuges zum 
Planungsprozeß innerhalb der Bundeswehr Aufgaben 
des ministeriellen Bereiches. Die Durchführung der 
wehrtechnischen Forschungsvorhaben erfolgt mit 
Schwerpunkt in den verteidigungsbezogenen For- 
schungseinrichtungen, die überwiegend grundfinan- 
ziert werden. Daneben werden Einzelaufträge auch in 
der Industrie und an den Hochschulen der Bundes- 
republik Deutschland bearbeitet. 

Die Nutzung der Forschungsergebnisse des zivilen 
Bereiches für verteidigungsbezogene Aufgaben er- 
folgt auf mehreren Wegen. Einmal wird sie sicherge- 
stellt durch gemeinsam abgestimmte, sich ergän- 
zende Programme mit dem BMFT (z. B. bei der Mikro- 
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elektronik), zum anderen ergibt sie sich aus den orga- 
nisierten oder allgemeinen wissenschaftlichen Kon- 
takten, z. B. über die Zugehörigkeit zu Sachverständi- 
genausschüssen oder die Arbeit in Forschungsein- 
richtungen, die zivile und militärische Komponenten 
enthalten, wie die Fraunhofer-GeseUschaft und die 
Deutsche Forschungs- und Versuchsanstalt für Luft- 
und Raumfahrt. 

Sie wird ferner im nationalen Bereich durch die Zu- 
sammenarbeit von Forschungsinstituten mit der ein- 
schlägigen Industrie und, wo erforderlich, durch eine 
geeignete Steuerung durch die Amtsseite gewährlei- 
stet. 

Die schrittweise Konkretisierung des Bedarfs und die 
finanziellen Rahmenbedingungen zwingen ebenso 
wie der technische Fortschritt zu einer periodischen 
Aktualisierung der mittel- und langfristigen Zielset- 
zung wehrtechnischer Forschung und Technologie. 

Diesem Erfordernis hat der BMVg durch die Erarbei- 
tung eines umfassenden Forschungs- und Technolo- 
giekonzeptes und durch die jährliche Formulierung 
einer Forschungs- und Technologieleitlinie auf der 
Grundlage der FuT-Konzeption Rechnung getragen. 

Diese FuT-Konzeption stellt die Basis für die Abstim- 
mung der Forschungs- und Technologieprogramme 
mit den AUianzpartnem sowie mit dem BMFT dar. Sie 
dient auch der Förderung industrieller Eigeninitiative 
zur wehrtechnischen Forschung und Technologie. Die 
Forschungs- und Technologieleithnie stellt die Ziele 
dar und ordnet sie Forschungs- und Technologie- 
Schwerpunkten ZU; ferner gibt sie Vorgaben zur Er- 
reichung dieser Ziele. Sie weist letztlich auch techno- 
logische Lücken aus, die als Ergebnis der Schwer- 
punktsetzung und der Finanzenge nach Abstimmung 
mit den AUianzpartnem national in Kauf genommen 
werden müssen. 

Die FuT-Konzeption ist in enger Zusammenarbeit 
zwischen den Streitkräften und der Rüstungsabtei- 
lung entstanden. Planung, Steuerung und KontroUe 
wehrtechnischer Forschung und Technologie sind 
dieser Konzeption untergeordnet. 

Zur ErfüUung der Aufgaben des Sanitäts- und Ge- 
sundheitswesens der Bundeswehr, die die vorbe- 
ugende und klinische Gesundheitsfürsorge, die 
Wehrpharmazie und das militärische Veterinärwesen 
einschließen, ist die wehraiediztnische Forschung un- 
erläßlich. 

Sie ist eine angewandte Forschung mit dem Ziel, bei 
Angehörigen der Bundeswehr 

— die Anpassung an die Eigentümlichkeiten des 
Dienstes zu verbessern 

— eine Steigemng der Leistungsfähigkeit zu errei- 
chen 

— die Widerstandskraft gegen besondere Umwelt- 
einflüsse zu erhöhen 

— durch Ermittlung von Leistungs- und Belastungs- 
profilen eine bessere Integration des Menschen in 
die hochtechnisierte Umwelt zu ermöglichen und 


— die durch die militärische Umwelt oder durch Waf- 
feneinwirkung hervorgemfenen Gesundheitsstö- 
rungen frühzeitig erkennen und besser behandeln 
zu können. 

Da der Anpassungsfähigkeit des Menschen an seine 
Umwelt aber enge Grenzen gesetzt sind, muß sich die 
wehrmedizinische Forschung auch intensiv mit ge- 
sundheitsbelastenden Einwirkungen der militäri- 
schen Umwelt auseinandersetzen und auf eine wei- 
testgehende Reduziemng dieser Belastung hinarbei- 
ten. 

Klar definiertes Ziel der wehrmedizinischen For- 
schung ist der Schutz, die Erhaltung und die Wieder- 
herstellung der Gesundheit der Angehörigen der 
Streitkräfte unter allen denkbaren Bedingungen. 

Diese ausschließlich humanitäre Zielsetzung wehr- 
medizinischer Forschung grenzt alle Vorhaben aus, 
die der Erprobung oder Optimierung von Waffensy- 
stemen dienen. 

Neben den sich aus dem Friedensauftrag des Sanitäts- 
dienstes ergebenden wehrmedizinischen Fragestel- 
lungen gilt die besondere Aufmerksamkeit der fach- 
lich-wissenschaftlichen Vorbereitung der Versorgung 
kranker, verletzter und verwundeter Soldaten in 
einem Kriege. 

Hierzu sind die mögüchen Bedrohungen zu analysie- 
ren und Mittel und Wege zu finden, diesen wirkungs- 
voll zu begegnen. 

Wenn auch der Bereich konventioneller Waffen hier- 
bei nicht vernachlässigt werden darf, so muß doch die 
besondere Aufmerksamkeit den Einwirkungen von 
ABC-Waffen gewidmet werden. Insbesondere auf 
dem Gebiet des medizinischen AC-Schutzes sowie 
des B-Schutzes müssen immer wieder neue Mittel und 
ärztliche Verfahren erforscht und entwickelt werden, 
um Waffenwirkungen abzumildern, den von solchen 
Waffen Verletzten die bestmögliche Hüfe angedeihen 
zu lassen oder auch, dem ärztlichen Gewissen fol- 
gend, nach den Forschungsergebnissen darauf hinzu- 
wirken, die Einführung, Verbreitung oder Anwen- 
dung bestimmter Waffen zu verhindern. 

Das Spektrum wehrmedizinischer Forschung umfaßt 
die gesamte Bandbreite der Medizin und ihrer Rand- 
gebiete. 

Ziel der wehrtechnischen Entwicklung und Erpro- 
bung ist es, aufbauend auf den Ergebnissen der wehr- 
technischen Forschung die Modernisierung der Bun- 
deswehrausrüstung auf der Gnmdlage der Konzep- 
tion der Bundeswehr und daraus abgeleiteter konzep- 
tioneller Forderungen durch Bereitstellung einfüh- 
rungsreifen Materials — weitgehend Zusammenar- 
beit mit Bündnispartnern — vorzubereiten. 

Im Vorfeld der Entwicklung von Projekten und Gerä- 
ten tragen Technologie- und Realisierbarkeitsstudien 
sowie Komponenten- und Experimentalentwicklun- 
gen dazu bei, das technische, zeitliche und finanzielle 
^siko künftiger Entwicklungsvorhaben zu begren- 
zen. 
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Der Bereich „Geräte und Projekt" umfaßt die Ent- 
wicklung und Erprobung konkret geforderten Wehr- 
materials vom Konzept bis zum technisch reifen, tmp- 
penverwendbaren und in Serie beschaffbaren Pro- 
dukt. 

Aus Gründen der Standardisierung/Interoperabüität 
und zur Vermeidung von Doppelarbeit ist die Zusam- 
menarbeit im Nordatlantischen Bündnis (NATO) stän- 
dige Praxis (vgl. auch Teil V, Abschnitt 2.4). Wenige 
Entwicklungsprojekte werden ausschheßhch national 
durchgeführt. 

In der Forschung findet ebenfalls ein reger Informa- 
tionsaustausch statt. 


Ausgaben des Bundes 
für Wehrforschung und -technik 
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Teil IV 

Forschungs- und Technologiepolitik in den Ländern 


1. Vorbemerkung 

Wie seit dem Bundesbericht Forschung 1984 üblich 
und zur vollständigen Beschreibung der Forschungs- 
landschaft der Bundesrepublik Deutschland auch un- 
verzichtbar, enthält auch dieser Bericht Selbstdarstel- 
lungen der Länder zu ihrer Forschungs- und Techno- 
logiepohtik. 

Neben den Grundsätzen und Schwerpunkten der For- 
schungspolitik stellen die Länder ihre Hochschul- und 
außeruniversitäre Forschung sowie Maßnahmen der 
Technologieförderung und des Technologietransfers 
und besondere landesspezifische Förderungen dar. 

ln ihren Berichten haben einige Länder darauf hinge- 
wiesen, daß sie zur Verbesserung ihrer Forschungs- 


struktur, z. T. unter Beratvmg von Fachkommissionen, 
Bestandsaufnahmen ihrer Forschungskapazitäten er- 
stellt haben. 

Hieran anschließend haben die Landesregierungen 
Konzepte zur Stärkung der Forschung, der For- 
schungsaktivitäten der Wirtschaft sowie zum Wis- 
sens- und Technologietransfer entwickelt und z. T. 
bereits umgesetzt. 

Besondere Bemühungen gelten der verstärkten Zu- 
sammenarbeit und dem Austausch zwischen Hoch- 
schulforschung und Wirtschaft. Die Länder bemühen 
sich intensiv um die Förderung von Zukunftstechnolo- 
gien, um die Wirtschaftsstruktur langfristig zu verbes- 
sern. 


Tabelle IV/1 
(vgl. auch Tabelle VII/15) 


Wissenschaftsausgaben der Länder (ohne Gemeinden) 


Land 

Wissenschafts- 
ausgaben 1983 (Ist) 

Wissenschafts- 
ausgaben 1985 (Ist) 

Wissenschafts- 
ausgaben 1986 (Soll) 

Mio DM 

% 

BIPi) 

DM 

je 

Einw, 

% 

Mio DM 

% 

BIPi) 

DM 

je 

Einw. 

% 

Mio DM 

% 

BIPI) 

DM 

je 

Einw. 

% 

Baden-Württemberg . 

3512,5 

h34 

379 

16,5 

3801,7 

1,31 

411 

15,9 

4 068,0 

1,30 

438 

16,9 

Bayern 

3 332,9 

1J5 

304 

15,6 

3 726,0 

1,15 

340 

15,6 

3919,0 

1,13 

356 

16,2 

Berlin (West) 

1817,7 

2,95 

977 

8,5 

1952,1 

2,80 

1053 

8,2 

1991,0 

2,72 

1065 

8,3 

Bremen 

209,9 

0,84 

308 

ho 

213,7 

0,81 

322 

0,9 

212,4 

0,78 

323 

0,9 

Hamburg 

924,3 

1,18 

572 

4,3 

1032,0 

1,19 

651 

4,3 

1093,7 

1,20 

694 

4,5 

Hessen 

2044,7 

1,23 

366 

9,6 

2 258,3 

1,23 

408 

9,5 

2 279,0 

1,19 

412 

9,4 

Niedersachsen 

2188,7 

1,32 

302 

10,3 

2404,1 

1,33 

334 

10,1 

2492,0 

1,31 

346 

10,3 

Nordrhein-Westfalen . 

5214,6 

1,15 

309 

24,5 

6147,8 

1,25 

368 

25,8 

5 557,4 

1,08 

333 

23,0 

Rheinland -Pfalz 

873,9 

0,98 

240 

4,1 

1007,0 

1,05 

278 

4,2 

1067,7 

1,04 

296 

4,4 

Saarland 

426,6 

1,67 

405 

2,0 

461,4 

1,66 

440 

1,9 

495,5 

1,71 

475 

2,1 

Schleswig-Holstein . . 

777,2 

1,31 

297 

3,6 

869,3 

1,36 

333 

3,6 

962,0 

1,43 

368 

4,0 

Bundesgebiet 

21322,7 

1,27 

347 

100 

23 873,4 

1,30 

391 

100 

24132,5 

1,24 

395 

100 


ü Anteil am Bruttoinlandsprodukt des jeweiligen Landes 

Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen des BMFT Rundungsdifferenzen 

Anmerkung: 

Diese Wissenschaftsausgaben wurden von den Länderfinanzministerien bzw. den Statistischen Landesämtern im Rahmen der 
Finanzstatistik gemeldet. Die Wissenschaftsausgaben umfassen die gesamten Ausgaben der Hochschulen und Hochschulkliniken 
sowie die Ausgaben für Wissenschaft, Forschung und Entwicklung außerhalb der Hochschulen. Vgl. auch Tabelle VlI/15. 

Zur regionalen Aufteilung der FuE-Ausgaben des Bundes, der Länder sowie der Wirtschaft vgl. Teil VII, Tab. VlI/39 bis VII/41. 
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2. Forschungsförderung in den einzelnen 
Ländern 

2.1 Baden-Württemberg 

1 . Baden-Württemberg gehört, auch international ge- 
sehen, zu den forschungsintensiven Regionen. Im 
Land haben 9 Universitäten, 7 Pädagogische Hoch- 
schulen, 7 Kunsthochschulen und 39 Fachhoch- 
schulen sowie 14 Institute der Max- Planck- Gesell- 
schaft, 14 Forschungsinstitute, Arbeitsgruppen und 
Dienstleistungseinrichtungen der Fraunhofer-Ge- 
sellschaft, 3 Großforschungseinrichtungen, 2 inter- 
nationale Forschungseinrichtimgen imd 47 weitere 
arißeruniversitäre Forschungseinrichtungen (ohne 
Museen) ihren Sitz. Hinzu kommen 10 Institute der 
industriellen Gemeinschaftsforschung. 1985 arbei- 
teten 16,7 % des wissenschaftlichen Personals aller 
Hochschulen, 19,3 % des wissenschafthchen Per- 
sonals aller außeruniversitären Forschungseinrich- 
tungen und 23 % des gesamten Forschungs- und 
Entwicklungspersonals der deutschen Industrie in 
Baden- Württemberg; der Bevölkerungsanteü hegt 
bei 15 %. Für Wissenschaft und Forschimg hat Ba- 
den-Württemberg im Jahr 1985 3,8 Mrd DM 
aufgewandt (Nettoausgaben). Hiervon entfielen 
3,33 Mrd DM auf die Hochschulen und 
468 Mio DM auf Wissenschaft und Forschung au- 
ßerhalb der Hochschulen. An den Hochschulen Ba- 
den-Württembergs waren 1986 51 000 Personen 
beschäftigt, die Zahl der Stellen betrug 34 200; dies 
ergibt in Vollzeitäquivalenten 15 400 Wissen- 
schaftler und 18 800 nichtwissenschafthche Mitar- 
beiter. Die Drittmitteleinnahmen der Universitäten 
des Landes lagen 1985 bei 360 Mio DM, 1986 bei 
402 Mio DM. Außerhalb der Hochschulen waren 
insgesamt 10 788 Personen (in VoUzeitäqmvalen- 
ten angegeben) in Forschung und Entwicklung tä- 
tig, hiervon 4 193 Beschäftigte mit wissenschafüi- 
cher Ausbildung. Knapp die Hälfte dieses FuE-Per- 
sonals entfällt auf Großforschungseinrichtungen. 

In Baden-Württemberg waren 1985 in Forschungs- 
stätten der Wirtschaft 61 690 Personen (Vollzeit- 
äquivalente, also Mannjahre) tätig. Die gesamten 
Forschungs- und Entwicklungsaufwendungen der 
Wirtschaft betrugen 1983 über 7 Mrd DM. Der An- 
teil der Patentanmeldungen beim Deutschen Pa- 
tentamt in München, der auf Anmelder aus Baden- 
Württemberg entfällt, liegt bei jährhch 22 bis 23 %. 

Die Forschung in Baden- Württemberg ist aber nicht 
nur quantitativ bedeutsam, sondern sie nimmt auch 
qualitativ einen hohen Rang ein. 

2. In seiner Forschimgs- imd Wissenschaf tspohtik läßt 
sich das Land von folgenden Grundsätzen leiten: 

— Eine breite und gute Grundlagenforschung 
braucht als Basis aller Forschungsaktivitäten be- 
sondere Unterstützung; die Qualität der Grundla- 
genforschung bestimmt und sichert den wissen- 
schaftlichen Standard eines Landes. 

— Die Forschungsförderung orientiert sich an der 
Qualität der Forschung, insbesondere an der 
Leistungsfähigkeit und Leistungsbereitschaft 
des Forschers. Die Förderung des wissenschaft- 
lichen Nachwuchses ist ein wesenüiches Ele- 
ment der Wissenschaftspohtik des Landes. 


— Wissenschafthche Spitzenleistungen sollen 
durch Bildung von Forschungsschwerpunkten 
angeregt und gefördert werden. 

— Der Wissens- und Technologietransfer zwischen 
den Hochschulen imd öffenthchen Forschungs- 
einrichtungen einerseits imd der Wirtschaft an- 
dererseits soll laufend verbessert werden. 

— Die grenzüberschreitende und internationale 
Kooperation in der Forschung wird vom Land 
gezielt ausgebaut und gefördert. 

— Ziel der Technologiepohtik des besonders stark 
industrialisierten Landes Baden-Württemberg ist 
es, den Strukturwandel der Wirtschaft zu unter- 
stützen, die Flexibilität und Irmovationskraft der 
Unternehmen aufrecht zu erhalten und zu stär- 
ken, um die Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirt- 
schaft und damit auch die Arbeitsplätze in den 
Betrieben des Landes für die Zukunft zu sichern. 

3. An den Universitäten Baden-Württembergs wer- 
den (1987) 39 Sonderforschungsbereiche von der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft und über 100 
Forschungsschwerpunkte aus Landesmitteln ge- 
fördert. Für zwei exemplarische Bereiche sind im 
folgenden einige forschungspotitische Impulse 
dargestellt, die die Landesregierung in den letzten 
Jahren verwirklicht hat: 

3.1 Ausbau der Grundlagenforschung in den 

Schlüsseltechnologien: 

Informationstechnik/Mikroelektronik 

— Ausbau der Informatik an den Universitäten 
Karlsruhe und Stuttgart und Aufbau der In- 
formatik an den anderen Universitäten 

— Schwerpunkte CAD/CAM-Systeme an den 
Universitäten Karlsruhe und Stuttgart 

— Schwerpunkte Handhabungs- und Monta- 
gesysteme an den Universitäten Karlsruhe 
und Stuttgart 

— Schwerpunkt Mikro- und Optoelektronik 
mit Mikrostrukturlabor an der Universität 
Stuttgart 

— Einrichtung eines Dünnschichtlabors an der 
Universität Stuttgart 

— Schwerpunkt Computerlinguistik/Maschi- 
nelle Sprach Verarbeitung an den Universi- 
täten Stuttgart und Tübingen 

— Schwerpunkt Computerarithmetik an der 
Universität Karlsruhe 

— Erweiterung des Max-Planck-Instituts für 
Festkörperforschung in Stuttgart um den 
Bereich „Zweidimensionale Elektronen- 
struktur in Halbleitern" 

Fertigungstechnik 

— Schwerpunkt Feinwerktechnik an den Uni- 
versitäten Stuttgart und Karlsruhe 

— Schwerpunkt technische Laser (Teclas) der 
Universität Stuttgart und der DFVLR 

Neue Materialien 

— Schwerpunkt Werkstofftechnik, Konstru- 
ieren mit Keramik an der Universität Karls- 
ruhe 
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— Schwerpunkt Werkstofftechnik, faserver- 
bundene Werkstoffe an der Universität 
Stuttgart 

— Erweiterung des Max-Planck-Instituts für 
Metallforschung um den Bereich Pulverme- 
tallurgie 

Energieforschung 

— Schwerpunkt technische Flammen (Tec- 
flam) der Universitäten Heidelberg, Stutt- 
gart, Karlsruhe und DFVLR 
— Deutsch-arabisches Forschungsvorhaben 
„ Solare Wasserstofferzeugung und Wasser- 
stoffnutzung (Hysolar) " der Universität 
Stuttgart, der DFVLR und saudiarabischer 
Universitäten 

— Gründungsvorbereitungen für eine baden- 
württembergische Stiftung „Zentrum für 
Sonnenenergie- und Wasserstofforschung " 
mit Standorten in Stuttgart und Ulm 

Biotechnologie 

— Zentrum für Molekulare Biologie in Heidel- 
berg, eines der fünf gentechnischen Zen- 
tren in der Bundesrepubhk 

— Drei Sonderforschungsbereiche mit bio- 
technologischer Zielsetzung an den Univer- 
sitäten Heidelberg und Tübingen 

— Erweiterung des Max-Planck-Instituts für 
Immimbiologie in Freiburg mit Hüfe einer 
Sonderfinanzierung des Landes um die Be- 
reiche „Entwicklungsbiologie des Immun- 
systems “ und „angewandte Immunologie" 

— Unterstützung des Aufbaus einer neuen 
Abteüung „Biocomputing" im Europäi- 
schen Laboratorium für Molekularbiologie 
(EMBL) in Heidelberg 

— Einrichtung eines Forschungsschwer- 
punkts für Bioverfahrenstechnik, der von 
Bund und Land finanziert wird und dessen 
Träger die Universität Stuttgart und das 
Fraunhofer-Institut für Grenzflächen- und 
Bioverfahrenstechnik sind, die eng mit den 
Universitäten Hohenheim und Tübingen 
Zusammenarbeiten. 

3.2 Neue Initiativen in den Geistes- und Sozialwis- 
senschaften 

Die neuen Technologien schaffen nicht nur 
„Fortschritt", sondern auch gesellschafthche, 
kulturelle und pohtische Spannungen. Je stär- 
ker der technische Fortschritt voranschreitet 
und in die Privatsphäre des einzelnen ein- 
dringt, um so drängender stellen sich die Fra- 
gen nach den sozialen Auswirkungen der 
Technik, nach den ethisch begründeten Gren- 
zen menschlichen Handelns und nach dem 
Wertesystem und Menschenbild unserer Ge- 
sellschaft. In der Aufarbeitung dieser Fragen 
hegt die große Herausforderung und Chance 
der Geistes- und Sozialwissenschaften. 

Die Förderung der Geistes- und Sozialwissen- 
schaften war und ist deshalb ein wichtiger Be- 
standteil der Forschungspohtik der Landesre- 


gierung. Sie fördert mit beträchtüchen Mitteln 7 
geistes- und sozialwissenschafthche Sonderfor- 
schungsbereiche von insgesamt 17 in der Bun- 
desrepubhk Deutschland, 20 Forschungsschwer- 
punkte dieser Ausrichtung und eine ganze Reihe 
von geisteswissenschafthchen außeruniversitä- 
ren Forschungseinrichtungen. Sie gibt für die 
Akademie der Wissenschaften in Heidelberg er- 
hebhche Beträge aus. Weitere Beispiele sind die 
Mitfinanzierung der GeseUschaft Sozialwissen- 
schafthcher Infrastruktureinrichtungen (GESIS) 
mit Sitz in Mannheim und der Ausbau der Phi- 
losophie in Konstanz zu einem Forschungs- 
schwerpunkt „Philosophie und Wissenschafts- 
theorie". Weitere Ansätze in diesem Förderbe- 
reich werden die Einrichtimg eines Instituts für 
Informatik und GeseUschaft in Freiburg sein, 
das in interdisziplinärer Zusammenarbeit die 
gesellschafthchen Folgen des Einsatzes der In- 
formationstechnik und ihre Auswirkungen auf 
den einzelnen untersuchen soh, imd der Ausbau 
eines sozial wissenschafthchen Forschungszen- 
trums in Mannheim, das die Universität Mann- 
heim zu einem Kristallisationspimkt für sozial- 
wissenschafthche Forschimg und Lehre in der 
Bundesrepubhk machen soll. 

4. Die Kooperation zwischen Wissenschaft und Wirt- 
schaft hat sich in Baden- Württemberg gut entwik- 
kelt. Es bestehen 6 Institute „an" Universitäten, das 
Institut für Mikroelektronik Stuttgart, das For- 
schungszentrum Informatik in Karlsruhe, das Natur- 
wissenschafthche und Medizinische Institut an der 
Universität Tübingen in Reutlingen, das Institut für 
Lasertechnologien in der Medizin an der Universität 
Ulm, das Forschungsinstitut für anwendungsorien- 
tierte Wissensverarbeitung und die Stiftung „Zen- 
trum für Sonnenenergie und Wasserstofforschung" 
mit Standorten in Stuttgart und Ulm. Weitere „An- 
Institute" sind in Gründung. Aus dem breiten Be- 
reich der Ressortforschimg ist vor allem die Umwelt- 
forschimg zu erwähnen, die mit dem „Projekt Euro- 
päisches Forschungszentrum für Maßnahmen zur 
Luftreinhaltung" (PEF) und „Projekt Wasser- Abfall- 
Boden" beim Kernforschungszentrum Karlsruhe 
und einem Umweltforschungsprogramm beim Um- 
weltministerium angesiedelt ist. Allein für Projek- 
te der Umweltforschung wurden seit 1980 über 
30 Mio DM von seiten des Landes eingesetzt. 

5. In Baden- Württemberg wurde in den vergangenen 
Jahren ein flächendeckendes Netz ortsnaher Kon- 
takt- und Vermittlungsstellen für den Technolo- 
gietransfer bei den Universitäten, Fachhochschu- 
len und Wirtschaftsorganisationen geschaffen. 
Hierbei arbeiten der Regierungsbeauftragte für 
Technologietransfer, der zugleich Vorsitzender der 
Steinbeis-Stiftung für Wirtschaftsförderung ist, An- 
laufstellen bei Wirtschaftsorganisationen, Univer- 
sitäten und Fachhochschulen und zahlreiche Fach- 
beratungsstellen an Universitäten, Fachhochschu- 
len, Fraunhofer-Instituten, Großforschungseinrich- 
tungen und Instituten der industriellen Gemein- 
schaftsforschung zusammen. Im Zusammenwirken 
zwischen Wirtschaft, Wissenschaft und Land sind 
vor allem für den Technologietransfer die erwähn- 
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ten Institute „an" Universitäten geschaffen wor- 
den. Als weitere Maßnahme zur Verbesserung des 
Technologietransfers an Hochschulen ist die Betei- 
hgung an Messen, die seit 1977 praktiziert wird 
und 1988 auch die Leipziger Frühjahrsmesse ein- 
beziehen wird, erwähnenswert. Außerdem wurden 

1987 an den Universitäten Karlsruhe und Stuttgart 
Anlaufstellen eingerichtet, die die Wissenschaftler 
bei der Sicherung ihrer Patent- und Schutzrechte 
beraten und zugleich die Vermarktung von For- 
schungsergebnissen unterstützen sollen. 

6. Einen breiteren Überbhck über die Forschungs- 
landschaft in Baden-Württemberg und das For- 
schungspotential an Hochschulen, außeruniversi- 
tären Forschungseinrichtungen und in der Wirt- 
schaft enthält der Landesforschungsbericht 1987. 

2.2 Freistaat Bayern 

1. Grundsätze und Schwerpunkte der Forschungs- 
und Technologiepolitik 

Wissenschafthche Forschung wird sowohl in den 
Hochschulen als auch in Forschimgseinrichtungen 
außerhalb der Hochschulen betrieben. Ziel des 
Freistaates Bayern ist es, die Forschung effizient zu 
erhalten. Hierzu setzt der Staat Rahmenbedingun- 
gen in organisatorischer, rechüicher und finanziel- 
ler Hinsicht, die zu einem günstigeren wirtschafüi- 
chen Khma führen. Der Staat hat insbesondere den 
Forschungseinrichtungen finanzielle Mittel zur 
Verfügung zu stellen, sich jedoch im Hinbhck auf 
Art. 5 Abs. 3 Grundgesetz (Freiheit von Forschung 
und Lehre) wissenschaftslenkender Maßnahmen 
zu enthalten. 

Der Freistaat Bayern hat 1986 insgesamt 
3,79 Mrd DM für die Hochschulen und 
371 Mio DM für die wissenschafüichen Einrichtun- 
gen ausgegeben; zusammen sind dies 10,1 % des 
gesamten Staatshaushalts. Die Personalausstat- 
tung der bayerischen Hochschulen konnte weiter 
verbessert werden. Der Doppelhaushalt 1987/88 
sieht die Schaffung von 612 weiteren zusätzhchen 
Stellen für die Universitäten vor, davon 340 Stellen 
im Klinikbereich. BeachÜiche Mittelerhöhungen 
konnten für die spezifischen Aufgaben in Lehre 
und Forschung erzielt werden, deren Haushaltsan- 
sätze (Titelgruppen 73, 74, 76 und 99) von 1986 bis 

1988 um knapp 20 Mio DM auf rund 184 Mio DM 
erhöht wurden, was einer durchschnitthchen jähr- 
hchen Steigerungsrate von 6,0 % entspricht. 

Die wichtigsten forschungsfördernden Maßnah- 
men wurden in einem Konzept zur Förderung der 
Hochschulforschung in Bayern zusammengefaßt, 
dessen Zielvorstellungen m der Fortschreibung des 
Hochschulgesamtplans ihren Niederschlag gefun- 
den haben. 

Aus dem Haushalt des Staatsmiiüsteriums für Wirt- 
schaft und Verkehr hat der Freistaat Bayern 1986 
mnd 64,3 Mio DM für die Förderung von For- 
schung, Entwicklung, Technologie und Fachinfor- 
mation ausgegeben. 

Bei seiner Forschungs- und Technologiepohtik war 
und ist der Freistaat Bayern insbesondere bemüht. 


quahfizierte Forschung in allen Landesteilen — 
und insbesondere im Grenzland — anzusiedeln. 
Beispiel hierfür sind die mit beträchtlichen Kosten 
aufgebauten Universitäten Augsburg, Regens- 
burg, Bamberg, Bayreuth und Passau. Allerdings 
besteht nach wie vor in der räumhchen Verteüung 
der Forschungseinrichtungen ein Übergewicht der 
Region München, wo 2 Universitäten und eine 
Vielzahl außeruniversitärer Forschungseinrichtun- 
gen (Max-Planck-lnstitute, 2 Großforschungsein- 
richtungen und ein Forschungszentrum einer wei- 
teren Großforschungseinrichtung, Institute der 
Fraunhofer-GeseUschaft, Ifo-Institut für Wirt- 
schaftsforschung sowie sonstige bedeutende For- 
schungseinrichtungen) ihren Sitz haben. 

Der Freistaat Bayern wird daher seine Bemühun- 
gen weiterhin fortsetzen, auch die anderen Landes- 
teile bei der Errichtung von Forschungseinrichtun- 
gen angemessen zu berücksichtigen. 

2. Hochschulforschung und außeruniversitäre 
Forschung 

Ein wichtiges Anhegen der Forschungsförderung 
an den Hochschulen ist die Büdung von For- 
schungsschwerpunkten, wobei besonders lei- 
stungsfähige Hochschuleinrichtungen eine verbes- 
serte Grundausstattung erhalten, um auf diese 
Weise die Einwerbung zusätzlicher Drittmittel zu 
erleichtern und den evtl. Ausbau zu einem Sonder- 
forschungsbereich zu ermöghchen. Exemplarisch 
heben sich folgende Forschungsschwerpunkte an 
den bayerischen Universitäten heraus, teü weise in 
enger Verknüpfung mit außeruniversitären For- 
schungseinrichtungen : 

— Mikrostrukturforschung, einschheßhch Mikro- 
elektronik, an den Universitäten Erlangen- 
Nürnberg, München und Würzburg sowie bei 
der Fraunhofer-Arbeitsgruppe für Integrierte 
Schaltungen (AIS) in Erlangen und am Fraun- 
hofer-Institut für Festkörpertechnologie in 
München 

— Biochemie und Gentechnologie in München, 
Würzburg, Regensburg und Bayreuth, wobei 
vor allem das Gen-Zentrum an der Universität 
München und am Max-Planck-Institut für Bio- 
chemie in Martinsried zu nennen ist 

— Umweltforschung, insbesondere Luftschad- 
stofforschung innerhalb des Arbeitsprogramms 
der Gesellschaft für Strahlen- und Umweltfor- 
schung (GSF), die eng mit den Hochschulen 
zusammenarbeitet 

— Roboter-Technologie an der Technischen Uni- 
versität München und der Universität Erlangen- 
Nürnberg 

— Werkstoff- und Materialforschung an den Uni- 
versitäten Erlangen-Nürnberg, München und 
Würzburg sowie am Fraunhofer-Institut für Süi- 
catforschung in Würzburg 

— Kernfusion am Max-Planck-Institut für Plas- 
maphysik Garching in Zusammenarbeit vor al- 
lem mit den beiden Münchner Universitäten 
und der Universität Bayreuth 


204 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2049 


— Luft- und Raumfahrttechnik an der Techni- 
schen Universität München und bei der DFVLR 
in Oberpfaffenhofen 

— Geowissenschaften an dem neugegründeten 
Institut für geologische experimentelle Hoch- 
druckforschung an der Universität Bayreuth 

— Polymerforschung an der Universität Bay- 
reuth. 

Innerhalb der geisteswissenschaftlichen Diszipli- 
nen lassen sich folgende Forschungsschwerpunkte 
beispielsweise herausgreifen: 

~ Afrikanologie an der Universität Bayreuth, die 
in einem Sonderforschungsbereich eingebun- 
den ist 

— Wirtschafts- und Gesellschaftswissenschaften 
sowie historische Forschung an den Universitä- 
ten Augsburg, Erlangen-Nürnberg und Mün- 
chen, die mit außeruniversitären Forschungs- 
einrichtungen eng Zusammenarbeiten; wobei in 
München vor allem der Monumenta Germaniae 
Historica, die Historische Kommission und das 
Institut für Zeitgeschichte zu nennen wären 

— Literatur des Mittelalters, die als Sonderfor- 
schungsbereich an den Universitäten Würzburg 
und Eichstätt ausgebaut wurde 

— Ost- und Südosteuropakunde, an der auch 4 
außeruniversitäre Institute Zusammenwirken. 

3. Sonderforschungsbereiche 

An den bayerischen Universitäten sind derzeit 28 
Sonderforschungsbereiche eingerichtet, davon 3 
an der Universität Bayreuth, 2 an der Universität 
Erlangen-Nürnberg, 10 an der Technischen Uni- 
versität München, 6 an der Universität München, 3 
an der Universität Regensburg und 4 an der Uni- 
versität Würzburg. Von diesen 28 Sonderfor- 
schungsbereichen sind 3 den Geisteswissenschaf- 
ten, 16 den Biowissenschaften, 5 den Naturwissen- 
schaften und 4 den Ingenieurwissenschaften zuzu- 
ordnen. 

4. Drittmittel 

Den bayerischen Universitäten flössen im Jahr 
1985 Drittmittel in Höhe von rund 225 Mio DM zu. 
Der Umfang der eingeworbenen Drittmittel hat 
sich somit gegenüber den Jahren 1983 (rund 
167 Mio DM) und 1984 (rund 195 Mio DM) weiter 
erhöht. 

5. Kooperation mit der Wirtschaft 

An den bayerischen Hochschulen entwickeln sich 
verschiedene Formen und Möglichkeiten der in- 
tensiven Kontaktpflege und der Zusammenarbeit 
zwischen Hochschulen und Wirtschaft, wobei be- 
sonders folgende Einrichtungen und Aktivitäten zu 
nennen sind: 

— Die beiden Kontaktstellen für Forschungs- und 
Technologietransfer an den Universitäten Bay- 
reuth und Erlangen-Nürnberg, das „Zentrum 
für angewandte Mikroelektronik der bayeri- 
schen Fachhochschulen (2LAM) e. V.", sog. Ap- 
phkationszentren an der Universität Erlangen- 
Nürnberg und an der Technischen Universität 


München auf dem Gebiet der Robotertechnik 
und Technologiezentren (Erlangen-Nürnberg, 
München und Würzburg). 

— Folgende Kooperationsverträge von Hochschu- 
len mit Industrieflrmen: 

Die Kooperationsvereinbarung zwischen der 
TU München und der Firma Siemens zur Errich- 
tung des Walter-Schottky-Instituts für physika- 
tische Grundlagen der Halbleiter elektronik; 

die Vereinbarung der Universität Erlangen- 
Nürnberg mit der Firma Siemens zur Durchfüh- 
rung des „Projekts Automatisierte Produktions- 
systeme (PAP)"; 

ein besonderes Modell der Zusammenarbeit 
zwischen Hochschule und Wirtschaft stellt das 
geplante Bayerische Forschungszentrum für 
Wissensbasierte Systeme („Künstliche Intelli- 
genz") dar, mit dem Synergie-Effekte im Zu- 
sammenwirken von Hochschulen (Erlangen- 
Nürnberg, TU München, Passau) und der inter- 
essierten Wirtschaft erzeugt werden sollen. 

— Wesentliche Anstöße für die Forschungsland- 
schaft gehen auch von den Stiftungsprofessuren 
der Wirtschaft aus. Inzwischen sind 5 an den 
bayerischen Universitäten eingerichtet oder 
verbindlich geplant. 

6. Technologieförderung und Technologietransfer 

Der Freistaat Bayern fördert wirtschaftsnahe For- 
schung rmd Entwicklung, Innovation und neue 

Technologien, wobei auf folgende Maßnahmen 

hingewiesen wird: 

— Zur Verbesserung der Fachinformations-Infra- 
struktur wurden in Form eines landesweiten 
Netzes bei wirtschaftsnahen Institutionen regio- 
nale Informationsvermittlungsstellen geschaf- 
fen; derartige Einrichtungen befinden sich 

beim Ostbayerischen Technologie-Transfer- 
Institut e. V. (OTTI) in Regensburg, 
bei der Landesgewerbeanstalt Bayern (LG A) 
in Nürnberg und Hof, 

bei den Industrie- imd Handelskammern in 
Aschaffenburg, Augsburg, Lindau, Mün- 
chen und Würzburg, 

bei dem Zentrum für Angewandte Mikro- 
elektronik der bayerischen Fachhochschu- 
len (ZAM) e. V. in Burghausen. 

Beim Bauzentrum München besteht das 
branchenbezogene Bauinformations- Zen- 
trum (BIZ). 

— Der Verbesserung der Fachinformations -Ver- 
sorgung für die Wirtschaft in Bayern kommen 
auch die rund 20 Informationsvermittlungsstel- 
len zugute, die der Bundesminister für For- 
schung und Technologie im Rahmen eines Mo- 
dellversuchs fördert. 

— Als Hilfe zur Selbsthilfe für die gewerbliche 
Wirtschaft unterstützt der Freistaat Bayern seit 
1981 den Aufbau der Datenbank Druck, Papier, 
Textil. 

— Bestandteil des Bayerischen Technologie-Bera- 
tungs-Programms ist ein Technologietransfer- 
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Verbund-System, dem neben den Kontaktstel- 
len an den Hochschulen und außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen auch Kon taktstellen 
bei den Industrie- und Handelskammern, den 
Handwerkskammern und der Landesgewerbe- 
anstalt Bayern angehören. 

Jährhch werden ca. 800 Beratungen aus dem 
Programm bezuschußt. 

— Einen weiteren Grundpfeiler staathcher Tech- 
nologie- und Irmovationsförderung stellt das 
Bayerische Irmovationsförderungsprogramm 
dar. Im Rahmen dieses Programms werden risi- 
koreiche Erstinnovationen mittelständischer 
Unternehmen bis zur Entwicklung eines Proto- 
typs gefördert. Förderkriterien sind insbeson- 
dere Neuheit, Innovationshöhe und Risikoum- 
fang. Das Programm, in dem auch Professoren 
der Hochschulen als Gutachter und Projektlei- 
ter eingeschaltet werden, wird von der Wirt- 
schaft voll angenommen. 

— Das Bayerische Innovationsförderungspro- 
gramm erfährt seit 1985 eine Ergänzung durch 
das Bayerische Technologie -Einführungs -Pro- 
gramm. Im Zuge dieses neuen Programms soll 
mittelständischen Unternehmen der Einsatz zu- 
kunftsträchtiger Technologien in Produkten 
und in der Produktion erleichtert werden. 

— Um der bayerischen mittelständischen Wirt- 
schaft, die in der Regel die notwendigen For- 
schungsarbeiten nicht oder nicht in dem erfor- 
derhchen Umfang selbst durchführen kann, den 
Anschluß an die technische Entwicklung zu er- 
möghchen, fördert der Freistaat Bayern Vorha- 
ben der industriellen Gemeinschaftsforschung 
mit Zuwendungen. Dabei handelt es sich um 
Projekte, die vor allem in branchenbezogenen 
Einrichtungen der indsutriellen Gemeinschafts- 
forschung oder in hochschulfreien, anwen- 
dungsorientierten Forschungsinstituten durch- 
geführt werden. 

— Nach dem Programm zur Förderung der ratio- 
nellen Energiegewinnung und -Verwendung 
werden u. a. Vorhaben zur Entwicklung und 
Einführung neuer Energietechnologien geför- 
dert. Zur Begutachtung und wissenschaftiichen 
Begleitung von Fördervorhaben werden auch 
Hochschuhnstitute eingeschaltet. Auf diese 
Weise und durch Informationsaustausch mit 
Hochschulen wird der Technologietransfer auf 
diesem Gebiet gepflegt. 

7. Sonstige Programme und Maßnahmen 
des Landes 

Das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft 
und Verkehr hat einige umfangreiche Maßnahmen 
zur Verbesserung und Stärkung der Infrastruktur 
auf dem Gebiet der angewandten Forschung ge- 
troffen: 

— Um vor allem den kleinen und mittleren Unter- 
nehmen die rasche Anwendung der Mikroelek- 
tronik zu ermöghchen und ihre Wettbewerbsfä- 
higkeit zu verbessern, fördert der Freistaat Bay- 
ern neben Aufbau und Betrieb der „Arbeits- 
gruppe für Integrierte Schaltungen" der Fraun- 


hofer-Gesellschaft in Erlangen im Rahmen ei- 
ner Sonderfinanzierung auch den Ausbau der 
Einrichtungen des Fraunhofer-Instituts für Fest- 
körpertechnologie in München. Diese Aktivitä- 
ten werden in den Jahren 1985 bis 1990 mit ca. 
33 Mio DM gefördert. 

— Am Fraunhofer-Institut für Süicatforschung in 
Würzburg wird ein Verbundforschungsvorha- 
ben zur anwendungsorientierten Erforschung 
des Sol-Gel-Prozesses zur Herstellung und Ver- 
wendung neuer Werkstoffe gemeinsam mit den 
Universitäten Erlangen-Nürnberg und Würz- 
burg durchgeführt. Dafür wurden aus dem 
Haushalt des Bayerischen Staatsministeriums 
für Wirtschaft und Verkehr ca. 7 Mio DM bewü- 
hgt. 

— Weiterhin hat sich der Freistaat Bayern bereiter- 
klärt, zur Teilfinanzierung eines Neubaus für 
das Fraunhofer-Institut für Festkörpertechnolo- 
gie in München eine Sonderzuwendung in 
Höhe von 20 Mio DM zu gewähren. 

— Zudem wird der Grunderwerb, Bau und Erst- 
ausstattung für die Verlagerung des Fraun- 
hofer-Instituts für Lebensmit teltechnologie 
und Verpackung von München nach Weihen- 
stephan vom Freistaat Bayern mit rund 
21 Mio DM sonderfinanziert. 

— Mit Haushaltsmitteln in Höhe von 10 Mio DM 
sonderfinanziert der Freistaat Bayern in den 
Jahren 1986 bis 1990 anteiüg den Grunderwerb, 
die Errichtung und die Erstausstattung des Neu- 
baus des Fraunhofer-Instituts für atmosphäri- 
sche Umweltforschung in Garmisch-Partenkir- 
chen. 

— Der Freistaat Bayern hat für eine anteilige 
Finanzierung der Errichtung eines Zentrums für 
die europäische Raumfahrt Mittel in Höhe von 
ca. 42 Mio DM bereitgestellt. Dieses Zentrum 
soll bei der Deutschen Forschungs- und Ver- 
suchsanstalt für Luft- und Raumfahrt eingerich- 
tet werden und wird — entsprechend der vor- 
handenen Infrastruktur — Anlagen in Oberpfaf- 
fenhofen bei München und Köln-Porz betrei- 
ben. 

8. Nachwuchs: Fiebiger-Plan 

Über die bereits erwähnten Maßnahmen und Pro- 
gramme hinaus hat der Freistaat Bayern ein spe- 
zielles Programm zur Förderung hochqualifizierter 
Nachwuchswissenschaftler beschlossen (sog. Fie- 
biger-Plan), nach welchem von 1985 bis 1990 pro 
Jahr 20 Professorenstellen der BesGr. C 2 und C 3, 
also zusammen 120 Professorenstellen, zur Verfü- 
gung gestellt werden. Gegenwärtig sind etwa 50 
Stellen des Kontingents 1985, 1986 und 1987 be- 
setzt. 


2.3 Berlin 

1. Grundsätze und Schwerpunkte der Forschungs- 
und Technologiepolitik 

In Berhn wurden 1986 mehr als 4 Mrd DM für Wis- 
senschaft, Forschung und Lehre in Hochschulen, 
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außeruniversitären Einrichtungen und in der Wirt- 
schaft ausgegeben. Mit fast 100 000 Studenten, ca. 
40 000 Beschäftigten im Wissenschaftsbereich, da- 
von 12 000 Wissenschaftlern und über 200 For- 
schungseinrichtungen ist Berlin ein wissenschaft- 
hches Zentrum von internationalem Zuschnitt. 

Wissenschaftspohtik in Berhn knüpft an wissen- 
schaftliche Traditionen an und stützt sich auf ein 
nach dem Kriege wieder entwickeltes differenzier- 
tes Wissenschaftssystem von hoher Qualität: die 
Universitäten, die Fachhochschulen, die außeruni- 
versitären Forschungseinrichtungen und eine gute 
Infrastruktur. Sie fördert die Wissenschaften in ih- 
rer Breite von den Kulturwissenschaften bis zu den 
technischen Disziphnen, von der Grundlagenfor- 
schung bis hin zur angewandten Forschung. For- 
schungspohtik in Berhn berücksichtigt, daß Inno- 
vationen nur begrenzt planbar und abhängig sind 
von einem dicht vernetzten, wassenschafüich arbei- 
tenden Potential, das auch durch die kulturelle 
Attraktivität der Region begünstigt wird. 

Traditionelle Schwerpunkte sind in Berhn 

— die naturwissenschafthche Grundlagenfor- 
schung und 

— die Geistes- und Sozialwissenschaften 
in den letzten Jahren sind 

— informationstechnische Forschung 

— Produktions- und Konstruktionstechnik 

— Umwelt-, Energie- und Verkehrsforschung so- 
wie 

— Gesundheitsforschung 

verstärkt worden. Neue Aufgabenbereiche, wie 
z. B. in der Laser- und Weltraumtechnik, sind durch 
„institutioneUe Grundinvestitionen" in Arbeit ge- 
nommen. 

Das System der wissenschafüichen Einrichtungen 
whrd ständig erweitert und modernisiert: Durch In- 
iüativen zu neuen Forschungseinrichtungen, durch 
Überprüfung (Beiräte, Evaluationen, Forschungs- 
berichte, Gutachten) bestehender Einrichtungen 
und Arbeitsschwerpunkte. Entscheidend ist die Fä- 
higkeit der Einrichtungen, hochrangige Forscher 
zu berufen. 

Die Schwerpunktkataloge im Forschungsbereich 
der Bundesländer sind sich z. T. sehr ähnhch. Es 
geht nicht um ein flächendeckendes Angebot, um 
den Versuch der Konkurrenz auf allen Gebieten. 
Vielmehr versucht Berlin, in den Schwerpunkten 
das eigene Profil deuüich werden zu lassen und die 
Mittel langfristig auf die Ansätze zu konzentrieren, 
die zukunftsweisend und qualitativ tragfähig sind. 
Ein nicht unerhebh eher Teil der wissenschaftlichen 
Einrichtungen Berlins ist auf diese Weise in den 
letzten Jahren entstanden bzw. hat eine wissen- 
schaftliche Neuorientierung erfahren. Beispielhaft 
sollen hier genannt werden 

— Neuorientierung des Wissenschaftszentrums 
Berlin für Sozialforschung 

— Aufbau des WissenschaftskoUegs zu Berlin als 
neue Art der Forschungsförderung 


— Aufbau der Abteilung „Integrierte Optik" am 
Heinrich-Hertz-Institut 

— Gründung des Konrad-Zuse-Zentrums für In- 
formationstechnik 

— Aufbau des Instituts für Produktionsanlagen 
und Konstruktionstechnik der Fraunhofer- Ge- 
sellschaft 

und zuletzt die im Jahre 1987 gegründete Akade- 
mie der Wissenschaften, die ihre Eigenart in der 
interdisziplinären anwendungsbezogenen For- 
schung haben soU. 


2. Hochschulforschung und außeruniversitäre 
Forschung 


2.1 Hochschulforschung 

Die Qualität der Lehre ist wesenüich von den Lei- 
stimgen in der Forschung abhängig. Angesichts 
der bestehenden Investitionsprobleme sind die 
Hochschulen darauf angewiesen, an einem langfri- 
stigen Forschungsprofil zu arbeiten. Die Berliner 
Universitäten haben schon sehr früh, z. T. noch vor 
den entsprechenden Vorschlägen des Wissen- 
schaftsrates, ein inneruniversitäres Instrument der 
Förderung von Forschungsschwerpunkten aus 
zentralen Mitteln entwickelt. Mit diesem Instru- 
ment soU die Kooperation mehrerer Wissenschaft- 
ler in Projekten mit übergreifender Fragestellung 
für Drittmittelanträge, Sonderforschungsbereiche 
und Forschergruppen gefördert werden. Diese För- 
derung ist zeiüich befristet. An der Freien Univer- 
sität Berlin gibt es z. Z. ca. 60, an der Technischen 
Universität Berlin ca. 30 geförderte Projekte dieser 
Art. 

Im Rahmen sektoraler Forschungsschwerpunkte 
des Landes erfolgt auch eine besondere Profilie- 
rung bestimmter Bereiche der Hochschulen. 


Die Hochschulforschung ward vor allem durch die 
Sonderforschungsbereiche strukturiert. Gegen- 
wärtig werden von der Deutschen Forschungsge- 
meinschaft folgende Sonderforschungsbereiche in 
Berhn gefördert: 


SFB Nr. 6 Struktur und Dynamik von Grenzflä- 
chen 

SFB Nr. 9 Struktur, Funktion und Biosynthese 
von Peptiden und Proteinen 

SFB Nr. 69 Geo wissenschaftliche Probleme in 
ariden Gebieten 


SFB Nr. 174 Risikoabschätzimg von vorgeburth- 
chen Schädigungen 

SFB Nr. 181 Hochfrequenter RoUkontakt der Fahr- 
zeugräder 


SFB Nr. 203 Rechnerunterstützte Konstruktions- 
modelle im Maschinenwesen 


SFB Nr. 312 
SFB Nr. 335 
SFB Nr. 337 

SFB Nr. 339 


Gerichtete Membranprozesse 
Anisotrope Fluide 

Energie- und Ladungstransfer in mo- 
lekularen Aggregaten. 

Schaufeln und Scheiben in Gas- 
turbinen 
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Die DFG fördert ferner eine Forschergruppe auf 
dem Gebiet „nichttechnische Komponenten des 
Konstruktionshandelns bei zunehmendem CAD- 
Einsatz " . 

Ein Beweis für die Effizienz der Hochschulen und 
ihre Bereitschaft, auch mit Partnern der Wirtschaft 
zu kooperieren, sind die Drittmitteleinnahmen. Die 
Drittmittel der 3 Kuratorialhochschulen und der 3 
Fachhochschulen weisen eine steigende Tendenz 
auf und betrugen 1986 über 120 Mio DM. Hinzu 
treten inzwischen eine Reihe von Stiftungsprofes- 
suren aus der Wirtschaft, deren Besetzungsverfah- 
ren z. T. noch laufen. 

2.2 An-Institute 

In den letzten Jahren sind als neues Instrument 
auch in Berhn sog. „Institute an Universitäten" ein- 
gerichtet worden. Sie eignen sich besonders für 
eine praxisnahe Forschung, da sie privatrechthch 
organisiert sind, aber mit der Hochschule durch 
einen Kooperationsvertrag und durch Personal- 
union auf der Leitungsebene mit dem korrespon- 
dierenden Hochschulinstitut verbunden sind. 

Erfolgreich tätig sind bereits die folgenden Insti- 
tute: 

— Ingenieurgesellschaft für Aggregatetechnik 
und Verkehrsfahrzeuge mbH (lAV) an der 
Technischen Universität Berhn 

— Institut für Bahntechnik GmbH (IFB) an der 
Technischen Universität Berhn 

— Laser-Medizin-Zentrum GmbH Berhn an der 
Freien Universität Berhn 

— FestkÖrper-Laser-Institut Berhn GmbH an der 
Technischen Universität Berhn 

— Weltraum-Institut Berhn GmbH an der Freien 
Universität Berhn. 

Auch das von der Firma Schering und dem Land 
Berhn gemeinsam getragene 

— Institut für Genbiologische Forschung Ber- 
hn GmbH 

ist durch seinen Leiter und einen Kooperationsver- 
trag mit der Freien Universität Berhn verknüpft. 

Selbstverständhch arbeiten wissenschafthche Ein- 
richtungen Berhns über weitere Kooperationsver- 
träge auch ohne institutioneUen Rahmen mit Wirt- 
schaftsunternehmen zusammen. Zwischen einer 
Reihe von außeruniversitären Instituten und den 
Universitäten gibt es Vereinbarungen über ge- 
meinsame Berufungen. 

3. Technologieförderung und Technologietransfer 

Technologieförderung ist unter dem Gesichtspunkt 
der Modernisierung der Berhner Wirtschaftsstruk- 
tur, der Gewinnung und langfristigen Sicherung 
von Arbeitsplätzen ein wesenüicher Bereich der 
Berhner Wirtschaftspohtik. 

Ein typisches Berhner Strukturproblem ist das un- 
terentwickelte industrieUe Forschungspotential vor 
ahem im Bereich der kleinen und mittleren Be- 
triebe der Berliner Wirtschaft. Hier macht sich der 
geographische Standortnachteil Berhns deuÜich 


bemerkbar. Wesenthche Impulse gehen somit vom 
öff entheben Forschungssystem aus. 

Die institutioneUe Forschungsförderung, die außer- 
halb der Hochschulen zu einem großen Teü zum 
Bereich der gemeinsamen Finanzierung mit Bund 
und Ländern gehört, wird durch die Bildung sekto- 
raler Förderschwerpunkte und durch die Projekt- 
förderung ergänzt, die eine Querschnittsfunktion 
haben. In EinzelfäUen kann über einen Titel „nicht- 
technische Forschung" kurzfristig und flexibel 
wichtiger Forschungsbedarf aufgegriffen werden, 
z. B. durch ein Sofortprogramm „ Sozialwissen- 
schaf Üiche Aidsforschung", das gerade aufgelegt 
wird. 

Hochschulen, außeruniversitäre Einrichtungen, 
Unternehmen der Industrie wirken, z. T. unter- 
stützt durch besondere Programme des Landes, in 
einem technologiepohtischen Rahmen zusammen. 
Die Schwerpunkte sind: 

— Mikroelektronik/Informationstechnik 

— Biotechnologie/Gentechnologie 

— Energieforschung 

— Verkehrsforschung 

— Umwelttechnologie, Rohstoff- und Recycling- 
forschung, 

— Fertigungstechnik 

— Raumfahrttechnologie 

— Material- und Werkstofftechnik. 

Die Projektförderung wirkt als ein erprobtes Instru- 
ment zeitlich befristeter Zusammenarbeit von For- 
schungsinstituten, Ingenieurbüros und industriel- 
len Entwicklungsabteilungen. Als Beispiel ist das 
Projekt BERKOM (Berhner Kommunikatio ns Sy- 
stem) zu nennen, das die Entwicklung eines multi- 
funktionalen Breitband-Kommunikationssystems 
(Hochgeschwindigkeits-Datenübertragungsnetz) 
als Püotnetz vorsieht. 

Wesentheh für das Image des Wissenschaftsstand- 
orts Berhn ist das Klima für Innovationen. Gleich- 
zeitig ist es aber auch notwendig, Instrumente be- 
reitzustehen, die insbesondere die kleinen und 
mittleren Unternehmen bei der Entwicklung inno- 
vativer Produkte und Verfahren unterstützen. Dazu 
gehört, das Potential der Hochschulen und außer- 
universitären Forschungseinrichtungen für die Un- 
ternehmen zu erschheßen. 

In den Berhner Hochschulen wurden die ersten 
TransfersteUen an bundesdeutschen Hochschulen 
errichtet. Deren Aufgabe ist es, Kontakte zwischen 
Wissenschaft und Wirtschaft herzusteUen, um die 
Übertragung von Forschungsergebnissen in die 
Praxis zu erleichtern. 

Bei der Technischen Universität Berhn hat sich die 
bereits seit 1977 bestehende Agentur „TU-Trans- 
fer " außerordentheh bewährt. Die Freie Universität 
Berlin hat Mitte 1984 eine „FU-Forschungsvermitt- 
lungsstelle" eingerichtet, die Technische Fach- 
hochschule Berhn verfügt seit Mitte 1985 ebenfahs 
über eine Transfereinrichtung. Anfang 1987 hat die 
Hochschule der Künste eine Design-Transf erstehe 
eingerichtet. 
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Die außeruniversitären Institute verfügen z. T. über 
eigene Transferbeauftragte. 

Den Hochschultransferagenturen steht auf der 
Seite der Wirtschaft die Technologievermittlungs- 
agentur (TVA e. V.) gegenüber. Dieser Organisa- 
tion obliegt es, Kooperationswünsche der Industrie 
mit der Wissenschaft zu koordinieren und insbe- 
sondere den kleinen und mittelständischen Betrie- 
ben bei der Umsetzung konkreter Leistungspakete 
zu helfen. 

Im Rahmen dieser Transferkonzeption ist eine 
Reihe von Instrumenten entwickelt worden, die 
sich inzwischen bewährt haben. 

— Der Innovationsassistent: seit September 1982 
kann die Einstellung und Beschäftigung von 
Hochschulabsolventen als Fach- und Führungs- 
kräfte in kleinen und mittleren Unternehmen 
der Berhner Wirtschaft mit einer Zuwendung 
von 40 % des steuerpflichtigen Bruttogehaltes 
für die Dauer von 12 Monaten gefördert wer- 
den. 

— Die Technologiepartnerschaften durch direkte 
Kooperationsverträge zwischen wissenschaftii- 
chen Einrichtungen und einzelnen Betrieben 
(z. B. zwischen der TU Berhn und Siemens auf 
dem Gebiet der Software-Entwicklung oder 
zwischen der TU Berhn imd IBM auf dem Ge- 
biet des rechnergestützten Konstruierens) . 

— In den weiteren Zusammenhang gehören auch 
das Berhner Innovati ons- und Gründerzentrum 
(BIG) und der Technologie- und Innovations- 
park (TIP). Berhn hat die Vorreiterrohe beim 
Aufbau von Gründerzentren übernommen. 
Kleine, hochspeziahsierte Technologiefirmen 
bekommen die Chance, sich in den Gebäuden 
der ehemaligen AEG niederzulassen. In der 
Nähe etabherter Forschungsinstitute wird den 
Unternehmen in den schwierigen Aufbau] ahren 
eine Unterstützung gewährt durch zeithch be- 
fristete Zuschüsse zu den ahgemeinen Büro- 
und Verwaltungsleistungen. Den jungen Unter- 
nehmen wird dadurch ein attraktives Umfeld 
geboten. Dieses bisher weitgehend positiv ver- 
laufene Experiment muß sich künftig unter 
marktwirtschafthchen Bedingungen bewäh- 
ren. 

4. Sonstige Maßnahmen 

Eine wichtige Zukunftsaufgabe ist es, über die be- 
stehenden Partnerschaften und Kooperationen in 
einzelnen Bereichen noch gezielter die internatio- 
nale Zusammenarbeit zu suchen, im Rahmen der 
Forschungsprogramme der EG (bisher ist Berhn 
z. B. an ESPRIT, RAGE und BRITE beteüigt), der 
Kooperation mit außereuropäischen Lndustrielän- 
dem aber auch mit SchweUenländem und Staaten 
der Dritten Welt. Die besondere Lage Berhns muß 
durch eine besonders aktive internationale Zusam- 
menarbeit kompensiert werden. Dazu gehört der 
hohe Anteil ausländischer Studenten an den Berh- 
ner Hochschulen, der wissenschafthche Austausch, 
internationale Kooperationen im Rahmen konkre- 
ter Projekte (z. B. im Rahmen des Sonderfor- 
schungsbereichs „Aride Gebiete") sowie die Bün- 


delung regionenspezifischer Forschung in den Uni- 
versitäten und wissenschafthchen Einrichtungen 
unter dem Gesichtspunkt der Ausbildung, der In- 
formation und der Anwendung des Wissens für 
kulturelle ökonomische und pohtische Kooperatio- 
nen. 

Forschungspohtik ist immer offen. Die Herausfor- 
derungen und damit die Akzente verändern sich 
ständig. Sie kann nur die Bedingungen schaffen, 
die geeignet sind, Quahtät zu fördern und sie muß 
versuchen, die richtigen Fragen zu formuheren. 


2.4 Freie Hansestadt Brennen 

1. Grundsätze und Schwerpunkte der Forschungs- 
und Technologiepolitik 

Im Hochschulgesamtplan 1987 — 1991 und im For- 
schungsinfrastrukturplan 1987 — 1995 (beide vom 
Senat der Freien Hansestadt Bremen im Mai 1987 
beschlossen) sind die Ziele, Leitlinien und Schwer- 
punkte der Wissenschafts- und Forschungspohtik 
der Freien Hansestadt Bremen dargelegt. Insbe- 
sondere mit der Beschlußfassung über den For- 
schungsinfrastrukturplan, der für den Ausbau der 
Forschungsinfrastruktur im Lande Bremen mit ei- 
nem Zeit- und Planungshorizont bis 1995 ein zu- 
sätzliches Mittelvolumen von 400 Mio DM vor- 
sieht, unterstreicht der Senat die Priorität und den 
zentralen Stehenwert, die er — angesichts erhebh- 
cher Wirtschaftsstrukturprobleme — auch unter 
schwierigsten Haushaltsbedingungen dem weite- 
ren Ausbau der Forschungsinfrastruktur für die 
künftige ökonomische und soziale Entwicklung 
Bremens beimißt. 

Ausgehend davon, daß die klassischen Metropolen 
und Oberzentren als Trendführer vom gegenwär- 
tig ablaufenden Prozeß schneher ökonomischer 
und technischer Veränderungen besonders betrof- 
fen sind, da sie einen Ökonomisch bedeutsamen 
Teü ihrer herkömmhchen Funktionen vertieren 
und insoweit eine Neupositionierung im Gefüge 
der interregionalen Arbeitsteilung vornehmen 
müssen, hält die Bremer Forschungspohtik eine 
solche Neupositionierung angesichts der veränder- 
ten weltweiten Rahmenbedingungen nur auf der 
Basis einer leistungsfähigen Wissenschafts- und 
Forschungsinfrastruktur für möghch, da diese zu 
einem entscheidenden, an Bedeutung noch weiter 
zunehmenden Standortfaktor geworden ist, der in 
wachsendem Maße die Wettbewerbsfähigkeit von 
Regionen und Oberzentren bestimmt. 

Unter Berücksichtigung des Nachholbedarfs Bre- 
mens konzentrieren sich deshalb die forschungspo- 
htischen Anstrengungen des Senats in den näch- 
sten Jahren in erster Linie auf die Schaffung 
leistungsfähiger, zukunftsorientierter und hin- 
reichend ausdifferenzierter wlssenschafthcher 
Gnmdstrukturen (durch Umstrukturierung, Mo- 
dernisierung und Ausbau des Bestandes im univer- 
sitären und außeruniversitären Bereich), die zu- 
gleich — auch unter Berücksichtigung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur und daraus abgeleite- 
ter Anforderungen — Schwerpunktbildungen und 
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die Ansiedlung weiterer außeruniversitärer For- 
schungseinrichtungen ermöglichen. Langfristig 
dabei verfolgtes Ziel ist der Aufbau einer wissen- 
schaftlichen Infrastruktur, die auch im Hinbhck auf 
zukünftige Entwickungen und Anforderungen der 
oberzentralen Funktion Bremens in jeder Hinsicht 
~ sowohl qualitativ wie auch quantitativ — Rech- 
nung trägt. 

Schwerpunkte für den weiteren Ausbau sowohl 
des Hochschul- wie auch des außeruniversitären 
Forschungsbereichs sind nach dem Forschungsin- 
frastrukturplan insbesondere die Bereiche (ein- 
schließlich der jeweils komplementären Fachrich- 
tungen) : 

— Meeresforschung/Polarforschung/Meerestech- 
nik 

— UmweltforschungZ-technik, 

Biotechnologie, Gesundheit 

— Informationstechnik und Mikroelektronik 
— Werkstoff- und Produktionstechnik 
— Luft- und Raumfahrttechnik; 

hinzu treten einzelne Schwerpunktförderungen im 
geistes- und sozialwissenschaftlichen Bereich. 

2. Hochschulforschung und außeruniversitäre 
Forschung 

Träger der institutionell geförderten Forschung in 
der Freien und Hansestadt Bremen sind die Univer- 
sitäten Bremen, 17 vorwiegend kleinere außeruni- 
versitäre Forschungseinrichtungen bzw. Außen- 
stellen/Teilinstitute solcher Forschungseinrichtun- 
gen, die ihren Hauptsitz nicht im Lande Bremen 
haben, sowie 3 Fachhochschulen. Mit dem Alfred- 
Wegener-Institut für Polar- und Meeresforschung 
(Großforschungseinrichtung) und dem Deutschen 
Schiffahrtsmuseum (Forschungsmuseum der 
Blauen Liste) sind 2 Einrichtungen in die gemein- 
same Forschungsförderung durch Bund und Län- 
der gemäß Artikel 91b GG einbezogen. 

Die außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
sind in der Regel über Kooperationsverträge mit 
der Universität Bremen verbunden, die leitenden 
Wissenschaftler dieser Einrichtungen sind in die- 
sem Rahmen in der Regel zugleich Professoren der 
Universität (gemeinsames Berufungsverfahren). 

Neben dem weiteren Ausbau der Meeres- und Po- 
larforschung, die inzwischen den bedeutsamsten 
Forschungsschwerpunkt im Lande Bremen dar- 
stellt, sind folgende, inzwischen begonnene Ein- 
zelausbaumaßnahmen hervorzuheben: 

— an der Universität Bremen erfolgt ein weiterer 
Ausbau des Fachbereichs Produktionstechnik 
(2. Ausbaustufe); 

— im außeruniversitären Bereich erfolgt im engen 
(auch räumlichen) Verbund mit dem Fachbe- 
reich Produktionstechnik der Universität im 
Rahmen des Forschungszentrums für Oberflä- 
chentechnik die Konzentration und der Ausbau 
der Werkstofftechnik/Oberflächentechnik/La- 
sertechnik (Materialbearbeitung)/Zerstörungs- 
freie Werkstoffprüfung/Qualitätssicherungs- 
technik; in diesem Zusammenhang erfolgt auch 


eine Neuordnung der amtlichen Materialprü- 
fung des Landes Bremen, die dem Institut für 
Werkstofftechnik zugeordnet wurde; 

— Aufbau eines Forschungsschwerpunktes Raum- 
fahrttechnik/Weltraumforschung an der Uni- 
versität Bremen, auch durch den Bau eines Fall- 
turmes für Kurzzeitexperimente unter Schwere- 
losigkeit; 

— Aufbau eines CIM-Integrationszentrums am 
Bremer Institut für Betriebstechnik und ange- 
wandte Arb eits Wissenschaft; 

— Aufbau eines Zentrums für Sozialpolitik in der 
Universität Bremen. 

Anträge auf Einrichtung eines Sonderforschungs- 
bereichs an der Universität Bremen (Sozialwissen- 
schaften, Marine Geowissenschaften, Meeresche- 
mie) befinden sich gegenwärtig in Vorbereitung. 

Die Drittmittelentwicklung aller bremischen For- 
schungseinrichtungen wies in den letzten Jahren 
eine deutlich steigende Tendenz auf, die Drittmit- 
tel-IST-Ausgaben der Universität stiegen von 1984 
auf 1986 von 7,1 Mio DM auf 13,7 Mio DM; dies 
entspricht einer Steigerungsrate von 93 %. 

3. Technologieförderung und Technologietransfer 

Die Maßnahmen zur Modernisierung, zur Um- 
strukturierung und zum Ausbau der wissenschaft- 
lichen Infrastruktur und zur Ansiedlung weiterer 
außeruniversitärer Forschungseinrichtungen wer- 
den ergänzt durch Maßnahmen des 1987 fortge- 
schriebenen Bremischen Innovationsprogramms 
zur Förderung des Technologietransfers und der 
Technologieentwicklung in der Wirtschaft. Hierfür 
sind im Bremischen Innovationsprogramm für den 
Zeitraum 1988 — 1991 67 Mio DM und ab 1992 
jährlich 28 Mio DM vorgesehen. Das Programm 
1988 — 1995 hat folgende Ziele bzw. enthält fol- 
gende Maßnahmen; 

— Verstärkung der Kooperation zwischen Wirt- 
schaft und Wissenschaft, z. B. durch die Förde- 
rung von gemeinsamen FuE-Vorhaben der ge- 
werblichen Wirtschaft mit Forschungseinrich- 
tungen bzw. Hochschulen, durch Einrichtung 
von Transferstellen in Hochschulen als An- 
sprechpartner für die Wirtschaft sowie durch die 
Einrichtung eines Technologietransfer Zentrums 
an der Hochschule Bremerhaven im Hinblick 
auf die besonders schwierige regionale Wirt- 
schaftsstruktursituation ; 

— Förderung des Personaltransfers, z. B. durch die 
Programme „Innovationspraktikum" für Stu- 
denten, „Innovationsassistent" für Hochschul- 
absolventen sowie „Forscher in die Industrie" 
für das wissenschaftliche Personal in Hochschu- 
len; 

— Förderung technologieorientierter Untemeh- 
mensgründungen, z. B. durch den Ausbau des 
erfolgreich arbeitenden Bremer Innovations- 
und Technologiezentrums (BITZ) m unmittelba- 
rer Nachbarschaft zur Universität Bremen, 
durch den Aufbau eines Technologieparks im 
Umfeld der Universität Bremen sowie durch die 
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Einrichtung eines Innovations- und Technolo- 
giezentrums in Bremerhaven; 

— Verbesserung der Informationen über neue 
Technologien, z. B. durch die Förderung der Pa- 
tentschriftenauslegestelle in der Hochschule 
Bremen, durch die Verbesserung des Techni- 
schen Beratungsdienstes im Lande Bremen, 
durch die Fortführung der bremischen Außen- 
stelle des VDI/VDE Technologiezentrums Infor- 
mationstechnik sowie durch die Verstärkung 
der Förderung von Messen und Messenbeteili- 
gungen; 

— Förderung neuer Schlüsseltechnologien durch 
den Aufbau von technologiespezifischen Trans- 
fersteUen für Umwelttechnologie, Mikroelek- 
tronik, Meerestechnik, Biotechnologie und 
Werkstofftechnik sowie durch die Förderung 
der Anwendung moderner Informations- und 
Kommunikationstechniken . 

4. Sonstige Programme und Maßnahmen 
des Landes 

Einen weiteren Schwerpunkt der Arbeit des Senats 
stellt das Programm „Arbeit und Umwelt" dar, in 
dessen Rahmen in- größerem Umfang umweltrele- 
vante Forschungs- und Entwicklungsarbeiten vor- 
gesehen sind. In Planung und im Aufbau begriffen 
sind Programme zu den interdisziplinären Schwer- 
punkten „Arbeit und Technik" sowie „Technik 
und Büdung". 


2.5 Freie und Hansestadt Hamburg 

1. Die Forschungs- und Energiepohtik Hamburgs 
muß sich, bedingt durch die Verringerung finan- 
zieller Mittel sowie Veränderung der wirtschaftli- 
chen Bedingungen, in zunehmendem Maße auf die 
Festlegung von Prioritäten in der öffenüich finan- 
zierten Forschung konzentrieren. Dabei soU die öf- 
fenüich finanzierte Forschung auch dazu beitra- 
gen, die Arbeits- und Lebensbedingungen der Re- 
gion zu verbessern und die wirtschafüiche und 
finanzielle Leistungskraft Hamburgs zu fördern. 

Die Hamburger Schwerpunktsetzung in der staaüi- 
chen Forschungspohtik richtet sich aufgrund der 
aktuellen Problemlage insbesondere auf die Ge- 
biete der Biotechnologie, der Meeresforschung, der 
Ressourcenschonung, des Schutzes von Umwelt 
und Gesundheit, der Entwicklung neuer Technolo- 
gien, die für Hamburg zukunftsträchtig sind sowie 
auf Veränderungen der Arbeitswelt. 

Hamburg wird zudem das Zusammenwirken auf 
dem Gebiet der Forschung mit den Einrichtungen 
der Industrie, dem Dienstleistungsgewerbe und 
der übrigen Wirtschaft sowie mit allen gesellschaft- 
hchen Kräften weiter fördern. Dazu gehört auch, 
daß über einen verstärkten Technologietransfer Er- 
gebnisse von Wissenschaft und Forschung zugäng- 
lich und nutzbar gemacht werden. 

Die Forschung wird insbesondere im Technologie- 
bereich von vornherein die Konsequenzen ihrer 
Forschungsergebnisse im Hinbhck auf deren Um- 
welt- und Sozialverträglichkeit zu bedenken ha- 


ben. Insoweit wird der Technologiefolgenabschät- 
zung in der Zusammenarbeit zwischen Naturwis- 
senschaften, Technik und Sozial- und Geisteswis- 
senschaften besondere Bedeutung zukommen. 

2. Zum Hamburger Hochschulbereich gehören die 
Universität Hamburg mit dem Universitäts -Kran- 
kenhaus Eppendorf, die Technische Universität 
Hamburg-Harburg, die Fachhochschule Hamburg, 
die Hochschule für Wirtschaft und Pohtik, die 
Hochschule für büdende Künste, die Hochschule 
für Musik und darstellende Kunst, die Fachhoch- 
schule für Öffentliche Verwaltung, die Universität 
der Bundeswehr Hamburg sowie die Evangehsche 
Fachhochschule für Sozialpädagogik. 

Im Bereich der Forschung arbeiten alle Hochschu- 
len zusammen. Daneben hat die enge Kooperation 
mit der Berufspraxis große Bedeutung. 

Die Intensivierung der Forschungsaktivitäten an 
den Hamburger Hochschulen wird auch durch den 
Umfang der Drittmittelzuwendung deutlich, der im 
Jahre 1986 insgesamt rund 63 Mio DM betrug. 

An den Hamburger Hochschulen sind z. Z. 4 Son- 
derforschungsbereiche angesiedelt; es handelt sich 
dabei um 

- SFB 232 - 

Funktion und Defekte von Rezeptorensystemen 
(Universität Hamburg und Medizinische Hoch- 
schule Lübeck — 1985 bis 1987) 

- SFB 238 - 

Prozeßnahe Meßtechnik und systemdynamische 
ModeUbüdung für mehrphasige Systeme (Techni- 
sche Universität Hamburg — Erstförderung 1986 — 
1988) 

- SFB 318 - 

Klimarelevante Prozesse im System Ozean-Atmo- 
sphäre-Kryosphäre (Universität Hamburg — Erst- 
förderung 1986 — 1988) 

- SFB 327 - 

Wechselwirkung zwischen abiotischen und bioti- 
schen Prozessen in der Tide-Elbe (Universität 
Hamburg — Erstförderung 1986 — 1988). 

Die Einrichtung weiterer Sonderforschungsberei- 
che ist geplant. 

Neben den Hochschulen gibt es in Hamburg eine 
Reihe weiterer Einrichtungen, die Forschung be- 
treiben oder forschungsbezogene Dienstleistungen 
erbringen und die direkt oder indirekt mit öffentii- 
chen Mitteln gefördert werden. Dabei handelt es 
sich um eine Großforschungseinrichtung (Deut- 
sches Elektronen- Synchrotron), 2 Max-Planck-In- 
stitute (Max-Planck-Institut für Meteorologie, 
Max-Planck-Institut für ausländisches und interna- 
tionales Privatrecht), 4 Einrichtungen der Blauen 
Liste (Bemhard-Nocht-Institut für Schiffs- und Tro- 
penkrankheiten, Heinrich-Pette-Institut für experi- 
mentelle Virologie und Immunologie an der Uni- 
versität Hamburg, HWWA — Institut für Wirt- 
schaftsforschung — Hamburg, Stiftung Deutsches 
Überseeinstitut, Hamburg) und 9 sonstige Einrich- 
tungen (Hans-Bredow-Institut für Rundfunk und 
Fernsehen an der Universität Hamburg, Institut für 
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Friedensforschung und Sicherheitspohtik an der 
Universität Hamburg, Institut für die Geschichte 
der deutschen Juden, Joachim-Jungius-Gesell- 
schaft für Wissenschaft e. V. Hamburg, UNESCO- 
Institut für Pädagogik, Institut für Integrationsfor- 
schung der Stiftung Europakolleg, Hamburgische 
Schiffbauversuchsanstalt GmbH, Forschungsstelle 
für die Geschichte des Naüonalsoziahsmus in 
Hamburg und Hamburger Bibhothek für Sozialge- 
schichte und Arbeiterbewegung, Geologisches 
Landesamt), die z. T. untereinander und mit den 
Hochschulen eng Zusammenarbeiten. 

Die Forschungsgebiete der Hamburger Hochschu- 
len und wissenschaftlichen Einrichtungen sind 
breit gefächert. Die Schwerpunkte liegen zum ei- 
nen auf Forschungsgebieten, die traditionell in 
Hamburg angesiedelt sind und die aufgrund ihrer 
regionalen Bezüge und Bedeutung zu den heraus- 
ragenden wissenschaftlichen Arbeitsfeldern Ham- 
burgs gehören, und zum anderen betreffen sie ak- 
tuelle Forschungsaufgaben. Als wesentliche For- 
schungsschwerpunkte sind zu nennen: 

— Meeresforschung 

Beabsichtigt ist die Errichtung eines „Zentrums 
für Marine und Atmosphärische Wissenschaf- 
ten an der Universität Hamburg". Das in Ham- 
burg vorhandene Potential auf dem Gebiet der 
Meeresforschung soll durch die thematische 
und organisatorische Verknüpfung bestehen- 
der Bundes- und Landeseinrichtungen in eine 
leistungsfähige und mit den erforderhchen Res- 
sourcen ausgestattete zentrale Einrichtung der 
Meeresforschung überführt werden. In diesem 
Zentrum werden Einrichtungen der Universität 
Hamburg sowie die Bundeseinrichtung Biologi- 
sche Anstalt Helgoland zusammengefaßt. Als 
erster Schritt wurde eine entsprechende Koope- 
rationsvereinbarung unterzeichnet. Das Ver- 
fahren zur Begutachtung durch den Wissen- 
schaftsrat ist eingeleitet. 

— Klimaforschung 

Die bereits seit 1985 geführten Verhandlungen 
zwischen dem Bundesminister für Forschung 
und Technologie, der Max-Planck-Gesellschaft, 
dem Forschungszentrum Geesthacht GmbH 
(GKSS) und Hamburg über die Errichtung eines 
deutschen Klimarechenzentrums in Hamburg 
sind mit der Unterzeichnung eines entsprechen- 
den Rahmenvertrages zum Abschluß gekom- 
men. Am Klimarechenzentrum werden in inter- 
disziphnärer Zusammenarbeit Wissenschaftler 
aus den verschiedenen, zur Klimaforschung 
beitragenden Disziplinen gemeinsame Arbei- 
ten durchführen. Es geht um die Erforschung 
der zukünftigen Entwicklung des globalen Kh- 
mas der Erde und des regionalen Klimas in der 
Bundesrepubhk. Für Hamburg bedeutet das 
Zentrum eine erhebüche Verbesserung der wis- 
senschaftlich-technischen Infrastruktur und da- 
mit der allgemeinen For schungsbedingungen 
und bietet darüber hinaus die Chance, zu einem 
internationalen Forschungsschwerpunkt der 
Klimatologie zu werden. Vergleichbare Zentren 


gibt es nur in den USA und in Großbritan- 
nien. 

— Biotechnologie 

Um die Bedeutung Hamburgs als einen wichti- 
gen biotechnologischen Forschungsstandort zu 
erhalten und weiter zu entwickeln, werden die 
in Hamburg vorhandenen Aktivitäten, die sich 
über eine Reihe von Instituten und Forscher- 
gruppen innerhalb und außerhalb der Hoch- 
schulen erstrecken, durch weitere Schwer- 
punktbildung ausgebaut. Dafür ist ein Konzept 
für einen Forschungsschwerpunkt in der Uni- 
versität Hamburg entwickelt worden mit den 
Fachrichtungen : 

1. Molekulare Neurobiologie am Fachbereich 
Medizin 

2. Biotechnologie/Angewandte Molekularbio- 
logie der Pflanzen am Institut für allgemeine 
Botanik am Fachbereich Biologie. 

Das Gesamtkostenvolumen für diesen For- 
schungsschwerpunkt beträgt rund 52 Mio DM 
für Investitionen und rund 4 Mio DM für Perso- 
nal. 

— Kooperationsstelle „Zentrum Altlastensanie- 
rung, Recycling und Abfallwirtschaft" (ZARA) 

Am 16. 12. 1987 ist das „ZARA" auf der Grund- 
lage einer interpersonellen Vereinbarung für 
eine gemeinsame Kooperationsstelle von der 
Universität Hamburg und der Technischen Uni- 
versität Hamburg-Harburg gegründet worden. 
Das ZARA wird — mit dem Ziel der späteren 
Gründung einer juristischen Person — als An- 
laufstelle für Aufgaben aus dem Bereich der Alt- 
lastensanierung, des RecycÜngs und der AbfaU- 
wirtschaft fungieren. Durch Bündelung und 
Koordinierung bestehender Kapazitäten sowie 
der wissenschafüichen Kooperation zwischen 
der Technischen Universität Hamburg-Harburg 
und der Universität Hamburg wird es die inter- 
disziphnäre Bearbeitung von Aufgaben auch 
solchen mit komplexer Fragestellung, sicher- 
stellen und im Rahmen seiner Möglichkeiten für 
eine optimale Bearbeitung von Forschung und 
Entwicklungsaufgaben sorgen. 

Das „ZARA" hat insbesondere die Aufgaben, 

— interdiszipünäre Forschung und Entwick- 
lung auf den Gebieten der Altlastensanie- 
rung, der AbfaUtechnik, der Abfallvermei- 
dung und des RecycÜngs zu koordinieren 
und 

— als federführende SteUe für die Bearbeitung 
interdiszipünärer Forschungs- und Entwick- 
lungsvorhaben zur Verfügung zu stehen, 

— für die Veröffentüchung und DarsteUung der 
durchgeführten Arbeiten zu sorgen, 

— Forschungs- und Entwicklungsmittel einzu- 
werben, zu verwalten bzw. ggf. weiterzuver- 
teüen. 

~ Einrichtung eines Labors für Künstüche Intelli- 
genz (KI) 

In Hamburg hat der Informationssektor in den 
letzten Jahren immer mehr an Bedeutung ge- 
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Wonnen. Fast die Hälfte aller Hamburger Er- 
werbstätigen gehen informationsbezogenen 
Berufen nach. Darüber hinaus ist Hamburg das 
norddeutsche Zentrum der Informationstech- 
nik. Dies gilt sowohl für den wissenschaftlichen 
Bereich in Lehre und Forschung als auch für den 
industriellen Bereich der Produktion. Das 
„Hamburger Kl-Labor" soll auf der Basis der 
bestehenden KI-Gruppen an der Universität 
Hamburg aufgebaut werden. Dabei ist an fol- 
gende Disziphnen gedacht: 

~ Natürlich-sprachhche Systeme 
— Bildverarbeitung und Bildverstehen 
— Robotik 
— Expertensysteme 
— Wissensrepräsentation und Lernen. 

Aufgabe des „Hamburger Kl-Labors" wird sein, 
Transfer-Projekte zu bearbeiten, die sowohl aus 
industrieller als auch universitärer Sicht interes- 
sant sind. Dadurch soll erreicht werden, daß 
wissenschaftliche Grundlagen für Anwen- 
dungsentwicklungen der umliegenden Indu- 
strie erarbeitet werden sowie Kl-Methoden und 
Kenntnisse aus der universitären Forschung zu 
den Anwendern fheßen können. 

3. Mit dem Ziel, über einen verstärkten Technologie- 
transfer die Ergebnisse von Wissenschaft und For- 
schung für alle zugänghch zu machen und die Zu- 
sammenarbeit zwischen Wissenschaft und Wirt- 
schaft zu verbessern, wurden in Hamburg in den 
letzten Jahren eine Reihe von regionalen Einrich- 
tungen geschaffen. Zu den Kooperationspartnern 
gehören neben der Hamburger Wirtschaft auch 
Hamburger Behörden (Behörde für Wissenschaft 
und Forschung, Behörde für Wirtschaft, Verkehr 
und Landwirtschaft), Arbeitnehmer und ihre Ge- 
werkschaften, Verbände. Folgende Einrichtungen 
seien genannt: 

— die Technologie Vermittlung der Technischen 
Universität Hamburg (Einrichtung 1982) 

— die zentrale Anlauf- und Kontaktstelle für den 
Technologietransfer (seit 1981) sowie ein 1984 
benannter Beauftragter für den Technologie- 
transfer innerhalb der Universität Hamburg 

— das Technologieberatungszentrum Hamburg, 
das 1984 als rechtlich selbständige Stiftung ein- 
gerichtet wurde 

— der Arbeitskreis Technologieförderung in Ham- 
burg. Ihm gehören Vertreter von Kammern und 
Verbänden, Behörden und Hochschuleinrich- 
tungen, von Ingenieurbüros und die Technolo- 
gieberatungssteUe des DGB an 

— das Hamburger Institut für Technologieförde- 
rung, das 1980 von Wissenschaftlern der Uni- 
versität Hamburg und der Technischen Univer- 
sität Hamburg-Harburg sowie Vertretern der 
Wirtschaft gegründet wurde 

— der Forschungsbereich „Arbeitsplatzschutz und 
Arbeitsplatzgestaltung" bei der Behörde für 
Wissenschaft und Forschung (seit 1983), der 
Forschungsarbeiten, die zur Lösung zentraler 
Probleme der Arbeitswelt beitragen können, an 


Hamburger Hochschulen und Forschungsein- 
richtungen initiieren soU 

— die Technologieberatungsstelle des DGB 

— ferner werden beim Deutschen Elektronen- 
Synchrotron (DESY) seit 1979 die Belange des 
Technologietransfers für den dortigen Bereich 
durch einen besonderen Beauftragten wahrge- 
nommen. 

4. Neben den vorgenannten Forschungsschwerpunk- 
ten wird z. Z. die Gründung eines „Zentrums 
für Positronen-Emissions-Tomographie (PET)" in 
Hamburg vorbereitet. 

Moderne, zukunftsweisende Forschung und Ent- 
wicklung ist vielfach an teure, ortsfeste Großgerä- 
teeinrichtungen gebunden und kann meistens nur 
interdisziplinär betrieben werden. Innovaüonsstar- 
ken Forschergruppen wird dadurch die Umsetzung 
ihrer Ideen in reale Studien erschwert bzw. unmög- 
lich gemacht. Betreiber derartiger Einrichtungen 
mangelt es andererseits oftmals an effektiven Inno- 
vationsqueUen bzw. an Nutzern Ihrer Erkenntnisse 
in Industrie und Wirtschaft, ln allen FäUen ist inter- 
disziplinäre Zusammenarbeit auf allen Ebenen er- 
forderhch. Durch die Nähe und wechselseitige Ver- 
knüpfung von allgemeiner Grundlagenforschung, 
zentrumsbezogener interdisziphnärer Forschung 
und anwendungsbezogenen Forschungs- und Ent- 
wicklungsarbeiten der Industrie sollen Möglich- 
keiten für einen optimalen, schnellen Transfer von 
Erkenntnissen und Anwendungspotentialen ver- 
bessert bzw. neu geschaffen werden. Aus diesem 
Grunde soU ein forschungsorientiertes Beschleuni- 
ger- und Tomographiezentrum am Standort ge- 
gründet werden. In Form einer Gesellschaft, die 
anteilmäßig der Industrie und Trägern staatlicher 
Forschung übertragen werden soll. 

Know-how für die wissenschaftliche Nutzung von 
Teüchenbeschleunigem sowie die Fortentwick- 
lung von Tomographen ist in den Forschungen der 
Universtität Hamburg und der Technischen Uni- 
versität Hamburg-Harburg sowie anderen For- 
schungseinrichtungen und Forschungsabteilungen 
der Wirtschaft auf verschiedenen Ebenen in Form 
von Forschungsschwerpunkten und Sonderfor- 
schungsbereichen vorhanden. Zu nennen sind: Be- 
schleuniger- und Detektortechnologie, Informatik, 
Chemie, Spurenanalytik, Meeresforschung, Biolo- 
gie, Toxikologie, Rezeptorforschung, Neurobiolo- 
gie und Physiologie, Verfahrenstechnik, Werkstoff- 
kunde. 


2.6 Hessen 

1 . Forschungs- und Technologieförderung ist ein zen- 
traler Schwerpunkt der Politik der hessischen Lan- 
desregierung. Die Zukunftssicherung des Landes 
hängt in hohem Maße vom Niveau wissenschafth- 
cher Leistungen und ihrer Übertragung in die Pra- 
xis ab. Eine breite Förderung der Grundlagenfor- 
schung in den wissenschaftlichen Einrichtungen 
des Landes, vor allem in den Universitäten, die 
Garantie für den Bestand der verschiedensten 
Disziplinen und die Verteidigung der Freiheit 
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von Wissenschaft und Forschung sind Grundlagen 
für alle weitergehenden Überlegungen zur For- 
schungspolitik des Landes. 

Mit dieser Grundlage korrespondiert der gezielte 
Einsatz von Stellen und Sachmitteln zur Einrich- 
tung von Forschungszentren in den Universitäten 
und zur Bildung von Forschungsschwerpunkten. 
Durch die Bereitstellung zusätzhcher Ressourcen 
können Anreize für die Hochschulen gegeben wer- 
den, trotz der fortdauernden hohen Lehrbelastung 
die Quahtät von Forschung und Lehre zu verbes- 
sern, ihre Leistungskraft zu stärken und sich in 
zunehmendem Wettbewerb zu profilieren. Zusätz- 
hche Stellen und Mittel werden nur dort eingesetzt, 
wo die Hochschulen selber bereit sind, Prioritäten 
zu setzen, wobei die Förderung besonders lei- 
stungsfähiger Forscher oder Forschergruppen im 
Mittelpunkt steht. Die strikte Anwendung von 
Quahtätskriterien bei der Bildung von Forschungs- 
schwerpunkten ist dabei Voraussetzung, um die 
Position der Hochschulen in dem sich verschärfen- 
den Wettbewerb um die Einwerbung von Drittmit- 
teln bei der Berufung hervorragender Wissen- 
schaftler zu stärken. Entscheidungen des Landes 
erfolgen dabei in engem Dialog und unmittelbarer 
Abstimmung mit den betroffenen Hochschulen. 

Die Landesregierung setzt sich verstärkt für die 
Ansiedlung weiterer Forschungseinrichtungen in 
Hessen ein. Insbesondere die strukturschwachen 
Regionen Nord- und Osthessens sollen durch die 
Ansiedlung von Forschungseinrichtimgen, die sich 
mit Zukunftstechnologien befassen, neue Impulse 
erhalten. Die schon bestehende Kooperation zwi- 
schen einzelnen Forschungseinrichtungen außer- 
halb der Hochschulen und benachbarten Hoch- 
schulen werden besonders gefördert; Kooperati- 
onsverträge und die Durchführung gemeinsamer 
Berufungsverfahren für die Leiter dieser Einrich- 
tungen sollen den gegenseitigen Forschungstrans- 
fer absichern. 

Wissenschaft und das sie umgebende wirtschafth- 
che, soziale und politische Umfeld sollen in einen 
produktiven Dialog eintreten und sich gemeinsam 
bemühen, die Lösungen zu finden, die das Land 
beispielsweise bei den Problemen des Umwelt- 
schutzes, der Energieversorgung, der Schaffung 
neuer Arbeitsplätze oder der Entwicklung struktur- 
schwacher Räume benötigt. Der Wissens- und 
Technologietransfer zwischen den Hochschulen, 
den anderen öffenthchen Forschungseinrichtun- 
gen und der Wirtschaft erhält durch gezielte Förde- 
rung einen besonderen Stellenwert. Ein wissen- 
schafts- und forschungspohtisches Klima, das For- 
scher ermutigt, sich Fragen des Anwendungsbezu- 
ges ihrer Forschung zuzuwenden, soll dazu beitra- 
gen, Wege und Zeiten der Umsetzung wissen- 
schaftlicher Ergebnisse in die Praxis zu verkürzen. 
Die Landesregierung weiß sich gleichzeitig dazu 
aufgerufen, in diesem Prozeß die Wissenschafts- 
freiheit in jedem Einzelfall zu garantieren. 

2. Einen Schlüssel für die Leistungsfähigkeit der 
Hochschulen bildet ihre räunüiche und apparative 
Ausstattung. Wenn Lehre und Forschung hohen 
Ansprüchen genügen sollen, muß die dazu erfor- 


derhche Infrastruktur, insbesondere in Form mo- 
derner Labors und wissenschafthcher Geräte, be- 
reitgestellt werden. Hessen hat nach Angaben des 
Wissenschaftsrates im Jahre 1986 einschließhch 
der Mitfinanzierung des Bundes 184 Mio DM für 
den Hochschulbau und den Kauf wissenschafüi- 
cher Großgeräte ausgegeben. Diese Investitions- 
rate soll nun noch deuüich erhöht werden: Im 
17. Hochschulbau-Rahmenplan für die Jahre 1988 
bis 1991 sind für die hessischen Hochschulen Inve- 
stitionen in Höhe von 1,016 Mrd DM vorgesehen, 
dies entspricht einer durchschnitthchen Jahresrate 
von 254 Mio DM. 

An den Universitäten Frankfurt und Gießen sowie 
an der Technischen Hochschule Darmstadt sollen 
Neubauten für Forschungszentren entstehen. Mit 
dem Bau des Frankfurter Zentrums für die Biowis- 
senschaften auf dem Niederurseler Hang wird 1988 
begonnen. Ebenfalls weit vorangekommen sind 
die Vorbereitungen für das Zentrum für Material- 
wissenschaften an der Technischen Hochschule 
Darmstadt. Nach der Entwicklung eines detaillier- 
ten inhaltichen Konzeptes sollen unter dem Ar- 
beitstitel „Biotechnologie und Umweltsicherung'' 
an der Universität Gießen bisher isohert experi- 
mentell arbeitende Disziphnen zu einem leistungs- 
starken Schwerpunkt in einem Zentrum zusam- 
mengeführt werden. 

Mit der deuthchen Erhöhung der Mittel zur For- 
schungsförderung an den Hochschulen hat die 
Landesregierung einen zweiten Schwerpunkt ge- 
setzt. Bereits im Nachtragshaushalt 1987 wur- 
den die dafür vorgesehenen Mittel von 7 auf 
12 Mio DM erhöht, für 1988 sind hierfür 
15 Mio DM und weitere 20 Stellen vorgesehen. Mit 
den Hochschulen ist vereinbart, die Schwerpunkt- 
förderung über die bisher abgestimmten 6 Schwer- 
punktbereiche — Molekularbiologie/Biotechnolo- 
gie, Materialwissenschaften, Informatik, Technik- 
forschung, Umweltforschung, „Dritte Welt"/Nord- 
Süd-Konfhkt — hinaus auf andere Disziphnen aus- 
zuweiten. Alle wissenschafthchen Disziplinen der 
Universität kommen dabei grundsätzlich für eine 
Förderung in Frage; zunächst soUen jedoch nur 2 
bis 4 zusätzhche Schwerpunkte pro Universität ein- 
bezogen werden, vorausgesetzt, es kann an vor- 
handene leistungsstarke Forschergruppen ange- 
knüpft werden und die jeweihge Universität ist 
bereit, Eigenleistungen personeller und sächhcher 
Art in entsprechendem Umfang in den Ausbau des 
betreffenden Schwerpunktes einzubringen. Zu- 
sätzlich wird ein Fonds zur kurzfristigen Förderung 
großer Forschungsvorhaben gebüdet. Dieser Fonds 
kann in Anspruch genommen werden, wenn die 
eigenen Ressourcen der Hochschulen nicht ausrei- 
chen, die Vorbereitungsphase oder die Anlauf- 
finanzierung großer Projekte sicherzustellen. 

Erstmahg sind mit den Mitteln zur Forschungsför- 
derung aus dem Nachtragshaushalt 1987 auch die 
hessischen Fachhochschulen in die Schwerpunkt- 
förderung embezogen worden. Innovative Ent- 
wicklungen an den Fachhochschulen werden be- 
sonders gefördert, wobei solche Entwicklungsvor- 
haben ün Vordergrund stehen, die gleichzeitig für 
den Wissens- und Technologietransfer besondere 
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Bedeutung erlangen können. Neben der Einwer- 
bung von Drittmitteln soll dadurch auch eine stär- 
kere Beteiligung der Fachhochschulen an Messen 
und vergleichbaren anderen fachbezogenen Prä- 
sentationen ermöghcht werden. 

An den hessischen Universitäten sind derzeit 
12 Sonderforschungsbereiche eingerichtet (Tech- 
nische Hochschule Darmstadt: 2, Universität 
Frankfurt: 5, Universität Gießen: 1, Universität 
Marburg: 4), von diesen sind 6 im Bereich der Bio- 
wissenschaften, 4 im Bereich der Naturwissen- 
schaften und je 1 im Bereich der Ingenieurwissen- 
schaften und der Geisteswissenschaften angesie- 
delt. 

Die hessischen Hochschulen konnten im Jahre 

1986 Drittmittel im Umfang von 185,3 Mio DM ein- 
werben; an den Universitäten (ohne den Klinikbe- 
reich) machen die Drittmittel damit 13,7 % der 
Finanzausstattung aus. Der bedeutendste Drittmit- 
telgeber war mit 68,8 Mio DM die DFG, 
50,5 Mio DM an Forschungsförderungsmitteln ka- 
men vom Bund, 5,3 Mio DM aus Landesmitteln; 
insgesamt 60,7 Mio DM flössen von privaten Stif- 
tungen und der Wirtschaft in die hessischen Hoch- 
schulen. 

Im Bereich der Forschungsförderung außerhalb der 
Hochschulen setzt die hessische Landesregierung 

1987 und 1988 über das schon bestehende Engage- 
ment bei der Unterstützung solcher Forschungsein- 
richtungen hinaus neue Akzente: 

— In Kassel wird ein Forschungsinstitut für Solare 
Energieversorgungstechnik errichtet, dessen 
Tätigkeitsschwerpunkt in der Systemtechnik 
bei der Nutzung erneuerbarer Energiequellen 
hegen soU. In 1988 sind hierfür im Landeshaus- 
halt 2 Mio DM vorgesehen. 

— Das Land beteüigt sich an dem Ausbau des 
Fraunhofer-Instituts für Betriebsfestigkeit in 
Darmstadt und übernimmt die Hälfte der vor- 
aussichthchen Gesamtkosten für Bau und Inve- 
stitionen von 16,4 Mio DM. 

— Ebenfalls am Fraunhofer-Institut für Betriebs- 
festigkeit wird der Aufbau eines Demonstra- 
tionszentrums für optimale Gebrauchseigen- 
schaften von Faserverbund-Bauteüen mit Pro- 
jektmitteln im Umfang von 1,8 Mio DM geför- 
dert. 

— In 1987 hat die Arbeitsgruppe für Graphische 
Datenverarbeitung der Fraunhofer-Gesell- 
schaft ihre Arbeit auf genommen, an der sich das 
Land im Rahmen einer Projektfinanzierung in 
Höhe von insgesamt 10,2 Mio DM beteüigt. 

— Durch die Unterstützung der GeseUschaft für 
Mathematik und Datenverarbeitung (GMD) soU 
Darmstadt als Zentrum der Kommunikations- 
technik weitere Impulse erhalten. Das Land 
Hessen wird deshalb 1988 Gesellschafter bei 
der GMD (nebem dem Bund und dem Land 
Nordrhein-Westfalen) und übernimmt den Lan- 
desanteil an den in Darmstadt bestehenden und 
neugegründeten Einrichtungen der GMD (jähr- 
lich ca. 3 Mio DM). 

— Die Max-Planck-Gesellschaft hat dem Land an- 
geboten, ihre ursprünglich befristet eingerich- 


tete klinische Forschungsgruppe für Blutgerin- 
nung und Thrombose wegen ihrer hervorragen- 
den Leistungen auf Dauer als Max-Planck-Ein- 
richtung fortzuführen. Vorgesehen ist, die For- 
schungsgruppe als Abteüung der Kerckhoff- 
Klinik in Bad Nauheim, für die das Land die 
Errichtung eines herzchirurgischen Zentrums 
finanziert, zu etablieren. Die erforderhchen Um- 
baukosten in Höhe von 5 Mio DM werden dabei 
vom Land übernommen. 

— Ab 1988 wird das Land die Stiftung „Chemothe- 
rapeutisches Forschungsinstitut Georg-Speyer- 
Haus" in Frankfurt gemeinsam mit dem Bund 
institutioneU fördern. Das Land übernimmt da- 
bei die Hälfte der Grundfinanzierung (ca. 
0,7 Mio DM jährhch). Der Schwerpunkt der Ar- 
beiten des Forschungsinstituts hegt in der 
AIDS-Forschung; darüber hinaus wird Tumor- 
forschung und AUergieforschung betrieben. 

3. Durch Förderung von Forschungsschwerpunkten 
an den Universitäten sowie die Verbesserung der 
Infrastruktur der Fachhochschulen werden die 
Voraussetzungen der hessischen Hochschulen, ak- 
tive Beiträge zur künftigen Entwicklung in Wirt- 
schaft und GeseUschaft zu leisten, durch das Land 
unterstützt. Die Vermittlung von Wissen, von For- 
schungsergebnissen, von technischen Erfindungen 
in Wirtschaft und GeseUschaft stößt dabei immer 
noch auf Schwierigkeiten. Sie hegen insbesondere 
darin, die Fülle von Informationen, die als For- 
schungsergebnisse veröffentlicht werden, zielge- 
richtet und nutzbringend auszuwerten. Die hessi- 
sche Landesregierung unterstützt daher die Aktivi- 
täten der hessischen Universitäten und Fachhoch- 
schulen zum Forschungs-, Wissens- und Technolo- 
gietransfer. Im Haushalt 1988 ist die personeUe 
Absicherung entsprechender Transferstellen vor- 
gesehen. Aufgabe dieser Stehen ist es, das ein- 
schlägige Leistungsspektrum der Hochschule zu 
beschreiben, in Abstimmung mit ähnlichen Ein- 
richtungen, z. B. der Industrie- und Handelskam- 
mer, Kontakte zu Interessenten herzusteUen, die 
eine Transferleistung von der Hochschule wün- 
schen und ggf. entstehende Kooperationsprojekte 
administrativ zu begleiten. Weitere Verbesserun- 
gen im personeUen Bereich sind bereits 1987 durch 
die Einrichtung von LaboringenieursteUen für den 
Technologietransfer in ingenieurwissenschafüi- 
chen Fachbereichen der Fachhochschulen erfolgt; 
auch dieses Programm wird in 1988 verstärkt fort- 
geführt. 

Mit einem von der Landesregierung geförderten 
Püotprojekt wird zunächst von 5 Hochschulen ein 
elektronisch unterstütztes Informationssystem ent- 
wickelt, das das Leistungsangebot der Hochschu- 
len mit Angaben über Schwerpunkte in Forschung 
und Entwicklung, über vorhandene Einrichtungen 
und Geräte transparenter macht. Es wird von den 
Wissens- und Technologietransferstellender betei- 
hgten Hochschulen erprobt, um vor allem auch den 
kleineren und mittleren Unternehmen gezielte 
Auskünfte erteilen zu können. 

4. Über die bereits erwähnten Programme und Maß- 
nahmen hinaus ist für 1988 von der hessischen Lan- 
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desregierung eine deutliche Steigerung der Mittel 
zur Förderung von Nachwuchswissenschaftlern 
vorgesehen. Für 200 Stipendien sind rund 
3,2 Mio DM veranschlagt; darüber hinaus werden 
die Mittel für wissenschaftliche Hilfskräfte an den 
Universitäten um 1 Mio DM erhöht. 


2.7 Niedersachsen 

1. Ausbau der Forschung in Niedersachsen 

a) Die niedersächsische Landesregierung betrach- 
tet eine zukunftsbezogene Forschungs- und 
Technologiepohtik als wesenüichen Bestandteil 
ihrer integrierten Strukturpolitik. Deren Ziel ist 
es, die wechselseitig sich ergänzenden Beiträge 
der Wissenschaftspohtik, der Wirtschaftspohtik 
und der Kulturpohtik für eine Stärkung der nie- 
dersächsischen Wirtschaftskraft zu nutzen. 

Die Verdichtung der Forschungsinfrastruktur ist 
wesenthche Voraussetzung für den notwendi- 
gen Strukturwandel und die wirtschafüiche Ent- 
wicklung in Niedersachsen. Die Landesregie- 
rung betreibt den weiteren Ausbau der For- 
schungsinfrastruktur durch zusätzliche Schwer- 
punktsetzungen in der Hochschulforschung, 
durch Ergänzung der Ausstattung mit außeruni- 
versitären Forschungseinrichtungen und durch 
die Intensivierung der Zusammenarbeit zwi- 
schen Wissenschaft und Wirtschaft u. a. durch 
sog. Verbundprojekte. Dabei mißt sie insbeson- 
dere der Intensivierung qualitativ hochwertiger 
Grundlagenforschung eine herausragende Be- 
deutung bei. Sie legt großen Wert darauf, bei 
ihrem besonderen Bemühen um die technolo- 
gierelevante Forschung die geisteswissen- 
schafthche Forschung nicht zu vernachlässi- 
gen. 

Das Land hat seit Ende der 70er Jahre 14 For- 
schungseinrichtungen mit einem Investitionsvo- 
lumen von rund 300 Mio DM auf- oder ausge- 
baut. 

Dazu gehören u. a. neben dem größten Institut 
der Fraunhofer-GeseUschaft, dem Institut für 
Toxikologie und Aerosolforschung in Hannover, 
die Neubauten des Deutschen Primatenzen- 
trums in Göttingen, des Instituts für Erdölfor- 
schung in Clausthal -Zellerfeld, des Max- 
Planck-Instituts für experimentelle Endokrino- 
logie in Hannover sowie das Deutsche Institut 
für Lebensmitteltechnik in Quakenbrück. 

b) Darüber hinaus verfolgt die niedersächsische 
Landesregierung das Ziel, die Rahmenbedin- 
gungen für die Forschung, insbesondere auch 
für die Hochschulforschung zu verbessern. 

So sind in Niedersachsen z. B. für den Hoch- 
schülbau und die Ausstattung der Hochschulen 
mit Großgeräten allein im Zeitraum von 1981 bis 
1986 rund 1,6 Mrd DM aufgewendet worden. 

Der weitere Ausbau der Rechnerkapazität um- 
faßt auch einen sog. Supercomputer für die Uni- 
versität Hannover. 


Die Landesregierung hat die Chancen des wis- 
senschafthchen Nachwuchses, sich weiterzu- 
qualifizieren, kontinuierhch verbessert. Dies ist 
z. B. durch Schaffung zusätzhcher „Fiebiger- 
Professorenstellen " , durch das niedersächsische 
Graduiertenförderungsgesetz, durch die Ein- 
richtung eines Forschungspools sowie durch die 
große Zahl vorhandener Stehen für Professoren 
und akademische Räte auf Zeit geschehen. 

Die niedersächsische Forschungspoütik des 
letzten Jahrzehnts hat eine positive Entwick- 
lung zu verzeichnen. Dies belegen u. a. die fol- 
genden Beispiele: 

— der niedersächsische Anteil an der direkten 
Projektförderung des BMFT hat sich von 
2,8 % im Jahre 1974 kontinuierlich auf fast 
9 % im Jahre 1986 mehr als verdreifacht, 

— die Beteihgung Niedersachsens an der über- 
regionalen Forschungsförderung hat sich 
von rund 9,5 % in 1976 auf rund 12,4 % in 
1986 erweitert, 

— im Jahre 1976 gab es in Niedersachsen 15 
Sonderforschungsbereiche mit einem 
Finanzvolumen von rund 29 Mio DM, 1986 
waren es 23 Sonderforschungsbereiche mit 
einem Volumen von rund 43,2 Mio DM. 

c) Der sich für die 90er Jahre abzeichnende Rück- 
gang der Studentenzahlen und die Notwendig- 
keit, die Hochschulstruktur auf ihre zukünftige 
Wettbewerbsfähigkeit zu überprüfen, wird in 
größerem Umfang als bisher SteUenverlagerun- 
gen und Stellenumwidmungen sowohl zwi- 
schen Fächern, als auch zwischen Hochschulen 
zur Folge haben müssen. 

In diesen Prozeß soU die aufgrund der derzeiti- 
gen Finanzlage des Landes unumgänghche 
Verpflichtung der Hochschulen integriert wer- 
den, als Beitrag zur Verminderung der in Nie- 
dersachsen im Vergleich zu anderen Ländern 
überproportional hohen Personalkosten von 
1988 bis 1991 insgesamt 371 der vorhandenen 
rund 10 600 Lebenszeitstellen sowie 3,5 % des 
befristet beschäftigten Personals einzusparen. 

Die niedersächsische Landesregierung geht da- 
von aus, daß auch unter diesen Rahmenbedin- 
gungen eine weitere Stärkung der Hochschul- 
forschung in Schwerpunkten möghch sein 
wird. 

2. Das umfangreiche Forschungspotential der nieder- 
sächsischen Hochschulen wird durch eine große 
Zahl von Landesinstituten und überregional finan- 
zierten Forschungsinstituten sowie Bundesanstal- 
ten und Bundesforschungseinrichtungen ergänzt. 
Dazu gehören: die Bundesanstalt für Geowissen- 
schaften und Rohstoffe (BGR), das niedersächsi- 
sche Landesamt für Bodenforschung, die Hoch- 
schuhnformationssystem GmbH (HIS), die Techni- 
sche Informationsbibliothek (TIB), das Fraunhofer- 
Institut für Toxikologie und Aerosolforschung so- 
wie zahlreiche kleinere Institute in Hannover, 
die Physikalisch Technische Bimdesanstalt (PTB), 
die Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft 
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Braunschweig/Völkenrode (FAL), die Biologische 
Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft, das 
Fraunhofer-Institut für Holzforschung, Wilhelm- 
Klauditz -Institut (WKI) und die Gesellschaft für 
Biotechnologische Forschung (GBF) in Braun- 
schweig, die Max-Planck-Institute für Biophysika- 
lische Chemie, experimentelle Medizin, Strö- 
mungsforschung und Geschichte, das Deutsche 
Primatenzentrum (DPZ) sowie das Institut für den 
Wissenschaf thchen Film in Göttingen, ein weiteres 
Max-Planck-Institut für Aeronomie in Katlenburg- 
Lindau sowie die beiden Forschungszentren 
Braunschweig und Göttingen der DFVLR, schÜeß- 
lich das neuerrichtete Max-Planck-Institut für ex- 
perimentelle Endokrinologie in Hannover. 

3. Forschungsschwerpunkte 

Die niedersächsische Landesregierung hat beim 
Ausbau von Forschungsschwerpunkten innerhalb 
und außerhalb der Hochschulen besonders dort an- 
geknüpft, wo bereits hervorragende Ausgangsbe- 
dingungen zu finden waren. Hier einige Bei- 
spiele: 

— Biotechnologie 

Der weitere Ausbau und die Konsohdierung der 
Gesellschaft für biotechnologische For- 
schung mbH in Braunschweig-Stöckheim wird 
ergänzt durch die Errichtung eines Biozentrums 
sowie die Einrichtung eines Studiengangs Bio- 
technologie an der TU Braunschweig. Ein 
BMFT-Schwerpunkt „ Bioverfahrenstechnik " 
unter Beteihgung der Urüversitäten Göttingen 
und Hannover sowie der TU Braunschweig 
konnte erfolgreich gestartet werden. Die Errich- 
tung eines Instituts für molekulare Genetik an 
der Universität Göttingen, der Aufbau einer Ar- 
beitsgruppe „Angewandte Genetik und Mikro- 
organismen " an der Universität Osnabrück so- 
wie eine Sonderfinanzierung des Landes für das 
Max-Planck-Institut für Biophysikahsche Che- 
mie in Göttingen u. a. zum Ausbau der dortigen 
Molekular-biologischen Forschung runden die- 
sen Schwerpunkt ab. 

— Mikroelektronik/Inf ormationstechnologie 

Der Bau des Laboratoriums für Informations- 
technologie sowie die Einrichtung von Institu- 
ten und Abteilungen- der Mikroelektionik und 
Mikrotechnologie und ein gemeinsam mit der 
Industrie geschaffenes Laboratorium für rech- 
nerintegrierte Produktion (CIM-Laboratorium) 
an der Universität Hannover wird ergänzt durch 
den Aufbau eines Instituts für Prozeßinformatik 
und Robotik der TU Braunschweig, durch Pro- 
gramme zur Ausstattung der Hochschulen mit 
CAD/CAM-Arbeitsplätzen sowie mit Rechner- 
kapazität, so z. B. ein „Superrechner" für die 
Universität Hannover. 

— Umweltforschung/Umwelttechnik 

Die Umwelt Verfahrenstechnik wird in Clausthal 
zu einem Schwerpunkt ausgebaut, während die 
organische Seite der Abfallproblematik in dem 
geplanten Institut für Abfallanalytik der TU 
Braunschweig bearbeitet werden soU. Beide 
Hochschulen haben ihre Umwelt- bzw. Abfall- 


forschungskapazitäten in interdisziplinären 
Zentren zusammengefaßt. Der Ausbau der ter- 
restrischen Ökologie kann in Göttingen an die 
bundesweit führenden ökosystemaren For- 
schungen der beiden Zentren „Waldökosy- 
steme/TValdsterben" sowie „Landwirtschaft 
und Umwelt" anknüpfen. Die Endlagerung 
nichtradioaktiver toxischer Abfälle und das Pro- 
jekt „Steinzerfall" sind zwei vom Land Nieder- 
sachsen maßgebhch unterstütze Projekte in 
Braunschweig bzw. Oldenburg, die wesenüiche 
Umweltaspekte zum Gegenstand haben. Der 
weitere Ausbau des Fraunhofer-Instituts für To- 
xikologie und Aerosolforschung sowie das nie- 
dersächsische Institut für Radioökologie sind 
Beispiele für wichtige institutionelle For- 
schungskapazitäten m diesem Bereich in Han- 
nover. 

— Laserforschung 

Die Gründung des Laserzentrums Hannover so- 
wie des Laserlaboratoriums Göttingen stellen 
zwei wichtige- Schritte des institutionellen Aus- 
baus der Laserforschung in Niedersachsen dar, 
die durch die Schaffung einer Arbeitsgruppe für 
Lasertechnik am Institut für Quantenoptik in 
Hannover und weitere Schwerpunkte in Claus- 
thal (Laseroberflächenbearbeitung), Göttingen 
(Laserchemie, Lasermateriahen), Hannover 
(Laserschneiden) und Braunschweig (Laserbe- 
arbeitung) ergänzt werden. 

~ Nachwachsende Rohstoffe/ 

Veredelungswirtsch aft 

Auf diesem gerade für das agrarisch-struktu- 
rierte Land Niedersachsen hochinteressanten 
Gebiet soU ein institutioneller Ausbau an die 
hervorragenden Forschungskapazitäten in 
Göttingen sowie die beiden umfangreichen Pro- 
jektpakete „Biotechnologie für die Züchtung 
von Ölpflanzen" und „biotechnologische Er- 
zeugung und Verwertung von Industrieholz" 
anknüpfen. Der weitere Aufbau des Instituts für 
Veredelungswirtschaft in Vechta wird mit 
Nachdruck verfolgt. 

— Materialforschung 

Die führende SteUung der TU Braunschweig auf 
dem Gebiet der Plasmaoberflächentechnologie 
soll ebenso weiter ausgebaut werden wie die 
Mikrostrukturtechnik in Clausthal. Die Grund- 
lagen für ein Institut für Funktionswerkstoffe 
sind in Göttingen ebenso hervorragend wie an 
der TU Clausthal die Voraussetzungen für ein 
Institut für extreme Werkstoffe. 

— Medizinforschung 

In Niedersachsen gibt es mit der Medizinischen 
Hochschule Hannover, der Tierärzthchen 
Hochschule Hannover und dem Klinikum der 
Urüversität Göttingen drei der besten medi- 
zinischen Hochschulen der Bundesrepubhk 
Deutschland. Die Transplantationsmedizin, die 
Nuklearmedizin und die Pädiatrische Onkolo- 
gie sowie die Rheumaforschung und die Erfor- 
schung chronischer Entzündungen sind einige 
der Schwerpunkte medizinischer Forschung in 
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Hannover. Die kardiologische Forschung und 
die Erforschung der Möghchkeiten einer besse- 
ren Organprotektion bei Transplantationen so- 
wie die AIDS-Forschung sind Beispiele für das 
medizinische Forschungspotential in Göttin- 
gen. 

— Meeresforschung/Meerestechnik 

Die niedersächsischen Meeresforschungskapa- 
zitäten bekommen in dem geplanten Zentrum 
für Flachmeer-, Küsten- und Meeresumweltfor- 
schung in Wilhelmshaven eine zentrale Anlauf- 
steUe. WesenÜiches Element dieses Zentrums 
ist neben dem Senckenberg-Institut das bereits 
gegründete Institut für Chemie und Biologie des 
Meeres der Universität Oldenburg in Wilhelms- 
haven. 

In der Unterwassertechnik gibt es in Hannover 
bereits hervorragende Ansatzpunkte für den 
Aufbau eines Unterwassertechnikums; das Kü- 
steningenieurwesen, das sich sowohl an der TU 
Braunschweig wie an der Universität Hannover 
einen hervorragenden Ruf erworben hat, be- 
kommt mit einem neuen dreidimensionalen 
WeUenbecken eine weitere wichtige For- 
schungseinrichtung, die den großen Wellenka- 
nal ergänzt. 

Die marine Rohstoffexploration sowie die roh- 
stofforientierte Meerestechnik sind Schwer- 
punkte der TU Clausthal, die ebenfalls durch 
ein entsprechendes Zentrum ausgebaut werden 
sollen. 

— Luftfahrt- und Weltraumforschung 

An der TU Braunschweig und der Universität 
Hannover gibt es hervorragende Forschungska- 
pazitäten in Teilbe reichen dieses Gebiets, die 
sich u. a. in dem Sonderforschungsbereich „Si- 
cherheit im Luftverkehr" und der Meteorologie 
dokumentieren. Dies wird durch die For- 
schungszentren Braunschweig und Göttingen 
der Deutschen Forschungs- und Versuchsan- 
stalt für Luft- und Raumfahrt (DFVLR) sowie das 
Max-Planck-Institut für Aeronomie in Katlen- 
burg-Lindau ergänzt. 

— Geowissenschaften 

Mit mehr als 1 000 Wissenschaftlern ist Nieder- 
sachsen die Hochburg der Geowissenschaften 
in der Bundesrepubhk Deutschland. Die wis- 
senschafüiche Leitung des Kontinentalen Tief- 
bohrprojekts durch Wissenschaftler aus Göttin- 
gen (Universität) und Hannover (Bundesanstalt 
für Geowissenschaften und Rohstoffe) sind nur 
ein Hinweis darauf. 

— Geisteswissenschaften 

Die Herzog August Bibhothek, Wolfenbüttel, 
mit ihrem großes internationales Ansehen ge- 
nießenden Forschungs programm sowie die 
Göttinger Akademie der Wissenschaften und 
der Sonderforschungsbereich „die hterarische 
Übersetzung" sind Beispiele für bedeutende 
geisteswissenschafüiche Forschung in Nieder- 
sachsen. 


4. Sonderforschungsbereiche 

Ein zentrales Ziel niedersächsischer Forschungs- 
pohtik ist die Einrichtung und Förderung von Son- 
derforschungsbereichen. 

Die niedersächsische Landesregierung hat in der 
Vergangenheit erhebtiche Anstrengungen unter- 
nommen, um die Rahmenbedingungen an den 
Hochschulen zur Einrichtung neuer Sonderfor- 
schungsbereiche zu verbessern. Dies hat dazu ge- 
führt, daß die Anzahl der Sonderforschungsberei- 
che an den niedersächsischen Hochschulen in den 
Jahren 1976 bis 1986 von 15 auf 23 erhöht werden 
konnte. 1986 hat die Deutsche Forschungsgemein- 
schaft die niedersächsischen Sonderforschungsbe- 
reiche mit 43,2 Mio DM gefördert. Dies entspricht 
einem Anteil von 13,7 % der gesamten Fördermit- 
tel in Höhe von 315,2 Mio DM. 


Die Landesregierung mißt der Einwerbung von 
Drittmitteln eine erhebliche Bedeutung zu. Sie för- 
dert daher systematisch die Vorlaufkosten für Pro- 
jektförderanträge und hilft, schwerpunktmäßig 
und gezielt. Fehlendes bei der Grundausstattung 
unverzüglich bereitzustellen. 

Die niedersächsischen Hochschulen haben bei der 
Einwerbung von Drittmitteln gute Erfolge erzielt. 
So standen den wissenschafüichen Hochschulen in 
Niedersachsen im Jahre 1986 306 Mio DM an 
Drittmitteln zur Verfügung. Die Gesamtzahl der 
aus Drittmitteln finanzierten Stellen belief sich 
1986 auf rund 2 200. 


Im Bereich der industrierelevanten Forschung hat 
die Landesregierung die „Grundstruktur eines nie- 
dersächsischen Programms zur Förderung der wirt- 
schaftsnahen Forschung und des Technologie- 
transfers" verabschiedet. Dieses Programm trägt 
als wichtiger Teil einer marktwirtschaftiich orien- 
tierten Wirtschaftspohtik zur Verbesserung der 
Wirtschaftsstruktur durch Stärkung der Wettbe- 
werbsfähigkeit insbesondere kleiner und nüttlerer 
Unternehmen und damit langfristig zu Wirtschafts- 
wachstum in Niedersachsen bei. 

Einer der Schwerpunkte des Technologiepro- 
gramms ist die befristete und degressive Anlauffi- 
nanzierung für die Errichtung wirtschaftsnaher 
Forschungsinstitute unter breiter Beteüigung der 
betroffenen Wirtschaft. Mit Hilfe des Landes sind 
inzwischen das Fernwärme-Forschungsinstitut, 
das Deutsche Institut für Kautschuktechnologie, 
das Institut für Angewandte Mikroelektronik, das 
Deutsche Institut für Lebensmitteltechnik und das 
Laserzentrum Hannover sowie zuletzt das Institut 
für Solarenergieforschung und das Forschungsin- 
stitut für industrielle Bildverarbeitung gegründet 
worden. Die Institute stehen — nach Abschluß ihrer 
Anfangsphase — jeweils in der Trägerschaft eines 
gemeinnützigen Vereins, zu dessen Mitgliedern 
zahlreiche, vorwiegend mittelständische Unter- 
nehmen der interessierten Wirtschaft zählen. Die 
Institute betreiben auf ihren Gebieten anwen- 
dungsorientierte Forschung und Entwicklung 


5. Drittmittel 


6. Kooperationen mit der Wirtschaft 
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(Auftragsforschung), beraten die Wirtschaft und 
betreiben Weiterbildung. 

Das Land Niedersachsen hat für die Aufbauphase 
allein dieser Institute Mittel in Höhe von 123,5 Mio 
DM (einschließlich 22,2 Mio DM aus dem nieder- 
sächsischen Vorab der Stiftung Volkswagenwerk) 
bereitgestellt. 

7. Technologieförderung und Technologietransfer 

In Niedersachsen sind in den letzten Jahren Innova- 
tionsberatungssteUen bei den Industrie- und Han- 
delskammern sowie bei den Handwerkskammern 
aufgebaut worden. Diese Irmovationsberatungsstel- 
len haben in der Form hauptamtlich besetzter Tech- 
nologiekontaktsteUen (Universität Göttingen und 
Harmover, Technische Universität Braunschweig 
und Clausthal sowie Universität und Fachhoch- 
schule Osnabrück) sowie durch Bestehung von ne- 
benamthchen Technologiebeauftragten an den üb- 
rigen Hochschulen des Landes eine hochschulsei- 
tige Entsprechung erhalten. Außerdem wird ein Mo- 
deUversuch „Aufbau eines Verbundsystems zwi- 
schen Universität und Fachhochschule beim Wis- 
sens- und Technologietransfer" (MV-Dialog) an der 
Urüversität Oldenburg durchgeführt. 

Weitere Maßnahmen zur Intensivierung des Tech- 
nologietransfers, wie z. B. Messepräsentation rüe- 
dersächsischer Hochschulen, Gründung des Erfin- 
derzentrums Norddeutschland, Gründung von 
Technologieparks, kommen hinzu. 

Entsprechend dem Bedarf der Wirtschaft werden 
innovative Vorhaben in allen Wirtschaftszweigen 
gefördert. Die Projektförderung ist als Hilfe zur 
Selbsthilfe für die mittelständische Wirtschaft an- 
gelegt. Sie vermindert lediglich das finanzielle 
FuE-Risiko auf ein erträgliches Maß, beläßt der 
Wirtschaft jedoch die unternehmerische Verant- 
wortung in vollem Umfange. Bis 30. Jurü 1987 wur- 
den aus Mitteln des Technologieprogramms Nie- 
dersachsen insgesamt 370 FuE-Projekte mit einer 
Fördersumme von rund 120,7 Mio DM bezuschußt. 
Die dadurch ausgelösten Zukunftsinvestitionen be- 
tragen insgesamt rund 270,1 Mio DM. 

Ergänzend ist vorgesehen, ein Programm zur För- 
derung der praxisnahen Forschung und Entwick- 
lung in Fachhochschulen einzurichten. 

8. Sonstige Programme und Maßnahmen 
des Landes 

In Niedersachsen gibt es ein seit vielen Jahren lau- 
fendes Programm zur Förderung von Forschungs- 
projekten mit spezifisch niedersächsischem Bezug. 
Dieses bis 1986 aus Mitteln der Lotto-Konzessions- 
abgabe finanzierte Programm wird seit 1987 aus 
Mitteln des Wissenschaftshaushalts fortgeführt. 


2.8 Nordrhein-Westfalen 

1. Grundsätze und Schwerpunkte 

der Forschungs- und Technologiepolitik 

Der politischen Zielsetzung der Landesregierung 
entsprechend dient die Forschungsförderung vor 


allem der ökonomischen und ökologischen Er- 
neuerung des Industrielandes Nordrhein-Westfa- 
len. Diese Ausrichtung der Forschungspolitik 
schafft die Grundlagen für strukturellen Wandel 
und technische Modernisierung besonders im Be- 
reich der mittelständischen Wirtschaft. 

Von besonderer Bedeutung hierfür ist die seit 1985 
durchgeführte „ Nordrhein-Westf alen-Initiative 
Zukunftstechnologien", die im Forschungsbereich 
folgende inhaltlichen Schwerpunkte umfaßt: Um- 
welttechnologien, Bio- und Gentechnik, Meß- und 
Regeltechnik, Mikroelektronik, Künstliche Intelli- 
genz — Expertensysteme, Angewandte Elektro- 
chemie, Roboterentwicklung, Forschung unter 
Schwerelosigkeit, Medizintechnik sowie Laseran- 
wendung und Oberflächen. Die Landesregierung 
wül mit ihrer technologisch orientierten For- 
schungspolitik den hohen Stand von Forschung 
und Lehre in den Hochschulen und wissenschaftli- 
chen Einrichtungen des Landes erhalten und 
verbessern. Insgesamt stehen für den Wissen- 
schaftsteü der „Nordrhein-Westf alen-Initiative Zu- 
kunftstechnologien" für die Jahre 1985 — 1988 
160 Mio DM zur Verfügung. 

In die Initiative Zukunftstechnologien ist das Lan- 
desprogramm „Mensch und Technik — sozialver- 
trägliche Techrükgestaltung" , das der Technikbe- 
wertung und -analyse dient, eingebunden. Es ist 
für die Jahre 1985 — 1988 mit rund 60 Mio DM 
ausgestattet. Das Programm soll dazu beitragen, 
die Chancen und Risiken neuer Technologien zu 
erkennen und zugleich Handlungsmöglichkeiten 
für eine sozialverträgliche Technikgestaltung auf- 
zeigen. 

Über diese wichtigen Forschungsbereiche hinaus 
wird im Rahmen der Forschungs- und Technolo- 
giepolitik des Landes der Technologietransfer ge- 
fördert. Der Transfer von Forschungsergebnissen 
in die wirtschafthche Anwendung hat eine heraus- 
ragende Aufgabe bei der Umstrukturierung insbe- 
sondere der Montanregionen. Eine der wichtigsten 
Formen des Technologietransfers ist die direkte 
Zusammenarbeit zwischen Hochschulen und Indu- 
strie. 

Neben der besonderen Förderung der natur- und 
ingerüeurwissenschafthchen Forschung und Ent- 
wicklung vernachlässigt das Land die geisteswis- 
senschafthche Forschung nicht. Hier ist insbeson- 
dere auf die bevorstehende Errichtung des Kultur- 
wissenschafthchen Instituts in Essen hinzuweisen. 

2. Hochschulforschung und außeruniversitäre 
Forschung 

An der Umsetzung der landespohtischen For- 
schungsziele sind die Hochschulen in erheblichem 
Maße beteiligt. Soweit hierfür nicht die aus dem 
Forschungs- und Technologieprogramm zur Verfü- 
gung stehenden Mittel in Anspruch genommen 
werden, müssen Forschungsaktivi täten der Hoch- 
schulen aus den Hochschuletats, den für die Einzel- 
forschungsförderung vorgesehenen Beträgen (für 
1987 sind das 31 ,8 Mio DM) und den Projektmitteln 
anderer Ressorts des Landes finanziert werden. 

Für die Schwerpunktbüdung der über eigene und 
Drittmittel finanzierten Forschung sind die Hoch- 
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schulen im wesenüichen selbst verantwortlich. Sie 
haben dadurch die Möghchkeit, ihre personelle 
und finanzielle Situation zu verbessern und in aus- 
gewählten Bereichen wissenschaftliche Spitzen- 
stellungen zu erringen bzw. zu bewahren. 

Einige Beispiele sollen die Schwerpunkte der For- 
schungsförderung verdeuüichen: 

— Wegen ihres besonderen Anwendungsbezugs 
für die Emeuerungspolitik des Landes nehmen 
die Umwelttechnologien einen besonderen 
Stellenwert ein. 

— Der Wissenschaftsminister unterstützt die 
Hochschulen bei der fachbezogenen Vernet- 
zung ihrer Forschungsschwerpunkte. Dies för- 
dert auch die Entwicklung eigener Forschungs- 
profile der Hochschulen. Als Beispiel hierfür ist 
die Universität Dortmund zu nennen. Zum 
Thema „Produktionstechnologien" ist ein For- 
schungspotential entstanden, das von der An- 
gewandten Informatik über die Robotik, die 
Elektrotechnik, den Maschinenbau, die Materi- 
alwissenschaften bis hin zur Lagerhaltung, Lo- 
gistik und biotechnologischen Verfahrenstech- 
lük reicht. Allein die Investitionen für das in 
Dortmund errichtete Roboterinstitut hegen bei 
12 Mio DM. 

— Im Bereich der Bio- und Gentechnik ist es der 
Landesregierung gelungen, die Institute für 
Biotechnologie der KFA Jülich zu erhalten. Für 
1987/88 werden allein für diesen Bereich 
33 Mio DM vom Land aufgebracht. Die Univer- 
sität Köln gehört zu den vier Zentren der Gen- 
technologie in der Bundesrepubhk. Das Kölner 
Institut wirbt jährhch Drittmittel in Höhe von 
rund 12 Mio DM ein. 

— Zu einem bedeutenden Bereich der Informatik 
hat sich in den letzten Jahren die Erforschung 
der Künsüichen InteUigenz und der Expertensy- 
steme entwickelt. Zur konzentrierten Förde- 
rung der Künsüichen InteUigenz wird die Grün- 
dung eines „Künstliche-InteUigenz-Zentrums" 
als Serviceeinrichtung in Nordrhein-Westfalen 
vorbereitet, welches die Initiativen der Hoch- 
schulen auf diesem Gebiet bündeln und Unter- 
nehmen über den Einsatz von Expertensyste- 
men beraten soU. Sechs Hochschulen des Lan- 
des haben gemeinsam den „Forschungsver- 
bund Angewandte Künsüiche InteUigenz" ge- 
gründet. 

— ^ In der Mikro elektrordk werden Zukunftstech- 
nologiemittel zur gezielten Schwerpunktbü- 
dung in Nordrhein-Westfalen eingesetzt. Ziel 
der Anstrengungen ist es, die Hochschulen in 
den Stand zu setzen, sich intensiver als bisher 
an den Förderprogrammen des BMFT und der 
DFG zu beteiUgen. 

— Das WissenschaftUche Zentrum der zivilen 
Weltraumaktivitäten in Nordrhein-Westfalen 
befindet sich — neben der Großforschungsein- 
richtung „Deutsche Forschungs- und Versuchs- 
anstalt für Luft- und Raumfahrt, DFVLR" in 
Köln — an der RWTH Aachen. Die Unterstüt- 
zung mit Mitteln aus dem Zukunftstechnologie- 
Programm hat dazu geführt, daß hier Ende Mai 


1986 das „Aachener Zentrum für Erstarrung un- 
ter Schwerelosigkeit e. V." gegründet wurde. 

Mit Hüfe von besonderen Zuschüssen für die 
Gründung neuer Forschungseinrichtungen (1987 
12,1 Mio DM) ist es gelungen, in den letzten Jahren 
eine Reihe von Instituten der außeruniversitären 
Forschung in Nordrhein-Westfalen anzusiedeln. 

Folgende nach der Rahmenvereinbarung For- 
schungsförderung geförderte Einrichtungen haben 
ihren Sitz in Nordrhein- Westfalen: 

5 Fraunhofer-Institute 

11 Einrichtungen der Max-Planck-Gesellschaft 

9 Forschungseinrichtungen und Einrichtungen 
mit Service funktionen für die Forschung der 
„Blauen Liste" 

3 Großforschungseinrichtungen (die Kemfor- 
schungsanlage Jütich (KFA), die Gesellschaft 
für Mathematik und Datenverarbeitung, 
St. Augustin (GMD), und die Deutsche For- 
schungs- und Versuchsanstalt für Luft- und 
Raumfahrt in Köln-Porz (DFVLR). 

Diesen Einrichtungen standen im Jahr 1987 955 
Mio DM für ihre Aufgaben in Nordrhein-Westfalen 
zur Verfügung, davon 230 Mio DM aus Zuschüssen 
des Landes. Zur gemeinsamen Förderung von For- 
schungseinrichtungen und Vorhaben durch den 
Bund und die Länder nach Aut. 91b GG trägt das 
Land dagegen mit 347 Mio DM bei. 

Das Land Nordrhein-Westfalen verfügt heute im 
außeruniversitären Sektor über ein breites Funda- 
ment von öffenüich geförderten Forschungsein- 
richtungen sowie von forschungsintensiven Lan- 
des- und Bundesanstalten. 

Außerhalb der Rahmenvereinbarung Forschungs- 
förderung fördert das Land zum großen Teü mit 
privaten Finanzierungspartnem 12 Forschungsein- 
richtungen, zu denen z. B. das Landesinstitut So- 
zialforschungsstelle in Dortmund gehört. 

Bei der Errichtung von Sonderforschungsberei- 
chen der Deutschen Forschungsgemeinschaft ist 
Nordrhein-Westfalen erfolgreich gewesen. 37 der 
157 Sonderforschungsbereiche sind an den Hoch- 
schulen des Landes angesiedelt. Obwohl die Ge- 
samtzahl der Sonderforschungsbereiche in NRW 
wegen des Auslaufens einiger Projekte von 38 auf 
37 zurückging, ist doch das Finanzierungsvolumen 
der derzeit existierenden Sonderforschungsberei- 
che deuüich gestiegen. 5 Sonderforschungsberei- 
che wurden an Universitäten — Gesamthochschu- 
len — eingerichtet. 

Die Drittmitteleinwerbung der nordrhein -westfäli- 
schen Hochschulen sind von 1984 bis 1986 von 
410 Mio DM auf 499 Mio DM angewachsen. Auch 
hier dominieren die technisch-naturwissenschafüi- 
chen Disziplinen. 

Wichtige Einrichtungen auch für den Technolo- 
gietransfer sind die wissenschafthchen Einrich- 
tungen an den Hochschulen im Sinne des 
§ 36 WissHG, die sogenannten Aji- Institute, zu de- 
nen z. B. das Institut für Arbeitsphysiologie und 
Aurbeitsschutz in Dortmund, das Forschungsinstitut 
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für Biomedizinische Technik in Aachen und das 
Forschungsinstitut für Rationalisierung in Aachen 
gehören. 

3. Technologieförderung und Technologietransfer 

Die Technologieförderung des Landes NRW ba- 
siert auf dem oben beschriebenen Programm Zu- 
kunftstechnologien und dem Technologiepro- 
gramm Wirtschaft. Beide Programme fördern neue 
Technologien vor allem in kleinen und mittleren 
Unternehmen. 

Von zentraler Bedeutung ist der Aufbau eines Net- 
zes von Transferstellen an den nordrhein-westfäU- 
schen Hochschulen. Mit einem jährhchen Mülio- 
nenaufwand ist das Netz nunmehr flächendeckend 
geknüpft worden. 22 TransfersteUen haben es 
übernommen, die vor allem technisch-naturwis- 
senschaftlichen Forschungsergebnisse der Hoch- 
schulen an interessierte Unternehmen zu vermit- 
teln und damit HüfesteUung bei der Lösung techni- 
scher Probleme zu leisten. 

Ein anderes Mittel des Transfers ist die Einrichtung 
von Forschungsschwerpunkten an Fachhochschu- 
len. Es handelt sich dabei um eine nordrhein-west- 
fälische Besonderheit, denn das Fachhochschulge- 
setz weist den Fachhochschulen auch Forschungs- 
aufgaben zu. Mit einem Gesamtvolumen von 2,2 
Mio DM werden an 4 Fachhochschulen Schwer- 
punkte eingerichtet. Aus diesem Programm sind 
bisher der Schwerpunkt „Oberflächentechnik/Kor- 
rosionsschutz" an der Fachhochschule Hagen, der 
Schwerpunkt „Biotechnologie" an der Fachhoch- 
schule Lippe sowie der Schwerpunkt „Laserbear- 
beitung mit Industrierobotern" an der Fachhoch- 
schule Bochum eingerichtet worden. 

Das „Zentrum in Nordrhein-Westfalen für Innova- 
tion und Technik" (ZENIT) in Mülheim bündelt die 
Aktivitäten besonders im Bereich des Technolo- 
gietransfers für kleine und mittlere Unternehmen. 
ZENIT reagiert auf Anfragen und agiert mit eige- 
nen Projekten zur praxisgerechten Aufarbeitung 
von Themen, an denen aus der Sicht der Firmen ein 
besonderes Innovationsinteresse besteht. 

Die Landesregierung NRW bietet den Technolo- 
giezentren finanzielle Unterstützung an. Koopera- 
tionspartner dieser Transfereinrichtungen sind Un- 
ternehmen, Kommunen, Gewerkschaften und Be- 
triebsräte, Verbände und die unorganisierte Pra- 
xis. 

Die Technologieberatung durch Hochschullehrer 
und freiberufliche Berater soll kleine und mittiere 
Unternehmen in die Lage versetzen, Hüfe bei der 
Problemanalyse und der Beseitigung technischer 
Hemmnisse in Anspruch zu nehmen. Der Techno- 
logie-Transfer-Ring Handwerk NRW umfaßt den 
Aufbau eines flächendeckenden Netzes von insge- 
samt 10 Technologieberatungsstellen bei verschie- 
denen Handwerksinstitutionen. Den Technologie- 
beratem kommt die Aufgabe zu, innovativ Techno- 
logietransfer im Bereich von Handwerksuntemeh- 
men zu unterstützen. 

Der innovationsbezogene Personaltransfer (Inno- 
vationsassistent/in) erleichtert es den kleinen und 
mittleren Unternehmen, durch Personaltransfer 


von den Hochschulen größere Entwicklungs- und 
Innovationsvorhaben durchzuführen. Der Perso- 
nalkostenzuschuß des Landes wird vornehmhch für 
Hochschulabsolventen der naturwissenschaftlich- 
technischen Studiengänge gewährt. 

Im Rahmen des Technologieprogramms Bergbau 
werden Projekte zur technischen Entwicklung im 
Bergbau einschheßhch der Grubensicherheit und 
des Gesundheitsschutzes der Bergleute gefördert. 
Das Programm metallische Werkstoffe dient der 
Förderung von Werkstoff entwicklung und Stahl so- 
wie der Entwicklung von Verfahrenstechnologien. 
Das Technologieprogramm Energie unterstützt 
Untersuchungs- und Entwicklungsvorhaben zur 
Verbesserung der herkömmlichen Kohleverede- 
lung, neue Verfahren der rationellen Energie- und 
Rohstoffnutzung, den verstärkten Einsatz von 
Kohle im Wärmemarkt sowie die Entwicklung nu- 
klearer Technologien zur Kohlevergasung, insbe- 
sondere das Vorhaben „Förderung von Werkstof- 
fen und Komponenten für Hochtemperaturpro- 
zesse". 


4. Sonstige Programme und Maßnahmen 
des Landes 

Außer den erwähnten Förderprogrammen hat das 
Land Nordrhein-Westfalen im Rahmen der Ressort- 
forschung Schwerpunkte gesetzt: 

Das Programm „Umweltverträghche und standort- 
gerechte Landwirtschaft" an der Landwirtschaftli- 
chen Fakultät der Universität Bonn soll mit rund 
40 Projekten dazu beitragen, die Ziele des Natur- 
und Umweltschutzes und der Erhaltung der land- 
wirtschafüichen und gärtnerischen Betriebe 
gleichrangig zu verfolgen. 

An verschiedenen Universitäten und Forschungs- 
einrichtungen des Landes wird das Forschungs- 
programm „Luftverunreinigungen und Waldschä- 
den" mit rund 20 Vorhaben umgesetzt. Dieses der 
Grundlagenforschung dienende Programm hat die 
Klärung und Bewertung der Ursachen neuartiger 
Waldschäden zum Ziel. 

Im Bereich des Ministers für Stadtentwicklung, 
Wohnen und Verkehr liegen die Schwerpunkte der 
Forschung in den Bereichen 

— Erhalten der Stadtemeuerung, Maßnahmen zur 
Wohn-Umfeld-Verbesserung und Stadtökolo- 
gie 

— energiesparendes und umweltverträgliches 
Bauen 

— Bauschadensforschung und Bautechnik 

— öffenüicher Personennahverkehr 
— Umweltschutz im Straßenbau 

— Freizeitpoütik. 

Im Oktober 1985 hat der Kultusmirüster das Rah- 
menkonzept „Neue Informations- und Kommuni- 
kationstechnologien in der Schule " vorgesteUt. Es 
enthält Vorgaben für alle Maßnahmen im Bereich 
der Richtlinien und Lehrplanarbeit, der Lehrerfort- 
büdung und des Aufbaues eines Beratungssystems 
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für Schulen und Schulträger für die Einführung der 
neuen Informations- und Kommunikationstechno- 
logien in der Schule. 


2.9 Rheinland-Pfalz 

1. Grundlegende wissenschaftspohtische Zielsetzun- 
gen der Landesregierung sind die Modernisierung 
der Hochschulen, Stärkung der Leistungskraft der 
Grundlagenforschung; weiterer Hochschulausbau 
und gezielte Förderung von Gebieten, die wissen- 
schaftlich zukunftsträchtig sind; Ausbau der Fach- 
hochschule des Landes; Verbesserung der Arbeits- 
bedingungen durch Schaffung zusätzhcher Flä- 
chen für die Forschung und Modernisierung der 
apparativen Ausstattung. 

Dementsprechend hat das Land den Hochschulen 
in den vergangenen Jahren bei grundsätzhch re- 
striktiver Haushaltspolitik für die laufenden Finan- 
zierungen stetig wachsende Mittel zur Verfügung 
gesteht. Der Zuschußbedarf behef sich 1987 auf ca. 
540 Mio DM (Steigerung seit 1983 rund 17 %). In 
den Haushalten 1986/87 wurden 90 Personalstellen 
neu veranschlagt. Das Land hat zum 17. Rahmen- 
plan für den Hochschulbau Investitionskosten von 
rund l,6MrdDM angemeldet. Darunter sind 14 
neue Vorhaben mit einem Kostenvolumen von 
140,3 Mio DM. Hieraus sind Neubauten für die 
Fachhochschule mit 53 Mio DM und Forschungs- 
gebäude für die Universitäten Kaiserslautem und 
Mainz (Medizin) mit einem Aufwand von 
53 Mio DM besonders hervorzuheben. Ein erstes 
Forschungsgebäude in Kaiserslautern, das mnd 
24 Mio DM gekostet hat, wurde im Frühsommer 
1987 in Dienst gesteht. Diese Baumaßnahmen sind 
wesenüiche Beiträge zur Verbesserung der Ar- 
beitsbedingungen. Ein weiterer herausragender 
Ausbauschwerpunkt ist der Dauer-Elektronen- 
beschleuniger Mainzer Mikrotron, für den mnd 
31 Mio DM aufgewendet werden. Diese Anlage 
dient der Forschung im Sonderforschungsbe- 
reich 201 — Mittel-Energie-Physik mit elektroma- 
gnetischer Wechselwirkung — der Universität 
Mainz. 

2. Der hohe Leistxingsstand der Forschung wird da- 
durch unterstrichen, daß die Deutsche Forschungs- 
gemeinschaft z. Z. neben dem schon genannten 
Sonderforschungsbereich 201 weitere 8 Sonderfor- 
schungsbereiche fördert, nämhch 

— Kontrohfaktoren der Tumorentstehung, Mainz 
— Immunpathogenese, Mainz 

— Dynamik und Chemie der Hydrometeore, 
Frankfurt/Darmstadt/Mainz 

— Energietransfer bei atomaren und molekularen 
Stoßprozessen, Kaiserslautern 

— Künsthche Intehigenz — wissensbassierte Sy- 
steme, Karlsmhe/Kaiserslautern/Saarbrücken 

— VLSI — Entwurfsmethoden und Parahetität, 
Saarbrücken/Kaiserslautern 

— Glaszustand und Glasübergang nicht metalh- 
scher amorpher Materialien, Mainz 


— Zwischen Maas und Rhein: Beziehungen, Be- 
gegnungen und Konfhkte in einem europäi- 
schen Keraraum von der Spätantike bis zum 
19. Jahrhundert, Trier. 

Neben den durch Sonderforschungsbereiche aus- 
gewiesenen Schwerpunkten gibt es in den Hoch- 
schulen eine FüUe bedeutsamer Forschungsaktivi- 
täten, die nur beispielhaft genannt werden können. 
An der Universität Kaiserslautem sind Informatik, 
Festkörperphysik, Lebensmittelchemie, Umweltto- 
xikologie, Technomathematik sowie Wirtschaftsin- 
genieurwesen besondere Schwerpunkte. Neben 
der Kernphysik und der Kernchemie spielen an der 
Universität Mainz die Materialwissenschaften, 
Geowissenschaften (DFG-Forschergruppe zur geo- 
dynamischen Evolution des Planeten Erde), die 
Ökosystemforschung, die Hepatitisforschung, die 
Krebsforschung und die Herz- und Kreislauffor- 
schung eine herausragende RoUe. 

Die Institute für Arbeitsrecht- und Arbeitsbezie- 
hungen in der Europäischen Gemeinschaft, für Cu- 
sanus-Forschung und die Zentralstelle für Psycho- 
logische Information und Dokumentation, Wirt- 
schaftmathematik, Betriebsinformatik, Linguisti- 
sche Datenverarbeitung, Kanadische Studien, Pa- 
pyrologie, Stadtgeschichte, Romarüstische For- 
schungen und eine Forschungsstelle zum Umwelt- 
und Technikrecht prägen neben dem schon ge- 
nannten, 1987 eingerichteten Sonderforschungs- 
bereich das Forschungsprofü der Universität Trier. 
Forschungs- und Studienschwerpunkte in gegen- 
wartsbezogener Ostasienkunde (Sinologie, Japa- 
nologie) sind im Aufbau. An der Erziehungswissen- 
schaftlichen Hochschule des Landes büden Ange- 
wandte Informatik mit den bisherigen Schwer- 
punkten Sprachwissenschaft und Sozialwissen- 
schaften sowie empirische pädagogische For- 
schung besondere Akzente. Die Fachhochschule 
des Landes baut ihre Studien- und Entwicklungs- 
schwerpunkte vornehmhch in den technischen 
Fächern aus. Hier spielen z. B. Laser- und Glasfa- 
sertechnik, Mikroelektronik, Datentechnik und 
Sonderwerkstoffe (Keramik), Kommunikationsin- 
formatik, Neue Medien eine besondere RoUe. Die 
Einrichtung eines Schwerpunktes Biotechnologie 
ist geplant. 

Die sog. Drittmittelforschung spielt in den rhein- 
land-pfälzischen Hochschulen eine ständig wach- 
sende Rolle. Diese Mittel haben sich von 1980 bis 
1986 mehr als verdoppelt. 

Im Zusammenhang mit der im folgenden Abschnitt 
näher beschriebenen Technologieförderung ist 
auch die Zusammenarbeit Hochschule — Wirt- 
schaft von zunehmender Bedeutung. Die Hoch- 
schulen verfügen über Beratungs- und Kontakt- 
stellen, sie machen ihr Leistungsangebot auf viel- 
fältige Weise, wie z. B. durch gemeinsame Veran- 
staltungen mit berufsständischen Kammern, Tage 
der Offenen Tür, Vorträge, Ausstellungen, Teil- 
nahme an Messen und schriftliches Informations- 
material bekannt. Die Gründung eines Instituts für 
Keramik/Sonderwerkstoffe in Höhr-Grenzhausen 
und einer Exportakademie in Worms, die mit der 
Fachhochschule Zusammenarbeiten, sind Beispiele 
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für enge Kooperationsbeziehungen mit der Wirt- 
schaft. 

Eine Einrichtung mit sehr ähnhcher Aufgabenstel- 
lung für die Edelsteinindustrie soll in Idar-Ober- 
stein entstehen. Ein Studiengang für Edelstein- 
und Schmuckdesign wurde an der Fachhochschule 
eingeführt. Ein Institut für Künstliche InteUigenz, 
das mit Sitz in Kaiserslautem von Industriefirmen, 
der Gesellschaft für Mathematik und Datenverar- 
beitung mbH und der Fraunhofer-GeseUschaft ge- 
gründet wird, arbeitet mit den Hochschulen an den 
Standorten Kaiserslautem und Saarbrücken eng 
zusammen. 

3. Seit 1985/86 gibt es spezielle Programme zur Tech- 
nologieförderung und zur gezielten Fördemng des 
Technologietransfers durch den Kultusminister 
und den Wirtschaftsminister. 

An den Hochschulen werden vornehmlich interdis- 
ziplinär angelegte Grundlagenarbeiten und an- 
wendungsnahe Forschung auf folgenden Gebieten 
unterstützt: 

— Materialwissenschaften, Oberflächen- und 
Dünnschichttechnologien an der Universität 
Kaiserslautem 

— Servicelabor für Mikroelektronik und Rechner- 
gestützte Ingenieursysteme an der Universität 
Kaiserslautem 

— Biotechnologie- Auf finden, Testen, Isotieren 
und Herstellen neuer Werkstoffe — an der Uni- 
versität Kaiserslautern 

— Naturwissenschaftlich-Medizinisches Zentrum 
der Universität Mainz mit dem Thema: Moleku- 
lare Aspekte biologisch aktiver Systeme 

— Materialwissenschaften — Amorphe nicht me- 
tallische Werkstoffe, Polymer- und Verbund- 
werkstoffe — an der Universität Mainz 

— Neue Studiengänge und Studienschwerpunkte 
an der Fachhochschule 

— Einrichtung von CAD/CAM-Laboratorien an 
der Fachhochschule 

— Forschungsstelle Umwelt- und Technikrecht an 
der Universität Trier 

— Beschaffung eines Höchstleistungsrechners für 
die Hochschulforschung. 

Wirtschaftsnahe Forschung in den Hochschulen 
wird in Einzelprojekten gefördert, wenn Ergeb- 
nisse zu erwarten sind, die in einem weiteren 
Schritt von mittelständischen Unternehmen in Pro- 
dukt- oder Verfahrensinnovationen umgesetzt 
werden können. Ein Innovationsförderprogramm 
und ein Technologie-Einfühmngsprogramm för- 
dert die Prototypenentwicklung von Produkten 
und Verfahren und die Einführung neuer Techno- 
logien, wenn noch erhebliche technische Risiken 
damit verbunden und betriebsspezifische Anpas- 
sungs- und Optimierungsentwicklungen erforder- 
lich sind. 

Die Unterstützung des Technologietransfers ist ein 
weiterer Schwerpunkt. Es werden Zuschüsse zu 


den Personalkosten von Technologieberatem an 
allen rheinland-pfälzischen Industrie- und Han- 
delskammern, Handwerkskammern, wissenschaft- 
lichen Hochschulen und an der Fachhochschule 
sowie für technologieorientierte Kontakt- und In- 
tensivberatungen, Seminare und Informationsak- 
tionen vergeben. Kleine und mittlere Unternehmen 
können ferner für die Beschäftigung von Hoch- 
schulabsolventen als Fach- und Fühmngsnach- 
wuchskräfte (Innovationsassistenten) Personalko- 
stenzuschüsse erhalten. Die Technologie-Transfer- 
Trier GmbH, deren Einrichtung ebenfalls gefördert 
wird, betreibt den Aufbau eines Informationstech- 
nik-Zentrums zur Unterstützung und Beratung von 
Unternehmen bei der Einführung neuer Informa- 
tionstechniken, einer regionalen Informationsver- 
mittlungsstelle (Modellversuch) und die Förderung 
von Unternehmensneugründungen im Bereich 
neuer Informations- und Kommunikationstechni- 
ken. 

In Kaiserslautern und Mainz wurden mit Hilfe des 
Landes sog. Technologiezentren gegründet, die 
technologieorientierten Firmen Starthüfen geben. 
Solche Zentren sollen auch in Ludwigshafen, Trier 
und Koblenz geschaffen werden. 

Mit dem Landeshaushalt 1986/87 wurden für diese 
Maßnahmen der beiden Ressorts rund 
92,7 Mio DM zur Verfügung gestellt, darunter sind 
155 neue Stellen im Einzelplan des Kultusministers 
veranschlagt. 

4. Sonstige Maßnahmen und Planungen können hier 
nur stichwortartig genannt werden. 

Der 1984 begonnene Aufbau eines Herzopera- 
tionszentrums im Klinikum der Johannes Guten- 
berg-Universität Mainz wird planmäßig fortge- 
setzt. 

Zur Förderung geisteswissenschaftlicher For- 
schung außerhalb der Hochschulen werden die In- 
stitute für Europäische Geschichte, für Geschichtti- 
che Landeskunde und die Akademie der Wissen- 
schaften und der Literatur in Mainz sowie das Cu- 
sanus-Institut in Trier laufend finanziell unter- 
stützt. Das Römisch- Germanische Zentralmuseum 
in Mainz, Forschungsinstitut für Vor- und Frühge- 
schichte (Institut der Blauen Liste), wurde um eine 
Abteilung für Steinzeitarchäologie erweitert, für 
die Ausstellungsräume in Neuwied zur Verfügung 
gestellt wurden. 

Für die Gemeinsame Forschungsförderung nach 
Art. 91b des Grundgesetzes hat der Landeshaus- 
halt 1986/87 rund 130,9 Mio DM bereitgestellt. Für 
den Doppelhaushalt 1988/89 ist eine erhebhche 
Steigerung geplant, die im wesentlichen der allge- 
meinen Verbesserung der Forschungsbedingun- 
gen in den Max-Planck-Instituten und in diesem 
Rahmen besonders dem weiteren Ausbau des 
Max-Planck-Instituts für Polymerforschung in 
Mainz gilt. 

Im Landeshaushalt 1986 wurden erstmals Stellen 
zur Förderung des wissenschaftiichen Nachwuch- 
ses (Fiebiger-SteUen) veranschlagt. 
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2.10 Saarland 

1. Grundsätze und Schwerpunkte der Forschungs- 
und Technologiepolitik 

Der sich gegenwärtig vollziehende grundlegende 
technologische Wandel weist der Forschungs- und 
Technologiepohtik heute eine zentrale RoUe für 
eine vorausschauende Wirtschaftsstrukturpohtik 
zu, in deren Mittelpunkt die Sicherung von Wett- 
bewerbsfähigkeit und Beschäftigung steht. Bei der 
konkreten Ausgestaltung der saarländischen For- 
schungs- und Technologiepohtik ist hierbei den 
spezifischen historischen, regionalen und struktu- 
rellen Gegebenheiten des Landes Rechnung zu tra- 
gen. Die forschungs- und technologiepohtischen 
Zielsetzungen der Landesregierung werden über 
das vorrangige Ziel vermittelt, die Lebens- und Ar- 
beitsbedingungen der Menschen zu verbessern. 
Damit soU eine einseitig wachstumsorientierte 
Ausrichtung beim Ausbau und der Verstärkung 
des Forschungssystems vermieden werden. Wirt- 
schafthche Leistungsfähigkeit, Humanisierung der 
Arbeit und Schonung der natürhchen Lebens- 
grundlagen büden gleichrangige und gleichbe- 
rechtigte Ziele. 

StruktureUe Ausgangslage der saarländischen 
FuT-Pohtik ist die einseitig auf die Montanindu- 
strie ausgerichtete Monostruktur des Landes, die 
angespannte Lage der öffenthchen Finanzen und 
eine überdurchschnitthch hohe Arbeitslosigkeit. 
Sie zwingt dazu, Prioritäten zu setzen und erfordert 
eine Kombination von unterschiedhchen Ansätzen 
und Strategien, wie sie in der Regierungserklärung 
des Ministerpräsidenten vom 6. Mai 1987 darge- 
legt worden sind: 

— Ausbau und Verstärkung der bereits vorhande- 
nen innovatorischen Potentiale in den Berei- 
chen Wissenschaft und Wirtschaft; Verbesse- 
rung der Rahmenbedingungen und schwer- 
punktmäßige Einleitung weiterer Entwicklun- 
gen im FuT-Bereich; 

— Umweltfreundhche Modernisierung der saar- 
ländischen Kohle- und Energiegroßtechnologie 
des Montankerns überhaupt und Erhalt seiner 
Arbeitsplätze bei gleichzeitiger Überwindung 
der montangeprägten strukturellen Schwäche 
des Landes durch Förderung mittelständischer 
Innovationen; 

— Unterstützung kurzfristig erfolgreicher, markt- 
naher Produktentwicklungen bei gleichzeiti- 
ger Vermehrung hochtechnologischer Ansatz- 
punkte im Rahmen einer auf einen mittleren 
und längeren Zeithorizont angelegten FuT-Po- 
ütik. 

Dabei güt die Förderpolitik der Landesregierung 
im Wissenschaftsbereich sowohl der Grundlagen- 
forschung als auch der anwendungsorientierten 
Forschung, zumal deren Grenzen heute, weniger 
denn je, in allen Fällen eindeutig zu ziehen sind. 
Den Geisteswissenschaften wird dabei auch künf- 
tighin eine ihrer Bedeutung für die kulturelle Ent- 
wicklung der Region und ihrer kritischen Verant- 
wortung für eine philosophische und ethische Be- 


gleitung des technologischen Wandels — an dem 
sie in einigen Disziplinen unmittelbar teühaben — 
angemessene Förderung zuteü werden. 

Entsprechend der geographischen Lage des Lan- 
des kommt der grenzüberschreitenden europäi- 
schen Zusammenarbeit im Rahmen der For- 
schungs- und Technologiepohtik ein besonderer 
SteUenwert zu. 

2. Hochschulforschung und außeruniversitäre 
Forschung 

Die im Saarland vorhandenen 4 staatlichen bzw. 
staathch anerkannten Hochschulen (Universität 
des Saarlandes mit den Universitätskliniken Hom- 
burg, Fachhochschule und Musikhochschule des 
Saarlandes und staathch anerkannte Kathohsche 
Fachhochschule für Sozialwesen) haben ihren Sitz 
in Saarbrücken. Sie beschäftigten 1986 7 430 Mit- 
arbeiter, davon 1 766 Wissenschaftler. Für Wissen- 
schaft und Forschung hat das Saarland im Jahr 
1985 ca. 512 Mio DM aufgewandt, davon entfielen 
ca. 495 Mio DM auf die Hochschulen. 

Im Haushaltsjahr 1986 wurden von der Uiüversität 
Drittmittel in Höhe von 32,5 Mio DM eingeworben. 
Derzeit arbeiten 4 Sonderforschungsbereiche auf 
den Gebieten Werkstoffphysik, Medizin, Informa- 
tik und Künstliche Intehigenz an der Universität. 

Die Gründung einer Hochschule für Kunst und Ge- 
staltung als einer wissenschafthchen Hochschule 
ist für 1989 in Vorbereitung. 

An den Hochschulen des Saarlandes wird die 
Schwerpunktverlagerung zugunsten von für die 
Landesentwicklung strategisch bedeutsamen Be- 
reichen fortgesetzt. Zu den im Faktenbericht 1986 
bereits genannten Bereichen Energieversorgung 
(Elektrotechnik), Mikroelektronik, Rechnerarchi- 
tektur und Rechnemetze, Automatisierungstech- 
nik, CAD/CAM, Informatik, Computerhnguistik 
und Medizintechnik sind z. Z. weitere besondere 
Akzentsetzungen im Bereich der Maferialfor- 
schung, der Informatik, der Umweltforschung und 
der Khnischen Forschung erfolgt: 

Ein vorrangiges Ziel der Landesregierung ist es 
dabei, die bisher im wesentlichen auf Hochschulen 
beschränkte wissenschafthche Monostruktur zu 
überwinden und Zahl und Gewicht von selbständi- 
gen Forschungseinrichtungen zu erhöhen. Diese 
Pohtik führt zu einer engen Verknüpfung des wei- 
teren Ausbaus von qualifizierten Schwerpunkten 
an den Hochschulen mit der diesen Ausbau flan- 
kierenden Gründung von selbständigen For- 
schungseinrichtungen. Diese stehen mit den Hoch- 
schulen durch entsprechende institutioneile Vor- 
kehmngen (gemeinsame Bemfungen, Repräsen- 
tanz in den Entscheidungsgremien, Kooperations- 
verträge etc.) in engem Arbeitszusammenhang. 

Diesem Muster waren bereits sowohl die Einrich- 
tung einer zweiten Hauptabteilung „Medizintech- 
nik" am Fraunhofer-Institut für zerstömngsfreie 
Prüfverfahren, in Zusammenarbeit mit der Medizi- 
nischen Fakultät der Universität und einer dort neu 
eingerichteten Fachrichtung für Medizintechnik 
(Arbeitsbereiche: Sensorik und Meßtechnik, Ultra- 
schall, NMR, Bildverarbeitung), als auch die Grün- 
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düng des Instituts der Gesellschaft zur Förderung 
der Angewandten Informationsforschung e. V. an 
der Universität des Saarlandes (lAJ) in Zusammen- 
arbeit mit der Fachrichtung Informationswissen- 
schaft und einem dort neu eingerichteten Studien- 
gang für Informationswissenschaft verpflichtet 
(vgl. Faktenbericht 1986, S. 165). 

Im Bereich der Materialforschung wird durch die 
Schaffung von 4 neuen Professuren und durch ent- 
sprechende Baumaßnahmen der Schwerpunkt 
„Neue Materiahen " verstärkt. Dieser Ausbau er- 
folgt in Zusammenarbeit mit der 1987 gegründeten 
Institut für Neue Materialien GmbH. Das Institut 
wird sich in 4 Forschungsabteilungen (metalhsche 
Werkstoffe, keramische Werkstoffe, Halbleiter, Po- 
lymere) und 4 methodisch ausgerichtete Abteilun- 
gen (Spektroskopie, Ajialytik, Elektronenmikro- 
skopie, Beugungsverfahren) ghedern. Ein erstes 
Großprojekt ist den sog. nanokristallinen Materia- 
lien gewidmet. Im konzipierten Endausbau ist an 
eine Größenordnung von ca. 120 Mitarbeitern ge- 
dacht. Die Verbindung zur Universität wird insbe- 
sondere durch die personelle „Vermaschung"' 
(i. d. R. gemeinsame Berufung der Direktoren und 
Abteilungsleiter, Kuratorium), die Gemeinnützig- 
keit (Forschungsfreiheit) und einen Kooperations- 
vertrag gewährleistet. 

Das Fach Werkstof fwissenschaften hat Schwer- 
punkte in den Bereichen Mikro- und Defektstruk- 
turen, metalhsche Gläser, Üb ergangsf heßpoten- 
tiale für metaUische Werkstoffe zur Erzielung von 
Versagungskriterien und im Bereich der Werkstoff- 
technologie mit den Programmen Pulvermetallur- 
gie, Korrosion rmd Verschleiß. Insbesondere die 
letztgenannten Programme stehen in engerem Zu- 
sammenhang mit Entwicklungslinien und For- 
schung seinrichtungen der saarländischen Indu- 
strie. 

Im Bereich der Informatik, einem ausgeprägten 
Schwerpunkt, soll es in den nächsten Jahren zu 
einer erhebhchen Stellenvermehrung kommen. Im 
Mittelpunkt der Arbeiten stehen: formale Systeme 
(formale Sprachen, VLSI-Entwicklung) , Theorie 
der Netze, Zuverlässigkeitsfragen, Korrektheitsbe- 
weise, effiziente Algorithmen, Komplexitätsthe- 
orie, Kommunikationskomplexität, Rechnerarchi- 
tektur und Komplexität, lokale Netze, natürhch- 
sprachhche Systeme, Programmiersprachen, funk- 
tionale Programmierung, in Netzen verteilte Auf- 
gaben. Ein Schwerpunkt der Forschungsarbeiten 
bildet nach wie vor der SFB „VLSI- Entwurfsmetho- 
den und Parahehtät". Aus den Forschungsaktivi tä- 
ten der Saarbrücker Informatik ging inzwischen 
die Standortbewerbung um ein Max-Planck-Insti- 
tut für Informatik hervor, die gegenwärtig in den 
Gremien der MPG beraten wird. 

Im Bereich der Angewandten Informatik besteht 
neben dem Studienschwerpunkt „Wirtschaftsinfor- 
matik" seit einigen Jahren das Institut für Wirt- 
schaftsinformatik (IWI) am Institut für empirische 
Wirtschaftsforschung (e. V.). Die Angewandte In- 
formatik wurde durch eine 1987 eingerichtete Pro- 
fessur für Rechtsinformatik weiter ausgebaut. Die 
Einrichtung einer Professur für Medizinische Infor- 
matik in absehbarer Zeit ist geplant. Die Compu- 


terlinguistik wurde durch Einrichtung einer neuen 
Professur verstärkt. Schon vor mehr als 10 Jahren 
wurde in Saarbrücken mit der Einrichtrmg des SFB 
„Elektronische Sprachforschung" eine fruchtbare 
Zusammenarbeit zwischen Linguisten, Sprachwis- 
senschaftlern und Informatikern eingeleitet, die 
dazu führte, daß ein in der Bundesrepublik einma- 
hges Reservoir an Nachwuchshnguisten heran- 
wuchs, die Grundbegriffe der Informatik und we- 
nigstens eine Programmiersprache für die Symbol- 
verarbeitung beherrschen. Neben der Linguistik 
waren es vor allem die Kognitive Psychologie, 
Sprachpsychologie und -philosophie, die der Saar- 
brücker Informatik im Bereich sprachorientierter 
Forschungen zur „Künstlichen Intelligenz" wich- 
tige Impulse lieferten. Diese interdiszipünären An- 
sätze und die Saarbrücker Arbeiten im Sonderfor- 
schungsbereich „Künstliche Intelligenz" führten 
dazu, daß 2 Abteilungen der derzeit im Aufbau 
befindüchen Deutschen Zentrum für Künstliche In- 
telligenz GmbH (Kaiserslautern/Saarbrücken) in 
Saarbrücken eingerichtet werden sollen. Sie wer- 
den vor allem die KI-Themen „Natürhchsprachh- 
che Systeme" und „Expertensysteme im Dienstlei- 
stungsbereich" bearbeiten. 

Im Bereich der „Umweltforschung" werden bisher 
teilweise verstreute Arbeitsbereiche auf den Ge- 
bieten Ökotoxikologie imd Rückstandsanalytik, 
Biochemie und Abfallanalytik, Natnrressourcen 
und Spurenanalytik, Bodenkunde und Bodenana- 
lytik, Schadstoffabbau und Wasseranalytik, histo- 
rische Umweltforschung und Materialanalytik, 
Strahlen schütz und Nuklid analytik in einem im 
Aufbau befindlichen wissenschafthchen Zentrum 
für Umweltforschung in Saarbrücken/Dudweiler 
zusammengefaßt und zu einem fächerübergreifen- 
den Schwerpunkt ausgebaut. Er soU auch sozial-, 
geistes- und rechtswissenschaftliche Disziptinen 
einbeziehen. Im Rahmen dieses übergreifenden 
Forschungsverbundes wird derzeit ein erstes Groß- 
projekt zur Erforschung „urban-industrieller Öko- 
systeme" entwickelt, das eines von insgesamt 
5 Ökosystemforschungszentren in der Bundes- 
repubük werden soll. 

Im Bereich der Klinischen Forschung steht neben 
dem weiteren Aufbau der Medizintechnik der Aus- 
bau der Virologie, Mikrobiologie und Immunologie 
im Vordergrund. Die Einrichtung einer klinischen 
Arbeitsgruppe zur AIDS-Forschung wird derzeit 
vorbereitet. 

Die europäische Zusammenarbeit, vor allem auch 
m der Großregion „Saar-Lor-Lux", sind nach Tra- 
dition und geographischer Lage Schwerpunkte der 
saarländischen Hochschulen. Ausdruck hierfür 
sind z. B. das Centre d'Etudes Juridiques Francai- 
ses und das Institut d'Etudes Francaises, euro- 
päisch ausgerichtete Aufbaustudiengänge (z. B. 
„Europäische Integration", „Europäisches Um- 
weltdiplom" in Zusammenarbeit mit Erankreich, 
Belgien und Luxemburg), das Europa-Institut und 
das Institut für Europäisches Recht, 6 französische 
Studiengänge m den Bereichen Rechtswissen- 
schaft, Germanistik, Neuere und Vergleichende Li- 
teraturwissenschaften sowie Übersetzen und Dol- 
metschen und eine Vielzahl von gemeinsamen in- 
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ternational ausgerichteten Studien- und For- 
schungsprojekten, insbesondere mit den benach- 
barten Hochschulen Nancy, Metz, Straßburg und 
dem Centre Universitaire in Luxemburg. Die Zu- 
sammenarbeit der Saar-Lor-Lux-Hochschulen hat 
mit der „ Charte de Cooperation " einen festen Rah- 
men gefunden, der weiter ausgebaut werden soll. 


3. Technologieförderung und Technologietransfer 

Im Wissenschaftshaushalt des Landes für 1987 sind 
zusätzliche Mittel zur Förderung von Forschungs- 
und Entwicklungsschwerpunkten in Höhe von ins- 
gesamt 1 Mio DM ausgebracht. Diese Mittel die- 
nen vor allem auch der Anlauffinanzierung von 
strukturwirksamen Forschungs- und Entwick- 
lungsvorhaben. 

Im Rahmen der Technologieförderung unterstützt 
das Wirtschaftsministerium auf der Basis des „Pro- 
gramms zur Förderung der Entwicklung und Ein- 
führung technologisch neuer Produkte und Verfah- 
ren (Forschungs- und Technologieprogramme — 
FTP)" marktnahe Entwicklungsprojekte vor allem 
im Bereich der Produktinnovation, aber auch im 
Bereich der Verfahrensinnovation. 

Dieses Förderprogramm, welches im Jahre 1984 
nach Auslaufen des Bundesprogramms zur Erst- 
innovationsförderung als spezielles Landespro- 
gramm aufgelegt wurde, ist ausgelegt auf kleine 
und mittlere Unternehmen und sucht eine spezi- 
fisch saarländische Antwort auf die technologi- 
schen und strukturpohtischen Herausforderungen. 
Hierbei steht der Gedanke im Vordergrund, daß 
die Entwicklung und Einführung neuer Produkte 
und Verfahren auf der Grundlage neuer technolo- 
gischer Erkenntnisse zur Erhaltung und Verbesse- 
rung der Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der 
saarländischen Wirtschaft und damit zur Verbesse- 
rung der Arbeitsmarktsituation unerläßhch ist. 
Kleine und mittlere Unternehmen sind jedoch viel- 
fach aus eigener Kraft nicht in der Lage, dieser For- 
derung nachzukommen. Mit der Förderung nach 
dem Forschimgs- und Technologieprogramm will 
die Landesregierung dazu beitragen, daß für diese 
Unternehmen das mit der Innovationstätigkeit 
verbundene, häufig überdurchschnittiich hohe 
Finanzrisiko gemindert und somit auch sie in den 
gesamtwirtschaftlich notwendigen Entwicklungs- 
prozeß einbezogen werden. Dabei konzentriert 
sich die Förderung — schon wegen der vergleichs- 
weise geringen Haushaltsmittel (der Haushaltsan- 
satz für das Jahr 1987 hat 4,5 Mio DM betragen) — 
auf marktnahe Produktentwicklungen mit rascher 
wirtschaftlicher Verwertung. Für die Verhältnisse 
des Saarlandes wäre eine Fixierung auf Basis- und 
Schlüsseltechnologien oder auf Hochtechnologien 
nicht angemessen. Saarländische Technologieför- 
derung soll neue Technologien nicht um ihrer 
selbst willen entwickeln, sondern die rasche wirt- 
schaftliche Verwertung neuer Produkte und Ver- 
fahren mit unmittelbarer Beschäftigungswirksam- 
keit erreichen. 


Förderschwerpunkte im Rahmen des Forschungs- 
und Technologieprogramms hegen im Bereich der 
Energie- und Umwelttechnologien, der Lebensmit- 
teltechnologie, der Medizintechnik, der Verfah- 
renstechnik sowie der „Neuen Werkstoffe". 

Neben der Projektförderung auf der Basis des For- 
schungs- und Technologieprogramms gewährt die 
Landesregierung auch Zuschüsse zur Innovations- 
förderung im Rahmen des EG-Sonderprogramms. 
Gefördert werden dabei Durchführbarkeitsstudien, 
die Innovationen im Bereich der Produkte und der 
Technologie durch kleine und mittlere Unterneh- 
men betreffen. Die Studien können alle Aspekte 
zur Einführung von Innovationen umfassen. Für 
diesen Zweck steht über die Gesamtlaufzeit des 
EG-Sonderprogramms (1984 — 1988) ein Betrag 
von rund 940 TDM zur Verfügung. 

Im Saarland gibt es folgende Einrichtungen in und 
außerhalb der Hochschulen, die die Verbesserung 
des Wissens- und Technologietransfers zur Auf- 
gabe haben: 

— Kontaktstelle für Wissens- und Technologie- 
transfer der Universität des Saarlandes (KWT) 

— Fachhochschul-Institut für Technologietransfer 
an der Fachhochschule des Saarlandes (FITT) 

— Institut zur Förderung von Existenzgründungen 
an der Fachhochschule des Saarlandes (INEX) 

— Arbeitskreis Hochschule und Wirtschaft des 
Fachbereichs Betriebswirtschaft an der Fach- 
hochschule des Saarlandes (AHW) 

— Arbeitskreis „Technologietransfer Saar" als 
Koordinierungsgremium 

— Zentrale für Produktivität und Technologie 
Saar e. V. (ZPT) 

— Gesellschaft für Wirtschaftsförderung 
Saar mbH (GW-Saar) 

— Saarbrücker Innovations- und Technologiezen- 
trum (SITZ). 

4. Sonstige Programme und Maßnahmen 
des Landes 

Die saarländische Landesregierung hat im Juh 
1987 beschlossen, eine unabhängige Sachverstän- 
digenkommission- „Forschung und Technologie im 
Saarland" einzusetzen, deren Mitglieder inzwi- 
schen berufen wurden. Aufgabe der Kommission 
soll es sein, vor dem Hintergrund des gegenwärti- 
gen technologischen Wandels Vorschläge für eine 
zukunftsorientierte Forschungs- und Technologie- 
pohtik zu erarbeiten, von der entscheidende Im- 
pulse für eine Modernisierung der saarländischen 
Wirtschaftsstruktur erwartet werden können. Den 
Kriterien der Sozial- und Umweltverträghchkeit 
soll hierbei Rechnung getragen werden. Die Kom- 
mission wird ihre Arbeit noch im Jahr 1987 aufneh- 
men. 

Angesichts der Vielzahl von Optionen, die die mo- 
derne technologische Entwicklung bereitstellt, 
kommt ihrer Arbeit eine wichtige Orientierungs- 
funktion für die künftige FuE-Politik zu. 
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2.11 Schleswig-Holstein 

1. Grundsätze und Schwerpunkte der Forschungs- 
und Technologiepolitik 

Die Forschungspolitik Schleswig-Holstein ist ange- 
legt auf eine Förderung von Wissenschaft und For- 
schung in allen Bereichen, in denen wissenschaft- 
liche Einrichtungen im Lande vorhanden sind. Dar- 
über hinaus werden Forschung und Wissenstrans- 
fer gezielt im Hinbhck auf die wissenschafthche 
und wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit des Lan- 
des gefördert. Dies bezieht sich in erster Linie auf 
Forschung in Bereichen, 

— die vom wissenschafthchen, wirtschaftlichen 
und technischen Umfeld in Schleswig-Holstein 
besonders begünstigt sind 

— deren Forschungsergebnisse sich für einen bal- 
digen Transfer zwischen Wissenschaft und 
Wirtschaft anbieten 

— in denen eine besonders zügige technologische 
und wissenschafthche Entwicklung erfolgt und 
in denen ein besonderer Bedarf an Forschungs- 
ergebnissen abzusehen ist 

— die landespohtisch besonders bedeutsam sind 
oder deren Forschungsergebnisse einen beson- 
deren Landesbezug haben. 

Das 1986 von der Landesregierung verabschiedete 
Programm zur Förderung von Forschung und Ent- 
wicklung an Hochschulen und wissenschafthchen 
Einrichtungen in Schleswig -Holstein (Wissen- 
schaftsprogramm) umfaßt eine Vielzahl von Maß- 
nahmen zur Stärkung der vorhandenen Einrich- 
tungen. Es sieht außerdem mit der Gründung 

— des Zentrums für marine Geowissenschaften 
(GEOMAR) in Kiel 

— des Forschungs- und Technologiezentrums 
Westküste in Büsum 

— des Medizinischen Laser- Zentrums in Lübeck 

— und des Instituts für angewandte Krebsfor- 
schung in Kiel 

den Auf- und Ausbau neuer bedeutender For- 
schungsinstitute vor. 

Neben der Förderung der wissenschafthchen For- 
schung steht die Förderung der technologischen 
Entwicklrmg einen pohtischen Schwerpunkt des 
Landes dar. Rund 180 wirtschafthch bedeutungs- 
vohe Forschungs- und Entwicklungsvorhaben klei- 
nerer und mittlerer Unternehmen wurden in den 
vergangenen Jahren mit über 10 Mio DM vom Mi- 
nister für Wirtschaft und Verkehr gefördert. Mit der 
Intensivierung des Technologietransfers soUen die 
im Lande vorhandenen innovatorischen Kräfte und 
technologischen Ressourcen gebündelt rmd zur 
Stärkung der Wirtschaft eingesetzt werden. 

2. Hochschulforschung und außeruniversitäre 
Forschung 

Das Wissenschaftsprogramm der Landesregierung 
setzt Schwerpunkte in den Bereichen: 
Meeresforschung und Meerestechnik 
medizinische Forschung 
zukunftsorientierte Technologien 


Umweltforschung und Umwelttechnik und 
geistes- und sozialwissenschaftiiche Forschung. 

Das Institut für Meeereskunde an der Universität 
Kiel ist durch den Neubau von Zentrallabors räum- 
hch erweitert worden. Seine umfangreichen For- 
schungen betreffen vorrangig die Strukturen und 
Prozesse im Meer sowie die Erforschung der Wech- 
selwirkung Ozean- Atmosphäre. Zu den Aufgaben 
des Instituts gehört ebenso die zweckorientierte 
Forschung zur Reinhaltung des Meeres, zur Er- 
schheßung mariner NahrungsqueUen und zur Vor- 
hersage von Vorgängen in der maritimen Atmo- 
sphäre und im Ozean. Außerdem führt das Institut 
das biologische Monitoring der Ostsee im Aufträge 
des Bundes durch. Zwei Sonderforschungsberei- 
che der Universität Kiel befassen sich mit der 
Warm Wassersphäre des Atlantiks und der Se- 
dimentation im europäischen Nordmeer. Seit 
dem 16. Juli 1987 ist das Gesetz zur Errichtung 
einer „Stiftung für marine Geowissenschaften 
(GEOMAR)" in Kraft. Diese Stiftung betreibt als 
wissenschafthche Einrichtung an der Universität 
Kiel ein Forschungszentrum für marine Geowis- 
senschaften, das vor allem Forschungs- und Ser- 
\’iceeinrichtung der Grundlagenforschung sein 
soU. Dieses Institut soU auch deuthchen Wirt- 
schaftsbezug haben und mit der im Januar 1988 
seitens der Wirtschaft gegründeten GEOMAR 
Technologie GmbH kooperieren. In Büsum befin- 
det sich das Forschrmgs- und Technologiezentrum 
Westküste mit ModeU-Biotopanlage und Schau- 
sammlung (Ozeaneum) als AußensteUe der Univer- 
sität Kiel im Bau. Dort soUen interdisziplinäre Ar- 
beiten der Küsten- und Wattenmeerforschung 
durchgeführt werden. 

An der Universität Kiel wurde eine Forschrmgs- 
steUe für Meerestechnik eingerichtet. Das Institut 
für Schiffsbetriebsforschung an der Fachhoch- 
schule Flensburg wird in der Grundausstattung 
verstärkt. 

Schleswig-Holstein verfügt mit den medizinischen 
Instituten und Kliniken der Universität Kiel, der 
Medizinischen Universität Lübeck und dem For- 
schungsinstitut für Experimentelle Biologie und 
Medizin in Börstel über drei wichtige medizinische 
Forschungseinrichtungen. Das Forschungsinstitut 
Börstel wurde ausgebaut. Es erhielt 1986 einen La- 
bor-Neubau. Die Klinik Börstel wird für 10 Mio DM 
hergerichtet. An der Universität Kiel wurden eine 
ForschungssteUe für Transplantationsmedizin 
(Schwerpunkt: immunologische Probleme von 
Transplantationen) und ein Institut für angewandte 
Krebsforschung errichtet. Diese bauen auf der äu- 
ßerst erfolgreichen Arbeit des Sonderforschungs- 
bereichs 111 auf, der 1987 nach der maximal mög- 
hchen Förderdauer ausgelaufen ist. Ergänzend soU 
ein Lehrstuhl für Virologie geschaffen werden. An 
der Medizinischen Universität Lübeck wird ein In- 
stitut für Arbeits- und Sozialmedizin in Zusammen- 
arbeit mit der Versicherungsanstalt Schleswig- 
Holstein eingerichtet. An der Medizinischen Uni- 
versität Lübeck wurde außerdem auf privatrechth- 
cher Basis das Medizinischen Laserzentrum errich- 
tet. Es betreibt Grundlagenforschung und anwen- 
dungsbezogene Forschung auf dem Gebiet des La- 
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sereinsatzes in allen dafür geeigneten medizini- 
schen Bereichen und arbeitet eng mit der Medizi- 
nischen Universität Lübeck und der Fachhoch- 
schule Lübeck sowie mit der einschlägigen Indu- 
strie und anderen Laserzentren zusammen. 

Für die Bewältigung der Zukunftsaufgaben des 
Landes ist geplant, wissenschaftlich-technische 
Lehr- und Forschungseinrichtungen zu installie- 
ren. Die Möghchkeiten zur Einrichtung von Stu- 
diengängen bzw. zur Einrichtung von Forschungs- 
zentren werden z. Z. von einer Gutachtergruppe 
geprüft. An der Universität Kiel werden neue Lehr- 
stühle für Informatik geschaffen. 

Das GKSS-Forschungszentrum in Geesthacht wird 
in den Bereichen Umwelt- und Khmaforschung, 
Werkstofftechnik und Unterwassertechnik ausge- 
baut. 

An der Universität Kiel wird eine Forschungsstelle 
für Ökosystemanalyse eingerichtet. Sie soU die 
Voraussetzungen verbessern, um die bisher durch- 
geführte Umweltforschung zu vertiefen und zu in- 
tensivieren. Zur Erforschung der Grundlagen und 
zur technischen Entwicklung auf dem Gebiet der 
Sicherung der Trinkwasserbestände soU an der 
Universität Kiel eine ForschungssteUe für Hydro- 
geologie eingerichtet werden. Darüber hinaus wer- 
den an der Universität Kiel die Forschungen auf 
landwirtschafthchem und biologischem Gebiet 
durch die Einrichtung eines Forschungszentrums 
für Biotechnologie erhebhch ausgeweitet werden. 

Zur Verstärkung der geistes- und sozialwissen- 
schaftlichen Forschung wurden die Forschungs- 
steUe für Landesforschung und die Forschungs- 
steUe für empirische Frauenforschung an der Uni- 
versität Kiel eingerichtet. An der Pädagogischen 
Hochschule Flensburg wurde ein Lehrstuhl für 
Niederdeutsch und Friesisch geschaffen. 

Neben den Maßnahmen des Wissenschaftspro- 
gramms werden die bisherigen Forschungsschwer- 
punkte, insbesondere in den wirtschaftswissen- 
schaftUchen Instituten und ForschungssteUen der 
Universität Kiel und im Institut für Weltwirtschaft 
sowie im Institut für Pädagogik der Naturwissen- 
schaften an der Universtität Kiel, beibehalten und 
weiter gefördert. Die Zusammenarbeit der Hoch- 
schulen mit der GKSS-Großforschungseinrichtung 
in Geesthacht, den Bundesforschungsanstalten 
(hier insbesondere Bundesanstalt für Müchfor- 
schung und Forschungsanstalt der Bundeswehr für 
WasserschaU und Geophysik), dem Max-Planck- 
Institut für Limnologie sowie privaten Forschungs- 
instituten soll dort gefördert werden, wo gemein- 
same Forschungsansätze vorhanden sind. 

3. Technologieförderung und Technologietransfer 

Das Wissenschaftsprogramm der Landesregierung 
sieht die Schaffung von vier Wissenstransferstellen 
an den Hochschulstandorten Flensburg, Kiel und 
Lübeck vor. 

Im Bereich der Landesregierung wurde eine Stabs- 
stelle mit einem Beauftragten für den Wissens- 
transfer besetzt. 

Darüber hinaus wurde die Beratunsstelle für Inno- 
vation und Technologietransfer (BITT), die von den 


Industrie- und Handelskammern, den Handwerks- 
kammern, der Land Wirtschafts kammer und der 
Landesgruppe des Rationahsierungskuratoriums 
der Wirtschaft getragen und von der Landesregie- 
rung finanziell gefördert wird, ausgebaut. 

Die Hauptelemente der bisherigen FuE-Förderung 
sind wie folgt zusammenzufassen: 

— Förderung wirtschafthch bedeutungsvoller For- 
schungs- und Entwicklungsarbeiten 

— Innovations- und Technologieberatung 

— Technischer Beratungsdienst der Fachhoch- 
schulen 

— Erfinderförderung. 

Die Förderung wirtschafthch bedeutungsvoller 
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben wird seit 
sechs Jahren von der Landesregierung im mittel- 
ständisch gewerbhchen Bereich unterstützt. Es 
werden Vorhaben gefördert, die nicht in Bundes- 
programme passen und geeignet sind, die Wirt- 
schaftskraft von Unternehmen mittelfristig zu stär- 
ken. Die Landesregierung bietet seit 1980 mit dem 
Programm zur Förderung wirtschafthch bedeu- 
tungsvoher FuE-Arbeiten insbesondere jungen 
und kleinen Unternehmen des Landes eine Hilfe, 
um wirtschafthch bedeutungsvolle Innovationen 
durchzu führen. Bis Ende 1986 wurden insgesamt 
174 Bewühgungen bei einem Fördervolumen von 
rund 10,1 Mio DM ausgesprochen. Die Projektge- 
samtkosten betrugen rund 27,1 Mio DM, der durch- 
schnittliche Fördersatz etwa 37,3 %. 

Seit Mitte 1981 gewährt das Land Zuschüsse für 
Beratungen durch den Technischen Beratungs- 
dienst (TBD). Diese Beratungen werden im Rah- 
men des Technologietransfers zwischen den Fach- 
hochschulen des Landes und der mittelständischen 
Wirtschaft durchgeführt. Von der Landesregierung 
gefördert wird dabei eine kostenlose Erstberatung 
für den AntragsteUer von bis zu 5 Stunden. 

Als Ergänzung zu den betriebhchen Fördermaß- 
nahmen des Landes und des Bundes soh in Schles- 
wig-Holstein auch das Forschungspotential freier 
Erfinder ausgeschöpft werden. Um erfolgverspre- 
chende Ideen für die Entwicklung des Landes ge- 
zielt nutzbar zu machen, wurde 1983 die Erfinder- 
förderung geschaffen. Danach werden in Zusam- 
menarbeit mit der Beratungsstelle für Innovation 
und Technologietransfer e. V. (BITT) und dem Er- 
finderzentrum Norddeutschland wirtschafthch ver- 
wertbare Erfindungen aus Landesmitteln unter- 
stützt. 

Schleswig-Holstein gewährt auf privatrechthcher 
Ebene gegründeten Instituten für Technologie- 
Entwicklung im Rahmen der Forschungs- und 
Technologieförderung finanzielle Starthilfen in be- 
grenztem Rahmen. Dabei wird davon ausgegan- 
gen, daß sich die Institute mittelfristig durch Auf- 
träge aus der Wirtschaft selbst finanzieren können. 
Weiterhin sollen mit der Errichtung von Technolo- 
gie- und Gründerzentren neue Ideen und For- 
schungsergebnisse aus dem Wissenschaftsbereich 
in die Gründung junger Unternehmen einfUeßen. 
Gefördert wurden bisher das Technologie- und Ge- 
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Werbezentrum Hensburg, das Technikzentrum Lü- 
beck und das Gewerbezentrum Eutin. 

4. Sonstige Programme und Maßnahmen 
des Landes 

Die Landesregierung ist intensiv darum bemüht, in 
Verhandlungen mit Firmen, dem Bund, den ande- 
ren norddeutschen Ländern und den überregio- 
nalen Wissenschaftsorganisationen neue For- 
schungsinstitutionen in Schleswig-Holstein anzu- 
siedeln und bestehende auszubauen. Ein wichtiges 
Beispiel für diese Bemühungen ist das Angebot des 
Landes für einen Standort für das geplante euro- 
päische Mikroelektronikzentrum JESSI. Weiterhin 
werden Demonstrationsprojekte im Bereich der re- 


generativen Energiequellen, der Umwelttechnik 
und der Abfallwirtschaft durchgeführt. Mit einem 
landesweiten Telekommunikationssystem soll 
kleinen und mittleren Unternehmen geholfen wer- 
den, die modernen Kommunikationsdienste und 
Datenbanken zu nutzen. 

Die Landesregierung hat in ihrem Wissenschafts- 
programm die Schaffung von Forschungsprofessu- 
ren vorgesehen. Mit besonderen Mitteln zur For- 
schungsförderung, die durch den Kultusminister 
des Landes vergeben werden, sollen die Hochschu- 
len insbesondere in die Lage versetzt werden, wei- 
tere Drittmittel von den großen Wissenschaftsorga- 
nisationen, der Wirtschaft oder dem Bund einzu- 
werben. 
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Teil V 

Internationale und innerdeutsche Forschungs- und Technologiepolitik — 
Internationale Organisationen und Forschungseinrichtungen mit Beteiligung 
der Bundesrepublik Deutschland 


1. Einführung 

Die Einbindung der Forschungs- und Technologiepo- 
litik in die internationale Kooperation hat ebenso zu- 
genommen wie die Bedeutung der wissenschafthch- 
technologischen Leistungskraft im internationalen 
Wettbewerb der Volkswirtschaften. Die zusammen- 
gefaßte Darstellung der internationalen Organisatio- 
nen, Forschungseinrichtungen und Aktivitäten, an 
denen die Bundesrepublik Deutschland beteihgt ist, 
folgt der Unterscheidung in 

— Internationale Organisationen 

Die Bundesrepubhk Deutschland ist Mitglied zahl- 
reicher internationaler Organisationen, deren Auf- 
gabe es ist, die pohtische, wirtschaftliche, wissen- 
schaftiich-technische oder kulturelle Zusammen- 
arbeit besonders in Westeuropa oder weltweit — 
etwa als Sonderorganisation der Vereinten Natio- 
nen — zu fördern oder zu koordinieren. Ein mehr 
oder weniger großer Teil der Arbeit und der Mittel 
dieser Organisationen ist der Zusammenarbeit in 
Forschung und Technologie gewidmet, die im fol- 
genden kurz skizziert wird. 

— Internationale Forschungseinrichtungen 
Neben internationalen Organisationen, die einen 
Teil ihrer Aktivitäten Forschung und Technologie 
widmen, gibt es eine Reihe von internationalen 
Einrichtungen, deren Hauptaufgabe die interna- 
tionale Forschungskooperation ist. Hierbei handelt 
es sich überwiegend um europäische Einrichtun- 
gen, an denen ein jeweils unterschiedlicher Kreis 
westeuropäischer Länder beteihgt ist. Anlaß für 
die Gründung dieser Einrichtungen war meistens 
der Bedarf an einem wissenschafthchen Großge- 
rät, dessen Bau und Betrieb die haushaltsmäßigen 
MÖghchkeiten eines einzelnen Landes überstei- 
gen würde und das durch die Wissenschaftler 
eines Landes nicht optimal ausgelastet werden 
könnte. Typische Beispiele hierfür sind Hochener- 
giebeschleuniger (bei CERN), Spiegelteleskope 
(bei ESO), Höchstflußreaktoren (bei ILL), Syn- 
chrotronstrahlungsanlagen (bei ESRF), Windka- 
näle (bei DNW, ETW). 

— Sonstige internationale Zusammenarbeit 

In diesem Abschnitt sind forschungsbezogene in- 
ternationale Programme oder Aktivitäten zusam- 
mengefaßt, die durch zwischenstaathche Verein- 
barungen zustande gekommen sind. Die Koordi- 
nierung der Zusammenarbeit obliegt internationa- 
len Gremien, manchmal unterstützt durch ein ge- 


meinsames Sekretariat der beteiligten Staaten. Als 
wichtigstes Ereignis in diesem Bereich während 
des Berichtszeitraums ist die EUREKA-Initiative zu 
nennen. 

— Bilaterale Zusammenarbeit 

Stellenwert und Dimension der Einbindimg der Bun- 
desrepublik Deutschland in die internationale Zusam- 
menarbeit sind vor allem durch folgendes gekenn- 
zeichnet: 

— Für die internationale Zusammenarbeit in For- 
schung und Technologie ebenso wie für die Aus- 
richtung der nationalen Forschungspohtik der 
Bundesrepubhk hat die Zusammenarbeit im Rah- 
men der Europäischen Gemeinschaft eine überra- 
gende Bedeutung. Die Finanzmittel, die die Euro- 
päische Gemeinschaft zur Förderung von wissen- 
schaftiicher Forschung und technologischer Ent- 
wicklung zur Verfügung hat, sind beachtlich und 
haben im Berichtszeitraum weiter zugenommen. 
Mit der Verabschiedung eines Rahmenprogramms 
Forschung und technologische Entwicklung 1987 
bis 1991 ist sichergestellt, daß die gemeinschaft- 
liche Forschungsförderung weiter ausgebaut wer- 
den kann. 

Die Bedeutung der Forschungszusammenarbeit 
für ein gemeinsames Europa geht dabei weit über 
das durch die reinen Finanzzahlen markierte Ge- 
wicht hinaus. Denn diese sind — trotz beachtlicher 
absoluter Höhe — in Relation zum Gesamthaushalt 
der EG ebenso wie in Relation zu den Forschungs- 
haushalten der Mitgliedstaaten eher gering. Die 
Forschungszusammenarbeit im Rahmen der Euro- 
päischen Gemeinschaft leistet wichtige Beiträge 
zur Verwirklichung des europäischen Binnen- 
marktes. Sie fördert über den Ausbau der wissen- 
schafthchen Infrastruktur den inneren Zusammen- 
halt der Gemeinschaft, und sie trägt zu einer Koor- 
dinierung der nationalen Forschungspohtiken bei. 
Sie hat damit eigenständige Bedeutung für die eu- 
ropäische Integration. Dies wird durch einen eige- 
nen Abschnitt zur Forschungspolitik im EWG-Ver- 
trag unterstrichen, der im Juni 1987 mit der Ein- 
heithchen Europäischen Akte in Kraft getreten 
ist. 

— In der Weltraumforschung und -technologie spielt 
die Europäische Weltraumorganisation ESA eine 
überragende Rolle. Weltraumforschung und -tech- 
nologie erfordern technische Großgeräte, die im 
Rahmen komplexer und umfangreicher Pro- 
gramme nur in internationaler Kooperation reah- 
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siert werden können. Im Berichtszeitraum ist ein 
Prozeß der ständigen Verbesserung der europäi- 
schen Zusammenarbeit in der ESA und in der Ab- 
stimmung mit bilateralen und rein nationalen Pro- 
grammen bzw. Projekten zu beobachten. Hervor- 
zuheben sind zwei Tagungen des ESA-Rats auf 
Ministerebene (Rom Januar 1985, Den Haag No- 
vember 1987), auf denen wichtige Weichenstellun- 
gen für die Orientierung der europäischen Welt- 
raumforschung und Weltraumtechnik für die kom- 
menden Jahrzehnte erfolgten. 

— Die naturwissenschaftliche Grundlagenforschung 
an Großgeräten ist schon seit vielen Jahren in viel- 
fältiger Weise europäisch organisiert. Diese For- 
schungseinrichtungen haben nicht nur exzellente 
Wissenschaftler aus Europa, sondern aus allen 
Ländern der Welt angezogen. Europa hat dadurch 
seine führende Stellung auf vielen Gebieten der 
naturwissenschaftlichen Grundlagenforschung er- 
halten oder weiter ausbauen können. Ein hervor- 
ragendes Beispiel hierfür ist das Europäische La- 
boratorium für Elementarteilchenphysik CERN in 
Genf. 

In den letzten Jahren hat sich ein jeweils unter- 
schiedlicher Kreis europäischer Länder über den 
Bau von zwei- weiteren europäischen Forschungs- 
einrichtungen verständigt: Die Synchrotronstrah- 
lungsanlage ESRF in Grenoble und den Europäi- 
schen Transschall-Windkanal ETW in Köln. 

— EUREKA — im Juli 1985 auf der Basis einer 
deutsch-französischen Initiative gegründet und im 
November 1985 mit der Grundsatzerklärung von 
Hannover arbeitsfähig gemacht — ist inzwischen 
als Rahmen für technologische Zusammenarbeit 
zu einem festen und anerkannten Bestandteil eu- 
ropäischer Forschungs- und Technologiepolitik 
geworden. Von den Förderprogrammen der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft unterscheidet sich 
EUREKA unter zwei Gesichtspunkten grundle- 
gend; 

O Der Inhalt der Aktivitäten wird nicht von Regie- 
rungen vorab definiert oder ausgehandelt; er 
ergibt sich vielmehr als Gesamtbild der einzel- 
nen Projektinitiativen und stellt insofern eine 
flexible Ergänzung zu den inhaltlich festgeleg- 
ten nationalen und gemeinschaftlichen Pro- 
grammen dar. 

O Der geographische Rahmen von EUREKA um- 
faßt alle zur EG und zur EFTA gehörenden Flä- 
chenstaaten in Europa sowie die Türkei und 
ermöglicht somit auch den politisch nicht ge- 
bundenen europäischen Industrieländern eine 
technologische Zusammenarbeit mit den Mit- 
gliedstaaten der EG auf gleichberechtigter Ba- 
sis. 

Am Ende des Jahres 1987 umfaßt EUREKA 165 
Kooperationsprojekte mit einem Finanzvolumen 


von 8,3 Mrd DM, darunter mehr als 50 Projekte mit 
deutscher Beteiligung. Damit ist EUREKA wichtige 
Ergänzung und Bindeglied zwischen büateraler 
und gemeinschaftlicher Forschungszusammenar- 
beit. 

Neben der Zusammenarbeit im Rahmen von inter- 
nationalen Forschungseinrichtungen und Organi- 
sationen und neben der europäischen Zusammen- 
arbeit ist die büaterale Zusammenarbeit mit west- 
lichen Industrieländern und einer Reihe von Länd- 
ern der Dritten Welt von zunehmender Bedeutung. 
Nachdem es gelungen ist, grundsätzliche politi- 
sche Probleme auszuräumen, bestehen auch gute 
Aussichten für den Aufbau einer wissenschaftlich- 
technologischen Zusammenarbeit mit den osteuro- 
päischen Ländern. 

O Unter den außereuropäischen Industrieländern 
steht die deutsch-amerikanische Zusammenar- 
beit hinsichtlich Umfang und Intensität auf allen 
Ebenen des wissenschaftlichen Austausches an 
der Spitze. Sie ist Ausdruck der zunehmend 
dichter werdenden Verflechtung und Arbeits- 
teüung in Wissenschaft und Technik in der 
westlichen Welt, die sich sowohl in weiten Be- 
reichen der Grundlagenforschung, dem grenz- 
überschreitenden Datenfluß, den globalen Auf- 
gaben bei der Überwindung der Rohstoff- und 
Energieprobleme, dem Umweltschutz und der 
Entwicklung von Schlüsseltechnologien zeigt. 
Sie ergänzt darüber hinaus die engen kulturel- 
len und wirtschaftlichen Beziehungen. 

O Verglichen mit den Kooperationsbeziehungen 
anderer großer westlicher Industriestaaten steht 
die innerdeutsche Zusammenarbeit und die Zu- 
sammenarbeit mit den osteuropäischen Län- 
dern noch am Anfang. Trotz der politischen Sy- 
stemunterschiede eröffnen sich jedoch auf der 
Basis von bilateralen wissenschaftlich-techni- 
schen Regierungsabkommen vielfältige Mög- 
lichkeiten zur konkreten und für beide Seiten 
nutzbringenden Zusammenarbeit in Forschung 
und Entwicklung. Die Bedeutung der wissen- 
schaftlich-technischen Zusammenarbeit hegt 
darüber hinaus in der Förderung menschlicher 
Kontakte und in der Püotwirkung auf wirt- 
schafthchen Gebiet, in dem beide Seiten eben- 
falls eine Intensivierung ihrer Beziehungen an- 
streben. Die innerdeutsche Zusammenarbeit 
und die Zusammenarbeit mit den osteuropäi- 
schen Staaten ist somit als ein langfristig stabi- 
lisierender Faktor in den Gesamtbeziehungen 
zwischen Ost und West anzusehen. 

O In einer verstärkten wissenschafüich-techni- 
schen Kooperation mit Ländern der Dritten Welt 
sieht die Bundesregierung eine wichtige 
Chance, zur schnelleren Entwicklung und Stei- 
gerung der Leistungsfähigkeit dieser Länder 
beizutragen. 
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2. Internationale Organisationen 

2.1 Europäische Gemeinschaften (EWG, EGKS, 
EURATOM), Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, Rue de la Loi 200, 

B-1049 Brüssel 

Mit der am 1. Juli 1987 in Kraft getretenen Einheit- 
hchen Europäischen Akte ist eine spezifische Rechts- 
grundlage für die Forschungspohtik der Europäischen 
Gemeinschaft geschaffen worden. Der Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG-Vertrag) wurde um die Artikel 130 f — 130 q 
über Forschung und technologische Entwicklung er- 
gänzt. 

Aufgaben 

Erklärtes Ziel der Forschungs- und Technologiepohtik 
der Gemeinschaft ist danach die Stärkung der wissen- 
schaftlichen und technischen Grundlagen der euro- 
päischen Industrie und die Förderung der Entwick- 
lung ihrer internationalen Wettbewerbsfähigkeit, 
nicht zuletzt im Zusammenhang mit der Verwirk- 
hchung des Binnenmarktes. Sie dient weiter der Un- 
terstützung anderer Gemeinschaftspohtiken, wie bei- 
spielsweise der Energiepohtik, der Umweltpohtik 
oder der Regionalen twlcklungspohtik. 

Daneben gilt der Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Atomgemeinschaft (EURATOM- Vertrag), der 
speziell die Förderung der friedhchen Entwicklung 
und Anwendung der Kernenergie in der Gemein- 
schaft zum Ziel hat, unverändert fort. Schheßhch be- 
treibt die Gemeinschaft weiterhin technische For- 
schung im Bereich von Bergbau und Stahlerzeugung 
auf der Grundlage von Art. 55 des Vertrages über die 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl (EGKS- Vertrag). 

Inhaltlich müssen die Maßnahmen der Gemeinschaft 
die von den Mitgliedstaaten durchgeführten Maßnah- 
men ergänzen. 

Die Gemeinschaft bedient sich zur Durchführung ih- 
rer Forschungspohtik hauptsächhch der Aktionsfor- 
men 

— der „indirekten Aktion“, d. h. finanzielle Förde- 
rung von Forschungsvorhaben von Unternehmen, 
Forschungseinrichtungen und Hochschulen der 
Mitghedstaaten 

— der „konzertierten Aktion“, d. h. Koordinierung 
der Forschung der Mitghedstaaten in einzelnen 
Bereichen 


— der „direkten Aktion“, d. h. Durchführung von 
Forschungsvorhaben in den 4 Anstalten der Ge- 
meinsamen Forschungsstehe (GFS) selbst. 

Das am 28. September 1987 verabschiedete aktueUe 

Rahmenprogramm für Forschung und technologische 

Entwicklung sieht für die Jahre 1987 — 1991 etwa 25 

Aktionen vor in den Bereichen 

— Lebensquahtät 

— Informations- und Kommunikationstechnologien 

— Industrietechnologien 

— Biologische Ressourcen 

— Energie 

— Wissenschaft und Technik im Dienste der Entwick- 
lung 

~ Meeresforschung und -ressourcen 

— Verbesserung der wissenschaftlich-technischen 
Zusammenarbeit in Europa. 


Struktur und Haushalt 

Das wichtigste Planungsinstrument für die For- 
schungs- und Technologiepohtik ist das vom Rat der 
Gemeinschaft — in der Zusammensetzung der für die 
Forschung zuständigen Minister der 12 Mitghedstaa- 
ten — auf Vorschlag der Kommission und nach Stel- 
lungnahme des Europäischen Parlaments einstimmig 
zu beschheßende Mehrjahres -Rahmenprogramm. 
Das Rahmenprogramm legt u. a. die Grundzüge der 
geplanten Aktionen sowie eine Obergrenze für deren 
Finanz ausstattung fest. Anhand der Vorgaben des 
Rahmenprogramms beschheßt der Rat auf Vorschlag 
der Kommission und in Zusammenarbeit mit dem Eu- 
ropäischen Parlament mit quahfizierter Mehrheit, wo- 
bei die Stimmen der Mitghedstaaten nach Maßgabe 
des Art. 148 EWG-Vertrags gewichtet werden, spezi- 
fische Programme, welche die Einzelheiten der ge- 
planten Förderung regeln. Erst diese spezifischen Pro- 
gramme bilden die Rechtsgrundlage für die der Kom- 
mission obhegende Programmdurchführung und die 
in ihrer Verantwortung erfolgende Vergabe von Pro- 
j ektf ör dernütteln . 

Die nachfolgende Übersicht zeigt die Verteilung der 
Finanzmittel des am 28. September 1987 vom Rat be- 
schlossenen aktuehen Rahmenprogramms 1987 — 
1991 auf die einzelnen Aktionshnien, nach denen die 
spezifischen Programme festgelegt werden: 
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Bereich 


Bereich 


FuE -Rahmenprogramm 1987 — 1991 

in Mio ECU i) 

Lebensquahtät 

(Gesundheit, Strahlenschutz, Umwelt) 

Auf dem Wege zu einem großen Informations- und Kommunikationsmarkt und einer 
informierten und kommunizierenden Gesellschaft 

(Informationstechnologien, Telekommunikation, neue Dienstleistungen von gemein- 
samem Interesse einschheßhch Verkehrswesen) 


Bereich Industrielle Modernisierung 

(Wissenschaft und Technologie für die Verarbeitungsindustrie, für fortgeschrittene 
Werkstoffe; Rohstoffe rmd Wiederverwertung, technische Normen, Meßmethoden rmd 
Referenzmaterialien) 


Bereich Nutzung der biologischen Ressourcen 

(Biotechnologie, agro-industrielle Technologie, Wettbewerbsfähigkeit der Landwirt- 
schaft und Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Ressourcen) 

Bereich Energie 

(Kernspaltung; nukleare Sicherheit, kontrollierte thermonukleare Fusion, nichtnu- 
kleare Energie und rationelle Energienutzung) 

Bereich Wissenschaft und Technik im Dienste der Entwicklung 

Bereich Nutzung des Meeresbodens imd der Meeresressourcen 

(Meereswissenschaften und -technologie, Fischerei) - - 

Bereich Verbesserung der W/T-Zusammenarbeit in Europa 

(Stimuüerung, Valorisierung und Einsatz des menschüchen Potentials, Nutzung großer 
Forschungseinrichtungen, Vorausschau sowie andere stützende Maßnahmen, Ver- 
breitung und Nutzung der Ergebnisse der wissenschafüichen und technischen For- 
schung) 


479 

2 465 

989 

310 

1 752 
80 

80 

325 


insgesamt: 


6 4802) 


1) 1 ECU = 2,07 DM (Stand 13. Oktober 1987) 

2) Die Summe von 6 480 Mio ECU enthält 1 084 Mio ECU an 

Mitteln für bereits rniter dem Rahmenprogramm 1984-1987 beschlossene und in Angriff genommene Forschungsprogramme. 
Damit verbleiben an neuen Programm itteln 5 396 Mio ECU. Von diesen dürfen 16% erst nach 1991 gebunden imd verwendet 
werden. Hiernach stehen der Gemeinschaft im Zeitraum 1987 — 1991 durchschnitthch etwa 1 , 123 Mrd ECU pro Jahr für Zwecke 
der Forschungsförderung und Eigenforschung zur Verfügung. 

Quelle: BMFT 


Auch die Tätigkeiten der Gemeinsamen Forschimgs- 
steUe (GFS), einer rechtlich nicht selbständigen Ein- 
richtung der EG-Kommission mit Anstalten in Ispra 
(Italien), Karlsruhe (Deutschland), Geel (Belgien) und 
Fetten (Niederlande), werden durch ein spezifisches 
Programm festgelegt. Der Generaldirektor der GFS 
mit Sitz in Brüssel ist der Kommission für die Pro- 
grammdurchführung verantwortlich und gegenüber 
den einzelnen Anstalten weisungsberechtigt. Der 
Kommissionsvorschlag für das Mehrjahresprogramm 
1988 — 1991 sieht vor, daß die GFS zur Ausführung 
des Rahmenprogramms hauptsächhch durch For- 
schungsarbeiten auf den Gebieten Kernspaltung und 
nukleare Sicherheit, Umwelt, technische Normen, 
Meßmethoden und Referenzmaterialien, fortgeschrit- 
tene Werkstoffe und Kernfusion beiträgt. 

Die endgültige Verwendung der in den Beschlüssen 
für spezifische Programme veranschlagten Finanzmit- 
tel steht imter dem Vorbehalt, daß der zur Programm- 
durchführung jeweils erforderhche Betrag in den jähr- 
üchen Haushaltsplan der Gemeinschaft eingesetzt 
wird, den die am Haushaltsverfahren beteiligten Insti- 
tutionen (EG-Kommission, Rat/Finanzmiiüster, Euro- 


päisches Parlament) unter Berücksichtigrmg der ge- 
nerellen Finanzsituation der Gemeinschaft erstellen. 

ln den letzten Jahren hatte der Gememschaftshaus- 
halt für den Bereich der Forschung und technologi- 
schen Entwicklung folgendes Volumen (in Mio 
ECU): 



Ist 

Soll 


1985 

1986 

1987 

Ausgaben in Mio ECU 

513,4 

622,1 

731,8 

darunter: 




GFS 

181 

201 

203 

Personalbestand GFS . 

2 150 

2 169 

2 260 
Plan- 
stellen 


Quelle: BMFT 


Zum Vergleich: Insgesamt hat der Haushaltsplan 
1987 der EG ein Volumen von rund 36 Mrd ECU. 
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2.2 Europäische Weltraumorganisation (ESA = 
European Space Agency), Paris, 8—10 rue 
Mario Nikis, F-75738 Paris, Cedex 15 

Mitglieder: Belgien, Dänemark, Bundesrepubhk 
Deutschland, Frankreich, Großbritan- 
nien, Irland, Itahen, Niederlande, Norwe- 
gen, Österreich, Spanien, Schweden, 
Schweiz; Kanada beteüigt sich an einzel- 
nen Programmen und ist sogen. Koopera- 
tionsstaat, Finnland ist assoziiertes Mit- 
glied 

Die Europäische Weltraumorganisation ESA ist am 
31. Mai 1975 u. a. durch den Zusammenschluß von 
Vorläufereinrichtungen gegründet worden, um die 
Zusammenarbeit europäischer Staaten zu ausschüeß- 
hch friedlichen Zwecken auf dem Gebiet der Welt- 
raumforschung und Weltraumtechnologie sicherzu- 
stellen und zu entwickeln. Alle großen weltramntech- 
nischen Programme der letzten Zeit wie die Entwick- 
lung der Raketenfamilie ARIANE, des Weltraumla- 
bors SPACELAB, aber auch die Vorbereitung auf eine 
Beteiligung an der Internationalen Raumstation mit 
dem europäischen Beitrag COLLTMBUS sowie die 
Vorbereitung für den Raumgleiter HERMES werden 
in der ESA europäisch organisiert und durchgeführt. 


Aufgaben 

— Entwicklung und Förderung der Zusammenarbeit 
zwischen europäischen Staaten für ausschheßhch 
friedliche Zwecke auf den Gebieten 

O Weltraumforschung 
O Weltraumtechnik 
O Weltraumtechiüsche Anwendung 

— Ausarbeitung und Durchführung einer langfristi- 
gen europäischen Weltraumpohtik 

— Ausarbeitung und Durchführung eines europäi- 
schen Weltraumprogramms 

— Ausarbeitung und Durchführung einer Industrie - 
pohtik. 

Hierzu führt die ESA durch: 

— ein wissenschaftliches Programm 

— Anwendungsprogramme in den Bereichen Mikro- 
gravitation, Erdbeobachtung und Telekommuni- 
kation 

— Technologieprogramme 

— Programme für Raumtransportsysteme, insbeson- 
dere die Trägerprogramme ARIANE einschüeßhch 
ARIANE 5 (Vorbereitungsphase) und das Pro- 
gramm für den Raumgleiter HERMES (Vorberei- 
tungsphase) 

— Programme für orbitale Infrastruktur, insbeson- 
dere das Programm COLUMBUS (Vorbereitungs- 
phase) 

— im Rahmen des Allgemeinen Haushaltes die erfor- 
derhchen Basis- und Unterstützungsaktivitäten. 


Struktur und Haushalt der ESA 

Organe der Organisation sind der Rat und der Gene- 
raldirektor. Der Rat besteht aus Vertretern der Mit- 
gliedstaaten. Generaldirektor ist z. Z. mit Professor 
R. Lüst ein Deutscher. 

Die Hauptverwaltung der ESA befindet sich in 
Paris. 

Die ESA unterhält folgende Niederlassungen: 

— ESTEC (Europäisches Zentrum für Weltraumfor- 
schung und -technologie) in Noordwijk (Nieder- 
lande) 

— ESOC (Europäisches Weltraum-Organisationszen- 
trum) in Darmstadt mit dem hierfür erforderhchen 
KontroU- und Rechenzentrum sowie den Bodensta- 
tionen in Michelstadt (Odenwald), Redu (Belgien), 
ViUafranca (Spanien) und Kourou (Frz. -Guayana). 
Darüber hinaus werden Bodenstationen in Perth 
(Australien), Fuctno (Itahen), Mahndi (Kenia), 
Ibaraki (Japan), Maspalomas (Kanarische Inseln) 
und Kiruna (Schweden) benutzt 

~ ESRIN mit „Earthnet" -Aktivitäten und dem IRS 
(Informationsabrufdienst) in Frascati (Itahen) 

— Die Startanlage für Trägerraketen in Kourou (Frz.- 
Guayana, Südamerika). 

Der deutsche Beitragsanteü an den Ausgaben der 
ESA betrug von 1985 — 1987 zwischen 22,5 % und 
24,5 % (je nach deutscher Beteiligung an den Pro- 
grammen). 



Ist 

SoU 

1987 

1985 1986 

Ausgaben in Mio RE . 

1 025 1 208 

1 750 


Personal 

1985 

1986 

1987 

Wissenschafthches 
Personal 

141 

167 

239 

Technisches Personal . 

933 

974 

1 224 

Verwaltungspersonal . 

302 

312 

337 

insgesamt 

1 376 

1 453 

1 800 


Quelle: BMFT 


2.3 Internationale Atomenergie-Organisation 
(lAEO), Wagramer Straße 5, Postfach 1 00, 

A-1 400 Wien 

Mitglieder: 113 Staaten 

Die Internationale Atomenergie-Organisation wurde 
1957 im Rahmen des Systems der Vereinten Nationen 
gegründet. 
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Aufgaben 

— Weltweite Zusammenarbeit in Kernforschung und 
Kerntechnik durch Veranstaltung von Fachtagun- 
gen, Abstimmung von Förderungsprogrammen, 
Ausarbeitung von Richtlinien und Empfehlungen 
für Reaktorsicherheit und Strahlenschutz sowie 
eine umfassende Dokumentation zu fördern 

— Entwicklungsländern durch Entsendung von Ex- 
perten, Stipendien, Schulungskurse und Lieferung 
von Geräten zu helfen 

— Sicherungsmaßnahmen insbesondere unter dem 
Nichtverbreitungs vertrag durchzuführen, um der 
Abzweigung von Kemmaterial für Kernwaffen 
oder sonstige Kernsprengkörper vorzubeugen. 

Die lAEO betreibt ein Laboratorium in Seibersdorf bei 
Wien und unterhält gemeinsam mit der UNESCO das 
Internationale Zentrum für Theoretische Physik in 
Triest sowie das Internationale Laboratorium für 
Meeresradioaktivität in Monaco. 


Struktur und Haushalt 

Organe der lAEO sind die jährhch tagende General- 
konferenz aller Mitghedstaaten, der 35 Mitglieder 
umfassende Gouvemeursrat sowie der Generaldi- 
rektor. Die Bundesrepublik Deutschland ist seit 1972 
ständig im Gouverneursrat vertreten und hat im Jahr 
1987/88 den Vorsitz inne. 

Die Bundesrepublik Deutschland beteüigt sich inten- 
siv an den Arbeiten der lAEO. Neben ihrem Anteü am 
lAEO-Haushalt und am Technische-Hüfe-Fonds der 
Organisation stellt sie zusätzliche Mittel zur Verfü- 
gung, die sich auf die Bereiche Technische Hilfe, Si- 
cherungsmaßnahmen und Reaktorsicherheit konzen- 
trieren. 

Der Anteil der Bundesrepubhk Deutschland am 
lAEO-Haushalt beträgt 8,45 % (1987). 


Haushalt 

(in Mio US $ 


1985 

1986 

1987 

Soll 

1988 

101 

130 

133 

137 


Personal 


1985 

1986 

1987 

Soll 

1988 

1 586 

1 630 

1 684 

1 714 


Quelle: BMFT 


2.4 Nordatlantikpakt-Organisation (NATO), 
Boulevard Leopold III, B-1110 Brüssel 

Mitglieder: 16 Staaten in Europa und Nordamerika 


Aufgaben 

Neben der militärischen und politischen Verteidigung 
der Bündnisstaaten fördert die NATO als dritte Di- 
mension die Zusammenarbeit in Wissenschaft und 
Umweltfragen. 


Struktur und Haushalt 

Die NATO hat einen Rat aus Vertretern der Mitghed- 
staaten und ein Sekretariat mit fünf Abteilungen, 
darunter die Wissenschaftsabteüung, die von einem 
Beigeordneten Generalsekretär geleitet wird. Die 
Gruppe für Verteidigungsforschung untersteht im 
Rahmen der Abteüung für Verteidigungsunterstüt- 
zung einem anderen Beigeordneten Generalsekre- 
tär. 

— Wissenschaftsausschuß (Science Committee): 
nichtmilitärische wissenschafthche Programme 
einschheßhch Stipendien, Seminare und For- 
schungsbeihüfen 

— Umweltausschuß (Committee on the ChaUenges of 
Modern Society 7 CCMS): Studien zu Umweltpro- 
blemen, Folge-Verfahren zur Umsetzung der Er- 
gebnisse der Studien in die Praxis, Kolloquien und 
Seminare 

— Gruppe für Verteidigungsforschung (Defence Re- 
search Group 7 DRG): Informationsaustausch und 
Zusammenarbeit auf allen Gebieten der Technik 
und Naturwissenschaften, die für die Verteidigung 
relevant sind. 

Ausgaben für die Aktivitäten des Wissenschaftsaus- 
schusses (WA), des Umweltausschusses (CCMS) so- 
wie der Gruppe für Verteidigungsforschung (DRG) 
werden im NATO -Zivilhaushalt veranschlagt, den die 
Bundesrepubhk Deutschland zu 15,5 % aus dem Bun- 
deshaushalt mitfinanziert. 


Ausgaben 1) (für WA, CCMS und DRG) 
im NATO-Zivilhaushalt 


Mio bfr. 

Ist 

SoU 

1987 

1985 

1986 

WA 

813,2 

848,8 

867,2 

CCMS 

4,1 

4,4 

4,5 

DRG 

1,8 

1,9 

2,0 

insgesamt . . . 

819,1 

855,1 

873,7 


9 Der Deutsche Beitragsanteil an den o. g. Ansätzen beträgt 
15,54 % 

Quelle: BMVg 
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2.5 Organisation für wirtschaftliche 

Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), 2 
rue Andre Pascal, F-75775 Paris, Cedex 16 

Mitglieder: 24 Staaten (Westeuropa, Nordamerika, 
Australien, Japan, Neuseeland) 

Hauptaufgabe der OECD ist es, zur wirtschaftlichen 
Entwicklung der Mitghedstaaten beizutragen. Zu die- 
sem Zweck fördern die Mitglieder u. a. auf wissen- 
schaftlichem und technischem Gebiet die Entwick- 
lung ihrer Ressourcen und die Forschung. 

Das Direktorat für Wissenschaft, Technologie und In- 
dustrie des OECD-Sekretariats befaßt sich mit Infor- 
mationsaustausch, Studien wissenschaftspolitischen 
Charakters und mit der Koordinierung in ausgewähl- 
ten Bereichen. Das Arbeitsprogramm wird in den Aus- 
schüssen für Wissenschafts- und Technologiepolitik 
(CSTP) und für Informations-, Computer- und Kom- 
munikationspolitik (CICCP) abgestimmt. Dem Direk- 
torat stehen für 1987 77 Stellen zur Verfügung; der 
deutsche Beitragsanteil beträgt etwa 9 %. 

Der Kernenergie-Agentur (NEA) gehören außer Neu- 
seeland alle OECD-Staaten an. Die NEA führt Kern- 
energie-Studien durch, koordiniert in Sicherheitsfra- 
gen, betreibt die NEA-Datenbank und fördert die 
technische Zusammenarbeit in ausgewählten Gebie- 
ten sowie in gemeinsamen Projekten, darunter das 
Haiden-Reaktorprojekt in Norwegen, die Anlage Eu- 
rochemic in Belgien sowie die gemeinsame Nutzung 
der Reaktorsicherheitstestanlage LOFT in den USA 
(diese Projekte haben gesonderte Budgets). Der NEA 
stehen für 1987 rund 56,7 Mio FF und 84 Stellen zur 
Verfügung. Für die Aufstellung von Budget und Pro- 
gramm ist der Direktionsausschuß zuständig, der ent- 
sprechende Empfehlungen dem OECD-Rat vorlegt. 

Der Internationalen Energie-Agentur (lEA) gehören 
21 OECD-Staaten (alle außer Frankreich, Finnland 
und Island) an. Hauptaufgabe der lEA ist es, die Im- 
portabhängigkeit von Öl u. a. durch die Schaffung 
eines Krisenmechanismus und langfristige Zusam- 
menarbeit zur Entwicklung von Ersatzenergiequellen 
zu vermindern. Das Komitee für Energieforschung 
und -entwicklung (CRD) koordiniert zahlreiche ge- 
meinsame FuE-Arbeiten im nichtnuklearen Bereich. 

Das 1962 gegründete O E CD -Entwicklungs Zentrum 
(„OECD-Development Centre") erarbeitet Studien zu 
grundlegenden Fragen entwicklungspolitischer Be- 
deutung. Es führt seine Forschungsarbeiten primär im 
Interesse der OECD-Mitgliedstaaten durch. Die Inter- 
dependenz der Probleme von Industrie- und Entwick- 
lungsländern bedeutet aber, daß auch Themen bear- 
beitet werden, die von seiten der Entwicklungsländer 
als wichtig erachtet werden. Die gegenwärtigen 
Schwerpunkte der Arbeit sind einmal die Forschungs- 
tätigkeit selbst, zum anderen die Herstellung interna- 
tionaler Kontakte und der Pohtikdialog. Im Rahmen 
der Forschungsaktivitäten beschäftigt sich das Ent- 
wicklungszentrum mit Aspekten des internationalen 
Handels, der Finanz- und Währungspolitik, der Wis- 
senschaft und Technologie u. a. m. Das Zentrum ver- 
fügt über 20 wissenschaftliche Mitarbeiter, seine 
Finanzierung erfolgt aus dem OECD-Haushalt (1987 


rund 34,5 Mio FF) sowie aus freiwilligen Sonderzu- 
wendungen verschiedener Mitgliedsländer für ausge- 
wählte Themen. 


2.6 Organisation der Vereinten Nationen für 

Erziehung, Wissenschaft und Kuitur (UNESCO), 
7 Place de Fontenoy, F-75700 Paris 

Mitglieder; 158 Staaten 


Aufgaben 

Hauptaufgaben der UNESCO sind: Förderung des Er- 
ziehungswesens, der Wissenschaft, der Kultur, der 
Kommunikation und der Sozialwissenschaften, Bil- 
dungs- und Wissenschaftshilfe für Entwicklungs- 
länder, Erhaltung und Bewahrung des Natur- und 
Kunsterbes der Welt. 

Schwerpunkte in den wissenschaftlichen Bereichen: 

— Studien zur Rolle und Entwicklung von Wissen- 
schaft und Technologie, Verbreitung von Informa- 
tionen zur Wissenschaftsplanung und -pohtik 

— Informationssysteme und -dienste (Allgemeines 
Informationsprogramm — PGI und UNISIST) 

— Informationstechnologien (Intergovemmental In- 
formatics Programme — IIP) 

— Förderung der grundlagen- und anwendungs- 
orientierten Wissenschaften in ausgewählten Ge- 
bieten 

— Ökologie, vor aUem das Programm „Man and the 
Biosphere" (MAB) 

— Geologie, vor allem das „International Geological 
Correlation Programme" (IGCP) 

— Hydrologie, vor allem das „International Hydrolo- 
gical Programme" (IHP) 

— Ozeanographie, vor allem durch die „International 
Oceanographic Commission" (IOC) 

— Kommunikationswissenschaften. 

Die 24. Generalkonferenz hat 1987 in Paris eine Pro- 
grammplanung verabschiedet, in der interdiszipünär 
die Aufgaben zusammengefaßt sind, die sich die 
UNESCO bis 1989 stellt. 


Struktur und Haushalt 

Organe sind die Generalkonferenz (Mitgliederver- 
sammlung), der Exekutivrat mit 51 Mitgliedern (dar- 
unter die Bundesrepublik Deutschland) und der Ge- 
neraldirektor. 

Die fachliche Beratung der Programme erfolgt durch 
wissenschaftliche Ausschüsse und zwischenstaatliche 
oder internationale Räte. 
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Ausgaben für wichtige Programme aus dem 
regulären Budget der UNESCO 


Ausgaben in Mio US $ 

1984-85 

1986-87 

1988-89*) 

Der Mensch und die 
Biosphäre (MAB) .... 

9,005 

9,530 

7,951 

Internationales Geo- 
logisches Programm 
(IGCP) 

4,243 

3,002 

3,026 

Internationales Hydro- 
logisches Programm 
(IHP) 

5,301 

6,600 

5,374 

Zwischenstaathche 
Ozeanographische 
Kommission (IOC) 
und sonstige 
Meeresforschung .... 

10,735 

7,988 

7,449 

Allgemeines 
Informationsprogramm 
einschließhch UNISIST 
(PGI) 

12,194 

9,265 

10,117 


*) Haushaltsentwurf Quelle: AA 


3. Internationale Forschungseinrichtungen 

3.1 Europäische Organisation für Kernforschung 
(CERN), CH-1211 Genf 23 

Mitglieder: Belgien, Dänemark, Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Griechenland, 
Großbritannien, Italien, Niederlande, 
Norwegen, Österreich, Portugal, Schwe- 
den, Schweiz, Spanien 

Aufgaben 

— Untersuchung der elementaren Bausteine der Ma- 
terie mit Hilfe von Elementarteilchenbeschleuni- 
gern 

— Kernphysik 

— Förderung der internationalen Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Hochenergiephysik 

— Bau des großen Elektron-Positron-Speicherrings 
(LEP), der im Laufe des Jahres 1989 in Betrieb 
gehen soll. 


Struktur und Haushalt 

Der CERN-Rat, dem je zwei Vertreter jedes Mitghed- 
staates angehören, beschheßt das Forschungspro- 
gramm und den Haushalt. CERN wird z. Z. von dem 
deutschen Professor H. Schopper geleitet. 


Neben rund 3 500 Mitarbeitern sind am CERN noch 
etwa 3 600 Gastwissenschaftler und rund 130 Stipen- 
diaten tätig. 

Der deutsche Beitragsanteil beträgt rund 25 %. 


Ausgaben in Mio sfr. 

Ist 

SoU 

1985 

1986 

1987 

Laufende Ausgaben . . 

520 

510 

520 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(357) 

(369) 

(377) 

Investitionen 

204 

256 

252 

insgesamt . . . 

724 

766 

772 


Personal 

1985 

1986 

1987 

Wissenschaftliches 




Personal 

867 

854 

853 

Technisches Personal . 

2 122 

2 055 

2 019 

Verwaltungspersonal . 

574 

575 

568 

insgesamt . . . 

3 563 

3 484 

3 440 


Quelle: BMFT 


3.2 Europäische Organisation für Astronomische 
Forschung in der Südiichen Hemisphäre (ESO), 
Karl-Schwarzschild-Straße 2, 8046 Garching 

Mitglieder: Belgien, Dänemark, Bundesrepubhk 
Deutschland, Frankreich, Itahen, Nieder- 
lande, Schweden, Schweiz 


Aufgaben 

— Bau und Betrieb von optischen Teleskopen auf der 
südhchen Halbkugel 

— Entwicklung neuer Teleskope (New Technology 
Telescope — NTT — im Bau, Very Large Telescope 
— VLT — in Vorbereitung) und Instrumente 

Im Dezember 1987 wurde beschlossen, das größte 
und modernste Teleskop der Welt, das VLT, in 
Chile zu errichten. Damit wird Europa weltweit die 
Führung in der optischen Astronomie überneh- 
men. 

— Förderung der europäischen Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Astronomie 

— Betrieb der europäischen Koordinierungsstelle für 
das Weltraumteleskop. 


238 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2049 


Struktur und Haushalt 

Der ESO-Rat, dem aus jedem Mitgliedsland je ein wis- 
senschaftliches und ein administratives Mitglied an- 
gehören, beschheßt das Forschungsprogramm und 
den Haushalt. Die Organisation wird von einem Ge- 
neraldirektor geleitet, ab 1988 von dem Holländer 
Prof. Dr. H. van der Laan. 

Der deutsche Beitragsanteil beträgt rund 26 %. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1985 

1986 

1987 

Laufende Ausgaben . . 

40 

43 

45 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(24) 

(26) 

(28) 

Investitionen 

15 

12 

10 

insgesamt . . . 

55 

55 

55 


Personal 

1985 

1986 

1987 

Wissenschaftliches 
Personal 

46 

47 

49 

Technisches Personal . 

63 

65 

66 

Verwaltungspersonal . 

26 

26 

27 

insgesamt^) . . . 

135 

138 

142 


dazu Ortskräfte in Chile (1987: 126) 
Quelle: BMFT 


3.3 Europäische Konferenz für Molekularbiologie 
(EMBC) und Europäisches Laboratorium für 
Molekularbiologie (EMBL), Meyerhofstraße 1, 
6900 Heidelberg 

Mitglieder: 16 europäische Staaten und Israel 
(EMBC) 

13 europäische Staaten und Israel 
(EMBL) 


EMBC 

Aufgabe der EMBC ist die Förderung der europäi- 
schen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der moleku- 
larbiologischen Forschung, vor allem durch For- 
schungsstipendien, Arbeitstagungen und Kurse. 
Oberstes Organ ist die Konferenz aus Vertretern aller 
Mitghedstaaten. Sie beschließt den jährhchen Haus- 
halt (1987: 4,7 Mio RE; deutscher Anteil: 22,35 %). 
Die Durchführung des Programms hat EMBC der pri- 
vatrechthchen Organisation für Molekularbiologie 


(EMBO) übertragen. Das EMBC-Abkommen wurde 
am 9. Dezember 1986 um weitere 8 Jahre bis 1996 
verlängert. 


EMBL 


Aufgaben 

— Zusammenarbeit europäischer Staaten in der bio- 
logischen Grundlagenforschung 

— Entwicklung neuzeitlicher Instrumente 

— Molekularbiologische Forschung in ausgewählten 
Schwerpunktbereichen (Zellbiologie, Differenzie- 
rung, biolog. Strukturen) 

— Molekularbiologische Experimente mit Synchrot- 
ronstrahlung (an der Außenstelle Hamburg bei 
DESY) und mit Neutronenstrahlen (an der Außen- 
stelle Grenoble beim ILL) 

— ein neues wissenschaftliches Programm für die 
Jahre 1988 — 1991 mit starker Betonung auf Bio- 
computing ist verabschiedet. 


Struktur und Haushalt 

Der Rat des EMBL, dem je zwei Vertreter jedes Mit- 
ghedslandes angehören, beschheßt das Forschungs- 
programm und den Haushalt. Das EMBL wird von 
einem Generaldirektor geleitet, z. Z. von dem Schwe- 
den Prof. Philipson. 

Der deutsche Beitragsanteil beträgt rund 24 %. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1985 

1986 

1987 

Laufende Ausgaben . . 

43 

44 

45 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(28) 

(29) 

(29) 

Investitionen 

5 

6 

9 

insgesamt . . . 

48 

50 

54 


Personal 

1985 

1986 

1987 

Wissenschaftliches 
Personal 

92 

97 

98 

Technisches Personal . 

112 

114 

115 

Verwaltungspersonal . 

48 

47 

47 

insgesamt . . . 

252 

258 

260 


Quelle: BMFT 
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3.4 Institut Max von Laue — Paul Langevin (ILL), 
Boite Postale 156, F-38042 Grenoble, Cedex 
Gesellschaft nach französischem Recht 

Gesellschafter: Kernforschungszentrum Karls- 

ruhe GmbH, Centre National de la 
Recherche Scientifique, Commissa- 
riat r Energie Atomique, Science and 
Engineering Research Council 

Aufgaben 

— Betrieb des Höchstflußreaktors mit seinen Instru- 
menten 

— Entwicklung und Bau neuartiger Experimentier- 
einrichtungen 

— Wissenschaftliche und technische Unterstützung 
auswärtiger Gastgruppen bei Planung, Durchfüh- 
rung und Auswertung ihrer Messungen 

— Förderung eigener wissenschaftlicher Aktivitä- 
ten. 


3.5 Europäische Synchrotronstrahlungsanlage 
(ESRF = European Synchrotron Radiation 
Facility) 

An der Vorbereitungsphase beteiligt: 
Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Großbri- 
tannien, Italien, Spanien, Schweiz sowie eine Arbeits- 
gemeinschaft bestehend aus skandinavischen Staa- 
ten 

Vorgesehene Rechtsform: 

Gesellschaft nach französischem Recht 
Standort: Grenoble 


Aufgaben 

— Entwurf, Bau und Betrieb der Europäischen Syn- 
chrotronstrahlungsanlage 

— Bereitstellung von Synchrotronstrahlung für Wis- 
senschaftler europäischer Staaten zur Forschung 
auf dem Gebiet der kondensierten Materie. 


Struktur und Haushalt 


Struktur und Haushalt 


Der Lenkungsausschuß des ILL, dem je 4 Vertreter aus 
der Bundesrepubhk Deutschland, Frankreich und 
Großbritannien angehören, setzt die allgemeinen 
RichÜinien fest, überwacht die Geschäftsführung und 
beschheßt Forschungsprogramme, Wirtschaftsplan 
u. a. 


Die Leitung des ILL wechselt turnusmäßig zwischen 
der Bundesrepubhk Deutschland und Großbritannien. 
Z. Z. wird das ILL von einem Deutschen geleitet 
(Prof. W. Gläser). 

Deutscher Beitragsanteil 33 %. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1985 

1986 

1987 

Laufende Ausgaben . . 

69 

71 

72 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(46) 

(47) 

(45) 

Investitionen 

13 

10 

11 

darunter: 

Bauten 

( 1) 

( 1) 

( 1) 

insgesamt . . . 

82 

81 

83 


Personal 

1985 

1986 

1987 

Wissenschafthches 
Personal 

105 

102 

100 

Technisches Personal . 

332 

328 

325 

Verwaltungspersonal . 

69 

68 

66 

insgesamt . . . 

506 

498 

491 


Quelle; BMFT 


Der Verwaltungsrat setzt sich aus Vertretern der Re- 
gierungen der beteiligten Staaten sowie der nationa- 
len Forschungseinrichtungen zusammen, die nach der 
Gründung Gesellschafter der ESRF werden sollen. 

Er setzt die allgemeinen RichÜinien fest, entscheidet 
wichtige Fragen der Pohtik der Gesellschaft, über- 
wacht die Geschäftsführung und beschließt u. a. das 
wissenschafüiche Programm und den Haushalt. 

Die ESRF wird z. Z. von einem Deutschen geleitet 
(Prof. R. Haensel). 

Der derzeitige Terminplan sieht vor: 

bis Ende 1987 Vorbereitungsphase 

Ende 1987 Unterzeichnung des Regierungsab- 

kommens über den Bau der ESRF 

1988—1994 Bauphase (18 Strahlrohre) 

1994 — 1997 Betrieb der ersten 18 Strahlrohre und 
Bau von weiteren 12 Strahlrohren 

ab 1998 Betrieb mit 30 Strahlrohren. 

Kosten der Vorbereitungsphase max. 30 Mio FF 
(Preisstand 1985); deutscher Anteü 28 %. 

Kosten für den Bau und Betrieb für die Jahre 1988 — 
1998 nach derzeitigem Stand insgesamt rund 

3,6 Mrd FF (Preisstand Jan. 1987). Deutscher Anteü 
voraussichtlich 28 %. 



Ist 

1986 

SoU 

1987 

Ausgaben in Mio FF . 

14,7 

15,3 

Personal 

28 

50 


Quelle: BMFT 
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3.6 Europäisches Hochschulinstitut (EHI), Badia 
Fiesolana, Via dei Roccettini, 5, 1-50016 San 
Dominico di Fiesoie (Florenz) 

Mitglieder: Belgien, Bundesrepubhk Deutschland, 
Dänemark, Frankreich, Griechenland, 
Großbritannien, Irland, Italien, Luxem- 
burg, Niederlande, Spanien 


Aufgaben 

Das Europäische Hochschulinstitut (EHI) ist eine von 
Mitghedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 1972 
gegründete internationale Organisation. Leitende 
Gremien sind der Oberste Rat, der Präsident und der 
Akademische Rat. 


Struktur und Haushalt 

Das EHI wird von den Vertragsstaaten finanziert und 
erhält außerdem einen Zuschuß von der EG-Kommis- 
sion für seinen Forschungsfonds (1987: umgerechnet 
ca. 3,6 Mio DM, 1986: ca. 3,3 Mio DM). Der Gesamt- 
haushalt für 1987 beträgt umgerechnet ca. 
22,8 Mio DM (1986: ca. 22,3 Mio DM). 

Es hat vier Abteilungen: Geschichte und Kulturge- 
schichte; Wirtschaftswissenschaften; Rechtswissen- 
schaften; Pohtikwissenschaft und Gesellschaftswis- 
senschaften. 

Den Stamm des Lehr- und Forschungspersonals bil- 
den 30 voUzeitbeschäftigte Professoren und Assisten- 
ten; hinzu kommen voU- und teüzeitbeschäftigte For- 
schungsbeauftragte für einzelne Forschungsvorhaben 
sowie Gastprofessoren und externe Professoren. Fer- 
ner arbeiten Forschungsstudenten (im akademischen 
Jahr 1985/86: 176 Personen) am Institut, die dort ihren 
Doktorgrad erwerben können. Sie erhalten in der Re- 
gel für die ersten beiden Jahre ein Regierungsstipen- 
dium aus ihrem Heimatland und im dritten Jahr ein 
Stipendium des Instituts. 


3.7 Europäisches Zentrum für mittelfristige 

Wettervorhersage (EZMW), Shinfield Park bei 
Reading (Großbritannien) 

Mitglieder: EG-Länder (außer Luxemburg); Finn- 
land, Jugoslawien, Österreich, Schwe- 
den, Schweiz, Türkei 

Die Gründung des Europäischen Zentrums für mittel- 
fristige Wettervorhersage ist das Ergebnis der euro- 
päischen Zusammenarbeit im Rahmen von COST. 

Aufgaben 

— Regelmäßige Ausgabe von mittelfristigen Wetter- 
vorhersagen (4 — 10 Tage) 


— Verbesserung der Vorhersagetechniken durch 
Forschungs- und Entwicklungsarbeiten 

— Fortbildung von Wissenschaftlern der nationalen 
meteorologischen Dienste 

— Aufbau und Unterhalt einer meteorologischen Da- 
tenbank, die den meteorologischen Institutionen 
der Mitghedstaaten für eigene Untersuchungen 
zur Verfügung steht. 


Struktur und Haushalt 

Das leitende Gremium des EZMW ist der Rat, dem je 
zwei Vertreter der Mitghedstaaten angehören. Der 
Rat ernennt den Direktor, dem die Abteilungen Be- 
trieb, Forschung und Verwaltung unterstehen. 

Der Rat wird unterstützt durch einen Finanzausschuß, 
einen wissenschafthchen und einen technischen Be- 
ratungsausschuß. 


Ausgaben in Mio £ 

Ist 

Soll 

1985 

1986 

1987 

Laufende Ausgaben . . 

7,4 

8,6 

8,8 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(4,4) 

(4,9) 

(5,3) 

Investitionen 

2,2 

1,6 

2,2 

insgesamt . . . 

9,6 

10,2 

11,0 

Deutscher Beitrag .... 

2,15 

2,29 

2,47 


Quelle: BMV 


3.8 Stiftung Deutsch-Niederländischer Windkanal 
(DNW), Voorsterweg 31 , Gemeinde 
Noordoostpolder, NL-8300 AD Emmeloord 

Gesellschafter: Deutsche Forschungs- imd Versuchs- 
anstalt für Luft- und Raumfahrt e. V. 
(DFVLR) 

Nationaal Lucht- en Ruimtevaartla- 

boratorium (NLR) 

mit je 50 % Beteihgung 


Aufgaben 

Betrieb und Weiterentwicklung des größten und mo- 
dernsten Niedergeschwindigkeitswindkanals Euro- 
pas. Für die europäische Luftfahrtindustrie und wei- 
tere Interessenten werden auf Vertragsbasis Windka- 
naluntersuchungen durchgeführt. 
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Struktur und Haushalt 

Einziges Organ der Stiftung ist der paritätisch be- 
setzte Lenkungsausschuß (je zwei Vertreter der Ge- 
sellschafter und der zuständigen Ministerien). Er wird 
von einem Beratungsausschuß, bestehend aus acht 
Vertretern aus Industrie und Wissenschaft, beraten. 


Ausgaben in Mio Hfl 

Ist 

SoU 

1984 

1985 

1986 

1987 

Laufende Ausgaben . . 

15,0 

15,6 

16,5 

16,7 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(4,5) 

(5,3) 

(5,4) 

(5,2) 

Investitionen 

1,1 

1,4 

1,4 

2,3 

insgesamt . . . 

16,1 

17,0 

17,9 

19,0 


Personal 

Ist 

Soll 

1984 

1985 

1986 

1987 

Wissenschaftliches 
Personal 

9 

8 

10 

9 

Technisches Personal . 

29 

31 

34 

41 

Verwaltungspersonal . 

3 

3 

3 

3 

Sonstiges Personal . . . 

2 

2 

2 

2 

insgesamt . . . 

43 

44 

49 

55 


Quelle: BMFT 


3.9 Europäischer Transschall-Windkanal (ETW) 

Beteiligte: Bundesrepublik Deutschland, Frank- 

reich, Großbritannien, Niederlande 

Vorgesehene 

Rechtsform: Juristische Person nach deutschem 

Recht (GmbH) 

Standort: Deutsche Forschungs- und Versuchs- 

anstalt für Luft- imd Raumfahrt e. V., 
Linder Höhe, 5000 Köln 90 

Durch den ETW soll die europäische Luftfahrtindu- 
strie in die Lage versetzt werden, Reiseflugbedingun- 
gen für Großflugzeuge im Modellmaßstab vollständig 
zu simuheren und das technologische Risiko schon im 
Entwurfsstadium neuer Projekte zu minimieren. 


Gruppe. Sie soU im Prinzip auch während der Bau- 
und Betriebsphase beibehalten werden. Der Auf- 
sichtsrat wird sich aus Vertretern der Regierungen, 
der nationalen Forschungseinrichtungen und/oder 
der nationalen Industrien zusammensetzen. Die Ge- 
schäftsführung wird den Generaldirektor und drei Di- 
rektoren umfassen, wobei jedes Teilnehmerland in 
diesem Team vertreten sein soU. 

Der derzeitige Terminplan sieht vor; 

1978-1985 Vorentwurf 

1985-1988 Hauptentwurf 

1988-1995 Bau, Erprobung und Eichung 

1995 ff Betrieb. 

Die Entwurfskosten (Vorentwurf 24 Mio DM, Haupt- 
entwurf 30 Mio DM) werden im Verhältnis D : F : GB : 
NL = 31 % : 31 % : 31 % : 7 % aufgebracht. 

Die Baukosten betragen 562 Mio DM (Preisstand Ja- 
nuar 1987). Der Finanzierungs Schlüssel lautet: D : F : 
GB : NL = 38 % : 28 % : 28 % : 6 %. 

Der deutsche Anteil setzt sich zusammen aus: 

Bund 24,2% 

Nor drhein- Westfalen 10 % 

Deutsche Luftfahrt- 
industrie 3,8%. 



Ist 

SoU 


1984 

1985 

1986 

1987 

Ausgaben in Mio DM 

4,3 

5,1 

11,2 

22,4 

Personal 

13 

9 

28 

29 


Quelle: BMFT 


3.10 Institut der Vereinten Nationen für Ausbildung 
und Forschung (UNITAR), 801 United Nations 
Plaza, New York, N.Y. 1017 


Mitglieder: Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen 


Aufgaben 


Aufgaben 

Entwurf, Bau und Betrieb des ersten kryogenen 
Transschall- Windkanals in Europa. 

Struktur und Haushalt 

Die Organisation besteht während der Entwurfsphase 
aus Lenkungsausschuß und Technischer/Pr ojekt- 


— Ausbildung für Verwaltungsfachleute aus Ent- 
wicklungsländern sowie für angehende VN-Diplo- 
maten 

— Information in Symposien, Seminaren und Kursen 
über Verfahren und Techniken der Technischen 
Zusammenarbeit der VN, VN-Dokumentation, in- 
ternationales Recht sowie Finanzierung der VN 

— Forschung auf die Pohtik der VN ausgerichtet, z. B. 
multilaterale Kooperation, Technologietransfer, 
Völkerrecht und Entwicklungsmanagement. 
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Struktur und Haushalt 

UNITAR ist ein Organ der Vereinten Nationen und 
insoweit der Generalversammlung berichtspflichtig. 
Oberstes Organ von UNITAR, das Pohtik und jährh- 
ches Arbeitsprogramm bestimmt, ist der Treuhänder- 
rat (Board of Trustees). Das Institut verfügt nur über 
ein kleines Sekretariat und ein Zweigbüro in Genf. 

UNITAR finanziert sich ausschheßlich aus freiwilhgen 
Beiträgen. Der Etat lag in den letzten Jahren bei etwa 
1,5 Mio US $. 


3.11 Internationales Institut für angewandte 
Systemanalyse (NASA), Schloß Laxenburg, 
A-2361 Laxenburg, Österreich 

Mitglieder: WissenschafÜiche Institutionen aus fol- 
genden Ländern: Bulgarien, DDR, Bun- 
desrepubhk Deutschland, Finnland, 
Frankreich, Itahen, Japan, Kanada, Nie- 
derlande, Österreich, Polen, Schweden, 
Tschechoslowakei, Ungarn, USA, 
UdSSR 


Aufgaben 

Aufgabe des 1972 gegründeten IIASA ist die Weiter- 
entwicklung der Systemanalyse und ihrer Anwen- 
dung bei der Erforschung mittel- und langfristiger 
Probleme der modernen Industriegesellschaft. Es ist 
das einzige Forschimgsinstitut, in dem Wissenschaft- 
ler aus Ost und West direkt Zusammenarbeiten. Aus 
der Bundesrepublik Deutschland ist die „Vereinigung 
zur Förderung des Internationalen Instituts für ange- 
wandte Systemanalyse e. V. " beteüigt, der 11 deut- 
sche Forschungseinrichtimgen angehören. 

Hauptarbeitsgebiete des Instituts sind die Bereiche: 
Umweltforschung, Fragen der technologischen Ent- 
wicklung, Bevölkerungsentwicklung, Grundlagen 
der Systemanalyse. 


Struktur und Haushalt 

Wichtigstes Leitungsorgan ist der Rat, der sich aus 
Vertretern der Mitghedsorganisationen zusammen- 
setzt. Das Institut wird von einem Direktor geleitet, 
der vom Rat ernannt wird. 

Neben den Mitghedsbeiträgen erhält das Institut Zu- 
wendungen von Wissenschaftsorganisationen, Regie- 
rungen und internationalen Organisationen für die 
Durchführung bestimmter Forschungsvorhaben. 

Der Beitrag der deutschen Mitghedsorganisation zum 
IIASA-Haushalt beläuft sich 1987 auf 6,6 Mio öS. Die- 
ser Betrag wird der deutschen Mitghedsorganisation 
vom BMFT zur Verfügung gestellt. 


Haushalt (in Mio öS) 


Ist 

Soll 

1985 

1986 

1987 

117 



119 

105 


Personal 


1985 

1986 

1987 

223 213 

232 


Quelle: BMFT 


3.12 Deutsch-französisches Forschungsinstitut 
Saint-Louis (ISL), Rue de l’industrie 12, 

F-68301 Saint Louis 
(Haut-Rhin/Elsa B/Frankreich) 

Gemeinsames Forschungsinstitut im Geschäftsbe- 
reich des Bundesministers der Verteidigrmg und des 
französischen Verteidigungsministeriums. 

Aufgaben 

— Grundlagenforschung 

— WissenschafÜiche Untersuchungen 

— Grundlegende Vorentwicklung 

Auf den Gebieten Wehrtechiük und Waffenwesen: 

— Balhstik 

— Aerodynamik 

— Sprengphysik 

— Chemie der Explosivstoffe 

— Meßtechnik. 

Neben der Durchführung eigener Forschungsarbeiten 
erfüllt das Institut eine bedeutende Funktion als Dreh- 
scheibe des Informationsaustausches zwischen Ex- 
perten sowie für Absprachen über nationale Vorha- 
ben und gemeinsame Forschungsarbeiten. 

Struktur und Haushalt 

Das Institut wird von den beiden Regierungen paritä- 
tisch getragen, sowohl im finanziellen Aufwand als 
auch im wissenschafüichen und technischen Personal. 
Alle erarbeiteten Forschungsergebnisse stehen bei- 
den Regierimgen ohne Einschränkung zur Verfü- 
gung. 

Aufsichtsgremium ist nach dem deutsch-französi- 
schen Abkommen ein Verwaltungsrat, dem je drei 
Mitglieder aus den Nationen mit jährhch wechselnder 
Präsidentschaft angehören. 

Für das wissenschaftliche Programm steht ein wissen- 
schafüicher Beirat mit je neun deutschen und franzö- 
sischen Vertretern zur Verfügung. 
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Ausgaben in Mio DMJ 

Ist 

SoU 

1985 

1986 

1987 

Betriebsausgaben .... 

23,0 

23,7 

26,4 

Investitionen 

2,9 

5,0 

5,2 

insgesamt . . . 

25,9 

28,7 

31,6 


Personal^) 

1985 

1986 

1987 

Wissenschaftler 

93 

92 

96 

Techniker 

104 

104 

104 

Verwaltung 

61 

61 

63 

Sonstiges Personal . . . 

188 

185 

195 

insgesamt . . . 

446 

442 

458 


h deutscher Anteil 

2) deutsches und französisches Personal 
Quelle: BMVg 


4. Sonstige multilaterale Zusammenarbeit 
4.1 EUREKA 

Sekretariat: 19 H, Avenue des Arts, B-1040 Brüssel 

Mitglieder: Belgien, Bundesrepublik Deutschland, 
Dänemark, Finnland, Frankreich, Grie- 
chenland, Großbritannien, Irland, Island, 
Italien, Luxemburg, Niederlande, Nor- 
wegen, Österreich, Portugal, Schweden, 
Schweiz, Spanien, Türkei, Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften 

Auf Projektebene können auch Unter- 
nehmen und Forschungsinstitute aus 
Nicht-Mitgliedstaaten teünehmen, wenn 
dies von den übrigen Projektbeteiligten 
gewünscht wird. 

Aufgaben 

EUREKA ist ein zwischenstaatticher Rahmen für tech- 
nologische und wissenschaftliche Zusammenarbeit in 
Europa, der auf eine deutsch-französische Initiative 
zurückgeht und an dem neben den Mitgliedstaaten 
der EG und der EG-Kommission auch die EFTA-Län- 
der und die Türkei auf gleichberechtigter Basis betei- 
ligt sind. Die EUREKA-Ministerkonferenz hat im No- 
vember 1985 in Hannover in einer Grundsatzerklä- 
rung die Ziele von EUREKA sowie Schwerpunkte, Kri- 
terien und Organisation der Projekte festgelegt. 

Ziel von EUREKA ist es, durch verstärkte grenzüber- 
schreitende Projektzusammenarbeit von Unterneh- 
men und Forschungsinstituten zur Schaffung einer 
europäischen Technologiegemeinschaft beizutragen 
und auf diese Weise die Wettbewerbsfähigkeit Euro- 
pas auf dem Weltmarkt im Bereich der Hochtechnolo- 
gien zu steigern. EUREKA- Projekte der industriellen 
Kooperation sollen daher auf die Entwicklung von 


Produkten, Verfahren und Dienstleistungen mit ei- 
nem weltweiten Marktpotential ausgerichtet sein. 
Eingeschlossen sind daneben auch Forschungs- und 
Entwicklrmgs Vorhaben, die auf die Schaffung der 
technischen Voraussetzungen für eine moderne Infra- 
struktur oder auf die Lösung grenzüberschreitender 
Probleme abzielen (beispielsweise im Umweltbe- 
reich). 

Die Dynamik, die für die ersten beiden Jahre bestim- 
mend war, verdankt EUREKA seinem pragmatischen 
Ansatz und seiner flexiblen Organisationsstruktur: 
Projekte entstehen durch Initiative der Kooperations- 
partner aus Industrie und Wissenschaft und durch Zu- 
stimmung der Regierungen derjenigen Länder, aus 
denen diese Partner kommen. Hier liegt der grundle- 
gende Unterschied zu nationalen oder EG-For- 
schungsprogrammen: EUREKA ist kein vorab inhalt- 
lich definiertes und im Konsens beschlossenes Pro- 
gramm, sondern ein offener Rahmen für die Initiati- 
ven von Unternehmen und Forschungseinrichtungen. 
EUREKA ist so angelegt, daß Lücken zwischen den 
bestehenden Programmen ausgefüllt werden oder im 
Einzelfall auch über die Begrenzung solcher 
Programme hinausgegriffen werden kann. 

Grenzüberschreitende Zusammenarbeit und der da- 
mit verbundene zusätzliche Aufwand soll nicht 
Selbstzweck sein, sondern muß sich aus der Zielset- 
zung und Erfolgserwartung heraus rechtfertigen. Ent- 
scheidendes Kriterium für gemeinsame Projekte ist, 
daß die Zusammenlegung finanzieller und personel- 
ler Ressourcen aus mehreren Ländern Vorteile im 
Vergleich zu einer rein nationalen Durchführung er- 
warten läßt. Dies trifft in der Regel für solche Vorha- 
ben zu, die weit in die Zukunft weisen und wesentli- 
che technische Neuerungen sowie breite Auiwen- 
dungsmöglichkeiten erwarten lassen. Besonders be- 
deutsam sind Projekte, in denen gleichzeitig mit neuer 
Technik auch gemeinsame Normen und Infrastruktu- 
ren geschaffen oder Beiträge zur Lösung grenzüber- 
schreitender Probleme erarbeitet werden. 

Für die Durchführung der Projekte sind flankierende 
Maßnahmen, insbesondere zur Beseitigung techni- 
scher Handelshemmnisse und zur frühzeitigen Erar- 
beitung gemeinsamer Industrie-Normen, von den be- 
teiligten Regierungen in Aussicht gestellt. 

Die Finanzierung der Beiträge wird jeweils im Her- 
kunftsland der Einzelbeiträge, also ohne zentrale Pro- 
jektbudgets, besorgt. 

Eine wachsende Zahl von Unternehmen beteiligt sich, 
entsprechend der Marktorientierung von EUREKA, 
ohne öffenthche Förderung. 

Angesichts neuer Größenordnungen beim Frnanzbe- 
darf von Projekten europäischer Dimension erhält die 
Inanspruchnahme privatwirtschaftücher Finanzie- 
rungsqueUen des Kredit- und Kapitalmarktes beson- 
deres Gewicht. 


Struktur 

Höchstes Gremium ist die EUREKA-Ministerkonfe- 
renz, deren- Vorsitz turnusmäßig unter den Mitglie- 
dern wechselt. Die Gruppe der Hohen Repräsentan- 
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ten ist pohtisches Entscheidungsgremium zwischen 
den Ministerkonferenzen. 

Ausführende Organe in den Mitghedsländern sind die 
nationalen Koordinierungsstellen, in der Regel die für 
EUREKA zuständigen Referate in den federführenden 
Regierungsstellen (in der Bundesrepubhk: EUREKA- 
Referat im BMFT). 

Als Dienstleistungszentrum für den raschen und 
gleichmäßigen Informationsfluß zwischen den EU- 
REKA- Staaten und als Auskunftsstelle für einzelne 
Interessenten dient das EUREKA-Sekretariat in Brüs- 
sel. Es hat nicht den Charakter einer internationa- 
len Organisation; diese bleibt bei EUREKA in den 
Händen der Regierungen und wird in der Hauptsache 
durch die regelmäßig zusammentreffende Minister- 
konferenz verkörpert. Das Sekretariat soU als kleine 
und flexible Einheit die Arbeit der pohtischen Gre- 
mien und der nationalen Koordinatoren unterstützen, 
denen beim Zustandekommen von gemeinsamen Pro- 
jekten eine wesenthche RoUe zukommt. 

Das Sekretariat betreibt eine Projektdatenbank, die 
auch der Öffenthchkeit mit den Mitteln der techni- 
schen Kommunikation zugänghch ist. Es bedient sich 
dabei des von der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften in Luxemburg betriebenen Informa- 
tionssystems ECHO, das über das DATEX-P Netz an- 
zuwählen ist. 

Daneben werden die gleichen Daten über das in 
Frankreich betriebene Minitel- System (ähnlich BTX) 
angeboten. Minitel wird über den Büdschiimtextver- 
bund der europäischen Postverwaltungen, der z. Z. 
aufgebaut wird, anwählbar sein. 

EUREKA-Projekte 

(Stand: Ende 1987) 

Bis Ende 1987 sind 165 EUREKA-Projekte mit einem 
Finanzvolumen von rund 8,3 Mrd DM und etwa 350 
Unternehmen (darunter ca. 100 kleine und mittlere 
Unternehmen) sowie 150 Forschungseinrichtungen, 
vereinbart worden. 

50 EUREKA-Projekte laufen mit deutscher Beteili- 
gung, darunter 

— 44 Projekte industrieller Kooperation 

— 4 Projekte zur Lösung grenzüberschreitender 
Probleme 

— 2 Projekte zur Schaffung moderner Infrastruk- 
tur. 

An den Projekten sind 75 Unternehmen (einige davon 
mehrfach beteiligt: insgesamt ca. 125 Beteiligungen 
deutscher Unternehmen), 10 Hochschulen und 20 an- 
dere Forschungseinrichtungen beteüigt. Rund 20 von 
diesen Unternehmen sind dem mittelständischen Be- 
reich zuzurechnen. 

Die Projekte mit deutscher Beteiligung umfassen ins- 
gesamt ein Finanzvolumen von rund 3,2 Mrd DM. 
Dieses Finanzvolumen bezieht sich auf die privaten 
und öffenthchen Beiträge aller Länder, die an den Pro- 
jekten beteüigt sind, und über die gesamten Laufzei- 


ten, die jeweüs zwischen 1986 und 1993 varüeren. Der 
deutsche Finanzierungsanteü an diesen Projekten be- 
trägt etwa 1 Mrd DM. 


Kooperationsverflechtung 
der Bundesrepublik Deutschland 
mit anderen EUREKA-Partnerländern 

(Stand: Ende 1987) 


Land 

Zahl 

der 

Projekte 

Gesamt- 

kosten 

der 

Projekte 
Mio DMi) 

deutscher 
Finanzie- 
rungs- 
anteil 
Mio DMi) 

Bundesrepublik 
Deutschland 
insgesamt 

50 

3 173 

1 017 

davon mit: 




Frankreich 

26 

2 490 

793 

Großbritannien . 

15 

1 617 

635 

Niederlande . . . 

15 

1 210 

459 

Itahen 

14 

1 177 

484 

Schweden 

14 

1 350 

240 

Spanien 

11 

1 451 

394 

Österreich 

8 

625 

362 

Schweiz 

7 

399 

188 

Griechenland . . 

6 

777 

402 

Finnland 

5 

867 

333 

Dänemark 

5 

612 

225 

Belgien 

5 

330 

285 

Norwegen 

3 

504 

195 

Türkei 

3 

491 

183 

Portugal 

2 

150 

94 

EG-Kommission 

2 

150 

94 

Luxemburg .... 

1 

8 

1 

Irland 

1 

8 

1 

Island 

1 

8 

1 


ü Projektkosten und Anteile sind, entsprechend dem multilate- 
ralen Charakter vieler Projekte, mehrfach berücksichtigt. 

Quelle: BMFT 


Finanzierungsquellen der deutschen Beiträge 

16 Projekte: Kosten trägt Industrie zu 100 v. H. 

25 Projekte: BMFT-Förderung für Industrie -Bei- 
träge 

3 Projekte: mit Industrie-Förderung durch Baden- 
Württemberg 

1 Projekt: Kosten der Universitätsforschung trägt 
das Land Nordrhein-Westfalen. 

Bei weiteren 5 Projekten, davon drei Projekten der 
Umweltforschung und einem Projekt der Forschungs- 
infrastruktur, gibt es z. Z. noch keine Industrie-Bei- 
träge; die Beiträge der beteiligten Forschungseinrich- 
tungen werden aus öffentlichen Mitteln finanziert. 
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Schaubild V/1 



Verteilung der EUREKA-Projekte 
nach Technologiebereichen 


Von dem Finanzvolumen ( 8,3 Mrd DM ) der 
derzeit 1 65 Projekte entfallen (jeweils in %) auf 
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Schaubild V/2 


Deutsche Beiträge zu EUREKA-Projekten 
nach Technologiebereichen 


Anteil in % 
der deutschen 
Beiträge | 


Von den deutschen Beiträgen ( ca. 1 Mrd DM ) 
zu 50 Projekten entfallen (jeweils in %) auf 












BMFT 

BuFo 1988 
Schaubild V/3 


BMFT-Förderung bei EUREKA-Projekten 
nach Technologiebereichen 

^0 

Anteil in % Von der BMFT-Fördersumme ( 0,6 Mrd DM ) 

der BMFT- bei 30 Projekten entfallen (jeweils in %) auf 

Fördersumme 




BMFT 

BuFo 1988 


Drucksache 11/2049 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


4.2 Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der wissenschaftlichen und technischen 
Forschung — COST') 

COST-Sekretariat beim Generalsekretär des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften, Rue 
de la Loi 170, B-1048 Brüssel 

Mitwirkende Staaten:6ie zwölf Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft sowie Finnland, Jugosla- 
wien, Norwegen, Österreich, Schweden, die Schweiz 
und die Türkei 

COST wurde Anfang der siebziger Jahre auf Initiative 
der Europäischen Gemeinschaft als Rahmen für die 
Zusammenarbeit der Gemeinschaft mit westeuropäi- 
schen Drittstaaten auf dem Gebiet der angewandten 
Forschung und als Anstoß für eine generelle For- 
schungspolitik der Gemeinschaft ins Leben gerufen. 

Aufgaben und Struktur 

COST ist keine internationale Organisation, sondern 
ein institutioneller und Verfahrens-Rahmen für eine 
multilaterale FuE-Kooperation in Europa, die sich zu- 
nehmend an den Förderprogrammen der Gemein- 
schaft ausrichtet. COST- Vorhaben können in der Be- 
teüigung mehrerer Drittstaaten an Förderprogram- 
men der Gemeinschaft bestehen, mit konzertierten 
Aktionen der Gemeinschaft verknüpft sein oder ohne 
Bezug zu Gemeinschaftsaktionen gleichgerichtete 
Forschungsarbeiten in den Mitgliedstaaten und Dritt- 
staaten koordinierend zusammenfassen. 

Die Drittstaaten nehmen generell, die Mitgliedstaaten 
bei den ohne Verknüpfung mit Gemeinschaftspro- 
grammen ausgestalteten Aktionen nach dem „ala 
carte -Prinzip" teil, also nur an den Vorhaben ihrer 
Wahl. Die teilnehmenden Staaten legen ihre For- 
schungsbeiträge einschließlich der erforderlichen na- 
tionalen Finanzierung vorhabenweise in besonderen 
Verein barungen fest, die auch die Koordinierung und 
den Kenntnisaustausch auf europäischer Ebene re- 
geln. 

COST bildet den Rahmen für gemeinsame Vorhaben 
vor allem in folgenden Bereichen: 

— Informatik (in Verbindung mit Gemeinschaftspro- 
grammen) 

— Femmeldewesen 

— Verkehrswesen 

— Ozeanographie 

— Metallurgie und Werkstoffkunde 

— Umweltschutz (in Verbindung mit dem entspre- 
chenden Gemeinschaftsprogramm) 

~ Meteorologie 

— Landwirtschaft 

— Lebensmitteltechnologie (in Verbindung mit Ge- 
meinschaftsprogrammen) 

— Medizin und Pharmakologie. 


') Cooperation europeenne dans le domaine de la recherche 
scientifique et technique 
Quelle: BMFT 


Im Prinzip steht das COST-Rahmenwerk für grenz- 
überschreitende FuE-Kooperationsprojekte ohne zen- 
trale Finanzierung allen interessierten Forschungs- 
einrichtungen und Unternehmen offen. In Frage kom- 
men COST -Vorhaben in erster Linie dort, wo mangels 
absehbarer Marktperspektiven ELTREKA- Projekte 
nicht angestrebt werden und wo eine finanzielle 
Grundlage (nationale Projektförderung, nationale in- 
stitutioneile Förderung) für verhältnismäßig langfri- 
stige kooperative Forschungsarbeiten, die im öffentli- 
chen Interesse liegen, vorhanden ist. 


4.3 Zwischenstaatliche Ozeanographische 
Kommission (IOC) der UNESCO, Place de 
Fontenoy, F-75700 Paris 

Mitglieder: 113 Staaten 

Die IOC wurde im Jahre 1960 im Rahmen der Orga- 
nisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wis- 
senschaft und Kultur (UNESCO) gegründet. 

Aufgaben 

Ihre Aufgabe ist die zwischenstaatliche Koordinie- 
rung 

— der Meeresforschung mittels globaler und regiona- 
ler Programme; dies schließt 5 Hauptprogramme 
ein 

O die Erforschung der Lebendressourcen 
O die Erforschung der mineralischen Ressourcen 
O die Erstellung bathymetrischer Karten 

O die Erforschung und Überwachung der Meeres- 
verschmutzung 

O die Erforschung der Wechselbeziehung Ozean 
— Klima 

— mariner Dienste wie das weltweite System von 
Meßstationen im Meer, der internationale Aus- 
tausch ozeanographischer Daten und das regio- 
nale Ru tweUen- (Tsunami) Warnsystem im Pazifik 

— der Ausbildung von Meereswissenschaftlern aus 
Entwicklungsländern . 


Struktur und Haushalt 

Organe der IOC sind die alle zwei Jahre tagende Voll- 
versammlung aller Mitgliedstaaten und der aus dem 
Vorsitzenden, seinen vier Vertretern sowie Delegier- 
ten von 28 weiteren Staaten bestehende Exekutivrat, 
der zwischen den Generalversammlungen Zusam- 
mentritt. Das Sekretariat der IOC befindet sich im 
UNESCO-Gebäude in Paris. 


Ausgaben 
in US $ 

Soll (operational funds J 

1986/87 

1988/89 


1 646 700 1 773 000 


J ohne Personalkosten 
Quelle: BMFT 
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Die oben genannten Mittel werden aus dem 
UNESCO-Haushalt zur Verfügung gestellt. Hinzu 
kommen freiwillige Beiträge zum lOC-Trust-Fund in 
variabler Höhe sowie Beiträge von anderen VN-Orga- 
nisationen. 


4.4 Beratungsgruppe für internationale 
Agrarforschung (CGIAR), 1818 H. St., 

N. W. Washington, D. C. 20433, USA 

Mitglieder: 40 Donoren, darunter nahezu alle westh- 
chen Industrieländer (einschheßlich der 
Bundesrepublik Deutschland), einige 
OPEC-Länder, drei große amerikanische 
Stiftungen (Rockefeiler, Ford, Kellog) so- 
wie internationale Organisationen, wie 
Weltbank, UNDP und FAO. 

Die CGIAR ist ein Zusammenschluß von Regierungen, 
internationalen und regionalen Organisationen sowie 
privaten Stiftungen bei der Weltbank, der derzeit 13 
landwirtschafthche Forschungsinstitute und -Zentren 
in der ganzen Welt mit dem Ziel der verbesserten 
Nahrungsmittelproduktion in den Entwicklungslän- 
dern unterstützt. 


Aufgaben 

Die wichtigsten Aufgaben der Beratungsgruppe 

sind; 

— Überprüfung der bestehenden nationalen, regio- 
nalen und internationalen Forschungsarbeiten auf 
spezifische, bislang nicht abgedeckte Bedürfnisse 
der Entwicklungsländer; 

— Verbesserung der Abstimmung und Vervollständi- 
gung des Informationsaustausches zwischen natio- 
nalen, regionalen und internationalen Zentren der 
Agrarforschung; 

— Sicherung von Finanzierung und Kontinuität vor- 
rangiger Forschungsmaßnahmen. 


Struktur und Haushalt 

Die CGIAR hält eine jährliche Mitghederversamm- 
lung ab. Hier werden u. a. das Programm der Zentren 
beraten, übergeordnete Prioritäten diskutiert und die 
jeweihgen Beiträge zugesagt. 

Das Sekretariat der CGIAR wurde von der Weltbank 
zur Verfügung gestellt. Es koordiniert die finanzielle 
Abwicklung der Beiträge und befaßt sich mit überge- 
ordneten Verwaltungsaufgaben (z. B. Organisation 
der Konferenzen und Überwachung des Manage- 
ments der Zentren). 

Zur Abstimmung der Forschungs- und Programmin- 
halte der Zentren steht der CGIAR ein Technical Ad- 
visory Committee (TAC) zur Verfügung. 

Jedes einzelne Zentrum wird durch einen Aufsichtsrat 
autonom geführt, der in Zusammenarbeit mit TAC 
und Sekretariat die InstitutspoLitik bestimmt. 


Die CGIAR fördert folgende Zentren: 

O Centro Intemacional de Agricultura Tropical 
(CIAT), Cali, Kolumbien, 

O Centro Intemacional de la Papa (CIP), Lima, 
Pem, 

O Centro Intemacional de Major amiente de Maiz y 
Trigo (CIMMYT), Mexico 6, D. F., Mexico, 

O International Board for Plant Genetic Resources 
(IBPGR), Rom, Itahen, 

O International Center for Agricultural Research in 
the Dry Areas (IC ARD A), Beimt, Libanon, 

O International Crops Research Institute for the Semi- 
Arid Tropics (ICRISAT), Andhra Pradesh, Indien, 

O International Food Pohcy Research Institute (IF- 
PRI), Washington, D. S. 20036, USA, 

O International Institute of Tropical Agriculture 
(HTA), fbadan, Nigeria, 

O International Laboratory for Research on Animal 
Diseases (ILRAD), Nairobi, Kenia, 

O Intemational Livestock Centre for Africa (ILCA), 
Addis Abeba, Äthiopien, 

O International Rice Research Institute (IRR), Manila, 
Phihppinen, 

O International Service for National Agricultural Re- 
search (ISNAR), 2509 AJ Den Haag, Niederlande, 

O West Africa Rice Development Association 
(WARDA), Momovia, Liberia. 

Die Bundesrepubhk Deutschland gehört zu den weni- 
gen der 40 Geber dieser Gruppe, die alle 13 in diesem 
System zusammengefaßten internationalen Agrarfor- 
schungszentren unterstützen. Die Höhe der Mittelzu- 
weisungen zu den einzelnen Zentren erfolgt aufgrund 
der Priorität, die den verschiedenen Programmen von 
deutscher Seite zugemessen wird. 

Das Gesamtbudget der CGIAR behef sich 1986 auf 
190 Mio US $. Der Anteü der Bundesregiemng hieran 
betrug ca. 11,5 Mio US $. 


5. Innerdeutsche und bilaterale 
internationale Zusammenarbeit 

5.1 Innerdeutsche Zusammenarbeit 

Das Regiemngsabkommen mit der DDR über die Zu- 
sammenarbeit auf den Gebieten der Wissenschaft und 
Technik nimmt einen besonderen Platz ein. Der Auf- 
trag zur Aushandlung dieses Abkommens ist im Ver- 
trag über die Gmndlagen der Beziehungen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik vom 21. Dezember 1972 
verankert. Das Abkommen wurde am 8. September 
1987 von Bundesminister Dr. Riesenhuber und dem 
Minister für Wissenschaft und Technik der DDR, 
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Dr. Weiz, in Bonn unterzeichnet und ist damit in Kraft 
getreten. Das Abkommen schließt — wie auch die 
Abkommen mit den osteuropäischen Staaten (s. Ab- 
schn. 5.5) — die Mitwirkung Berhner Wissenschaftler 
und Forschungseinrichtungen ein. Das Abkommen 
leistet einen wichtigen Beitrag zur Weiterentwicklung 
der gutnachbarlichen Beziehungen zwischen den bei- 
den deutschen Staaten. Ihm kommt darüber hinaus 
eine wesenthche Bedeutung für die praktische Arbeit 
der Wissenschaftler und Forschungsinstitutionen in 
der Bundesrepublik Deutschland zu, da es die erfor- 
derhchen politischen und rechthchen Rahmenbedin- 
gungen schafft, um über die bereits bestehenden per- 
sönhchen und punktuellen Kontakte hinaus auch mit 
der DDR in eine intensive wissenschafüich-technische 
Kooperation einzutreten. Es ist zu hoffen, daß sich bei 
der Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern aus Dres- 
den, Magdeburg und Jena die gleiche Normalität der 
Beziehungen entwickelt, wie sie im Verhältnis zu 
westhchen Ländern möghch ist. 


5.2 Bilaterale Zusammenarbeit mit 
westeuropäischen Ländern 

Forschungs- und Technologiezusammenarbeit deut- 
scher Unternehmen und Forschimgseinrichtungen 
mit Partnern aus anderen westeuropäischen Ländern 
gibt es in praktisch allen Programmbereichen des 
BMFT. Besonders hoch ist ihr AnteU in der Weltraum- 
forschung und in der Grundlagenforschung. Auch in 
der nuklearen und nichtnuklearen Energieforschung, 
der Informationstechnologie, der technischen Kom- 
munikation und der Biotechnologie gibt es große Pro- 
jekte, die gemeinsam mit Einrichtimgen in anderen 
westeuropäischen Ländern durchgeführt werden. 

Neben der gemeinsamen Arbeit in den zahlreichen 
Wissenschaf dich- technischen Orgarüsationen und 
Einrichtimgen spielt in Westeuropa die projektbezo- 
gene büaterale Kooperation eine entscheidende Rolle, 
zumal sie nach wie vor die flexibelste Form der inter- 
nationalen FuE-Zusammenarbeit darstellt. Die Ent- 
scheidungsabläufe bei der Förderung internationaler 
FuE -Projekte sind denjenigen nationaler Projekte 
sehr ährihch. Entscheidende Kriterien der Förderung 
sind auch hier die wissenschafüich-technische Quah- 
tät der Anträge und ihr zu erwartender Beitrag zu den 
F achpro grammen . 

Die Förderung des BMFT erstreckt sich bei internatio- 
nalen Kooperationsprojekten grundsätzUch nur auf 
die FuE -Aufwendungen des deutschen Partners. Par- 
allel dazu wird der ausländische Partner in der Regel 
durch die öffentiiche Hand seines Landes gefördert. 

Die Abstimmung mit den Forschungsministerien der 
westeuropäischen Länder über gemeinsame Förde- 
rung von Projekten der Forschung und Entwicklung 
hat sich in den vergangenen Jahren beträchüich aus- 
geweitet. Mit den Ländern, mit denen zahl reiche ge- 
meinsame Vorhaben vereinbart wurden, werden re- 
gelmäßige Konsultationen geführt, so etwa mit Frank- 
reich, Großbritannien und Itaüen in relativ dichter 
Folge. Mit anderen westeuropäischen Ländern beste- 
hen sogar umfassende Abkommen über wissenschaft- 
lich-technologische Zusammenarbeit, aufgrund derer 


gemeinsame, meist jährhch tagende Kommissionen 
geschaffen wurden. 

Die Schwerpunktverlagerung der BMFT- Aktivitäten 
hin zu staatiichen Langzeitprogrammen, zur Daseins- 
vorsorge und zur Grundlagenforschung läßt sich auch 
an der Projektstruktur der internationalen Zusam- 
menarbeit erkennen. Der größte Teü der bilateralen 
Zusammenarbeit — gemessen an der Zahl der Pro- 
jekte — betrifft die Grundlagenforschung und hier vor 
allem gemeinsame Experimente von Urüversitäts- 
und Max-Planck-Instituten mit ausländischen For- 
schungseinrichtungen an europäischen Großgeräten, 
aber auch die Finanzierung von gemeinsamen Institu- 
ten. 

Vom finanziellen Volumen her fällt die Zusammenar- 
beit im Bereich der Informationstechnologie mit west- 
europäischen Ländern besonders ins Gewicht. Neben 
einer Reihe kleinerer Projekte ist hier vor allem die 
deutsch-niederländische Entwicklung eines 4-Mega- 
bit-Speichers zu erwähnen. Um bei der raschen Ent- 
wicklung der Fertigungsprozesse für Bauelemente 
der Mikroelektronik auf dem Weltmarkt mithalten zu 
können, ist eine Zusammenarbeit europäischer Unter- 
nehmen in Forschung und Entwicklung unabdingbar. 
Die konzertierte Entscheidung beider Regierungen, 
die industrielle Entwicklungskooperation für neue 
Speichertechniken (4 -Megabit-Speicher) mit staatii- 
chen Mitteln von insgesamt 500 Mio DM (deutscher 
Anteil: 320 Mio DM) zu fördern, hat einen wichtigen 
Anstoß auch zu weiterführender Zusammenarbeit ge- 
geben. 

Ein weiterer Schwerpunkt der büateralen Zusammen- 
arbeit mit westeuropäischen Ländern hegt auf dem 
Gebiet der Weltraumforschung und -technologie. 
Nicht nur die gemeinsamen ESA- Projekte und die 
Finanzierung des obhgatorischen ESA-Haushalts sind 
dafür verantworthch, daß ein wes entiicher Teil der für 
Weltraumforschung und -technologie verfügbaren 
deutschen Mittel in die internationale Kooperation 
fließt, sondern auch zahlreiche büaterale Vorhaben 
außerhalb der ESA. 

Eine breit gefächerte Zusammenarbeit mit anderen 
europäischen Ländern gibt es auch in der Energiefor- 
schung. Hier konzentriert sich die Zusammenarbeit 
vor allem auf folgende Gebiete; 

— FuE-Arbeiten zu Energiegewinnungssystemen der 
Zukunft 

— Energie und Umwelt (schadstoffarme Verbren- 
nung fossüer Energieträger) 

— Energie und Sicherheit (Reaktorsicherheit). 

Ein wichtiger Aspekt der büateralen Zusammenarbeit 
ist die verstärkte Einbeziehung auch der kleineren 
westeuropäischen Staaten. Neben der projektbezoge- 
nen Zusammenarbeit, z. B. in der nichtnuklearen 
Energieforschung, der Biotechnologie, der Meeresfor- 
schung und -technik, spielen hier auch Partnerschaf- 
ten zwischen Forschungsinstituten und Stipendien- 
programme wie das Programm „Forschungskoopera- 
tion in Europa" der Alexander-von-Humboldt-Stif- 
tung eine besondere RoUe. 
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Erfolgreiche bilaterale FuE-Projekte haben häufig 
den Anstoß zur Ausdehnung der Zusammenarbeit auf 
weitere Bereiche von Wissenschaft und Technik ge- 
geben, ebenso zur Erweiterung von bilateraler auf tri- 
oder multilaterale Zusammenarbeit. Büaterale Initiati- 
ven werden auch an die EG -Kommission herangetra- 
gen und münden in gemeinsame EG-Forschungs- 
programme,- aus büateralen Projektideen entwickeln 
sich multilaterale Projekte, Initiativen für neue euro- 
päische Großforschungsgeräte oder neue Mechanis- 
men und Wege für die euro päische FuE-Zusammen- 
arbeit (EUREKA). Diese Ausstrahlung der büateralen 
Zusammenarbeit auf weitere Felder und Formen eu- 
ropäischer FuE-Zusammenarbeit ist vor allem für die 
Kooperation mit Frankreich charakteristisch, die da- 
her häufig als Motor der europäischen Forschungszu- 
sammenarbeit wirkt. 


5.3 Zusammenarbeit mit USA und Kanada 

Während in der wissenschaftlich-technischen Zusam- 
menarbeit mit den westeuropäischen Nachbarländern 
neben bilateralen Projektvereinbarungen auch die im 
Rahmen von EG, COST, EUREKA und multilateralen 
Forschungsorganisationen eingebundenen Arbeiten 
eine ganz erhebliche RoUe spielen, beruht die Zusam- 
menarbeit mit außereuropäischen Partnern ganz 
überwiegend auf büateralen Vereinbarungen. 

Unter den außereuropäischen Industrieländern ste- 
hen dabei die USA nach Umfang und Intensität der 
Kooperation an erster SteUe. Schwerpunkte gemein- 
samer Programme und Projekte sind dabei die folgen- 
den Bereiche: 

— Weltraumforschung und -technik: neben den eu- 
ropäisch-amerikanischen Programmen, an denen 
die Bundesrepubhk Deutschland als ESA-Mitglied 
maßgeblich beteiligt ist, steht eine Reihe büatera- 
1er Projekte, für die in der Regel Vereinbarungen 
zwischen BMFT und NASA die Grundlage büden. 
Hier sind einerseits die D -Missionen zu nennen, in 
deren Rahmen die NASA für BMFT-gef orderte 
Vorhaben mit dem unter deutscher Federführung 
entwickelten Weltraumlabor SPACELAB Raum- 
fähren-Transportkapazität gegen Kostenerstat- 
tung zur Verfügung steUt. Daneben werden ge- 
meinsame Vorhaben der extraterrestrischen For- 
schung (z. B. Sonnensonde HELIOS, Röntgensa- 
teUit ROSAT, Gammastrahlungs- Observatorium 
GRO, Jupitersonde GALILEO, VOYAGER2), der 
Weltraumtechrük und der Erdbeobachtung ar- 
beits- und kostenteüig dmrchgeführt 

— Luftfahrttechnik mit Projekten der Luftverkehrssi- 
cherung und der Tieftemperatur-Windkanaltech- 
nik 

— Forschung und Entwicklung im Bereich der Kern- 
energie (Reaktorsicherheit, neue Reaktortinien) , 
der fossilen und — teüweise über die OECD — der 
emeuerbaren EnergiequeUen 

— medizinische Forschung (z. B. Herz-Kreislauf-Er- 
krankungen, Krebsforschung, AIDS-Forschung) 


— ökologische und biologische Forschung (Ausbrei- 
tung und biologische Wirkung von Luftschadstof- 
fen, nachwachsende Rohstoffe) 

— geowissenschaftliche Forschung (beiderseitige 
Tiefbohrprogramme) 

— Verkehrsforschung (Nahverkehrs-, SchneUver- 
kehrstechnologien) . 

Mit der Gründung des Deutschen Historischen Insti- 
tuts in Washington 1987 hat die Zusammenarbeit ln 
der historischen Forschung einen wichtigen Impuls 
erhalten. 

In praktisch allen anderen Forschungsbereichen sor- 
gen zahlreiche Wissenschaftlerkontakte (jährlich je 
ca. 2 600 öffentlich geförderte Wissenschaftleraufent- 
halte im jeweüs anderen Land) und eüi traditioneU 
Intensiver Informationsaustausch für eine fast unüber- 
sehbare Vielzahl gemeinsamer oder einander ergän- 
zender wissenschaftiicher Arbeiten. 

Die büaterale Zusammenarbeit mit Kanada auf der 
Grundlage des 1971 geschlossenen Abkommens über 
wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit umfaßt 
z. Z. über 100 gemeinsame Aktivitäten vor aüem m 
den Bereichen Energietechnik, Ökologie, Biologie 
und Biotechnologie, Geowissenschaften, Meeres- und 
Polarforschung, Verkehrstechnik. 


5.4 Zusammenarbeit mit Japan 

Die Regierungen Japans und der Bundesrepublik 
Deutschland haben schon ün Oktober 1974 ein Ab- 
kommen über die Zusammenarbeit auf den Gebieten 
der Wissenschaft und Technologie geschlossen. Der 
Schwerpunkt der Zusammenarbeit hegt m den Berei- 
chen Energieforschung und Lebenswissenschaften, 
neuerdings zunehmend m der Weltraumforschung. 

In der Nukleartechnologie sind Reaktor Sicherheit, 
Hochtemperatmreaktoren, Schnelle Brutreaktoren 
und Fragen der Sicherheit des Brennstoffkreislaufs 
Gegenstände gemeinsamen Interesses. Im Bereich 
der Hochenergiepyhsik gibt es seit langem eine Inten- 
sive Kooperation zwischen Wissenschaftlern beider 
Länder. In der Weltraumforschung ist Japan ein sehr 
interessanter Partner geworden. Industrie konsortien 
beider Länder haben einen Zusammenarbeitsvertrag 
bezüghch der deutschen D2-Mission unterzeichnet, 
der insbesondere die mdustrieUe Nutzung der Mikro- 
gravitation betrifft. Die Zusammenarbeit auf verschie- 
denen Gebieten der Informationstechnologie hat 
durch das 4. deutsch-japanische Forum Informations- 
technik im Oktober 1987 weitere Impulse erhalten. Im 
Bereich der Biotechnologie und anderer Lebenswis- 
senschaften ist Japan mit Vorschlägen zu einer welt- 
weiten Zusammenarbeit in Gestalt des Human Fron- 
tier Science Program aktiv geworden. Es handelt sich 
allerdings bisher im wesentlichen um Vorüberlegun- 
gen, die noch keine endgültige Aussage über Inhalt 
und Umfang einer möglichen Zusammenarbeit ziüas- 
sen. 

Insgesamt besteht in Japan und in der Bundesrepu- 
blik die Bereitschaft, die wissenschaftlich-technologi- 
sche Zusammenarbeit weiter zu intensivieren. Zwar 
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ist Japan in der wissenschafthch-technologischen Zu- 
sammenarbeit nach wie vor vorwiegend auf die USA 
ausgerichtet. Es bemüht sich jedoch um eine Auswei- 
tung seiner internationalen Kooperation, insbeson- 
dere mit anderen fortgeschrittenen Industrieländern, 
aber auch mit Entwicklungsländern in Asien. 


5.5 Kooperation mit osteuropäischen Staaten 

Am 22. Juh 1986 wurden das Rahmenabkommen zwi- 
schen der Regierung der Bundesrepubhk Deutsch- 
land und der Regierung- der Sowjetunion über wis- 
senschafthch-technologische Zusammenarbeit unter- 
zeichnet und gleichzeitig Ressortabkommen über wis- 
senschafüich-techrüsche Zusammenarbeit bei der 
friedüchen Nutzung der Kernenergie, im Gesund- 
heitswesen und in der Landwirtschaft nebst ersten 
Programmabsprachen paraphiert. Dies war möghch 
geworden, nachdem auch in der lange umstrittenen 
Frage der praktischen Beteüigung Berhner Wissen- 
schaftler und Forschungseinrichtungen eine Lösung 
gefunden worden war. Das Rahmenabkommen und 
die drei Ressortabkommen sind mit der Unterzeich- 
nung eines Protokolls am 7. Juh 1987 anläßlich des 
Besuches des Bundespräsidenten in Moskau in Kraft 
getreten. 

Nach dem gleichen Modell konnten auch Verhand- 
lungen mit den anderen osteuropäischen Staaten auf- 
genommen werden. Ein Abkommen über die wissen- 
schaftlich-technische Zusammenarbeit mit Ungarn ist 
zusammen mit einer Absprache über eme längere 
Reihe gemeinsamer Vorhaben bereits am 7. Oktober 
1987 in Kraft getreten. Die Verhandlungen mit Bulga- 
rien über ein entsprechendes Abkommen werden vor- 
aussich thch im ersten Halbjahr 1988 abgeschlossen. 
Abkommen und Projektvereinbarungen mit Polen 
und mit der Tschechoslowakei soUen folgen. 

Insgesamt wird sich durch diese Abkommen die Mög- 
hchkeit ergeben, mit den osteuropäischen Staaten in 
eine intensive wissenschafüich-technische Koopera- 
tion einzutreten, die bis zur Durchführung gememsa- 
mer Projekte reicht. Die Bandbreite der genannten 
Abkommen ist bewußt weit angelegt und erfaßt 
grundsätzhch alle Natur- und Ingenieurwissenschaf- 
ten wie auch die Geistes- und Sozialwissenschaften. 
Prozedural gehen diese Abkommen davon aus, daß 
die Projektthemen zwar durch die Regierungen gebü- 
ligt werden, daß sie jedoch von den im Einzelfall be- 
teüigten Wissenschaftlern und Instituten im direkten 
Kontakt ausgearbeitet und bearbeitet werden. Ge- 
meinsame Kommissionen, benannt durch die Regie- 
rungen, werden die Zusammenarbeit fördern und ko- 
ordinieren und ggf. neue Kooperationsfelder erschlie- 
ßen. 

Die Abkommen mit den Staaten Osteuropas eröffnen 
den Weg, die Vorteüe der wissenschaftlichen und 
technischen Kooperation im beiderseitigen Interesse 
auch in östlicher Richtung zu nutzen, was bisher nicht 
möghch war. Sie erweitern somit das internationale 
Aktionsfeld der Forschungs- und Technologiepohtik 
und versprechen neue Anstöße für die wissenschafth- 
che Arbeit. Es ist zu erwarten, daß eine erfolgreiche 
wissenschafüich-technische Kooperation wegen der 


häufig zu beobachtenden Püotwirkung technologi- 
scher Projekte auch positive Auswirkungen auf die 
wirtschaftliche Kooperation hat. Die Intensivierung 
der wissenschaJÜich-technischen Zusammenarbeit 
mit den Staaten Osteuropas und die damit geschaf- 
fene Möglichkeit zur Lösung von Problemen von ge- 
meinsamem Interesse kann darüber hinaus im Sinne 
der Schlußakte der KSZE-Konferenz vom 1. August 
1975 in Helsinki einen Beitrag zur Festigung der Si- 
cherheit und Zusammenarbeit in Europa leisten. 


5.6 Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern 

In einer Welt, die einerseits durch zunehmende ge- 
genseitige Abhängigkeiten sowie durch eine Globaü- 
sierung der Technologieentwicklung und anderer- 
seits durch die starke Kluft zwischen Entwicklungs- 
und Industrieländern geprägt ist, stehen Wissen- 
schaft, Forschung und Technologie vor der Herausfor- 
derung, über nationale Grenzen hinaus Beiträge zur 
Lösung von Problemen der Dritten Welt zu leisten. 
Dies entspricht nicht nur dem Gebot der Sohdarität, 
sondern ergibt sich aus der gemeinsamen Verantwor- 
tung für ein friedhches Zusammenleben der Völker. 

Die Bundesregierung hat es sich deshalb zur Aufgabe 
gemacht, durch eine verstärkte wissenschafthch-tech- 
nologische Kooperation mit Ländern der Dritten Welt 
deren Leistungsfähigkeit und damit schnellere Ent- 
wicklung und Prosperität zu fördern. Die Aufwendun- 
gen des BMFT für entwicklungsländerrelevante Vor- 
haben hegen nunmehr, nach kontinuierhchem 
Wachstum, in der Größenordnung von jährüch 
100 Mio DM. Sie ergänzen damit die entwicklungspo- 
htischen Maßnahmen des BMZ, die u. a. den Auf- und 
Ausbau der wissenschaftiich- technologischen Infra- 
struktur (Technologiezentren, Forschungsinstitute) in 
den Entwicklungsländern unterstützen. 

Die Aktivitäten des BMFT richten sich dabei vor allem 
auf die 

— Entwicklung und Erprobung neuer Technologien 
für den Einsatz in Entwicklungsländern,- es geht 
beispielsweise um umweltfreundhche und roh- 
stoffsparende Produktionsverfaliren 

— Anpassung bei uns übhcher Verfahren und Tech- 
niken an die Bedingungen des jeweihgen Partner- 
landes, so werden z. B. solartechnische Pump- und 
Kühlaggregate an die Betriebs- und Wartungsbe- 
dingungen in der Dritten Welt angepaßt 

— Übertragung wissenschaftiich-technologischer 
Kenntnisse zur Stärkung der FuE-Kapazitäten und 
der wirtschaftlichen Leistungs- und Wettbewerbs- 
fähigkeit der Entwicklungsländer. 

Partnerländer in diesem Sinne sind vorwiegend 
SchweUenländer, die zumindest in Teilbereichen ein 
annähernd gleiches wissenschaJthch-technologische 
Niveau haben. Schwerpunkte in Lateinamerika sind 
Brasüien, Argentinien und Mexiko, in Asien Indien, 
Indonesien, Korea und China, in Afrika und den ara- 
bischen Ländern Ägypten und Saudi-Arabien. 


252 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2049 


Sachlich im Mittelpunkt der Förderung von wissen- 
schaftlich-technischer Zusammenarbeit mit Entwick- 
lungsländern stehen Umweltschutz, Energie (emeu- 
erbare und fossile Energie bis zur Kernenergie), Bio- 
technologie, Meeresforschung sowie Weltraumfor- 
schung und -technologie. 

— Bei der Umweltforschung und -technik steht die 
Entwicklung und Anpassung von emissionsarmen 
Technologien für den Einsatz in der Dritten Welt 
im Vordergrund: umweltfreundliche Produktions- 
verfahren, Abwasser- und Abfallbehandlung, Er- 
haltung Ökologisch bedeutsamer, bisher naturbe- 
las sener Systeme sowie die Untersuchung von 
Bodenbelastung und -erosion. 

— Die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Energie- 
forschung betrifft in erster Linie die emeuerbaren 
Energiequellen. Die Entwicklung, Anpassung und 
Erprobung von solarthermischen und photovoltai- 
schen Anlagen und Windgeneratoren zur Meeres- 
wasserentsalzung, Trocknung, Kühlung, zum 
Pumpen von Wasser sowie zur dezentralen Elektri- 
zitätsversorgung gewinnen zunehmendes Ge- 
wicht. 

In der kemtechnischen Zusammenarbeit des 
BMFT geht es um Wissensvermittlung und Ausbü- 
dung. Hier stehen die Themenbereiche Sicher- 
heitstechnik und Qualitätssicherungssysteme, 


kleine Reaktoren und Energieplanungs- und Ver- 
sorgungskonzepte im Vordergrund. 

— Auch die biotechnologische Zusammenarbeit mit 
Entwicklungsländern gewinnt rasch an Bedeu- 
tung. Als Kooperationsschwerpunkte sind u. a. 
vorgesehen: Erforschung und Bekämpfung von 
Tropenkrankheiten, mikrobielle Abwasser- und 
Abfallaufbereitung, Pflanzenzüchtung und nach- 
wachsende Rohstoffe, biochemische Herstellungs- 
verfahren für Lebens- und Genußmittel, Gewin- 
nung pflanzlicher Wirkstoffe für Arzneimittel. 

— In der Meeresforschung sollen durch die Koopera- 
tion mit den Küstenstaaten der Dritten Welt vor 
allem die Voraussetzungen für die Nutzung der 
Meeresressourcen und die Probleme der marinen 
Umwelt erfaßt werden. 

— In der Rohstofferkundung und Rohstoffgewinnung 
werden geowissenschaftliche Untersuchungen zur 
Lagerstättenkunde — auch durch Fernerkundung 
— und bergbauliche Folgemaßnahmen in Ent- 
wicklungsländern gefördert. 

— Bei der Weltraumforschung und -technologie steht 
der Zugang zur Nutzung der Femerkundungsda- 
ten durch geeignete Empfangsanlagen und Aus- 
wertungsmethoden sowie die Erweiterung und 
Verbesserung der Kommunikationssysteme im 
Mittelpunkt der Zusammenarbeit. 
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Bilaterale Abkommen über wissenschaftlich-technologische Zusammenarbeit 


Land / Partner 

Art der 
Verein- 
barung 

Gegenstand 

unter- 

zeichnet 

am 

in Kraft 
seit 

Fundstelle 

1. Internationale 

Abkommen 






Ägypten 






DFG — Academy of Scien- 
tific Research and Techno- 
logy 

Protokoll 

Wissenschaftliche For- 
schung 

09. 05. 1974 

s. Anm. * ) 

nicht 

veröffent- 

licht 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Wissenschaftliche For- 
schung und technologische 
Entwicklung 

11. 04. 1979 

20. 02. 1980 

BGBl. 

1981 II 

135 

KFA — Academy of Scien- 
tific Research and Techno- 
logy 

Einzel- 

verein- 

barung 

Wissenschaftliche For- 
schung und technologische 
Entwicklung 

23. 04. 1980 

23. 04. 1980 

nicht 

veröffent- 

hcht 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Friedliche Nutzung der 
Kernenergie 

26. 10. 1981 

15. 03. 1982 

BGBl. 

1982 II 

567 

KFA — Qattara Hydro and 
Renewable Energy Project 
Authority 

Einzel- 

verein- 

barung 

Wissenschaftliche For- 
schung und technologische 
Entwicklung auf dem Ge- 
biet der erneuerbaren Ener- 
giequellen 

20. 07. 1982 

20. 07. 1982 

nicht 

veröffent- 

licht 

KFA — Atomic Energy 
Authority 

Einzel- 

verein- 

barung 

Friedliche Nutzung der 
Kernenergie 

17. 02. 1983 

17. 02. 1983 

nicht 

veröffent- 

hcht 

Argentinien 






Regierungen 

Rahmen- 

abkom- 

men 

Wissenschaftliche For- 
schung und technologische 
Entwicklung 

31. 03. 1969 

22. 10. 1969 

BGBl. 

1970 II 5 

KfK — Comisiön Nacional 
de Energia Atömica 
(CNEA) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Friedliche Nutzung der 
Kernenergie 

29. 07. 1971 

29. 07. 1971 

nicht 

veröffent- 

licht 

DFVLR — Departamento 
de Investigaciön y Desar- 
roUo de la Fuerza Aerea 
Argentina (DID) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Luft- und Raumfahrtfor- 
schung 

15. 04. 1975 

15. 04. 1975 

nicht 

veröffent- 

hcht 

DFVLR — Comisiön Nacio- 
nal de Investigaciones Es- 
paciales (CNIE) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Windenergie, Solarenergie, 
Raumfahrtforschung 

November 

1978 

01. 11. 1978 

nicht 

veröffent- 

hcht 

BMI (BMU) — Comisiön 
Nacional de Energia Atö- 
mica 

Vereinba- 

rung 

SicherheiL kerntechnischer 
Einrichtungen 

08. 10. 1981 

08. 10. 1981 

BGBl. 

1981 II 

958 

AWI — Institute Antartico 
Argentino de la Direccion 
National del Antartico 

Koopera- 

tionspro- 

tokoll 

Meeres- und Polarforschung 

19. 03. 1987 

19. 03. 1987 

nicht 

veröffent- 

licht 

DFG — Consejo Nacional 
de Investigaciones Cientifi- 
cas y Tecnicas 

Vereinba- 

rung 

Zusammenarbeit in der 
Grundlagenforschung 

29. 06. 1987 

s. Anm. * ) 

nicht 

veröffent- 

hcht 


■) Anmerkung: Die Abkommen der DFG wurden jeweils kurz nach Unterzeichnung durch Beschluß der zuständigen Gremien der 
Vertragspartner in Kraft gesetzt. 
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Land / Partner 

Art der 
Verein- 
barung 

Gegenstand 

unter- 

zeichnet 

am 

in Kraft 
seit 

Fundstelle 

Australien 






Regierungen- 

Abkom- 

men 

Wissenschaftlich-technologi- 
sche Zusammenarbeit 

24. 08. 1976 

25. 10. 1976 

BGBl. 

1976 II 
1941 

Belgien 

Belgien/Niederlande 

Regierungen 

Memo- 

randum 

Schnelle Brutreaktoren 

24. 01. 1967 

24. 01. 1967 
(D/B) 

nicht 

veröffent- 

licht 




13. 07. 1967 

13. 07. 1967 
(D/NL) 

nicht 

veröffent- 

licht 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Unterirdische Kohleverga- 
sung 

01. 10. 1976 

22. 12. 1977 

BGBL 

1978 II 

920 

Belgien/Frankreich/Italien/ 

Großbritannien 






Regierungen 

Vereinba- 

rung 

Natriumgekühlte Brutreak- 
toren 

10. 01. 1984 

10. 01. 1984 

BGBl. 

1984 II 

516 

IPP — Laboratoire de Phy- 
sique des Plasmas, Labora- 
torium voor Plasmafysica 
Ecole Royale Müitaire, 
Koninkhjke Müitaire 

School 

Zusam- 

menar- 

beitsver- 

trag 

Plasmaphysikalische For- 
schung 

30. 06. 1987 

01. 01. 1987 
(rückwir- 
kend) 

nicht 

veröffent- 

licht 

Brasilien 






Regierungen 

Rahmen- 

abkom- 

men 

Wissenschaftliche For- 
schung und technologische 
Entwicklung 

09. 06. 1969 

12. 08. 1969 

BGBl. 

1969 II 
2119 

KFA — Comissäo Nacional 
de Energia Nuclear 
(CNEN) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Kemenergieforschung und 
kerntechnische Entwicklung 

23. 04. 1971 

23. 04. 1971 

nicht 

veröffent- 

licht 

KFA - CNEN - Compan- 
hia Brasüeira de Tecnolo- 
gia Nuclear (CBTN) 

Zusatz- 

vereinba- 

rung 

Einbeziehung des CBTN in 
die Einzelvereinbaiung vom 
23. 04. 1971 (ab 1975 NUC- 
LEBRAS) 

03. 10. 1973 

03. 10. 1973 

nicht 

veröffent- 

licht 

DFVLR — Centro Tecnico 
Aerospacial (CTA) 

Einzel- 

verein- 

bamng 

Luft- und Raumfahrtfor- 
schung 

18./19. 11. 
1971 

18./19. 11. 
1971 

nicht 

veröffent- 

licht 

DFVLR - CTA - CNPq/ 
INPE (Institute de Pesqui- 
sas Espaciais) 

Zusatz- 

vereinba- 

rung 

Einbeziehung von CNPq/ 
INPE in die Einzelverein- 
barung vom 19. 11. 1971 

26. 08. 1982 

26. 08. 1982 

nicht 

veröffent- 

licht 

KFA — Conselho Nacional 
de Pesquisas (CNPq) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Wissenschaftliche und tech- 
nische Forschung, außer 
Kernenergie, Luft- und 
Raumfahrt, Mathematik und 
Datenverarbeitung 

19. 11. 1971 

19. 11. 1971 

nicht 

veröffent- 

licht 

GMD - CNPq 

Einzel- 

verein- 

barung 

Mathematik und Datenver- 
arbeitung 

07. 06. 1972 

07. 06. 1972 

nicht 

veröffent- 

licht 
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Land / Partner 

Art der 
Verein- 
baning 

Gegenstand 

unter- 

zeichnet 

am 

in Kraft 
seit 

Fundstelle 

GMD — CNPq — Commis- 
säo de Coordenagäo das 
Atividades de Processa- 
mento Eletronico (CAPRE) 

Zusatz- 

vereinba- 

rung 

Einbeziehung von CAPRE 
in die Einzelvereinbarung 
vom 07. 06. 1972 

24. 07. 1974 

24. 07. 1974 

nicht 

veröffent- 

licht 

GMD - CNPq - Secreta- 
ria Especial de Informätica 
(SEI) 

Zusatz- 

vereinba- 

rung 

Datenverarbeitung, Informa- 
tik zur Vereinbarung GMD 
- CNPq vom 07. 06. 1972 

01. 04. 1981 

01. 04. 1981 

nicht 

veröffent- 

licht 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Friedliche Nutzung der 
Kernenergie 

27. 06. 1975 

18. 11. 1975 

BGBL 

1976 II 

334 

DAAD - CNPq 

Einzel- 

verein- 

barung 

Zusatz- 

vereinba- 

rung 

Austausch hochqualifizierter 
Wissenschaftler für For- 
schungsarbeiten 

24. 07. 1974 

01. 10. 1976 

24. 07. 1974 

01. 10. 1976 

nicht 

veröffent- 

licht 

nicht 

veröffent- 

licht 

Institut für Meereskunde 

Kiel (IfM) — Diretoria de 
Hidrografia e Navegagao, 
do Ministerio da Marinha 
(DHN) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Meereswissenschaften 

01. 10. 1976 

01. 10. 1976 

nicht 

veröffent- 

licht 

IfM - DHN - CNPq 

Nachtrag 


18. 09. 1984 

09. 04. 1985 

nicht 

veröffent- 

licht 

KfK - NUCLEBRAS 

Einzel- 

verein- 

barung 

Kernenergieforschung 

01. 10. 1976 

01. 10. 1976 

nicht ver- 
öffent- 
licht 

KFA - KWU - 
NUCLEBRAS 

Einzel- 

verein- 

barung 

FuE-Programm für den Ein- 
satz nuklearer Prozeßwärme 
zur Kohlevergasung 

08. 03. 1978 

08. 03. 1978 

nicht 

veröffent- 

licht 

KfK - CNEN 

Einzel- 

verein- 

barung 

Friedliche Nutzung der 
Kernenergie 

08. 03. 1978 

08. 03. 1978 

nicht 

veröffent- 

licht 

KFA — Secretaria de Tec- 
nologia Industrial do Mini- 
sterio da Indüstria e do Co- 
mercio (STI) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Industrielle Technologie 

08. 03. 1978 

08. 03. 1978 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMI (BMU) - Ministerio 
das Minas e Energia 
(MME) 

Vereinba- 

rung 

Verlänge- 

rung 

Sicherheit kerntechnischer 
Einrichtungen 

10. 03. 1978 

Briefwech- 
sel 30. 05./ 
27. 07. 1983 

10. 03. 1978 

27. 07. 1983 

BGBL 

1978 II 

950 

BGBL 

1983 II 

685 

KFA - NUCLEBRAS 

Vereinba- 

rung 

Nutzung von Thorium in 
Druckwasserreaktoren 

05./20. 03. 
1979 

20. 03. 1979 

nicht 

veröffent- 

licht 

KFA — Companhia Auxi- 
liär de Empresas Eletricas 
Brasileiras (CAEEB) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Kohlenutzung und Energie- 
modell MARKAL 

11. 12. 1981 

11. 12. 1981 

nicht 

veröffent- 

licht 

FhG/Fraunhofer Institut für 
Informations- und Daten- 
verarbeitung — Centro 
Tecnolögico para Informä- 
tica/Instituto de Automagao 

Vereinba- 

rung 

Industrielle Automatisierung 

14. 04. 1983 

14. 04. 1983 

nicht 

veröffent- 

licht 

MPG - CNPq 

Vereinba- 

rung 

Grundlagenforschung 

28. 02. 1984 

28. 02. 1984 

nicht 

veröffent- 

licht 
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Land / Partner 

Art der 
Verein- 
baning 

Gegenstand 

unter- 

zeichnet 

am 

in Kraft 
seit 

Fundstelle 

DFG - CNPq 

Sonder- 

vereinba- 

rung 

Wirtschaftliche Forschung 

05. 04. 1984 

s. Anm. 

S. 254 

nicht 

veröffent- 

hcht 

TU München/Bayer. Lan- 
desanstalt für Landtechnik 
— Empresa Brasileira de 
Pesquisa Agropecuäria 

Einzelab- 

machung 

Nutzung erneuerbarer Ener- 
giequellen in der Landwirt- 
schaft 

28. 11./ 

12. 12. 1984 

14. 01. 1985 

nicht 

veröffent- 

hcht 

BMFT — Ministerium für 
Industrie und Handel 

Einzelab- 

machung 

Zusammenarbeit bei tech- 
nologischen Innovationen 
für kleine und mittlere In- 
dustrieunternehmen 

12. 09. 1985 

18. 12. 1985 

BGBl. 

1986 II 

466 

GBF — Centro de Tecnolo- 
gia Copersucar 

Vereinba- 

rung 

Biotechnologie 

14. 12. 1987 

01. 10. 1987 

nicht 

veröffent- 

hcht 

DFVLR — Secretaria Espe- 
cial do Meio Ambiente do 
Ministerio do Desenvolvi- 
mento Urbano e Meio Am- 
biente Brasiha 


Umweltschutz 

14. 10. 1987 

voraus- 
sichtlich 
März 1988 

nicht 

veröffent- 

hcht 

Bulgarien 






DFG — Bulgarische Akade- 
mie der Wissenschaften 

Vereinba- 

rung 

Wissenschafthche Zusam- 
menarbeit 

14. 03. 1975 

s. Anm. 

S. 254 

nicht 

veröffent- 

hcht 

Chile 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Wissenschafthche For- 
schung und technologische 
Entwicklung 

28. 08. 1970 

23. 10. 1970 

BGBl. 

1971 II 

106 

DFG — Comisiön Nacional 
de Investigaciön Cientffica 
y Tecnolögica 

Vereinba- 

rung 

Wissenschafthche Zusam- 
menarbeit 

28. 11. 1979 

s. Anm 

S. 254 

nicht 

veröffent- 

hcht 

China 






MPG — Chinesische Aka- 
demie der Wissenschaften 

Vereinba- 

rung 

Grundlagenforschung 

15. 09. 1978 

01. 01. 1979 

nicht 

veröffent- 

hcht 


Verlänge- 

rungen 


29. 09. 1981 

28. 08. 1984 
11. 10. 1987 

01. 01. 1982 

01. 01. 1985 
01. 01. 1988 

nicht 

veröffent- 

hcht 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Wissenschaf thch-technologi- 
sche Zusammenarbeit 

09. 10. 1978 

10. 11. 1978 

BGBl. 

1978 II 
1526 

FhG — Chinesische Akade- 
mie der Wissenschaften 

Einzel- 

verein- 

barung 

Angewandte Forschung 

11. 06. 1979 

11. 06. 1979 

nicht 

veröffent- 

hcht 

BMFT — Staatliche Kom- 
mission für Wissenschaft 
und Technik 

Abkom- 

men 

Durchführung einer ge- 
meinsamen Energiestudie 

20. 11. 1979 

20. 11. 1979 

BGBl. 

1980 II 

61 

BMFT — Staatliche Kom- 
mission für Wissenschaft 
und Technik 

Abkom- 

men 

Rohstoff- und Materialfor- 
schung 

20. 11. 1979 

20. 11. 1979 

BGBl. 

1980 II 

63 
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zeichnet 
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BMFT — Minister für 
Metallurgie 

Abkom- 

men 

Erzgewinnung, -aufberei- 
tung und Metallurgie 

20. 11. 1979 

20. 11. 1979 

BGBl. 

1980 II 

65 

BMFT — Minister für Erd- 
ölindustrie 

Abkom- 

men 

Durchführung eines ge- 
meinsamen Forschungspro- 
jektes zur Ermittlung des 
Kohlenwasserstoffpotentials 
in einem Tiefbereich des 
Linyi Beckens 

20. 11. 1979 

20. 11. 1979 

BGBl. 

1980 II 

68 

BMFT — Minister für Geo- 
logie 

Abkom- 

men 

Suche nach Kohlenwasser- 
stoffen im Ostchinesischen 
Meer 

20, 11. 1979 

20. 11. 1979 

BGBl. 

1980 II 

70 

DFVLR — Chinese Aero- 
nautical Estabhshment 
(CAE) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Zivile Luftfahrtforschung 

15. 04. 1980 

15. 04. 1980 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMJFFG — Gesundheits- 
ministerium der VR China 

Abkom- 

men 

Gesundheitswesen 

16. 05. 1980 

16. 05. 1980 


BMFT — Staatliche Kom- 
mission für Wissenschaft 
und Technik 

Abkom- 

men 

Solarenergie-Pilotvorhaben 
zur Nutzung regenerativer 
Energiequellen für die Ver- 
sorgung der ländlichen Ge- 
biete 

29. 10. 1980 

26. 03. 1981 

BGBl. 

1981 II 

320 

GSF — Chinesische Akade- 
mie der Wissenschaften 

Einzel- 

verein- 

barung 

Umweltforschung 

02. 12. 1980 

02. 12. 1980 

nicht 

veröffent- 

hcht 

DFG — Chinesische Aka- 
demie der Gesellschafts- 
wissenschaften 

Vereinba- 

rung 

Wissenschaftliche For- 
schung 

05. 11. 1981 

s. Anm. 

S. 254 

nicht 

veröffent- 

licht 

BML — Minister für Land- 
wirtschaft 

Vereinba- 

rung 

Wissenschafthch-technische 
Zusammenarbeit im Bereich 
der Agrarforschung 

23. 11. 1981 

23. 11. 1981 

BGBl. 

1981 II 
1143 

GMD — Chinesische Aka- 
demie der Wissenschaften 

Einzel- 

verein- 

barung 

Informationstechnologie und 
verwandte Bereiche 

24. 11. 1981 

15. 11. 1981 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — Minister für Elek- 
tronikindustrie 

Abkom- 

men 

Funknavigationssysteme für 
die Zivilluftfahrt 

09. 12. 1982 

03. 01. 1983 

BGBl. 

1983 II 

29 

GSF — Chinesische Akade- 
mie der Wissenschaften 

Einzel- 

verein- 

barung 

Umweltforschung 

19. 09. 1983 

30. 12. 1983 

nicht 

veröffent- 

hcht 

BMFT — Minister für 
Raumfahrtindustrie 

Vereinba- 

rung 

Zivile Weltraumwissen- 
schaft und -technik 

07. 03. 1984 

07. 03. 1984 

BGBl. 

1984 II 

319 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Friedhche Nutzung der 
Kernenergie 

09. 05. 1984 

09. 05. 1984 

BGBl. 

1984 II 

554 

DFVLR — Chinesische 
Akademie für Weltraum- 
technologie 

Beson- 
dere Ver- 
einbarung 

Zivile Raumfahrtforschung 

23. 11. 1984 

23. 11. 1984 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — Staatliches Ozea- 
nographisches Zentralamt 

Vereinba- 

rung 

Meeresforschung und Ent- 
wicklung der Meerestech- 
nik 

27. 06. 1986 

27. 06. 1986 

BGBl. 

1986 II 

844 

GBF — East China Univer- 
sity 

Vereinba- 

rung 

Biotechnologie 

30. 06. 1987 

30. 06. 1987 

nicht 

veröffent- 

licht 
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Dänemark 






IPP — Riso National Labo- 

Zusam- 

Entwicklung des Pellet- 

23. 03. 1983 

01. 11. 1982 

nicht 

ratory, Roskilde 

menar- 

beitsver- 

trag 

injektionssystems bei JET; 
Auswirkung der Pelletinjek- 
tion auf Plasma in größeren 
Experimenten wie ASDEX 
oderW VII 


(rückwir- 

kend) 

veröffent- 

hcht 

HMI - Riso 

Vereinba- 

rung 

Festkörperphysik und Neu- 
tronenstreuung 

07. 08. 1984 

01. 01. 1985 

nicht 

veröffent- 

hcht 

BMI (BMU) - Minister für 
Umweltschutz 

BMU — Minister für Um- 
weltschutz 

Vereinba- 

rung 

Vereinba- 

rung 

Gegenseitige Unterrichtung 
beim Bau und Betrieb 
grenznaher kerntechnischer 
Einrichtungen 

Fragen gemeinsamen Inter- 
esses im Zusammenhang 
mit kerntechnischer Sicher- 
heit und Strahlenschutz 

04. 07. 1977 

04. 07. 1977 


Finnland 






DFG — Akademie von 

Vereinba- 

Wissenschaftliche Zusam- 

17. 02. 1981 

s. Anm. 

nicht 

Finnland 

rung 

menarbeit 


S. 254 

veröffent- 

hcht 

KfK — Valtion Teknilhnen 
Tutkimuskeskus 

Abkom- 

men 

Code-Überprüfung und zer- 
störungsfreie Prüfung bei 
der Sicherheitsforschung 

04. 07. 1984 

04. 07. 1984 

nicht 

veröffent- 

hcht 

Frankreich 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Bau, Start und Nutzung des 
SYMPHONIE-Femmeldesa- 
teUiten 

06. 06. 1967 

10. 11. 1967 

BGBl. 

1969 II 

84 

DFG — Centre National de 

Vereinba- 

Wissenschaftliche Zusam- 

01. 02. 1971 

s. Anm. 

nicht 

la Recherche Scientifique 
(CNRS) 

rung 

menarbeit 


S. 254 

veröffent- 

hcht 

GMD — Institut de Recher- 
che d’Informatique et 
d’ Automatique Paris (IRIA) 

Abkom- 

men 

Informationstechnik- For- 
schung 

18. 10. 1973 

18. 10. 1973 

nicht 

veröffent- 

hcht 

GMD — Institut National 
de Recherche en Informati- 
que et en Automatique 
(INRIA) 

Zusatz- 

vereinba- 

rung 

Informationstechnik (zum 
IRIA-Abkommen vom 

18. 10. 1973) 

26. 02. 1980 

26. 02. 1980 

nicht 

veröffent- 

hcht 

KfK — Commissariat ä 
r Energie Atomique (CEA) 

Abkom- 

men 

CABRI-Programm 

12. 12. 1973 

12. 12. 1973 

nicht 

veröffent- 

hcht 

BMFT — Centre National 
pour l'Exploitation des 
Oceans 

Abkom- 

men 

Aufsuchung, Förderung und 
Aufbereitung von Mangan- 
knoUen 

26. 04. 1974 

26. 04. 1974 

BGBl. 

1974 II 

837 

BMFT — Ministere de 1’ In- 
dustrie et de la Recherche 

Abkom- 

men 

Fortgeschrittene Reaktorsy- 
steme 

13. 02. 1976 

13. 02. 1976 

nicht 

veröffent- 

hcht 

BMI (BMU) — Minister für 
Industrie und Forschung 

Brief- 

wechsel 

Fragen der Sicherheit kem- 
technischer Einrichtungen 


29. 03. 1976 

nicht 

veröffent- 

hcht 

KfK/Interatom - CEA 

Abkom- 

men 

Schnellbrüterentwicklung 

05. 07. 1977 

05. 07. 1977 

nicht 

veröffent- 

hcht 
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BMFT — ERDA/Commissa- 
riat ä 1' Energie Atomique 
(CEA)/Amt für Wissen- 
schaft und Forschung der 
Schweizerischen Eidgenos- 
senschaft (AWF) 

Vereinba- 

rung 

Konzepte und Technologien 
für gasgekühlte Reaktoren 

30. 09. 1977 

30. 09. 1977 

nicht 

veröffent- 

licht 

DESY — Institut National 
de Physique Nucleaire et 
de Physique des Particules 

Einzel- 

verein- 

barung 

Physikalische Grundlagen- 
forschung (Detektor 

CELLO) 

21. 12. 1977 

21. 12. 1977 

nicht 

veröffent- 

licht 

DESY - CEA 

Einzel- 

verein- 

barung 

Physikalische Grundlagen- 
forschung (Detektor 

CELLO) 

14. 04. 1978 

14. 04. 1978 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT - CEA 

Vereinba- 

rung 

Sicherheitsforschung bei 
Leichtwasserreaktoren 

28. 09. 1978 

28. 09. 1978 

BGBl. 

1978 II 
1300 


Zusatz- 

vereinba- 

rung 


28. 09. 1983 

28. 09. 1983 

BGBL 

1984 II 

944 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Technisch-industrielle Zu- 
sammenarbeit auf dem Ge- 
biet von Rundfunksatelliten 

29. 04. 1980 

01. 12. 1980 

BGBL 

1981 II 

49 

DFG — Institut National de 
la Sante de la Recherche 
Medicale 

Vereinba- 

rung 

Wissenschaftliche Zusam- 
menarbeit in den Biowissen- 
schaften 

12. 01. 1981 

s. Anm. 

S. 254 

nicht 

veröffent- 

licht 

MPG - CNRS 

Einzel- 

verein- 

barung 

Wissenschaftliche For- 
schung 

15. 06. 1981 

15. 06. 1981 

nicht 

veröffent- 

licht 

Regierungen 

Abkom- 
men (No- 
tenwech- 
sel) 

Gemeinsamer Export von 
Rundfunksatelliten 

22. 09. 1981 

22. 09. 1981 

BGBL 

1981 II 

938 

AGF - CNRS 

Rahmen- 

vereinba- 

rung 

Allgemeine wissenschaftli- 
che Kooperationen 

31. 05. 1983 

31. 05. 1983 

nicht 

veröffent- 

licht 

Frankreich/Belgien/Groß- 

britannien/Italien 






Regierungen 

Vereinba- 

rung 

Natriumgekühlte Brutreak- 
toren 

10. 01. 1984 

10. 01. 1984 

BGBL 

1984 II 

516 

GSF - CEA 

Einzel- 

verein- 

barung 

Radioökologie 

27. 02. 1984 

27. 02. 1984 

nicht 

veröffent- 

licht 

BML — Institut National de 
la Recherche Agronomique 
(INRA) 

Vereinba- 

rung 

Wissenschaftlich-technische 
Zusammenarbeit im Bereich 
der Agrarforschung 

13. 06. 1986 

13. 06. 1986 

BGBL 

1986 II 

846 

GSI — Institut National de 
Physique Nucleaire et de 
Physique des Particules/ 
CEA 

Vereinba- 

rung 

Forschung mit schweren 
Ionen 

07. 07. 1986 

07. 07. 1986 

nicht 

veröffent- 

licht 

DESY - CEA 

Einzel- 

verein- 

barung 

Beteiligung am Bau von 
HERA 

20. 08. 1986 

20. 08. 1986 

nicht 

veröffent- 

licht 
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Griechenland 

BMFT — Minister für Koor- 
dination 

Abkom- 

men 

Solarenergie 

05. 10. 1978 

05. 10. 1978 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — Minister für Koor- 
dination 

Rahmen- 

vereinba- 

rung 

Wissenschafthch-technische 

Zusammenarbeit 

30. 11. 1978 

30. 11. 1978 

BGBl. 

1979 II 

137 

BMFT — Minister für Koor- 
dination und Minister für 
Arbeit 

Abkom- 

men 

Solar-Demonstrationssied- 
lung Lykovrissi 

31. 07. 1981 

21. 02. 1983 

BGBl. 

1985 II 

105 

IPP — Kernforschungszen- 
trum „Demokritos", Attica 

Abkom- 

men 

Langmuir-Sondensystem für 
ASDEX-Upgrade 

09. 05. 1984 

01. 06. 1984 

nicht 

veröffent- 

hcht 

Großbritannien/ 

Niederlande 





> 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Entwicklung und Nutzung 
des Gaszentrifugenverfah- 
rens zur Herstellung ange- 
reicherten Urans 

04. 03. 1970 

19. 07. 1971 

BGBl. 

1971 II 

929 und 
1027 

KfK/CEA - UKAEA 

Abkom- 

men 

Beteiligung am CABRI-Pro- 
jekt 

12. 03. 1976 

12. 03. 1976 

nicht 

veröffent- 

hcht 

DESY — Rutherford 
Laboratory 

Einzel- 

verein- 

barungen 

Physikalische Grundlagen- 
forschung (Detektor 
TASSO/Detektor JADE) 

27. 09. 1977 

27. 09. 1977 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMI (BMU) - Health and 
Safety Executive 

Vereinba- 

rung 

Informationsaustausch über 
wichtige Fragen nuklearer 
Sicherheit und Zusammen- 
arbeit bei der Ausarbeitung 
von Sicherheitsnormen 

04. 04. 1979 

04. 04. 1979 

BGBl. 

1979 II 

434 

DESY — University 
of Glasgow 

Einzel- 

verein- 

barung 

Physikalische Grundlagen- 
forschung (Detektor 

PLUTO) 

27. 10. 1980 

27. 10. 1980 

nicht 
veröff ent- 
hebt 



(Detektor CELLO) 

24. 02. 1983 

24. 02. 1983 

nicht ver- 
öffent- 
licht 

KfK — Science and Engi- 
neering Research Council 
(SERC) 

Abkom- 

men 

N eutrinophy sik 

16. 06. 1983 

16. 06. 1983 

nicht ver- 

öffent- 

hcht 

BMFT — (SERC) Science 
and Engineering Research 
Council (SERC) 

Vereinba- 

rung 

Projekt aktives Magneto- 
sphären-Plasma-Experiment 
mit Spurenionen 

17. 10. 1983 

17. 10. 1983 

nicht 

veröffent- 

hcht 

BMFT - SERC 

Vereinba- 

rung 

Projekt Röntgensatellit 

17. 10. 1983 

17. 10. 1983 

nicht 

veröffent- 

licht 

Großbritannien/Belgien/ 

Frankreich/Italien 






Regierungen 

Vereinba- 

rung 

Natrium ge kühlte Brutreak- 
toren 

10. 01. 1984 

10. 01. 1984 

BGBl. 

1984 II 

516 

GSF — Central Electricity 
Generating Board 

Einzel- 

verein- 

barung 

Waldschadenforschung 

12. 01. 1987 

12. 01. 1987 

nicht 

veröffent- 

licht 
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IPP — Culham Laboratory, 
UKAEA 

Zusam- 

menar- 

beitsver- 

trag 

Plasmaphysikalische For- 
schung 

14. 08. 1987 

01. 08. 1987 
(rückwir- 
kend) 

nicht 

veröffent- 

licht 

Indien 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Friedliche Nutzung der 
Kernenergie und Weltraum- 
forschung 

05. 10. 1971 

19. 05. 1972 

BGBl. 

1972 II 
1013 

KFA — Department 
of Atomic Energy (DAE) 

Einzel- 

verein- 

banmg 

Kernenergietechnik 

06. 02. 1974 

06. 02. 1974 

nicht 

veröffent- 

hcht 

Regierungen 

Vereinba- 

rung 

Wissenschaftliche For- 
schung und technologische 
Entwicklung 

30. 01./ 

07. 03. 1974 

07. 03. 1974 

BGBl. 

1974 II 

998 

DFVLR — Indian Space Re- 
search Organization (ISRO) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Weltraumforschung 

26. 06. 1974 

12. 08. 1974 

nicht 

veröffent- 

licht 

KFA — Council for Scienti- 
fic and Industrial Research 
(CSIR) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Wissenschafthche For- 
schung und technologische 
Entwicklung 

25. 11. 1974 

25. 11. 1974 

nicht 

veröffent- 

licht 

GSF — Indian Council for 
Medical Research (ICMR) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Medizinische und biologi- 
sche Forschung und Ent- 
wicklung 

02. 02. 1976 

02. 02. 1976 

nicht 

veröffent- 

licht 

KfK/KFA — Department of 
Atomic Energy 

Vereinba- 

rung 

Versuchsprogramm für ei- 
nen Langzeittest von Borosi- 
likatglas 

04. 09. 1981 

04. 09. 1981 

nicht 

veröffent- 

hcht 

DFVLR - CSIR/National 
Aeronautic Laboratory 

Einzel- 

verein- 

barung 

Wissenschaftlich-technologi- 
sche Zusammenarbeit zu 
ausschheßlich friedlichen 
Zwecken auf dem Gebiet 
der Luftfahrtforschung 

30. 01. 1982 

30. 01. 1982 

nicht 

veröffent- 

licht 

Regierungen 

Memo- 
randum of 
Under- 
standing 

Meeresforschung und 
Meerestechnik 

29. 04. 1986 

29. 04. 1986 

nicht 

veröffent- 

hcht 

Indonesien 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Friedliche Verwendung der 
Kernenergie und Uran- 
prospektion 

14. 06. 1976 

24. 02. 1977 

BGBl. 

1977 II 

361 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Wissenschaftliche For- 
schung und technologische 
Entwicklung 

20. 03. 1979 

06. 11. 1979 

BGBl. 

1979 II 
1286 

DFVLR — National Insti- 
tute for Aeronautics and 
Space LAPAN 

Einzel- 

verein- 

barung 

Fernerkundung, Kommuni- 
kation, Windenergie 

10. 04. 1980 

10. 04. 1980 

nicht 

veröffent- 

licht 

TÜV Rheinland — Badan 
Pengkajian Dan Penerapan 
Teknologi (BPPT) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Solardorfprojekt 

07. 07. 1981 

07. 07. 1981 

nicht 

veröffent- 

licht 

KFA — Badan Tenaga Ato- 
mic Nasional (BATAN) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Friedhche Nutzung der 
Kernenergie 

29. 10. 1982 

29. 10. 1982 

nicht 

veröffent- 

hcht 

TÜV Rheinland - BPPT 

Einzel- 

verein- 

barung 

Erneuerbare Energien 

21. 05. 1986 

21. 05. 1986 

nicht 

veröffent- 

hcht 
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BMFT — Staatsminister für 
Forschung und Technologie 

Vereinba- 

rung 

Luftfahrtforschung und 
-technologie 

19. 08. 1987 

19. 08. 1987 

BGBl. 

1987 II 

733 

Irak 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Wirtschaftliche, wissen- 
schaftliche und technische 
Zusammenarbeit 

26. 05. 1981 

15. 07. 1981 

BGBl. 

1981 II 

653 

Iran 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit in der wis- 
senschaftlichen und techno- 
logischen Entwicklung 

30. 06. 1975 

21. 11. 1977 

BGBl. 

1978 II 

280 

BMFT — Atomic Energy 
Organization of Iran 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit auf den 
Gebieten der friedlichen 
Verwendung der Kern- 
energie 

04. 07. 1976 

21. 11. 1977 

BGBl. 

1978 II 

284 

KfK — Atomic Energy 
Organization of Iran 

Einzel- 

verein- 

barung 

Kernenergie-Ausbüdungs- 

vertrag 

11. 04. 1977 

11. 04. 1977 

nicht 

veröffent- 

licht 

DFVLR — Arya-Mehr Uni- 
versity of Technology, 
Teheran 

Einzel- 

verein- 

barung 

Weltraumforschung 

14. 01. 1978 

14. 01. 1978 

nicht 

veröffent- 

licht 

Irland 






IPP — Department of Elec- 
trical Engineering and 
Microelectronics (DEEM), 
University College, Cork 

Israel 

Abkom- 

men 

Diagnostik für ASDEX und 
ASDEX-Upgrade 

02. 04. 1984 

02. 04. 1984 

nicht 

veröffent- 

licht 

MINERVA — Weizmann 
Institute of Science 

Vereinba- 

rung 

Durchführung von For- 
schungsvorhaben 

17. 06. 1964 

01. 01. 1964 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — Nationalrat für 
Forschung und Entwick- 
lung (NCRD) 

Brief- 

wechsel 

Einsetzung eines gemeinsa- 
men Ausschusses zur Förde- 
rung der Zusammenarbeit 
auf den Gebieten der wis- 
senschaftlichen Forschung 
und technologischen Ent- 
wicklung 

06. 08. 1973 

06. 08. 1973 

nicht 

veröffent- 

licht 

DKFZ - NCRD 

Abkom- 

men 

Krebsforschung 

19. 11. 1976 

19. 11. 1976 

nicht 

veröffent- 

licht 

DESY — Weizmann 

Institute of Science 

Einzel- 

verein- 

barung 

Physikalische Grundlagen- 
forschung (Detektor 

TASSO) 

10. 07. 1977 

10. 01. 1977 

nicht 

veröffent- 

licht 

DESY — University of 

Tel Aviv 

Einzel- 

verein- 

barung 

Physikalische Grundlagen- 
forschung (Detektor 

PLUTO) 

06. 05. 1981 

06. 05. 1981 

nicht 

veröffent- 

licht 

KfK — Technion 

Abkom- 

men 

Reaktorphysik 

19. 05. 1983 

19. 05. 1983 

nicht 

veröffent- 

licht 

GSF — Municipal Govern- 
mental Medical Center 

Tel Aviv 

Einzel- 

verein- 

barung 

Medizinische Forschung 

05. 12. 1983 

05. 12. 1983 

nicht 

veröffent- 

licht 
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Land / Partner 

Art der 
Verein- 
barung 

Gegenstand 

unter- 

zeichnet 

am 

in Kraft 
seit 

Fundstelle 

GSF - NCRD 

Rahmen- 

vereinba- 

rung 

Umweltforschung 

16. 02. 1984 

29. 04. 1984 

nicht 
veröff ent- 
hebt 

GSF - NCRD 

Rahmen- 

vereinba- 

rung 

Biotechnologie 

17. 02. 1984 

29. 04. 1984 

nicht ver- 
öffent- 
licht 

GSF - NCRD 

Rahmen- 

vertrag 

Medizinische Forschung 

02. 05. 1984 

04. 06. 1984 

nicht ver- 
öffent- 
licht 

GKSS - NCRD 

Einzel- 

verein- 

barung 

Zusammenarbeit in der 
Aquakultur 

22. 08. 1984 

22. 08. 1984 

nicht 
veröff ent- 
hebt 

BML — Minister für Land- 
wirtschaft 

Abkom- 

men 

Wissenschaftlich-technische 
Zusammenarbeit im Bereich 
der Agrarforschung 

22. 01. 1985 

22. 01. 1985 

BGBl. 

1985 II 

378 

GSF — Hebräische Univer- 
sität Jerusalem 

Biolo- 

gisch-me- 

dizinische 

For- 

schung 

Einzelvereinbarung 

22. 03. 1985 

22. 03. 1985 

nicht 

veröffent- 

hcht 

GSF — Technicon Research 
and Development Founda- 
tion Ltd. 

Einzel- 

verein- 

barung 

Biologisch-medizinische 

Forschung 

10. 05. 1985 

10. 05. 1985 

nicht 
veröff ent- 
hebt 

GBF — Technicon, Haifa 

Vereinba- 

rung 

Biotechnologie 

14. 04. 1986 

01. 05. 1986 

nicht 

veröffent- 

hcht 

GBF — Weizmann-Institute 
of Science 

Vereinba- 

rung 

Biotechnologie 

29. 05. 1986 

01. 06. 1986 

nicht 

veröffent- 

hcht 

BMFT — Minister für Wis- 
senschaft und Entwicklung 

Abkom- 

men 

Stiftung für wissenschaftli- 
che Forschung und Ent- 
wicklung 

04. 07. 1986 

04. 07. 1986 

BGBl. 

1986 II 

890 

DESY — Weizmann-Insti- 
tute of Science 

Einzel - 
Verein- 
barung 

Beteiligung am Bau von 
HERA 

27. 02. 1987 

27. 02. 1987 

nicht 

veröffent- 

hcht 

Italien 






DFG — Consigho Nazio- 
nale delle Ricerche (CNR) 

Italien/Belgien/Frankreich/ 

Großbritannien 

Vereinba- 

rung 

Neufas- 

sung 

Wissenschaftliche Zusam- 
menarbeit 

15. 06. 1977 

10. 12.1982 

s. Anm. 

S. 254 

s. Anm. 

S. 254 

nicht 

veröffent- 

licht 

nicht ver- 

öffent- 

hcht 

Regierungen 

Vereinba- 

rung 

Natrium ge kühlte Brutreak- 
toren 

10. 01. 1984 

10. 01. 1984 

BGBl. 

1984 II 

516 

IPP — EURATOM/Gemein- 
same Forschungsstelle 

Ispra 

Zusam- 

menar- 

beitsver- 

trag 

Entwicklung und Untersu- 
chung von Testproben mit 
Schutzschichten für die er- 
ste Wand 

26. 07. 1984 

01. 06. 1984 
(rückwir- 
kend) 

nicht 

veröffent- 

hcht 

DESY — Institute Nazio- 
nale di Fisica Nucleare 

INFN Rom 

Einzel- 

verein- 

barung 

Beteihgung am Bau von 
HERA 

12. 09. 1985 

12. 09. 1985 

nicht 

veröffent- 

hcht 
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Land / Partner 

Art der 
Verein- 
barung 

Gegenstand 

unter- 

zeichnet 

am 

in Kraft 
seit 

Fundstelle 

Japan 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit auf wis- 
senschaftlich-technologi- 
schem Gebiet 

08. 10. 1974 

08. 10. 1974 

BGBl. 

1974 II 
1326 

KfK/CEA — Power Reactor 
and Nuclear Fuel Develop- 
ment Corporation (PNC) 

Abkom- 

men 

Beteiligung am CABRI-Pro- 
jekt 

25. 02. 1975 

25. 02. 1975 

nicht 

veröffent- 

licht 

KfK/INTERATOM/CEA - 
PNC 

Abkom- 

men 

Grundlagenforschung und 
Entwicklung schneller Brut- 
reaktoren 

26. 05. 1978 

26. 05. 1978 

nicht 

veröffent- 

hcht 

DESY — University of 

Tokyo 

Einzel- 

verein- 

barung 

Physikalische Grundlagen- 
forschung (Detektor JADE) 

01. 01. 1979 

01. 01. 1979 

nicht 
veröff ent- 
hebt 

BMFT — Japan Atomic 
Energy Research Institute 
(JAERI)/US-Nuclear Regu- 
latory Commission (NRC) 

Vereinba- 

rung 

Verlänge- 

rung 

Sicherheitsforschung zur 
Kühlung von Druckwasser- 
reaktoren 

25. 01./ 

20. 03./ 

18. 04. 1980 

13. 03./ 

04. 04./ 

15. 04.1985 

18. 04. 1980 

18. 04. 1985 

nicht 
veröff ent- 
hebt 

nicht 

veröffent- 

hcht 

KfK - PNC 

Abkom- 

men 

Forschung und Entwicklung 
auf dem Gebiet des hoch- 
aktiven Abfalls 

13. 02. 1981 

13. 02. 1981 

nicht 

veröffent- 

hcht 

MPG — Institute of Physi- 
cal and Chemical Research 
(RIKEN-Institut) 

Vereinba- 

rung 

Wissenschaftliche Zusam- 
menarbeit in der Grundla- 
genforschung 

15. 06. 1984 

15. 06. 1984 

nicht 

veröffent- 

hcht 

Jugoslawien 






BMFT — Bundesamt für in- 
ternationale Zusammenar- 
beit auf dem Gebiet der 
Wissenschaft, Bildung, Kul- 
tur und Techrük 

Abkom- 

men 

Wissenschaftliche For- 
schung und technologische 
Entwicklung 

23. 05. 1975 

23. 05. 1975 

BGBl. 

1975 11 

920 

KFA — Bundesamt für in- 
ternationale Zusammenar- 
beit auf dem Gebiet der 
Wissenschaft, Bildung, Kul- 
tur und Technik 

Einzel- 

verein- 

barung 

Wissenschafthche For- 
schung und technologische 
Entwicklung 

08. 07. 1977 

08. 07. 1977 

nicht 

veröffent- 

licht 

KFA — Forschungsgemein- 
schaft Slowenien 

Vereinba- 

rung 

Wissenschaftliche For- 
schung und technologische 
Entwicklung 

02. 11. 1978 

02. 11. 1978 

nicht 
veröff ent- 
hebt 

Kanada 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Friedliche Verwendung der 
Atomenergie 

11. 12. 1957 

18. 12. 1957 

BAnz. 

46/1958 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Wissenschaftliche und tech- 
nologische Zusammenarbeit 

16. 04. 1971 

30. 06. 1971 

BGBL 

1972 II 

566 

DFG — Natural Sciences 
and Engineering Research 
Council of Canada 
(NSERC) 

Vereinba- 

rung 

Wissenschafthche Zusam- 
menarbeit 

16. 06. 1983 

s. Anm. 

S. 254 

nicht 

veröffent- 

licht 

FhG/Fraunhofer Institut für 
Produktionstechnik und 
Automatisierung — Le 
Centre de Recherche Indu- 
strielle du Quebec 

Vereinba- 

rung 

Computereinsatz in flexi- 
blen Fertigungssystemen 

07. 06./ 

17. 06. 1983 

17. 06. 1983 

nicht 

veröffent- 

hcht 
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Land / Partner 

Art der 
Verein- 
barung 

Gegenstand 

unter- 

zeichnet 

am 

in Kraft 
seit 

Fundstelle 

DESY — Institute for Par- 
ticle Physics, McGill, 
University Quebec 

Einzel- 

verein- 

barung 

Beteihgung am Bau von 
HERA 

29. 07. 1987 

29. 07. 1987 

nicht 

veröffent- 

licht 

Kolumbien 






KfK — Institute de Asuntos 
Nucleares (LAN) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Kernenergieforschung 

28. 10. 1983 

28. 10. 1983 

nicht 

veröffent- 

hcht 

Korea (Republik) 

DFG — Korea Science and 
Engineering Foundation 

Vereinba- 

rung 

Wissenschafthehe Zusam- 
menarbeit 

04. 07. 1977 

s. Anm. 

S. 254 

nicht 

veröffent- 

hcht 

FhG/Fraunhofer Institut für 
Produktionstechnik und 
Automatisierung (IPA) — 
Korea Advanced Institute 
of Science and Technology 
(KAIST) 

Vereinba- 

rung 

Produktionstechnik/ Auto- 
matisierung 

04. 11. 1981 

04. 11. 1981 

nicht 

veröffent- 

licht 

FhG/IPA — Korea Institute 
of Machinery and Metals 
(KIMM) 

Vereinba- 

rung 

Produktionstechnik/ Auto- 
matisierung 

11. 05. 1982 

11. 05. 1982 

nicht 

veröffent- 

hcht 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Wissenschaftlich-technologi- 
sche Zusammenarbeit 

11. 04. 1986 

09. 09. 1986 

BGBl. 

1986 II 

928 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Friedhche Nutzung der 
Kernenergie 

11. 04. 1986 

11. 04. 1986 

BGBl. 

1986 II 

726 

KfK — Korea Advanced 
Energy Research Institute 

Einzel- 

verein- 

barung 

Friedhche Nutzung der 
Kernenergie 

22. 04. 1986 

22. 04. 1986 

nicht 

veröffent- 

hcht 

DFG — Korea Research 
Foundation 

Vereinba- 

rung 

Wissenschaft und Technolo- 
gie 

20. 10. 1987 

s. Anm. 

S. 254 

nicht 

veröffent- 

hcht 

Kuwait 






GKSS — Kuwait Institute 
for Scientific Research/Wa- 
ter Resources Development 
Center 

Einzel- 

verein- 

barung 

Meerwasserentsalzung 

04. 03. 1979 

04. 03. 1979 

nicht 

veröffent- 

licht 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Wissenschaftlich-technologi- 
sche Zusammenarbeit 

13. 12. 1979 

04. 11. 1980 

BGBl. 

1980 II 
1502 

Marokko 






DFG — Centre National de 
Coordination et de Plantifi- 
cation de la Recherche 
Scientifique Techrüque 

Vereinba- 

rung 

Wissenschaft und Technolo- 
gie 

28. 10. 1986 

s. Anm. 

S. 254 

nicht 

veröffent- 

hcht 

Mexiko 






Regierungen 

Rahmen- 

abkom- 

men 

Wissenschafthehe und tech- 
nologische Zusammenarbeit 

16. 02. 1974 

04. 09. 1975 

BGBl. 

1976 II 

223 
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Land / Partner 

Art der 
Verein- 
barung 

Gegenstand 

unter- 

zeichnet 

am 

in Kraft 
seit 

Fundstelle 

GSF — Instituto Politecnico 
Nacional (IPN) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Wissenschaftliche For- 
schung und technologische 
Entwicklung auf den Gebie- 
ten der Biologie und Medi- 
zin 

22. 09. 1975 

22. 09. 1975 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — Secretaria De 
Asentamientos Humanos y 
Obras Pübhcas der Verei- 
nigten Mexikanischen 
Staaten (SAHOP) 

Beson- 
dere Ver- 
einbarung 

FuE-Vorhaben zur Nutzung 
der Solarenergie 

02. 05. 1978 

02. 05. 1978 

nicht 

veröffent- 

licht 

KfK — Instituto Nacional 
de Investigaciones Nuclea- 
res (ININ) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Kernenergie 

04. 12. 1981 

04. 12. 1981 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — Secretaria de Pat- 
rimonio y Fomento Indu- 
strial (SEPAFIN) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Umweltfreundliche 

Produktionstechniken 

10. 02. 1982 

10. 02. 1982 

nicht 

veröffent- 

licht 

Neuseeland 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Wissenschaftlich-technologi- 
sche Zusammenarbeit 

22. 12. 1977 

23. 08. 1978 

BGBl. 

1979 II 9 

Regierungen 

Vereinba- 

rung 

Wissenschaftliche Zusam- 
menarbeit in der Antarktis 

26. 06. 1981 

26. 06. 1981 

BGBl. 

1981 II 
1062 

Niederlande 






Belgien/Niederlande 

Regierungen 

Memo- 

randum 

Schnelle Brutreaktoren 

24. 01. 1967 

24. 01. 1967 
(D/B) 

nicht 

veröffent- 

licht 




13. 07. 1967 

13. 07. 1967 
(D/NL) 

nicht 

veröffent- 

licht 

BML — Minister für Land- 
wirtschaft und Fischerei 

Vereinba- 

rung 

Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Agrarforschung 

30. 04. 1968 

30. 04. 1968 

nicht 

veröffent- 

licht 

Großbritannien/ 

Niederlande 

Abkom- 

men 

Entwicklung und Nutzung 
des Gaszentrifugenverfah- 
rens zur Herstellung ange- 
reicherten Urans 

04. 03. 1970 

19. 07. 1971 

BGBl. 

1971 II 

929 und 
1027 

DFVLR — Nationaal Lucht- 
en Ruimtevaartlaborato- 
rium (NLR) 

Konsorti- 

alvertrag 

Deutsch-Niederländischer 

Windkanal 

28. 06. 1976 

28. 06. 1976 

nicht 

veröffent- 

licht 

DESY — Nationaal Insti- 
tuut voor Kemfysica en 

Hoge Energiefysica 

Einzel - 
Verein- 
barung 

Physikalische Grundlagen- 
forschung (Detektor 

MARK J) 

07. 10. 1977 

07. 10. 1977 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMI (BMU) - Minister für 
Volksgesundheit und Um- 
weltschutz — Minister für 
Soziale Angelegenheiten 

Vereinba- 

rung 

Gegenseitige Unterrichtung 
und Konsultationen hin- 
sichtlich grenznaher kem- 
technischer Einrichtungen 

28. 10. 1977 

28. 10. 1977 

nicht 

veröffent- 

licht 

IPP — FOM-Instituut voor 
Plasmaphysica, Rijnhuizen 

Zusam- 

menar- 

beitsver- 

trag 

„time-of-flight" -Analysator 
an ASDEX 

10. 03. 1983 

01. 05. 1983 

nicht 

veröffent- 

hcht 

DESY — De Staat der 
Niederlanden 

Einzel- 

verein- 

barung 

Beteihgung an HERA 

19. 02. 1986 

19. 02. 1986 

nicht 

veröffent- 

licht 
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Art der 
Verein- 
barung 

Gegenstand 

unter- 

zeichnet 

am 

in Kraft 
seit 

Fundstelle 

FhG — Nederlandse Orga- 
nisatie voor Toegepast-Na- 
tuurwetenschappelijk 
Onderzoek 

Einzel- 

verein- 

barung 

Angewandte Forschung 

15. 06. 1987 

15. 06. 1987 

nicht 

veröffent- 

hcht 

Norwegen 






DESY — University of 
Bergen 

Einzel- 

verein- 

barung 

Physikahsche Grundlagen- 
forschung (Detektor 

PLUTO) 

29. 01. 1979 

29. 01. 1979 

nicht 

veröffent- 

licht 

AWI, Bremerhaven — 

Norsk Polarinstitutt, Oslo 

Österreich 

Protokoll 

Polarforschung 

27. 02. 1984 

27. 02. 1984 

nicht 

veröffent- 

hcht 

DFVLR — Österreichische 
Gesellschaft für Sonnen- 
energie und Weltraumfra- 
gen Ges. m. b. H. (ASSA) 

Vereinba- 

rung 

Weltraumangelegenheiten 

04. 03. 1980 

04. 03. 1983 

nicht 
veröff ent- 
hebt 

BMFT — Bundesministe- 
rium für Wissenschaft und 
Forschung 

Brief- 

wechsel 

Information und Dokumen- 
tation 

15. 09. 1980 

15. 09. 1980 

nicht 

veröffent- 

hcht 

MPG — Österreichische 
Akademie der Wissen- 
schaften 

Vereinba- 

rung 

Wissenschaftliche Zusam- 
menarbeit in der Grundla- 
genforschung 

23. 12. 1980 

01. 01. 1981 

nicht 

veröffent- 

hcht 

Pakistan 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Wissenschaftliche For- 
schung und technologische 
Entwicklung 

30. 11. 1972 

15. 10. 1973 

BGBl. 

1974 II 

68 

KfK — Pakistanische 
Atomenergiekommission 

Einzel- 

verein- 

barung 

Friedhche Nutzung der 
Kernenergie 

25. 06. 1974 

25. 06. 1974 

nicht 

veröffent- 

licht 

DFVLR — Pakistan Space 
& Upper Atmosphere 
Research Commission 
(SUPARCO) 

Brief- 

wechsel 

Umwelt-Meteorologie 


1981 

nicht 

veröffent- 

licht 

Philippinen 






DFG — National Academy 
of Science and Technology 

Abkom- 

men 

WissenschafÜiche 

Zusammenarbeit 

12. 12. 1983 

s. Anm. 

S. 254 

nicht 

veröffent- 

hcht 

DFG — National Research 
Councü 

Abkom- 

men 

Wissenschaftliche 

Zusammenarbeit 

12. 12. 1983 

s. Anm 

S. 254 

nicht 

veröffent- 

hcht 

Polen 






DFG — Polnische Akade- 
mie der Wissenschaften 

Protokoll 

Wissenschaftliche 

Zusammenarbeit 

19. 06. 1974 

s. Anm 

S. 254 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMJFFG - 

G e sundheitsminis terium 

Abkom- 

men 

Gesundheitswesen 

31. 10. 1975 

31. 10. 1975 


Portugal 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Wissenschaftliche For- 
schung und technologische 
Entwicklung 

15. 06. 1981 

21. 09. 1981 

BGBl. 

1981 II 
1034 
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barung 

Gegenstand 

unter- 

zeichnet 

am 

in Kraft 
seit 

Fundstelle 

BMFT - 

Industrieministerium 

Vereinba- 

rung 

Errichtung und Betrieb 
einer solaren 
Prozeßwärmeanläge 

16. 12. 1981 

16. 12. 1981 

nicht 

veröffent- 

licht 

Rumänien 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Wissenschaftliche For- 
schung und technologische 
Entwicklung 

29. 06. 1973 

29. 06. 1973 

BGBl. 

1973 II 
1481 

BMFT — Staatskomitee für 
Kernenergie 

Abkom- 

men 

Friedhche Verwendung der 
Kernenergie 

29. 06. 1973 

29. 06. 1973 

BGBl. 

1973 II 
1484 

BML — Minister für Land- 
wirtschaft und Nahrungs- 
güterindustrie 

Abkom- 

men 

Wissenschaftlich-technische 

Zusammenarbeit 

16. 10. 1973 

16. 10. 1973 

nicht 

veröffent- 

hcht 

DFG — Akademie der 
Soziahstischen Repubhk 
Rumänien 

Vereinba- 

rung 

Wissenschafthche 

Zusammenarbeit 

21. 10. 1976 

s. Anm. 

S. 254 

nicht 

veröffent- 

hcht 

Geophysikahsches Institut 
der Universität Karlsruhe 
— Institut für Hydroenerge- 
tische Studien Bukarest 

Einzel- 

verein- 

barung 

Erdbebenforschung 

01. 06. 1977 

01. 06. 1977 

nicht 

veröffent- 

licht 

KfK — Staatskomitee für 
Kernenergie 

Einzel- 

verein- 

barung 

Friedhche Nutzung der 
Kernenergie 

10. 02. 1976 

10. 02. 1976 

nicht 

veröffent- 

hcht 

GSI — Institute for Physics 
and Nuclear Engineering 
Bukarest 

Einzel- 

verein- 

barung 

Untersuchung dissipativer 
Prozesse bei Kernkolhsio- 

nen 

10. 12. 1985 

10. 12. 1985 

nicht 
veröff ent- 
hebt 

Saudi-Arabien 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Wissenschafthche For- 
schung und technologische 
Entwicklung 

07. 01. 1980 

24. 03. 1982 

BGBl. 

1982 II 

565 

BMFT — Saudi Arabian 
National Centre for Science 
and Technology 

Brief- 

wechsel 

Richtlinien für die Durch- 
führung gemeinsamer 
Projekte 

11. 05./ 

12. 07. 1982 

12. 07. 1982 

nicht 

veröffent- 

hcht 

BMFT — King Abdulaziz 
City for the Science an 
Technology 

Einzelab- 

machung 

HYSOLAR-Projekt 

23. 02. 1986 

23. 02. 1986 

BGBl. 

1986 II 

635 

Schweden 






BMFT — Schwedisches 

Amt für Weltraum aktivitä - 
ten (SBSA) 

Brief- 

wechsel 

Zusammenarbeit auf dem 
Weltraumgebiet 

05. 03. 1984 

05. 03. 1984 

nicht 

veröffent- 

hcht 

IPP — Königlich-Techni- 
sche Hochschule, 

Stockholm 

Zusam- 

menar- 

beitsver- 

trag 

Untersuchungen zur Reini- 
gung des Plasmas und der 
Kontrolle der Plasmarand- 
schicht mit einem Divertor; 
Analyse des Effekts eines 
endlichen Gyrationsradius 
in 2-Pinch-Experimenten 
(Extrap) 

08. 05. 1984 

01. 05. 1984 
(rückwir- 
kend) 

nicht 

veröffent- 

hcht 

DFG — Forschungsrat für 
Geistes- und Sozialwissen- 
schaften 

Vereinba- 

rung 

Geistes- und Sozialwissen- 
schaften 

27. 05. 1987 

s. Anm. 

S. 254 

nicht 
veröff ent- 
hebt 
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Fundstelle 

Schweiz 






KfK — Schweizerisches In- 
stitut für Nuklearforschung 
(SIN) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Verlänge- 

rung 

Neufas- 

sung 

Benutzung der Anlagen des 
SIN durch deutsche 
Forschergruppen 

25. 05. 1972 

01. 01. 1977 

24. 11. 1984 

25. 02. 1972 

01. 01. 1977 

24. 11. 1984 

nicht 

veröffent- 

licht 

nicht 

veröffent- 

licht 

nicht 

veröffent- 

licht 

KFA — Eidgenössisches In- 
stitut für Reaktorforschung 
(EIR) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Beteiligung der Schweiz an 
einem Entwicklungspro- 
gramm für ein Kraftwerk 
mit Hochtemperatur-Reak- 
tor und Heliumturbine 
(HHT) 

01. 09. 1973 

01. 09. 1973 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — ERDA/Commissa- 
riat l'Energie Atomique 
(CEA)/Amt für Wissen- 
schaft und Forschung der 
Schweizerischen Eidgenos- 
senschaft (AWF) 

Vereinba- 

rung 

Konzepte und Technologien 
für gasgekühlte Reaktoren 

30. 09. 1977 

30. 09. 1977 

nicht 

veröffent- 

hcht 

KfK - EIR 

Abkom- 

men 

Strukturmechanik für 
Reaktorsicherheit 

15. 03. 1982 

15. 03. 1982 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — Schweizerisches 
Bundesamt für 
Energiewirtschaft 

Brief- 

wechsel 

Reaktorsicherheit 

03. 04. 1982 

03. 04. 1982 

nicht 

veröffent- 

licht 

Regierungen 

Vereinba- 

rungen 

Gegenseitige Unterrichtung 
bei Bau und Betrieb kern- 
technischer Einrichtungen 

10. 08. 1982 

19. 09. 1983 

BGBl. 

1983 II 

734 

IPP — Centre de Recherche 
en Physique des Plasmas 
de l'Ecole Polytechnique 
Föderale de Lausanne 

Zusam- 

menar- 

beitsver- 

trag 

Entwicklung und Auswer- 
tung von Computerpro- 
grammen zur Berechnung 
von Plasmagleichgewichten 
und zur Untersuchung ihrer 
Stabilität 

21. 09. 1982 

01. 08. 1982 
(rückwir- 
kend) 

nicht 

veröffent- 

hcht 

BMFT — Schweizerisches 
Bundesamt für Bildung und 
Wissenschaft 

Brief- 

wechsel 

Sichere Lagerung radioakti- 
ver Abfälle (Projekt Felsla- 
bor Grimsel) 

24. 02. 1983 

24. 02. 1983 

nicht 

veröffent- 

licht 

Spanien 






Regierungen 

Rahmen- 

abkom- 

men 

WissenschaftUche For- 
schung und technologische 
Entwicklung 

23. 04. 1970 

10. 03. 1971 

BGBl. 

1971 II 
1006 

DFG — Consejo Superior 

Brief- 

Wissenschaftliche Zusam- 

16. 12. 1970/ 

s. Anm. 

nicht 

de Investigaciones 
Cientificas (CSIC) 

wechsel 

menarbeit 

29. 01. 1971 

S. 254 

veröffent- 

licht 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Errichtung und Betrieb des 
„Deutsch-Spanischen Astro- 
nomischen Zentrums" 

17. 07. 1972 

21. 05. 1973 

BGBl. 

1973 II 
1557 

MPG — Nationale Kommis- 
sion für Astronomie 

Einzel- 

verein- 

barung 

Errichtung und Betrieb des 
„Deutsch-Spanischen Astro- 
nomischen Zentrums" 

17. 07. 1972 

21. 05. 1973 

nicht 

veröffent- 

licht 
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Land / Partner 

Art der 
Verein- 
barung 

Gegenstand 

unter- 

zeichnet 

am 

in Kraft 
seit 

Fundstelle 

KfK — Junta de Energia 
Nuclear (jetzt: Centro de 
Investigacion Energeticas 
Medio Ambiente y 
Technologia) 

Einzel- 

verein- 

barung 

Friedliche Nutzung der 
Kernenergie 

27. 07. 1973 

27. 07. 1973 

nicht 

veröffent- 

licht 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Friedliche Nutzung der 
Kernenergie 

05. 12. 1978 

13. 12. 1978 

BGBl. 

1979 II 

134 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Sonnenenergie 

05. 12. 1978 

13. 12. 1978 

BGBl. 

1979 II 

130 

BML — Landwirtschaftsmi- 
nisterium 

Abkom- 

men 

Wissenschaftlich-technische 
Zusammenarbeit im Bereich 
der Agrarforschung 

22. 10. 1979 

22. 10. 1979 

BGBl. 

1979 II 
1178 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Radioastronomie 

15. 05. 1980 

03. 08. 1981 

BGBl. 

1981 II 

945 

MPG - CSIC 

Abkom- 

men 

Wissenschaftliche Zusam- 
menarbeit in der 
Grundlagenforschung 

02. 07. 1980 

01. 01. 1981 

nicht 

veröffent- 

licht 

DESY — Junta de Energia 
Nuclear 

Einzel- 

verein- 

barung 

Physikalische 
Grundlagenforschung 
(Detektor MARK J) 

02. 06. 1982 

02. 06. 1982 

nicht 

veröffent- 

licht 

Thailand 






DFG — National Research 
Council 

Vereinba- 

rung 

Wissenschaftliche 

Zusammenarbeit 

11. 09. 1978 

s. Anm. 

S. 254 

nicht 

veröffent- 

licht 

Tschechoslowakei 






DFG — Akademie der 
Wissenschaften 

Brief- 

wechsel 

Wissenschaftliche 

Zusammenarbeit 

28. 04./ 

12. 06. 1969 

s. Anm. 

S. 254 

nicht 

veröffent- 

licht 

DFG — Akademie der 
Wissenschaften 

Vereinba- 

rung 

Wissenschaftliche 

Zusammenarbeit 

19. 05. 1987 

s. Anm. 

S. 254 

nicht 

veröffent- 

licht 

Türkei 






DFG — Türkiye Bilimsel ve 
Teknik Arastirma Kurumu 

Vereinba- 

rung 

Wissenschaftliche und 
technologische Forschung 

03. 10. 1984 

s. Anm. 

S. 254 

nicht 

veröffent- 

licht 

UdSSR 






DFG — Akademie der 
Wissenschaften 

Vereinba- 

rung 

Wissenschaftliche 

Zusammenarbeit 

28. 09. 1970 

s. Anm. 

S. 254 

nicht 

veröffent- 

licht 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Wissenschaftlich-technische 

Zusammenarbeit 

22. 07. 1986 

07. 07. 1987 

noch 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — Staatskomitee für 
die Nutzung der 
Atomenergie 

Abkom- 

men 

Friedhche Nutzung der 
Kernenergie 

22. 04. 1987 

07. 07. 1987 

noch 

nicht 

veröffent- 

licht 
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Land / Partner 

Art der 
Verein- 
barung 

Gegenstand 

unter- 

zeichnet 

am 

in Kraft 
seit 

Fundstelle 

BMJFFG — Ministerium 
für Gesundheitswesen 

Abkom- 

men 

Gesundheitswesen und 
medizinische Wissenschaft 

23. 04. 1987 

07. 07. 1987 

noch 

nicht 

veröffent- 

licht 

BML — Staatskomitee für 
den agro -industriellen 
Komplex 

Abkom- 

men 

Agrarforschung 

04. 05. 1987 

07. 07. 1987 

noch 

nicht 

veröffent- 

licht 

Ungarn 






DFG — Ungarische Akade- 
mie der Wissenschaften 

Vereinba- 

rung/ 

Brief- 

wechsel 

Wissenschaftliche Zusam- 
menarbeit/Rechtsnachfolger 
für das Institut für Kulturelle 
Beziehungen 

27. 10. 1978 
26. 02. 1981 

s. Anm. 

S. 254 

nicht 

veröffent- 

hcht 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Wissenschaftliche For- 
schung und technologische 
Entwicklung 

07. 10. 1987 

07. 10. 1987 

noch 

nicht 

veröffent- 

hcht 

USA 






BMFT — National 
Aeronautics and Space 
Administration (NASA) 

Vereinba- 

rung 

Durchführung des Projekts 
eines AeronomiesateUiten 

10. 06. 1969 

10. 06. 1969 

BGBl. 

1970 II 

166 

BMFT - NASA 

Vereinba- 

rung 

Durchführung eines 

HE LI O S - Pr 0 j ektes 
(Sonnensonde) 

10. 06. 1969 

10. 06. 1969 

BGBl. 

1970 II 

171 

BMFT — Department of 
the Interior 

Vereinba- 

rung 

Magnetohydrodynamische 

Energieumwandlung 

21. 04. 1971 

21. 04. 1971 

BGBl. 

1971 II 
1011 

BMFT/BMV — Department 
of Transportation (DOT) 

Vereinba- 

rung 

Entwicklung von fortge- 
schrittenen Landverkehrssy- 
stemen, insbesondere spur- 
gebundenen Schnellver- 
kehrssystemen, mit berüh- 
rungsfreier Fahrtechnik 

12. 06. 1973 

12. 06. 1973 

BGBl. 

1973 II 
1029 


Verlänge- 

rung 


12. 07./ 

30. 08. 1978 

30. 08. 1978 

BGBl. 

1980 II 
1211 

BMFT — Atomic Energy 
Commission (AEC) 

Vereinba- 

rung 

Reaktorsicherheitsforschung 
und -entwicklung 

06. 03. 1974 

06. 03. 1974 

BGBl. 

1974 II 

740 

BMFT — United States 
Nuclear Regulatory Com- 
mission (USNRC) 

Vereinba- 

rung 

Verlängerung der Vereinba- 
rung mit AEC vom 

06. 03. 1974 

21. 01./ 

08. 03. 1983 

08, 03. 1983 

nicht 

veröffent- 

licht 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Umweltfragen 

09. 05. 1974 

26. 03. 1975 

BGBl. 

1975 II 
1717 


Verlänge- 

rung 

— umfaßt auch Umweltfor- 
schungs- und Ent'wicklungs- 
maßnahmen 

22. 03. 1985 

22. 03. 1985 

BGBl. 

1985 11 

663 

BMFT - AEC 

Vereinba- 

rung 

Behandlung und Beseiti- 
gung von radioaktiven Ab- 
fällen 

20. 12. 1974 

20. 12. 1974 

BGBl. 

1975 II 

268 
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Land / Partner 

Art der 
Verein- 

Gegenstand 

unter- 

zeichnet 

in Kraft 
seit 

Fundstelle 


barung 


am 


BMFT — Department of 

Vereinba- 

Ergänzung der Vereinba- 

19. 03. 1980 

19. 03. 1980 

BGBl. 

Energy (DOE) 

rung 

rung mit AEG vom 



1980 II 



20. 12. 1974 



1418 


Verlange- 


17. 04./ 

31. 12. 1984 

BGBl. 


rung 


19. 04. 1985 

(rückwir- 

1985 II 





kend) 

870 

BMFT — Energy Research 

Vereinba- 

Natriumgekühlte Schnelle 

28. 06. 1976 

08. 06. 1976 

BGBL 

and Development Admini- 

rung 

Brutreaktoren 



1976 II 

stration (ERDA) 





1448 


Brief- 

Verlängerung mit DOE 

26. 08./ 

07. 10. 1986 

nicht 


Wechsel 

bis 31. 12. 1987 

07. 10. 


veröffent- 




1986 


hcht 


Brief- 

Verlängerung mit DOE 

15. 12./ 

31. 12. 1987 



Wechsel 

bis 31. 12. 1988 

31. 12. 

1987 



BMFT — Department for 

Vereinba- 

Biomedizinische Forschung 

22. 09. 1976 

22. 09. 1976 

BGBL 

Health, Education (DHEW) 

rung 

und Technologie 



1976 II 
1732 

BMFT — Department of 

Brief- 

Verlängerung der Vereinba- 

20. 08. 1982/ 

22. 09. 1981 

nicht ver- 

Health and Human 

Wechsel 

rung mit DHEW vom 

14. 09. 1982 

(rückwir- 

öffenthch 

Services (DHHS) 


22. 09. 1976 


kend) 


BMFT - ERDA 

Vereinba- 

Konzepte und Technologien 

11. 02. 1977 

11. 02. 1977 

BGBL 


rung 

für gasgekühlte Reaktoren 



1977 II 

345 


Brief- 

Verlängerung der Vereinba- 

20. 01./ 

07. 04. 1987 

BGBL 


wechsel 

rung vom 11. 02. 1977 

07. 04. 1987 


1987 II 

728 

DESY — University of 

Einzel- 

Physikahsche Grundlagen- 

05. 07. 1977 

05. 07. 1977 

nicht 

Maryland 

verein- 

forschung (Detektor 



verÖffent- 


barung 

PLUTO) 



hcht 

BMFT - ERDA 

Vereinba- 

Sicherungsmaßnahmen und 

29. 09. 1977 

29. 09. 1977 

nicht 


rung 

physischer Schutz von Kern- 



veröffent- 



material und -anlagen 



hcht 


Brief- 

Verlängerung mit DOE 


29. 07. 1985 

nicht 


wechsel 




veröffent- 

licht 

BMFT — ERDA/Commissi- 

Vereinba- 

wie vor 

30. 09. 1977 

30. 09. 1977 

nicht 

ariat 1' Energie Atomique 

rung 




veröffent- 

(CEA)/Amt für Wissen- 
schaft und Forschung der 
Schweizerischen Eidgenos- 
senschaft (AWF) 





hcht 

BMFT - NASA 

Vereinba- 

Beteiligung des BMFT am 

05. 10. 1977 

05. 10. 1977 

nicht 


rung 

NASA-Projekt „Jupiter Or- 



veröffent- 



biter and Probe" 



licht 

DESY — Laboratory for 

Einzel- 

Physikahsche Grundlagen- 

26. 10. 1977 

26. 10. 1977 

nicht 

Nuclear Science, MIT, 

verein- 

forschung (Detektor 



veröffent- 

Massachusetts 

barung 

MARK J) 



hcht 

KfK/CEA - USNRC 

Abkom- 

Beteihgung am CABRl-Pro- 

22. 06. 1978 

22. 06. 1978 

nicht 


men 

gramm 



veröffent- 

hcht 

BMFT - DOT 

Vereinba- 

Entwicklung nationaler 

20. 08. 1979 

20. 08. 1979 

nicht 


rung 

Rugsicherungssysteme 



veröff ent- 
hebt 

BMFT - DOE 

Vereinba- 

Projekt zur Umwandlung 

20. 03. 1980 

20. 03. 1980 

BGBL 


rung 

von Methanol in Benzin 



1980 II 
1453 
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Land / Partner 

Art der 
Verein- 
barung 

Gegenstand 

unter- 

zeichnet 

am 

in Kraft 
seit 

Fundstelle 

BMFT — Japan Atomic 

Vereinba- 

Sicherheitsforschung zur 

25. 01./ 

18. 04. 1980 

nicht 

Research Institute (JAERI)/ 
USNRC Regulatory Com- 
mission (NRC) 

nmg 

Verlänge- 

rung 

Kühlung von Druckwasser- 
reaktoren 

20. 03./ 

18. 04. 1980 

13. 03./ 

04. 04./ 

15. 04. 1985 

18. 04. 1985 

veröffent- 

hcht 

nicht 

veröffent- 

ücht 

BMFT — Environmental 
Protection Agency (EPA) 

Vereinba- 

rung 

Entwicklung und Demon- 
stration von Umweltsteue- 
rungstechnologien für 
Energiesysteme 

02. 05. 1980 

02. 05. 1980 

nicht 

veröffent- 

licht 

DFG — National Science 

Vereinba- 

Grundlagenforschung und 

24. 06. 1980 

s. Anm-. 

nicht 

Foundation 

rung 

angewandte Forschung 


S. 254 

veröffent- 

hcht 

KfK — Electric Power 
Research Institute 

Abkom- 

men 

Reaktorsicherheit 

06. 11. 1980 

06. 11. 1980 

nicht 

veröffent- 

hcht 

DKFZ — National Cancer 
Institute 

Vereinba- 

rung 

Umweltbedingte Krebsent- 
stehung 

30. 01. 1981 

30. 01. 1981 

nicht 

veröffent- 

hcht 

BMFT - NASA 

Vereinba- 

rung 

Nutzung des Raumtrans- 
portsystems 

28. 04. 1981 

30. 06. 1981 

BGBl. 

1981 II 

650 

BML — Landwirts chafts - 
ministerium 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit im Bereich 
der Agrarwissenschaft und 
-technologie 

01. 06. 1981 

01. 06. 1981 

BGBl. 

1981 II 

77 

BMI (BMU) - USNRC 

Vereinba- 

rung 

Austausch technischer Infor- 
mationen und über Zusam- 
menarbeit in Fragen der 
nuklearen Sicherheit 

06. 07. 1981 

06. 07. 1981 

BGBl. 

1981 II 

657 

BMI (BMU) - USNRC 

Vereinba- 

rung 

Austausch von Verschluß- 
sachen 

06. 07. 1981 

06. 07. 1981 

nicht 

veröffent- 

hcht 

BMFT - DOE 

Sonder- 

vereinba- 

rung 

Verlänge- 

rung 

Versuche in der Asse-Salz- 
mine 

01. 10. 1981 

01. 10. 1981 

24. 09. 1985 

nicht 

veröffent- 

hcht 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT - NASA 

Vereinba- 

rung 

Aktives Magnetosphären- 
Plasma-Experiment mit 
Spurenionen (AMPTE) 

15. 10. 1981 

15. 10. 1981 

BGBl. 

1982 II 

406 

DFVLR - NASA 

Abkom- 

men 

Dl -Start- Vereinbarung 

No. 1125-026 

12. 05. 1982 

18. 05. 1982 

nicht 

veröffent- 

hcht 

DESY — Cahfomia 

Institute of Technology 
CALTECH 

Einzel- 

verein- 

barung 

PhysikaÜsche Grundlagen- 
forschung (Detektor 

MARK J) 

27. 05. 1982 

27. 05. 1982 

nicht 

veröffent- 

ücht 

BMFT - NASA 

Vereinba- 

rung 

Röntgensatellit 

08. 08. 1982 

08. 08. 1982 

BGBl. 

1984 II 

540 

BMPT — Electric Power 

Abkom- 

Energieforschung und 

26. 08./ 

10. 09. 1982 

nicht 

Research Institute (EPRI) 

men 

Reaktorsicherheit 

10. 09. 1982 


veröffent- 

licht 

DESY — University of 
Maryland 

Einzel- 

verein- 

barung 

Physikahsche Grundlagen- 
forschung (Detektor JADE) 

01. 11. 1982 

01. 11. 1982 

nicht 

veröffent- 

hcht 
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Land / Partner 

Art der 
Verein- 
baning 

Gegenstand 

unter- 

zeichnet 

am 

in Kraft 
seit 

Fundstelle 

GSI/CERN - Lawrence 
Berkeley Laboratory 

Vereinba- 

rung 

Experimentierprogramm zur 
Beschleunigung von 

O-Ionen 

27. 077 

12. 087 

20. 09. 1983 

02. 09. 1983 

nicht 

veröffent- 

licht 

IPP — Union Carbide Cor- 
poration, Nuclear Division 

Vereinba- 

rung 

Austausch von wissen- 
schaftlichem Personal 

13. 02. 1984 

13. 02. 1984 

nicht 

veröffent- 

licht 

KfK - USNRC 

Abkom- 

men 

Reaktorsicherheitsforschung 

25. 04. 1984 

25. 04. 1984 

nicht 

veröffent- 

licht 

GMD — Syracuse Univer- 
sity, Syracuse, New York 

Koopera- 

tionsab- 

kommen 

Computer- und Software- 
Technologie 

05. 09. 1984 

05. 09. 1984 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — Federal Aviation 
Administration (FAA) 

Vereinba- 

rung 

Entwicklung von Luftver- 
kehrssystemen 

03. 10./ 

06. 11. 1984 

06. 11. 1984 

nicht 

veröffent- 

hcht 

GMD — Syracuse Univer- 
sity, Syracuse, New York 

Abkom- 

men 

Fortgeschrittene Technolo- 
gien in Computer-Anwen- 
dungen und Software- 
Engineering 

30. 01. 1985 

30. 01. 1985 

nicht 

veröffent- 

licht 

GMD — University of 
Cahfornia 

Koopera- 

tionsab- 

kommen 

Computerwissenschaft 

01. 01. 1986 

01. 01. 1986 

nicht 

veröffent- 

licht 

BMFT — Department of 
the Air Force (USAF) 

Vereinba- 

rung 

Korrelation von Daten aus 
Windkanal- und Rug- 
versuchen mit einem trans- 
sonischen Demonstrations- 
tragflügel 

12./ 

19. 09. 1986 

19. 09. 1986 

nicht 

veröffent- 

hcht 

BMFT - DOE 

Vereinba- 

rung 

Fernbedienungstechnologie 

24. 04. 1987 

24. 04. 1987 

BGBL 

1987 II 

582 

BMFT - NASA 

Vereinba- 

rung 

Kooperative Rüge des Ab- 
bildenden Weltraumradar 
(SIR) mit dem X-Band- 
Radar mit synthetischer 
Apertur (X-SAR) 

06. 10. 1987 

06. 10. 1987 

BGBl. 

1987 II 

736 

BMFT - DOE 

Vereinba- 

rung 

Austausch von Informatio- 
nen auf dem Energiesektor 

20. 11. 1987 

20. 11. 1987 

BGBl. II 
1987 

120 

Venezuela 






Regierungen 

Rahmen- 

abkom- 

men 

Wissenschaftlich-technologi- 
sche Zusammenarbeit 

16. 10. 1978 

28. 12. 1978 

BGBl. 

1979 II 

77 

BMFT — Minister für 
Energie und Bergbau 

Beson- 
dere Ver- 
einbarung 

Technische Zusammenar- 
beit auf dem Gebiet der 
Energie 

16. 10. 1978 

16. 10. 1979 

nicht 

veröffent- 

licht 

11. Innerdeutsche 
Abkommen 






Regierungen 

Abkom- 

men 

Zusammenarbeit auf den 
Gebieten der Wissenschaft 
und Technik 

08. 09. 1987 

08. 09. 1987 

BGBl. 

1988 II 

77 

Regierungen 

Abkom- 

men 

Informations- und Erfah- 
rungsaustausch auf dem 
Gebiet des Strahlenschutzes 

08. 09. 1987 

08. 09. 1987 

nicht 

veröffent- 

licht 
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Teil VI 

Förderorganisationen und Forschungseinrichtungen 
in der Bundesrepublik Deutschland 


1. Einführung 

Der Überbhck über die Organisationen und For- 
schungseinrichtungen, die aus Bundesmitteln mitfi- 
nanziert werden oder mit denen der Bund in beson- 
ders hohem Maße kooperiert, spiegelt das vielschich- 
tige System der Forschungsförderung in der Bundes- 
republik Deutschland wider. Diese Vielfalt ermöglicht 
ganz unterschiedhche Formen und Wege der Förde- 
rung, die der Unterschiedlichkeit von Forschungsfor- 
men angemessen sind. Aufgrund ihrer hohen Beweg- 
lichkeit bei der Förderung neuer Themen kommt den 
Stiftungen besondere Bedeutung zu. 

Ein Blick auf die Hauptgruppen der im folgenden dar- 
gestellten Institutionen veranschaulicht diese Vielsei- 
tigkeit: 

— Vielfältige Formen von Autonomie, Dezentralisa- 
tion und Subsidiarität zeigen sich bei den großen 
Förderorganisationen (dazu unter 2.) und den zwei 
wesentlichen Trägerorganisationen von For- 
schung in der Bundesrepublik Deutschland (MPG 
und FhG, unter 3. dargesteUt). 

Für die Hochschulforschung nimmt dabei die DFG 
eine herausragende Stellung ein. 

— Insbesondere bei der auf Dauer angelegten 
Grundfinanzierung von vielen der in Teil VI be- 
schriebenen Organisationen und Forschungsein- 
richtungen zeigt sich das durch Artikel 91b 
Grundgesetz ermöglichte kontinuierliche und ver- 
trauensvolle Zusammenwirken von Bund und 
Ländern in der Forschungsförderung. In den Be- 
reich der auf dieser Basis 1975 abgeschlossenen 
Rahmenvereinbarung zwischen Bund und Län- 
dern über die gemeinsame Förderung der For- 
schung gehören insbesondere folgende Institutio- 
nen: 

O die schon erwähnten Förder- bzw. Trägerorga- 
nisationen DFG bzw. MPG und FhG 

O die von Bund und Ländern im Verhältnis 
90:10 geförderten Großforschungseinrichtun- 
gen (dazu unter 4.). 

O die unter 5. aufgeführten Einrichtungen der sog. 
„Blauen Liste", die überwiegend im Verhältnis 
50 : 50 finanziert werden. 


— Die unter 6. aufgeführten Bundesanstalten zeigen 
die Bedeutung der Forschung für die Erfüllung der 
Aufgaben einzelner Bundesressorts. 

— Die unter 7. zusammengestellten Einrichtungen 
der Information und Dokumentation verdeutlichen 
die zunehmende Funktion dieser Infrastruktur für 
die Wissenschaft. 

— Die unter 8. auf gelisteten Projektträger weisen auf 
die dezentralisierte Abwicklung von Aufgaben der 
Projektförderung hin, die so in möglichst engem 
Verbund mit einschlägigen wissenschaftlichen 
Einrichtungen erfolgt. 

Der Wissenschaftsrat ist eine Einrichtung, die zwar 
nicht unmittelbar der Forschungsförderung zuzurech- 
nen ist, aber gleichwohl wegen ihrer Bedeutung für 
die gesamte Forschungslandschaft erwähnt werden 
soU. Im Jahre 1957 von Bund und Ländern errichtet, 
erarbeitet er generelle Empfehlungen zur inhaltlichen 
und strukturellen Entwicklung von Wissenschaft und 
Forschung. Aufgrund der Bestimmungen des Hoch- 
schulbauförderungsgesetzes (HBFG) hat er u. a. jähr- 
lich Empfehlungen zum Rahmenplan für den Hoch- 
schulbau auszusprechen. 

Darüber hinaus nimmt der Wissenschaftsrat auf An- 
forderung insbesondere von Bund oder Ländern zu 
einzelnen Einrichtungen oder bestimmten Planungen 
oder Entwicklungen gutachtlich Stellung. Dies betrifft 
sowohl den Hochschulbereich wie außeruniversitäre 
Einrichtungen. Als Beispiele seien aus jüngerer Zeit 
genannt: Stellungnahmen bzw. Empfehlungen zu In- 
vestitionen für Großgeräte an den Hochschulen, zur 
Ausstattung der Hochschulen mit Rechnerkapazität, 
zur klinischen Forschung an den Hochschulen; zu 
medizinischen Forschungseinrichtungen außerhalb 
der Hochschulen und zur Errichtung eines deutschen 
geistes- und sozialwissenschaftlichen Forschungsin- 
stituts in Japan. 

Der Wissenschaftsrat arbeitet mit einer wissenschaft- 
hchen und einer Verwaltungskommission, die seine 
Beschlüsse unter wissenschaftlichen bzw. verwal- 
tungsmäßigen Gesichtspunkten vorbereiten. Die 
Kommissionen werden in ihrer Arbeit von der Ge- 
schäftsstelle des Wissenschaftsrats in Köln unter- 
stützt. 

Die Bundesregierung mißt der Arbeit des Wissen- 
schaftsrats auch weiterhin eine wegweisende Funk- 
tion für Entwicklung von Wissenschaft und Forschung 
in der Bimdesrepublik Deutschland zu. 
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2- Förderorganisationen 

2.1 Deutsche Forschungsgemeinschaft e. V. (DFG), 
Kennedyallee 40, 5300 Bonn 2 

Mitglieder: 51 wissenschaftliche Hochschulen, 

13 außeruniversitäre Forschungsein- 
richtungen, 5 Akademien, 3 Wissen- 
schaftsverbände 

Finanzierung: Bund (50 %) und Länder (50 %); für 
Sonderforschungsbereiche und Leib- 
niz-Programm Bund (75 %) und Län- 
der (25 %) sowie zusätzhche Stif- 
tungsmittel und — für bestimmte 
Aufgaben — Sonderfinanzierung des 
Bundes 


Aufgaben 

— Forschungsförderung 

O durch finanzielle Unterstützung von For- 
schungsvorhaben 

O durch Förderung der Zusammenarbeit unter 
den Forschem 

O durch Fördemng des wissenschafthchen Nach- 
wuchses 

— Beratung von Parlamenten und Behörden in wis- 
senschafthchen Fragen 

— Pflege der Verbindungen der Forschung zur Wirt- 
schaft und zur ausländischen Wissenschaft. 

Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben verfügt die DFG 
über folgende wesenthche Instmmente und Verfah- 
ren: 

— Normal verfahren (1986: 44,2 % der DFG-Mittel) 

Im Normalverfahren kann jeder Forscher Mittel für 
eigene Forschungsprojekte erhalten; dieses Ver- 
fahren läßt einen breiten Spielraum für den Einzel- 
forscher, der nur einem quahfizierten, meist 
schriftlichen Begutachtungsverfahren unterhegt. 

— Sonderforschungsbereiche (1986: 29,3 % der 

DFG-Mittel) 

Sonderforschungsbereiche sind langfristig ange- 
legte örtliche Forschungsschwerpunkte einer oder 
mehrerer Hochschulen, oftmals in Zusammenar- 
beit mit außeruniversitären Forschungseinrichtun- 
gen. 

— Schwerpunktverfahren (1986: 16,9 % der DFG- 
Mittel) 

Im Schwerpunktverfahren arbeiten Forscher ver- 
schiedener Einrichtungen mit ihren Forschungs- 
projekten im Rahmen eines Schwerpunktprogram- 
mes für eine begrenzte Dauer überregional zusam- 
men. 


— Forschergruppen (1986: 1,6 % der DFG-Mittel) 

Forschergruppen sind mittelfristig angelegte Zu- 
sammenschlüsse von jeweils wenigen Wissen- 
schaftlern zur gemeinsamen Bearbeitung beson- 
ders innovationsträchtiger, meist an den Grenzen 
mehrerer Disziphnen hegender Spezialgebiete. 

— Heisenberg-Programm (1986: 1,4 % der DFG-Mit- 
tel) 

Seit 1978 betreut die DFG das von den Regierungs- 
chefs des Bundes und der Länder beschlossene 
Heisenberg-Programm zur Förderung des hoch- 
qualihzierten wissenschafthchen Nachwuchses. 

— Leib niz -Programm (0,6 % der DFG-Mittel) 

Mit dem Förderpreis für deutsche Wissenschaftler 
im Gottfried Wühelm Leibniz- Programm der DFG 
werden hervorragende Wissenschaftler für heraus- 
ragende wissenschafthche Leistungen ausge- 
zeichnet und gefördert. 

— Förderung von Bibliotheken, Finanzierung von Re- 
chenanlagen und Großgeräten und die Errichtung 
von Hilfseinrichtungen der Forschung. 

Zur Beratung von Parlamenten und Behörden sowie 
zur Koordinierung von Forschungsvorhaben sind in 
der DFG 22 Senatskommissionen und -ausschüsse tä- 
tig. Der Apparateausschuß befaßt sich mit ahen Fra- 
gen, die im Zusammenhang mit Großgeräten stehen, 
und erarbeitet die Empfehlungen zu den Großgeräte- 
Ammeldungen der Bundesländer im Rahmen des 
Hochschulbauförderungsgesetzes (HBFG). Für Re- 
chenanlagen werden die gleichen Aufgaben von der 
Kommission für Rechenanlagen wahrgenommen. 


Struktur und Haushalt 

Die DFG ist eine wissenschaftliche Selbstverwal- 
tungsorganisation, in der alle Einrichtungen der For- 
schung von allgemeiner Bedeutung Mitghed werden 
und damit die Richtlinien für die Arbeit der DFG be- 
stimmen können. 

Zentrales wissenschafüiches Entscheidungsgremium 
ist der Senat, dem 33 Wissenschaftler aller Fachrich- 
tungen angehören. Der Senat verabschiedet u. a. jähr- 
lich das Schwerpunktprogramm der DFG und be- 
schließt über die mittelfristige Aufgaben- und Finanz- 
planung (Grauer Plan). Der Hauptausschuß der DFG 
beschheßt über die finanzielle Förderung der For- 
schung, insbesondere durch Entscheidungen über 
Einzelanträge. Er besteht aus 15 Wissenschaftlern, die 
zugleich Mitglieder des Senats sind, je sechs Vertre- 
tern des Bundes und der Länder und zwei Vertretern 
des Stifterverbandes für die Deutsche Wissenschaft. 
Über die Sonderforschungsbereiche entscheidet ein 
Bewilligungsausschuß, dem die Mitglieder des Se- 
natsausschusses für die Sonderforschungsbereiche 
und Vertreter des Bundes und aller Länder angehö- 
ren. 
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Förderungsmittel der DFG 1985 bis 1987 



Ist 

Soll 


1985 

1986 

1987 


Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Ist (Soll) -Einnahmen 

Herkunft der Mittel 







Bund 

578,6 

58,8 

609,9 

60,0 

668,2 

60,6 

darunter: 







— für die Sonderforschungsbereiche 

227,2 

23,1 

234,1 

23,0 

241,1 

21,9 

— für das Heisenberg-Programm 

6,9 

0,7 

7,2 

0,7 

7,0 

0,6 

— für das Leibniz-Programm 

- 

- 

4,5 

0,5 

12,0 

1,1 

Länder 

397,4 

40,5 

399,9 

39,3 

425,5 

38,6 

darunter: 







— für die Sonderforschungsbereiche 

75,7 

7,7 

78,0 

7,6 

80,4 

7,3 

— für das Heisenberg-Programm 

6,9 

0,7 

7,2 

0,7 

7,0 

0,6 

— für das Leibniz-Programm 

- 

— 

1,5 

0,1 

4,0 

0,4 

Stiftungen 

3,3 

0,35 

3,5 

0,4 

5,4 

0,5 

Eigene Einnahmen 

3,3 

0,35 

3,2 

0,3 

3,4 

0,3 

insgesamt . . . 

982,6 

100,0 

1 016,5 

100,0 

1 102,5 

100,0 


Quelle: DFG 


Bewilligungen 1) der DFG in Mio DM in den Jahren 1984 bis 1986 


Förderungsverfahren 

1984 

1985 

1986 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Normalverfahren 2) 

448,1 

45,8 

467,6 

44,3 

475,4 

44,2 

Schwerpunktverfahren 

125,8 

12,8 

192,1 

18,2 

181,4 

16,9 

Forschungsgruppen (z. T. im Rahmen 
des Normalverfahrens) 

21,1 

2,2 

14,9 

1,4 

17,7 

1,6 

Hüfseinrichtungen der Forschung 

19,8 

2,0 

8,9 

0,9 

6,7 

0,6 

Wissenschaftliches Bibliothekswesen 

19,1 

2,0 

19,0 

1,8 

21,6 

2,0 

Auslandsbeziehungen 

20,8 

2,1 

19,6 

1,9 

20,7 

1,9 

Sonstige Forschungsförderung 

8,7 

0,8 

5,2 

0,5 

5,1 

0,5 

zusammen 

663,4 

67,7 

727,3 

69,0 

728,6 

67,7 

Sonderforschungsbereiche 

297,2 

30,4 

305,3 

28,9 

315,2 

29,3 

Heisenberg-Programm 

18,8 

1,9 

20,9 

2,0 

14,6 

1,4 

Postdoktoranden-Programm 

- 

— 

1,3 

0,1 

11,1 

1,0 

Leibniz-Programm 

— 

— 

— 

— 

6,5 

0,6 

insgesamt 

979,4 

100,0 

1 054,8 

100,0 

1 076,0 

100,0 


1) Bewüligvmgen in dem entsprechenden Jahr einschließlich Voraus- und Weiterbewüligungen für nachfolgende Jahre — ohne 
Berücksichtigung von zusätzlichen Bewilligungen und Löschungen. 

2) Einschheßhch Mittel für Rechenanlagen. 

Quelle: DFG 
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Verteilung der Bewilligungen i) der DFG nach Wissenschaftsbereichen 
und Fachgebieten 1983 bis 1986 in Mio DM 


Wissenschaftsbereich/Fachgebiet 

1983 

1984 

1985 

1986 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Geistes- 
und Sozialwissenschaften 

Gesellschaftswissenschaften . . . 

45,5 

5,6 

52,7 

5,8 

49,8 

5,0 

54,4 

5,5 

Geschichts- und Kunstwissen- 
schaften 

44,9 

5,5 

45,0 

5,0 

43,0 

4,4 

48,3 

4,8 

Sprach- und Literaturwissen- 
schaften 

17,9 

2,2 

21,5 

2,4 

22,6 

2,3 

28,1 

2,8 

Theologie, Philosophie, Psycholo- 
gie, Pädagogik 

20,6 

2,6 

24,0 

2,6 

27,2 

2,8 

26,8 

2,7 

zusammen . . . 

128,9 

15,9 

143,2 

15,8 

142,6 

14,5 

157,6 

15,8 

Biowissenschaften 









Medizin, Ernährungsforschung . 

149,6 

18,4 

156,4 

17,3 

162,0 

16,4 

179,0 

17,9 

Biologie 

120,7 

14,9 

111,8 

12,3 

173,9 

17,6 

149,4 

15,0 

Veterinärmedizin 

7,7 

0,9 

17,3 

1.9 

12,6 

1.3 

4,1 

0,4 

Agrar- und Forstwissenschaften 

28,3 

3,5 

21,7 

2,4 

25,8 

2,6 

28,9 

2,9 

zusammen . . . 

306,3 

37,7 

307,2 

33,9 

374,3 

37,9 

361,4 

36,2 

Naturwissenschaften 









Mathematik 

8,7 

hl 

11,3 

1.3 

10,7 

1.1 

12,4 

h2 

Physik 

73,6 

9,1 

78,1 

8,6 

73,5 

7,5 

73,2 

7,4 

Chemie 

49,2 

6,0 

59,1 

6,5 

75,0 

7,6 

66,0 

6,6 

Geowissenschaften (feste Erde), 
Meeres- und Wasserforschung, 
Atmosphärische Wissenschaften 

66,4 

8,2 

91,9 

10,2 

78,3 

7,9 

96,1 

9,6 

zusammen . . . 

197,9 

24,4 

240,4 

26,6 

237,5 

24,1 

247,7 

24,8 

Ingenieurwissenschaften 









Allgemeine Ingenieurwissen- 

schaften und Maschinenwesen 2) 

120,4 

14,8 

147,1 

16,2 

155,2 

15,8 

151,9 

15,2 

Architektur, Städtebau, Bauinge- 
nieurwesen 

20,1 

2,5 

20,5 

2,3 

22,0 

2,2 

20,1 

2,0 

Bergbau und Hüttenwesen .... 

15,1 

h9 

15,1 

1,7 

15,5 

1,6 

17,3 

1,7 

Elektrotechnik, Informatik'^) . . . 

23,0 

2,8 

32,2 

3,5 

38,7 

3,9 

42,7 

4,3 

zusammen . . . 

178,6 

22,0 

214,9 

23,7 

231,4 

23,5 

232,0 

23,2 

Insgesamt^) 

811,7 

100,0 

905,7 

100,0 

985,8 

100,0 

998,7 

100,0 


Bewilligungen in dem betreffenden Jahr einschließlich Mehrjahresbewilhgungen für nachfolgende Jahre — ohne Berücksich- 
tigung von zusätzhchen Bewilligungen und Löschungen. 

2] Bis 1983 einschließlich Informatik. 

3) Ab 1984. 

Normal- und Schwerpunktverfahren, Großgeräte (über 100000 DM), Forschergruppen, Hilfseinrichtungen der Forschung, 
Arbeiten der Kommissionen und Sonderforschungsbereiche. Es sind für die Sonderforschungsbereiche nur die im Haushaltsjahr 
zur Verfügimg gestellten Mittel enthalten. 

Ab 1984 einschließlich Sondermittel; ab 1986 einschließlich Rechenanlagen. — Ohne Stipendien der Postdoktoranden- und 
Heisenbergprogramme. 

Quelle: DFG 
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Förderung der Sonderforschungsbereiche i) nach Bundesländern und Universitäten 


Bundesland 

Universität 

1985 bewilligt 

1968 — 1985 seit Beginn 
der Förderung 
insgesamt bewilMgt 

Anzahl 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Baden-Württemberg 

Freiburg 

6 

3,7 

11,98 

3,9 

117,28 

3,3 


Heidelberg 

6 

3,7 

9,61 

3,2 

126,36 

3,6 


Hohenheim 

2 

1,2 

1,44 

0,5 

28,48 

0,8 


Karlsruhe 

7 

4,3 

15,66 

5,1 

118,27 

3,3 


Konstanz 

5 

3,1 

7,91 

2,6 

78,40 

2,2 


Mannheim 

1 

0,6 

0,92 

0,3 

35,78 

TO 


Stuttgart 

6 

3,7 

12,33 

4,0 

173,61 

4,9 


Tübingen 

5 

3,1 

9,86 

3,2 

111,41 

3,2 


Ulm 

3 

1,9 

6,48 

2,1 

76,93 

2,2 


zusammen 

41 

25,3 

76,19 

24,9 

866,52 

24,5 

Bayern 

Bayreuth 

3 

1,9 

4,16 

1,4 

12,88 

0,3 


Erlangen-Nürnberg 

2 

1,2 

3,83 

1,2 

33,90 

1,0 


München (Uni) 

5 

3,1 

9,91 

3,2 

147,25 

4,2 


München (TU) 

9 

5,5 

15,89 

5,2 

171,83 

4,8 


Regensburg 

3 

1,9 

3,68 

1,2 

17,00 

0,5 


Würzburg 

5 

3,1 

8,61 

2,8 

63,67 

1,8 


zusammen 

27 

16,7 

46,08 

15,0 

446,53 

12,6 

Berlin 

Freie Universität 

3 

1,9 

8,52 

2,8 

110,50 

3,1 


Techn. Universität 

4 

2,4 

8,78 

2,9 

92,40 

2,6 


zusammen 

7 

4,3 

17,30 

5,7 

202,90 

5,7 

Hamburg 

Hamburg 

4 

2,5 

9,32 

3,1 

189,91 

5,4 

Hessen 

Darm Stadt 

1 

0,6 

1,78 

0,6 

23,28 

0,7 


Frankfurt 

5 

3,1 

11,83 

3,9 

86,24 

2,4 


Gießen 

1 

0,6 

3,30 

1,1 

63,47 

T8 


Marburg 

4 

2,5 

6,58 

2,1 

72,66 

2,0 


zusammen 

11 

6,8 

23,49 

7,7 

245,65 

6,9 

Niedersachsen 

Braunschweig 

3 

1,9 

5,27 

1,7 

71,51 

2,0 


Clausthal-ZeUerfeld 

1 

0,6 

2,29 

0,8 

8,23 

0,2 


Göttingen 

6 

3,7 

10,69 

3,5 

151,50 

4,3 


Hannover (TiHo) 

2 

1,2 

3,35 

1,1 

50,73 

1,4 


Hannover (TU) 

8 

4,9 

14,46 

4,7 

191,31 

5,4 


Osnabrück 

2 

1,2 

2,04 

0,7 

3,07 

0,1 


zusammen 

22 

13,5 

38,10 

12,5 

476,35 

13,4 

N ordrhein- W estf alen 

Aachen 

10 

6,1 

19,98 

6,5 

249,33 

7,0 


Bielefeld 

2 

1,2 

3,04 

1,0 

7,19 

0,2 


Bochum 

6 

3,7 

10,14 

3,3 

81,52 

2,3 


Bonn 

4 

2,5 

6,04 

2,0 

113,37 

3,2 


Dortmund 

2 

1,2 

2,79 

0,9 

9,14 

0,3 


Düsseldorf 

3 

1,9 

6,98 

2,3 

64,05 

1,8 


Duisburg 

2 

1,2 

2,95 

1,0 

7,25 

0,2 


Essen 

2 

1,2 

3,77 

1,2 

16,35 

0,5 


Köln 

3 

1,9 

7,08 

2,3 

103,92 

2,9 


Münster 

3 

1,9 

5,03 

1,6 

107,02 

3,0 


Wuppertal 

1 

0,6 

1,10 

0,4 

7,68 

0,2 


zusammen 

38 

23,4 

68,90 

22,5 

766,82 

21,6 

Rh einland- Pfalz 

Kaiserslautern 

1 

0,6 

2,62 

0,9 

18,69 

0,6 


Mainz 

4 

2,5 

9,78 

3,2 

114,85 

3,2 


zusammen 

5 

3,1 

12,40 

4,1 

133,54 

3,8 

Saarland 

Saarbrücken 

4 

2,5 

7,84 

2,6 

93,81 

2,7 

Schleswig-Holstein 

Kiel 

3 

1,9 

5,72 

1,9 

121,00 

3,4 


Insgesamt 2) 

162 

100,0 

305,34 

100,0 

3 543,03 

100,0 


Zur Verfügung gestellte Mittel. 

2) Einschließlich Mittel für die Teilnahme der Gutachter an wissenschafthchen Kolloquien sowie Kongreßreisen (Übersee und 
Osteuropa) von Mitarbeitern der Sonderforschungsbereiche (1983 = 7 769 000 DM; 1984 = 1 117 000 DM; 1985 = 
1 119 000 DM). 

Quelle: DFG 
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2.2 Alexander von Humboldt-Stiftung (AvH), 
Jean-Paul-Straße 12, 5300 Bonn 2 

Rechtsfähige Stiftung des bürgerhchen Rechts 


Aufgaben 

— Der Zweck der Stiftung besteht darin, wissen- 
schafthch hochqualifizierten Akademikern frem- 
der Nationalität durch die Gewährung von For- 
schungsstipendien und Forschungspreisen die 
Möghchkeit zu geben, ein Forschungsvorhaben in 
der Bundesrepubhk Deutschland durchzuführen, 
und die sich ergebenden wissenschaftiichen Ver- 
bindungen zu erhalten. 

— Förderungskriterium 

O wissenschaftiiche Qualifikation der Bewerber, 
keine Quoten oder Kontingente für Länder bzw. 
Fachgebiete. 

Dieses Förderungsprogramm besteht seit 1953, die 
Geschichte der Stiftung reicht über 100 Jahre zu- 
rück. 


Neuere Aufgaben 

— Vergabe von Feodor-Lynen-Forschungsstipendien 
an deutsche promovierte Nachwuchswissenschaft- 
ler zur Forschungszusammenarbeit mit ehemah- 
gen Humboldt-Gastwissenschaftlem im Ausland 

— Verleihrmg von Humboldt-Preisen an Natur- und 
Ingenieurwissenschaftler aus den USA 

— Verleihung von Forschungspreisen an hervorra- 
gende ausländische Geisteswissenschaftler 

— Vergabe von Forschungsstipendien an junge 
hochqualifizierte Wissenschaftler westeuropäi- 
scher Staaten insbesondere aus kleinen Staaten 
der Europäischen Gemeinschaften zur Durchfüh- 
rung konkreter Forschungsvorhaben in der Bun- 
desrepublik Deutschland, auch im Rahmen zeitlich 
begrenzter Partnerschaften. 


Struktur und Haushalt 

Die Alexander von Humboldt-Stiftung ist eine rechts- 
fähige Stiftung des bürgerhchen Rechts zur Förde- 
rung der internationalen wissenschaftiichen Zusam- 
menarbeit mit gemeinnützigem Charakter. Stifter ist 
die Bundesrepubhk Deutschland, vertreten durch den 
Bundesminister des Auswärtigen. Die Stiftung wird 
aus dem Einzelplan des Auswärtigen Amtes institutio- 
nell gefördert. 

Organe der Stiftung: Vorstand, der Präsident und der 
Generalsekretär. 

Die Aufsicht (Staatsaufsicht nach dem Stiftungsgesetz 
(NW) über die Stiftung führt der Regierungspräsident 
in Köln. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1987 

1985 

1986 

Laufende Ausgaben . . 

48,2 

51,0 

50,4 

darunter: 




Personalausgaben . . 

( 3 , 7 ) 

(3,9) 

(3,8) 

Investitionen 

6,0 

19,2 

1,0 

darunter: 




Bauten 

(0,2) 

(0,6) 

(0,1) 

insgesamt . . . 

54,2 

70,2 

51,4 


Personal 

1985 

1986 

1987 

Wissenschaftliches 
Personal 




Technisches Personal . 

— 

— 

— 

Verwaltungspersonal . 

54 

54 

54 

insgesamt . . . 

54 

54 

54 


Quelle: Alexander von Humboldt-Stiftung 


2.3 Deutscher Akademischer Austauschdienst 
(DAAD), Kennedyallee 50, 5300 Bonn 2 

Aufgaben 

Der Deutsche Akademische Austauschdienst (DAAD) 

dient der Pflege der akademischen Beziehung zum 

Ausland, insbesondere durch die Förderung des Aus- 
tausches von Studenten und Wissenschaftlern. 

Dies geschieht durch: 

— Vergabe von Stipendien zur Förderung von Aus- 
und Fortbildung sowie von Forschungsarbeiten im 
Hochschulbereich an ausländische und deutsche 
Studenten, Praktikanten, jüngere Wissenschaftler 
und Hochschullehrer 

— Vermittlung und Förderung deutscher wissen- 
schaftiicher Lehrkräfte aller Fachrichtungen (ein- 
schheßlich Lektoren der deutschen Sprache, Lite- 
ratur und Landeskunde) zu Lang- oder Kurzzeitdo- 
zenturen an ausländische Hochschulen 

— Information über Studien- und Forschungsmög- 
hchkeiten im In- und Ausland durch Pubhkatio- 
nen, mündhche und schriftiiche Auskünfte sowie 
durch die Orgardsation und Förderung von Infor- 
mationsaufenthalten deutscher und ausländischer 
Wissenschaftler und Studentengruppen 

— Betreuung der ehemahgen Stipendiaten vor allem 
im Ausland durch Wiedereinladungen, Nachkon- 
taktveranstaltungen und Pubhkationen. 

Struktur und Haushalt 

Der DAAD hat die Rechtsform eines eingetragenen 

Vereins privaten Rechts. Seine Mitgheder sind die in 
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der Westdeutschen Rektorenkonferenz vertretenen 
wissenschafthchen Hochschulen und Fachhochschu- 
len sowie deren Studentenschaften. Die Mitglieder- 
versammlung wählt einen Vorstand, der für die För- 
derungspohtik verantworüich ist. 

Die Geschäftsstelle des DAAD befindet sich in Bonn. 
Außenvertretungen werden in London, Paris, New 
York, Kairo, New Delhi, Rio de Janeiro, Nairobi, Tokio 
und San Jos® (Costa Rica) unterhalten. Ein Büro in 
Berlin (West) ist insbesondere für die Durchführung 
des Berhner Künstlerprogramms zuständig. 

Zur Erfüllung seiner Aufgaben stehen dem DAAD in 
erster Linie öffentliche Mittel zur Verfügung, vor- 
nehnüich aus dem Auswärtigen Amt, daneben aus 
dem Bundesministerium für Bildung und Wissen- 
schaft, dem Bundesministerium für wirtschafthche 
Zusammenarbeit, dem Bundesministerium für For- 
schung und Technologie sowie den Ländern der Bun- 
desrepublik Deutschland. Weitere finanzielle Zuwen- 
dungen für besondere Vorhaben und Programme er- 
hält der DAAD von nationalen, bi- bzw. internationa- 
len Stiftungen, Institutionen und Einrichtungen. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

1987 

1985 

1986 

Gesamtausgaben .... 

158,9 

170,1 

174,1 

darunter: 

Verwaltungs- 
ausgaben 

(20,2) 

(21,0) 

(22,0) 

geförderte Personen . . 

23 400 

23 300 

24 600 

Mitarbeiter des DAAD 

224 im Inland 

76 im Ausland 

und im Büro Berlin 


Insgesamt 

44 Halbtagskräfte 


Quelle: DAAD 


2.4 Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft, 
Brücker Holt 56-40, 4300 Essen 1 , Bredeney 

Finanzierung: Mitgliedsbeiträge, Spenden, treuhän- 
derisch verwaltete Stiftungen und Stif- 
tungsfonds 

Aufgaben 

Der Stifterverband, die Gemeinschaftsaktion der 
Wirtschaft, fördert Wissenschaft und Technik in For- 
schung und Lehre und den wissenschafthch-techni- 
schen Nachwuchs und regt die Öffentlichkeit zur För- 
derung von Wissenschaft und Technik an. Er erfüllt 
seine Aufgabe in Zusammenarbeit mit den wissen- 
schaftlichen Selbstverwaltungsorganisationen, denen 


er Mittel ohne Projektbindung und Mittel zur Finan- 
zierung wissenschafthcher Projekte in nicht oder nicht 
ausreichend geförderten Bereichen und zur Förde- 
rung des Wissenschaftleraustausches zur Verfügung 
stellt. 

Förderungsschwerpunkte: 

— Internationale wissenschaftiiche Zusammenarbeit 

— Medizinische Forschung 

— Geisteswissenschaften 

— Wissenschaft und Öffentlichkeit 

— Wissenschafthcher Nachwuchs. 

Dienstleistungen und Hilfseinrichtungen für Wissen- 
schaft und Wissenschaftsförderung; 

— Stiftungszentrum 

— Treuhandverwaltung 

— Wissenschaftsstatistik 

— Vortrags- und Diskussionsveranstaltungen 

— Wissenschaftszentrum in Bonn-Bad Godesberg. 


Struktur und Haushalt 

Die Mitgheder dieses gemeinnützigen eingetragenen 

Vereins (z. Z. rund 5 100) sind Einzelpersonen, Unter- 
nehmen und- Verbände. 

Der Stifterverband erhält seine Mittel aus folgenden 

Quellen: 

— Zuwendungen für das Förderungsprogramm des 
Stifterverbandes (1986: 29,4 Mio DM) 

— Zuwendungen mit Zweckempfehlung für Förde- 
rungsinitiativen von Mitgliedern (1986: 9,5 Mio 
DM) 

— Ausschüttung treuhänderischer Stiftungen und 
Stiftungsfonds (1986: 124 Stiftungen und Stif- 
tungsfonds mit einem Gesamtvermögen von 
629,7 Mio DM; Ausschüttungen 1986: 35,3 Mio 
DM). 


Fördermittel und Verwaltungsausgaben 
von 1984 bis 1986 

(in Mio DM) 



1984 

1985 

1986 

Förderungsmittel .... 

59,6 

65,5 

74,2 

darunter: 




Verwaltungs- 




ausgaben 

2,1 

1,4*) 

2,9 


’) Unter Berücksichtigung eines a.o. Ertrages von rund 1 Mio 
DM 

Quelle: Stifterverband 
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2.5 Stiftung Volkswagenwerk, Kastanienallee 35, 
Postfach 81 05 09, 3000 Hannover 81 

Finanzierung: Erträge aus Stiftungsvennögen und 
Dividenden auf Aktienbesitz von Bund 
und Land Niedersachsen an der Volks- 
wagen AG 

Aufgaben 

— Förderung von Wissenschaft und Technik in For- 
schung und Lehre 

O Förderung kann für alle Ausgabearten in der 
Forschung und wissenschaftlichen Lehre ge- 
währt werden. Die Mittel werden an wissen- 
schaftliche Einrichtungen vergeben, nicht an 
Einzelpersonen. Sie dürfen nicht zur Entlastung 
von Etatmitteln führen; Gewährung in der Re- 
gel für höchstens fünf Jahre. 

— Förderungsprogramm der Stiftung 

O auf thematisch und zeitlich wechselnde 
Schwerpunkte begrenzt, deren Anzahl (Juh 
1987: 31 Schwerpunkte, davon 13 mit überwie- 
gend geistes- und gesellschaftswissenschafüi- 
cher, 14 mit überwiegend natur-, ingenieur- 
und biowissenschaftücher Themenstellung, 4 
fachoffen) ebenfalls variiert und künftig wieder 
reduziert wird. 

Struktur und Haushalt 

Vorstand: Kuratorium von 14 Mitghedern (je 7 beru- 
fen vom Bund und Land Niedersachsen für eine Amts- 


zeit von fünf Jahren); Leitung der Geschäftsstelle 
(1987: 95 Mitarbeiter) durch den vom Kuratorium be- 
stellten Generalsekretär. 

Stiftungskapital rund 1,4 Mrd DM. Förderungsmittel 
(1986: 156,6 Mio DM Neubewilligungen) stammen 
aus der Anlage des Stiftungsvermögens, aus Dividen- 
deneinnahmen auf Aktienbesitz des Bundes und des 
Landes Niedersachsen an der Volkswagen AG (je 
20 % des ursprünghchen Grundkapitals), die sat- 
zungsgemäß der Stiftung zukommen, sowie aus son- 
stigen Erträgen. Der Gegenwert auf den Anteil des 
Landes Niedersachsen an den obengenannten Divi- 
denden sowie 10 % der übrigen Erträge sind vorab 
entsprechend den Vorschlägen der Niedersächsi- 
schen Landesregierung zu vergeben („Niedersächsi- 
sches Vorab"). 


Gesamtausgaben (in Mio DM) und Mitarbeiter 
1984-1986 



1984 

1985 

1986 

Bewilhgungen 

115,9 

137,0 

156,6 

darunter: 




Vorab 




Niedersachsen 

(16,5) 

(31,5) 

(56,9) 

Auszahlungen i) 

108,3 

99,2 

112,5 

Verwaltungskosten . . . 

9,9 

7,4 

10,5 

Anzahl der Mitarbeiter 

94 

94 

95 


1) auch aus den Bewilligungen früherer Jahre 
Quelle: Stiftung Volkswagenwerk 


Bewilligungen der Stiftung Volkswagenwerk nach Wissenschaftsbereichen und Empfängergruppen 

1984 bis 19862) 

Bewilligte Mittel nach Wissenschaftsbereichen 



1984 

1985 

1986 


Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Geistes- und Gesellschaftswissenschaften . 

42,2 

44,8 

48,8 

45,4 

40,9 

41,3 

Naturwissenschaften und Medizin 

26,1 

27, d 

28,0 

26,1 

24,4 

24,7 

Ingenieur- und 

Angewandte Wissenschaften 

26,0 

27, d 

30,6 

28,5 

24,7 

24,9 

Begegnungszentren 

- 

- 

- 

- 

9,0 

9J 

Insgesamt . . . 

94,3 

100,0 

107,4 

100,0 

99,0 

100,0 


Bewilligte Mittel nach Empfängergruppen 



1984 

1985 

1986 


Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Wissenschaftliche Hochschulen 

63,2 

67,0 

74,0 

68,9 

57,0 

57,6 

Andere wissenschaftliche Einrichtungen . . 

Ausländische wissenschaftliche 

21,0 

22,3 

16,2 

15,1 

28,2 

28,4 

Einrichtungen 

10,1 

10,7 

17,2 

16,0 

13,8 

14,0 

Insgesamt . . . 

94,3 

100,0 

107,4 

100,0 

99,0 

100,0 


2} (Ohne Vorab Niedersachsen), einschl. Freigaben aus Programmbewilligungen, auch früherer Jahre 
Quelle: Stiftung Volkswagenwerk 
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2.6 Arbeitsgemeinschaft industrieller 
Forschungsvereinigungen e. V. (AIF), 
Bayenthalgürtel 23, 5000 Köln 51 

Finanzierung: Bundesminister für Wirtschaft (BMWi) 
und Eigenaufwendungen der Indu- 
strie 

Aufgaben 

Die im Jahr 1954 gegründete AIF ist ein Zusammen- 
schluß von Forschungsvereinigungen, in denen mit 
Hilfe industrieller Gemeinschaftsforschung und 
-entwicklung die strukturbedingten Nachteüe der 
kleinen und mittleren Unternehmen, die keine eige- 
nen Forschungseinrichtungen unterhalten können, 
ausgeglichen werden sollen. Sie bietet damit diesen 
Unternehmen die Möghchkeit, durch Nutzung der 
Forschungsergebnisse ihre Produkt- und Verfahrens- 
innovationen auf gesicherte wissenschaftliche Grund- 
lagen zu stellen. Die AIF ist eine Selbstverwaltungs- 
organisation der Wirtschaft und vertritt die gemein- 
schaftiichen Interessen ihrer Mitgliedsvereinigun- 
gen. 

Der BMWi fördert die industrielle Gemeinschaftsfor- 
schung und -entwicklung und hat die AIF vertraghch 
mit der Abwicklung dieser Maßnahme betraut. 

Dadurch können jährhch 900 — 1 000 Projekte der 
anwendungsorientierten Grundlagenforschung aus 
nahezu allen Bereichen der Wirtschaft gefördert wer- 
den, die an den FuE-Bedürfnissen der kleinen und 
mittleren Unternehmen ausgerichtet sind. Diese För- 
derung wirkt, da sie einzelnen Unternehmen nicht 
unmittelbar zugute kommt imd die Projekte sich im 
marktfernen Bereich bewegen, wettbewerbsneutral 
und indirekt. Die Forschungsergebnisse werden ver- 
öffentlicht und stehen aUen Wirtschaftszweigen zur 
Verfügung. Wegen der angestrebten Breitenwirkung 
werden bewußt keine Förderschwerpunkte gesetzt. 

Eine wesentiiche Voraussetzung für die Förderung 
der industriellen Gemeinschaftsforschung ist, daß die 
Forschungsvereinigungen insgesamt Mittel in minde- 
stens der gleichen Höhe wie der BMWi für Zwecke 
der Gemeinschaftsforschung aufbringen. 

Die AIF berät darüber hinaus die deutsche Wirtschaft 
in allen Fragen der industriellen Gemeinschaftsfor- 
schung und -entwicklimg, fördert den Erfahrungsaus- 
tausch zwischen Wissenschaft und Industrie und do- 
kumentiert ihre Forschungs- und Entwicklungsergeb- 
nisse. 

Unbeschadet ihrer originären Aufgaben auf dem Ge- 
biet der industriellen Gemeinschaftsforschung ist die 
AIF vom Bundesminister für Forschung und Techno- 
logie (BMFT) mit der Abwicklung der Maßnahmen 
„Förderung der Auftragsforschung und -entwick- 
lung" und „FuE- Personalzuwachsförderung" beauf- 
tragt. 


Struktur und Haushalt 

Die AIF hat die Rechtsform eines eingetragenen ge- 
meinnützigen Vereins. Ihr gehören z. Z. 94 industri- 


elle Forschungsvereinigungen an, die ca. 26 000 fast 
ausschließlich kleine und mittlere Unternehmen aus 
34 Industriesparten repräsentieren. Diese For- 
schungsvereinigungen unterhalten 63 eigene Insti- 
tute und arbeiten darüber hinaus mit Hochschuhnsti- 
tuten, Max-Planck-Instituten, Fraunhofer-Instituten, 
Bundesforschungsanstalten u. a. zusammen. Entspre- 
chend dem Gebot strikter Wettbewerb sneutratität 
können Förderanträge nicht von Unternehmen, son- 
dern nur von den Forschungsvereinigungen gestellt 
werden. Sie werden von ehrenamthch tätigen AIF- 
Gutachtergruppen geprüft. Im Bewilligungsausschuß 
der AIF, dem Wissenschaftler, Vertreter des BMWi, 
der Länder und der Wirtschaft angehören, wird über 
die begutachteten Anträge und über die Verteilung 
der Mittel entschieden. Die Förderentscheidung trifft 
der BMWi. 


Ausgaben für 
Gemeinschaftsforschung 

Ist 

SoU 

in Mio DM 

1985 1986 

1987 

Zuwendungen 

des BMWi 

94,8 96,8 

101,0 


Neben diesen vom Bundesminister für Wirtschaft der 
AIF ausschheßhch für die Förderung der industriellen 
Gemeinschaftsforschung zur Verfügung gestellten 
Mitteln erhalten einzeln^ AIF-Forschungsvereinigun- 
gen oder -Institute projektgebundene Zuschüsse im 
Rahmen von Fachprogrammen des BMFT. Für 1986 
betrugen diese BMFT-Projektzuwen düngen, die nur 
zu einem geringen Teü der industriellen Gemein- 
schaftsforschung zuzurechnen sind, 42,3 Mio DM. 


Personal 
in AIF-Instituten 

1984 

1985 

1986 

Wissenschafthches 
Personal 

Technisches Personal . 

1 059 

2 776 

1 060 

2 778 

1 056 

2 899 

insgesamt . . . 

3 835 

3 838 

3 955 


Quelle: BMWi 


3. Trägerorganisationen 

3.1 Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der 
Wissenschaften e. V. (MPG), 

Residenzstraße 1 a, 8000 München 1 

Institutionelle Förderung: Bimd (50 %) und Länder 

(50 %) 

Aufgaben 

Die Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wis- 
senschaften e. V. 

— ist eine Trägerorganisation für zur Zeit rund 60 
hochschulfreie Institute, Forschungsstellen und 
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befristete Klinische Forschungs- und Arbeitsgrup- 
pen unterschiedlicher Größe, Struktur und Aufga- 
benstellung 

— betreibt Grundlagenforschung in ausgewählten 
Bereichen der Natur-, Geistes- und Sozialwissen- 
schaften 

— fördert neue Forschungsgebiete und ergänzt damit 
die Forschung an den Hochschulen 

— kooperiert mit den Hochschulen und stellt ihre 
Großgeräte auch der Hochschulforschrmg zur Ver- 
fügung. 

Struktur und Haushalt 

Als Selbstverwaltungsorganisation der Wissenschaft 
gewährt die Max-Planck-Gesellschaft ihren leitenden 
Wissenschaftlern freie Hand bei der Wahl der For- 
schungsthemen und der Durchführung der For- 
schungsarbeiten. 

Zur Finanzierung ihrer Forschungseinrichtungen ste- 
hen der Max-Planck-Gesellschaft neben den Mitteln 
der institutionellen Förderung auch Mittel aus der 
Projektförderung sowie private Mittel zur Verfü- 
gung. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

SoU 

Allgemeiner Haushalt^) 

1985 

1986 

1987 

Laufende Ausgaben . . 

717,4 

743,8 

771,2 

darunter: 




Personalausgaben . . 

(432,2) 

(450,4) 

(471,7) 

Investitionen 

120,9 

121,6 

130,6 

darunter: 




Bauten 

(50,1) 

(53,3) 

(52,8) 

insgesamt . . . 

838,3 

865,4 

901,8 

nachrichtlich: 




Projekt- 




förderung 1987 .... 

— 

— 

81,9 

Summe . . . 

- 

- 

983,7 


Personal 

1985 

1986 

Ist 

30. Juni 
1987 

Forscher 

1 798 

1 804 

1 767 

Techniker 

2 643 

2 646 

2 611 

Übrige 

2 464 

2 497 

2 510 

insgesamt . . . 

6 905 

6 947 

6 888 


ü Gesamthaushalt der MPG ohne Ausgaben des Max-Planck- 
Insütuts für Plasmaphysik, einschließlich der Zuschüsse an 
die selbständigen MPI für Eisenforschung und MPI für Koh- 
lenforschung 
QueUe: BMFT 


Förderung der Forschungsbereiche in der Max-Planck-Gesellschaft auf der Grundlage des Haushaltsplans 

1987 unter Einbeziehung der Projektförderung 


Forschungsbereich 

Ausgaben 

TDM 

Wissensch. 

Personal 

Anteü in Prozent 

Ausgaben 

Wissensch. 

Personal 

Chemie 

114 139 

225 

11,6 

12,3 

Physik 

247 073 

411 

25,1 

22,5 

Astronomie und Astrophysik 

116 832 

227 

11,9 

12,4 

Atmosphär. Wissenschaften, Geowissenschaften 

49 098 

93 

5,0 

5,1 

Mathematik 

4 370 

4 

0,4 

0,2 

Informatik 

4 934 

3 

0,5 

0,2 

Biologisch orientierte Forschung 

249 822 

463 

25,4 

25,4 

Medizinisch orientierte Forschung 

122 839 

169 

12,5 

9,3 

Rechtswissenschaften 

35 108 

117 

3,6 

6,4 

Geschichtswissenschaften 

10 116 

30 

10 

1,6 

Gesellschaftswissenschaften . 

29 354 

84 

3,0 

4,6 


983 685 1) 

1 826 

100,0 

100,0 


Ü Einschließhch zentral veranschlagter Ausgaben und Ausgaben für Investitionen 
Quelle: BMFT 


286 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2049 


Übersicht über die Institute, Forschungsstellen und Klinischen Forschungsgruppen 
der Max-Planck-Gesellschaft nach Bundesländern 


Baden-Württemberg 

Max-Planck-Institut für Astronomie 

Königstuhl 

6900 Heidelberg 1 

Max-Planck-lnstitut für Biologie 
Spemannstraße 32 
7400 Tübingen 1 

Max-Planck-lnstitut für Entwicklungsbiologie 
Spemannstraße 35 
Postfach 21 09 
7400 Tübingen 1 

Max-Planck-lnstitut für Festkörperforschung 
Heisenbergstraße 1 
Postfach 80 06 65 
7000 Stuttgart 80 

Friedrich-Miescher-Laboratorium 
in der Max-Planck-Gesellschaft 
Spemannstraße 37 — 39 
Postfach 21 09 
7400 Tübingen 1 

Max-Planck-Institut für Immunbiologie 
Stübeweg 51 
Postfach 11 69 
7800 Freiburg 

Max-Planck-lnstitut für Kernphysik 
Saupfercheckweg 1 
Postfach 10 39 80 
6900 Heidelberg 1 

Max-Planck-lnstitut für biologische Kybernetik 
Spemannstraße 38 
7400 Tübingen 1 

Max-Planck-lnstitut für medizinische Forschung 
Jahnstraße 29 
Postfach 10 38 20 
6900 Heidelberg 1 

Max-Planck-Institut für Metallforschung 
Seestraße 92 
7000 Stuttgart 1 

Max-Planck-Institut für ausländisches 
und internationales Strafrecht 
Günterstalstraße 73 
7800 Freiburg 

Max-Planck-Institut für ausländisches Recht 
und Völkerrecht 
Berliner Straße 48 
6900 Heidelberg 1 

Max-Planck-Institut für ZeUbiologie 
Rosenhof 

6802 Ladenburg bei Heidelberg 
Bayern 

Max-Planck-Institut für Biochemie 

Am Klopferspitz 18a 

8033 Martinsried bei München 


Max-Planck-Institut für ausländisches und inter- 
nationales Patent-, Urheber- und Wettbewerbs- 
recht 

Siebertstraße 3 
8000 München 80 

Max-Planck-Institut für Physik und Astrophysik 
Föhringer Ring 6 
Postfach 40 12 12 
8000 München 40 

Max-Planck-Institut für Plasmaphysik 

Blotzmannstraße 2 

8046 Garching bei München 

Max-Planck-Institut für Psychiatrie 
(Deutsche Forschungsanstalt für Psychiatrie) 
Kraepelinstraße 2 und 10 
Postfach 40 12 40 
8000 München 40 

Max-Planck-Institut für psychologische For- 
schung 

Leopoldstraße 24 
Postfach 44 01 09 
8000 München 40 

Max-Planck-Institut für Quantenoptik 

Forschungsgelände 

Postfach 15 13 

8046 Garching bei München 

Max-Planck-Institut für ausländisches 
und internationales Sozialrecht 
Leopoldstraße 24 
Postfach 44 01 09 
8000 München 40- 

Max-Planck-Institut für Verhaltensphysiologie 
8131 Seewiesen über Starnberg/Obb. 

Forschungsstelle Gottstein 
in der Max-Planck-GeseUschaft 
Frankfurter Ring 243 
Postfach 40 06 48 
8000 München 40 

Forschungsstelle für Humanethologie 
in der Max-Planck-GeseUschaft 
8131 Seewiesen über Starnberg/Obb. 

Max-Planck-GeseUschaft 

Klinische Forschungsgruppe für Multiple Skle- 
rose an der Neurologischen Khnik der Universi- 
tät Würzburg 

(Hermann und Lüly SchiUing-Forschungsgruppe) 
Josef-Schneider-Straße 11 
Postfach 61 20 
8700 Würzburg 


Berlin 

Max-Planck-Institut für Bildungsforschung 
LentzeaUee 94 
1000 Berlin 33 
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Fritz-Haber-Institut der Max-Planck-Gesellschaft 
Faradayweg 4—6 
1000 Berlin 33 

Max-Planck-Institut für molekulare Genetik 
Ihnestraße 73 
1000 Berlin 33 


Hamburg 

Max-Planck-Institut für Meteorologie 
Bundesstraße 55 
2000 Hamburg 13 

Max-Planck-Institut für ausländisches 
und internationales Privatrecht 
Mittelweg 187 
2000 Hamburg 13 

Max-Planck-Gesellschaft 

Arbeitsgruppen für strukturelle Molekularbiolo- 
gie 

Ohnhorststraße 18 
2000 Hamburg 52 


Hessen 

Max-Planck-Institut für Biophysik 

Kennedy allee 70 

6000 Frankfurt/Main 70 

Gmelin-Institut für anorganische Chemie 
und Grenzgebiete der Max-Planck-GeseUschaft 
Varrentrappstraße 40—42 
Carl-Bosch-Haus 
Postfach 90 04 67 
, 6000 Frankfurt/Main 90 

Max-Planck-Institut für Hirnforschung 
Deutschordenstraße 46 
Postfach 71 06 62 
6000 Frankfurt/Main 71 

Max-Planck-Institut für physiologische und klini- 
sche Forschung, W. G. Kerckhoff- Institut 
Parkstraße 1 
6350 Bad Nauheim 

Max-Planck-Institut für europäische 
Rechtsgeschichte 
Friedrichstraße 2 — 6 
6000 Frankfurt/Main 1 

Max-Planck-GeseUschaft 

Klinische Forschungsgruppe für Blutgerinnung 
und Thrombose am Klinikum der Universität 
Gießen 

Gaffkystraße 11 
6300 Gießen 


Max-Planck-Institut für biophysikalische Chemie 
(Karl-Friedrich-Bonhoeffer-Institut) 

Am Faßberg 
Postfach 28 41 

3400 Göttingen-Nikolausberg 

Max-Planck-Institut für experimentelle 
Endokrinologie 
Konstanty-Gutschow-Straße 8 
Postfach 61 03 09 
3000 Hannover 61 

Max-Planck-Institut für Geschichte 
Hermann-Föge-Weg 11 
Postfach 28 33 
3400 Göttingen 

Max-Planck-Institut für experimentelle Medizin 
Hermann-Rein-Straße 3 
3400 Göttingen 

Max-Planck-Institut für Strömungsforschung 
Bunsenstraße 10 
Postfach 28 53 - 28 54 
3400 Göttingen 

Max-Planck-Gesellschaft 

Klinische Arbeitsgruppen an der Medizinischen 
Klinik der Universität Göttingen 
Goßlerstraße lOd 
3400 Göttingen 


Nordrhein-Westfalen 

Max-Planck-Institut für Eisenforschung GmbH 
Max-Planck-Straße 1 
Postfach 14 02 60 
4000 Düsseldorf 1 

Max-Planck-Institut für Emährungsphysiologie 
Rheinlanddamm 201 
4600 Dortmund 1 

Max-Planck-Institut für Gesellschaftsforschung 
Lothringer Straße 78 
5000 Köln 1- 

Max-Planck-Institut für Kohlenforschung 
Kaiser-Wühelm-Platz 1 
Postfach 01 13 53 
4300 Mülheim/Ruhr 1 

Max-Planck-Institut für Mathematik 
Gottfried- Clären- Straße 26 
5300 Bonn 3 

Max-Planck-Institut für neurologische Forschung 
Ostmerheimer Straße 200 
5000 Köln 91 

Max-Planck-Institut für Radioastronomie 
Auf dem Hügel 69 
5300 Bonn 1 


Niedersachsen 

Max-Planck-Institut für Aeronomie 
Postfach 20 

3411 Katlenburg- Lindau- 


Max-Planck-Institut für Strahlenchemie 
Stiftstraße 34 — 36 
4330 Mülheim/Ruhr 1 
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Max-Planck-Institut für Systemphysiologie 
Rheinlanddamm 201 
4600 Dortmund 1 

Max-Planck-Institut für Ziichtungsforschung 
(Erwin- Baur-Institut) 

Egelspfad 
5000 Köln 30 

Max-Planck-Gesellschaft 

Klinische Forschungsgruppe für Reproduktions- 
medizin an der Frauenklinik der Universität 
Münster 

Steinfurter Straße 107 
4400 Münster 


Rheinland - Pfalz 

Max-Planck-Institut für Chemie 
(Otto-Hahn-Institut) 

Saarstraße 23 
Postfach 30 60 
6500 Mainz 


Max-Planck-Institut für Polymerforschung 
Jakob-Welder-Weg 11 
Postfach 31 48 

c/o Institut für Physikalische Chemie 
der Universität Mainz 
6500 Mciinz 

Schleswig -Holstein 

Max-Planck-Institut für limnologie 
August-Thienemann -Straße 2 
Postfach 165 
2320 Plön/Holstein 

Außerhalb der Bundesrepublik Deutschland ge- 
legene Max-Planck- Institute 

ßibliotheca Hertziana — Max-Planck-Institut 
Palazzo Zuccari 
Via Gregoriana 28 
1-00187 Rom, Italien 

Max-Planck-Institut für Psychohnguistik 
Wundtlaan 1 

NL-6525 XD Nijmegen, Niederlande 


Quelle: BMFT 


3J2 Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der 
angewandten Forschung e. V. (FhG), 
LeonrodstraBe 54, 8000 München 19 

Finanzierung: a) 27 Vertragsforschungsinstitute: 

rund 65 % eigene Erträge, rund 
35 % erfolgsabhängige institutio- 
neile Förderung — davon 90 % 
Bund/BMFT und 10 % sieben Län- 
der 

b) zwei Dienstleistungseinrichtun- 
gen: 

25 % eigene Erträge, 75 % institu- 
tionelle Förderung — davon 90 % 
durch Bund/BMFT und 10 % sie- 
ben Länder 

c) sechs verteidigungsbezogene For- 
schungseinrichtungen : 

100 % Förderung durch den Bund/ 
BMVg (institutionelle Förderung 
und Projektfinanzierung) 


Aufgaben 

— Vertragsforschung 

Auftragsforschung für Wirtschaft und öffentliche 
Hand 

O Für FuE-Vorhaben für mittelständische Unter- 
nehmen hat die FhG besondere Fördermöglich- 
kelten 


Projektforschung im Rahmen staatlicher Förder- 
Programme 

O insb. Verbundforschung gemeinsam mit Wirt- 
schaftsuntemehmen und anderen FE 

Eigenforschungsvorhaben aus Mitteln der institu- 
tioneilen Förderung dienen der Erhaltung der wis- 
senschaftlichen Qualität und der Erschließung 
neuer Forschungsbereiche im Vorfeld von Auf- 
trags- und Projektforscbung 

— Verteidigungsforschung 
Ressortforschung für den BMVg 

— Dienstleistungen 

Patentstelle für die Deutsche Forschung als Dienst- 
leistungsemrichtung für öffentliche Forschungs- 
einricht ungon und freie Erfinder 
Informationszenlrumi RAUM und BAU als Daten- 
bankanbieter für die Bereiche Raumordnung, 
Städtebau, Wohnungswesen und Bauwesen. 

Struktur und Haust^lt 

Die Geschäfte der FhG führt der Vorstand; er wird 
dabei von der Zentralverwaltung unterstützt Der Se- 
nat beschließt die Grundzüge der Forschungspolitik, 
die Forschungs- und Ausbauplanung und entscheidet 
über die Errichtung bzw. Auflösung der Institute, Er 
wird von der Mitgliederversammlung gewählt. Träger 
der Forschungsarbeit der FhG sind die lastitute. Den 
Leitern der Institute, und bei Bedarf auch den Orga- 
nen der Gesellschaft, stehen die Institutskuratorien, 
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die vom Vorstand berufen werden, beratend zur Seite. 
In wissenschaftlich-technischen Fragen von grund- 
sätzhcher Bedeutung berät der WissenschafÜich- 
Technische Rat die übrigen Organe der Gesell- 
schaft. 

Fachbereiche der Fraunhofer-Gesellschaft 


Fachbereich 

Beschäftigte 

1987 

Aufwand 

1987 

(in Mio DM) 

Mikroelektronik 

475 

63 

Informationstechnik 

328 

44 

Produktionsautomatisie- 
rung 

441 

59 

Fertigungstechnologien . . 

235 

31 

Werkstoff- und Bauteil- 
verhalten 

542 

72 

Verfahrenstechnik 

350 

47 

Energie- und Bautechnik . 

266 

35 

Umweltforschung 

386 

51 

Technisch-wirtschaf thche 
Studien / Fachinformation 

197 

26 

Insgesamt . . . 

3 220 

428 


Erlöse aus FuE 
in Mio DM 9 

Ist 2) 

SoU3) 

1987 

1985 1986 


226 278 

240 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 2) 

SoU 3) 
1987 

1985 

1986 

Laufende Ausgaben . . 

292 

340 

337 

darunter: 




Personalausgaben . . 

(195) 

(222) 

(235) 

Investitionen 

146 

171 

153 

darunter: 




Bauten 

(77) 

(94) 

(62) 

insgesamt . . . 

438 

511 

490 


Personal) 

1985 

1986 

Ist 

30. Juni 
1987 

Forscher 

988 

1 052 

1 109 

Techniker 

584 

617 

653 

Übrige 

963 

1 011 

1 078 

insgesamt . . . 

2 535 

2 680 

2 840 


Ü Vertragsforschungseinnahmen der FhG von Bund, Ländern, 
Industrie, Wirtschaftsverbänden, Einrichtungen der For- 
schungsförderung, Sonstigen 

2) Die Ist-Werte waren erheblich höher als das jeweilige SoU des 
Wirtschaftsplans 

3) Soll It. Wirtschaftsplan 

Ohne projektbezogene Zeitstellen (entsprechend Bundes- 
haushaltsplan) 

QueUe: BMFT 


Institute der Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der angewandten Forschung e. V. 
nach Bundesländern 


Baden-Württemberg 

Fraunhofer-Institut für Bauphysik (IBP) 

Nobelstraße 12 

7000 Stuttgart 80 (Vaihingen) 

Fraunhofer- Institut für Angewandte 
Festkörperphysik (lAF) 

Eckerstraße 4 
7800 Freiburg 

Fraunhofer- Institut für Kurzzeitdynamik 
„Emst-Mach-Institut" (EMI) 

Eckerstraße 4 
7800 Freiburg 

Fraunhofer- Institut für Treib- und Explosivstoffe 
(ICT) 

Joseph-von-Fraunhofer-Straße 
7507 Pfinztal-Berghausen 

Fraunhofer-Institut für Grenzflächen- 
imd Bioverfahrenstechnik (IGB) 

Nobelstraße 12 

7000 Stuttgart 80 (Vaihingen) 


Fraunhofer- Institut für Informations- 
und Datenverarbeitung (HD) 
Sebastian-Kneipp-Straße 12—14 
7500 Karlsruhe 1 

Informationszentrum Raum und Bau (IRB) 

Nobelstraße 12 

7000 Stuttgart 80 (Vaihingen) 

Fraunhofer- Institut für Produktionstechnik 
und Automatisierung (IPA) 

Nobelstraße 12 

7000 Stuttgart 80 (Vaihingen) 

Fraunhofer-Institut für Physikalische 
Meßtechnik (IPM) 

Heidenhofstraße 8 
7800 Freiburg 

Fraunhofer-Institut für Systemtechnik 
und Innovationsforschimg (ISI) 

Breslauer Straße 48 
7500 Karlsruhe 1 
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Technologie-Entwicklimgsgruppe Stuttgart 
(TEG) 

Institutszentrum Stuttgart 

Nobelstraße 12 

7000 Stuttgart 80 (Vaihingen) 

Fraxmhofer-Institut für Solare Energiesysteme 
(ISE) 

Oltmannstraße 22 
7800 Freiburg 

Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschait 
und Organisation (IAO) 

Silberburgstraße 119 A 
7000 Stuttgart 1 


Bayern 

Fraunhofer- Institut für Atmosphärische 
Umweltforschung (IFU) 

Hindenburgstraße 43 

8100 Garmisch-Partenkirchen 

Patentstelle für die Deutsche Forschung (PST) 
Leonrodstraße 68 
8000 München 19 

Fraunhofer-Institut für Süicatforschxmg (ISC) 
Neunerplatz 2 
8700 Würzburg 

Fraunhofer- Institut für Lebensmitteltechnologie 
und Verpackung (ILV) 

Schragenhof Straße 35 
8000 München 50 

Fraunhofer-Institut für Festkörpertechnologie 
(IFT) 

Paul- Gerhard- Allee 42 
8000 München 60 

Fraunhofer-Forschungsgruppe für Hydroakustik 
(FHAK) 

Waldparkstraße 4 1 

8012 Ottobrunn b. München 

Fraunhofer- Arbeitsgruppe für Integrierte 
Schaltungen (AIS) 

Am Wetterkreuz 13 
8520 Erlangen-Tennenlohe 


Berlin 

Fraunhofer-Institut für Produktionsanlagen 
und Konstruktionstechnik (IPK) 

Pascalstraße 8—9 
1000 Berlin 10 

Fraunhofer-Institut für Mikrostrukturtechrük 
(IMT) 

Dülenburger Straße 53 
1000 Berlin 33 


Bremen 

Fraunhofer-Institut für Angewandte 
Materialforschung (IFAM) 

Lesumer Heerstraße 36 
2820 Bremen-Lesum 

Hessen 

Fraunhofer-Institut für Betriebsfestigkeit (LBF) 

Bartiüngstraße 47 

6100 Darmstadt-Kranichstein 

Fraunhofer- Arbeitsgruppe für Graphische 
Datenverarbeitung (AGD) 

Bleichstraße 10—12 
6100 Darmstadt 

Niedersachsen 

Fraunhofer- Institut für Holzforschung 
„Wilhelm-Klauditz-InstituL' (WKI) 

Bienroder Weg 54 E 
3300 Braunschweig 

Fraunhofer- Institut für Toxikologie 
und Aerosolforschimg (ITA) 
Nikolai-Fuchs-Straße 1 
3000 Hannover 61 

Nordrhein-Westfalen 

Fraunhofer-Institut für Umweltchemie und 
Ökotoxikologie (lUCT) 

5948 Schmallenberg/Grafschaft 

Fraunhofer-Institut für Naturwissenschaf Üich- 
Technische Trendanalyse (INT) 

Appelsgarten 2 
5350 Euskirchen 

Fraunhofer-Institut für Produktionstechnologie 
(IPT) 

Steinbachstraße 53 B 
5100 Aachen 

Fraunhofer-Institut für Transporttechnik 
imd Warendistribution (ITW) 
Emil-Figge-Straße 75 
4600 Dortmund 50 

Fraunhofer- Institut für Mikroelektronische 
Schaltungen und Systeme (IMS) 

Finkenstraße 61 
4100 Duisburg 

Fraunhofer- Institut für Lasertechnik (ILT) 
Drosselweg 87 
5100 Aachen 

Saarland 

Fraimhofer-Institut für Zerstörungsfreie 
Prüfverfahren (IZFP) 

Universität, Gebäude 37 
6600 Saarbrücken 11 
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Schaubild VI/1 


Fachbereiche der Fraunhofer-Gesellschaft 

Personaleinsatz in den Fachbereichen 1986 - 1988 


Beschäftigte 


befristete 

Personalkapazität 



Informatlons 

technik 


Fertigungs - 
technologlen 


Verfahrens - 
technik 


Umwelt - 
forschung 


Mikro- 

elektronik 


Produktlone- 

automatlelerung 


Werkstoff- und 
Bautellverhalten 


Energie- und 
Bautechnik 


Techn.-wirt. - 
Studien/Fach - 
Information 


Quelle; FhG 
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4. Großforschungseinrichtungen 

4.1 Aufgaben und Struktur der 

Großforschungseinrichtungen *) 

Die 13 Großforschungseinrichtungen sind ein wesent- 
licher Bestandteil der Forschungs- und Entwicklimgs- 
kapazität in der Bundesrepublik Deutschland. Sie be- 
schäftigen derzeit (unter Einschluß von Projektstellen, 
Auszubildenden, Gastforschem etc.) fast 20 000 Mit- 
arbeiter und werden in ihrer Gmndfinanzierung zu 
90 % vom Bund und zu 10 % von einem oder mehre- 
ren Sitzländem getragen. Rechtlich sind sie mehrheit- 
hch als Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
(GmbH) organisiert, einige als Stiftung (AWI, DESY, 
DKFZ) und die DFVLR als eingetragener Verein. Die 
Führung der Geschäfte erfolgt durch die Vorstände, in 
denen in der Regel jeweils wissenschaftliche und ein 
kaufmännischer Geschäftsführer vertreten sind. Der 
Zuwendungsgeber Bund übt seinen Steuerungsein- 
fluß u. a. in den Aufsichtsgremien aus, in denen neben 
den Bundes- und Ländervertretern externe Vertreter 
aus Wissenschaft und Wirtschaft sowie wissenschaftli- 
che Mitarbeiter der Einrichtungen mitwirken. Ein we- 
sentliches weiteres Instmment der Steuerung sind die 
jährlichen Wirtschaftsplan Verhandlungen der Zuwen- 
dimgsgeber mit den Vorständen bzw. Geschäftsfüh- 
rungen der GFE. 

Die Gründung der Großforschungseinrichtungen mit 
Schwerpunkt in den fünfziger imd sechziger Jahren 
erfolgte hauptsächlich im Rahmen des Auf- und Aus- 
baus von Kernforschung und -techrdk, der Luft- und 
Raumfahrtforschung, der Datenverarbeitung und 
dann der biologisch-medizinischen Forschung. Heute 
leisten die Großforschungseinrichtimgen Beiträge zur 


Erfüllung der forschungs- und technologiepolitischen 
Ziele der Bundesregiemng in den Bereichen der staat- 
lichen Langzeitprogramme (Meeresforschung, Polar- 
forschung, Weltraumforschimg, Fusionsforschung), 
der Vorsorgeforschung (Umwelt-, Klima-, Gesimd- 
heits- und Sicherheitsforschung sowie Technikfolgen- 
abschätzung), der naturwissenschaftlichen Grundla- 
genforschung, vor allem mit Großgeräten, sowie bei 
der Entwicklung marktorientierter Technologien 
(z. B. Materialforschimg, biotechnologische For- 
schung, Energieforschung und -technik sowie Unter- 
wassertechnik). 

Dies ist, wie bereits in Teil I dargelegt, u. a. das Ergeb- 
nis einer von der Bundesregiemng bei einer Reihe von 
Einrichtungen veranlaßten Umorientierung im Sinne 
einer Öffnung für neue wissenschaftliche Themen- 
stellungen (vgl. ProfildarsteUungen unten). 

Eine wesentliche, von der Bundesregiemng im letzten 
Bundesforschungsbericht aufgesteUte Forderung war 
die verstärkte Orientierung der Großforschimgsein- 
richtungen an ihrem Nutzen in der Wissenschaft und 
insbesondere der Wirtschaft. Ein deutlicher Anstieg 
der Lizenz- und Know-How- Verträge bei fast allen 
Einrichtungen belegt eine positive Entwicklung in der 
Zusammenarbeit mit der Wirtschaft ebenso wie 
steigende Anzahl von Verbundforschungsprojekten 
(Projekten, die von Industrieunternehmen und 
Forschungseinrichtungen übergreifend gemeinsam 
durchgeführt werden). Zu einer weiteren Verstärkimg 
der Verbindung mit der Wirtschaft hat die Bimdesre- 
gierimg die Entsendung von Persönlichkeiten aus der 
Wirtschaft als Vorsitzende der Aufsichtsräte von GMD 
und GBF, also besonders anwendungsorientierter 
Einrichtungen, eingeleitet. 


46 4 afl 4 cm staatliche 

48.4 50,1 52,2 54 3 Langzeit- 


-2,4 : — ~ 2 2 Vorsorge- 
forschung 


50,2 48.6 47 0 454 

43,4 orientierte 


Technologien 


84 85 86 87 88 89 90 





*) Die Angaben über Haushalt und Personal sind dem Bundeshaushaltsplan entnommen und enthalten die institutionelle Förde- 
rung; Projektmittel und -stellen wurden dabei nicht berücksichtigt 
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Gesamtaufwand der GFE für Forschung und Entwicklung 1987“') 
gegliedert nach Aufgabenbereichen und Einrichtungen 

(in Millionen Mark) 



AWI 

DESY 

DFVLR 

DKFZ 

GBF 

GKSS 

GMD 

GSF 

GSI 

HMI 

IPP 

KFA 

KfK 

Summe 

Schnelle Brüter 













81,6 

81,6 

Hochtemperatutreaktoren 












54,0 

- 

54,0 

Urananreicherung 













10,4 

10,4 

Wiederaufarbeitung, Endlagerung 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

18,4 

- 

5.9 

- 

7.3 

85,0 

116,6 

Sicherheit kemtechnischer Anlagen 

- 

- 

- 

- 

- 

16,1 

— 

- 

— 

- 

- 

9.6 

12,7 

38,4 

Kernfusion, Plasmaphysik und -technologie 











134,0 

47,3 

- 

181,3 

Fusionstechnologie 










1.6 

- 

5,2 

64,5 

71.3 

Nichtnukleare Energiesysteme 

- 

- 

31,0 


- 

— 

- 

- 

— 

6,5 

- 

9.0 

- 

46,5 

Energieforschung und Energle- 
technoiogie 

- 

- 

31,0 

- 

- 

16,1 

- 

18,4 

- 

14,0 

134,0 

132,4 

254,2 

600,1 

Landgebundene Transport- und 
Verkehrssysteme 



6,3 











6,3 

Luftfahrttechnik 

— 

- 

164,8 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

164,8 

Transport- und Verkehrssysteme 

- 

- 

171,1 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

171,1 

Weltraumforschung 

_ 

_ 

54,7 

_ 


_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 


_ 

54,7 

Raumfahrttechnik 

— 

- 

100,4 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

— 

- 

100,4 

Weltraumforschung, Raumfahrttechnik 

- 

- 

155,1 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

155,1 

Techniken zur Nutzung des Meeres 

_ 

_ 

2,2 

_ 

_ 

25,0 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

27,2 

Polarforschung 

25,0 













25,0 

Meeresforschung und Meerestechnik, 
Poiarforschung 

25,0 

- 

2,2 

- 

- 

25,0 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

52,2 

Krebsforschung 

_ 


_ 

88,2 

_ 

. _ 

_ 

13,5 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

101,7 

Medizinische Forschung und Verfahren 

- 

- 

2.7 

— 

- 

- 

- 

38,3 

- 

3,6 

— 

12,5 

- 

57,1 

Umwelteinflüsse auf biologische Systeme 

- 

- 

- 

- 

- 


- 

29,5 

3,4 

- 

- 

5,2 

7,9 

46,0 

Biotechnologie 

- 

- 

- 

- 

44,7 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

12,1 

- 

56,8 

Umwelterkundung und Klimaforschung 

- 

- 

10,0 

- 

- 

22,5 

- 

21,5 

- 

- 

- 

25,7 

10,3 

90,0 

Techniken zum Schutz der Umwelt 

- 

- 

18,3 

— 

- 

5,5 

- 

0,8 

- 

- 

- 

14,0 

17,2 

55,8 

Gesundheit, Umwelt, Biotechnologie 

- 

- 

31,0 

88,2 

44,7 

28,0 

- 

103,6 

3,4 

3,6 

- 

69,5 

35,4 

407,4 

Grundlagen der Informationstechnik 

_ 

_ 

12,6 

_ 

_ 

_ 

14,3 

_ 

_ 

_ 

_ 

1.2 

_ 

28,1 

Technologien für die Informationstechnik 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

10,6 

- 

- 

- 

- 

27,2 

7,3 

45,1- 

Systemtechnik 

- 

- 

9.4 

- 

- 

- 

48,3 

- 

- 

2,4 

- 

1.2 

- 

61,3 

Anwendungen der Informationstechnik 

- 

- 

0.9 

- 

- 

- 

44,5 

- 

3.8 

1,2 

- 

4,9 

- 

55,3 

Handhabungstechnik, Robotik 

- 

- 

2,6 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

12,8 

15,4 

Informations- und Kommunikations- 
technik, Fertigungstechnik 

- 

- 

25,5 

- 

- 

- 

117,7 

- 

3,8 

3,6 

- 

34,5 

20.1 

205,2 

Beftemperatur- und Supraleitungs- 
technologien 


18,0 












18,0 

Verfahren zur Rohstoffsicherung 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

3,6 

- 

8,1 

- 

11.7 

Material- und Oberflächenforschung 

- 

- 

4,7 

- 

- 

19,0 

- 

- 

- 

- 

- 

34,8 

12,5 

71,0 

Meß- und Verfahrenstechnik 












32,6 

10,6 

43,2 

Basistechnologien 

- 

18,0 

4,7 

- 

- 

19,0 

- 

- 

- 

3,6 

- 

75,5 

23,1 

143,9 

Nuklearchemie, Strahlen- und 
Photoelektrochemie 










7,2 


5,6 

1.5 

14,3 

Elementarteilchenphysik, Forschung 
mit Mesonen 


303,0 











13,2 

316,2 

Kernphysik und Schwerionenforsohung 









125,1 

29,3 

- 

30,1 

7,2 

191,7 

Festkörperforschung 

- 

19,0 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

3,4 

26,5 

— 

58,0 

22,0 

128,9 

Erforschung der Grundlagen der Materie 

- 

322,0 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

128,5 

63,0 

- 

93,7 

43,9 

651,1 

Gesamtaufwand der AGF 

25,0 

340,0 

420,6 

88,2 

44,7 

88,1 

117,7 

122,0 

135,7 

87,8 

134,0 

405,6 

376,7 

2 386,1 


^ Die in der Tabelle ausgewiesenen Zahlen sind nur Aufwendungen für Forschung und Entwicklung. Der Gesamtaufwand muß ergänzt 
werden um die nicht den FuE zurechnungsfähigen Aufwendungen der Infrastruktur. 

Quelle: AGF 
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Personaleinsatz der GFE für Forschung und Entwicklung 1987 
gegliedert nach Aufgabenbereichen und Einrichtungen 

(in Mannjahren) 



AWI 

DESY 

DFVLR 

DKFZ 

GBF 

GKSS 

GMD 

GSF 

GSI 

HMJ 

IPP 

KFA 

KfK 

Summe 

Schnelle Brüter 













200 

200 

Hochtemperaturreaktoren 












60 

- 

60 

Urananreicherung 













40 

40 

Wiederaufarbeitung, Endlagerung 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

78 

- 

29 

- 

25 

256 

388 

Sicherheit kerntechnischer Anlagen 

- 

- 

- 

— 

- 

30 

— 

- 

- 

- 

- 

35 

46 

111 

Kernfusion, Plasmaphysik und -technologie 











471 

130 

- 

601 

Fusionstechnologie 










8 

- 

14 

206 

228 

Nichtnukleare Energiesysteme 

- 

- 

135 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

40 

- 

42 

— 

217 

Energieforschung und Energie* 
technologie 

- 

- 

135 

- 

- 

30 

- 

78 

- 

77 

471 

306 

748 

1 845 

Landgebundene Transport- und 
Verkehrssysteme 



35 











35 

Luftfahrttechnik 

- 

- 

836 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

836 

Transport- und Verkehrssysteme 

- 

- 

871 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

871 

Weltraumforschung 

_ 

_ 

264 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 


_ 

_ 

_ 

264 

Raumfahrttechnik 

- 

- 

430 











430 

Weltraumforschung, Raumfahrttechnik 

- 

- 

694 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

694 

Techniken zur Nutzung des Meeres 

_ 


18 

_ 

_ 

101 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

119 

Polarforschung 

169 













169 

Meeresforschung und Meerestechnik, 
Polarforschung 

169 

- 

18 

- 

- 

101 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

288 

Krebsforschung 

_ 

_ 

_ 

445 

_ 

_ 


66 

_ 



— 

_ 

511 

Medizinische Forschung und Verfahren 

- 

- 

22 

- 

- 

- 

- 

199 

- 

13 

- 

46 

- 

280 

Umwelteinflüsse auf biologische Systeme 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

150 

3 

- 

- 

16 

36 

205 

Biotechnologie 

- 

- 

- 

- 

202 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

62 

- 

264 

Umwelterkundung und Klimaforschung 

- 

- 

49 

- 

- 

106 

- 

119 

- 

- 

- 

110 

46 

430 

Techniken zum Schutz der Umwelt 

- 

- 

97 

- 

- 

31 

- 

3 

- 

- 

- 

63 

57 

251 

Gesundheit, Umwelt, Biotechnologie 

- 

- 

168 

445 

202 

137 

- 

537 

3 

13 

- 

297 

139 

1 941 

Grundlagen der Informationstechnik 

_ 

_ 

59 

_ 

_ 

_ 

81 

_ 

_ 

_ 

_ 

7 

_ 

147 

Technologien für die Informationstechnik 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

32 

- 

- 

- 

- 

129 

27 

188 

Systemtechnik 

- 

- 

41 

- 

- 

- 

287 

- 

- 

20 

- 

7 

- 

355 

Anwendungen der Informationstechnik 

- 

- 

7 

- 

- 

- 

211 

- 

6 

7 

- 

27 

- 

258 

Handhabungstechnik, Robotik 

- 

- 

17 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

51 

68 

informatlons- und Kommunikations- 
technik, Fertigungstechnik 

- 

- 

124 

- 

- 

- 

611 

-■ 

6 

27 

- 

170 

78 

1 016 

Tieftemperatur- und Supraleitungs- 
technologien 


35 












35 

Verfahren zur Rohstoffsicherung 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

13 

- 

34 

- 

47 

Material- und Oberflächenforschung 

- 

- 

31 

- 

- 

73 

- 

- 

- 

- 

- 

142 

36 

282 

Meß- und Verfahrenstechnik 












97 

44 

141 

Baslstechnoioglen 

- 

35 

31 

- 

- 

73 

- 

- 

- 

13 

- 

273 

80 

505 

Nuklearchemie, Strahlen- und 
Photoelektrochemie 










33 


21 

4 

58 

Elementarteilchenphysik, Forschung 
mit Mesonen 


751 











24 

775 

Kernphysik und Schwerionenforschung 









219 

56 

- 

121 

21 

417 

Festkörperforschung 

- 

53 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

4 

88 

- 

167 

65 

377 

Erforschung der Grundlagen der Materie 

- 

804 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

223 

177 

- 

309 

114 

1 627 

Gesamt (ohne Infrastrukturpersonai) 

169 

839 

2 041 

445 

202 

341 

611 

615 

232 

307 

471 

1 355 

1 159 

8 787 


Quelle: AGF 
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4.2 Übersicht über die Großforschungseinrichtungen 

4.2.1 Alfred-Wegener-Institut für Polar- und Meeresfor^chung (AWI) 

Columbusstraße ■ 2850 Bremerhaven 1 
Telefon: (04 71) 48 31-0 ■ Telex: 2 38 695 


Forschung in den Bereichen der polar- und meeresbezogenen Bio- und Geowissenschaften, Ozeanographie, 
Meteorologie und Chemie in enger Koordination mit den an der Polar- und Meeresforschung beteiligten 
Staaten. 

Bewirtschaftung der Antarktisstation „Georg-von-Neumayer", Einsatz des Polarforschungs- und Versorgungs- 
schiffes „Polarstem“, des Forschungsschiffes „Victor Hensen“ und von 2 Polarflugzeugen. 



Ausgaben in Mio DM 

Personal insgesamt 

Finanzierung 

Ist 

Ist 

SoU 

Ist 

Ist 

Ist 


1985 

1986 

1987 

1985 

1986 

30. 06. 1987 

Betrieb und Investitionen: 

Bund (90 %) 

Bremen (10 %). 

Ausnahme bei Bauinvestitionen: 
Bund (50 %) 

Bremen (50 %). 

FS „Polarstem“ und Forschungs- 
stationen: 

Bund (100 %). 

65,8 

70,7 

72,5 

132 

1471) 

153 


einschließlich des ab 1. Januar 1986 eingegliederten Instituts für Meeresforschung Bremerhaven 


Anm.: Zahlen erst ab 1986 nach Integration des Instituts für Meereskunde Bremerhaven 


Personaleinsatz 

in% 


Forschungs- 

schwerpunkte 


Forschungsausgaben 

in'Vo 
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4.2.2 Stiftung Deutsches Elektronen-Synchrotron (DESY) 

Notkestraße 85 • 2000 Hamburg 52 

Telefon: (0 40) 89 98-0 • Telex: 2 15 124 (desy d) 

Grundlagenforschung auf dem Gebiet der Elementarteilchenphysik (Hochenergiephysik). Die experimentel- 
len Voraussetzungen schaffen Speicherringe (DORIS, PETRA und später HERA). Synchrotronstrahlung wird 
auch zur Erforschung kondensierter Materie zur Verfügung gestellt. 

HERA wird ab 1989 einzigartige Möglichkeiten zur Untersuchung der Struktur des Protons bieten. 


Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM 

Personal insgesamt 

Ist 

1985 

Ist 

1986 

Soll 

1987 

Ist 

1985 

Ist 

1986 

Ist 

30. 06. 1987 

Bund (90 %) 

Hamburg (10 %) 

274,6 

374,0 

401,7 

1 017 

1 004 

1 070 


Personaleinsatz 

wissenschaftlich- 

technischer Forschungs- 

Mitarbeiter in % Schwerpunkte 



IST IST SOLL SOLL 
1985 1986 1987 1988 


F + E-Kosten in % 


-5.8 

6.3 

5.6 

5.7 

-88.8 

90.6 

89.1 

86.4 



b.3 

7.9 

• 5.4 



IST IST SOLL SOLL 
1985 1986 1987 1988 


Quelle: BMFT 
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4.2.3 Deutsche Forschungs- und Versuchsanstalt für Luft- und Raumfahrt e. V. 
(DFVLR) 

Linder Höhe • 5000 Köln 90 

Telefon: (0 22 03) 60 11 • Telex: 8 874 410 (dfv d) 

Forschung auf den Gebieten Luftfahrt, Raumfahrt und Energetik (aber auch weiterer Gebiete wie Kommunika- 
tionstechnik, nichtnukleare Energiesysteme, neue Technologien), Planung und Durchführung von Projekten, 
Technologietransfer sowie Errichtung und Betrieb von Großversuchsanlagen. 



Ausgaben in Mio DM 

Personal insgesamt 

Finanzierung 

Ist 

1985 

Ist 

1986 

SoU 

1987 

Ist 

1985 

Ist 

1986 

Ist 

30. 06. 1987 

Bund (90 %) 

(BMFT, BMVg) 
ausgenommen: 

Ressortforschungsanteil des BMVg 
für Zwecke der wehrtechnischen 
Luftfahrtforschung von 

24 Mio DM. 

Länder (10 %) 

(Baden-Württemberg, Bayern, Nie- 
dersachsen, Nordrhein-Westfalen) 

+ Eigene Erträge 

389,6 

427,3 

427,8 

2 7502) 

2 7522) 

2 7662) 


2) grundfinanzierte BAT- und MTB-Stellen 


Personaleinsatz 
wissenschaftlich-technischer 
Mitarbeiter in % 


45 


41 


14 


45 


41 


14 


42 


45 


13 


37 


53 


10 


Forschungs- 

schwerpunkte 


Luftfahrt 


Raumfahrt 


Energietechnik 


F+E Kosten in % 


43 


44 


43 


44 


13 


13 


40 


45 


15 


34 


53 


13 


IST IST SOLL SOLL IST IST SOLL SOLL 

1985 1986 1987 1988 1985 1986 1987 1988 
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4.2.4 Deutsches Krebsforschungszentrum (DKFZ) 

Im Neuenheimer Feld 280 • 6900 Heidelberg 1 
Telefon: (0 62 21) 48 41 • Telex: 4 61 562 (dkfz d) 

Erforschung der Ursachen von Krebs, Entwicklung verbesserter Methoden zur Erkennung und Früherken- 
nung, Vorsorge sowie Therapie der Krebskrankheiten. Biologische Grundlagen der Tumortherapie. 


Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM 

Personal insgesamt 

Ist 

1985 

Ist 

1986 

SoU 

1987 

Ist 

1985 

Ist 

1986 

Ist 

30. 06. 1987 

Bund (90 %) 

Baden- Württemberg (10 %) 

106,9 

111,1 

118,2 

681 

681 

686,5 


Personaleinsatz F + E in % 

wissenschaftlich-technischer Forschungs- des Mitteleinsatzes 

Mitarbeiter in % Schwerpunkte für Forschung 


Tumorbiologie 


Mechanismen der 
Krebsentstehung 


Krebsauslösende 

Faktoren 


Diagnostik- und 
Therapieforschung 


IST IST SOLL SOLL IST IST SOLL SOLL 

1985 1986 1987 1988 1985 1986 1987 1988 


29 

30 

28 

26 

- 29 

28 

27 

26 

- 14 

14 

19 

21 

- 28 

28 

26 

27 


31 

31 

30 

30 - 

31 

31 

30 

30 





14 

14 

16 

17 - 

24 

24 

24 

23 - 


Quelle: BMFT 
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4.2.5 Gesellschaft für Biotechnologische Forschung mbH (GBF) 

Mascheroder Weg 1 ■ 3300 Braunschweig 
Telefon: (05 31) 70 08-1 • Telex: 9 52 667 (gebio d) 

Entwicklung biotechnologischer Produkte und Verfahren und dementsprechende Grundlagenforschung mit 
Mikroorganismen, tierischen Zellkulturen und Enzymsystemen in interdisziplinärer Kooperation von Biologie, 
Chemie und Verfahrenstechnik; Entwicklung neuer Technologien für die pharmazeutische, chemische und 
Nahrungsmittelindustrie sowie für Umwelttechnik 


Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM 

Personal insgesamt 

Ist 

1985 

Ist 

1986 

SoU 

1987 

Ist 

1985 

Ist 

1986 

Ist 

30. 06. 1987 

Bund (90 %) 

Niedersachsen (10 %) 

35,4 

43,9 

62,6 

242 

242 

271 


Erläuterung zur folgenden Grafik: Personaleinsatz und FuE-Kosten der Jahre 1 985-1 987 wurden wegen veränderter 
Forschungsschwerpunkte rückwirkend in der Struktur 1988 dargestellt. (Im wesentlichen wurden die bisherigen 
Schwerpunkte „Mikrobielle Syntheseprodukte und Biotransformation“ und „Technische Enzyme und Protein-Design“ zu 
dem Schwerpunkt „Biosynthese und Biokatalyse“ zusammengefaßt und der Schwerpunkt „Biologische Entsorgungs- 
systeme“ neu aufgenommen,) 


Personaleinsatz 
wissenschaftlich-technischer 
Mitarbeiter in% 


32 


31 


37 


29 


49 


22 


28 


44 


25 


25 


41- 


25 


IST IST SOLL SOLL 
1985 1986 1987 1988 


Forschungs- 

schwerpunkte 


Biosynthese 

und 

Biokatalyse 


Biomoleküle 

und 

Moleküldesign 


Biolo^if^e 
Entsorgungs^steme 
für Wasser u. Boden 


Bioverfahrens- 

entwicklung 


F -1“ E Kosten in % 


29 


39 


32 


27 


43 


30 


27 


42 


28 


25 


41 


10 


24 


IST IST SOLL SOLL 
1985 1986 1987 1988 
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4.2.6 GKSS-Forschungszentrum Geesthacht GmbH (GKSS) 

Max-Planck-Straße • 2054 Geesthacht 
Telefon: (0 41 52) 12-1 • Telex: 0 218 712 (gkssg) 


Unterwassertechnik, Materialforschung, Umweltforschung, Klimaforschung 


Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM 

Personal insgesamt 

Ist 

1985 

Ist 

1986 

Soll 

1987 

Ist 

1985 

Ist 

1986 

Ist 

30. 06. 1987 

Bund (90 %) 

Schleswig-Holstein (4 %) 
Niedersachsen ( 2,5 %) 

Hamburg (2,5 %) 

Bremen (1 %) 

90,8 

95,2 

96,0 

540 

539 

533 


Personaleinsatz 
wissenschaftlich- 
technischer 
Mitarbeiter in % 


Forschungs- 

schwerpunkte 


F + E Kosten in % 



IST IST SOLL SOLL 

85 86 87 88 


IST IST SOLL SOLL 

85 86 87 88 


Quelle; BMFT 
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4.2.7 Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbeitung mbH (GMD) 

Schloß Birlinghoven • 5205 St. Augustin 1 
Telefon: (0 22 41) 14-1 • Telex: 8 89 469 (gmd d) 

Forschung und Entwicklung sowie Aus- und Fortbildung auf dem Gebiet der Informationstechnik, insbeson- 
dere der Informatik, sowie auf dem Gebiet der Fachinformation und den Bereichen der Mathematik, die für den 
Fortschritt der Informationstechnik von besonderer Bedeutung sind, 

Bereitstellung subsidiärer Rechen- und Kommunikationskapazitäten für Zwecke der Gesellschafter. 


Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM 

Personal insgesamt 

Ist 

1985 

Ist 

1986 

SoU 

1987 

Ist 

1985 

Ist 

1986 

Ist 

30. 06. 1987 

Bund (90 %) 

Nordrhein-Westfalen und Hessen 
(10 %) 

73,2 

87,4 

87,7 

552 

552 

552 


F+E-MItarbeiter 

in% 


29 




21 


29 


16 


29 


18 


32 


15 


29 


17 


32 


14 


26 


11 


16 


32 


10 


IST IST SOLL SOLL 
1985 1986 1987 1988 

Quelle: BMFT 


Aufgabenbereiche 


Transfer, 

Infrastruktur 


Fachinformation 


IT-Anwendungen 


Hardware-, 

Software 

Kommunikation 


VLSI-Entwurf 


Mathematik 

Systemtechnik 


F + E-Sachkosten 
ln% 


22 




16 


28 


30 


26 


17 


25 


24 


30 


18 


25 


10 


12 


31 


15 


28 


10 


10 


IST IST SOLL SOLL 
1985 1986 1987 1988 
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4.2.8 Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung mbH (GSF) 

Ingolstädter Landstraße 1 ■ 8042 Neuherberg bei München • Post Oberschleißheim 
Telefon: (0 89) 38 74-0 • Telex: 5 23 125 (strahl d) 

Forschung über Verteilung und Risiken von Chemikalien in der Umwelt sowie zu biologisch-medizinischen 
Wirkungen und Wirkungsmechanismen von Chemikalien und Strahlung; Strahlenschutzforschung; Risiken 
von Chemikalien in der Umwelt; Behandlung und Beseitigung gefährlicher Abfälle; Verbesserung der medi- 
zinischen Versorgung. 


Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM 

Personal insgesamt 

Ist 

1985 

Ist 

1986 

SoU 

1987 

Ist 

1985 

Ist 

1986 

Ist 

30. 06. 1987 

Bund (90 %) 

Bayern (10 %)3) 

133,5 

134,0 

139,0 

1 107 

1 104 

1 096 


3) mit Ausnahme des vom Bund allein zu deckenden Zuschußbedarfs für das Institut für Tieflagenmg einschheßhch des Salzberg- 
werks Asse 


Personaleinsatz 
wissenschaftlich- 
technischer 
Mitarbeiter in % 


21 

198 

228 

233 

28.1 

2B 

28 

27.4- 

6.4 

7 

6.5 

6.8- 

12.4 

13.7 

12.7 

13 - 

32.1 

30.5 

30 

29.2 

IST 

IST 

SOLL 

SOLL 

1985 

1986 

1987 

1988 


Quelle: BMFT 


Forschungs- 

schwerpunkte 


Verteilung und 
Risiken von 
Chemikalien 
in ds' Uraweti 


Bioloftsch-madizin. 
Wirkung und 
Wirkurssmechanismeri ' 
von Chemikalien 
und Strahlung 


Strahlenschutz- 

Forschung 


Behandlung und 
Beseitigung 
gefährlicher Abfälle 


Verbesserung der 
medizinischen 
Versorgung 


F + E-Kosten in % 


48.3 

17.7 

18.4 

18.5 

-32.4 

29.8 

30.2 

31.8 





-10 

11 

10 

9.9 

12.8 

16 

14.8 

16.3 

■26.5 

25.5 

26.6 

23.5 


IST IST SOLL SOLL 
1985 1986 1987 1988 
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4.2.9 Gesellschaft für Schwerionenforschung mbH (GSI) 

Postfach 11 05 41 • 6100 Darmstadt 11 
Telefon: (0 61 51) 3 59-1 ■ Telex: 0 419 593 (gsi d) 

Grundlagenforschung mit beschleunigten schweren Ionen auf den wissenschaftlichen Gebieten: 
Kernphysik, Kernchemie, Atomphysik, Festkörperforschung und Biologie. 


Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM 

Personal insgesamt 

Ist 

1985 

Ist 

1986 

Soll 

1987 

Ist 

1985 

Ist 

1986 

Ist 

30. 06. 1987 

Bund (90 %) 

Hessen (10 %) 

89,2 

105,7 

139,7 

442 

446 

450 


Personalelnsatz 

wissenschaftlich- 

technischer 


Mitarbeiter in % Forschungsschwerpunkt F -I- E-Kosten in % 



IST IST SOLL SOLL IST IST SOLL SOLL 

1985 1986 1987 1988 1985 1986 1987 1988 


Quelle: BMFT 
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4.2.10 Hahn-Meitner-Institut Berlin GmbH (HMI) 

Glienicker Straße 100 • 1000 Berlin 39 
Telefon: (0 30) 80 09-1 • Telex: 1 85 763 (hmi d) 

Forschung auf den Gebieten: Festkörperphysik, Schwerionenphysik, Strahlen- und Fotochemie, Datenverar- 
beitung und Elektronik, Forschungsmöglichkeiten werden im wesentlichen bestimmt durch die Verfügbarkeit 
verschiedener Strahlungsquellen (Reaktor BER II als Neutronenquelle, Schwerionenbeschleuniger VICKSI, 
Elektronenbeschleuniger ELBENA und LINAC). 



Ausgaben in Mio DM 

Personal insgesamt 

Finanzierung 

Ist 

Ist 

SoU 

Ist 

Ist 

Ist 


1985 

1986 

1987 

1985 

1986 

30. 06. 1987 

Bund (90 %) 

Berlin (10 %) 

107,9 

109,3 

116,8 

488 

489,5 

496 


F + E Personaleinsatz in % 

(Jahres-Vollzeitäquivalent) Forschungsschwerpunkte F + E-Kosten in % 


Festkörper- 

und 

Materialforschung 


Physik 


Chemie 


Informations- 

Technik 


IST IST SOLL SOLL IST IST SOLL SOLL 

1985 1986 1987 1988 1985 1986 1987 1988 

Quelle: BMFT 


-33 

28 

30 

35 













-32 

38 

37 

32 

-26 

25 

23 

26 

- 9 

g 

10 




6 


31.3 

29.7 

33.4 

34.6 

20.9 

21 

18.7 

19.5 

34.3 

34.8 

31 

36.6 

13.4 

14.4 

16.8 

9.1 - 
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4.2.11 Max-Planck-Institut für Plasmaphysik (IPP) 

8046 Garching bei München 

Telefon: (0 89) 32 99-1 • Telex: 5 215 808 (ipp d) 

Experimentelle Plasmaphysik, Erzeugung, Aufheizung und Einschluß von Plasmen, Oberflächenphysik. 


Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM 

Personal insgesamt 

Ist 

1985 

Ist 

1986 

SoU 

1987 

Ist 

1985 

Ist 

1986 

Ist 

30. 06. 1987 

Bund (90 %) 

Bayern (10 %) 

151,9 

165,2 

159,3 

921 

912 

898 


Personaleinsatz 

wissenschaftlich- 

technischer 

Mitarbeiter in % Forschungsschwerpunkt F + E-Kosten in % 



IST IST SOLL SOLL IST IST SOLL SOLL 

1985 1986 1987 1988 1985 1986 1987 1988 


Quelle: BMFT 
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4.2.12 Kernforschungsanlage Jülich GmbH (KFA) 

Postfach 19 13 • 5170 Jülich 1 

Telefon; (0 24 61) 61-0 ■ Telex: 8 33 556 (kfa d) 

Forschungsarbeiten zu Hochtemperaturreaktoren, Festkörperphysik, neuen Materialien, Informationstechnik; 
nukleare Grundlagenforschung; Lebenswissenschaften; Umweltforschung; Fusionsforschung. 


Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM 

Personal insgesamt 

Ist 

1985 

Ist 

1986 

Soll 

1987 

Ist 

1985 

Ist 

1986 

Ist 

30, 06. 1987 

Bund (90 %) 

Nordrhein- Westfalen (10 %) 

475,9 

463,0 

504,4 

3 375 

3 316 

3 303 


F + E Personal in % Forschungsschwerpunkte F + E Kosten in % 


Stoffeigenschaften 

und 

Materialforschung 


Grundlagenforschung 

zor 

l□formatjonstshn^k 


Gesundheit, Umwelt, 
Biotechnologie 


Energieforschung 

und 

Energietechnik 


Kernfusion 


Nukleare 

Grundlagen- 

forschung 


^hiibergrc#snde 
Analen und 
Mühodan, 

Allgemwnes 

IST IST SOLL SOLL IST IST SOLL SOLL 

1985 1986 1987 1988 * In 1985: Spallations-Neutronenquelle 1985 1986 1987 1988 

Quelle: BMFT 


23 


0 

(S*) 


12 


28 


11 


10 


23 

21 

7 

4 

14 

13 

25 

23 

12 

13 

10 

11 

12 

12 


22 


8 


13 


23 


14 


11 


9 


23 

21 

21 

22- 





0 

6 

10 

10^ 

m 




17 

17 

17 

18- 

19 

18 

16 

17- 

10 

10 

11 

10 





9 

13 

13 

12- 

IQ 

15 

12 

11 - 
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4.2.13 Kernforschungszentrum Karlsruhe GmbH (KfK) 

Postfach 36 40 ■ 7500 Karlsruhe 1 

Telefon: (0 72 47) 82-1 • Telex: 7 82 648 (kfk d) 

Forschungsarbeiten zum Schnellen Brüter und zum Trenn düsenverfahren; Kernfusion; Wiederauf arbeitüng 
und Abfallbehandlung; Endlagerung; Projekt Technik-Mensch-Umwelt; Festkörper- und Materialforschung: 
Kern- und Teilchenphysik; Mikrotechnik; Handhabungstechnik. 


Finanzierung 

Ausgaben in Mio DM 

Personal insgesamt 

Ist 

1985 

Ist 

1986 

SoU 

1987 

Ist 

1985 

Ist 

1986 

Ist 

30. 06. 1987 

Bund (90 %) 

Baden- Württemberg (10 %) 

603,7 

614,3 

638,2 

3 174 

3 146 

3 093 


F + E Personal in % Forschungsbereiche F + E Aufwand in % 


16 


10 


10 


58 


18 


11 


12 


53 


18 


16 


18 


42 


18 - 


16 - 


20 - 


40 - 


Fusions- 

Technologie 


Umwelt 

und 

Sicherheit 


Grundlagen- 

Forschung 


neue Technologien 
sowie Material- 
und Festkörper- 
Forschung 


Kerntechnik 


14 


-61 


17 


54 


17 


12 


8 


15 


48 


18 


13 


8 


18 


43 


IST IST SOLL SOLL IST IST SOLL SOLL 

1985 1986 1987 1988 1985 1986 1987 1988 

Quelle: BMFT 
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5. Gemeinsam geförderte Einrichtungen der „Blauen Liste“ 


Einrichtung 

Finanzie- 
ningsanteil 
Bund : Land 
(Länder) 

S = Service- 
einrichtung 

Ressortzu- 
ständigkeit 
beim Bund 

Ist 

1985 

TDM 

Soll 

198& 

TDM 

Soll 

1987 

TDM 

Baden-Württemberg 

1. Deutsches Institut für Fernstudien an der 
Universität Tübingen (DIFF), Tübingen 

50 : 50 

BMBW 

9 662,8 

10 200,0 

10 179,5 

2. Fachinformationszentrum Energie, Physik, 
Mathematik (FIZ 4), Karlsruhe 

85 : 15 S 

BMFT 

25 430,0 

26 990,0 

26 719,7 

3, Kiepenheuer-Institut für Sonnenphysik 
(KIS), Freiburg 

50 : 50 

BMFT 

3 109,0 

3 570,0 

3 676,0 

4. Institut für deutsche Sprache (IdS), Mann- 
heim 

50 ; 50 

BMFT 

6 837,9 

7 270,2 

7 533,3 

5. Gesellschaft Sozialwissenschaftlicher Infra- 
struktureinrichtungen e. V. (GESIS), Mann- 
heim 

80 : 20 S 

BMFT 



12 023,31) 

Bayern 

6. Deutsche Forschungsanstalt für Lebensmit- 
telchemie (DFA), Garching 

50 ; 50 

BML 

3 058,0 

3 287,0 

3 395,0 

7. Deutsches Museum (DM), München 
(Forschungsanteil 30 %) 

50 : 50 

BMI 

5 897,3 

6 758,8 

7 123,8 

8. Germanisches Nationalmuseum (GNM), 
Nürnberg (Forschungsanteil 65 %) 

50 : 50 

BMI 

6 412,4 

8 436,2 

11 271,8 

9. Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung e. V. 
(Ifo), München 

50 : 50 

BMWi 

8 944,0 

9 000,0 

9 544,3 

10. Institut für Zeitgeschichte (IfZ), München 

50 : 50 

BMFT 

3 621,5 

4 620,5 

5 132,9 

Berlin 

11. Deutsches Bibhotheksinstitut (DBI), Berhn 

30 : 70 S 

BMBW 

7 550,0 

7 717,1 

8 041,3 

12. Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung 
(DIW), Berhn 

50 : 50 

BMWi 

11 961,7 

11 582,0 

12 469,8 

13. Fachinformationszentrum Chemie GmbH 
(FIZ 3), Berhn 

50 : 50 S 

BMFT 

6 032,2 

6 721,0 

6 415,0 

14. Heinrich -Hertz -Institut für Nachrichten- 
technik Berhn GmbH (HHI), Berhn 

50 : 50 

BMFT 

17 959,4 

23 156,0 

26 758,0 

15. Wissenschaftszentrum Berhn für Sozialfor- 
schung gGmbH (WZB), Berhn 

75 : 25 

BMFT 

20 809,2 

25 388,0 

30 160,0 

Bremen 

16. Deutsches Schiffahrtsmuseum (DSM), 
Bremerhaven (Forschungsanteil 65 %) 

50 : 50 

BMI 

2 188,9 

2 302,3 

2 379,0 

17. Institut für Meeresforschung Bremerhaven 
(IfMB), Bremerhaven 2) 

50 : 50 

BMFT 

6 420,9 

2) 

2) 

Hamburg 

18. Bernhard-Nocht-Institut für Schiffs- und 
Tropenkrankheiten (BNI), Hamburg 

50 : 50 

BMJFFG 

8 402,5 

8 318,0 

8 552,0 

19. Deutsches Übersee-Institut (DÜI), 

Hamburg 

50 ; 50 

AA 

7 245,4 

7 353,0 

7 910,0 

20. Heinrich-Pette-Institut für Experimentelle 
Virologie und Immunologie an der Univer- 
sität Hamburg (HPI), Hamburg 

50 : 50 

BMJFFG 

7 072,0 

7 444,0 

7 655,0 

21. HWWA — Institut für Wirtschaftsforschung 
— Hamburg (HWWA), Hamburg 

50 : 50 

BMWi 

14 439,1 

15 570,0 

15 989,0 
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Einrichtung 

Finanzie- 
mngsanteil 
Bund : Land 
(Länder) 

S = Service- 
einrichtung 

Ressortzu- 
ständigkeit 
beim Bund 

Ist 

1985 

TDM 

SoU 

1986 

TDM 

Soll 

1987 

TDM 

Hessen 

22. Deutsches Institut für Internationale Päd- 
agogische Forschung (DIPF), Frankfurt 

50 : 50 

BMBW 

6 284,7 

6 574,3 

6 738,0 

23. Forschungsinstitut Senckenberg (FIS), 
Frankfurt 

50 : 50 

BMFT 

11 752,3 

12 288,0 

12 559,5 

24. Gesellschaft für Information und Dokumen- 
tation mbH (GID), Frankfurt 

65 : 35 S 

BMFT 

22 645,7 

23 554,7 

23 164,0 

25. Johann-Gottfried-Herder-Forschungsrat 
(JGHF), Marburg/Lahn 

50 : 50 

BMB 

4 043,7 

4 242,0 

4 538,5 

26. Pädagogische Arbeitsstelle des Deutschen 
Volkshochschul- Verbandes (PAS), 

Frankfurt 

50 : 50 S 

BMBW 

2 453,4 

2 563,2 

2 764,4 

Niedersachsen 

27. Akademie für Raumforschung und Landes- 
planung (ARL), Hannover 

30 : 70 S 

BMBau 

2 772,4 

2 841,6 

2 926,7 

28. Deutsches Primatenzentrum (DPZ), 
Göttingen 

50 : 50 S 

BMFT 

7 003,2 

7 519,8 

7 918,0 

29. Institut für Erdölforschung (IfE), Clausthal- 
Zellerfeld 

50 : 50 

BMWi 

5 445,1 

3 224,5 

3 244,0 

30. Institut für den Wissenschaftlichen Film 
(IWF), Göttingen 

50 : 50 S 

BMFT 

8 730,0 

9 026,9 

9 321,2 

3 1 . Niedersächsisches Landesamt für Bodenfor- 
schung (NLfB), 

— Abteilung 1: Geowissenschaftliche Ge- 
meinschaftsaufgaben — Harmover 

50 : 50 

BMWi 

7 616,1 

7 947,3 

8 187,1 

32. Technische Informationsbibhothek (TIB), 
Hannover 

30 : 70 S 

BMFT 

10 413,0 

11 796,2 

12 790,0 

Nordrhein-Westfalen 

33. Deutsches Bergbau-Museum (DBM), 
Bochum (Forschungsanteil 50 %) 

50 : 50 

BMI 

4 764,2 

4 604,2 

3 474,7 

34. Diabetes-Forschungsinstitut an der Univer- 
sität Düsseldorf (DFI), Düsseldorf 

50 : 50 

BMJFFG 

11 147,3 

12 561,9 

14 950,4 

35. Institut für Arbeitsphysiologie an der Uni- 
versität Dortmund (IfA), Dortmund 

50 : 50 

BMA 

9 576,8 

9 897,0 

10 373,5 

36. Forschungsinstitut für Kinderernährung 
Dortmund (IfK), Dortmund 

50 : 50 

BMJFFG 

2 982,9 

3 132,8 

3 231,1 

37. Institut für Spektrochemie und angewandte 
Spektroskopie (IS AS), Dortmund 

50 : 50 

BMFT 

8 305,7 

8 772,0 

9 160,4 

38. Medizinisches Institut für Umwelthygiene 
an der Urdversität Düsseldorf (MIUH), Düs- 
seldorf 

50 : 50 

BMI 

15 782,8 

16 977,4 

17 441,9 

39. Rheinisch- Westfähsches Institut für Wirt- 
schaftsforschung (RWI), Essen 

50 : 50 

BMWi 

4 132,4 

4 528,0 

4 660,4 

40. Zentralbibliothek der Medizin (ZBM), Köln 

30 ; 70 S 

BMJFFG 

4 627,0 

5 516,9 

5 626,5 

41. Zoologisches Forschungsinstitut und Mu- 
seum Alexander Koenig (ZFMK), Bonn (For- 
schungsanteil 50 %) 

50 : 50 

BMI 

1 705,8 

1 923,9 

1 963,1 

Rheinland-Pfalz 

42. Forschungsinstitut für öffentliche Verwal- 
tung bei der Hochschule für Verwaltungs- 
wissenschaften Speyer (FÖV), Speyer 

50 : 50 

BMI 

2 555,3 

2 546,6 

2 571,0 
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Einrichtung 

Finanzie- 
rungsanteil 
Bund : Land 
(Länder) 

S = Service- 
einrichtung 

Ressortzu- 
ständigkeit 
beim Bund 

Ist 

1985 

TDM 

SoU 

1986 

TDM 

Soll 

1987 

TDM 

43. Zentralstelle für Psychologische Information 
und Dokumentation an der Universität Trier 
(ZPID) 

50 : 50 

BMJFFG 




44. Römisch-Germanisches Zentralmuseum, 

Forschungsinstitut für Vor- und Frühge- 
schichte (RGZM), Mainz (Forschungsanteil 
65 %) 

50 : 50 

BMI 

3 420,0 

3 295,2 

3 652,0 

Schleswig-Holstein 

45. Forschungsinstitut Börstel, Institut für Expe- 
rimentelle Biologie und Medizin (FIB), 
Börstel 

50 : 50 

BMJFFG 

19 840,1 

22 918,7 

21 009,8 

46. Institut für die Pädagogik der Naturwissen- 
schaften an der Universität Kiel (IPN), Kiel 

50 : 50 

BMBW 

6 859,8 

7 310,7 

7 562,0 

47. Institut für Meereskunde an der Universität 
Kiel (IfM), Kiel (Forschungsanteil 87,5 %) 

50 : 50 

BMFT 

22 642,0 

23 160,7 

28 296,8 

48. Institut für Weltwirtschaft an der Universität 
Kiel (IfW), Kiel 

50 : 50 

BMWi 

7 120,6 

7 433,7 

7 857,4 

49. Zentralbibliothek der Wirtschaftswissen- 
schaften (ZBW), Kiel 

50 : 50 S 

BMWi 

10 170,6 

10 267,8 

10 788,1 

Summe . . . 



407 8474 

432 1104 

469 699,2 


1 ) Ab 1. 1. 1987 über AV-FE finanziert. 

2) Das IfMB wurde zum 1.1. 1986 in das Alfred-Wegener-Institut für Polar- und Meeresforschung (AWI), (Großforschungseinrich- 
tung) eingegliedert. 

3) ZPID, Trier, wird beginnend 1988 gemeinsam gefördert (1988: 1964,0 TDM) 

Quelle: Bund-Länder-Kommission für Bildungsplammg und Forschungsförderung (BLK) 
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6. Bundesanstalten und andere Einrichtungen der Ressortforschung 

— Die folgenden Angaben über Haushalt und Personal beruhen auf Angaben 
der jeweils zuständigen obersten Bundesbehörden — 


Einrichtungen 

Kurzbeschreibung / Aufgaben 




6.1 Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes (AA) 


6.1.1 

Deutsches Archäologisches Institut 
(DAI) 

Podbielskiallee 69 

1000 Berhn 33 

Telefon: (030) 832041 

Das DAI ist eine bundeseigene Forschungseinrichtung. Es 
führt Forschungen auf dem Gebiet der Archäologie und 
ihrer Nachbarwissenschaften vorzugsweise in den Ländern 
der antiken Kultur durch. 

Das DAI ist bemüht um die Aufrechterhaltung der Einheit 
der deutschen Archäologischen Wissenschaft im Zusam- 
menhang mit der gesamten Altertumswissenschaft, die 
Pflege der Beziehungen zur internationalen Wissenschaft 
und die Förderung des Gelehrtennachwuchses. 


6.2 Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern (BMI) 
6.2.1 


Bundesinstitut für Bevölkerungs- 
forschung (BIB) 

Gustav-Stresemann-Ring 6 

6200 Wiesbaden 

Telefon: (06121) 752235 

Das BIB ist eine nicht-rechtsfähige Bundesanstalt und be- 
treibt 

- wissenschaftliche Forschungen über Bevölkerungs- und 
damit zusammenhängende Familienfragen als Grund- 
lage für die Arbeit der Bundesregierung, 

- wissenschafüiche Erkenntnisse in diesem Bereich zu sam- 
meln und nutzbar zu machen, 

- die Bundesregierung über wichtige Vorgänge und For- 
schungsergebnisse in diesem Bereich zu unterrichten und 
zu beraten. 

6.2.2 

Bundesinstitut für ostwissenschaftliche 
und internationale Studien (BlOst) 

Lindenbomstraße 22 

5000 Köln 30 

Telefon: (0221) 522001 

Das BlOst als nicht-rechtsfähige Bundesanstalt hat folgende 

Aufgaben: 

- Erforschung und Analyse der gegenwärtigen pohtischen, 
ideologischen, gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und 
rechtlichen Verhältnisse und Entwicklung in den Oststaa- 
ten unter besonderer Berücksichtigung der Sowjet- 
union, 

der Auswirkungen dieser Verhältnisse und Entwicklun- 
gen auf die Politik anderer Staaten, 

der Entwicklungen in den kommunistischen und kommu- 
nistisch beeinflußten Parteien anderer Staaten, 
für Zwecke der Bundesregierung, 

- Studium der historischen und philosophischen Grundla- 
gen der kommunistischen Bewegungen und Regime und 
des Marxismus-Leninismus in seinen Varianten, soweit 
sie für das Verständnis der gegenwärtigen Entwicklung 
von Bedeutung sind. 

6.2.3 

Bundesinstitut für Sportwissenschaft 
(BISp) 

Carl-Diem-Weg 4 

5000 Köln 41 

Telefon: (02234) 76011 

Das BISp als nicht-rechtsfähige Bundesanstalt hat zur Auf- 
gabe, 

- die wirtschafüiche Zweckforschung auf dem Gebiet des 
Sports zu fördern, 

- bei Planung und Errichtung bundeszentraler und bundes- 
eigener Sportanlagen nützuwirken sowie Forschungen 
zur Weiterentwicklung von Sportgeräten zu fördern, 

- eine bundeszentrale Dokumentation imd Information auf 
dem Gebiet des Sports zu betreiben. 
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Ausgaben in Mio DM 

Personal insgesamt 

Ist 

Ist 

SoU 

Ist 

Ist 

Ist 

1985 

1986 

1987 

1985 

1986 

30. 06. 1987 

30,2 

30,7 

31,3 

238 

239 

242,5 

1,9 

1,9 

2,0 

20 

20 

20 

6,0 

6,3 

7,0 

72 

79 

78 

10,6 

9,1 

9,3 

56 

60,5 

61,5 
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Einrichtungen 

Kurzbeschreibung / Aufgaben 

6.2.4 

Institut für Angewandte Geodäsie (IfAG) 

Richard-Strauß- Allee 11 

6000 Frankfurt am Main 70 

Telefon: (069) 6333-1 

Das IfAG als nachgeordnete Bundesbehörde hat die Aufga- 
ben, 

- wissenschaftliche Forschung auf allen Gebieten des Ver- 
messungswesens (Geodäsie, Photogrammetrie und Kar- 
tographie) , 

- Aufbereitung der Forschungsergebnisse für die Praxis. 
Ziel ist die Fortentwicklung von Informationsmöglichkei- 
ten über Zustand und Veränderung der Erdoberfläche 
und ihres Außenraums, der Erdgestalt sowie bestimmter 
geophysikalischer Phänomene, 

- Bearbeitung der amtlichen topographischen Kartenwerke 
des Bundesgebietes, 

- Betreibung der Satellitenbeobachtungsstation Wettzell 
im Bayerischen Wald, 

- Aus- und Fortbildung von Fach- und Führungskräften aus 
Entwicklungsländern, 

- fachtechnische Beratung beim Umweltschutz. 

Das Institut bildet zugleich die Abteilung II des Deutschen 

Geodätischen Forschungsinstituts (DGFI), das von der Deut- 
schen Geodätischen Komnüssion (DGK) betrieben wird. Das 

IfAG unterhält eine Außenstelle in Berhn. 


6.3 Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft (BMWi) 


6.3.1 

Bundesanstalt für Materialforschung und 
-prüfung (BAM) 

Unter den Eichen 87 

1000 Berhn 45 

Telefon: (030) 81041 

Die BAM ist eine Bundesoberbehörde sowie eine For- 
schungs- und Prüfanstalt und hat 

- gesetzhche Aufgaben: 

Erteilung von Zulassungen, Richüinien und Auflagen, 
insbesondere auf dem Gebiet des Gesetzes über explo- 
sionsgefährhche Stoffe (Sprengstoff G), des Waffengeset- 
zes und des Gesetzes über die internationale Beförderung 
gefährücher Güter auf der Straße (ADR). 

- Forschungs- und Prüf auf gaben: 

Förderung der Entwicklung der deutschen Wirtschaft 
durch das Betreiben der Werkstoff- und Materialfor- 
schung sowie Weiterentwicklung der Materialprüfung 
und der chemischen Sicherheitstechnik. 

6.3.2 

Bundesanstalt für Geowissenschaften und 
Rohstoffe (BGR) 

Stilleweg 2 

Postfach 51 01 53 

3000 Hannover 51 

Telefon: (0511) 643-0 

Die BGR ist die zentrale Bundesbehörde im Bereich Geowis- 
senschaften und Rohstoffe. 

Schwerpunkte: Beratung der Bundesministerien, Techni- 
sche Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern, Untersu- 
chungen zum Umweltschutz und zu Standortfragen der 
Endlagerung, Meeres- und Antarktisforschung, instrumen- 
telle und methodische Entwicklungen. 
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Ist 
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1986 

1987 

1985 

1986 

30. 06. 1987 

23,0 

27,9 

27,9 

297 

298 

300 

97,3 

100,1 

106,7 

1 008 

1 025 

996 

61,5 

66,1 

69,7 

580 

605 

606 
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6.3.3 


Physikalisch-Technische Bundesanstalt 

Die PTB ist als das nationale netrologische Staatsinstitut 

(PTB) 

zuständig für die Einheitlichkeit der Maße. Sie ist eine Bun- 

Bundesallee 100 

desoberbehörde mit den Aufgaben: 

3300 Braunschweig 

- Forschung und technische Entwicklung auf allen Gebie- 

Telefon: (0531) 592-0 

ten des physikalisch-technischen Meßwesens 

- Entwicklung der physikahschen und technischen Einhei- 
ten 

- Gesetzüch vorgeschriebene Prüfungen und Zulassungen 
nach dem Eichgesetz, dem Atomgesetz, Waffengesetz, 
Spielgeräteverordnung 

- Staatliche Verwahrung von Kernbrennstoffen 

- Errichtung und Betrieb von Anlagen des Bundes zur Si- 
cherstellung und Endlagerung radioaktiver Abfälle 

- Prüfungen von Meßgeräten, Apparaturen und Werkstof- 
fen ohne gesetzliche Verpfhchtungen. 


6.4 Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (BML) 


6.4.1 

Bundesforschungsanstalt für Ernährung 

Engesserstraße 20 
7500 Karlsruhe 1 
Telefon: (0721) 60114-16 

6.4.2 

Bundesanstalt für Milchforschung 

Hermann-Weigmann-Straße 1 
2300 Kiel 14 
Telefon: (0431) 6091 

6.4.3 

Bundesanstalt für Fleischforschung 

E.-C. -Baumann-Straße 20 
8650 Kulmbach 
Telefon: (09221) 8031 

6.4.4 

Bundesforschungsanstalt für Getreide- 
und Kart of f elverar bei tun g 

Schützenberg 12 
4930 Detmold 
Telefon: (05231) 23451 

6.4.5 

Bundesanstalt für Fettforschung 

PiusaHee 68 und 76 
4400 Münster (Westf.) 

Telefon: (0251) 43510 

6.4.6 

Bundesforschungsanstalt für Fischerei 

Palmaüle 9 

2000 Hamburg 50 

Telefon: (040) 389050 

6.4.7 

Bundesforschungsanstalt für Landwirt- 
schaft Braunschweig-Völkenrode (FAL) 

Bundesallee 50 
3300 Braunschweig 
Telefon: (0531) 5961 


Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsaufgaben auf 
dem Gebiet der Emährungs-, Lebensmittel- und Haushalts- 
wissenschaften sowie verwandter Fachgebiete. 


Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsaufgaben auf 
dem Gebiet der Milchwissenschaft und verwandter Wissen- 
schaften. 


Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsaufgaben auf 
dem Gebiet des Fleisches und der Reischerzeugnisse sowie 
verwandter Wissenschaften. 


Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsaufgaben auf 
dem Gebiet der Getreide- und Kartoffelverarbeitung sowie 
verwandter Wissenschaften. 


Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsaufgaben auf 
dem Gebiet der Nahrungsfette (außer Butter) und deren 
Rohstoffe. 


Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsaufgaben auf 
dem Gebiet der Fischerei und verwandter Wissenschaf- 
ten. 


Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsaufgaben auf 
dem Gebiet der Landbauwissenschaften und verwandter 
Wissenschaften . 
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Ist 

Ist 

Ist 

1985 

1986 

1987 

1985 

1986 
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284,2 

272,9 

254,9 

1 470 

1 464 

1 476 

13,4 

18,2 

13,5 

196 

192 

190 

24,5 

24,2 

19,5 

229 

229 

228 

10,2 

10,7 

9,4 

107 

106 

105 

11,5 

12,4 

11,5 

158 

156 

155 

2,5 

2,6 

2,9 

34 

34 

33 

17,0 

15,4 

15,1 

174 

174 

173 

82,6 

83,2 

78,1 

858 

862 

845 
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6.4.8 

Biologische Bundesanstalt für Land- und 
Forstwirtschaft in Berlin und Braun- 
schweig 

Messeweg 11/12 

3300 Braunschweig 

Telefon: (0531) 3991 

Königin- Luise -Straße 19 

1000 Berlin 33 (Dahlem) 

Telefon: (030) 83041 

Selbständige Bundesoberbehörde mit Forschungsaufgaben 
auf dem Gebiet der Pflanzenkrankheiten und des Pflanzen- 
schutzes sowie verwandter Wissenschaften. Ihre Aufgaben 
ergeben sich vor allem aus dem Pflanzenschutzgesetz. 

6.4.9 

Bundesforschungsanstalt für Viruskrank- 
heiten der Tiere 

Paul-Ehrhch-Straße 28 

7400 Tübingen 1 

Telefon: (07071) 6031 

Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsaufgaben auf 
dem Gebiet der virusbedingten Tierkrankheiten und ver- 
wandter Wissenschaften; sie nimmt die ihr nach dem Vieh- 
seuchengesetz zugewiesenen Aufgaben wahr. 

6.4.10 

Bundesforschungsanstalt für Rebenzüch- 
tung Geilweilerhof 

6741 Sieb eldingen/Pfalz 

Telefon: (06345) 410 

Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsaufgaben auf 
dem Gebiet der Rebenzüchtung und verwandter Wissen- 
schaften. 

6.4.11 

Bundesforschungsanstalt für gartenbauli- 
che Pflanzenzüchtung 

Bomkampsweg 

2070 Ahrensburg 

Telefon: (04102) 51121 

Unselbständige Bundesanstalt mit Forschungsaufgaben auf 
dem Gebiet der gartenbauhchen Pflanzenzüchtung und 
verwandter Wissenschaften. 

6.4.12 

Bundesforschungsanstalt für Forst- und 
Holzwirtschaft 

Leuschnerstraße 91 

2050 Hamburg 80 

Telefon: (040) 739621 

Unselbständige Bundesanstalt für Forschungsaufgaben auf 
den Gebieten der Forst- und Holzwirtschaft sowie verwand- 
ter Wissenschaften. 

6.4.13 

Zentralstelle für Agrardokumentation 
und -information 

ViUichgasse 17 

5300 Bonn 2 

Telefon: (0228) 357097-99 

Unselbständige Bundesanstalt mit Aufgaben der Fachinfor- 
mation und -dokumentation im Bereich Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten 

6.5 Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung (BMA) 

6.5.1 

Bundesanstalt für Arbeitsschutz 

Vogelpothsweg 50/52 

4600 Dortmund 1 

Telefon: (0231) 17631 

Die Bundesanstalt als nicht-rechtsfähige Anstalt des öffent- 
hchen Rechts hat die Aufgabe, Arbeitssicherheit, Gesund- 
heitssituation und Arbeitsbedingungen in Betrieben und 
Verwaltimgen zu analysieren und Problenüösungen zu ent- 
wickeln, deren Anwendung sie in der Praxis fördert. Sie ist 
Anmeldestelle für Gefahrstoffe nach dem Chemikahenge- 
setz. 
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Ist 

Ist 

Ist 
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1986 

1987 

1985 

1986 
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63,1 

58,8 

49,7 

507 

536 

548 

13,6 

15,0 

11,7 

140 

140 

140 

7,5 

7,5 

7,5 

104 

104 

104 

3,5 

3,7 

3,5 

51 

52 

53 

15,2 

16,2 

13,6 

180 

180 

180 

3,3 

3,4 

3,4 

31 

31 

33 

27,8 

28,5 

37,1 

232 

232 

236 
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6.5.2 

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs- 
forschung (LAB) der Bundesanstalt 
für Arbeit (BA) 

Regensburger Straße 104 

8500 Nürnberg 30 

Telefon: (0911) 17-1 

Das lAB als Forschungseinrichtung der Bundesanstalt für 
Arbeit hat die folgenden Aufgaben: Untersuchungen (über- 
regional und regional) zur Lage und Entwicklung des Ar- 
beitsmarktes, insbesondere zur Situation und Struktur der 
Beschäftigung und der Arbeitslosigkeit, zur Beruf sausbU- 
dung, zur beruflichen Weiterbildung, zu den Einsätzen der 
arbeitsmarktpohtischen Instrumente sowie zu Leistungen 
bei Arbeitslosigkeit. 


6.6 Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung (BMVg) 


6.6.1 

Forschungsanstalt der Bundeswehr für 
Wasserschall- und Geophysik (FWG) 

Klausdorfer Weg 2 — 24 
2300 Kiel 14 
Telefon: (0431) 726070 


Gewinnung wissenschafüicher Grundlagen für Einsatzun- 
terlagen der Streitkräfte sowie von Erkenntnissen für die 
maritime Wehrtechnik (Vorhersage des Seegangs, der oze- 
anographischen Schichtung, des Sedimenttransportes, der 
Schallausbreitung) . 


6.6.2 

Forschungsgesellschaft für Angewandte 
Naturwissenschaften e. V. (FGAN) 

Neuenahrer Straüe 20 
5307 Wachtberg-Werthoven 
Telefon: (0228) 8521 


Die FGAN ist Trägerin von sechs Forschungsinstituten: 
Forschungsinstitut für Hochfrequenzphysik, 
Forschungsinstitut für Funk und Mathematik, 
Forschungsinstitut für Anthropotechnik, 

Forschungsinstitut für Fernmeldetechnik und Elektronik, 
Forschungsinstitut für Informationsverarbeitung und Mu- 
stererkennung und 
Forschungsinstitut für Optik. 

Die Institute bearbeiten überwiegend anwendungsnahe 
Aufgaben von wehrtechnischem Interesse und werden zu 
ca. 2/3 durch das BMVg institutionell gefördert; die Restfi- 
nanzierung erfolgt durch Projektmittel des BMVg bzw. des- 
sen nachgewordnetem Geschäftsbereich. 


6.7 Geschäftsbereich des Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit (BMJFFG) 


6.7.1 

Bundesgesundheitsamt (BGA) 

Berhn 

Thielallee 88-92 
1000 Berhn 33 
Telefon: (030) 83080 


6.7.2 

Paul-Ehrlich-Institut, Frankfurt 

Paul-Ehrhch- Straße 42-44 
6000 Frankfurt 
Telefon: (069) 636016 


Das BGA ist eine Bundesoberbehörde. 

Zu seinen Aufgaben gehören anwendungsorientierte For- 
schung, Beratungs- und Exekutivaufgaben, Erstattung von 
Gutachten sowie medizinalstatistische Arbeiten auf dem 
Gebiet des öffenthchen Gesundheitswesens. Ziele sind die 
Verbesserung des gesundheiüichen Verbraucherschutzes, 
die Verminderung gesundheitlicher Risiken aus der Um- 
welt, die Erforschung von Krankheitsursachen und die Frü- 
herkennung von Krankheiten, die Krankheitsbekämpfung 
und die Arzneimittelsicherheit. 


Das Paul-Ehrhch- Institut als selbständige Bundesoberbe- 
hörde in Frankfurt (Main) hat insbesondere die Aufgabe, 
Sera und Impfstoffe zu prüfen und zuzulassen, den Verkehr 
mit Sera imd Impfstoffen, Testaller genen, Testsera und Te- 
stantigenen zu überwachen sowie entsprechende Forschim- 
gen zu betreiben. 


9 Die Ausgaben des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung sind in den Ausgaben der Bundesanstalt für Arbeit enthalten, 
da das Institut eine Abteilung der BA ist. Diese Ausgaben sind nicht getrennt nachweisbar. 
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1987 

1985 

1986 
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- 1 ) 

- 

- 1 ) 

90,5 

90,5 

90,5 

2,4 

4,4 

8,1 

143 

142 

146 

35,2 

36,0 

37,9 

347 

346 

341 

161 

166 

181 

1 879 

1 820 

1 850 

37 

62 

89 

178 

205 

204 
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6.7.3 

Deutsches Institut für medizinische Doku- 
mentation und Information (DIMDI), 
Köln 

Postfach 42 05 80 

5000 Köln 41 

Telefon: (0221) 47241 

Das DIMDl als nichtrechtsfähige Bundesanstalt hat die Auf- 
gabe, in- und ausländische Literatur und sonstige Informa- 
tionen auf dem Gesamtgebiet der Medizin und ihrer Rand- 
gebiete unter Einsatz der elektronischen Datenverarbeitung 
zu erfassen, auszuwerten, zu speichern und der fachlich 
interessierten ÖffenÜichkeit laufend oder auf Anfrage be- 
kanntzumachen. Das Institut arbeitet an der Verbesserung 
von Dokumentations- und Informationssystemen (Literatur- 
und Befunddokumentation) für den Bereich der Medizin 
und ihrer Randgebiete und fördert die Aus- und Fortbildung 
von Personal für die medizinische Dokumentation und Infor- 
mation insbesondere in der Anwendung moderner Techni- 
ken. 


6.8 Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr (BMV) 


6.8.1 

Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) 

Brüderstraße 53 

5060 Bergisch-Gladbach 1 

Telefon: (02204) 43-0 

Die BASt ist eine technisch-wissenschaftliche Anstalt. 

Ihr Aufgabenbereich umfaßt die Untersuchungen, For- 
schungen und Entwicklungen zur Verbesserung der Wirt- 
schaftlichkeit des Baues und der Unterhaltung der Bundes- 
fernstraßen, Erhöhung der Sicherheit und Leichtigkeit des 
Verkehrs und der Verminderung der straßenbedingten Um- 
weltbelastung. Sie berät auf ihren Tätigkeitsgebieten gut- 
achtlich auch andere Behörden und interessierte Stellen. 

6.8,2 

Bundesanstalt für Wasserbau (BAW) 

Kußmaulstraße 17 

7500 Karlsruhe 21 

Telefon: (0721) 7501-1 

Die BAW ist eine Bundesoberbehörde mit Sitz in Karlsruhe 
und einer Außenstelle in Hamburg-Rissen. 

Es ist das zentrale Institut der Wasser- und Schiffahrtsver- 
waltung des Bundes (WSV) für die gesamte praktische und 
wissenschaftliche Versuchs- und Forschungsarbeit auf dem 
Gebiet des Wasser-, Erd- und Grundbaues und der Bautech- 
nik sowie die zentrale Dokumentations- und Informations- 
stelle für diese Fachgebiete. Ihr sind auch Aufgaben der 
Datenverarbeitung in der WSV übertragen. 

6.8.3 

Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG) 

Kaiserin-Augusta- Anlagen 15-17 

5400 Koblenz 

Telefon: (0261) 12431 

Die BfG ist eine Bundesoberbehörde mit Sitz in Koblenz und 
einer Versuchs- und Außenstelle auf der Rheininsel Nieder- 
werth. 

Es ist das wissenschaftliche Institut des Bundes für die For- 
schung auf den Gebieten Gewässerkunde, Wasserwirt- 
schaft und Gewässerschutz. Sie berät die Bundesministerien 
und deren nachgeordnete Dienststellen in Grundsatz- und 
Einzelfragen, insbesondere die Behörden der Wasser- und 
Schiffahrtsverwalung im Rahmen der Planung, des Aus- 
baues und Neubaues sowie des Betriebes und der Unterhal- 
tung der Bundeswasserstraßen. 
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24 

24 

24 

90 

92 

95 

47,4 

46,0 

48,9 

359 

359 

354 

33,6 

33,3 

30,7 

297 

309 

309 

20,1 

19,1 

17,5 

218 

227 

228 
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6.8.4 

Deutsches Hydrographisches Institut 
(DHI) 

Bemhard-Nocht-Straße 78 

2000 Hamburg 4 

Telefon; (040) 3190-1 

Das DHI ist eine Bundesbehörde mit Sitz in Hamburg und 

unterhält das Erdmagnetische Observatorium Wingst. 

Ihm obhegen nach dem Seeaufgabengesetz 

- die Förderung der Seeschiffahrt und Seefischerei durch 
naturwissenschafthche und nautisch-technische For- 
schungen, meeresbiologische Forschungen ausgenom- 
men, 

- die Prüfung nautischer Instrumente und Geräte der 
Schiffsausrüstung auf ihre Eignung für den Schiffsbetrieb 
und ihre sichere Funktion an Bord sowie die Reguherung 
der Magnetkompasse, 

- die nautischen und hydrographischen Dienste, 

- die Herstellimg und Herausgabe amthcher Seekarten und 
amthcher nautischer Veröffenthchungen und 

- die Überwachung des Meerwassers auf Radioaktivität 
und sonstige schädliche Beimengungen. 

6,8.5 

Deutscher Wetterdienst (DWD) 

- Zentralamt - 
Frankfurter Straße 135 

6050 Offenbach/Main 

Telefon: (069) 8062-0 

Der DWD ist eine technisch- wissenschaftliche Bundesober- 
behörde und hat die Aufgabe, 

- die meteorologischen Erfordernisse insbesondere auf den 
Gebieten des Verkehrs, der Land- und Forstwirtschaft, 
der gewerbhchen Wirtschaft, des Bau- und Gesundheits- 
wesens zu erfüllen, 

- die meteorologische Sicherung der Seefahrt und der Luft- 
fahrt zu gewährleisten, 

- die Atmosphäre auf radioaktive Beimengungen und de- 
ren Verfrachtung zu überwachen, 

- durch Forschungsarbeiten die Erkenntnisse auf dem Ge- 
biet der Meteorologie zu fördern und 

- an der internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Meteorologie teilzunehmen und die sich daraus erge- 
benden internationalen Verpflichtungen auf dem Gebiet 
des Wetterdienstes und des Wetternachrichtendienstes 
zu erfüllen. 


6.9 Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) 


6.9.1 

Umweltbundesamt (UBA) 

Bismarckplatz 1 

1000 Berhn 33 

Telefon: (030) 8903-1 

Das UBA als Bundesoberbehörde widmet sich der Erarbei- 
tung der wissenschaftlichen Grundlagen für die Umweltpo- 
litik der Bundesregierung sowie der Fortentwicklung des 

Standes der Technik und die Erweiterung des Wissens- und 

Erkenntnisstandes auf dem Gebiet des Umweltschutzes. 

Weitere Aufgaben u. a.: 

- die Bereitstellung zentraler Dienste und Hilfen für die 
Ressortforschung und für die Koordinierung der Umwelt- 
forschung des Bundes, 

- die Bereitstellung von Umweltdaten durch das Informa- 
tions- und Dokumentationssystem Umwelt (UMPLIS), 

- Aufklärimg der Öffentlichkeit in Umweltfragen. 

Es hat folgende Außenstellen: 

- Dokumentationszentrale Wasser in Düsseldorf 

- Pilotstation in Offenbach (Zentrale des Reinluftmeßnetzes 
mit Meß- und Probenahmestellen im gesamten Bundes- 
gebiet) 

- fünf Meßstellen. 
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80,4 

87,3 

704 

703 

701 

190,5 

214,1 

223,7 

1 9722 ) 

1 9792 ) 

2 0172 ) 

50,0 

52,5 

60,0 

459 

470 

496 


2) einschließlich Leerstellen ohne Beamte auf Probe und auf Widerruf 
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6.9.2 

Bundesforschungsanstalt für Naturschutz 
und Landschaftsökologie (BfANL) 

Konstantinstraße 110 

5300 Bonn 2 

Telefon: (0228) 84910 

Die BfANL erarbeitet wissenschaftliche Grundlagen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft. Der Forschungsbereich umfaßt den Naturschutz 
und die biologischen Disziplinen Vegetationskunde und 
Tierökologie, die Landschaftspflege mit Landschaftsökolo- 
gie, Landschaftsplanung und Erholungsvorsorge. Sie liefert 
damit Entscheidungshilfen für die Gesetzgebung, Raum- 
ordnungs- und Landschaftspflege. 

Zu ihren Dienstleistungen gehören laufende Dokumenta- 
tion und Nachweis der wissenschaftlichen Fachhteratur so- 
wie die Information der Öffentüchkeit. 


6.10 Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- und Fernmeldewesen (BMP) 


6.10.1 

Forschungsinstitut der Deutschen Bun- 
despost beim Fernmeldetechnischen Zen- 
tralamt Darmstadt und Berlin (Außenst.) 

Am Kavallerie sand 3 

6100 Darmstadt 

Telefon: (06151) 83-1 

Die Deutsche Bundespost betreibt nachrichtentechnische 
Forschung in ihrem Forschungsinstitut beim Femmelde- 
technischen Zentralamt, um auf dem Gebiet der modernen 
Nachrichtentechnik eigene wissenschaftliche Fachkompe- 
tenz und firmenunabhängiges Urteilsvermögen möglichst 
frühzeitig verfügbar zu haben. 

Forschungsschwerpunkte : 

- Nachrichtenverarbeitung 

Sprachverarbeitung und digitale Codier- und Übertrags- 
ungsverfahren 

- Vermittlung 

Strukturen künftiger Vermittlungssysteme 

- Fernmeldenetze 

Optimierung vorhandener Netze und Systemanalyse/ 
-Synthese des digitalen optischen Teilnehmer anschlus- 
ses 

- Übertragungsverfahren 

Verfahren auf herkömmlichen und Glasfasersystemen 

- Leitergebundene Übertragungsmedien 

Erforschung der Glasfaser 

- Antennen 

Spiegelantennen und phasengesteuerte Gruppenanten- 
nen 

- WeUenausbreitung 

- Festkörperelektronik 

Entwicklung quaternärer Halbleiterschichten; integrierte 
Techniken für digitale Breitband-Nachrichtenübertra- 
gung 

- Optoelektronik 

- Wissenschaftliche Servicefunktionen. 

6.10.2 

Wissenschaftliches Institut für Kommuni- 
kationsdienste der Deutschen Bundespost 
(WIK) 

Bahnhofstraße 1 

5340 Bad Honnef 

Telefon: (02224) 1232 

Das WIK ist eine Forschungseinrichtung des BMP und be- 
treibt Forschung auf den Gebieten 

- Post- und Fernmeldepolitik in wesüichen Industrieländ- 
ern, 

- Gebührenpolitik öffentlicher Unternehmen, 

- ökonomische und gesellschaftspolitische Wirkungen der 
Informations- und Kommunikationstechnologien, 

- ökonomische Aspekte einzelner Kommunikationsdien- 
ste. 
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Ausgaben in Mio DM 

Personal insgesamt 

Ist 

Ist 

Soll 

Ist 

Ist 

Ist 

1985 

1986 

1987 

. 1985 

1986 

30. 06. 1987 

8,6 

7,2 

6,9 

65 

63 

61 

51,6 

57,9 

59,4 

319 

319 

320 

1,0 

1,5 

1,6 

10 

11 

12 
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Einrichtungen 

Kurzbeschreibung / Aufgaben 




6.11 Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau (BMBau) 
6 . 11.1 


Bundesforschungsanstalt für Landes- 
kunde und Raumordnung (BfLR) 

Am Michaelshof 8 

5300 Bonn 2 

Telefon: (0228) 826214 

Die BfLR ist eine wissenschafthch unabhängige, nicht 
rechtsfähige Forschungseinrichtung. Sie erarbeitet wissen- 
schafthche und informatorische Grundlagen zur Lösung der 
Aufgaben der Bundesregierung im Bereich der Raumord- 
nung und des Städtebaus. Dazu betreibt sie eigenständige 
Datenanalyse zur laufenden Raumbeobachtung. 


6.12 Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung und Technologie (BMFT) 
6.12.1 


Biologische Anstalt Helgoland 
(BAH, Hamburg) 

Notkestraße 31 

2000 Hamburg 52 

Telefon: (040) 89693-0 

Die BAH als Forschungsanstalt erfüllt 

- Aufgaben nach Maßgabe des BMFT im Gesamtpro- 
gramm Meeresforschung und Meerestechnik, 

- Forschung auf den Gebieten Meeresbiologie und -Ökolo- 
gie, 

- wissenschaftliche Dienstleistungen, 

- biologisches Monitoring in der Deutschen Bucht, 

- nationale und internationale Aufgaben des marinen Um- 
weltschutzes. 

6.12.2 

Deutsches Historisches Institut Paris 
(DHI Paris) 

9, nie Maspero 

F-75116 Paris 

Telefon: (00331) 45202525 

Das DHI Paris als unselbständige Bundesanstalt erforscht 
die deutsch-französischen Beziehungen im Bereich der mit- 
telalterhchen und neueren Geschichte in pohtischer, wirt- 
schaitiicher, sozialer und kultureller Hinsicht. Es vermittelt 
auch die fachhchen Beziehungen zwischen deutschen und 
französischen Historikern. 

6.12.3 

Deutsches Historisches Institut Rom 
(DHI Rom) 

Via Aureha Antica 391 

1-00165 Roma 

Telefon: (00396) 6233011 

Das DHI Rom als unselbständige Bundesanstalt erforscht die 
deutsche und europäische Geschichte einschÜeßhch Musik- 
geschichte mit Schwerpunkt auf den deutsch-itahenischen 
Beziehungen im Mittelalter und in der Neuzeit. 

Es pflegt auch die Beziehungen zur gegenwärtigen itaüeni- 
schen Geschichtswissenschaft. 

6.12.4 

Deutsches Historisches Institut London 
(DHI London) 

17 Bloomsbury Square 

GB-London WC 1A2 LP 

Telefon: (00441) 404 5486 

Das DHI London des Vereins zur Förderung des britisch- 
deutschen Historikerkreises e. V., Frankfurt am Main, dient 
der Erforschung der deutsch-britischen Beziehungen und 
der Edition von Quellen zu diesen Beziehungen aus briti- 
schen Archiven und Bibhotheken. 

6.12.5 

Deutsches Historisches Institut Washing- 
ton D.C. (DHI Washington) 

1759 R Street, N.W. Suite 400 

Washington, D.C. 20009 USA 

Telefon: (001202) - 387-3355 

Das 1987 gegründete DHI Washington der Stiftung Deut- 
sches Historisches Institut in den Vereinigten Staaten von 
Amerika mit Sitz in Bonn, dient der kontinuierhchen Zusam- 
menarbeit mit der amerikanischen Geschichtswissenschaft, 
insbesondere durch Forschung und durch Vermittlung von 
Quellen aus amerikanischen Archiven und Bibhotheken. 

davon 2 Mio DM für Institutsgebäude 
"*) einschließlich beamtete Hilfskräfte 
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Ausgaben in Mio DM 

Personal insgesamt 

Ist 

Ist 

Soll 

Ist 

Ist 

Ist 

1985 

1986 

1987 

1985 

1986 

30. 06. 1987 

9,1 

9,4 

9,9 

124 

120 

123 

13,5 

14,6 

15,0 

141 

140 

140 

2,4 

2,7 

4 , 73 ) 

19 

19 

19 

3,6 

3,7 

3,9 

294) 

29 4) 

294) 

3,3 

3,3 

3,4 

15 

15 

15 



2,1 



8 
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Einrichtungen 

Kurzbeschreibung / Aufgaben 

6.12.6 

Deutsches Institut für Japanstudien 

Tokio 

(DU Tokio) 

(in Gründung) 

Mit dem DU Tokio der Phüipp-Franz-von-Siebold-Stiftung, 
Deutsches Institut für Japanstudien mit Sitz in Bonn, soll ein 
Beitrag zum deutsch-japanischen Verständnis geleistet 
werden. Hierzu soll das Institut insbesondere das moderne 
Japan und die deutsch -japanischen Beziehungen mit Hilfe 
der Geistes-, Sozial- und Wirtschaftswissenschaften erfor- 
schen und Ergebnisse japanischer Forschung auf diesen 
Gebieten nach Deutschland vermitteln. 

6.12.7 

Kunsthistorisches Institut Florenz 
(KHI Florenz) 

Via G. Giusti 44 

1-50121 Firenze 

Telefon: (003955) 2479161 

Das KHI Florenz als unselbständige Bundesanstalt dient als 
internationaler Sammelpunkt für Forschung zur itaherü- 
schen Kunstgeschichte und fördert u. a. durch Ferienkurse 
und Seminare die Forschung auf seinem Arbeitsgebiet. 

6.12.8 

Orient-Institut Beirut (Ol Beirut) 

Rue Hussein Beyhum 

Beirut Libanon 

z. Z. Ausweichstelle in Istanbul 
c/o Generalkonsulat Istanbul 

Postfach 15 00, 5300 Bonn 1 

Das Orientinstitut der Deutschen Morgenländischen GeseU- 
schait e.V. dient der Zusammenarbeit der deutschen 
Orientforschung mit den Ländern des vorderen und mittle- 
ren Orients und führt Forschungen auf dem Gebiet der ara- 
bischen, türkischen imd persischen Sprachen und Literatur, 
der Islamwissenschaft und der Semitistik durch. 


6.13 Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft (BMBW) 
6.13.1 


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) 

FehrbeUiner Platz 3 

1000 Berlin 31 

Telefon: (030) 8683-1 

Das BIBB als bundesunmittelbares rechtsfähiges Institut be- 
treibt 

- Berufsbüdimgsforschung, Mitwirkung u. a. an der Vorbe- 
reitung von Ausbüdungsordnungen, Berufsbüdungsbe- 
richt und der Berufsbildungsstatistik sowie Förderung 
von Modellversuchen, 

- Förderung der Bildungstechnologie durch Forschung, 

- Unterstützung überbetriebhcher Berufsbildungsstätten, 

- Förderung des berufsbildenden Fernunterrichtes und des 
Verzeichnisses der anerkannten Ausbüdungsberufe. 


6.14 Geschäftsbereich des Bundesministers für wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) 


6.14.1 

Deutsches Institut für Entwicklungs- 
politik (DIE) gGmbH 

Fraunhoferstraße 33 — 36 

1000 Berhn 10 

Telefon: (030) 3418071 

Das DIE führt auf der Grundlage imabhängiger wissen- 
schafthcher Forschung Beratungs- und Ausbildungsaufga- 
ben durch. Es ersteht für öffenthche Institutionen Gutachten 
zu entwicklungspohtischen Themen und berät sie bei aktu- 
eUen Fragen der Zusammenarbeit zwischen Industrie- und 
Entwicklungsländern. 

Das DIE bildet Hochschulabsolventen für die berufliche Pra- 
xis in der deutschen und internationalen Entwicklungspoh- 
tik aus. 
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Ausgaben in Mio DM 

Personal insgesamt 

Ist 

Ist 

Soll 

Ist 

Ist 

Ist 

1985 

1986 

1987 

1985 

1986 

30. 06. 1987 

3,6 

3,7 

3,5 

31 

31 

31 

1,1 

1,4 

1,5 

12 

13 

13 

32,2 

33,2 

32,6 

394 

399 

396 

3,2 

3,5 

3,9 

42 

42 

41 
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Schaubild VI/2 (vgl. Tabelle VII/20) 


Ausgaben der wissenschaftlichen Einrichtungen 
außerhalb der Hochschulen 



Quelle: Statistisches Bundesamt 


BMFT 

BuFo 1988 
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Schaubild VI/3 (vgl. Tabelle VII/34) 


Personal der wissenschaftlichen Einrichtungen 
außerhalb der Hochschulen 
- auf Vollzeit umgerechnet - 

Gesamt 



Quelle: Statistisches Bundesamt 

BMFT 

BuFo 1988 


333 


Drucksache 11/2049 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


7. Überregionale Informationseinrichtungen und zentrale Fachbibliotheken 

Die Überregionalen Fachinformationseinrichtungen und -Zentren sowie die zentra- 
len Fachbibliotheken haben folgende Aufgaben: 

— Aufbau von Literatur- und Fakteninformationsbanken 

— Angebot und Vertrieb von Informationsdiensten 

— Bereitstellung von Informationsbanken für die Online-Nutzung über Fachinfor- 
mations-Rechenzentren 

— Sammlung und Bereitstellung von Literatur. 
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Übersicht der zentralen Fachinformationseinrichtungen und zentralen Fachbibliotheken 


Ressort/Name 

Fachinformationsgebiet 

Finanzierung 

Aus- 
gaben 
1986 
(Ist) 
in Mio 
DM 

Personal 

1986 

(Ist) 

Aus- 
gaben 
1987 
(SoU) 
in Mio 
DM 

Personal 

1987 

(SoU) 

BMU 

Umweltbundesamt/ 

Gruppe UMPLIS (Informa- 
tion und Dokumentation 
Umwelt), Berlin 

Umweltschutz (u. a. 
Forschungs- und 
Literaturdatenbank) 

Bund (BMU) 

2,7 

51 

2,8 

55 

BMJ 

JURIS GmbH Juristisches 
Informationssystem für die 
Bundesrepublik Deutsch- 
land 

Rechtsprechung, 
Literatur und Normen 
(Bundesrecht) 

Bundesrepublik 
Deutschland 
alleiniger Ge- 
sellschafter, 
Stammkapital 

5 Mio DM 

9,3 

40 

8,9 

421) 

BMWi 

Informationszentrum im 
HWWA-Institut für Wirt- 
schaftsforschung, 

Hamburg 

Wirtschaftswissen- 
schaften, Wirtschafts- 
praxis, wirtschafts- 
relevante Nachbar- 
disziphnen 

Bund 

BMWi 50%; 
Hamburg 50 % 

7,1 

104 

7,5 

101 

BMWi 

Zentralbibliothek der 
Wirtschaftswissenschaften 
und Wirtschaftsarchiv, Kiel 

Wirtschaftswissen- 

schaften 

Bund 

(BMWi) 50%; 
Schleswig- 
Holstein 50 % 

10,8 

119 

10,8 

119 

BMWi 

Bundesstelle für Außen- 
handelsinformation, BfAi, 
Köln 

Außenhandels- 

information 

Bund (BMWi) 

21,8 

155 

22,6 

160 

BMWi 

Fachinformationszentrum 
Technik e. V., 

Frankfurt/M. 

Elektrotechnik, Fein- 
werktechnik, Maschi- 
nenbau, Kraftfahr- 
wesen 

Bund (BMWi) 
Wirtschaft 

0,0 

48 

9,4 

51 

BMWi 

Fachinformationszentrum 
Werkstoffe e. V., Berlin 

Hüttenkunde, Werk- 
stoffe, Metallbe- und 
-Verarbeitung 

Bund (BMWi) 
Berlin 

Wirtschaft 

6,3 

48 

5,7 

45 

BMWi 

Deutsches Informations- 
zentrum für Technische 
Regeln (DITR) im DIN, 
Berlin 

Technische Regeln 

Bund (BMWi) 
Wirtschaft 

5,9 

27 

5,7 

24 

BMWi 

Verein Textildokumen- 
tation und -information 
e. V., Ratingen 

Textiltechnik 

Bund (BMWi) 
Bayern 

Wirtschaft 

1,0 

9 

1,0 

9 
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Ressort/Name 

Fachinformationsgebiet 

Finanzierung 

Aus- 
gaben 
1986 
(Ist) 
in Mio 
DM 

Personal 

1986 

(Ist) 

Aus- 
gaben 
1987 
(Soll) 
in Mio 
DM 

Personal 

1987 

(Soll) 

BMWi 

Informationszentrum Roh- 
stoffgewinnung, Geowis- 
senschaften, Wasserwirt- 
schaft bei der Bundesan- 
stalt für Geowissenschaf- 
ten und Rohstoffe (BGR), 
Hannover 

Rohstoffgewinnung, 

Geowissenschaften, 

Wasserwirtschaft 

Bund (BMWi) 
Niedersachsen 

1,2 

8 

1,2 

8 

BML 

Zentralstelle für Agrar- 
dokumentation und -infor- 
mation (ZADI), Bonn 

Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten so- 
wie Koordinierung der 
Literatur- und Fakten- 
dokumentation 

Bund (BML) 

3,42) 

32 

3,4 2) 

32 

BMV 

Bundesanstalt für Straßen- 
wesen (BAST) Bergisch 
Gladbach 

Verkehrsdatenbank, 
Dokumentation der 
Verkehrswirtschaft 
und des Straßenwe- 
sens 

Bund (BMV) 

0,8 

6 

0,83) 

6 

BMV 

Bundesanstalt 
für Wasserbau 

Verkehrswasserbau- 
liche Zentralbibliothek, 
Literatur-Information 
und Dokumentations- 
stelle der Schiffahrts- 
verwaltungen (WSV 
des Bundes) 

Bund (BMV) 

0,12 

4 

0,12 

4 

BMFT 

Fachinformationszentrum 
Chemie GmbH, Berhn 

Chemie einschließlich 
Grenzgebiete^) 

Bund 

(BMFT) 50 % ; 
Länder 50 % 

16,3 

54 

17,5 

55 

BMFT 

Fachinformationszentrum 
Energie, Physik, Mathe- 
matik GmbH, Karlsruhe 

— Energie, Kernfor- 
schung und Kern- 
technik, Mathema- 
tik, Physik, Astrono- 
nomie und Astro- 
physik 

— Service-Rechenzen- 
truminsbesondere 
für die Fachinfor- 
mationssysteme; 
Energie, Physik und 
Mathematik; Che- 
mie; Werkstoffe; 
Rohstoffgewinnung 
und Geowissen- 
schaften; Raumord- 
nung, Städtebau, 
Wohnungswesen 
und Bauwesen; 
Technik 

Bund 

(BMFT) 85 %; 
Länder 15 % 

32,8 

248,5 

41,0 

248,5 

BMFT 

Informationszentrum 

Raum und Bau (IRB) der 
FhG, Stuttgart 

Raumordnung, Städte- 
bau, Wohnungswesen 
und Bauwesen 

Bund 

(BMFT) 90 %; 
Länder 10 % 

8,6 

71,5 

8,9 

71,5 
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Ressort/Name 

Fachinformationsgebiet 

Finanzierung 

Aus- 
gaben 
1986 
(Ist) 
in Mio 
DM 

Personal 

1986 

(Ist) 

Aus- 
gaben 
1987 
(SoU) 
in Mio 
DM 

Personal 

1987 

(Soll) 

BMFT 

Technische Informations- 
bibliothek an der Univer- 
sität 

Hannover (TIB) 

Zentralbibliothek für 
Technik einschl. Che- 
mie, Mathematik, Phy- 
sik sowie technische 
und naturwissenschaft- 
hche Literatur vor al- 
lem des Auslandes 

Bund 

(BMFT) 30 % ; 
Länder 70 % 

14,8 

139 

16,4 

139 

BMFT 

Informationszentrum So- 
zialwissenschaften (IZ) bei 
der Arbeitsgemeinschaft 
Sozial wissenschaftlicher 
Institute. V., Bonn 

Sozialwissenschaften 
einschl. Bildungswe- 
sen, Wirtschaftswissen- 
schaften, Arbeitsmarkt 
und Berufsforschung 

Bund (BMFT) 

2,8 

13 

s. 

GESIS 

s. 

GESIS 

BMFT 

Zentralarchiv für empiri- 
sche Sozialforschung (ZA) 
der Universität Köln, Köln 

Originaldaten sozial- 
wissenschafthcher Um- 
frageforschung 

Bund (BMFT) 

2,3 

21 

s. 

GESIS 

s. 

GESIS 

BMJFFG 

Deutsches Institut für me- 
dizinische Dokumentation 
und Information (DIMDI), 
Köln 

Gesundheitswesen, 
Medizin, Biologie, 

Sport 

Bund 

(BMJFFG) 

22,0 

84,5 

20,8 

86 

BMJFFG 

Zentralbibliothek der 
Medizin, Köln 

Medizin und naturwis- 
senschaftliche Grund- 
lagenfächer, Anthropo- 
logie 

Bund 

(BMJFFG) 30 % 
Länder 70 % 

6,3 

50 

6,3 

54 

BMJFFG 

Zentralstelle für Psycholo- 
gische Information und 
Dokumentation an der 
Universität Trier (ZPID) 

Datenbank für alle Ge- 
biete der Psychologie 
und Informationsver- 
mittlung 

Bund 

(BMJFFG) 50% 
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Ressort/Name 

Fachinformationsgebiet 

Finanzierung 

Aus- 
gaben 
1986 
(Ist) 
in Mio 
DM 

Personal 

1986 

(Ist) 

Aus- 
gaben 
1987 
(Soll) 
in Mio 
DM 

Personal 

1987 

(Soll) 

BMFT 

Gesellschaft Sozialwissen- 
schaftlicher Infrastruktur- 
einrichtungen e. V. 

(GESIS) in Mannheim 

Ab 1987 Trägerorganisa- 
tion folgender sozialwis- 
senschaftlicher Serviceein- 
richtungen: 

— Informationszentrum 
Sozialwissenschaften 
(IZ) bei der Arbeitsge- 
meinschaft sozialwis- 
senschaftlicher Institute 
e. V., Bonn, 

— Zentralarchiv für empi- 
rische Sozialwissen- 
schaften bei der Uni- 
versität Köln (ZA) 

B. Bis 1986 von der 
Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft (Epl. 31) 
geförderte Einrichtung 

— Zentrum für Umfragen, 
Methoden und Analy- 
sen (ZUMA) e. V. in 
Mannheim 

Bereitstellung und Ak- 
quisition von Bestän- 
den quantitativer Da- 
ten einschl. kontinuier- 
licher Aufbereitung, 
Methodenentwicklung 
und -beratung, Aufbe- 
reitung und Bereitstel- 
lung faktographischer 
und bibliographischer 
Datenbanken sowie 
Dauerbeobachtimg ge- 
sellschaftlicher Ent- 
wicklungen 

Bund 

(BMFT) 80 % 
Länder 20 % 



10,6 

80 


1) Ist 30. 6. 1987 

2) in Bundesanstalten integriert 

3) 1. 1.-30. 6. 1987 (Ist): 0,4 Mio DM 

4) Auswertung von Patent- und Zeitschriftenliteratur für Organika, Polymere und Anorganika 

5) Wird ab 1988 gemeinsam gefördert (1988: 2,0 Mio DM; Personal-Soll 1988: 16) 

Quelle: Angaben der zuständigen obersten Bundesbehörden 
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8. Übersicht über die Projektträger des Bundesministers für Forschung und 
Technologie (BMFT) 

Die 14 Projektträger des BMFT sind in der Regel Großforschungseinrichtungen oder 
sonstige fachlich qualifizierte Einrichtungen, die u. a. für den BMFT wissenschaft- 
lich-technische und administrative Managementaufgaben durchführen. 

Der Schwerpunkt der Projektträger-Tätigkeit hegt im Rahmen der direkten und 
in direkt- spezifischen Projektförderung bei der fachhchen und administrativen Bera- 
tung der Antragsteller, der Vorbereitung von Förderentscheidungen sowie der Pro- 
jektbegleitung und Erfolgskontrolle. 

Darüber hinaus nehmen die Projektträger eine Reihe zusätzlicher Aufgaben für den 
BMFT wahr, wie z. B. Unterstützung bei Planung, Analyse und Bewertung von Pro- 
grammen, Organisationen von Status Seminaren und Workshops, Management von 
Großprojekten und Betreuung internationaler Aufgaben. 
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Projektträger (PT) 

Projektträgerschaften 

Projektträger (PT) 

Proj ektträgerschaf ten 


1. Deutsches Elektronen- 

Proj ekttr ägerschaf t 

8. Kernforschungsanlage 

Projektleitung 


Synchrotron (DESY), 

— Hochenergiephysik/ 

Jülich GmbH (KFA) 

— Biotechnologie 


Notkestraße 85 

Synchrotronstrahlung 

Postfach 19 13 

— Nichtnukleare 


2000 Hamburg 


5170 Jülich 1 

Energie- 


2. Deutsche Forschungs- 

Proj ekttr ägerschaf ten 


forschung 

^PBE 

und Versuchsanstalt 

— Umweltschutztechnik 


— Ökologische 


für Luft- und Raum- 

— FuE im Dienste der 


Forschung 


fahrt e. V. (DFVLR) 

Gesundheit 


— Nukleare Festkörper- 

Postfach 90 60 58 

(Schwerpunkt: For- 


forschung 


Linder Höhe 

schung zur Bekämp- 


— Hochtemperatur 


5000 Köln 90 

fung von Krankhei- 


reaktor PTH 



ten) 


— Material- und Roh- 


— Humanisierung des 


Stofforschung 



Arbeitslebens 


(Materialforschung , 


— Weltraumforschung/ 


Rohstofforschung, 


W eltr aumtechnik 


Tribologie, Mem- 

3. DECHEMA 

Projektträgerschaft 


brantechnik, Kata- 

Deutsche Gesellschaft 

— Korrosion und Korro- 


lyse- lorscnung. 


für ehern. Apparate- 

sionsschutz 


Chem. Technologien) 

wesen, ehern. Technik 



— I'J-.IV 


und Biotechnologie 


9. Kernforschungszen- 

Proj ektträgerschaf t 


e. V. 


trum Karlsruhe GmbH 

— Wassertechnologie 

Postfach 97 01 46 


(KfK)Postfach 36 

und Schlamm- 


Theodor-Heuss- 


7500 Karlsruhe 1 

behandlung 


Allee 25 



— Fertigungstechnik 

6000 Frankfurt/ 



— Mittelenergiephysik 

Main 97 



— Endlagertechnologie 



10. VDl/VDE-Technolo- 

Proj ekttr ägerschaf t 


4. Gesellschaft für Ma- 

Zentralbereich Projekt- 

giezentrum Informa- 

— Mikroperipherik 

thematik und Daten- 

trägerschaft und Förde- 

tion GmbH 



ververarbeitung 

rung 

Budapesterstraße 40 



(GMD) 

— Fachinformation 

1000 Berhn 30 



Schloß Birhnghoven 

— Rechnergestützte 

11. VDl-Technologie- 

Projektträgerschaft 


5105 St. Augustin 1 

Übersetzung, Fach- 

zentrum 

— Physikalische Tech- 


kriminologie 

Graf-Recke Straße 

nologien 


5. Gesellschaft für Reak- 

Projektträger Schaft 

4000 Düsseldorf 

— Laserforschung und 

torsicherheit mbH 

— Reaktorsicherheit 


Lasertechnik 


(GRS) 


12. Umweltbundesamt 

Proj ektträgerschaf t 


Postfach 10 16 50 


Bismarckplatz 1 

— Feste Abfallstoffe 

Schwertnergasse 1 


1000 Berlin 33 



5000 Köln 1 


13. AlF Arbeitsgemein- 

Projektträgerschaft 




schaft industrieller 

— Vertragsforschung 

6. Gesellschaft für 

Projektträgerschaft 

Forschungsvereini- 

KMU 


Schwerionenforschung 

— Kern- und Schwer- 

gungen e. V. 

— Forschungspersonal- 

mbH (GSl) 

ionenforschung 

Bayenthalgürtel 23 

zuwachsförderung 

Postfach 5 41 


5000 Köln 51 



6100 Darmstadt 1 


14. Bundesgesundheits- 

Proj ektträgerschaf! 




amt 

AIDS-Forschung 


7. Gesellschaft für Strah- 

Bereich Projektträger- 




len- und Lfmweltfor- 

schaften 




schung mbH (GSF) 

— FuE im Dienste der 




Josephspitalstraße 15 

Gesundheit (Schwer- 




8000 München 2 

punkt: Präventivme- 





dizin, technische Hü- 





fen für Diagnose und 





Rehabihtation) 





— Umwelt 





— Khmaforschung 





Quelle: BMFT 
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Teil VII 

Statistik 


1. Grundlagen der Forschungsstatistik 
1.1 Allgemeines 

Forschung und Entwicklung gehören zu den wesent* 
üchen sozio-ökonomischen Faktoren einer Volkswirt- 
schaft und bedürfen einer eingehenden statistischen 
Beschreibung, um fundierte Unterlagen für for- 
schungspohtische Entscheidungen bereitstellen zu 
können. Der Tätigkeitsbereich Forschung und experi- 
mentelle Entwicklung (FuE) erstreckt sich auf alle 
Sektoren der Volkswirtschaft und unterscheidet sich 
von dem weiter gefaßten Bereich der wissenschaftli- 
chen Tätigkeit ebenso wie von den wirtschafthchen 
Aktivitäten. 

Der Begriff „FuE- Statistik" deckt verschiedene mögli- 
che statistische Serien über die Ressourcen für unter- 
schiedliche Phasen der FuE -Aktivitäten und deren Er- 
gebnisse ab. Das Schwergewicht der FuE-Statistik 
hegt nach wie vor beim FuE-lnput, d. h. den finanzi- 
ellen und personellen Ressourcen. Die methodischen 
Arbeiten auf dem Gebiet der FuE-Outputmessung 
sind jedoch in den letzten Jahren weiter fortgeschrit- 
ten; nationale und internationale Forschungsergeb- 
nisse werden insbesondere in der Organisation für 
wirtschaftüche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) intensiv diskutiert. Die regelmäßige FuE-Be- 
richterstattung der OECD umfaßt derzeit neben den 
traditionellen Statistiken auch Patentdaten sowie Da- 
ten zur Technologischen Zahlungsbilanz und zum Au- 
ßenhandel mit Hochtechnologiegütem. Abgrenzung, 
Erfassung und Interpretation dieser Daten sind jedoch 
wesentlich schwieriger als die des FuE-lnputs, so daß 
weitere Arbeiten an der Verbesserung der methodi- 
schen Grundlagen notwendig sind. 

Die FuE-Statistik, die sich in der Bundesrepublik 
Deutschland überwiegend auf den FuE-lnput bezieht, 
konnte in den letzten Jahren trotz restriktiver Tenden- 
zen im Statistikbereich weiter verbessert werden und 
hat einen Genauigkeits- und Detaillierungsgrad er- 
reicht, der dem des Auslandes nicht nachsteht. Das 
vielschichtige Gesamtgebiet von Forschung und Ent- 
wicklung hat verschiedenartige Ansatzpunkte für 
seine statistische Beschreibung mit unterschiedlichen, 
recht umfangreichen Problemen der Erhebcmg und 
Aufbereitung forschungsstatistischen Datenmaterials. 
Das Fehlen einer einheitlichen FuE-Statistik auf ge- 
setzlicher Grundlage vergrößert die Probleme und 
setzt weiteren Entwicklungen Grenzen. 

Im nachfolgenden werden die Grundlagen der stati- 
stischen Erfassung der finanziellen und personellen 
Ressourcen dargestellt, die weitgehend von den An- 
forderungen der internationalen Organisationen ge- 
prägt wurden. 


1.2 Methodische Grundlagen 

Die gegenwärtig durchgeführten forschungsstatisti- 
schen Erhebungen beruhen auf langjährigen metho- 
dischen Vorarbeiten, die hauptsächlich von der OECD 
eingeleitet wurden. 1963 wurde mit den „Allgemei- 
nen Richtlinien für statistische Übersichten in For- 
schung und Entwicklung" (Frascati-Handbuch) i) das 
erste Handbuch über die Grundlagen einer For- 
schungsstatistik vorgelegt, das in Zusammenarbeit 
von Wissenschaftlern, Fachleuten der OECD -Mit- 
gliedstaaten und dem OECD-Sekretariat zustande 
kam. Das Handbuch wurde inzwischen aufgrund der 
Erfahrungen bei den internationalen forschungsstati- 
stischen Erhebungen in allen OECD-Mitghedstaaten 
und wegen des zunehmenden Bedarfs an forschungs- 
statistischem Zahlenmaterial und den damit verbun- 
denen notwendigen Verbesserungen des statistischen 
Instrumentariums mehrmals revidiert. Die Fassung 
„Frascati-Handbuch" 1980 hegt auch in der deut- 
schen Übersetzung vor 2). Es enthält Ausführungen 
über Grunddefinitionen und Konventionen, Klassifi- 
zierungen und Methoden der Messung von FuE-Tä- 
tigkeiten auf allen Wissenschaftsgebieten. Darüber 
hinaus enthält es ein Kapitel über FuE -Deflatoren und 
FuE- Wechselkurse, ein Kapitel über öff enthebe FuE- 
Finanzierung nach sozio-ökonomischen Zielsetzun- 
gen sowie grundlegende Bemerkungen über die 
Möglichkeiten einer FuE-Outputmessung. Den be- 
sonderen Problemen der Erfassung von Forschung 
und Entwicklung im Hochschulsektor wird durch ehr 
kürzheh fertiggesteUtes „Addendum" Rechnung ge- 
tragen. Die Arbeiten an einer umfassenden Revision 
des Frascati-Handbuches werden zur Zeit aufgenom- 
men, sie soUen 1992 abgeschlossen sein. 

Auch die UNESCO führt regelmäßige Erhebungen 
der FuE-Ressourcen bei ihren Mitghedstaaten durch. 
Die methodisch-theoretischen Grundlagen wurden 
mit Unterstützung der nationalen Sachverständigen 
verschiedener Kontinente ständig weiterentwickelt 
und auf den von der UNESCO veranstalteten Sonder- 
treffen und Konferenzen ausführlich erörtert. Das Ziel 
ist hierbei die Sammlung von Informationen über wis- 
senschafthehe und technologische Aktivitäten (W- 
und T- Aktivitäten) in einer Form, die größtmögüche 
internationale Vergleichbarkeit erlaubt. Die Empfeh- 
lungen bezüghch der „internationalen Standardisie- 


9 The measurement of Scientific and Technical Acti\aties-Pro- 
posed Standard Practice for Surveys of Research and Experi- 
mental Development — „Frascati Manual" 1980, Hrg. OECD, 
Paris 1981 

'^) Die Messung wissenschaftlicher und technischer Tätigkeiten 
— Allgemeine Richtlinien für statistische Übersichten in For- 
schung und experimenteller Entwicklung, Herausgeber 
BMFT, Bonn 1982 
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rung von Statistiken auf dem Gebiet von Wissenschaft 
und Technologie“ wurden von der Generalversamm- 
lung der UNESCO im Jahr 1978 angenommen. Soweit 
es sich um den FuE-Bereich handelt, wurden die Defi- 
nitionen des Frascati-Handbuchs weitgehend über- 
nommen. Der darüber hinausgehende Bereich Wis- 
senschaft und Technologie wurde definiert und ist 
Inhalt neuer UNESCO-Erhebungen. Die Empfehlun- 
gen bezüghch der internationalen Standardisierung 
sind von der UNESCO als Handbuch vorgelegt wor- 
den^). Der von der UNESCO abgedeckte Mitgheder- 
kreis bezieht die osteuropäischen Länder und die Ent- 
wicklungsländer ein, wodurch besondere forschungs- 
statistische Fragestellungen hervortreten, wie z. B. 
Messung des Technologie-Transfers in weniger ent- 
wickelte Länder. 

Für Zwecke der Koordinierung der Forschungspolitik 
in den Ländern der Europäischen Gemeinschaften 
wurde ein spezielles statistisches Instrumentarium ge- 
schaffen, das sich jedoch nur auf die Forschungsfinan- 
zierung durch die zentralen öffentlichen Haushalte 
erstreckt. Auf der methodisch-theoretischen Grund- 
lage des Frascati-Handbuches wurde die „Systematik 
zur Analyse und zum Vergleich der wissenschaftli- 
chen Programme und Haushalte (NABS)"^) entwik- 
kelt, die eine funktionale Klassifizierung nach sozio- 
ökonomischen Zielen darstellt. Die im Oktober 1966 
entwickelte Systematik wurde inzwischen zweimal 
revidiert, um sie den neueren Orientierungen in den 
Forschungstätigkeiten anzupassen. Die letzte Revi- 
sion — NABS 1983 — wurde nach Verabschiedung 
durch den Unterausschuß FuE-Statistik vom Aus- 
schuß für wissenschaftliche und technische Forschung 
(AWTF) im November 1983 gebilligt. Auf der Grund- 
lage dieser Systematik werden vom Unterausschuß 
FuE-Statistik des AWTF bei den EG -Mitgliedstaaten 
die öffenthch finanzierten Ausgaben für Forschung 
und Entwicklung nach den Haushaltsplänen bzw. ih- 
ren Entwürfen, also Daten, die noch nicht vom Parla- 
ment verabschiedet wurden, erfaßt, analysiert und 
veröffentlicht. 

Das Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten führt keine eigenen forschungsstatistischen Erhe- 
bungen durch, ist aber als Sekretariat des Unteraus- 
schusses FuE-Statistik in die Arbeiten eingeschaltet. 

Erwähnt seien hier auch die Arbeiten des Skandina- 
vischen Rats für angewandte Forschung (NORD- 
FORSK), in dem die Forschungsorganisationen Däne- 
marks, Finnlands, Norwegens und Schwedens zusam- 
mengeschlossen sind. Seine Hauptaufgabe besteht in 
der Förderung der Zusammenarbeit der skandinavi- 
schen Länder auf dem Gebiet der wissenschafthchen 
und industriellen Forschung. 1974 wurde das Nordic- 
Manual veröffentlicht, das eine Weiterentwicklung 
des Frascati-Handbuches darstellt und unter beson- 
derer Berücksichtigung der Vergleichbarkeit der Da- 
ten zwischen den skandinavischen Ländern erarbeitet 
wurde. 


3) Guide to statistics on Science and technology, Hrg. UNESCO, 
Paris 1984 

Nomenclature pour 1' Analyse et la Comparaison des Budgets 
et Programmes Scientifiques, Hrg. EUROSTAT, Luxemburg 
1986 


Weiter sind die entsprechenden Arbeiten des Rates 
für gegenseitige Wirtschaftshilfe (CMEA) zu nennen, 
der sich um eine Anpassung der Erhebungskonzepte 
und um die Vergleichbarkeit der forschungsstatisti- 
schen Daten aus Planwirtschaftssystemen mit denen 
der westlichen Länder bemühte. 

Die Abstimmung und Zusammenarbeit dieser regio- 
nal und inhaltlich weit gestreuten Arbeiten erfordert 
erhebliche internationale Kommunikationsfähigkeit 
und -bereitschaft. Die Zusammenarbeit der Sekreta- 
riate der internationalen Organisationen auf diesem 
Gebiet hat sich wesentlich verstärkt, so daß die Dop- 
pelarbeit, die sich unter Berücksichtigung der spezifi- 
schen Zielsetzungen der einzelnen Organisationen 
ergibt, verringert werden konnte. Die Kommunikation 
ist darüber hinaus durch die regelmäßig stattfinden- 
den Tagungen der Forschungs Statistiker aus den Mit- 
güedstaaten gewährleistet. 


1.3 Rechtsgrundlagen 

Die Richtlinien und Empfehlungen der internationa- 
len Organisationen über die FuE- Statistiken werden 
von den Vertretern der jeweiligen Mitghedstaaten be- 
schlossen. Eine Berichtspfücht für FuE-treibende Ein- 
richtungen oder Personen kann für die einzelnen 
Staaten daraus nicht abgeleitet werden. Hierfür be- 
darf es der entsprechenden Regelungen auf nationa- 
ler Ebene. 

In der Bundesrepublik Deutschland kann eine Be- 
richtspfhcht nur durch gesetzhche Regelung begrün- 
det werden. 

Da ein Forschungsstatistik-Gesetz, das die For- 
schungstätigkeit in allen Sektoren der Volkswirtschaft 
nach einheitlichen Verfahren erfaßt, nicht erlassen 
worden ist, muß das forschungsstatistische Datenma- 
terial der einzelnen Sektoren aus unterschiedlichen 
Quellen ermittelt werden. Die amtliche Statistik kann, 
infolge der fehlenden gesetzlichen Grundlage, for- 
schungsstatistische Erhebungen nur insoweit durch- 
führen, als sie von anderen Statistikgesetzen mit ab- 
gedeckt sind. Über die jährliche Finanz Statistik wer- 
den als Grunddaten die staatlichen Ausgaben für Wis- 
senschaft, Forschung und experimentelle Entwick- 
lung ermittelt und die gemäß der Definition des Fras- 
cati-Handbuchs FuE betreffenden Teilbeträge in ei- 
nem zweiten Schritt ausgegliedert. Mit dem gleichen 
Gesetz ist auch die Erhebung des in staatlichen wis- 
senschaftlichen Einrichtungen beschäftigten Perso- 
nals abgedeckt. Auch die Datenerhebung bei den 
überwiegend staatlich finanzierten Forschungsein- 
richtungen ohne Erwerbszweck stützt sich auf dieses 
Gesetz (vgl. Gesetz über die Finanz Statistik in der Fas- 
sung vom 11. Juni 1980 — BGBl. I S. 673 — , geändert 
durch das 2. Statistikbereinigungsgesetz vom 19. De- 
zember 1986). Die Forschungsdaten für den Hoch- 
schulbereich basieren auf der Statistik über das Hoch- 
schulpersonal und die Hochschulfinanzen, die nach 
dem Hochschulstatistikgesetz erhoben werden (vgl. 
Gesetz über eine Bundesstatistik für das Hochschul- 
wesen in der Fassung vom 21. April 1980 — BGBl. I 
S. 453 — ). Eine unmittelbare Erhebimg der Daten für 
die Hochschulforschung kann aus sachlichen Grün- 
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den nicht erfolgen, so daß der FuE-Bereich über Koef- 
fizienten ermittelt werden muß (vgl. Abschnitt 1.5: 
Besonderheiten des Hochschulsektors). 

Für die Wissenschaftsausgaben des Bundes wird vom 
Bundesminister für Forschung und Technologie eine 
eigene Geschäfts Statistik bei allen Bundesressorts 
durchgeführt, bei der der FuE-Bereich kenntiich ge- 
macht ist. Die Daten sind nach verschiedenen Krite- 
rien geghedert und werden neben dem Bundesbericht 
Forschung auch in den „Statistischen Informationen" 
des Bundesministeriums für Forschung und Technolo- 
gie veröffentlicht. 

Die Daten des Wirtschaftssektors werden in zweijäh- 
rigem Rhythmus von der SV- Gemeinnützigen Gesell- 
schaft für Wissenschaftsstatistik mbH (Stifterverband 
für die deutsche Wissenschaft) erhoben, aufbereitet 
und analysiert. In die Erhebungen, die auf freiwilhger 
Basis erfolgen, sind die FuE-betreibenden und finan- 
zierenden Unternehmen und die Institutionen für Ge- 
meinschaftsforschung und experimentelle -entwick- 
lung einbezogen. Seit 1978 fäUt im Rahmen des FuE- 
Personalkostenzuschußprogramms der Bundesregie- 
rung das über die Arbeitsgemeinschaft Industrieller 
Forschungsvereinigungen e. V. (AIF) abgewickelt 
wird, statistisches Datenmaterial über die FuE-Tätig- 
keit kleiner und mittlerer Unternehmen an, die in die 
Erhebungen des SV nicht einbezogen waren. Dieses 
Datenmaterial, dessen methodische Grundlage von 
der des SV abweicht, wird nach Bereinigung und Auf- 
bereitung in die FuE-Statistik des SV integriert. Ein 
Vergleich der Angaben mit früheren Jahren ist aus 
diesem Grunde nur noch bedingt möglich. Durch die 
Änderung der Bedingimgen für die Antra gsteUungen 
zum FuE-Personalkostenzuschußprogramm ab 1981 
haben sich erneut Schwierigkeiten ergeben, die durch 
vom SV entwickelte Schätzmethoden ausgeghchen 
werden mußten. Um solchen Änderungen für die Zu- 
kunft besser begegnen zu können, ist vorgesehen, die 
Unternehmen mit weniger als 500 Beschäftigten im 
Wege einer Stichprobe zu erfassen. Ein geeignetes 
Konzept hierfür wird gegenwärtig erarbeitet. 

Für die privaten wissenschaftlichen Institutionen ohne 
Erwerbszweck, die weder überwiegend vom Staat 
noch überwiegend von der Wirtschaft finanziert wer- 
den, liegen nur Teüangaben und Schätzungen vor. 


1.4 Abgrenzung und Gliederung der 
Erhebungstatbestände 


1. Begriffsabgrenziing 

Grundlage der Abgrenzung eines Erhebungsgegen- 
standes ist die Definition. Eorschung und experimen- 
telle Entwicklrmg (FuE) wird im Frascati-Handbuch 
1980 mit systematischer, schöpferischer Arbeit zur Er- 
weiterung des Kenntnisstandes, einschließhch der Er- 
kenntnisse über den Menschen, die Kultur und die 
Gesellschaft sowie deren Verwendung mit dem Ziel, 
neue Anwendungsmöghchkeiten zu finden, deh- 
niert. 


Die Grenze zwischen Aufarbeitung des vorhandenen 
Wissens und dem Betreten geistigen Neulands ist trotz 
der im Frascati-Handbuch gegebenen Beispiele noch 
unscharf. Für die Forschungsstatistik ist die Negativ- 
abgrenzung des FuE-Begriffs leichter zu handhaben. 
Eorschung und Entwicklung ist ein Teilbereich des 
Oberbegriffs Wissenschaft, der außer FuE die wissen- 
schafthche Lehre und Ausbüdung und andere for- 
schungsverwandte Tätigkeiten umfaßt. Zu letzteren 
gehören z. B. wissenschafthche und technische Infor- 
mationsdienste, Datensammlung für allgemeine 
Zwecke, Durchführbarkeitsstudien und ähnhches. 
Hauptkriterium für die Abgrenzung von FuE gegen- 
über verwandten Tätigkeiten ist das Vorhandensein 
eines nennenswerten Elements von Weiterentwick- 
lung (vgl. Frascati-Handbuch 1980 — Kapitel II). Oft 
sind allerdings Forschung und Entwicklung und for- 
schungsverwandte Tätigkeiten so eng miteinander 
verbunden, daß eine getrennte Nachweisung weder 
von der finanziellen noch von der personellen Seite 
her möglich ist. ln diesen EäUen muß für forschungs- 
statistische Erhebungen entweder nach dem Schwer- 
punkt entschieden werden oder eine Aufteüung mit- 
tels Schätzungen erfolgen. 

Ebenso schwierig ist die Abgrenzung der drei Ele- 
mente von FuE, der Grundlagenforschung, der ange- 
wandten Forschung und der experimentellen Ent- 
wicklung. Grundlagenforschung wird im Frascati- 
Handbuch 1980 als „experimentelle oder theoretische 
Arbeit, die in erster Linie auf die Gewinnung neuer 
Erkenntnisse über den zugrundehegenden Ursprung 
von Phänomenen und beobachtbaren Tatsachen ge- 
richtet ist, ohne auf eine besondere Anwendung oder 
Verwendung abzuzielen", definiert. In Fällen, in de- 
nen Grundlagenforschung auf gewisse Bereiche aU- 
gemeinen Interesses abzielt oder an ihnen ausgerich- 
tet ist, spricht man auch von „anwendungsorientierter 
Grundlagenforschung". Es zeigt sich jedoch, daß zu- 
nehmend Forschungsaktivitäten auf der Grenze zwi- 
schen Grundlagenforschrmg und angewandter For- 
schung hegen, was z. B. die Erhebung der Ausgaben 
für die Grundlagenforschung erschwert. 

Bei der industriellen EuE liegt das Hauptproblem in 
der Abgrenzung der experimenteUen Entwicklung 
zur Produktion. Hier sind definitorisch die Grenzen 
zwischen Prototypen und Versuchsanlagen einerseits 
und Serienfertigung und Übernahme der Versuchsan- 
lagen in den normalen Produktionsablauf anderer- 
seits zu ziehen. 

Die oben angesprochenen Arbeiten an einer umfas- 
senden Revision des Erascati-Handbuches werden 
sich insbesondere mit diesen Definitions- und Ab- 
grenzungsproblemen auseinandersetzen müssen. 


2. Erhebungsmerkmale und Erhebungseinheit 

Wie bereits gesagt, wird zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt überwiegend die Inputseite der EuE -Tätigkeit, 
also ihre finanziellen und personellen Ressourcen sta- 
tistisch erfaßt. Bei Vergleichen zwischen Daten für 
einzelne Eorschungsbereiche eines Landes oder bei 
internationalen Vergleichen ist zu berücksichtigen, 
daß eine solche Aufwandstatistik Geldeinheit gleich 
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Geldeinheit und Forschungsstunde gleich For- 
schungsstunde setzt, ohne Rücksicht auf die eventu- 
elle unterschiedliche Ergiebigkeit in den einzelnen 
Bereichen. Diese Aussage ist Angelegenheit einer 
Output-Messung. 

Erfaßt werden die Ausgaben und ihre Finanzierung 
sowie das in Forschung und Entwicklung tätige Per- 
sonal. Auf der Ausgabenseite werden die direkten 
FuE- Ausgaben, gegliedert nach Ausgabearten (Per- 
sonal-, laufende Sach-, Investitionsausgaben) sowie 
die Finanzierungsausgaben für FuE- Arb eiten Dritter 
(Käufe von Dienstleistungen oder Zuschüsse) erho- 
ben. Im staatlichen Bereich ist die Unterscheidung 
von institutioneller Förderung (Zuschuß) und projekt- 
gebundener Förderung (Zuschuß oder Kauf) von Be- 
deutung. Alle Ausgaben beinhalten Finanztransaktio- 
nen, also nicht FuE-Kosten im betriebswirtschaftli- 
chen Sinn (z. B. Investitionsausgaben eines Jahres 
statt periodenbezogene Abschreibungen auf die FuE 
gewidmeten Kapitalgüter). 

Den Ausgaben stehen auf der Einnahmenseite des 
fiktiven Forschungsbudgets eigene Mittel bzw. 
Fremdmittel, die nach Zuwendungs- bzw. Auftrag- 
gebern aus den einzelnen Forschungsbereichen des 
Inlands oder aus dem Ausland (einschließlich der 
inter- und supranationalen Organisationen) geglie- 
dert sind, gegenüber. 

Das in FuE tätige Personal ist nach Art der Beschäfti- 
gung in Forscher, Techniker und vergleichbares Per- 
sonal und Sonstiges Personal sowie nach der Art der 
Ausbildungsabschlüsse (Hochschulabschluß, übrige 
Abschlüsse des tertiären Bereichs, mittlere und son- 
stige Abschlüsse) geghedert. Da ein genauer Nach- 
weis der auf FuE verwendeten Zeit bei keiner der 
Kategorien des Personals möglich ist, werden in der 
Praxis die Personen einer zum FuE-Berichtskreis zäh- 
lenden Forschungseinrichtung schwerpunktmäßig 
oder mit Hilfe von FuE-Koeffizienten (FuE-Anteüen) 
erfaßt (dies gilt insbesondere für die Hochschulen; 
vgl. auch weiter unten Abschnitt 1.5); die Teüzeitbe- 
schäftigten gehen im staatlichen Bereich schematisch 
mit dem VoUzeitfaktor 0,5 in die Berechnungen ein, 
im Wirtschaftssektor dagegen wird von der Dauer der 
teüweisen Beschäftigung in FuE (in Mann/Frau-Mo- 
naten ausgedrückt) ausgegangen. 

Erhebungseinheiten sind einmal die FuE betreiben- 
den Unternehmen — wobei als Darstellungseinheit 
die jeweüigen fachlichen Unternehmensteile FuE fun- 
gieren — und zum anderen die Forschung betreiben- 
den Institutionen. In der Vergangenheit wurde hierbei 
überwiegend das Schwerpunktprinzip angewendet, 
d. h. alle Institutionen, deren Haupttätigkeit sich auf 
Forschung und Entwicklung bezieht, wurden mit ih- 
ren gesamten Ausgaben (bzw. Personal) von der Erhe- 
bung erfaßt und nur in EinzelfäUen wurden FuE- 
fremde Elemente ausgegliedert bzw. Forschungstä- 
tigkeiten von Einrichtungen einbezogen, die nicht 
überwiegend FuE betreiben, letzteres z. B. im Fall der 
meteorologischen Forschung des Deutschen Wetter- 
dienstes, der als Gesamtinstitution in der Forschungs- 
statistik sachfremd eingeordnet wäre. Inzwischen 
wird von diesem Schwerpunktprinzip immer dann ab- 
gewichen, wenn zwar die Haupttätigkeit einer Ein- 


richtung Forschung und Entwicklung betrifft, jedoch 
daneben ein nennenswerter Anteil (etwa 5 % oder 
mehr) auf andere Tätigkeiten (wie z. B. Informations- 
dienste oder technische Prüfarbeiten) entfällt, die 
nicht unmittelbar mit der jeweitigen Forschungstätig- 
keit dieser Einrichtungen verbunden sind. Auf diese 
Weise wird die forschungsstatistische Darstellung ver- 
feinert und den Anforderungen internationaler Erhe- 
bungen besser entsprochen. 


3. Institutionelle Abgrenzung 

Die grundlegende institutionelle Gtiederung des FuE- 
Bereichs ist die Unterteilung in Sektoren. In Anleh- 
nung an das System der Volkswirtschaftlichen Ge- 
samtrechnung (SNA) 5) sieht das OECD-Konzept die 
Bereiche: Wirtschaft, Staat, private Organisationen 
ohne Erwerbszweck (PNP) ®), Ausland und Hochschu- 
len vor. Letztere sind wegen der Bedeutung der Hoch- 
schulen für den FuE-Bereich aus dem Staatssektor 
ausgegliedert und gesondert nachgewiesen. Bei den 
privaten Organisationen ohne Erwerbszweck ist zu 
beachten, daß sie, soweit sie vornehmlich Dienstlei- 
stungen für Unternehmen erbringen und von diesen 
finanziert werden, dem Wirtschaftssektor und soweit 
sie vorwiegend dem Staat dienen und ganz oder über- 
wiegend staatlich finanziert werden, dem Staatssek- 
tor zugeordnet werden. Hieraus ergibt sich, daß der 
PNP-Sektor nur die unabhängigen und nicht überwie- 
gend staatlich oder von der Wirtschaft finanzierten 
Forschungseinrichtungen umfaßt und in den interna- 
tionalen FuE- Statistiken volumenmäßig klein ist. Für 
die Bundesrepublik Deutschland besteht für diesen 
Bereich eine Lücke in der statistischen Erhebung, so 
daß die für diesen Sektor nachgewiesenen Angaben 
die unterste Grenze darstellen (für die nationale Be- 
richterstattung werden die beiden Sektoren Staat und 
private Institutionen ohne Erwerbszweck anders ab- 
gegrenzt — vgl. Begriffserläuterungen zum statisti- 
schen Zahlenmaterial — ). 

Die UNESCO weist folgende Bereiche nach: Produk- 
tivbereich, der in integrierte und nicht-integrierte For- 
schung unterteilt ist, allgemeine Dienste, Hochschu- 
len und Ausland. Der Produktivbereich umfaßt, 
ebenso wie der Wirtschaftssektor im OECD-Konzept, 
die FuE-betreibenden Unternehmensteüe einschließ- 
lich Deutsche Bundesbahn und Deutsche Bundespost 
und rechtlich selbständige Unternehmen der öffentli- 
chen Hand sowie die selbständigen Forschungsein- 
richtungen, die den Unternehmen dienen und von 
ihnen überwiegend finanziert werden. Darüber hin- 
aus gehören nach dem UNESCO-Konzept auch die 
Forschungseinrichtungen zum Produktivbereich, de- 
ren Forschungsergebnisse bestimmten, gemäß der in- 
ternationalen Wirtschaftszweigsystematik (ISIC) ’^) ab- 
grenzbaren Wirtschaftszweigen zugute kommen, 
auch wenn sie überwiegend vom Staat oder den Orga- 
nisationen ohne Erwerbszweck finanziert werden. Für 
die Bundesrepublik Deutschland ist die Abgrenzung 
und Bestimmung dieser Institute bisher nicht möglich. 


A System of National Accounts — UNESCO — New York, 
1968 

Private Non-Profit 

International Standard Industrial Classification 
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SO daß alle überwiegend staaüich finanzierten For- 
schungseinrichtungen dem Sektor „Allgemeine Dien- 
ste" zugeordnet werden, der dem staatlichen Sektor 
einschließlich dem PNP-Sektor der OECD ent- 
spricht. 

4. Funktionale Gliederungen 

Für die Durchführung von Analysen im FuE-Bereich 
sind funktionale Gliederungen von weitaus größerer 
Bedeutung, als die nach Institutionen. Theoretisch 
wäre es durchaus möglich, ein einheiüiches, funktio- 
nal ausgerichtetes Klassifikationssystem für alle Sek- 
toren festzulegen, aber in der Praxis stößt dies auf 
Schwierigkeiten. Aus praktischen Erwägungen wer- 
den für die einzelnen Sektoren unterschiedhche Sy- 
stematiken angewendet. 

Die hauptsächüche Klassifikation des Wirtschaftssek- 
tors ist die nach Wirtschaftszweigen, sie wird sowohl 
für die in den Unternehmen durchgeführte FuE als 
auch für die Forschungsinstitute im Wirtschaftssektor 
angewandt. Für nationale Darstellungen wird hier der 
amtlichen Wirtschaftszweigsystematik des Statisti- 
schen Bundesamtes gefolgt, während bei internatio- 
nalen Vergleichen die internationale Standardklassi- 
fikation ISIC zugrunde gelegt wird. 

Eine zweite funktionale Ghederung des Wirtschafts- 
sektors ist die Aufteilung nach Produktgruppen, wor- 
unter Erzeugnisbereiche, Produkte und Verfahren zu 
verstehen sind. Die Analyse nach Produktgruppen 
zielt auf die tatsächliche wirtschafüiche Ausrichtung 
der von Einrichtungen des Wirtschaftssektors durch- 
geführten FuE ab. Hierbei werden die FuE-Daten auf 
Kategorien verteilt, die sowohl eine bessere interna- 
tionale Vergleichbarkeit als auch eine tiefergehende 
Analyse ermöglichen (vgl. Frascati-Handbuch 1980 — 
4.3 — ). Allerdings können nach dieser Ghederung nur 
die Aufwendungen eines Unternehmens insgesamt 
unterteilt werden. Entsprechende Angaben für ein- 
zelne Ausgabearten, die Finanzierung oder gar für 
das in FuE beschäftigte Personal sind nicht möghch. 

Die übrigen Sektoren werden nach sechs Wissen- 
schafts- und Technologiezweigen (Naturwissenschaf- 
ten, Ingenieurwissenschaften, Medizinische Wissen- 
schaften, Agrarwissenschaften, Sozialwissenschaften 
und Geisteswissenschaften) unterteilt. Als Grundlage 
hierfür dient die UNESCO-Klassifikation. 

Unabhängig von der Sektoreneinteilung liegen für die 
staatlich finanzierten FuE-Ausgaben auch Systemati- 
ken mit sozio-ökonomischer Zielsetzung vor. Aus- 
gangspunkt war hier die Ghederung der Europäi- 
schen Gemeinschaften — NABS — die, wie bereits 
berichtet, ihre zweite Revision erfahren hat. Die NABS 
1983 sieht 13 Kapitel mit 87 zweistelhgen Positionen 
vor. Eine weitere Unterteilung ist nur noch bei 3 Posi- 
tionen, die eine Aufteilung nach Industrieerzeugnis- 
sen betreffen, vorgesehen. Auch die Systematiken der 
OECD und UNESCO sehen eine Ghederung nach so- 
zio-ökonomischer Zielsetzung vor. Im Gegensatz zu 
der sehr detaiUierten Ghederung der EG werden in 
diesen beiden Systematiken nur 13 Bereiche unter- 
schieden. Alle drei Systematiken sind nicht deckungs- 
gleich, können aber mit Hilfe von Umsteigeschlüsseln 
voneinander abgeleitet werden. 


1.5 Besonderheiten des Hochschulsektors 

Die enge Verflechtung von Forschung und Lehre an 
den Hochschulen wirft für forschungsstatistische Er- 
hebungen erhebhche Probleme auf, die bei den Hoch- 
schulkliniken durch die medizinische Betreuung der 
Patienten weiter erschwert werden. Getrennte Rech- 
nungssysteme, welche die einzelnen Aufgabenberei- 
che gesondert nachweisen, gibt es im Hochschulbe- 
reich nicht. Statistisch erfaßbar sind nur die in der 
Hochschulfinanzstatistik nach Fächergruppen sowie 
Lehr- und Forschungsbereichen aufgeteilten Ausga- 
ben und Einnahmen. Weder Daten über die FuE-Aus- 
gaben noch über Forschungspersonal an Hochschu- 
len können den Rechnungs- und Personalunterlagen 
unmittelbar entnommen werden. Eine verbesserte Er- 
fassung der Drittmittel ist eingeleitet; erste vorläufige 
Ergebnisse hegen vor. Diese Daten, die vom Wissen- 
schaftsrat erhoben wurden, gehen ausschheßhch vom 
Drittmittelgeber aus (öffentlichen und privaten). In die 
nationale und internationale FuE-Berichterstattung 
werden nur die Drittmittel der Hochschulen einbezo- 
gen, die durch die Hochschulfinanzstatistik erfaßt 
werden. Da jedoch nur ein Teil der Drittmittel in die 
Haushalte der Hochschulen eingestellt wird — ein 
nennenswerter Teil der Drittmittel wird über Ver- 
wahr- oder Sonderkonten abgewickelt — (Ursache 
dafür sind unterschiedhche gesetzhche Grundlagen 
in den Bundesländern), ist die Aussagefähigkeit der 
Hochschulfinanzstatistik in dieser Frage einge- 
schränkt; die darin ausgewiesenen Drittmittel stellen 
daher ledighch eine untere Grenze der Drittmittel der 
Hochschulen dar (vgl. dazu auch „Drittmittel der 
Hochschulen (vorläufige Ergebnisse) 1970, 1975, 1980 
bis 1985", Hrg. Wissenschaftsrat, Köln 1986 sowie 
H.-W. Hetmeier „Hochschulfinanzen 1978—1985", 
Wirtschaft und Statistik 10/1987). 

Die Trennung der Tätigkeitsbereiche in den Hoch- 
schulen erfolgt nach internationaler Übung über Da- 
ten zur Arbeitszeitverteilung beim wissenschafthchen 
Personal. Diese Daten werden durch Zeitbudgetstu- 
dien entweder im Wege einer Totalerhebung bei dem 
betroffenen Personal oder als Stichprobe oder als lau- 
fende Zeitanschreibung mit kurzen Zeitintervallen 
oder als retrospektive Einschätzung für einen abge- 
laufenen Zeitraum ermittelt. Einige Staaten haben 
hierfür Erhebungen durchgeführt. Für die Bundesre- 
publik Deutschland liegen nur Erkenntnisse von Ein- 
zelstudien vor, die kein vollkommenes Bild vermit- 
teln. 

Für die praktische Berechnung des personellen und 
finanziellen Forschungspotentials der Hochschulen 
wird auf die Ergebnisse der Erhebungen über das 
Hochschulpersonal und die Hochschulfinanzen zu- 
rückgegriffen. Für die einzelnen Hochschularten und 
Fächergruppen werden FuE-Koeffizienten zugrunde- 
gelegt. Diese FuE-Koeffizienten wurden 1975 nach 
Auswertung nationaler und internationaler Zeitbud- 
getstudien neu geschätzt. Eine Überprüfung anhand 
der Ergebnisse einer Untersuchung des Instituts für 
Demoskopie in Allensbach zur Lage der Forschung an 
den Universitäten (WS 1976/1977) ergab keine grund- 
legend abweichenden Erkenntnisse. In der Folgezeit 
wurden die FuE-Koeffizienten in Zusammenarbeit 
zwischen Statistischem Bundesamt, Wissenschaftsrat 
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und Bundesministerium für Forschung und Technolo- 
gie einige Male geringfügig modifiziert, zuletzt für die 


OECD-Erhebung 1985. Sie betragen nun: 
Universitäten, Gesamthochschulen 

— Sprach- und Kulturwissenschaften, Sport 30 % 

— Rechts-, Wirtschafts-, Sozialwissenschaften 35% 

— Mathematik, Naturwissenschaften 45% 

— Humanmedizin 45 % 

— Veterinärmedizin 45 % 

— Agrar-, Forst-, Ernährungswissenschaften 45% 

— Ingenieurwissenschaften 45 % 

— Kunst, Kunstwissenschaften 30% 


Hochschulkliniken *) 

— Humanmedizin 

— klinisch- theoretisch 45 % 

— klinisch -praktisch 45 % 

Pädagogische, Theologische, 

Kunsthochschulen 15% 

Fachhochschulen 5 % 


■) Anwendung der Koeffizienten nach Abzug eines Kranken- 
versorgungsanteils von 70 % der Ausgaben der Hochschul- 
küniken bzw. des Personals. 

Diese FuE-Anteile sind als Durchschnittswerte für das 
Hochschulpersonal an deutschen Universitäten zu 
verstehen; sie bewegen sich im Rahmen der von den 
übrigen europäischen Staaten in den OECD-Erhe- 
bungen angegebenen FuE-Koeffizienten. Inwieweit 
sie die realen Forschungsmöglichkeiten des Hoch- 
schulpersonals wiedergeben, kann ohne eine größere 
empirische Untersuchung in den Hochschulen derzeit 
kaum entschieden werden. Im Landesforschungsbe- 
richt Baden-Württemberg 1987 wurde ein abweichen- 
des Berechnungsverfahren vorgestellt, das sich bei 
der Ermittlung der FuE-Koeffizienten auf die Kapazi- 
tätsverordnimg stützt und dabei ein je Forschungska- 
tegorie einheitliches und nicht fächerspezifisch diffe- 
renziertes Verhältnis zwischen Forschung und Lehre 
unterstellt. Das Hochschulpersonal wird dabei auf der 
Basis der in den Haushaltsplänen ausgewiesenen 
Stellen und nicht — wie oben — des tatsächlich vor- 
handenen Personals ermittelt (vgl. Landesforschungs- 
bericht Baden- Württemberg 1987, Stuttgart 1987). 


1.6 Probleme der FuE-lnputreihen 

Die FuE-Inputreihen der finanziellen Ressourcen wer- 
fen bezüghch der Erfassung und Bewertung von 
Preisniveauunterscheidungen Probleme auf. Für Zeit- 
reüienanalysen, die sowohl innerhalb eines Landes 
als auch bei einem internationalen Vergleich von In- 
teresse sind, müssen die im Zeitablauf eingetretenen 
Preisveränderungen Berücksichtigung finden. Die 
Anwendung eines globalen Preisindex wie z. B. den 
des Bruttoinlandsprodukts gibt angesichts der beson- 


deren Kostenstruktur von FuE nur ungenau die Preis- 
entwicklung wieder. Ein besonders berechneter FuE- 
Deflator, der die Struktur der Ausgabearten im FuE- 
Bereich und die zu diesen passenden Preisindexrei- 
hen berücksichtigt, wird von den MitgLLedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften seit Jahren praktiziert 
(vgl. jährhche VeröffenÜichung von Eurostat — Öf- 
fenthche Aufwendungen für Eorschung und Entwick- 
lung). 

Soweit internationale Vergleiche betroffen sind, stel- 
len sich bei den Umrechnungen in eine einheitliche 
Währung ähnhche Probleme. Die globalen Wechsel- 
kurse geben nicht unbedingt die internen Kaufkraft- 
paritäten für FuE-Ressourcen wieder, so daß hier, um 
zu zutreffenden Ergebnissen zu gelangen, die spe- 
zielle Ausgabenstruktur des FuE-Bereichs Berück- 
sichtigung finden muß. Die OECD verwendet in ihrer 
FuE-Berichterstattung derzeit Kaufkraftparitäten, die 
sich nicht auf einen spezifischen EuE- Warenkorb, 
sondern auf das Bruttoinlandsprodukt insgesamt be- 
ziehen. Obwohl die so ermittelten Kaufkraftparitäten 
die Besonderheiten zwischen den einzelnen Staaten 
im Bereich der FuE-Ressourcen nur sehr grob abbü- 
den, sind sie den Wechselkursen bei internationalen 
Vergleichen vorzuziehen (vgl. dazu auch Frascati- 
Manual 1980, Kapitel VII). 


1 .7 Weiterentwicklung der Forschungsstatistik 

Der Schwerpunkt der Anstrengungen zur Weiterent- 
wicklung der Forschungsstatistik hegt seit geraumer 
Zeit bei der Untersuchung der Möghchkeiten der Out- 
put-Messung für diesen Bereich. Insbesondere ist es 
hier wiederum die OECD, die sich, unterstützt durch 
die Empfehlungen der zweiten Ad-hoc-Studien- 
gruppe für FuE-Statistik, mit diesen Problemen be- 
faßt. In der Zwischenzeit haben mehrere Seminare 
und eine größere Konferenz über Wissenschafts- und 
Technologieindikatoren stattgefunden, um unter den 
OECD-Mitghedstaaten eine allgemeine Übereinstim- 
mung über EuE-Output-Indikatoren zu erreichen. Die 
Sachverständigen der Mitghedstaaten untersuchten 
auf den Tagungen verschiedene Indikatorengebiete: 

O Innovationstätigkeit, einschheßhch der Innova- 
tionsmessung selbst und Patent Statistiken, 

O Einfluß von Wissenschaft und Technologie auf die 
Wirtschaft (Technologie und internationaler Han- 
del, technologische Zahlungsbilanz sowie Techno- 
logie und Produktivität), 

O Wissenschaftsindikatoren, einschheßhch bibho- 
metrischer Analysen, Zitationsindizes und peer 
reviews, 

O verschiedene Indikatoren zur Messung des „Inne- 
ren Zustandes" der Technologie, die Problematik 
der Erstellung derartiger Indikatoren sowie Wis- 
senschafts- und Technologieindikatoren im aUge- 
meinen. 

Im Zusammenhang mit der Untersuchung der Frage, 
welchen Beitrag Wissenschaft und Technologie zum 
wirtschafthchen Wachstum und zur gesellschaftlichen 
Entwicklung leisten, wird die Wirkungsweise des 
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technologischen Fortschritts untersucht; spezielles In- 
teresse hegt bei den nationalen und internationalen 
Diffusionsprozessen. Empirische Informationen sind 
bisher kaum vorhanden. 

Eines der Probleme beim Gebrauch von Output-Indi- 
katoren ist die Art der verwendeten Daten. Im allge- 
meinen sind die für die Output-Messung heranzuzie- 
henden Daten nicht für diesen Zweck gesammelt wor- 
den, und müssen, um vergleichbare Klassifikationssy- 
steme zu erhalten oder um den Einfluß der Technolo- 
gie von anderen Einfluß variablen trennen zu können, 
bereinigt werden (vgl. Frascati-Handbuch 1980, An- 
hang II). 

Ein anderes Problem hegt in der Aufbereitung und 
Interpretation der erhobenen oder gesammelten Da- 
ten. Dies trifft etwa auf Indikatoren zu, die den For- 
schungs-Output mit Hüfe von Pubhkationen und Zita- 
tionen messen sohen. In den letzten Jahren sind ins- 
besondere auf dem Gebiet der bibhometrischen Indi- 
katoren zahlreiche Studien vorgesteUt worden, deren 
Ergebnisse zum Teil kontrovers diskutiert wurden. Es 
zeigt sich u. a., daß die Aussagefähigkeit rein quanti- 
tativer Indikatoren durch Hinzunahme qualitativer 
Teil-Indikatoren wesentlich verbessert werden kann. 
Ganz allgemein sohte sich ein internationaler Ver- 
gleich auf mehrere Indikatoren stützen, die den Un- 
tersuchungsbereich von verschiedenen Seiten zu be- 
trachten erlauben und die sich in ihrer Aussagefähig- 
keit möglichst gut ergänzen. 


2. Tabellenteil 

2.1 Begriffserläuterungen zum statistischen 
Zahlenmaterial 

— Wissenschaftsausgaben 

Ausgaben für Forschung und Entwicklung (FuE), 
für wissenschaftliche Lehre und Ausbildung und 
für sonstige verwandte wissenschaftliche und 
technologische Tätigkeiten. Zu letzteren gehören 
z. B. wissenschafttiche und technische Informa- 
tionsdienste, Datensammlung für allgemeine 
Zwecke, Untersuchungen über die Durchführbar- 
keit technischer Projekte, immer mit der generel- 
len Einschränkung der Verwendung bekannter 
wissenschaftlicher Methoden. 

— FuE-Ausgaben 

Nur Ausgaben für FuE, wobei Forschung und ex- 
perimentelle Entwicklung gemäß Frascati -Hand- 
buch als systematische, schöpferische Arbeit zur 
Erweiterung des Kenntnisstandes einschtießlich 
der Erkenntnisse über den Menschen, die Kultur 
und die Gesellschaft sowie deren Verwendung mit 
dem Ziel, neue Anwendungsmöglichkeiten zu fin- 
den, definiert ist (vgl. Frascati-Handbuch 1980, 
§43). 

Die Ausgaben der Hochschulen und Hochschulkli- 
niken sind nur mit den auf FuE entfallenden Teil- 
beträgen enthalten. 


— Nettoausgaben 

Gesamtausgaben abzüglich Zahlungen von ande- 
ren öffentlichen Bereichen. Sie zeigen die aus ei- 
genen Einnahmequellen der jeweiligen Körper- 
schaften zu finanzierenden Ausgaben (Bela- 
stungsprinzip). 

— Unmittelbare Ausgaben 

Ausgaben für Personal, laufenden Sachaufwand, 
Sachinvestitionen sowie laufende und vermögens- 
wirksame Zahlungen an andere Bereiche ein- 
schließlich Darlehen und Beteiligungen, soweit es 
sich nicht um Zahlungen an den öffentlichen Be- 
reich handelt. 

Abweichungen gegenüber den Nettoausgaben im 
wesentlichen durch den Saldo des Zahlungsver- 
kehrs der öffentlichen Haushalte untereinander.- 

— Bruttoinlandsausgaben für Forschung und Ent- 
wicklung 

Alle zur Durchführung von Forschung und Ent- 
wicklung im Inland verwendeten Mittel, ungeach- 
tet der Finanzierungsquellen; eingeschlossen sind 
also auch die Mittel des Auslandes und internatio- 
naler Organisationen für im Inland durchgeführte 
Forschungsarbeiten. Nicht hierher gehören dage- 
gen Mittel für FuE, die an internationale Organisa- 
tionen — auch wenn sie im Inland liegen — oder an 
das Ausland fließen (vgl. auch Frascati-Handbuch 
1980, § 236). 

— Interne Amsgaben 

Alle zur Durchführung von Forschung und Ent- 
wicklung im Inland oder innerhalb eines bestimm- 
ten Sektors oder innerhalb eines anderen Teilbe- 
reichs verwendeten Mittel, ungeachtet der Finan- 
zierungsquellen (Mittel für Forschung und Ent- 
wicklung, die an internationale Organisationen 
oder an das Ausland fließen, sind in dieser Darstel- 
lung nicht enthalten) — vgl. auch Frascati-Hand- 
buch 1980, § 206 -. 

— Externe Ausgaben 

Ausgaben für Forschung und Entwicklung, die im 
Ausland, in internationalen Organisationen oder 
außerhalb eines bestimmten Sektors oder eines 
anderen Teilbereichs durchgeführt werden (vgl. 
auch Frascati-Handbuch 1980, §§ 204 und 235). 

— Staatlich finanzierte FuE-Ausgaben 

Alle von Bund und Ländern finanzierten FuE-Aus- 
gaben, unabhängig von ihrer Durchführung. 

— Aufwendungen der Wirtschaft für Forschung und 
Entwicklung 

Ausgaben der Unternehmen und der Institutionen 
für industrielle Gemeinschaftsforschung (IfG), un- 
abhängig von ihrer Finanzierungsquelle. 

— Eigenfinanzierte Aufwendungen der Wirtschaft 

Von der Wirtschaft selbst finanzierte Aufwendun- 
gen für Forschung und Entwicklung. 
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— Sektorale Gliederung 

O Wirtschaft (Wirtschaftssektor); private und 
staatliche Unternehmen (z. B. Bundesbahn und 
Bundespost), Institutionen für industrielle Ge- 
meinschaftsforschung und private Institutionen 
ohne Erwerbszweck, die überwiegend von der 
Wirtschaft finanziert werden bzw. vornehmlich 
Dienstleistungen für Unternehmen erbringen 
(vgl. Frascati-Handbuch 1980, §§ 87 — 90). 

O Hochschulen (Hochschulsektor): alle Universi- 
täten, Technische Hochschulen, Fachhochschu- 
len und sonstige Einrichtungen des Tertiärbe- 
reiches, ohne Rücksicht auf ihre Finanzierungs- 
quellen oder ihren rechtlichen Status. Einge- 
schlossen sind auch ihre Forschungsinstitute, 
Versuchseinrichtungen und Kliniken (vgl. auch 
Frascati-Handbuch 1980, § 117). 

O Staat (Staatssektor ohne Hochschulen): für die 
nationale Berichterstattung (z. B. Tabelle VI/3) 
wird hier von dem engen Begriff ausgegangen, 
d. h., daß bei der Finanzierungsseite nur die 
Mittel der Haushalte von Bund, Ländern und 
Gemeinden und bei der Durchführung nur die 
Einrichtungen des Bundes, der Länder und Ge- 
meinden einbezogen sind. 

Für die internationale Berichterstattung (vgl. 
z. B. Tabelle VI/25) umfaßt der Staatssektor 
außerdem die privaten Institutionen ohne Er- 
werbszweck, die überwiegend vom Staat finan- 
ziert werden (z. B. Großforschungseinrichtun- 
gen, Institute der Max-Planck-Gesellschaft und 
der Fraunhofer- Gesellschaft) und bezieht auf 
der Finanzierungsseite auch ihre Eigeneinnah- 
men ein (vgl. auch Frascati-Handbuch 1980, 
§§ 101 und 102). 

O Private Institutionen ohne Erwerbszweck (PNP- 
Sektor) : für die nationale Berichterstattung um- 
faßt dieser Sektor die privaten Institutionen 
ohne Erwerbszweck — soweit sie nicht über- 
wiegend von der Wirtschaft finanziert werden 
bzw. vornehmhch Dienstleistungen für Unter- 
nehmen erbringen. Insbesondere handelt es 
sich um die überwiegend vom Staat finanzier- 
ten Großforschungseinrichtungen, Institute der 
Max-Planck-Gesellschaft und Institute der 
Fraunhofer-Gesellschaft. 

Für die internationale Berichterstattung dage- 
gen sind in diesem Sektor nur die privaten Insti- 
tutionen ohne Erwerbszweck enthalten, die we- 


der überwiegend von der Wirtschaft noch über- 
wiegend vom Staat finanziert werden (vgl. auch 
Frascati-Handbuch 1980, §§ 109 bis 112). 

O Ausland: auf der Finanzierungsseite sind hier 
die Mittel des Auslandes und der internationa- 
len Organisationen für Forschungs- und Ent- 
wicklungsarbeiten innerhalb der Bundesrepu- 
bhk Deutschland nachgewiesen, während auf 
der Ausgabenseite die an das Ausland bzw. an 
internationale Organisationen — auch wenn sie 
ihren Sitz im Inland haben — fließenden Mittel 
der Bundesrepublik Deutschland nachgewie- 
sen sind (vgl. auch Frascati-Handbuch 1980, 
§ 124). 

— ln Forschung und Entwicklung tätiges Personal 
(FuE~Personal) 

Alle direkt in FuE beschäftigten Arbeitskräfte un- 
geachtet ihrer Position (Forscher, technisches und 
vergleichbares Personal, sonstiges Personal) — 
vgl. Frascati-Handbuch 1980, § 171 — . 

— Forscher 

Wissenschaftler oder Ingenieure, die neue Er- 
kenntnisse, Produkte, Verfahren, Methoden und 
Systeme konzipieren oder schaffen (in der Regel 
Personen mit abgeschlossenem Hochschulstu- 
dium) — vgl. Frascati-Handbuch 1980, §§ 184 bis 
187 -. 

— Techniker oder vergleichbares Personal 

Personen mit technischer Ausbildung bzw. ent- 
sprechender Ausbildung für den nichttechnischen 
Bereich, die direkt für FuE — in der Regel unter 
Anleitung eines Forschers — arbeiten (in der Regel 
Personen mit Fachschulabschluß) — vgl. Frascati- 
Handbuch 1980, §§ 188 und 189 — . 

— Sonstiges Personal 

Personen, deren Arbeit mit der Durchführung von 
FuE unmittelbar verbunden ist, d. h. Schreib-, Se- 
kretariats- und Verwaltungspersonal, Facharbei- 
ter, ungelernte und angelernte Hilfskräfte — vgl. 
Frascati-Handbuch 1980, §§ 190 und 191 — . 

— Vollzeitäquivalent 

Bemessungseinheit für die Vollzeitbeschäftigung 
eines Arbeitnehmers in einem bestimmten Zeit- 
raum. Diese Einheit dient dazu, die nur teilweise in 
FuE Beschäftigten in die entsprechende Zahl von 
voll in FuE Beschäftigten umzurechnen — vgl. 
Frascati-Handbuch 1980, § 177 ff. — . 
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2.2 Finanzdaten 

2.2.1 Bundesrepublik Deutschland insgesamt 


Tabelle VII/1 


Wissenschaftsausgaben 

der Bundesrepublik Deutschland nach Finanzierungsquellen 

— in Mio DM — 


Finanzierungsquehe 

1979 

1981 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1. Öffentliche Haushalte 

1.1 Gebietskörperschaften 2) 
a) Bund einschließlich 

ERP-Sondervermögen^) 

11 096 

11 821 

13 196 

13 495 

14 493 

14 745 

15 693 

b) Länder^) 

16 888 

19 745 

21 323 

22 086 

23 873 

24 133 

25 668 

c) Gemeinden (Gv) 

200 

231 

229 

222 

266 

266 

266 

Summe 1.1 .. . 

28 184 

31 797 

34 748 

35 803 

38 632 

39 144 

41 627 

1.2 Wissenschaftliche Organisationen 
ohne Erwerbszweck 5) 

422 

442 

729 

907 

1 008 

1 008 

1 008 

Summe 1 . . . 

28 606 

32 238 

35 477 

36 710 

39 641 

40 152 

42 634 

desgleichen in % des öffentlichen 
Gesamthaushalts 

6,1 

6,0 

6,2 

6,3 

6,6 

6,4 

6,6 

2. Wirtschaftssektor ß) 

2.1 Gewerbhche Wirtschaft’) 

18 663 

22 082 

25 459 , 

26 990 

31 093 

32 700 

34 700 

2.2 Stiftungen und Spenden ö) 

325 

398 

429 

430 

434 

435 

435 

Summe 2 . . . 

18 988 

22 480 

25 888 

27 420 

31 527 

33 135 

35 135 

3. Öffentliche Haushalte und 
Wirtschaftssektor 

(Summe 1 + 2) . . . 

47 594 

54 718 

61 365 

64 130 

71 168 

73 287 

77 769 

desgleichen in % des 
Bruttosozialprodukts (BSP) 

3,4 

3.5 

3,7 

3,6 

3,9 

3,8 

3,8 


1) Ausgaben für FuE einschließlich akademischer Lehre und sonstiger FuE-verwandter Ausgaben. 

“) Bund bis 1986 Ist, 1987 Soll; Länder bis 1985 Ist, ab 1986 Soll; Gemeinden bis 1985 Ist, ab 1986 Schätzungen. 

3) Abweichungen gegenüber Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes auf Grund eigener Erhebungen des BMFT. 
Einschheßhch der Ländereinnahmen (insbesondere Pflegesatzeinnahmen) für die Krankenversorgung an Hochschulkliniken. 
Durch Eigeneinnahmen finanzierte Ausgaben der überwiegend vom Staat geförderten Institute; bis 1985 Ist, ab 1986 Schät- 
zungen. 

1984, 1986 und 1987 Schätzungen. 

Daten aus Erhebungen der Stifterverband-Wissenschaftsstatistik GmbH, ab 1979 unter Einbeziehung der Daten des FuE-Per- 
sonalkostenzuschußprogramms (Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsvereinigimgen), von Doppelzählungen bereinigt, 
Im Unterschied zu früheren Veröffentlichungen beziehen sich die von der Wirtschaft finanzierten Ausgaben nur auf die internen 
FuE -Aufwendungen der Wirtschaft (vgl. Tab. VII/1 7), hinzu kommen Mittel der Wirtschaft, die in andere Sektoren (z. B. Hoch- 
schulen, Ausland) fließen. 

®) Einschheßhch Stiftung Volkswagenwerk. 

QueUe: Bundesministerium für Forschung und Technologie (BMFT), Statistisches Bundesamt, SV- Wissenschaftsstatistik GmbH 
und eigene Berechnungen des BMFT Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/2 


FuE-Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland und ihre Finanzierung 

(Gesamtbudget Forschung) 


Jahri) 

FuE- 

Ausgaben 

insgesamt 

finanziert durch 

Gebietskörper- 
schaften 2) 

Wirt- 
schaft 3) 

Private 

inländische 

Institu- 

tionen 

(PNP)4) 

Inländische 

Quellen 

zusammen 

Ausland 

Mio DM 

in % des 
öffentlichen 
Gesamt- 
haushalts 

Mio DM 

Mio DM 

in % 
des BSP 

Mio DM 

1962 

4 490 

2 278 

2,1 

2 150 

62 

4 490 

1,3 

— 

1963 

5 380 

2 627 

2,2 

2 670 

83 

5 380 

1,4 

— 

1964 

6 570 

3 192 

2,5 

3 279 

89 

6 560 

1,5 

10 

1965 

7 910 

3 746 

2,7 

4 060 

94 

7 900 

1,7 

10 

1966 

8 840 

4 220 

2,9 

4 500 

100 

8 820 

1,8 

20 

1967 

9 740 

4 796 

3,1 

4 807 

107 

9 710 

2,0 

30 

1968 

10 550 

4 960 

3,1 

5 454 

106 

10 520 

2,0 

30 

1969 

12 250 

5 674 

3,2 

6 399 

147 

12 220 

2,0 

30 

1970 

14 800 

6 900 

3,5 

7 610 

190 

14 700 

2,2 

100 

1971 

18 000 

8 700 

3,9 

8 735 

315 

17 750 

2,4 

250 

1972 

19 250 

9 600 

3,8 

9 180 

270 

19 050 

2,3 

200 

1973 

20 460 

10 350 

3,7 

9 624 

266 

20 240 

2,2 

220 

1974 

22 290 

11 350 

3,6 

10 340 

280 

21 970 

2,2 

320 

1975 

24 645 

12 035 

3,4 

11 792 

310 

24 137 

2,3 

508 

1976 

25 740 

12 300 

3,3 

12 600 

320 

25 220 

2,2 

520 

1977 

27 735 

12 600 

3,3 

14 109 

320 

27 029 

2,3 

706 

1978 

31 620 

13 770 

3,3 

16 870 

330 

30 970 

2,4 

650 

1979 

34 477 

15 109 

3,2 

18 663 

92 

; 33 864 

2,4 

613 

1980 

36 641 

16 026 

3,2 

19 895 

120 

36 041 

2,4 

600 

1981 

39 345 

16 745 

3,1 

22 082 

155 

38 982 

2,5 

363 

1982 

42 135 

18 025 

3,2 

23 560 

150 

41 735 

2,6 

400 

1983 

43 942 

17 844 

3,1 

25 459 

157 

43 460 

2,6 

482 

1984 

46 040 

18 380 

3,2 

26 990 

150 

45 520 

2,6 

520 

1985 

51 598 

19 790 

3,3 

31 093 

133 

51 016 

2,8 

583 

1986 

53 516 

20 076 

3,2 

32 700 

140 

52 916 

2,7 

600 

1987 

56 860 

21 410 

3,3 

34 700 

150 

56 260 

2,8 

600 


1) Teilweise geschätzt, bis 1985 auf Ist-Basis. Daten ab 1979 revisionsbedingt mit früheren Veröffentlichungen nur bedingt ver- 
gleichbar. 

2) Mittel für Forschungsanstalten des Bundes ab 1979, der Länder ab 1983 nur mit FuE- Anteilen. 

2) Daten aus Erhebungen der SV- Wissenschaftsstatistik GmbH, ab 1978 unter Einbeziehung der Daten des FuE-Personalkosten- 
zuschußprogramms (Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsvereinigungen), von Doppelzählungen bereinigt. Dabei be- 
ziehen sich die von der Wirtschaft finanzierten FuE-Ausgaben auf die internen FuE-Aufwendungen der Wirtschaft sowie Mittel 
der Wirtschaft, die in andere Sektoren fließen. 

^) Aus Eigenmitteln finanziert. 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/3 


FuE-Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland nach 

(Gesamtbudget 
— in Mio DM — 


Jahr 5) 

FuE- 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 

Wirtschaft 9 

Staat 2) 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 

finanziert durch 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 

finanziert durch 

Staat 

Wirt- 

schaft 

Priv. 

inl. 

Inst. 

Aus- 

land 

Staat 

Wirtschaft 
und 
Priv. 
inl. Inst. 

Aus- 

land 

1962 

4 490 

2 450 

340 

2 110 

— 



240 

220 

20 



1963 

5 380 

3 030 

400 

2 620 

10 

~ 

330 

310 

20 

- 

1965 

7 910 

4 570 

560 

3 970 

30 

10 

430 

400 

30 

- 

1967 

9 740 

5 650 

986 

4 617 

17 

30 

530 

500 

30 

- 

1969 

12 250 

7 320 

1 040 

6 222 

28 

30 

660 

630 

30 

- 

1971 

18 000 

10 700 

1 950 

8 464 

36 

250 

890 

870 

20 

— 

1973 

20 460 

12 020 

2 340 

9 448 

15 

217 

1 040 

1 020 

20 

— 

1975 

24 645 

14 930 

2 862 

11 592 

12 

464 

1 235 

1 215 

20 

— 

1977 

27 735 

17 360 

2 890 

13 849 

15 

606 

1 300 

1 260 

40 

— 

1979 

34 477 

23 341 

4 430 

18 349 

48 

514 

1 578 

1 508 

38 

31 

1981 

39 345 

26 610 

4 835 

21 407 

58 

311 

1 709 

1 565 

129 

15 

1983 

43 942 

30 462 

5 255 

24 702 

81 

424 

1 756 

1 692 

47 

17 

1985 

51 598 

36 640 

5 973 

30 108 

55 

504 

1 843 

1 767 

55 

21 

1987 

56 860 

40 280 

6 155 

33 550 

65 

510 

1 860 

1 777 

61 

22 


Unternehmen sowie Institutionen der industriellen Gemeinschaftsforschung und -entwicklung (IfG). Daten ab 1979 mit den 
Vorjahren nur bedingt vergleichbar, da ein erweiterter Bereich kleiner und mittlerer Unternehmen erfaßt wird. Datenbasis: 
Interne FuE-Ausgaben der Wirtschaft aus Erhebungen der SV- Wissenschaftsstatistik GmbH (vgl. Tabelle VII/17) einschheßlich 
der dort nicht vollständig nachgewiesenen FuE-Ausgaben des Staates an den Wirtschaftssektor (1985: rd. 780 Mio DM). 

2) Bundes-, landes- und gemeindeeigene Einrichtungen einschließhch wissenschafthcher Museen, Bibhotheken und Archive; 

Forschungseinrichtungen des Bundes ab 1979, der Länder ab 1983 nur mit FuE-Anteilen. 

2) Insbesondere vom Staat überwiegend finanzierte wissenschaftliche Einrichtungen (z. B. Großforschungseinrichtungen, Institute 
der Max-Planck-Gesellschaft und der Fraunhofer-Gesellschaft) sowie sonstige Einrichtungen ohne Erwerbszweck. 

'i) Einschließhch internationaler Organisationen. 

^) Teilweise geschätzt, bis 1985 auf Ist-Basis ; Daten ab 1979 revisionsbedingt mit früheren Veröffentlichungen nur bedingt ver- 
gleichbar (insbesondere im Wirtschafts- und Hochschulsektor). 

®) Bruttoinlandsprodukt (BIP). 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie 
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Tabelle Vn/3 


durchführenden Sektoren und deren Finanzierung 

Forschung) 


Private inländische 
Institutionen 
ohne Erwerbszweck 3) 

Hochschulen 

Im Inland 
durchgeführte 
FuE zusammen 

Ausland^) 

Jahr 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 

finanziert durch 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 

finanziert durch 

in 

Mio 

DM 

in % 
des 
BIP 6) 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 

finanziert durch 

Staat 

Wirt- 
schaft 
und 
Private 
inl. Inst. 

Aus- 

land 

Staat 

Wirt- 

schaft 

Staat 

Wirt- 

schaft 

700 

638 

62 



910 

900 

10 

4 300 

12 

190 

180 

10 

1962 

750 

677 

73 

— 

1 000 

990 

10 

5 110 

1,3 

270 

250 

20 

1963 

1 000 

916 

84 

— 

1 450 

1 430 

20 

7 450 

1,6 

460 

440 

20 

1965 

1 270 

1 160 

110 

- 

1 710 

1 610 

100 

9 160 

1,9 

580 

540 

40 

1967 

1 310 

1 154 

156 

— 

2 250 

2 200 

50 

11 540 

1,9 

710 

650 

60 

1969 

2 120 

1 760 

360 

- 

3 500 

3 450 

50 

17 210 

2,3 

790 

670 

120 

1971 

2 480 

2 190 

287 

3 

4 270 

4 200 

70 

19 810 

2,2 

650 

600 

50 

1973 

2 955 

2 573 

338 

44 

4 590 

4 505 

85 

23 710 

2,3 

935 

880 

55 

1975 

3 115 

2 704 

311 

100 

5 065 

4 961 

104 

26 840 

2,2 

895 

785 

110 

1977 

3 465 

3 310 

87 

68 

5 154 

5 044 

110 

33 538 

2,4 

939 

816 

123 

1979 

4 085 

3 745 

303 

37 

5 874 

5 759 

115 

38 278 

2,5 

1 066 

841 

225 

1981 

4 237 

4 077 

119 

41 

6 256 

5 907 

349 

42 711 

2,6 

1 230 

912 

318 

1983 

4 946 

4 741 

147 

58 

6 696 

6 302 

394 

50 125 

2,7 

1 473 

1 007 

466 

1985 

5 820 

5 578 

174 

68 

7 110 

6 660 

450 

55 070 

2,7 

1 790 

1 240 

550 

1987 


Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/4 


Wissenschaftsausgaben der öffentlichen Haushalte nach Aufgabenbereichen 
und Finanzierungsquellen (Nettoausgaben) 

— in Mio DM — 


Aufgabenbereich 

Jahri) 

Netto- 

ausgaben 

insgesamt 

finanziert durch 

Bund 2) 
(einschl. 

ERP- 

Sonder- 

vermögen) 

Länder^) 4) 

Ge- 
meinden 4) 
(Gv.) 

wissen- 
schafthche 
Organisa- 
tionen ohne 
Erwerbs- 
zweck 5) 

Hochschulen einschheßhch 

1979 

16 273,0 

1 062,5 

15 210,5 

— 


Hochschulkhniken ß) 

1980 

17 963,1 

1 081,3 

16 881,8 

— 



1981 

18 845,3 

1 036,6 

17 808,7 

— 



1982 

19 757,2 

1 122,0 

18 635,2 

— 



1983 

20 656,7 

1 444,1 

19 212,6 

— 



1984 

21 241,4 

1 391,8 

19 849,6 

— 



1985 

22 599,0 

1 239,7 

21 359,3 

— 



1986 

22 720,9 

1 386,6 

21 334,3 

— 



1987 

23 977,2 

1 280,4 

22 696,8 

- 


Wissenschaft und Forschung 

1979 

12 332,8 

10 033,0 

1 677,9 

200,1 

421,8 

außerhalb der Hochschulen^) 

1980 

13 065,8 

10 467,9 

1 815,8 

222,3 

559,8 


1981 

13 392,9 

10 784,4 

1 936,3 

230,5 

441,7 


1982 

14 810,8 

11 978,2 

2 047,6 

210,1 

574,9 


1983 

14 820,3 

11 751,4 

2 110,2 

229,4 

729,3 


1984 

15 468,8 

12 103,5 

2 236,4 

221,9 

907,0 


1985 

17 041,6 

13 253,3 

2 514,1 

266,2 

1 008,0 


1986 

17 430,8 

13 358,4 

2 798,2 

266,2 

1 008,0 


1987 

18 657,0 

14 412,1 

2 970,7 

266,2 

1 008,0 

Wissenschaftsausgaben 

1979 

28 605,8 

11 095,5 

16 888,3 

200,1 

421,8 

der öffentlichen Haushalte 

1980 

31 028,9 

11 549,2 

18 697,6 

222,3 

559,8 

insgesamt 

1981 

32 238,2 

11 821,0 

19 745,0 

230,5 

441,7 


1982 

34 568,0 

13 100,2 

20 682,8 

210,1 

574,9 


1983 

35 476,9 

13 195,5 

21 322,7 

229,4 

729,3 


1984 

36 710,3 

13 495,3 

22 086,1 

221,9 

907,0 


1985 

39 640,6 

14 493,0 

23 873,4 

266,2 

1 008,0 


1986 

40 151,7 

14 745,0 

24 132,5 

266,2 

1 008,0 


1987 

42 634,2 

15 692,5 

25 657,5 

266,2 

1 008,0 


Bund bis 1986 Ist, 1987 Soll; Länder bis 1985 Ist, ab 1986 SoU; Gemeinden bis 1985 Ist, ab 1986 Schätzungen; wissenschaftliche 
Organisationen bis 1985 Ist, ab 1986 geschätzt. 

2) Abweichungen gegenüber Veröffenthchungen des Statistischen Bundesamtes aufgrund eigener Erhebungen des BMFT ; ge- 
ringfügige Abweichungen gegenüber früheren Veröffentlichungen. 

3) Einschheßhch der Ländereinnahmen (insbesondere Pflegesatzeinnahmen) für die Krankenversorgung an Hochschulkliniken, 
'‘j Länderweise Aufgliederung siehe Tabelle 15. 

■^) Finanziert durch Eigeneinnahmen der überwiegend vom Staat geförderten Institutionen. 

6) Hochschulen einschheßhch Bundeswehruniversitäten, aber ohne die unter Ziffer 2 enthaltenen Zahlungen an die DFG (und ohne 
die für Sonderforschungsbereiche); einschheßhch Zusetzung der kaufmännisch buchenden Kliniken. 

Einschheßhch entsprechender Ausgaben aus dem Verteidigungshaushalt. 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie, Statistisches Bundesamt Rundungsdifferenzen 
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Tabelle Vll/5 


Wissenschaftsausgaben der öffentlichen Haushalte nach Aufgabenbereichen 
und Ausgabearten (unmittelbare Ausgaben) 

— in Mio DM — 


Aufgabenbereich 

Jahri) 

Unmittel- 

bare 

Ausgaben 
insgesamt 2) 

davon 

Personal- 

ausgaben 

sonstige 

laufende 

Ausgaben 

Bau- 

maßnahmen 

sonstige 

Investi- 

tionen 

Hochschulen einschließhch 

1979 

16 508,0 

10 327,0 

3 793,6 

1 396,7 

990,7 

Hochschulkliniken 3) 

1980 

18 173,3 

11 261,5 

4 186,6 

1 629,9 

1 095,2 


1981 

19 179,1 

12 076,2 

4 411,2 

1 670,3 

1 021,4 


1982 

20 043,2 

12 590,1 

4 620,5 

1 843,2 

989,4 


1983 

20 993,2 

13 122,4 

4 963,4 

1 777,4 

1 130,0 


1984 

21 599,5 

13 507,5 

5 326,6 

1487,1 

1 278,4 


1985 

22 825,0 

14 083,9 

5 827,0 

1 457,4 

1 456,8 


1986 

22 939,1 






1987 

24 217,3 

• 




Wissenschaft und Forschung 

1979 

12 122,5 

2 786,8 

6 865,8 

355,3 

2 114,6 

außerhalb der Hochschulen^) 

1980 

12 969,6 

3 113,5 

6 982,6 

512,4 

2 361,1 


1981 

13 295,2 

3 301,9 

6 918,4 

508,2 

2 566,7 


1982 

14 663,8 

3 412,3 

7 529,3 

525,8 

3 196,4 


1983 

14 655,6 

3 598,9 

7 864,7 

589,4 

2 602,4 


1984 

15 289,9 

3 825,9 

8 140,4 

622,1 

2 701,3 


1985 

16 758,6 

3 993,9 

9 213,9 

671,6 

2 879,3 


1986 

17 144,0 






1987 

18 350,1 





Wissenschaftsausgaben 

1979 

28 630,5 

13 113,8 

10 659,4 

1 752,0 

3 105,3 

der öffentlichen Haushalte 

1980 

31 142,9 

14 375,0 

11 169,2 

2 142,3 

3 456,3 

insgesamt 

1981 

32 474,3 

15 378,1 

11 329,6 

2 178,5 

3 588,1 


1982 

34 707,0 

16 002,4 

12 149,8 

2 369,0 

4 185,8 


1983 

35 648,8 

16 721,3 

12 828,1 

2 366,8 

3 732,4 


1984 

36 889,4 

17 333,4 

13 467,0 

2 109,2 

3 979,7 


1985 

39 583,6 

18 077,8 

15 040,9 

2 129,0 

4 336,1 


1986 

40 083,1 






1987 

42 567,4 






1) Bund bis 1986 Ist, 1987 Soll; Länder bis 1985 Ist, ab 1986 Schätzung; Gemeinden bis 1985 Ist, ab 1986 Schätzungen; wissen- 
schafthche Organisationen bis 1985 Ist, ab 1986 geschätzt. 

2) Abweichungen gegenüber Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes aufgrund eigener Erhebungen des BMFT; ge- 
ringfügige Abweichungen gegenüber früheren VeröffenÜichungen. 

3) Hochschulen einschließlich Bundeswehruniversitäten, aber ohne die unter Ziffer 2 enthaltenen Zahlungen an die DFG (und ohne 
die für Sonderforschungsbereiche); einschließlich Zusetzung der kaufmännisch buchenden Kliniken. 

'*) Einschließlich entsprechender Ausgaben aus dem Verteidigungshaushalt. 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie, Statistisches Bundesamt Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/7 


Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, 



1979 Ist 

1981 Ist 

1982 Ist 

1983 Ist 

Ressort/Einzelplan 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

Bundeskanzleramt 

7,1 

7,1 

8,3 

8,3 

9,0 

9,0 

9,6 

9,6 

Auswärtiges Amt 

98,5 

23,7 

108,3 

23,6 

114,3 

26,3 

118,8 

29,1 

Bundesminister des Innern i) . . . 

173,7 

84,7 

206,3 

99,4 

224,0 

103,2 

224,0 

102,9 

Bundesminister der Justiz 

1,6 

L6 

1,9 

1,9 

1,9 

1,9 

1,7 

1,7 

Bundesminister für Wirtschaft . . 

927,4 

775,9 

1 278,6 

1 065,5 

1 259,4 

1 038,5 

1 205,5 

958,2 

Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten i) . . 

242,9 

213,3 

261,7 

227,8 

271,9 

235,6 

284,9 

246,5 

Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung 

40,6 

27,8 

54,7 

36,9 

56,6 

36,2 

42,7 

27,7 

Bundesminister für Verkehr .... 

181,4 

109,3 

203,1 

123,7 

207,6 

122,3 

222,6 

134,8 

Bundesminister der Verteidi- 
gung 

2 008,6 

1 855,8 

1 700,4 

1 559,3 

1 824,7 

1 695,1 

1 993,0 

1 867,9 

Bundesminister für Jugend, Fa- 
milie, Frauen und Gesundheit i) 

201,4 

119,1 

276,7 

183,5 

310,7 

209,5 

315,3 

208,0 

Bundesminister für Umwelt, Na- 
turschutz und Reaktorsicher- 
heit 1) 

146,4 

126,9 

135,4 

114,9 

153,6 

132,4 

176,0 

151,5 

Bundesminister für wirtschaftli- 
che Zusammenarbeit 

31,0 

27,7 

26,3 

22,9 

28,0 

24,4 

55,2 

51,4 

Bundesminister für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau 

57,2 

56,9 

88,6 

88,2 

81,9 

81,3 

68,9 

68,2 

Bundesminister für innerdeut- 
sche Beziehungen 

5,0 

5,0 

5,6 

5,6 

5,1 

5,1 

5,4 

5,4 

Bundesminister für Forschung 
und Technologie 

5 518,1 

5 436,4 

5 957,1 

5 895,8 

6 921,8 

6 865,0 

6 543,9 

6 486,4 

Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft 

1 431,8 

819,1 

1 481,6 

881,8 

1 607,2 

939,0 

1 902,8 

1 009,4 

Zivile Verteidigung 

6,3 

6,3 

5,3 

5,3 

5,4 

5,4 

5,7 

5,7 

Allgemeine Finanzverwaltung . . 

13,7 

13,7 

18,3 

18,3 

14,4 

14,4 

16,6 

16,6 

Ausgaben insgesamt 

11 092,7 

9 710,2 

11 818,2 

10 362,5 

13 097,5 

11 544,5 

13 192,7 11 380,9 


1) Für Vergleichszwecke wurden die bis 1986 in den Zuständigkeitsbereich des BMI, BMJFFG und BML fallenden Ausgaben für 
Umweltschutz, Sicherheit kerntechnischer Anlagen und Strahlenschutz bzw. Umwelt und Naturschutz zum BMU umgesetzt. 
Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie 
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Tabelle VlI/7 

Forschung und Entwicklung nach Ressorts 

— in Mio DM — 


1984 Ist 

1985 Ist 

1986 Ist 

1987 SoU 

1988 Reg.-Entw. 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

9,7 

9,7 

11,8 

11,8 

12,9 

12,9 

13,6 

13,6 

12,1 

12,1 

118,4 

29,3 

125,4 

31,0 

125,2 

31,4 

130,1 

33,2 

134,4 

34,4 

229,2 

104,4 

242,7 

104,9 

252,3 

109,2 

254,1 

114,1 

278,7 

119,0 

1,9 

1,9 

2,1 

2,1 

2,1 

2,1 

2,5 

2,5 

2,5 

2,5 

1 238,0 

962,1 

1 475,5 

1 174,8 

1 403,8 

1 112,7 

1 519,9 

1 255,8 

1 468,7 

1 093,8 

289,9 

250,4 

309,0 

264,1 

303,7 

259,2 

284,9 

243,8 

294,3 

252,5 

38,6 

25,3 

43,5 

28,2 

42,7 

27,0 

56,0 

35,7 

63,5 

38,7 

206,7 

128,0 

217,8 

134,8 

213,5 

127,6 

221,2 

129,3 

236,8 

140,1 

2 096,0 

1 985,6 

2 617,1 

2 499,4 

2 669,4 

2 534,1 

2 968,0 

2 833,8 

2 934,3 

2 798,5 

297,0 

184,3 

328,9 

196,9 

339,6 

180,6 

387,0 

194,0 

428,8 

217,2 

182,1 

156,8 

187,6 

161,7 

197,3 

170,3 

221,5 

190,7 

207,1 

173,4 

49,5 

45,7 

55,8 

52,0 

56,3 

52,6 

60,2 

55,7 

60,1 

56,2 

66,5 

65,9 

68,3 

67,7 

80,1 

79,4 

56,3 

55,6 

50,4 

49,7 

5,7 

5,7 

7,1 

7,1 

8,2 

8,2 

8,7 

8,7 

8,9 

8,9 

6 748,7 

6 683,0 

7 029,9 

6 953,9 

7 142,2 

7 065,4 

7 677,9 

7 576,2 

7 719,7 

7 616,1 

1 889,2 

1 016,3 

1 744,5 

987,8 

1 871,1 

1 031,7 

1 798,8 

1 042,1 

1 791,6 

1 053,6 

5,8 

5,8 

5,7 

5,7 

6,0 

6,0 

8,1 

8,1 

8,3 

8,3 

19,7 

19,7 

17,3 

17,3 

15,7 

15,7 

20,9 

20,9 

55,1 

55,1 

13 492,5 

11 679,9 

14 490,2 

12 701,2 

14 742,2 

12 826,3 

15 689,7 

13 813,7 

15 755,4 

13 730,2 


Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/8 


Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, Forschung und Entwicklung 


Förderbereich 

Förderschwerpunkt 

1979 Ist 

1981 Ist 

1982 Ist 

1983 Ist 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

danmter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

A Trägerorganisationen; 

Aus- und Neubau von 
Hochschulen 

1 778,4 

1 060,2 

1 887,4 

1 183,8 

1 028,6 

1 263,5 

2 368,5 

1 372,5 

A 1 Grundfinanzierung MPG 

318,7 

318,7 

353,5 

353,5 

361,5 

361,5 

370,1 

370,1 

A 2 Grundfinanzierung DFG 

400,4 

400,4 

474,1 

474,1 

505,2 

505,2 

500,9 

500,9 

A 3 Grundfinanzierung FhG 

60,8 

60,8 

83,0 

83,0 

95,6 

95,6 

101,3 

101,3 

A 5 Aus- und Neubau von 

Hochschulen 

998,5 

280,3 

976,8 

273,3 

1 066,4 

301,3 

1 396,1 

400,2 

B Sonderbereiche der Grund- 
lagenforschung (Insbesondere 
Großgeräte) 

545,7 

545,7 

601,4 

601,4 

639,2 

639,2 

686,8 

686,8 

C Meeresforschung und Meeres- 
technik; Polarforschung 

130,5 

130,5 

260,8 

260,8 

212,5 

212,5 

171,8 

171,8 

C 1 Meeresforschung 

50,9 

50,9 

50,4 

50,4 

46,0 

46,0 

37,9 

37,9 

C 2 Meerestechnik 

71,9 

71,9 

103,5 

103,5 

76,0 

76,0 

86,4 

86,4 

C 3 Polarforschung 

7,6 

7,6 

106,9 

106,9 

90,6 

90,6 

47,5 

47,5 

D Weltraumforschung und Welt- 
raumtechnik 

637,4 

637,4 

662,3 

662,3 

695,7 

695,5 

710,3 

710,3 

E Energieforschung und Ener- 
gietechnologie 

1 957,6 

1 909,5 

2 096,7 

2 070,1 

2 868,2 

2 850,8 

2 452,7 

2 434,7 

E 1 Kohle und andere fossile Ener- 
gieträger 

393,9 

393,9 

436,6 

436,6 

493,4 

493,4 

361,4 

361,4 

E 2 Erneuerbare Energiequellen 
und rationelle Energieverwen- 
dung 

189,5 

189,5 

258,1 

258,1 

297,4 

297,4 

244,7 

244,7 

E 3 Nukleare Energieforschung 
(einschl. Reaktorsicherheit) . . . 

1 273,6 

1 225,5 

1 297,0 

1 270,4 

1 960,6 

1 943,2 

1 703,8 

1 685,8 

E 4 Kernfusionsforschung 

100,6 

100,6 

105,0 

105,0 

116,7 

116,7 

142,7 

142,7 

F Umweltforschung; Klimafor- 
schung; Sicherheitsforschung 

469,0 

418,6 

503,0 

442,4 

521,8 

458,4 

535,4 

464,3 

F 1 Ökologische Forschung 

167,1 

143,7 

186,3 

160,5 

202,8 

175,4 

207,3 

177,0 

F 2 Umweltschonende und Um- 
weltschutztechnologien 

174,7 

167,2 

150,6 

142,7 

143,0 

134,8 

149,9 

140,4 

F 5 Wasserforschung 

49,3 

46,2 

62,9 

59,4 

58,2 

54,2 

47,8 

44,2 

F 7 Klimaforschung 

6,2 

6,2 

5,5 

5,5 

9,5 

9,5 

13,5 

13,5 

F 8 Sicherheitsforschung und 

Sicherheitstechnik 

71,7 

55,3 

97,6 

74,3 

108,4 

84,6 

117,0 

89,3 

G Forschung und Entwicklung 

Im Dienste der Gesundheit . . 

317,3 

259,4 

406,1 

340,3 

427,0 

355,4 

435,8 

359,6 

H Forschung und Entwicklung 
zur Humanisierung des 
Arbeitslebens 

119,3 

106,5 

142,1 

124,3 

151,8 

131,4 

128,1 

113,1 

I Informationstechnik (einschl. 

Fertigungstechnik) 

497,8 

497,4 

375,4 

375,1 

492,5 

492,3 

541,9 

541,6 

I 1 Informationsverarbeitung .... 

271,5 

271,1 

133,3 

133,0 

115,9 

115,6 

108,2 

107,9 

I 2 Technische Kommunikation . . 

73,9 

73,9 

74,6 

74,6 

103,4 

103,4 

100,4 

100,4 

I 3 Elektronische Bauelemente . . 

99,6 

99,6 

109,1 

109,1 

121,1 

121,1 

123,5 

123,5 

I 4 Anwendung der Mikroelektro- 
nik; Mikroperipherik 

12,7 

12,7 

17,7 

17,7 

106,1 

106,1 

169,8 

169,8 

I 5 Fertigungstechnik 

40,0 

40,0 

40,7 

40,7 

46,1 

46,1 

40,0 

40,0 

K Biotechnologie 

89,3 

89,3 

93,7 

93,7 

108,8 

108,8 

124,3 

124,3 

g Einschiießhch Bundeswehruniversitäten und Fachhochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung. 
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Tabelle VII/8 

nach Förderbereichen und Förderschwerpunkten 

— in Mio DM — 


1984 Ist 

1985 Ist 

1986 Ist 

1987 Soll 

1988 Reg.-Entw. 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

2 378,3 

1 418,2 

2 255,4 

1 402,8 

2 422,6 

1 472,2 

2 349,0 

1 482,9 

2 375,2 

1517,6 

392,7 

392,7 

405,1 

405,1 

420,4 

420,4 

430,3 

430,3 

442,8 

442,8 

526,5 

526,5 

541,8 

541,8 

546,8 

546,8 

574,6 

574,6 

595,2 

595,2 

111,6 

111,6 

116,3 

116,3 

126,4 

126,4 

135,7 

135,7 

145,9 

145,9 

1 347,6 

387,4 

1 192,3 

339,7 

1 329,0 

378,6 

1 208,4 

342,3 

1 191,4 

333,8 

760,6 

760,6 

850,6 

850,6 

911,0 

911,0 

996,2 

996,2 

1001,0 

1 001,0 

226,0 

226,0 

226,3 

226,3 

235,8 

235,8 

234,6 

234,6 

246,7 

246,7 

74,0 

74,0 

82,3 

82,3 

89,1 

89,1 

84,1 

84,1 

90,4 

90,4 

82,2 

82,2 

81,9 

81,9 

85,5 

85,5 

88,1 

88,1 

94,4 

94,4 

69,8 

69,8 

62,0 

62,0 

61,2 

61,2 

62,4 

62,4 

62,0 

62,0 

775,1 

775,1 

830,5 

830,5 

917,6 

917,6 

1 124,2 

1 124,2 

1 241,4 

1 241,4 

2 345,4 

2 324,8 

2 274,9 

2 250,3 

1 773,9 

1 750,3 

1 553,0 

1 506,4 

1 417,8 

1 367,4 

353,8 

353,8 

307,8 

307,8 

280,3 

280,3 

234,5 

234,5 

211,1 

211,1 

220,9 

220,9 

209,9 

209,9 

181,5 

181,5 

233,2 

233,2 

241,5 

241,5 

1 612,9 

1 592,4 

1 589,8 

1 565,2 

1 113,8 

1 090,2 

885,3 

838,7 

764,3 

713,9 

157,8 

157,8 

167,4 

167,4 

198,2 

198,2 

199,9 

199,9 

200,9 

200,9 

587,7 

511,6 

669,0 

586,5 

690,0 

607,2 

760,6 

674,6 

809,2 

701,4 

219,1 

188,8 

259,7 

228,2 

278,6 

245,9 

308,2 

271,6 

322,4 

283,5 

169,3 

159,6 

184,0 

174,0 

190,3 

179,8 

217,6 

205,6 

209,8 

196,5 

54,9 

50,8 

61,0 

56,0 

52,3 

47,6 

53,9 

49,6 

50,7 

45,9 

18,5 

18,5 

27,3 

27,3 

31,2 

31,2 

42,7 

42,7 

44,1 

44,1 

125,9 

93,9 

137,0 

101,0 

137,6 

102,7 

138,2 

105,1 

182,3 

131,2 

436,2 

354,5 

475,9 

376,4 

495,3 

369,9 

576,3 

418,5 

648,4 

471,4 

114,1 

100,9 

132,2 

116,9 

139,7 

124,0 

157,7 

137,3 

165,1 

140,4 

583,2 

583,0 

623,8 

623,8 

787,4 

787,3 

855,2 

854,9 

799,3 

799,0 

110,1 

109,9 

151,5 

151,5 

185,5 

185,5 

223,1 

222,8 

232,6 

232,3 

129,4 

129,4 

104,1 

104,1 

140,9 

140,9 

156,6 

156,6 

150,7 

150,7 

127,8 

127,8 

167,7 

167,7 

239,4 

239,4 

234,6 

234,6 

224,6 

224,6 

145,0 

145,0 

58,9 

58,9 

65,4 

65,4 

80,0 

80,0 

73,6 

73,6 

70,9 

70,9 

141,7 

141,7 

156,2 

156,2 

161,0 

161,0 

117,8 

117,8 

127,8 

127,8 

146,7 

146,7 

177,9 

177,9 

221,8 

221,8 

239,3 

239,3 
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Förderbereich 

Förderschwerpunkt 

1979 Ist 

1981 Ist 

1982 Ist 

1983 Ist 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

L Materlalforschung; 

chemische Verfahrenstechnik; 
physikalische Technologien . . . 

311,8 

254,2 

377,1 

297,0 

386,3 

305,4 

410,5 

319,8 

L 1 Materialforschung 

126,3 

97,0 

161,4 

122,7 

178,8 

141,0 

204,8 

166,6 

L 2 Chemische Verfahrenstechnik 

35,9 

35,9 

33,3 

33,3 

28,6 

28,6 

1 24,0 

24,0 

L 3 Physikalische Technologien . . . 

149,6 

121,2 

182,4 

141,0 

178,9 

135,9 

* 181,7 

129,2 

M Luftfahrtforschung und -ent- 
wlcklung 

262,7 

262,7 

477,9 

477,9 

428,7 

428,7 

365,2 

365,2 

N Forschung und Technologie für 
bodengebundenen Transport 
und Verkehr (einschl. Ver- 
kehrssicherheit) 

340,9 

294,9 

337,2 

294,7 

347,4 

298,3 

311,7 

260,6 

O Geowissenschaften und Roh- 
stoffsicherung 

170,0 

127,8 

224,8 

167,1 

213,2 

152,0 

209,9 

149,9 

O 1 Geowissenschaften (insbeson- 
dere Tiefbohrungen) 

67,7 

40,7 

90,8 

53,8 

94,2 

56,2 

95,6 

57,8 

O 2 Rohstoffsichemng 

102,3 

87,0 

134,0 

113,3 

118,9 

95,8 

114,3 

92,1 

P Raumordnung und Städtebau; 
Bauforschung 

178,3 

154,3 

236,8 

203,0 

219,3 

186,6 

209,9 

176,3 

P 1 Raumordnung, Städtebau, 

Wohnungswesen 

67,6 

54,1 

91,0 

72,0 

86,1 

67,6 

82,5 

63,5 

P 2 Bauforschung und -technik, 
Straßenbauforschung 

110,7 

100,2 

145,8 

131,0 

133,2 

119,0 

127,4 

112,8 

Q Forschung und Entwicklung im 
Ernährungsbereich 

78,5 

72,6 

77,2 

71,6 

80,4 

74,7 

83,7 

77,6 

R Forschung und Entwicklung in 
der Land- und Forstwirtschaft 
sowie der Fischerei 

196,5 

172,5 

216,4 

187,7 

226,2 

195,3 

239,5 

206,7 

S Bildungs- und Berufsbildungs- 
forschung 

216,2 

173,9 

203,8 

166,0 

195,8 

161,5 

165,0 

137,0 

T Innovation und verbesserte 
Rahmenbedingungen 

459,3 

416,3 

556,3 

495,5 

588,7 

526,7 

580,0 

508,4 

T 1 Indirekte Förderung des FuE- 
Personals in der Wirtschaft . . . 

300,0 

300,0 

359,3 

359,3 

390,0 

390,0 

375,0 

375,0 

T 2 Verbesserung des Technologie- 
und Wissenstransfer 

9,4 

9,4 

20,1 

20,1 

22,4 

22,4 

22,4 

22,4 

T 3 Förderung technologieorien- 
tierter Unternehmensgründun- 
gen 

3,5 

3,5 

3,9 

3,9 

6,0 

6,0 

5,9 

5,9 

T 4 Übrige indirekte Fördermaß- 
nahmen (ohne indirekt spezifi- 
sche) 

66,6 

66,6 

79,5 

79,5 

83,5 

83,5 

84,7 

84,7 

T 8 Rationalisierung und wissen- 
schaftlich-technische Ressort- 
dienstleistungen (BMWi) 

50,6 

7,6 

64,4 

3,6 

65,0 

3,1 

74,7 

3,1 

T 9 Übrige Fördermaßnahmen 

(BMWi) 

29,2 

29,2 

29,2 

29,2 

21,8 

21,8 

17,3 

17,3 

U Fachinformation 

100,9 

67,4 

95,0 

54,6 

104,1 

58,4 

102,7 

50,0 

V Geisteswissenschaften; Wirt- 
schafts- und Sozialwissenschaf- 
ten 

283,1 

185,6 

327,2 

219,5 

356,2 

232,5 

355,0 

230,0 

W Übrige, nicht anderen Berei- 
chen zugeordnete Aktivitäten . 

123,4 

50,8 

127,0 

46,4 

133,2 

49,3 

161,2 

78,2 

A-W Zivile Förderbereiche zusam- 
men 

9 263,9 

7 887,5 

10 285,6 

8 835,2 

11 425,6 

9 877,2 

11 349,9 

9 538,7 

X Wehrforschung und -technik . 

1 828,6 

1 822,8 

1 532,8 

1 527,3 

1 671,8 

1 667,2 

1 842,7 

1 842,2 

Ausgaben insgesamt 

11 092,7 

9 710,2 

11 818,2 

10 362,5 

13 097,5 

11 544,5 

13 192,7 

11 380,9 


Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie 
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noch Tabelle VII/8 


1984 Ist 

1985 Ist 

1986 Ist 

1987 Soll 

1988 Reg.-Entw. 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

433,2 

329,6 

466,0 

352,1 

508,4 

396,7 

558,2 

451,1 

658,6 

505,2 

210,7 

168,4 

223,7 

180,8 

248,1 

204,6 

267,5 

224,2 

273,6 

227,7 

19,9 

19,9 

20,9 

20,9 

17,8 

17,8 

21,4 

21,4 

22,9 

22,9 

202,6 

141,4 

221,4 

150,4 

242,5 

174,3 

269,3 

205,6 

362,1 

254,5 

428,9 

428,9 

530,0 

530,0 

512,0 

512,0 

692,9 

692,9 

709,1 

709,1 

281,0 

230,2 

266,6 

210,1 

280,6 

220,3 

301,5 

236,0 

292,2 

222,5 

209,1 

148,8 

205,8 

145,0 

190,3 

131,3 

165,2 

123,3 

194,4 

150,9 

105,8 

68,2 

111,2 

73,4 

115,8 

78,0 

102,0 

73,7 

128,1 

98,8 

103,3 

80,6 

94,6 

71,7 

74,5 

53,2 

63,3 

49,6 

66,3 

52,1 

185,8 

161,6 

180,9 

159,0 

192,7 

171,4 

170,4 

147,7 

174,7 

151,8 

71,7 

58,0 

68,9 

56,4 

73,5 

61,4 

64,5 

51,6 

62,0 

49,0 

114,1 

103,6 

112,0 

102,6 

119,2 

110,0 

105,8 

96,1 

112,7 

102,8 

83,4 

77,4 

86,4 

80,2 

93,8 

87,0 

87,2 

81,2 

89,8 

83,7 

243,2 

209,3 

258,0 

221,8 

251,6 

216,2 

240,3 

208,2 

245,6 

212,8 

155,1 

127,1 

158,6 

161,3 

132,6 

134,5 

177,1 

149,2 

176,4 

148,3 

550,7 

468,3 

678,5 

586,0 

732,1 

642,1 

839,8 

754,4 

628,1 

497,6 

320,0 

320,0 

381,9 

381,9 

409,0 

409,0 

475,0 

475,0 

230,0 

230,0 

30,2 

30,2 

51,7 

51,7 

70,7 

70,7 

77,6 

77,6 

82,0 

82,0 

16,1 

16,1 

41,9 

41,9 

48,2 

48,2 

80,0 

80,0 

63,0 

63,0 

84,9 

84,9 

94,8 

94,8 

96,8 

96,8 

101,0 

101,0 

101,0 

101,0 

85,5 

3,0 

94,5 

2,0 

92,9 

2,9 

88,6 

3,2 

133,7 

3,2 

14,1 

14,1 

13,7 

13,7 

14,5 

14,5 

17,7 

17,7 

18,4 

18,4 

105,3 

51,1 

127,3 

68,8 

154,6 

94,5 

148,3 

89,8 

145,9 

92,6 

355,2 

227,3 

386,9 

245,8 

410,3 

265,6 

434,5 

288,6 

450,3 

292,9 

162,4 

73,7 

182,8 

82,8 

195,5 

94,6 

237,5 

132,6 

274,0 

165,4 

11 527,7 

9 715,8 

12 013,1 

10 225,0 

12 234,4 

10 319,4 

12 881,5 

11 006,4 

12 982,5 

10 958,4 

1 064,8 

1 964,1 

2 477,2 

2 476,4 

2 507,7 

2 506,9 

2 808,2 

2 807,4 

2 772,8 

2 772,0 

13 492,5 

11 679,9 

14 490,2 

12 701,2 

14 742,2 

12 826,3 

15 689,7 

13 813,7 

15 755,4 

13 730,2 
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Tabelle VII/9 


Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, 



1979 Ist 

1981 Ist 

1982 Ist 

1983 Ist 

Förderungsart 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

1. Projektförderung 

5 742,0 

5 645,1 

5 919,3 

5 853,7 

6 964,1 

6 908,9 

6 455,4 

6 409,1 

1.1 Direkte Projektförderung . . 

5 362,5 

5 265,6 

5 456,6 

5 391,0 

6 374,8 

6 319,6 

5 814,8 

5 768,5 

1.2 Indirekte und indirekt-spezi- 
fische FuE-Förderung der 
Wirtschaft i) 

379,5 

379,5 

462,7 

462,7 

589,3 

589,3 

640,6 

640,6 

2. Institutionelle Förderung . . 

4 608,0 

3 376,8 

5 125,9 

3 801,9 

5 390,6 

3 961,5 

5 966,5 

4 269,5 

2.1 Forschungs- und Wissen- 
schaftsförderungsorganisa- 
tionen 

828,0 

814,7 

968,4 

952,3 

1 022,3 

1 005,6 

1 035,4 

1 018,6 

2.2 Großforschungseinrichtungen 

1 469,7 

1 469,7 

1 614,6 

1 614,6 

1 649,4 

1 649,4 

1 792,4 

1 792,4 

2.3 Institute der 

„Blauen Liste" 2) 

152,8 

133,5 

193,9 

171,0 

203,1 

176,3 

208,5 

181,4 

2.4 Sonstige Einrichtungen ohne 
Erwerbszweck 

211,5 

139,2 

226,2 

148,4 

237,7 

155,5 

246,9 

160,2 

2.5 Bundeseigene Forschungs- 
einrichtungen und sonstige 
Bundesanstalten 3) 

946,9 

539,0 

1 146,1 

642,3 

1 211,8 

673,6 

1 287,3 

716,8 

2.6 Hochschulen^) 

999,1 

280,9 

976,8 

273,3 

1 066,4 

301,3 

1 396,1 

400,2 

3. Internationale 

Zusammenarbeit 

742,8 

688,3 

773,0 

706,9 

742,8 

674,0 

770,7 

702,3 

3.1 Beiträge an Organisationen 
und Einrichtungen 5) 

664,5 

650,1 

692,4 

672,7 

657,3 

637,1 

684,9 

664,3 

3.2 Projektförderung aus inter- 
nationalen Titeln 

78,3 

38,1 

80,6 

34,2 

85,4 

36,9 

85,9 

38,0 

Ausgaben insgesamt 

11 092,7 

9 710,2 

11 818,2 

10 362,5 

13 097,5 

11 544,5 

13 192,7 

11 380,9 

Nachrichthch: 

Direkte Projektförderung . . 

5 362,5 

5 265,6 

5 456,6 

5 391,0 

6 374,8 

6 319,6 

5 814,8 

5 768,5 

darunter: 

BMFT 

2 978,0 

2 927,8 

3 155,3 

3 135,3 

3 998,0 

3 987,2 

3 377,4 

3 367,8 

BMWi 

259,9 

259,9 

431,5 

429,3 

360,7 

358,4 

284,4 

277,1 

BMVg 

1 695,7 

1 689,9 

1 393,6 

1 388,2 

1 526,9 

1 522,3 

1 680,9 

1 680,5 


1) Ohne steuerliche Maßnahmen (Zulagen, Sonderabschreibungen). 

2) Einschließlich von Bund und Ländern gemeinsam geförderte landeseigene Einrichtungen. 

3) Bis 1983 einschheßhch Bundesakademie für öffenthche Verwaltung. 

Aus- und Neubau von Hochschulen, Bundeswehruniversitäten und Fachhochschule des Bundes für öffenthche Verwaltung. 
3) Mit Sitz im In- und Ausland. 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie 
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TabeUe VII/9 


Forschung und Entwicklung nach Förderungsarten 

— in Mio DM — 


1984 Ist 

1985 Ist 

1986 Ist 

1987 SoU 

1988 Reg.-Entw. 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

6 589,2 

6 539,1 

7 405,1 

7 344,7 

7 132,2 

7 069,3 

7 764,4 

7 672,7 

7 411,7 

7 317,1 

5 973,6 

5 923,5 

6 697,4 

6 636,9 

6 367,7 

6 304,8 

6 834,8 

6 743,1 

6 802,3 

6 707,7 

615,6 

615,6 

707,7 

707,7 

764,5 

764,5 

929,6 

929,6 

609,4 

609,4 

6 090,1 

4 399,7 

6 220,2 

4 571,3 

6 585,7 

4 809,1 

6 714,2 

5 006,5 

7 075,4 

5 225,8 

1 096,2 

1 079,0 

1 135,1 

1 117,0 

1 170,5 

1 151,7 

1 221,0 

1 201,6 

1 270,7 

1 250,6 

1 854,2 

1 854,2 

1 989,3 

1 989,3 

2 131,0 

2 131,0 

2 312,8 

2 312,8 

2 358,9 

2 358,9 

215,0 

186,8 

219,1 

190,3 

230,6 

200,2 

252,7 

217,7 

244,1 

211,3 

248,4 

162,9 

258,7 

169,9 

270,6 

178,2 

288,4 

190,5 

336,8 

228,3 

1 328,7 

729,5 

1 425,8 

765,1 

1 454,0 

769,3 

1 430,9 

741,5 

1 673,6 

843,0 

1 347,6 

387,4 

1 192,3 

339,7 

1 329,0 

378,6 

1 208,4 

342,3 

1 191,4 

333,8 

813,2 

741,1 

864,8 

785,3 

1 024,3 

947,9 

1 211,1 

1 134,5 

1 268,3 

1 187,3 

725,5 

702,2 

770,3 

743,0 

928,5 

903,8 

1 106,2 

1 083,1 

1 161,3 

1 134,9 

87,7 

38,9 

94,5 

42,3 

95,7 

44,0 

104,9 

51,4 

107,0 

52,4 

13 492,5 

11 679,9 

14 490,2 

12 701,2 

14 742,2 

12 826,3 

15 689,7 

13 813,7 

15 755,4 

13 730,2 

5 973,6 

5 923,5 

6 697,4 

6 636,9 

6 367,7 

6 304,8 

6 834,8 

6 743,1 

6 802,3 

6 707,7 

3 418,7 

3 404,9 

3 475,6 

3 456,5 

3 184,1 

3 164,5 

3 204,2 

3 159,1 

3 210,4 

3 164,7 

324,1 

317,2 

449,7 

442,9 

405,4 

398,8 

538,3 

530,6 

552,2 

544,3 

1 797,7 

1 797,1 

2 300,0 

2 299,2 

2 318,3 

2 317,5 

2 608,4 

2 607,6 

2 563,3 

2 562,5 
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TabeUe VII/ 10 


Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, 



1979 Ist 

1981 Ist 

1982 Ist 

1983 Ist 

Empfängergruppe 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

1. Bund 

1 283,1 

700,0 

1 498,0 

822,7 

1 559,1 

859,6 

1 655,3 

926,7 

1.1 Bundeseigene Forschungs- 
einrichtungen 

1 076,8 

646,2 

1 289,5 

761,5 

1 365,2 

803,3 

1 435,7 

844,0 

1.2 Sonstige Einrichtungen der 
Bundesverwaltung 1) 

206,4 

53,9 

208,5 

61,3 

193,8 

56,3 

219,6 

82,6 

2. Länder und Gemeinden (Gv.) 

1 504,0 

904,9 

1 489,6 

905,6 

1 581,0 

929,0 

1 881,6 

1 004,0 

2.1 Forschungseinrichtungen 
der Länder 

66,9 

65,2 

83,3 

81,2 

74,9 

72,5 

76,0 

73,3 

2.2 Hochschulen und Hoch- 
schulkliniken 2) 

1 222,4 

637,0 

1 165,7 

592,0 

1 289,5 

647,1 

1 616,3 

744,7 

2.3 Sonstige Einrichtungen der 
Länder 

131,7 

122,4 

174,6 

168,6 

168,0 

162,5 

143,6 

140,3 

2.4 Gemeinden, Gemeinde- und 
Zweckverbände 

83,0 

80,3 

66,0 

63,8 

48,7 

47,2 

45,8 

45,6 

3. Organisationen 

ohne Erwerbszweck 

3 070,5 

2 924,6 

3 474,9 

3 311,0 

3 617,6 

3 443,8 

3 787,5 

3 607,0 

3.1 Forschungs- und Wissen- 
schaftsförderungsorganisa- 
tionen3) (z. B. MPG, FhG, 
DFG) 

960,0 

898,2 

1 133,3 

1 062,3 

1 252,4 

1 178,1 

1 256,3 

1 182,3 

3.2 Großforschungseinrichtungen 

1 617,0 

1 614,4 

1 760,7 

1 760,5 

1 788,0 

1 787,9 

1 965,8 

1 965,8 

3.3 Sonstige wissenschaftliche 
Einrichtungen ohne Er- 
werbszweck 

428,7 

359,5 

469,8 

391,1 

476,4 

393,8 

466,7 

380,5 

3.4 Übrige Organisationen ohne 
Erwerbszweck 

64,9 

52,6 

111,0 

97,1 

100,7 

84,0 

98,6 

78,3 

4. Gesellschaften und Unter- 
nehmen der Wirtschaft .... 

4 404,5 

4 364,3 

4 495,1 

4 482,0 

5 471,6 

5 463,7 

4 934,9 

4 931,1 

4.1 Gesellschaften und Unter- 
nehmen der Wirtschaft .... 

4 115,9 

4 077,0 

4 182,0 

4 171,3 

4 897,4 

4 896,3 

4 496,6 

4 495,5 

4.2 Dienstleistungen, soweit von 
Unternehmen und Freien 
Berufen erbracht 

288,6 

287,3 

313,2 

310,7 

574,2 

567,4 

438,3 

435,6 

5. Ausland 

830,6 

816,4 

860,6 

841,2 

868,3 

848,1 

933,3 

912,2 

5.1 Zahlungen an Gesellschaf- 
ten und Unternehmen der 
Wirtschaft im Ausland 

141,1 

141,1 

140,4 

140,4 

166,5 

166,5 

139,4 

139,4 

5.2 Beiträge an internationale 
Organisationen und übrige 
Zahlungen an das Ausland 

689,5 

675,3 

720,3 

700,8 

701,8 

681,6 

793,8 

772,8 

Ausgaben insgesamt 

11 092,7 

9 710,2 

11 818,2 

10 362,5 

13 097,5 

11 544,5 

13 192,7 

11 380,9 

Nachrichtlich: 

Gesellschaften und Unter- 
nehmen der Wirtschaft^) . . 

4 404,5 

4 364,3 

4 495,1 

4 482,0 

5 471,6 

5 463,7 

4 934,9 

4 931,1 

darunter: 

BMFT 

2 133,7 

2 095,8 

2 297,7 

2 288,2 

3 203,2 

3 203,2 

2 612,2 

2 612,1 

BMWi 

609,7 

609,7 

852,2 

852,2 

815,6 

815,6 

715,3 

715,3 

BMVg 

1 547,4 

1 547,4 

1 246,8 

1 246,8 

1 338,1 

1 337,1 

1 494,1 

1 494,1 


') Einschließlich Bundeswehruniversitäten. 

2) Ohne Mittel für Sonderforschungsbereiche. 

3) Einschließlich Mittel für Sonderforschungsbereiche. 

Aufteilung geschätzt. 

5) Einschließlich der Mittel zur Förderung der Auftragsforschung; Abgrenzung nach der Wirtschaftszweigsystematik: ohne Mittel 
an Gesellschaften und Unternehmen der Wirtschaft im Ausland (siehe 5.1). 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie. 
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Forschung und Entwicklung nach Empfängergruppen Tabelle VII/10 

— in Mio DM — 


1984 Ist 

1985 Ist 

1986 Ist 

1987 SoU4) 

1988 Reg .- Entw . 4 ) 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

1 684,5 

942,2 

1 817,5 

1 004,5 

1 866,1 

1 008,0 

1 844,6 

981,3 

2 054,4 

1 036,1 

1 503,3 

882,9 

1 635,3 

952,7 

1 642,5 

934,5 

1 619,4 

905,8 

1 818,1 

962,3 

181,2 

1 873,7 

59,4 

1 018,9 

182,2 

1 746,8 

51,8 

1 008,8 

223,6 

1 960,3 

73,5 

1 139,4 

225,2 

1 919,4 

75,5 

1 182,6 

236,3 

1 949,3 

73,8 

1 231,9 

88,4 

85,5 

94,3 

91,2 

96,9 

93,9 

109,9 

106,7 

131,0 

128,0 

1 617,7 

769,2 

1 494,5 

763,7 

1 708,0 

894,1 

1 666,3 

936,9 

1 688,0 

977,5 

129,2 

126,4 

127,4 

124,0 

134,1 

130,3 

117,2 

113,4 

105,0 

101,3 

38,3 

37,8 

30,6 

29,9 

21,3 

21,1 

26,0 

25,7 

25,4 

25,1 

3 929,4 

3 743,5 

4 264,0 

4 067,9 

4 524,4 

4 321,2 

4 866,0 

4 648,4 

5 031,7 

4 802,4 

1 317,8 

2 038,3 

1 239,1 

2 037,9 

1 426,9 

2 209,9 

1 340,3 

2 209,9 

1 495,2 

2 338,4 

1 405,9 

2 383,4 

1571,5 

2 538,9 

1 480,4 

2 538,9 

1 670,7 

2 582,6 

1 577,0 

2 582,6 

481,0 

388,5 

513,5 

417,3 

571,2 

471,3 

614,5 

502,1 

636,8 

515,3 

92,3 

78,0 

113,7 

100,4 

119,6 

105,7 

141,1 

127,0 

141,7 

127,5 

4 999,6 

4 993,4 

5 622,6 

5 613,0 

5 322,8 

5 314,0 

5 793,0 

5 758,0 

5 403,4 

5 369,8 

4 507,1 

4 505,6 

5 022,6 

5 021,1 

4 698,9 

4 697,7 

5 111,3 

5 085,1 

4 722,0 

4 695,8 

492,6 

1 005,4 

478.8 

981.9 

600,0 

1 039,3 

592,0 

1 007,0 

623,9 

1 068,5 

616,3 

1 043,7 

681,7 

1 266,7 

672,9 

1 243,3 

681,5 

1 316,5 

674,0 

1 290,0 

160,6 

160,6 

156,4 

156,4 

91,7 

91,7 

104,1 

104.1 

98,6 

98,6 

844,8 

821,4 

882,9 

850,6 

976,8 

952,0 

1 162,6 

1 139,3 

1 217,9 

1 191,4 

13 492,5 

11 679,9 

14 490,2 

12 701,2 

14 742,2 

12 826,3 

15 689,7 

13 813,7 

15 755,4 

13 730,2 

4 999,6 

4 993,4 

5 622,6 

5 613,0 

5 322,8 

5 314,0 

5 793,0 

5 758,0 

5 403,4 

5 369,8 

2 582,1 
702,1 

1 599,2 

2 581,0 
701,3 

1 599,2 

2 531,6 
897,1 

2 080,4 

2 531,6 
896,6 

2 080,4 

2 224,2 
842,9 

2 151,0 

2 224,2 
842,7 

2 151,0 

2 239,8 

1 009,6 

2 423,9 

2 214,8 

1 009,3 

2 423,9 

2 128,8 
774,5 

2 382,9 

2 103,8 
774,2 

2 382,9 
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Tabelle VII/11 


Ausgaben des Bundes an Gesellschaften 
Forschung und Entwicklung 



Deut- 

1979 Ist 

1981 Ist 

1982 Ist 

Wirtschaftszweig 

sehe 

Syste- 

matik 

insgesamt 

darunter Ge- 
meinschafts- 
forschung 

insgesamt 

darunter Ge- 
meinschafts- 
forschung 

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei . . 
Energie und Wasserversorgung, Berg- 

0 

8,0 

6,0 

— 

3,3 

— 

bau 

darunter: 

1 

454,2 

430,9 

33,0 

392,7 

36,5 

Bergbau 

Verarbeitendes Gewerbe (ohne Bauge- 

11 

306,7 

310,6 

28,0 

319,0 

31,7 

werbe) 

Chemische Industrie, Herstellung und 
Verarbeitung von Spalt- und Brutstof- 

2 

3 582,8 

3 669,7 

91,6 

4 437,4 

95,1 

fen, Miner alölverarbeitung 

darunter: 

20 

298,5 

348,8 

12,4 

373,6 

12,7 

Chemische Industrie 

Herstellung und Verarbeitung von 

200 

133,2 

136,5 

9,5 

125,9 

9,4 

Spalt- und Brutstoffen 

Herstellung von Kunststoff- und Gum- 

201 

149,7 

183,5 

— 

189,1 

0,1 

miwaren 

Gewinnung und Verarbeitung von Stei- 
nen und Erden, Feinkeramik, Glasge- 

21 

26,2 

28,7 

4,9 

32,2 

5,0 

werbe 

22 

29,9 

27,8 

5,1 

38,7 

5,2 

Metallerzeugung und -bearbeitung . . . 
Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau, 

23 

154,2 

196,7 

21,7 

211,2 

22,7 

Herstellung von ADV-Einrichtungen . . 
darunter: 

24 

2 081,9 

2 196,0 

18,7 

2 973,6 

18,7 

Maschinenbau 2) 

Herstellung von Büromaschinen und 

242 

826,0 

766,2 

15,5 

1458,0 

15,7 

ADV-Geräten und -Einrichtungen . . 

243 

133,9 

37,0 

— 

41,2 

— 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

Elektrotechnik, Feinmechanik und Op- 
tik, Herstellung von Eisen-, Blech- und 

248 

991,5 

1083,4 


1312,5 


Metallwaren usw 

darunter: 

25 

928,7 

800,2 

3,1 

733,1 

4,7 

Elektrotechnik 

Feinmechanik, Optik, Herstellung 

250 

860,8 

724,3 

1,8 

628,6 

2,5 

von Uhren 

252/4 

45,2 

45,2 

0,9 

66,4 

0,9 

Holz-, Papier- und Druckgewerbe .... 
Leder-, Textil- und Bekleidungsge- 

26 

29,1 

29,6 

6,0 

26,9 

6,0 

werbe 

Ernährungsgewerbe, Tabakverarbei- 

27 

22,4 

25,7 

12,6 

28,4 

13,9 

tung 

28/29 

11,8 

16,2 

7,1 

19,8 

6,4 

Baugewerbe 

3 

23,1 

29,9 

0,2 

26,1 

0,7 

Handel 

4 

2,1 

2,2 

— 

5,4 

— 

Verkehr und Nachrichtenübermittlung 
Kreditinstitute und Versicherungsge- 

5 

42,2 

39,4 

— 

26,4 

— 

werbe 

Dienstleistungen, soweit nicht von Un- 
ternehmen und Freien Berufen er- 

6 

3,5 

3,9 


6,0 


bracht 

7 

288,6 

313,2 

37,0 

574,2 

40,5 

Ausgaben insgesamt 

Obis 7 

4 404,5 

4 495,1 

161,8 

5 471,6 

172,8 

darunter FuE 


4 364,3 

4 482,0 

161,8 

5 463,7 

172,8 


*) Einschließlich der Mittel zur Förderung der Auftragsforschung. 

1) Einschheßlich der vom BMWi über die AIF geförderten industriellen Gemeinschaftsforschung (1983: 84,7 Mio DM, 1984: 
84,9 Mio DM, 1985: 94,8 Mio DM, 1986: 96,8 Mio DM) sowie der von den übrigen Ressorts unmittelbar an AIF-Forschungsin- 
stitute und sonstige Gemeinschaftsforschung betreibende Einrichtungen geflossenen Mittel. 

2) Einschheßlich Förderung der Reaktorenentwicklung. 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie 
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und Unternehmen der Wirtschaft für Wissenschaft, Tabelle VIl/11 

nach Wirtschaftszweigen *) 

— in Mio DM — 


1983 Ist 

1984 Ist 

1985 Ist 

1986 Ist 

insgesamt 

darunter Ge- 
ineinschaftsfor- 
schung 

insgesamt 

darunter Ge- 
meinschaftsfor- 
schung 

insgesamt 

darunter Ge- 
meinschaftsfor- 
schung 0 

insgesamt 

darunter Ge- 
meinschaftsfor- 
schung 0 

3,9 

— 

2,2 

— 

3,1 

- 

5,5 

- 

255,7 

42,6 

244,2 

23,5 

236,0 

26,7 

183,7 

21,6 

218,2 

36,7 

211,2 

20,7 

202,4 

23,4 

162,9 

18,1 

4 168,7 

93,7 

4 119,7 

97,8 

4 684,5 

102,5 

4 415,9 

107,5 

304,7 

14,3 

234,3 

11,3 

210,6 

10,3 

234,0 

14,1 

119,8 

11,3 

107,6 

8,6 

121,8 

8,5 

151,9 

12,7 

154,7 

0,1 

98,2 

— 

74,5 

- 

61,0 

- 

34,1 

5,4 

31,7 

9,0 

49,4 

10,0 

47,3 

6,9 

36,9 

5,1 

37,2 

6,4 

52,1 

7,0 

49,0 

6,9 

178,4 

20,0 

175,8 

20,7 

141,7 

19,1 

116,0 

23,0 

2 587,9 

18,8 

2 520,3 

20,6 

3 024,2 

21,0 

2 631,9 

24,3 

1 223,5 

16,4 

1 239,1 

17,5 

1 306,4 

18,3 

962,7 

21,4 

39,4 



35,1 



47,5 



59,8 

— 

1 216,7 

— 

1 088,9 

— 

1 485,6 

— 

1 455,5 

— 

949,7 

2,3 

1042,9 

2,9 

1105,5 

2,8 

1235,1 

2,9 

844,9 

1,0 

973,5 

1,3 

1004,8 

0,2 

1113,1 

1,6 

54,8 

0,8 

47,5 

0,7 

79,5 

0,8 

95,4 

0,7 

31,4 

6,6 

30,0 

5,4 

45,4 

7,3 

48,8 

6,1 

27,7 

15,1 

28,5 

15,7 

32,1 

18,2 

31,1 

16,3 

17,7 

6,2 

19,0 

5,7 

23,5 

6,8 

22,7 

6,9 

23,4 

0,5 

24,3 

0,5 

31,5 

0,7 

35,1 

0,5 

4,6 

_ 

56,7 

— 

18,5 

— 

18,3 

— 

35,8 

— 

56,5 

— 

37,6 

— 

39,7 

— 

4,5 

- 

3,5 

— 

11,3 

- 

0,7 

— 

438,3 

37,4 

492,6 

36,6 

600,0 

40.7 

623,9 

39,8 

4 934,9 

174,3 

4 999,6 

158,3 

5 622,6 

170,6 

5 322,8 

169,4 

4 931,1 

174,3 

4 993,4 

158,3 

5 613,0 

170,6 

5 314,0 

169,4 
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Tabelle VII/12 


Ausgaben des Bundes an internationale wissenschaftliche Organisationen 
und an zwischenstaatliche Forschungseinrichtungen 

— in Mio DM — 


Organisation/Einrichtung 

1979 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

Reg.- 

Entw. 




Ist 




Soll 

1. Organisationen/Einrichtungen 
mit Sitz im Ausland 

Deutsch-Britische Stiftung für 
das Studium der Industriegesell- 
schaft in London 

1,0 

1,0 

1,1 

1,0 

1,0 

0,9 

0,8 

0,7 

0,7 

Nordatlantik - Pakt- Organisation , 
Beitrag zum zivilen Teil des 
Haushaltes (NATO) 

3,8 

2,0 

3,5 

5,5 

6,0 

6,3 

6,4 

7,0 

7,3 

Stiftungsfonds der Universität 
der Vereinten Nationen (UNU) in 
Tokio 

2,0 

1,0 

1,0 

0,9 

1,1 

1,0 




Internationales Institut für Ver- 
waltungswissenschaften in Brüs- 
sel 

0,1 

0,2 

0,2 

0,2 

0,1 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

Internationaler Rat für Meeres- 
forschung in Kopenhagen 

0,1 

0,1 

0,1 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

Deutsch-Französisches 
Forschungsinstitut St. Louis .... 

16,6 

20,0 

2Ö,6 

21,3 

23,3 

26,0 

28,8 

31,6 

32,6 

Internationales Zentrum 

für Krebsforschung in Lyon .... 

1,0 

2,1 

2,3 

2,6 

2,1 

2,6 

1,5 

1,3 

1,7 

Ausbildungs- und Forschungsin- 
stitut der Vereinten Nationen 
(UNITAR) 

0,6 

0,4 

0,5 

0,5 

0,5 

0,5 


0,6 


Internationales Institut für ange- 
wandte Systemanalyse (IIASA) in 
Wien 

0,6 

0,7 

0,8 

0,8 

0,9 

0,9 

1,0 

1,0 

1,0 

Europäische Organisation für 
Kernforschung (CERN) in Genf . 

161,1 

169,8 

193,3 

199,1 

215,5 

206,5 

221,9 

224,9 

226,0 

Deutsch-Israelische Stiftung zur 
Förderung von Forschung und 
Entwicklung in Jerusalem 








25,0 

20,0 

Institut Max von Laue — Paul 
Langevin (ILL) in Grenoble .... 

17,8 

25,2 

23,3 

24,7 

26,6 

26,7 

25,8 

27,9 

28,0 

Internationale Atomenergieorga- 
nisation (lAEO) in Wien 

13,2 

21,3 

21,8 

22,5 

25,7 

30,8 

29,5 

27,0 

31,7 

Europäische Gesellschaft für die 
chemische Aufarbeitung be- 
strahlter Kernbrennstoffe (Euro- 
chemic) in Mol 

12,6 

12,0 

12,9 

13,0 

8,8 

8,3 

8,3 

9,3 

9,0 

Europäische Weltraumorganisa- 
tion (EWO) in Paris 

393,5 

392,1 

336,0 

348,9 

367,1 

414,1 

559,2 

699,2 

749,0 

Europäisches Hochschuhnstitut 
in Florenz 

1,7 

2,6 

2,5 

2,6 

2,7 

3,0 

3,1 

3,4 

3,5 

EG-Forschungsprogramme, Bei- 
träge für Ergänzungsprogramme 
gemäß EURATOM-Vertrag .... 

13,7 

18,3 

14,4 

16,6 

19,7 

17,3 

15,7 

19,0 

21,0 

Übrige Organisationen und Ein- 
richtungen 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

0,3 

0,3 

0,3 

zusammen 

639,5 

668,9 

634,3 

660,3 

701,3 

745,3 

902,5 

1 078,7 

1 132,1 

darunter FuE 

625,1 

649,2 

614,0 

639,7 

678,0 

718,0 

877,8 

1 055,5 

1 105,8 
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noch Tabelle VII/12 


Organisation/Einrichtung 

1979 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

Reg.- 

Entw. 




Ist 




Soll 

2. Organisationen/Einrichtungen 
mit Sitz im Inland 

Studienzentrum Venedig 
(Trägerverein: München) 

0,3 

0,4 

0,4 

0,5 

0,5 

0,5 

0,5 

0,5 

0,5 

Europäische Organisation für 
astronomische Forschung in der 
südhchen Hemisphäre (ESO) in 
Garching bei München 

16,4 

13,0 

11,5 

11,3 

11,5 

11,9 

12,2 

13,0 

13,8 

Europäische Konferenz und das 
Europäische Laboratorium für 
Molekularbiologie (EMBC und 
EMBL) in Heidelberg 

8,3 

10,1 

11,1 

12,8 

12,1 

12,7 

13,4 

14,1 

14,8 

zusammen 

25,0 

23,5 

23,1 

24,6 

24,2 

25,0 

26,1 

27,6 

29,1 

darunter FuE-Anteil 

25,0 

23,5 

23,1 

24,6 

24,2 

25,0 

26,1 

27,6 

29,1 

Ausgaben insgesamt 

664,5 

692,4 

657,3 

684,9 

725,5 

770,3 

928,5 

1 106,2 

1 161,3 

darunter FuE 

650,1 

672,7 

637,1 

664,3 

702,2 

743,0 

903,8 

1 083,1 

1 134,9 


Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/14 


FuE-Ausgaben des Bundes und der Länder nach Forschungszielen i) 

— Soll-Zahlen in Mio DM — 


Forschungsziele 

1979 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

19872) 

Erforschung und Nutzung der 
irdischen Umwelt 


418,5 

503,2 

454,6 

356,4 

387,4 

444,8 

437,4 

428,1 

Infrastrukturmaßnahmen und 
Raumgesamtplanung 


595,4 

662,5 

663,5 

425,7 

434,1 

403,7 

401,1 

428,9 

Umweltverschmutzung (Be- 
kämpfung und Verhinderung) . . 


^ 986,3 

1 045,0 

1 123,2 

535,5 

578,3 

661,7 

690,1 

734,5 

Schutz und Förderung der 
menschlichen Gesundheit 


608,4 

626,3 

637,1 

655,2 

719,7 




Erzeugung, Verteilung und 
rationelle Nutzung der Energie . 


2 165,8 

2 700,6 

3 548,3 

2 899,3 

2 951,5 

2 657,3 

2 213,8 

1 938,7 

Landwirtschaftliche Produktivität 
und Technologie 


304,6 

351,8 

383,4 

462,3 

398,6 

417,4 

433,1 

442,3 

Industrielle Produktivität und 
Technologie 


1 443,0 

1 929,9 

2 256,9 

2 318,5 

2 327,6 

2 974,2 

3 114,2 

3 425,6 

Gesellschaftliche Strukturen und 

Beziehungen 

Weltraumforschung und -nut- 


617,9 

730,7 

739,2 

472,3 

452,8 

482,3 

489,7 

506,0 

zung 


667,5 

733,6 

806,7 

768,5 

762,1 

820,4 

964,5 

1 101,2 

Allgemeine Hochschulfor- 
schungsmittel 


5 318,4 

5 858,4 

5 959,5 

6 287,7 

6 329,4 

6 610,3 

6 749,8 

7 046,6 

Nicht zielorientierte Forschung . 


1 473,6 

1 653,7 

1 723,9 

2 117,5 

2 219,3 

2 395,5 

2 612,0 

2 753,8 

Nicht aufghederbare Forschung 


- 

- 

- 

8,9 

9,3 

17,2 

30,6 

29,4 

Verteidigung 


1 847,7 

1 572,3 

1 646,8 

1 834,5 

1 936,7 

2 508,9 

2 590,4 

2 796,9 

Insgesamt 

15 838,6 

17 741,7 

19 306,0 

19 095,4 

19 413,6 

21 030,8 

21 381,9 

22 351,8 


Güedening der europäischen Gemeinschaften (NABS 83) 

2) vorläufiges Ergebnis 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie, Statistisches Bundesamt Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VIl/15 


Wissenschaftsausgaben der Länder und Gemeinden (Gv.) 
in länderweiser Gliederung (Nettoausgaben) 


Land 

Jahri) 

Hoch- 
schulen 
ein- 
schließ- 
lich 
Hoch- 
schul- 
kliniken 2) 

Wissen- 

schaft 

und 

Forschung 

außerhalb 

der 

Hoch- 

schulen 

Wissenschafts- 

ausgaben 

zusammen^) 

(Nettoausgaben) 

finanziert durch 

Land 3) 

Gemein- 

den 

Mio DM 

% 

Mio DM 

Baden-Württemberg 

1979 

2 450,8 

283,2 

2 734,0 

16,0 

2 726,5 

7,5 


1980 

2 723,5 

315,9 

3 039,4 

16,1 

3 031,9 

7,5 


1981 

2 790,0 

349,0 

3 139,0 

15,6 

3 130,9 

8,1 


1982 

2 978,3 

359,9 

3 338,2 

16,0 

3 331,0 

7,2 


1983 

3 132,4 

388,3 

3 520,7 

16,3 

3 512,5 

8,2 


1984 

3 199,6 

422,4 

3 622,1 

16,2 

3 619,2 

2,9 


1985 

3 332,6 

474,4 

3 806,9 

15,8 

3 801,7 

5,3 


1986 

3 475,2 

598,1 

4 073,3 

16,7 

4 068,0 

5,3 


1987 

3 770,9 

602,0 

4 372,9 

16,9 

4 367,6 

5,3 

Bayern 

1979 

2 246,3 

331,9 

2 578,2 

15,1 

2 566,3 

11,9 


1980 

2 491,2 

361,2 

2 852,4 

15,1 

2 838,6 

13,7 


1981 

2 640,0 

391,5 

3 031,5 

15,2 

3 018,2 

13,3 


1982 

2 773,1 

423,8 

3 196,9 

15,3 

3 181,6 

15,3 


1983 

2 910,5 

437,0 

3 347,5 

15,5 

3 332,9 

14,6 


1984 

3 062,9 

448,2 

3511,1 

15,7 

3 492,9 

18,3 


1985 

3 273,7 

474,7 

3 748,5 

15,5 

3 726,0 

22,4 


1986 

3 403,1 

538,3 

3 941,4 

16,2 

3 919,0 

22,4 


1987 

3 682,5 

601,1 

4 283,6 

16,5 

4 261,2 

22,4 

Berhn (West) 

1979 

1 367,7 

98,8 

1 466,5 

8,6 

1 466,5 

— 


1980 

1 505,6 

111,4 

1 617,0 

8,5 

1 617,0 

— 


1981 

1 595,7 

119,0 

1 714,7 

8,6 

1 714,7 

— 


1982 

1 610,9 

129,6 

1 740,5 

8,3 

1 740,5 

— 


1983 

1 668,5 

149,2 

1 817,7 

S,4 

1 817,7 

_ 


1984 

1 660,0 

172,7 

1 832,7 

8,2 

1 832,7 

— 


1985 

1 767,2 

184,9 

1 952,1 

8,1 

1 952,1 

— 


1986 

1 807,4 

183,6 

1 991,0 

8,2 

1 991,0 

— 


1987 

1 895,9 

181,7 

2 077,6 

8,0 

2 077,6 

- 

Bremen 

1979 

118,0 

28,9 

146,9 

0,9 

146,9 

— 


1980 

136,9 

27,4 

164,3 

0,9 

164,3 

__ 


1981 

161,0 

30,0 

191,0 

1.0 

191,0 

— 


1982 

166,2 

30,9 

197,1 

0,9 

197,1 

~ 


1983 1 

175,1 

34,8 

209,9 

1.0 

209,9 

— 


1984 

170,7 

32,4 

203,1 

0,9 

203,1 

— 


1985 

174,5 

39,3 

213,7 

0,9 

213,7 

— 


1986 

170,3 

42,1 

212,4 

0,9 

212,4 

— 


1987 

172,0 

36,5 

208,5 

0,8 

208,5 

— 


Fußnoten und Quellenangabe am Schluß der Tabelle Rundungsdifferenzen 
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noch Tabelle VII/15 


Land 

Jahr^) 

Hoch- 

schulen 

ein- 

schheß- 

hch 

Hoch- 

schul- 

kliniken^) 

Wissen- 

schaft 

und 

Forschung 

außerhalb 

der 

Hoch- 

schulen 

Wissenschafts- 

ausgaben 

zusammen^) 

(Nettoausgaben) 

finanziert durch 

Land 3) 

Gemein- 

den 

Mio DM 

% 

Mio DM 

Hamburg 

1979 

601,2 

74,8 

676,0 

4,0 

676,0 

— 


1980 

720,3 

75,1 

795,4 

4,2 

795,4 

_ 


1981 

760,9 

73.0 

833,9 

4,2 

833,9 

— 


1982 

820,7 

92,8 

913,5 

4,4 

913,5 

— 


1983 

841,8 

82,5 

924,3 

4,3 

924,3 

— 


1984 

865,6 

89,1 

954,7 

4,3 

954,7 

— 


1985 

929,3 

102,7 

1 032,0 

4,3 

1 032,0 

— 


1986 

981,0 

111,8 

1 093,7 

4,5 

1 093,7 

— 


1987 

1 061,5 

119,9 

1 181,4 

4,6 

1 181,4 

- 

Hessen 

1979 

1 467,8 

168,0 

1 635,8 

9,6 

1 597,3 

38,4 


1980 

1 608,6 

169,8 

1 778,4 

9,4 

1 737,3 

41,2 


1981 

1 726,0 

188,6 

1 914,6 

9,5 

1 868,4 

46,2 


1982 

1 806,8 

204,9 

2 011,7 

9,6 

1 967,1 

44,6 


1983 

1 870,3 

223,1 

2 093,4 

9,7 

2 044,7 

48,7 


1984 

1 944,7 

218,6 

2 163,4 

9,7 

2 122,2 

41,1 


1985 

2 082,1 

232,7 

2 314,9 

9,6 

2 258,3 

56,6 


1986 

2 073,4 

262,2 

2 335,6 

9,6 

2 279,0 

56,6 


1987 

2 090,5 

277,1 

2 367,6 

9,1 

2 311,0 

56,6 

Niedersachsen 

1979 

1 499,3 

201,0 

1 700,3 

9,9 

1 688,7 

11,7 


1980 

1 691,0 

227,0 

1 918,0 

10,1 

1 907,3 

10,8 


1981 

1 810,3 

248,7 

2 059,0 

10,3 

2 045,4 

13,6 


1982 

1 905,0 

246,1 

2 151,1 

10,3 

2 140,2 

10,9 


1983 

1 958,7 

242,3 

2 201,0 

10,2 

2 188,7 

12,3 


1984 

2 013,0 

251,3 

2 264,3 

10,2 

2 253,5 

10,8 


1985 

2 143,4 

274,0 

2 417,4 

10,0 

2 404,1 

13,2 


1986 

2 196,4 

308,8 

2 505,2 

10,3 

2 492,0 

13,2 


1987 

2 344,1 

357,5 

2 701,6 

10,4 

2 688,4 

13,2 

Nordrhein-Westfalen 

1979 

4 009,0 

534,4 

4 543,4 

26,6 

4 430,1 

113,3 


1980 

4 398,2 

585,0 

4 984,1 

26,3 

4 847,1 

136,9 


1981 

4 624,0 

595,8 

5 219,8 

26,2 

5 083,2 

136,6 


1982 

4 726,3 

589,1 

5 315,4 

25,4 

5 192,2 

123,2 


1983 

4 750,1 

594,9 

5 345,0 

24,8 

5 214,6 

130,4 


1984 

4 934,4 

619,6 

5 554,0 

24,9 

5 423,4 

130,6 


1985 

5 527,7 

768,8 

6 296,6 

26,1 

6 147,8 

148,8 


1986 

4 960,8 

745,4 

5 706,2 

23,4 

5 557,4 

148,8 


1987 

5 258,1 

750,6 

6 008,7 

23,2 

5 859,9 

148,8 


Fußnoten und Quellenangabe am Schluß der Tabelle Rundungsdifferenzen 
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noch Tabelle VII/15 


Land 

Jahr^) 

Hoch- 

schulen 

ein- 

schheß- 
lich 
Hoch- 
schul- 
kliniken 2) 

Wissen- 

schaft 

und 

Forschung 

außerhalb 

der 

Hoch- 

schulen 

Wissenschafts- 
ausgaben 
zusammen 2) 

(Nettoausgaben) 

finanziert durch 

Land 3) 

Gemein- 

den 

Mio DM 

% 

Mio DM 

Rheinland-Pfalz 

1979 

593,7 

81,1 

674,8 

3,9 

663,8 

11,0 


1980 

669,6 

82,0 

751,6 

4,0 

745,5 

6,1 


1981 

715,7 

85,4 

801,1 

4,0 

795,2 

5,9 


1982 

765,5 

88,9 

854,4 

4,1 

848,2 

6,2 


1983 

786,0 

94,9 

880,9 

4,1 

873,9 

7,0 


1984 

815,5 

102,3 

917,7 

4,1 

910,2 

7,5 


1985 

900,7 

114,2 

1 014,9 

4,2 

1 007,0 

7,9 


1986 

923,1 

147,5 

1 070,6 

4,4 

1 062,7 

7,9 


1987 

956,8 

163,7 

1 120,5 

4,3 

1 112,6 

7,9 

Saarland 

1979 

318,5 

14,1 

332,6 

19 

332,3 

0,1 


1980 

346,7 

15,1 

361,8 

h9 

361,5 

0,3 


1981 

329,7 

15,2 

344,9 

h7 

344,5 

0,4 


1982 

376,8 

15,1 

391,9 

h9 

391,7 

0,2 


1983 

411,5 

15,4 

426,9 

2,0 

426,6 

0,3 


1984 

429,8 

17,2 

446,9 

2,0 

446,8 

0,1 


1985 

443,6 

18,1 

461,7 

19 

461,4 

0,3 


1986 

470,0 

25,8 

495,8 

2,0 

495,5 

0,3 


1987 

510,7 

28,6 

539,3 

2,1 

539,0 

0,3 

Schleswig-Holstein 

1979 

538,2 

62,0 

600,2 

3,5 

594,1 

6,1 


1980 

590,2 

67,3 

657,5 

3,5 

651,7 

5,8 


1981 

655,4 

70,6 

726,0 

3,6 

719,6 

6,4 


1982 

705,7 

76,7 

782,4 

3,7 

779,8 

2,6 


1983 

707,8 

77,5. 

785,3 

3,6 

777,2 

8,1 


1984 

753,5 

84,4 

837,9 

3,8 

827,4 

10,5 


1985 

784,5 

96,5 

881,0 

3,6 

869,3 

11,7 


1986 

872,8 

100,9 

973,7 

4,0 

962,0 

11,7 


1987 

953,9 

118,3 

1 072,2 

4,1 

1 060,5 

11,7 

Insgesamt 

1979 

15 210,5 

1 878,0 

17 088,5 

100 

16 888,3 

2004 


1980 

16 881,8 

2 038,1 

18 919,9 

100 

18 697,6 

222,3 


1981 

17 808,7 

2 166,8 

19 975,5 

100 

19 745,0 

230,5 


1982 

18 635,2 

2 257,7 

20 892,9 

100 

20 682,8 

210,1 


1983 

19 212,5 

2 339,6 

21 552,1 

100 

21 322,7 

229,4 


1984 

19 849,6 

2 458,3 

22 308,0 

100 

22 086,1 

221,9 


1985 

21 359,3 

2 780,3 

24 139,6 

100 

23 873,4 

266,2 


1986 

21 334,3 

3 064,4 

24 398,7 

100 

24 132,5 

266,2 


1987 

22 696,8 

3 236,9 

25 933,7 

100 

25 667,5 

266,2 


1) Länder bis 1985 Ist, ab 1986 SoU; Gemeinden ab 1986 geschätzt. 

2) Einschließlich Zusetzung der kaufmännisch buchenden Kliniken, soweit sie ab 1978 nicht mehr brutto in den Länderhaushalten 
nachgewiesen werden, 

3) Einschheßhch der Ländereinnahmen (insbesondere Pflegesatzeinnahmen) für die Krankenversorgung an Hochschulkliniken. 

Quelle: Statistisches Bundesamt Rundungsdifferenzen 
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2.2.3 Wirtschaft 


Tabelle VII/16 

Gesamtauf Wendungen und eigenfinanzierte Aufwendungen 
der Wirtschaft für Forschung und Entwicklung nach Wirtschaftszweigen *) 



1983 




1985 





Aufwen- 
dungen 
insge- 
samt 9 

darunter 

Aufwen- 
düngen 
insge- 
samt 9 

davon 

darunter eigenfinanzierte 
Aufwendungen i) 

Wirtschaftszweige 

eigen- 

finan- 

ziert 

der 

Unter- 

nehmen 

der 

IfG2) 

insgesamt 

in 

Unter- 

nehmen 

der 

IfG2) 




Mio DM 



in % 
von 

Spaltes 

Mio DM 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

1 Energie- und Wasserversor- 
gung, Bergbau 

2167,5 

993,5 

2135,8 

1873,7 

262,2 

1056,6 

49,5 

947,8 

108,8 

10 Elektriz.-, Gas-, Fern- 
wärme- und Wasserversor- 
gung 

1442,1 

610,3 

1344,2 

1330,2 

14,0 

659,0 

49,0 

648,8 

10,2 

11 Bergbau 

725,4 

383,2 

791,7 

543,5 

248,2 

397,6 

50,2 

299,0 

98,6 

2 Verarbeitendes Gewerbe . . . 

30038,0 26666,5 

36374,5 

36045,3 

329,2 

32 263,5 

88,7 

32089,9 

173,5 

20 Chemische Industrie usw., 
Mineralölverarbeitung . . . 

7107,9 

6 750,5 

8227,4 

8219,6 

7,8 

7 934,4 

96,4 

7 930,3 

4,1 

darunter: 

Chemische Industrie 

6640,0 

6487,5 

7823,7 

7 820,4 

3,3 

7 669,0 

98,0 

7 667,3 

L7 

21 Herstellung von Kunststoff- 
und Gummiwaren 

536,0 

523,3 

600,9 

578,9 

22,0 

573,3 

95,4 

563,1 

10,2 

22 Gewinnung und Verarbei- 
tung von Steinen und Er- 
den usw 

366,3 

346,1 

425,0 

400,4 

24,6 

1 392,7 

92,4 

375,6 

17,1 

23 Metallerzeugung und 

-bearbeitung 

983,6 

773,0 

1035,9 

936,2 

99,7 

858,0 

82,8 

809,2 

48,8 

darunter: 

Eisenschaffende Industrie 

475,1 

325,2 

433,3 

362,4 

70,9 

316,3 

73,0 

284,6 

31,6 

24 Stahl-, Maschinen- und 
Fahrzeugbau usw 

11447,8 

9823,6 

14062,0 

13991,1 

70,9 

11861,8 

84,3 

11825,3 

36,5 

darunter: 

Maschinenbau 

3 706,6 

3452,8 

4199,1 

4134,8 

64,3 

3888,1 

92,6 

3 855,3 

32,8 

Herstellung von Kraftwa- 
gen u. deren Teilen 

4883,3 

4 742,8 

5 892,7 

5891,4 

L3 

5804,7 

98,5 

5 803,7 

LO 

Luft- und Raumfahrzeug- 
bau 

1 698,8 

544,7 

2605,2 

2605,2 


913,6 

35,1 

913,6 


25 Elektrotechnik, Feinme- 
chanik, Herstellung von 
EBM-Waren usw 

8806,7 

7701,7 

11147,7 

11127,7 

20,0 

9844,1 

88,3 

9829,3 

14,8 

darunter: 

Elektrotechnik 

7783,5 

6 820,8 

9985,8 

9971,2 

14,7 

8838,6 

88,5 

8825,9 

12,7 

Feinmechanik, Optik .... 

483,3 

437,8 

551,9 

551,5 

0,5 

516,6 

93,6 

516,4 

0,1 

26 Holz-, Papier und Druckge- 
werbe 

265,9 

258,6 

317,0 

297,0 

20,0 

307,9 

97,1 

294,6 

13,3 

27 Leder-, Textil- und Beklei- 
dungsgewerbe 

154,3 

131,0 

177,4 

132,6 

44,8 

150,0 

84,6 

131,5 

18,5 

28/29 Ernährungsgewerbe, 

Tabakverarbeitung . . . 

369,4 

358,9 

381,3 

361,8 

19,5 

341,3 

89,5 

331,0 

10,3 

Restliche Wirtschaftsabteilungen 

(0, 3 bis 8) 

864,5 

528,8 

1042,5 

997,5 

45,0 

666,1 

63,9 

652,6 

13,5 

0 bis 8 Insgesamt . . . 

33070,0 28188,8 

39552,9 38916,5 

636,4 

33986,1 

85,9 

33690,3 

295,8 


*) Daten aus Erhebungen der Stifterverband-Wissenschaftsstatistik GmbH unter Einbeziehung der bis Anfang Oktober 1987 
bereitgestellten Daten des FuE-Personalkostenzuschuß- und Zuwachsförderungsprogramms (Arbeitsgemeinschaft IndustrieUer 
Forschungs Vereinigungen), um Doppelzählungen bereinigt. 

Interne und externe FuE-Aufwendungen. 

2) Institutionen für Gemeinschaftsforschung und experimentelle -entwicklung. 

Quelle: SV- Wissenschaftsstatistik GmbH 
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Tabelle VIl/17 


Interne und externe FuE-Aufwendungen der Unternehmen nach Wirtschaftszweigen *) 

— in Mio DM — 




1983 

1985 


Wirtschaftszweige 

insgesamt 

davon 


davon 



intern 

extern 

msgesamt 

intern 

extern 


1 Energie- und Wasserversorgung, Bergbau 

1 939,6 

870,2 

1 069,3 

1 873,7 

814,7 

1 059,0 

10 Elektrizitäts-, Gas-, Fernwärme- und 








Wasserversorgung 

1 427,5 

388,8 

1 038,7 

1 330,2 

399,3 

930,8 

11 Bergbau 

512,1 

481,5 

30,6 

543,5 

415,4 

128,2 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

29 732,6 

27 764,6 

1 968,0 

36 045,3 

33 772,4 

2 272,9 

20 

Chemische Industrie usw., Mineralölver- 
arbeitung 

7 098,9 

6 707,4 

391,5 

8 219,6 

7 755,7 

463,9 


darunter: 

Chemische Industrie 

6 637,0 

6 332,6 

304,3 

7 820,4 

7 413,2 

407,2 

21 

Herstellung von Kunststoff und Gummi- 








waren 

520,3 

496,2 

24,1 

578,9 

553,0 

25,9 

22 

Gewinnung und Verarbeitung von Stei- 
nen und Erden usw 

344,2 

330,7 

13,5 

400,4 

392,4 

8,1 

23 

Metallerzeugung und -bearbeitung .... 

882,3 

866,9 

15,4 

936,2 

914,0 

22,2 


darunter: 

Eisenschaffende Industrie 

399,6 

398,6 

1,0 

362,4 

355,6 

6,8 

24 

Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau 








usw 

11 383,7 

10 629,4 

754,3 

13 991,1 

13 092,4 

898,7 


darunter: 

Maschinenbau 

3 649,1 

3 512,1 

137,0 

4 134,8 

3 992,8 

142,0 


Herstellung von Kraftwagen und deren 
Teilen 

4 881,9 

4 481,5 

400,4 

5 891,4 

5 383,1 

508,4 


Luft- und Raumfahrzeugbau 

1 698,8 

1 576,3 

122,5 

2 605,2 

2 439,2 

166,0 

25 

Elektrotechnik, Feinmechanik, Herstel- 
lung von EBM-Waren usw 

darunter: 

8 789,2 

8 054,7 

734,4 

11 127,7 

10 296,3 

831,4 


Elektrotechnik 

7 771,1 

7 093,7 

677,4 

9 971,2 

9 213,3 

757,9 


Feinmechanik, Optik 

482,9 

465,6 

17,3 

551,5 

531,9 

19,6 

26 

Holz-, Papier- und Druckgewerbe 

251,5 

243,7 

7,9 

297,0 

290,6 

6,4 

27 

Leder-, Textil- und Bekleidungs- 
gewerbe 

117,0 

113,8 

3,2 

132,6 

128,1 

4,5 

28/29 Ernährungsgewerbe, Tabakverarbei- 








tung 

345,6 

321,7 

23,8 

361,8 

350,0 

11,8 

Restliche Wirtschaftsabteilungen 

(0, 3 bis 8) 

835,2 

696,6 

138,6 

997,5 

827,7 

169,8 

Unternehmen zusammen . . . 

32 507,4 

29 331,4 

3 176,0 

38 916,5 

35 414,8 

3 501,7 

außerdem: IfG 

562,7 

398,6 

164,1 

636,4 

447,7 

188,7 

0 bis 8 Insgesamt . . . 

33 070,0 

29 730,0 

33 40,1 

39 552,9 

35 862,4 

36 90,5 


*) Daten aus Erhebungen der Stifterverband-Wissenschaftsstatistik GmbH unter Einbeziehung der bis Anfang Oktober 1987 
bereitgestellten Daten des FuE-Personalkostenzuschuß- und Zuwachsförderungsprogramms (Arbeitsgemeinschaft Industrieller 
Forschungsvereinigungen), um Doppelzählungen bereinigt. ^ 

Institutionen für Gemeinschaftsforschung und experimentelle -entwicklung 
Quelle: SV-Wissenschaftsstatistik GmbH Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/18 


Beschäftigte, Umsatz und FuE-Gesamtaufwendungen der Unternehmen 





1981 



Wtrtschaftszweige/Beschäftigtengrößenklassen 

Be- 

schäftigte 


FuE-Gesamtaufwendungen i) 

Umsatz 

insgesamt 

je Beschäf- 
tigten 

Anteil am 
Umsatz 


Tausend 

Mio DM 

Mio DM 

DM 

% 

1 Energie- und Wasserversorgung, Bergbau 

348 

96 918 

875 

2 520 

0,9 

10 Elektriz.-, Gas-, Fernwärme- und Wasserversor- 
gung 

123 

66 621 

266 

2 170 

0,4 

11 Bergbau 

225 

30 297 

610 

2 710 

2,0 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

4 287 

785 798 

25 853 

6 030 

3,3 

20 Chemische Industrie usw., Mineralölverarbei- 
tung 

612 

233 488 

6 411 

10 480 

2,8 

darunter: 

Chemische Industrie 

577 

131 279 

6 005 

10 400 

4,6 

21 Herstellung von Kunststoff- und Gummiwaren 

126 

15 654 

407 

3 240 

2,6 

22 Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und 
Erden usw 

134 

16 953 

269 

2 010 

1,6 

23 Metallerzeugung und -bearbeitung 

436 

75 348 

715 

1 640 

hö 

darunter: 

Eisenschaffende Industrie 

269 

46 478 

368 

1 360 

0,8 

NE-Metallerzeugung usw 

53 

14 507 

138 

2 610 

1,0 

24 Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau usw. . . . 

1 628 

249 475 

9 785 

6 010 

3,9 

darunter: 

Maschinenbau 

785 

104 500 

3 252 

4 140 

3,1 

Herstellung von Kraftwagen und deren Teilen 

617 

HO 804 

3 919 

6 350 

3,5 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

55 

7 397 

1 763 

32 210 

23,8 

25 Elektrotechnik, Feinmechanik, Herstellung von 
EBM-Waren usw 

1 024 

120 921 

7 708 

7 530 

6,4 

darunter: 

Elektrotechnik 

779 

93 245 

6 776 

3 700 

7,3 

Feinmechanik, Optik 

94 

9 403 

502 

5 360 

5,3 

Herstellung von EBM-Waren 

126 

15 903 

364 

2 880 

2,3 

26 Holz-, Papier- und Druckgewerbe 

104 

16 527 

184 

1 770 

hl 

27 Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe 

93 

10 428 

96 

1 030 

0,9 

28/29 Ernährungsgewerbe, Tabakverarbeitung . . 

130 

47 004 

278 

2 140 

0,6 

0, 3-7 Restliche Wirtschaftsabteilungen 

1 096 

108 119 

579 

530 

0,5 

0 bis 7 Insgesamt . . . 

5 731 

990 835 

27 308 

4 770 

2,8 

Unternehmen mit . . . bis . . . Beschäftigten 

unter 100 

166 

23 560 

1 274 

7 670 

5,4 

100 bis 499 

670 

96 306 

2 347 

3 510 

2,4 

500 bis 999 

337 

52 350 

1 107 

3 280 

2,1 

1 000 bis 1 999 

416 

67 363 

1 757 

4 230 

2,6 

2 000 bis 4 999 

629 

233 162 

2 648 

4 210 

1,1 

5 000 bis 9 999 

475 

91 382 

2 330 

4 900 

2,6 

10 000 und mehr 

3 038 

426 711 

15 844 

5 220 

3,7 

Insgesamt . . . 

5 731 

990 835 

27 308 

4 770 

2,8 


*) Daten aus Erhebungen der Stifterverband- Wissenschaftsstatistik GmbH unter Einbeziehung der bis Anfang Oktober 1987 
bereitgestellten Daten des FuE-Personalkostenzuschuß- und Zuwachsförderungsprogramms (Arbeitsgemeinschaft Industrieller 
Forschungsvereinigungen), um Doppelzählungen bereinigt 
1) interne und externe FuE-Aufwendungen 

Quelle: SV- Wissenschaftsstatistik GbmH 
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Tabelle VII/18 

nach Wirtschaftszweigen und nach Beschäftigtengrößenklassen^) 


1983 

1985 

Beschäftigte 

Umsatz 

FuE-Gesamtaufwendungen 

Beschäftigte 

Umsatz 

FuE-Gesamtaufwendungen 0 

insgesamt 

je Beschäf- 
tigten 

Anteil am 
Umsatz 

insgesamt 

je Beschäf- 
tigten 

Anteil am 
Umsatz 

Tausend 

Mio DM 

Mio DM 

DM 

% 

Tausend 

Mio DM 

Mio DM 

DM 

% 

352 

109 937 

1 940 

5 510 

18 

348 

140 918 

1 874 

5 390 

1,3 

137 

79 354 

1 427 

10 430 

1,8 

141 

94 195 

1 330 

9 400 

1,4 

215 

30 583 

512 

2 380 

1,7 

206 

46 723 

544 

2 630 

1,2 

4 157 

840 476 

29 733 

7 150 

3,5 

4 255 

959 323 

36 045 

8 470 

3,8 

598 

228 384 

7 099 

11 880 

3,1 

580 

247 828 

8 220 

14 180 

3,3 

569 

149 282 

6 637 

11 670 

4,4 

552 

161 127 

7 820 

14 160 

4,8 

132 

18 815 

520 

3 930 

2,8 

142 

22 791 

579 

4 090 

2,5 

125 

18 028 

344 

2 750 

19 

118 

17 865 

400 

3 380 

2,2 

405 

74 949 

882 

2 180 

1,2 

394 

89 049 

936 

2 370 

1,0 

241 

42 439 

400 

1 660 

0,9 

223 

50 994 

362 

1 630 

0,7 

51 

16 043 

183 

3 560 

1,1 

53 

19 166 

190 

3 570 

1,0 

1 593 

285 927 

11 384 

7 150 

4,0 

1 631 

334 394 

13 991 

8 580 

4,2 

735 

110 663 

3 649 

4 960 

3,3 

726 

124 591 

4 135 

5 700 

3,3 

626 

132 131 

4 882 

7 800 

3,7 

669 

158 634 

5 891 

8 800 

3,7 

54 

8 489 

1 699 

31 550 

20,0 

56 

9 636 

2 605 

46 890 

27,0 

980 

132 065 

8 789 

8 970 

6,7 

1 067 

158 999 

11 128 

10 430 

7,0 

745 

101 975 

7 771 

10 430 

7,6 

840 

127 274 

9 971 

11 870 

7,8 

83 

9 987 

483 

5 830 

4,8 

77 

10 370 

551 

7 180 

5,3 

130 

17 890 

460 

3 530 

2,6 

128 

18 843 

515 

4 020 

2,7 

119 

20 514 

252 

2 120 

1,2 

112 

21 134 

297 

2 650 

1,4 

81 

10 944 

117 

1 440 

1,1 

77 

12 023 

133 

1 720 

1,1 

124 

50 850 

346 

2 790 

0,7 

134 

55 238 

362 

2 700 

0,7 

1 113 

128 529 

835 

750 

0,0 

1 064 

125 973 

998 

940 

0,8 

5 622 

1 078 941 

32 507 

5 780 

3,0 

5 667 

1 226 214 

38 917 

6 870 

3,2 

243 

36 307 

2 715 

11 150 

7,5 

276 

44 220 

2 629 

9 520 

5,9 

664 

99 767 

3 200 

4 820 

3,2 

667 

112 331 

3 924 

5 890 

3,5 

318 

62 778 

1 302 

4 090 

2,1 

331 

83 089 

1 533 

4 640 

1,9 

432 

95 557 

1 879 

4 350 

2,0 

428 

108 006 

2 206 

5 150 

2,0 

658 

229 820 

3 373 

5 130 

1,5 

638 

239 699 

3 483 

5 460 

1,5 

419 

85 274 

2 761 

6 590 

3,2 

449 

104 361 

3 291 

7 340 

3,2 

2 887 

469 439 

17 276 

5 980 

3,7 

2 879 

534 508 

21 850 

7 590 

4,1 

5 622 

1 078 941 

32 507 

5 780 

3,0 

5 667 

1 226 214 

38 917 

6 870 

3,2 


Rundungsdifferenzen 


377 


Drucksache 11/2049 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Tabelle VII/19 

Ausgaben der Wirtschaft für Wissenschaftsspenden 
und Stiftungen der gewerblichen Wirtschaft nach aufbringenden Wirtschaftszweigen 

— in Mio DM — 



Unmittelbare 

Wissenschaftsspenden 

Spenden 
über den 

Wissenschaftsspenden 

Wirtschaftszweig 

von den 
Unternehmen 

von den 
Verbänden 

Stifter- 

verband 


insgesamt 



1983 

1985 

1983 

1985 

1983 

1985 

1979 

1981 

1983 

1985 

0 Land- und Forstwirtschaft, 
Fischerei 

0,0 

0,0 

0,2 

0,6 

0,2 

0,3 

0,2 

0,2 

0,4 

0,8 

1 Energie- und Wasser- 
versorgung, Bergbau 

4,9 

5,0 

1,5 

1,3 

6,6 

5,5 

7,7 

11,9 

13,0 

11,8 

10 Elektrizitäts-, Gas-, 
Fernwärme- und 
Wasserversorgung 

4,6 

4,6 

0,6 

0,9 

6,2 

5,1 

5,9 

9,6 

11,4 

10,6 

11 Bergbau 

0,3 

0,3 

0,9 

0,4 

0,4 

0,4 

1,8 

2,2 

1,6 

1,2 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

54,8 

58,5 

22,3 

23,3 

17,3 

19,0 

71,9 

73,9 

94,4 

100,8 

20 Chemische Industrie usw., 
Mineralölverarbeitung 1) . . . 

24,2 

32,5 

10,7 2) 

12,3 2) 

4,3 

4,1 

23,8 

29,2 

39,1 

48,9 

21 Herstellung von Kunststoff- 
und Gummiwaren 

0,3 

0,2 

1,0 

0,2 

0,1 

0,1 

0,2 

0,6 

1,4 

0,5 

22 Gewinnung und Verarbei- 
timg von Steinen und Erden 
usw 

0,4 

0,4 

0,4 

0,3 

0,7 

0,2 

1,2 

0,8 

1,6 

0,9 

23 Metallerzeugung und 

-bearbeitung 

1,3 

0,9 

1,2 

1,2 

1,5 

2,1 

9,5 

4,7 

4,0 

4,2 

24 Stahl-, Maschinen- und 
Fahrzeugbau usw 

14,8 

9,7 

0,9 

2,3 

6,4 

6,9 

15,0 

13,5 

22,1 

18,9 

25 Elektrotechnik, Feinmecha- 
nik, Herstellung von EBM- 
Waren usw 

13,2 

14,2 

0,9 

1,0" 

3,0 

4,4 1 

10,8 

14,6 

17,0 

19,6 

26 Holz-, Papier- und 

Druckgewerbe 

0,1 

0,1 

0,3 

5,7 

0,1 

0,2 

1,2 

1,6 

0,5 

6,0 

27 Leder-, Textil- und 

Bekleidungsgewerbe 

0,1 

0,0 

0,1 

0,2 

0,6 

0,3 

0,7 

0,6 

0,8 

0,5 

28/29 Ernährungsgewerbe, 

Tabakverarbeitung 

0,5 

0,4 

6,8 

0,2 

0,5 

0,7 

9,5 

8,3 

7,8 

1,3 

3 Baugewerbe 

0,6 

0,7 

0,0 

0,2 

0,1 

0,2 

0,5 

0,8 

0,8 

uo 

4 Handel 

2,4 

1,5 

0,1 

0,2 

1,3 

0,8 

1,9 

2,2 

3,9 

2,6 

5 Verkehr und Nachrichten- 
übermittlung 

0,2 

0,7 

0,0 

0,0 

0,1 

0,1 

0,4 

0,3 

0,3 

0,8 

6 Kreditinstitute und 
Versicherungsgewerbe 

2,7 

3,9 

1,7 

U5 

8,4 

9,4 

10,0 

10,3 

12,7 

14,8 

7 Dienstleistungen, soweit von 
Unternehmen usw. erbracht . . . 

5,5 

6,1 

0,4 

0,1 

30,5 

30,1 

20,4 

23,6 

36,4 

36,2 

8 private Organisationen 
ohne Erwerbszweck 

. 

. 

1,2 

4,5 

0,1 

0,2 

0,7 

U3 

lr4 

4,6 

0 bis 8 Zusammen . . 

71,2 

76,3 

27,5 

31,7 

64,6 

65,5 

113,6 

124,4 

163,3 

173,5 

Weitere für Wissenschaftsförde- 
rung bereitgestellte Mittel an ... 

Fördergesellschaften der Wissenschaft- 
hchen Hochschulen 

12,8 

15,9 

25,0 

33,1 


Max-Planck-Institute 



1,0 

1,1 

2,83) 

2,1 

dazu Stiftungen 

Stiftung Volkswagenwerk (Ausgaben) . 

88,8 

146,3 

110,1 

99,2 


Fritz Thyssen Stiftung . . . . 



8,7 

9,9 

7,7 

6,1 


Sonstige 4) . 





100,0 

100,0 

120,0 

120,0 





Insgesamt . . . 

324,9 

397,5 

428,9 

434,0 


1) in der Chemischen Industrie einschüeßlich Spenden an Fördergesellschaften und Max-Planck-Institute 

2) einschüeßlich Fonds der Chemischen Industrie 
2) einschließüch Sonderspenden von 1,2 Mio DM 

“*) Schätzung der Wissenschaftsförderungsmittel der sonstigen, überwiegend privaten Stiftungen durch das Stiftungszentrum im 
Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft 
Quelle: SV-Wissenschaftsstatistik GmbH 
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2.2.4 Sonstige inländische Daten Tabelle VII/20 

Ausgaben der wissenschaftlichen Einrichtungen außerhalb der Hochschulen 

nach Ausgabearten *) 

— in Mio DM — 


Art der Einrichtung 

Jahri) 

Ausgaben 

ins- 

gesamt 

davon 

Fortdauernde 

Ausgaben 

Investitionen 

zusammen 

darunter 

Personal- 

ausgaben 

zusammen 

darunter 

Bauten 

1 . Großforschungseinrichtungen 

1979 

2 138 

1 639 

911 

499 

113 

(100% FuE) 

1980 

2 253 

1 751 

989 

501 

154 


1981 

2 236 

1 806 

1 058 

430 

126 


1982 

2 322 

1 932 

1 088 

389 

111 


1983 

2 524 

2 044 

1 133 

480 

141 


1984 

2 666 

2 087 

1 168 

578 

190 


1985 

2 836 

2 165 

1 216 

671 

201 


1986 

3 182 

2 358 

1 284 

824 



1987 

3 309 

2 459 

1 359 

850 


2 . Max-Planck-Institute 2) 

1979 

674 

550 

334 

124 

57 

(100% FuE) 

1980 

711 

583 

359 

128 

49 


1981 

778 

642 

386 

136 

64 


1982 

801 

683 

406 

118 

48 


1983 

843 

725 

428 

119 

49 


1984 

858 

747 

440 

111 

43 


1985 

923 

778 

460 

145 

51 


1986 

971 

821 

478 

150 



1987 

1 025 

863 

500 

162 


3. Staatsinstitute 

1979 

1 482 

1 241 

861 

241 

101 

(ohne Bibhotheken, Archive, 

1980 

1 733 

1 464 

966 

269 

148 

Museen) 

1981 

1 791 

1 538 

1 027 

253 

146 


1982 

1 826 

1 562 

1 057 

264 

165 


1983 

1 980 

1 667 

1 097 - 

313 

204 


1984 

2 054 

1 772 

1 106 

281 

178 


1985 

2 181 

1 850 

1 138 

331 

174 


1986 

2 303 






1987 

2 469 





darunter: FuE-Ausgaben 

1979 

852 

726 

510 

126 

64 


1980 

1 002 

840 

568 

162 

95 


1981 

1 033 

879 

599 

154 

91 

• 

1982 

1 057 

897 

621 

160 

100 


1983 

1 137 

951 

645 

186 

125 


1984 

1 161 

991 

651 

170 

110 


1985 

1 221 

1 031 

672 

190 

99 


1986 

1 289 






1987 

1 382 





4. Fraunhofer-Institute 

1979 

188 

148 

107 

39 

9 

(100 % FuE) 

1980 

230 

172 

122 

58 

27 


1981 

253 

187 

136 

66 

35 


1982 

289 

207 

147 

82 

47 


1983 

319 

230 

163 

89 

45 


1984 

361 

254 

175 

107 

50 


1985 

439 

294 

196 

146 

76 


1986 

511 

335 

221 

176 



1987 

603 

391 

252 

212 


5. Wissenschaftliche Bibliotheken 

1979 

334 

284 

197 

50 

34 

und Archive 

1980 

398 

331 

217 

66 

30 


1981 

397 

347 

239 

50 

35 


1982 

424 

369 

249 

55 

38 


1983 

458 

391 

262 

67 

48 


1984 

474 

405 

267 

69 

51 


1985 

513 

434 

283 

79 

55 


1986 

489 






1987 

490 
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noch TabeUe VII/20 


Art der Einrichtung 

JahrO 

Ausgaben 

ins- 

gesamt 

davon 

Fortdauernde 

Ausgaben 

Investitionen 

zusammen 

darunter 

Personal- 

ausgaben 

zusammen 

darunter 

Bauten 

darunter: FuE Ausgaben 

1979 

49 

42 

28 

7 

3 


1980 

65 

55 

34 

10 

3 


1981 

66 

59 

37 

7 

4 


1982 

73 

66 

41 

7 

4 


1983 

80 

70 

43 

9 

5 


1984 

83 

72 

44 

11 

5 


1985 

88 

78 

47 

9 

6 


1986 

84 






1987 

84 





6. Wissenschaftliche Museen 

1979 

287 

215 

137 

73 

46 


1980 

348 

250 

152 

98 

69 


1981 

337 

254 

155 

83 

62 


1982 

345 

248 

163 

97 

73 

* 

1983 

351 

255 

169 

96 

70 


1984 

374 

265 

170 

109 

77 


1985 

389 

280 

177 

109 

76 


1986 

397 






1987 

419 





darunter: FuE-Ausgaben 

1979 

235 

173 

108 

62 

38 


1980 

286 

204 

121 

82 

57 


1981 

273 

207 

122 

66 

48 


1982 

284 

201 

129 

82 

61 


1983 

289 

205 

133 

84 

61 


1984 

305 

213 

134 

92 

67 


1985 

316 

223 

139 

92 

66 


1986 

322 






1987 

340 





7. Sonstige 

1979 

405 

365 

248 

41 

5 

Forschungseinrichtungen 

1980 

439 

394 

274 

45 

16 

(100 % FuE) 

1981 

463 

410 

287 

53 

24 


1982 

473 

426 

297 

47 

20 


1983 

473 

416 

293 

57 

26 


1984 

465 

413 

297 

52 

19 


1985 

569 

488 

332 

82 

17 


1986 

593 






1987 

619 





Wissenschaftliche Einrichtungen 

1979 

5 509 

4 441 

2 795 

1 067 

365 

außerhalb der Hochschulen 

1980 

6 112 

4 945 

3 078 

1 167 

493 

insgesamt 

1981 

6 256 

5 184 

3 287 

1 071 

491 


1982 

6 481 

5 428 

3 408 

1 053 

501 


1983 

6 949 

5 727 

3 545 

1 222 

583 


1984 

7 250 

5 942 

3 624 

1 307 

608 


1985 

7 851 

6 289 

3 801 

1 562 

652 


1986 

8 446 






1987 

8 934 





darunter: FuE-Ausgaben 

1979 

4 541 

3 643 

2 247 

898 

290 


1980 

4 987 

4 000 

2 465 

987 

401 


1981 

5 104 

4 191 

2 625 

913 

391 


1982 

5 299 

4 413 

2 729 

886 

390 


1983 

5 664 

4 641 

2 839 

1 023 

452 


1984 

5 897 

4 777 

2 910 

1 121 

484 


1985 

6 392 

5 057 

3 062 

1 334 

517 


1986 

6 952 






1987 

7 362 






*) Staatssektor (OECD-Abgrenzung) Rundungsdifferenzen 

Bis 1985 Ist, ab 1986 geschätzt. 

2) Einschließlich rechthch selbständige Institute. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle VII/21 


Ausgaben der wissenschaftlichen Einrichtungen 
außerhalb der Hochschulen nach Wissenschaftszweigen*) 

— in Mio DM — 


Art der Einrichtung 

Jahri) 

Ausgaben 

ins- 

gesamt 

davon 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Ingenieur- 

wissen- 

schaften 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 

und 

Sozial- 

wissen- 

schaften 

1. Großforschungseinrichtungen 

1979 

2 138 

1 727 

326 

85 

— 

— 

(100% FuE) 

1980 

2 253 

1 791 

375 

87 

— 

— 


1981 

2 236 

1 763 

373 

99 

— 

— 


1982 

2 322 

1 854 

376 

91 

— 

— 


1983 

2 524 

1 989 

434 

100 

— 

— 


1984 

2 666 

2 126 

434 

105 

— 

— 


1985 

2 836 

2 284 

441 

111 

— 

— 


1986 

3 182 

2 626 

438 

118 

— 

— 


1987 

3 309 

2 706 

472 

131 

— 

— 

2. Max-Planck-Institute2) 

1979 

674 

483 

16 

128 

— 

48 

(100% FuE) 

1980 

711 

501 

17 

140 

— 

52 


1981 

778 

544 

16 

163 

— 

55 ' 


1982 

801 

571 

17 

153 

— 

60 


1983 

843 

597 

18 

163 

— 

66 


1984 

858 

614 

19 

154 

— 

70 


1985 

923 

664 

21 

161 

— 

77 


1986 

971 







1987 

1 025 






3. Staatsinstitute 

1979 

1 482 

667 

196 

170 

331 

118 

(ohne Bibliotheken, 

1980 

1 733 

772 

254 

200 

376 

131 

Archive, Museen) 

1981 

1 791 

789 

288 

201 

380 

132 


1982 

1 826 

774 

267 

227 

410 

149 


1983 

1 980 

873 

280 

237 

442 

149 


1984 

2 054 

948 

273 

238 

440 

155 


1985 

2 181 

1 006 

274 

269 

463 

169 


1986 

2 303 







1987 

2 469 






darunter: FuE-Ausgaben 

1979 

852 

284 

139 

80 

266 

84 


1980 

1 002 

337 

178 

97 

296 

94 


1981 

1 033 

341 

201 

95 

301 

95 


1982 

1 057 

334 

187 

110 

319 

108 


1983 

1 137 

379 

195 

115 

342 

106 


1984 

1 161 

397 

194 

112 

345 

112 


1985 

1 221 

417 

196 

122 

361 

124 


1986 

1 289 







1987 

1 382 






4. Fraunhofer-Institute 

1979 

188 

34 

148 

— 

— 

6 

(100 % FuE) 

1980 

230 

37 

186 

— 

— 

7 


1981 

253 

37 

203 

_ 

— 

13 


1982 

289 

37 

238 

— 

— ■ 

14 


1983 

319 

40 

263 

— 

— 

16 


1984 

361 

51 

290 

— 

— 

19 


1985 

439 

61 

358 

— 

— 

20 


1986 

511 







1987 

603 
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noch Tabelle VII/21 


Art der Einrichtung 

Jahrg 

Ausgaben 

ins- 

gesamt 

davon 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Ingenieur- 

wissen- 

schaften 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 

und 

Sozial- 

wissen- 

schaften 

5. Wissenschaftliche 

1979 

334 



2 

3 



329 

Bibliotheken 

1980 

398 

9 

1 

4 

— 

384 

und Archive 

1981 

397 

9 

2 

4 

— 

382 


1982 

424 

23 

2 

5 

— 

395 


1983 

458 

26 

14 

5 

— 

413 


1984 

474 

30 

15 

5 


424 


1985 

513 

30 

16 

5 

— 

462 


1986 

489 







1987 

490 






darunter: FuE-Ausgaben 

1979 

49 

— 

0 

0 

— 

49 


1980 

65 

9 

0 

0 

— 

56 


1981 

66 

9 

0 

0 

— 

56 


1982 

73 

14 

0 

0 

— 

58 


1983 

80 

16 

4 

0 

— 

59 


1984 

83 

19 

4 

0 

— 

59 


1985 

88 

19 

4 

1 

— 

64 


1986 

84 







1987 

84 






6. Wissenschaftliche Museen 

1979 

287 

14 

38 

— 

1 

235 


1980 

348 

16 

47 

— 

1 

285 


1981 

337 

17 

50 

— 

1 

269 


1982 

345 

20 

45 

— 

1 

280 


1983 

351 

20 

43 

— 

— 

288 


1984 

374 

21 

50 

— 

— 

302 


1985 

389 

22 

56 

— 

— 

310 


1986 

397 







1987 

419 






darunter: FuE-Ausgaben 

1979 

235 

12 

14 

__ 

1 

208 


1980 

286 

14 

19 

— 

1 

252 


1981 

273 

15 

20 

— 

1 

237 


1982 

284 

19 

17 

— 

1 

247 


1983 

289 

19 

17 

— 

— 

254 


1984 

305 

20 

19 

— 

— 

266 


1985 

316 

21 

22 

— 

— 

273 


1986 

322 







1987 

340 






7. Sonstige Forschungs- 

1979 

405 

74 

55 

89 

4 

184 

einrichtungen 

1980 

439 

72 

58 

106 

5 

200 

(100 % FuE) 

1981 

463 

79 

58 

113 

4 

209 


1982 

473 

83 

62 

117 

5 

206 


1983 

473 

84 

66 

121 

4 

198 


1984 

465 

84 

69 

104 

4 

203 


1985 

569 

134 

96 

107 

4 

229 


1986 

593 







1987 

619 
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noch Tabelle Vll/21 


Art der Einrichtung 

Jahr') 

Ausgaben 

ins- 

gesamt 

davon 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Ingenieur- 

wissen- 

schaften 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 

und 

Sozial- 

wissen- 

schaften 

Wissenschaftliche Einrichtungen 

1979 

5 509 

2 998 

781 

474 

335 

920 

außerhalb der Hochschulen 

1980 

6 112 

3 197 

938 

538 

381 

1 058 

insgesamt 

1981 

6 256 

3 237 

991 

581 

386 

1 060 


1982 

6 481 

3 362 

1 007 

594 

415 

1 103 


1983 

6 949 

3 630 

1 118 

626 

445 

1 130 


1984 

7 250 

3 875 

1 152 

606 

443 

1 173 


1985 

7 851 

4 200 

1 262 

654 

467 

1 268 


1986 

8 446 

, 

, 

, 

, 

. 


1987 

8 934 

• 

• 

• 

■ 

• 

darunter: FuE-Ausgaben 

' 1979 

4 541 

2 613 

698 

382 

270 

578 


1980 

4 987 

2 760 

833 

431 

301 

660 


1981 

5 104 

2 787 

873 

471 

307 

667 


1982 

5 299 

2 913 

897 

472 

324 

692 


1983 

5 664 

3 123 

997 

500 

346 

698 


1984 

5 897 

3 312 

1 031 

476 

349 

729 


1985 

6 392 

3 598 

1 139 

501 

365 

788 


1986 

6 952 

, 

, 


. 

, 


1987 

7 362 

• 

• 


• 

• 

Nachrichtlich: 

1979 

5 079 

1 566 

951 

1 251 

306 

1 005 

Hochschulen 3) 

1981 

5 803 

1 844 

1 083 

1 378 

329 

1 169 


1983 

6 179 

1 937 

1 156 

1 507 

356 

1 223 


1985 

6 696 

2 060 

1 312 

1 660 

379 

1 285 


1987 

• 







’) Staatssektor (OECD-Abgrenzung). Rundungsdifferenzen 

1) Bis 1985 Ist, ab 1986 geschätzt. 

“) Einschließlich rechtlich selbständige Institute. 

FuE-Ausgaben der Hochschulen einschließlich DFG-Mittel, Graduierten- und Postdoktorandenförderung (geschätzt). 

Quelle: Statistisches Bundesamt. 
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Tabelle VII/22 


Einnahmen und Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland für Patente, Erfindungen 

— in Mio DM — 


Wirtschaftszweig 


1982 



1983 



Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Verarbeitendes Gewerbe 

1 078 

1 798 

- 720 

1 231 

2 065 

— 

834 

Chemische Industrie und 
Mineralölverarbeitung 

449 

492 

- 43 

509 

519 


10 

darunter 

Mineralölverarbeitung 

0 

5 

5 

0 

11 

— 

11 

Metallerzeugende und metall- 
verarbeitende Industrien 1) 

295 

271 

+ 24 

384 

219 


165 

davon: 

Eisen- und NE-Metallerzeugung, 
Gießerei und Stahlverformung . . 

7 

49 

- 42 

12 

50 


38 

Maschinenbau 

164 

186 

- 22 

146 

149 

- 

3 

Fahrzeugbau 

124 

36 

-H 88 

226 

20 

+ 

206 

Elektrotechnische Industrie und 
Datenverarbeitung i) 

286 

677 

- 391 

268 

915 

— 

647 

Feinmechanik und Optik, Her- 
stellung von EBM-Waren ...... 

7 

66 

- 59 

7 

59 


52 

Nahrungs- und Genußmittel- 
gewerbe 

12 

122 

- 110 

24 

164 

_ 

140 

Herstellung von Kunststoff- und 
Gummiwaren 

13 

114 

- 101 

17 

114 



97 

Gewinnung und Verarbeitung 
von Steinen und Erden, Fein- 
keramik und Glasgewerbe 

4 

25 

- 21 

6 

38 


32 

Holz-, Papier- und Druckge- 
werbe sowie Leder-, Textil- und 
Bekleidungsgewerbe 

12 

31 

- 19 

16 

37 


21 

Baugewerbe 

6 

1 

+ 5 

3 

2 


1 

Handel 

30 

93 

- 63 

12 

93 

- 

81 

Dienstleistungen 2) 

67 

290 

- 223 

52 

301 

- 

249 

Übrige Wirtschaftszweige 

13 

19 

6 

15 

20 

~ 

5 

Insgesamt . . . 

1 194 

2 201 

-1 007 

1 313 

2 481 


1 168 


1) Die Hersteller elektronischer Datenverarbeitungsanlagen werden abweichend von der Revision der Systematik der Wirtschafts- 
zweige durch das Statistische Bundesamt weiter der elektrotechnischen Industrie zugerechnet. 

2) U. a. Ingenieurbüros, Vermögensverwaltungs- und Forschungsgesellschaften. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle VIl/22 


und Verfahren (ohne Urheberrechte) nach Wirtschaftszweigen 


1984 

1985 

1986 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

1 394 

2 132 

- 

738 

1 520 

2 436 

- 

916 

1 568 

2 736 

- 

1 168 

620 

558 

+ 

62 

695 

672 

+ 

23 

690 

733 

- 

43 

- 

2 

- 

2 

0 

8 

- 

8 

- 

2 

- 

2 

370 

251 


119 

389 

263 

+ 

126 

410 

267 

+ 

143 

10 

56 

_ 

46 

14 

62 

_ 

48 

15 

99 

_ 

84 

154 

174 

- 

20 

148 

175 

- 

27 

163 

139 

+ 

24 

206 

21 

+ 

185 

227 

26 

+ 

201 

232 

29 

+ 

203 

312 

939 

- 

627 

302 

1 103 

- 

801 

320 

1 297 

- 

977 

12 

63 

- 

51 

28 

64 

- 

36 

21 

79 

- 

58 

38 

146 

- 

108 

51 

207 

- 

156 

55 

188 

- 

133 

15 

116 

- 

101 

24 

65 

- 

41 

24 

118 

- 

94 

5 

25 

- 

20 

12 

29 

- 

17 

8 

25 

- 

17 

22 

34 

_ 

12 

19 

33 

_ 

14 

40 

29 

+ 

11 

4 

1 

+ 

3 

9 

1 

+ 

8 

4 

3 

+ 

1 

11 

118 

- 

107 

14 

94 

- 

80 

10 

94 

- 

84 

54 

320 

- 

266 

38 

380 

- 

342 

90 

442 

- 

352 

10 

19 

- 

9 

24 

18 

+ 

6 

18 

103 

- 

85 

1 473 

2 590 


1117 

1 605 

2 929 

- 1 324 

1 690 

3 378 

- 

1 688 
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Tabelle VII/23 


Einnahmen und Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland 

nach den wichtigsten 

— in Mio DM — 


Land/Ländergruppe 

1982 

1983 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

1. Industrieländer 

1 026 

2 184 

— 

1 158 

1 129 

2 455 

— 

1 326 

EG-Länder 

360 

527 

- 

167 

364 

525 

- 

161 

Belgien/Luxemburg 

34 

23 

+ 

11 

32 

42 

- 

10 

Dänemark 

7 

11 

- 

4 

7 

12 

- 

5 

Frankreich 

68 

105 

- 

37 

62 

114 

- 

52 

Griechenland 

8 

0 

+ 

8 

7 

0 

+ 

7 

Großbritannien 

43 

76 

- 

33 

42 

58 

- 

16 

Irland, Republik 

21 

0 

+ 

21 

19 

1 

+ 

18 

Italien 

83 

18 

+ 

65 

73 

10 

+ 

63 

Niederlande 

18 

292 

- 

274 

15 

287 

- 

272 

Portugal^) 

7 

0 

+ 

7 

9 

0 

+ 

9 

Spanien ^ ) 

71 

2 

+ 

69 

98 

1 

+ 

97 

Andere europäische 









industrialisierte Länder 

140 

449 

- 

309 

258 

477 

- 

219 

darunter: 









Jugoslawien 

8 

0 

+ 

8 

15 

0 

+ 

15 

Österreich 

63 

11 

+ 

52 

164 

12 

+ 

152 

Schweden 

9 

25 

- 

16 

9 

31 

- 

22 

Schweiz 

42 

411 

- 

369 

53 

429 

- 

376 

Außereuropäische 









industrialisierte Länder 

526 

1 208 

- 

682 

507 

1 453 

- 

946 

darunter: 









USA 

299 

1 154 

- 

855 

252 

1 397 

- 

1 145 

Südafrika, Repubhk 

53 

2 

+ 

51 

67 

2 

+ 

65 

Japan 

146 

39 

+ 

107 

160 

44 

+ 

116 

2. OPEC-Länder 

21 

1 

+ 

20 

22 

1 

+ 

21 

3. Entwicklungsländer 2) 

120 

5 

+ 

115 

105 

16 

+ 

89 

in Afrika 

4 

1 

+ 

3 

2 

3 

- 

1 

in Amerika 

89 

3 

+ 

86 

59 

10 

+ 

49 

darunter: 









Argentinien 

23 

1 

+ 

22 

10 

1 

+ 

9 

Brasüien 

11 

0 

+ 

11 

6 

8 

- 

2 

Mexico 

14 

0 

+ 

14 

9 

0 

+ 

9 

in Asien 

27 

1 

+ 

26 

44 

3 

+ 

41 

in Ozeanien 

- 

- 


- 

- 

- 


- 

4. Staatshandelsländer 

28 

11 

+ 

17 

57 

9 

+ 

48 

Alle Länder zusammen 

1 194 

2 201 

- 

1 007 

1 313 

2 481 

- 

1 168 


h Seit 1.1.1986 VoUmitglied der EG 

2) Ohne Entwicklungsländer in Europa und OPEC-Länder. 
Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle VII/23 

für Patenter Erfindungen und Verfahren (ohne Urheberrechte) 

Partnerländern 


1984 

1985 

1986 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

1 249 

2 562 

— 

1 313 

1 379 

2 914 

— 

1 535 

1 457 

3 361 

— 

1 904 

424 

502 

- 

78 

473 

579 

- 

106 

460 

832 

- 

372 

38 

31 

+ 

7 

61 

25 

+ 

36 

40 

17 

+ 

23 

5 

12 

- 

7 

9 

22 

- 

13 

6 

19 

- 

13 

65 

70 

- 

5 

95 

72 

+ 

23 

81 

161 

- 

80 

6 

0 

+ 

6 

6 

1 

+ 

5 

14 

0 

+ 

14 

40 

75 

- 

35 

46 

66 

- 

20 

40 

99 

- 

59 

24 

0 

+ 

24 

21 

5 

+ 

16 

15 

8 

+ 

7 

82 

12 

+ 

70 

77 

13 

+ 

64 

88 

23 

+ 

65 

34 

301 

- 

267 

15 

370 

- 

355 

26 

496 

- 

470 

7 

0 

+ 

7 

9 

0 

+ 

9 

8 

0 

+ 

8 

123 

1 

+ 

122 

134 

5 

+ 

129 

142 

9 

+ 

133 

159 

548 

- 

389 

195 

494 

- 

299 

216 

535 

- 

319 

9 

0 

+ 

9 

18 

1 

+ 

17 

18 

0 

+ 

18 

61 

13 

+ 

48 

66 

11 

+ 

55 

81 

10 

+ 

71 

15 

17 

- 

2 

18 

18 

- 

0 

27 

27 

- 

0 

55 

513 

- 

458 

65 

458 

— 

393 

66 

486 

- 

420 

666 

1 512 

- 

846 

711 

1 841 

- 

1 130 

781 

1 994 

- 

1 213 

345 

1 445 

— 

1 100 

461 

1 769 

— 

1 308 

528 

1 884 

— 

1 356 

69 

0 

+ 

69 

48 

1 

+ 

47 

57 

0 

+ 

57 

209 

60 

+ 

149 

169 

62 

+ 

107 

159 

104 

■ + 

55 

21 

1 

+ 

20 

26 

0 

+ 

26 

20 

0 

+ 

20 

144 

11 

+ 

133 

156 

5 

+ 

151 

141 

5 

+ 

136 

5 

2 

+ 

3 

9 

3 

+ 

6 

3 

2 

+ 

1 

68 

2 

+ 

66 

81 

1 

+ 

80 

86 

2 

+ 

84 

5 

0 

+ 

5 

24 

0 

+ 

24 

31 

0 

+ 

31 

7 

0 

+ 

7 

9 

1 

+ 

8 

6 

0 

+ 

6 

17 

0 

+ 

17 

25 

0 

+ 

25 

20 

0 

+ 

20 

71 

7 

+ 

64 

66 

1 

+ 

65 

52 

1 

+ 

51 

59 

16 

+ 

43 

44 

10 

+ 

34 

72 

12 

+ 

60 

1 473 

2 590 

- 

1 117 

1 605 

2 929 

- 

1 324 

1 690 

3 378 

- 

1 688 
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Tabelle VII/24 


Einnahmen und Ausgaben im Außenwirtschaftsverkehr 

nach Wirtschaftszweigen 

— in Mio DM — 


Land/Ländergruppe 


1982 



1983 


Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

1. Verarbeitendes Gewerbe 

zusammen 

950 

632 

-h 318 

1 282 

782 

+ 500 

Chemische Industrie und 
Mineralölverarbeitung 

49 

237 

- 188 

73 

260 

- 187 

darunter: 

Mineralölverarbeitung 

18 

61 

- 43 

14 

39 

- 25 

Metallerzeugende und metall- 
verarbeitende Industrien 2) 

382 

76 

-h 306 

585 

132 

+ 453 

darunter: 

Straßenfahrzeug-, Schiff- und 
Luftfahrzeugbau 

378 

38 

-h 340 

554 

95 

+ 459 

Elektrotechnische Industrie und 
Datenverarbeitung 2) 

507 

282 

-h 225 

547 

335 

-h 212 

Feinmechanische und optische 
Industrie 

9 

17 

- 8 

16 

13 

-h 3 

Nahrungs- und Genußmittel- 
gewerbe 



3 

- 3 

2 

2 

± 0 

Übriges verarbeitendes Gewerbe 

3 

17 

- 14 

59 

40 

+ 19 

2. Sonstige Wirtschaftszweige .... 

158 

144 

-h 14 

120 

140 

- 20 

darunter: 

Handel 

7 

6 

-h 1 

6 

7 

- 1 

Dienstleistungen 

148 

133 

-h 15 

114 

127 

- 13 

Insgesamt . . . 

1 108 

776 

-h 332 

1 402 

922 

+ 480 

davon: 

1. Industriahsierte Länder 

1 014 

771 

-b 243 

1 310 

916 

+ 394 

a) EG-Länder und intern. Orga- 
nisationen 

559 

278 

-h 281 

623 

320 

+ 303 

b) Übrige europäische Länder . 

62 

128 

- 66 

182 

173 

+ 9 

c) Außereuropäische Länder 3) . 

393 

365 

-h 28 

505 

423 

-h 82 

2. OPEC-Länder 

— 

— 

— 

1 

2 

- 1 

3. Entwicklungsländer^) 

94 

5 

-h 89 

85 

3 

-h 82 

4. Staatshandelsländer 

— 

0 

- 0 

6 

1 

+ 5 


1) Ermittelt aufgrund der statistischen Meldungen über Zahlungen im Außenwirtschaftsverkehr mit Beträgen von 100 000 DM 
und mehr. 

2) Die Hersteller elektronischer Datenverarbeitungsanlagen werden abweichend von der Revision der Systematik der Wirt- 
schaftszweige durch das Statistische Bundesamt weiter der elektrotechnischen Industrie zugerechnet. 

3) Insbesondere USA. 

Ohne Entwicklungsländer in Europa und ohne OPEC-Länder 
Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle VII/24 


für technische Forschung und Entwicklung^) 
und Ländergruppen 


1984 

1985 

1986 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

1 259 

805 

+ 454 

1 447 

1 146 

+ 301 

1 623 

1 263 

+ 360 

78 

291 

- 213 

47 

368 

- 321 

79 

324 

- 245 

29 

49 

- 20 

2 

82 

- 80 

4 

21 

- 17 

482 

123 

+ 359 

684 

220 

+ 464 

691 

215 

+ 476 

474 

93 

+ 381 

671 

179 

+ 492 

666 

164 

+ 502 

679 

354 

+ 325 

694 

522 

+ 172 

828 

680 

+ 148 

7 

9 

- 2 

10 

5 

+ 5 

12 

9 

+ 3 

3 

5 

- 2 

4 

6 

- 2 

3 

7 

- 4 

10 

23 

- 13 

8 

25 

- 17 

10 

28 

- 18 

226 

99 

+ 127 

189 

150 

+ 39 

271 

262 

+ 9 

1 

1 

0 

5 

7 

- 2 

9 

12 

- 3 

224 

95 

+ 129 

182 

130 

+ 52 

186 

230 

- 44 

1 485 

904 

+ 581 

1 636 

1 296 

+ 340 

1 894 

1 525 

+ 369 

1 419 

896 

+ 523 

1 617 

1 287 

+ 330 

1 875 

1 507 

+ 368 

659 

289 

+ 370 

804 

347 

+ 457 

999 

503 

+ 496 

158 

178 

- 20 

198 

269 

- 71 

115 

344 

- 229 

602 

429 

+ 173 

615 

671 

- 56 

761 

660 

+ 101 

0 

1 

- 1 

0 

1 

1 

1 

1 

- 0 

64 

7 

+ 57 

19 

7 

+ 12 

18 

10 

+ 8 

2 

0 

+ 2 

0 

1 

- 1 

0 

7 

- 7 
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2.2.5 Internationaler Vergleich 


Tabelle VII/25 

Bruttoinlandsausgaben für Forschung und Entwicklung nach finanzierenden 
und durchführenden Sektoren in ausgewählten OECD-Staaten i) 


Staat 

Jahr 

FuE- 

Ausgaben 

Finanzierung 

Durchführung im 

Wirt- 

schafts- 

sektor 

staat- 
licher 
Sek- 
tor “1) 

son- 

stige 

inlän- 

dische 

Quel- 

len- 

und 

Aus- 

land 

Wirt- 

schafts- 

sektor 

staat- 

lichen 

Sektor 

Hoch- 

schul- 

sektor 

Sektor 

Insti- 

tutio- 

nen 

ohne 
Er- 
werb s - 
zweck 

Mio 

US-$2) 

Anteil 
BIP 3) 

% 

Anteil in % 

Bundesrepublik Deutschland 

1981 

14 452 

2,45 

58 

41 

1 

69 

14 

17 

0 


1983 

16 713 

2,54 

59 

39 

2 

71 

13 

16 

0 


1985 

19 790 

2,66 

61 

38 

1 

72 

12 

15 

1 

Frankreich 

1981 

10 258 

2,01 

41 

53 

6 

59 

24 

16 

1 


1983 

12 368 

2,15 

42 

54 

4 

57 

26 

16 

1 


1985 

14 583 

2,31 

41 

53 

6 

59 

25 



Großbritannien 

1981 

11 308 

2,42 

41 

49 

10 

62 

22 

13 

3 


1983 

12 381 

2,21 

42 

50 

8 

61 

22 

14 

3 


1985 

14 371 

2,33 

46 

43 

11 

63 

20 

14 

3 

Itahen 

1981 

4 395 

1,01 

50 

47 

3 

56 

26 

18 

0 


1983 

5 335 

1,12 

45 

52 

3 

57 

24 

19 

0 


1985 

7 020 

1,33 

45 

52 

3 

57 




Niederlande 

1981 

2 658 

1,99 

44 

50 ^) 

6 

50 

20 

27 

3 


1983 

2 953 

2,02 

46 

47 

7 

54 

19 

25 

2 


1985 

3 246 

1,99 

49 

46 ^) 

5 

55 

19 

24 

2 

Japan 

1981 

24 219 

2,32 

62 

27 

11 

61 

11 

24 

4 


1983 

31 098 

2,56 

65 

24 

11 

64 

10 

23 

3 


1985 

40 083 

2,81 

69 

21 

10 

67 

9 

20 

4 

USA 

1981 

73 653 

2,45 

49 

49 

2 

70 

12 

15 

3 


1983 

88 002 

2,62 

49 

50 

1 

72 

13 

14 

1 


1985 

111 755 

2,83 

48 

50 

2 

72 

12 

13 

3 

Kanada 

1981 

3 692 

1,23 

42 

50 

8 

49 

25 

25 

1 


1983 

4 433 

1,35 

39 

52 

9 

48 

26 

25 

1 


1985 

5 339 

1,38 

42 

49 

9 

51 

24 

23 

2 

Österreich 

1981 

728 

1,17 

50 

47 

3 

56 

9 

33 

2 


1983 

876 

1,23 

49 

49 

2 






1985 

1 026 

1,27 

49 

49 

2 


• 



Schweiz"^) 

1981 

1 735 

2,29 

68 

21 

11 

74 

6 

20 

— 


1983 

1 902 

2,28 

77 

23 

— 

74 


17 



1) Bei den Angaben für 1985 handelt es sich um vorläufige Daten der OECD, die z. T. auf nationalen Schätzungen, z. T. auf 
Schätzungen der OECD basieren. 

2) nominale Ausgaben, umgerechnet in US-$ Kaufkraftparitäten 

3) Anteil der FuE-Ausgaben am Bruttoinlandsprodukt 
einschließlich allgemeiner Hochschulforschungsmittel 

5) nationale Daten, angepaßt an OECD-Normen 

6) OECD-Schätzung 

Daten von 1981 nach nationalen Angaben, angepaßt an OECD-Normen; Daten von 1983 überwiegend ohne Ausgaben für 
Investitionen 
Quelle: OECD 
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Tabelle VIl/26 


Öffentlich finanzierte Ausgaben für Forschung und Entwicklung 

— Haushaltssoll — 



Forschungsziel 2) 

Bel- 

gien 

Däne 

mark 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Grie- 

chen- 

land 

Frank- 

reich 

Irland 

Italien 

Nieder- 

lande 

Groß- 

britan- 

nien 

1986 

1. Erforschung und Nutzung 
der irdischen Umwelt 

16,0 

8,2 

205,6 

7,0 

146,5 

0,7 

58,5 

9,8 

120,0 

2. 

Infrastrukturmaßnahmen 
und Raumgesamtplanung . . 

4,1 

11,4 

188,5 

0,3 

334,3 

4,5 

43,1 

70,5 

104,7 

3. 

Umweltverschmutzung (Be- 
kämpfung und Verhinde- 
rung) 

15,4 

5,1 

324,3 

2,6 

44,1 

LI 

41,5 

51,6 

68,6 

4. 

Schutz und Förderung der 
menschlichen Gesundheit . 

13,4 

30,7 

307,9 

7,4 

354,1 

5,2 

221,8 

37,4 

259,7 

5. 

Erzeugung, Verteilung und 
rationelle Nutzung der 
Energie 

65,5 

25,2 

1 040,5 

6,0 

723,5 

L4 

671,0 

77,1 

271,9 

6. 

Landwirtschaftliche Produk- 
tivität und Technologie .... 

46,8 

39,3 

203,6 

24,5 

357,4 

27,5 

173,0 

73,6 

310,1 

7. 

Industrielle Produktivität 
und Technologie 

105,3 

81,9 

1 463,7 

9,3 

1 195,6 

33,4 

940,1 

250,8 

666,3 

8. 

GesellschafÜiche Strukturen 
und Beziehungen 

4,3 

22,6 

230,2 

6,5 

289,3 

11,3 

54,1 

59,6 

88,9 

9. 

Weltraumforschung und 
-nutzung 

47,5 

14,0 

453,3 

0,3 

630,6 

2,2 

287,9 

49,9 

173,3 

10. 

Allgemeine Hochschulfor- 
schungsmittel 

148,7 

170,5 

3 172,4 

26,3 

1 266,0 

25,9 

1 195,6 

728,8 

1 039,9 

11. 

Nicht ziel orientierte For- 
schung 

133,7 

97,6 

1 227,6 

6,0 

1 519,1 

2,5 

291,8 

166,5 

206,8 

12. 

Nichtaufghederbare For- 
schung 

40,9 



14,4 

0,3 

115,6 



54,7 

72,0 

19,0 

13. 

Verteidigung 

9,8 

2,2 

1 217,5 

2.7 

3 338,2 

— 

375,2 

44,6 

3 457,6 


Ausgaben insgesamt . . . 

651,2 

508,7 

10 049,4 

99,3 

10 314,3 

115,7 

4 408,5 

1 692,3 

6 786,8 


Fußnoten und Quelle umseitig 
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Tabelle VII/26 


in den Staaten der Europäischen Gemeinschaften in Mio ERE 


EUR 10 

Spanien 

Portugal 

EUR 12 

Euro- 

päische 

Gemein- 

schaften 

Forschungsziel 2) 

572,3 

38,9 

9,9 

621,1 

5,2 

1986 

1. Erforschung und Nutzung 
der irdischen Umwelt 

761,3 

25,0 

10,7 

797,0 

8,0 

2. Infrastrukturmaßnahmen 
und Raumgesamtplanung 

554,4 

2,9 

2,7 

560,0 

39,7 

3. Umweltverschmutzung (Be- 
kämpfung und Verhinde- 
rung) 

1 237,7 

29,1 

0,2 

1 267,0 

27,2 

4. Schutz und Förderung der 
menschhchen Gesundheit 

2 881,9 

89,8 

4,2 

2 975,9 

371,3 

5. Erzeugung, Verteilung und 
rationelle Nutzung der 
Energie 

1 255,7 

35,9 

16,1 

1 307,7 

12,7 

6. LandwirtschafÜiche Produk- 
tivität und Technologie 

4 746,4 

125,0 

6,3 

4 877,7 

175,7 

7. Industrielle Produktivität 
und Technologie 

766,8 

6,5 

1,0 

774,3 

5,1 

8. Gesellschaftliche Strukturen 
und Beziehungen 

1 659,0 

35,3 



1 694,3 

6,9 

9. Weltraumforschung und 
-nutzung 

7 774,0 

132,2 1 

29,6 

7 935,8 



10. Allgemeine Hochschul- 
forschung smittel 

3 651,5 

150,7 

0,5 

3 802,7 

8,9 

1 1 . Nicht zielorientierte 
Forschung 

316,9 

16,2 

10,4 

343,5 

— 

12. Nich tauf gliederbare 
Forschung 

8 447,7 

42,3 

— 

8 490,0 

- 

13. Verteidigung 

34 625,9 

729,8 

91,5 

35 447,2 

660,7 
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noch TabeUe VII/26 



Forschungsziel 2) 

Bel- 

gien 

Däne 

mark 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Grie- 

chen- 

land 

Frank- 

reich 

Irland 

Italien 

Nieder- 

lande 

Groß- 

britan- 

nien 

1987 

1. Erforschung und Nutzung 
der irdischen Umwelt 

16,2 

8,6 

206,6 

8,1 


0,7 

67,9 

10,1 

112,1 

2. 

Infrastrukturmaßnahmen 
und Raumgesamtplanung . . 

4,2 

13,2 

207,0 

0,3 


4,7 

37,1 

69,5 

102,7 

3. 

Umweltverschmutzung (Be- 
kämpfung und Verhinde- 
ning) 

15,5 

7,6 

354,5 

2,4 


1,1 

42,8 

54,3 

101,1 

4. 

Schutz und Förderung der 
menschlichen Gesundheit . 

14,6 

27,7 

347,3 

8,3 


4,4 

213,0 

37,3 

220,2 

5. 

Erzeugung, Verteilung und 
rationelle Nutzung der 
Energie 

64,2 

25,1 

935,6 

4,0 


1,2 

527,2 

66,5 

239,9 

6. 

Landwirtschafthche Produk- 
tivität und Technologie .... 

47,9 

49,2 

213,5 

29,3 


27,1 

166,1 

75,0 

282,4 

7. 

Industrielle Produktivität 
und Technologie 

99,1 

93,4 

1 653,1 

12,7 


30,5 

908,8 

271,8 

651,9 

8. 

Gesellschaftliche Strukturen 
und Beziehungen 

4,1 

21,2 

244,2 

8,3 


11,2 

58,6 

60,9 

81,3 

9. 

Weltraumforschung und 
-nutzung 

64,7 

15,0 

531,4 

0,5 


2,6 

443,6 

52,6 

173,3 

10. 

Allgemeine Hochschulfor- 
schungsmittel 

148,9 

185,2 

3 400,5 

28,5 


25,8 

1 516,3 

752,9 

1 009,8 

11. 

Nicht zielorientierte For- 
schung 

141,5 

128,9 

1 328,9 

7,5 


2,7 

312,1 

177,9 

217,3 

12. 

Nichtaufghederbare For- 
schung 

43,8 

— 

14,2 

0,3 




88,7 

76,6 

19,8 

13. 

Verteidigung 

6,5 

2,3 

1 349,7 

2,6 

3 288,3 

- 

372,3 

45,6 

3 374,2 


Ausgaben insgesamt . . . 

671,3 

577,4 

10 786,5 

112,8 

10 573,4 

in, 9 

4 754,5 

1 751,1 

6 586,1 


h ERE = Europäische Währungseinheit; durchschnittücher Wechselkurs 1986; 1 ERE = 2,12819 DM 
2) entsprechend der Systematik zur Analyse und zum Vergleich der wissenschaftlichen Programme und Haushalte 
(NABS 1983) 

Quelle; Europäische Gemeinschaften 
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EUR 10 

Spanien 

Portugal 

EUR 12 

Euro- 

päische 

Gemein- 

schaften 


Forschungsziel 2) 



10,3 


5,3 

1987 

1. Erforschung und Nutzung 
der irdischen Umwelt 



12,1 


4,7 

2. 

Infrastrukturmaßnahmen 
und Raumgesamtplanung 



3,9 


40,8 

3. 

Umweltverschmutzung (Be- 
kämpfung und Verhinde- 
rung) 



0,2 


21,5 

4. 

Schutz und Förderung der 
menschlichen Gesundheit 



5,3 


400,5 

5. 

Erzeugung, Verteilung und 
rationelle Nutzung der 
Energie 



16,2 


11,6 

6. 

Landwirtschaftliche Produk- 
tivität und Technologie 



7,1 


258,1 

7. 

Industrielle Produktivität 
und Technologie 



1,5 


8,3 

8. 

Gesellschaftliche Strukturen 
und Beziehungen 



— 


11,4 

9. 

Weltraumforschung und 
-nutzung 



35,0 


— 

10. 

Allgemeine Hochschul- 
forschung smittel 



0,6 


14,2 

11. 

Nicht zielorientierte 
Forschung 



22,4 


0,1 

12. 

Nichtaufgliederbare 

Forschung 

8 441,7 

72,0 

— 

8 513,7 

— 

13. 

Verteidigung 

35 924,8 

789,1 

114,6 

36 828,5 

776,7 
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Tabelle VII/27 

Öffentlich finanzierte Ausgaben für Forschung und Entwicklung in den Staaten 

— Haushaltssoll -- 


Öffentlich finanzierte Ausgaben 

Jahr 

Bel- 

gien 

Däne 

mark 

Bundes- 

republik 

Deutsch- 

land 

Grie- 

chen- 

land 

Frank- 

reich 

Irland 

Itahen 

Nieder- 

lande 

Groß- 

britan- 

nien 

1. Gesamtausgaben für 

1980 

520 

217 

6 753 

47 

5 299 

61 

1 303 

1 125 

4 139 

FuE in Millionen ERE i) 

1981 

542 

250 

7 058 

45 

6 760 

64 

2 061 

1 177 

5 995 

(jeweüige Preise 

1982 

556 

272 

8 125 

77 

7 337 

74 

2 264 

1 307 

6 584 

und Wechselkurse) 

1983 

537 

325 

8 410 

78 

8 182 

82 

2 802 

1 510 

6 814 


1984 

590 

373 

8 674 

101 

9 077 

86 

3 369 

1 529 

7 294 


1985 

653 

425 

9 446 

HO 

9 928 

105 

3 672 

1 546 

7 780 


1986 

651 

509 

10 049 

99 

10 314 

116 

4 409 

1 692 

6 787 

2. Gesamtausgaben für 

1980 

52,7 

42,3 

109,7 

5,4 

98,7 

17,9 

22,8 

79,5 

73,9 

FuE je Einwohner 

1981 

55,0 

48,9 

114,4 

7,1 

125,3 

18,5 

36,1 

82,6 

107,0 

in EREi) 

1982 

56,4 

53,2 

131,8 

7,8 

134,8 

21,1 

40,0 

91,3 

116,9 

(jeweüige Preise 

1983 

54,5 

63,5 

136,9 

7,9 

149,7 

23,5 

49,3 

105,1 

120,9 

und Wechselkurse) 

1984 

59,9 

73,0 

141,8 

10,2 

165,9 

24,3 

59,8 

106,0 

129,7 


1985 

66,2 

83,1 

154,8 

11,0 

179,9 

29,6 

64,3 

106,7 

137,3 

3. Durchschnittüche 
jährhche Steigerung 
der Ausgaben für FuE (%)^) 
a) Gesamtausgaben 

1986 

1980 

bis 

66,1 

99,4 

164,6 

9,9 

186,2 

32,7 

77,0 

116,2 

119,7 

b) Ausgaben für zivüe FuE 

1986 

1980 

bis 

3,8 

15,3 

6,8 

13,2 

11,7 

11,3 

22,5 

7,0 

8,6 


1986 

3,6 

15,2 

6,5 

14,1 

12,9 

11,3 

21,3 

7,1 

9,9 

4. Anteü der Gesamt- 

1980 

156 

1,36 

4,16 

0,75 

5,26 

0,85 

1,25 

2,82 

2,61 

ausgaben für FuE 

1981 


1,36 

4,06 

0,65 

5,62 

0,74 

1,60 

2,34 

3,18 

am gesamten 

1982 

143 

1,31 

4,24 

0,60 

5,59 

0,71 

1,32 

2,26 

3,10 

Haushalts Volumen (%) 

1983 

135 

1,19 

4,12 

0,55 

5,96 

0,70 

1,30 

2,48 

3,16 


1984 

141 

1,29 

4,08 

0,64 

6,20 

0,67 

1,42 

2,37 

3,20 


1985 

147 

1,40 

4,29 

0,68 

6,29 

0,75 

1,45 

2,33 

3,12 


1986 

133 

1,55 

4,20 

0,67 

6,34 

0,80 

1,60 

2,40 

3,04 

5. Anteü der Gesamt- 

1980 

0,61 

0,45 

1,15 

0,18 

1,12 

0,44 

0,46 

0,92 

1,08 

ausgaben für FuE am 

1981 

0,63 

0,49 

1,15 

0,21 

1,31 

0,39 

0,65 

0,93 

1,31 

Bruttoinlandsprodukt (%) 

1982 

0,64 

0,48 

1,21 

0,20 

1,32 

0,38 

0,64 

0,93 

1,34 


1983 

0,59 

0,51 

1,14 

0,20 

1,41 

0,40 

0,70 

1,01 

1,33 


1984 

0,61 

0,54 

1,11 

0,24 

1,46 

0,38 

0,76 

0,98 

1,35 


1985 

0,62 

0,56 

1,15 

0,25 

1,47 

0,42 

0,78 

0,94 

1,32 

6. Durchschnittliche 
jährliche Steigerung 
des gesamten Haus- 

1986 

1980 

bis 

0,57 

0,63 

1,10 

0,25 

1,44 

0,44 

0,85 

0,96 

1,24 

haltsvolumens (%) 

7. Durchschnittliche 
jährliche Steigerung 
des Bruttoinlands - 

1986 

1980 

bis 

8,0 

13,0 

3,7 

30,4 

11,0 

14,0 

21,7 

7,4 

7,9 

Produkts (%) 

1986 

6,3 

9,5 

4,6 

21,6 

9,8 

12,9 

14,4 

3,8 

8,2 


ERE = Europäische Rechnungseinheit; durchschnittlicher Wechselkurs 1986: 1 ERE = 2,12819 DM. 
2) Nach Umrechnung in ERE errechnet. 

Quelle: Europäische Gemeinschaften; eigene Berechnungen des BMFT 
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Tabelle Vll/27 

der Europäischen Gemeinschaften nach verschiedenen Kriterien 


EUR 10 

Spanien 

Portugal 

EUR 12 

Euro- 

päische 

Gemein- 

schaften 

19 469 




284 

23 975 




352 

26 601 




389 

28 740 




463 

31 092 




442 

33 664 

811 



573 

34 626 

730 

92 

35 447 

661 

72,0 




— 

88,4 




— 

97,8 




— 

105,7 




— 

114,6 




— 

123,3 

21,0 



— 

126,6 

18,8 

9,4 

110,1 


10,1 




15,1 

10,3 




15,1 

3,13 




— 

3,27 




— 

3,16 




— 

3,11 

1,50 



— 

3,16 

1,46 



— 

3,14 

1,75 



— 

3,20 

1,46 

1,04 

3,11 

- 

0,97 

0,22 



— 

1,09 

0,28 



— 

1,10 

0,28 



— 

1,11 

0,26 



— 

1,12 

0,28 



— 

1,13 

0,37 



— 

1,11 

0,31 

0,32 

1,04 

~ 

9,7 




— 

7,7 

13,5 

22,5 

7,6 

— 
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Tabelle VII/28 


Einnahmen und Ausgaben ausgewählter Industrieländer 
für Patente, Erfindungen, Verfahren und Urheberrechte 

- in Mio SZRi) - 


Land 


1982 

1983 

1984 

1985 

Bundesrepublik Deutschland 2) 

Einnahmen 

510 

550 

560 

610 


Ausgaben 

1 010 

1 100 

1 080 

1 200 


Saldo 

- 500 

- 550 

- 520 

- 590 

Belgien und Luxemburg 3) 

Einnahmen 

172 

199 

211 

190 


Ausgaben 

379 

376 

400 

411 


Saldo 

- 207 

- 177 

- 189 

- 221 

Frankreich 2) 

Einnahmen 

340 

550 

416 

508 


Ausgaben 

820 

854 

861 

967 


Saldo 

- 480 

- 304 

- 445 

- 459 

Italien 3) 

Einnahmen 

951 

937 

973 

1 038 


Ausgaben 

1 460 

1 544 

1 653 

1 696 


Saldo 

- 509 

- 607 

- 680 

- 658 

Niederlande 2) 

Einnahmen 

309 

319 

293 

298 


Ausgaben 

520 

484 

544 

670 


Saldo 

- 211 

- 165 

- 251 

- 372 

Österreich 2) 

Einnahmen 

33 

29 

29 

30 


Ausgaben 

110 

141 

105 

113 


Saldo 

- 77 

- 112 

- 76 

- 83 

Schweden 2) 

Einnahmen 

68 

133 

80 

113 


Ausgaben 

200 

189 

222 

281 


Saldo 

- 132 

- 56 

- 142 

- 168 

Japan 4) 

Einnahmen 

510 

530 

670 

710 


Ausgaben 

1 590 

1 850 

2 220 

2 320 


Saldo 

-1 080 

-1 320 

-1 550 

-1 610 

Großbritannien 2) 

Einnahmen 

900 

994 

1 161 

1 222 


Ausgaben 

734 

774 

817 

901 


Saldo 

166 

220 

344 

321 

Vereinigte Staaten von Amerika 2) 

Einnahmen 

4 680 

4 900 

5 410 

5 710 


Ausgaben 

560 

690 

930 

840 


Saldo 

4 120 

4 210 

4 480 

4 870 


1) Das Sonderziehungsrecht (SZR) wird vom Internationalen Währungsfonds als Korb der fünf weltwirtschaftlich wichtigsten 
Währungen ermittelt. Der Wert des SZR betrug im Durchschnitt des Jahres 1985 2,99 DM oder 1,015 US-$. 

2) ohne Filmgeschäft 

3) einschließlich Fihngeschäft 

4) ohne Filmgeschäft und Urheberrechte 
Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle VII/29 

In Forschung und Entwicklung tätiges Personal nach Personalgruppen und Sektoren 

— auf Vollzeit umgerechnet — 


Sektor 

(OECD-Abgrenzung) 

Jahr 

i = insgesamt 
w = weiblich 

insgesamt 

davon 

Forscher 

Technisches 

Personal 

Sonstige 

1. Wirtschaftssektor!) 

1979 i 

237 962 

73 521 

75 760 

88 681 


1981 i 

242 544 

77 017 

73 039 

92 488 


1983 i 

249 478 

81 867 

76 949 

90 662 


1985 i 

275 080 

93 545 

86 391 

95 141 

2. Hochschulsektor 

1979 i 

60 082 

25 868 

12 129 

22 085 


1981 i 

65 136 

28 470 

13 256 

23 410 


w 


3 578 




1983 i 

67 073 

28 955 

13 736 

24 382 


w 


3 868 




1985 i 

69 007 

29 438 

14 216 

25 353 


w 


4 157 



3. Staatssektor 2) 

1979 i 

47 346 

16 720 

16 657 

13 970 


w 

14 310 

2 280 

7 020 

5 010 


1981 i 

49 239 

17 771 

16 325 

15 145 


w 

14 860 

2 410 

7 270 

5 180 


1983 i 

49 944 

18 601 

16 409 

14 934 


w 

15 135 

2 460 

7 440 

5 235 


1985 i 

51 741 

19 224 

16 878 

15 642 


w 

16 350 

2 625 

7 910 

5 815 

4. PNP-Sektor^) 

1979 i 

1 401 

779 

401 

221 


1981 i 

2 500 

1420 

595 

485 


1983 i 

2 500 

1420 

595 

485 


1985 i 

2 500 

1 420 

595 

485 

5. Insgesamt 

1979 i 

346 791 

116 888 

104 947 

124 957 


1981 i 

359 419 

124 678 

103 215 

131 528 


1983 i 

368 995 

130 843 

107 689 

130 463 


1985 i 

398 328 

143 627 

118 080 

136 621 


g ohne Sozial- und Geisteswissenschaften im Wirtschaftssektor 

2) staatliche Institute einschUeßUch überwiegend vom Staat finanzierter wissenschaftlicher Einrichtungen ohne Erwerbszweck 

3) private wissenschaftliche Institutionen ohne Erwerbszweck, die weder überwiegend vom Staat noch überwiegend von der 
Wirtschaft finanziert werden (teilweise geschätzt) 

Rundungsdifferenzen 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie, Statistisches Bundesamt, SV-Wissenschaftsstatistik GmbH 
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Tabelle Vll/30 


ln Forschung und Entwicklung tätiges Personal der Unternehmen und der Institutionen für 
Gemeinschaftsforschung und experimentelle -entwicklung nach Wirtschaftszweigen*) 

— auf Vollzeit umgerechnet — 


Wirtschaftszweige 

1983 

1985 

ins- 

gesamt 

davon in 

ins- 

gesamt 

davon in 

Unter- 

nehmen 

IfGi) 

Unter- 

nehmen 

IfGi) 

1 Energie- und Wasserversorgung, Bergbau . 

3 415 

2 176 

1 238 

3 738 

2 514 

1 223 

10 Elektrizitäts-, Gas-, Fernwärme- und Was- 







serversorgung 

815 

736 

79 

1 081 

1 004 

77 

1 1 Bergbau 

2 599 

1 439 

1 159 

2 656 

1 510 

1 146 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

240 243 

237 965 

2 277 

264 966 

262 811 

2 154 

20 Chemische Industrie usw., Mineral- 







ölverarbeitung 

54 878 

54 833 

44 

55 785 

55 739 

45 

21 Herstellung von Kunststoff- und Gummi- 







waren 

5 093 

4 809 

283 

5 812 

5 619 

192 

22 Gewinnung und Verarbeitung von Stei- 







nen und Erden usw 

3 276 

3 078 

197 

3 551 

3 343 

208 

23 Metallerzeugung und -bearbeitung 

6 883 

6 283 

599 

7 415 

6 861 

553 

24 Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau 







usw 

86 295 

86 136 

158 

97 541 

97 384 

157 

25 Elektrotechnik, Feinmechanik, Herstel- 







lung von EBM-Waren usw 

76 183 

76 038 

145 

85 950 

85 800 

149 

26 Holz-, Papier- und Druckgewerbe 

2 715 

2 618 

97 

3 586 

3 479 

107 

27 Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe 

1 803 

1 265 

538 

2 028 

1 499 

528 

28/29 Ernährungsgewerbe, Tabakverarbei- 







hing 

3 113 

2 901 

212 

3 295 

3 084 

211 

0, 3 — 8 Restliche Wirtschaftsabteilungen .... 

5 819 

5 653 

166 

6 376 

6 154 

222 

0 bis 8 Insgesamt . . . 

249 478 

245 794 

3 682 

275 080 

271 480 

3 600 


*) Daten aus Erhebungen der Stifterverband-Wissenschaftsstatistik GmbH unter Einbeziehung der bis Anfang Oktober 1987 
bereitgestellten Daten des FuE-Personalkostenzuschuß- und Zuwachsförderungsprogramms {Arbeitsgemeinschaft Industrieller 
Forschungsvereinigungen); um Doppelzählungen bereinigt. 

1) Institutionen für Gemeinschaftsforschung und experimentelle -entwicklung 

Quelle: SV-Wissenschaftsstatistik GmbH 


Rundungsdifferenzen 
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Tabelle Vll/31 


FuE-Personal in Unternehmen 




1981 


Wirtschaftszweige 

insgesamt 


davon 



Forscher 

Techniker 

Sonstige 

1 Energie und Wasserversorgung, Bergbau 

2 148 

632 

454 

1 061 

10 Elektriz.- Gas-, Fernwärme und Wasserversorgung . 

625 

216 

149 

259 

11 Bergbau 

1 523 

415 

305 

802 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

232 205 

72 752 

70 306 

89 145 

20 Chemische Industrie usw., Mineralölverarbeitung . . 
darunter: 

54 441 

11 489 

20 113 

22 838 

Chemische Industrie 

52 472 

10 973 

19 581 

21 917 

Herst, und Verarb. von Spalt- und Brutstoffen 

583 

214 

178 

190 

Mineralölverarbeitung 

1 385 

301 

353 

730 

21 Herstellung von Kunststoff- und Gummiwaren 

darunter: 

4 287 

979 

1 703 

1 604 

Herstellung von Kunststoffwaren 

2511 

489 

1 143 

877 

Herstellung von Gummiwaren 

22 Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden 

1 775 

489 

559 

726 

usw 

2 793 

659 

1 148 

985 

23 Metallerzeugung und -bearbeitung 

darunter: 

5 968 

1 426 

2 328 

2 214 

Eisenschaffende Industrie 

2 785 

619 

1 265 

900 

NE-Metallerzeugung usw 

1 163 

327 

413 

423 

24 Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau usw 

darunter: 

83 047 

25 812 

26 745 

30 487 

Maschinenbau 

33 285 

10 798 

11 803 

10 683 

Herstellung von Kraftwagen und deren Teilen 

30 915 

7 033 

8 216 

15 665 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

25 Elektrotechnik, Feinmechanik, Herstellung von EBM- 

11 104 

4 271 

4 181 

2 651 

Waren usw 

darunter: 

75 934 

31 314 

16 010 

28 610 

Elektrotechnik . 

65 881 

28 959 

12 203 

24 718 

Feinmechanik, Optik 

5 447 

1 524 

2 134 

1 788 

Herstellung von EBM-Waren 

3 824 

672 

1 292 

1 859 

26 Holz-, Papier- und Druckgewerbe 

darunter: 

1 866 

274 

727 

864 

Holzbearbeitung, Holz Verarbeitung 

1 044 

99 

327 

617 

27 Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe 

darunter: 

1 077 

174 

305 

598 

Textilgewerbe 

790 

148 

182 

459 

28/29 Ernährungsgewerbe, Tabakverarbeitung 

2 787 

622 

1 224 

941 

0, 3—8 Restliche Wirtschaftsabteilungen 

4 496 

2 312 

1 002 

1 182 

0 bis 8 Insgesamt . , . 

238 850 

75 696 

71 763 

91 389 


*) Daten aus Erhebungen der Stifterverband- Wissenschaftsstatistik GmbH unter Einbeziehung der bis Anfang Oktober 1987 
bereitgestellten Daten des FuE-Personalkostenzuschuß- und Zuwachsförderungsprogramms (Arbeitsgemeinschaft Industrieller 
Forschungsvereinigungen); um Doppelzählungen bereinigt. 

Quelle: SV-Wissenschaftsstatistik GmbH 
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Tabelle VII/31 


nach Personalgruppen und Wirtschaftszweigen*) 

— auf Vollzeit umgerechnet — 


1983 

1985 

Wirtschafts- 

zweige 

insgesamt 

davon 

insgesamt 

davon 

Forscher 

Techniker 

Sonstige 

Forscher 

Techniker 

Sonstige 

2 176 

665 

486 

1 023 

2 514 

836 

650 

1 027 

1 

736 

293 

204 

238 

1 004 

390 

286 

326 

10 

1 439 

372 

282 

784 

1 510 

445 

364 

700 

11 

237 965 

76 973 

73 871 

87 121 

262 811 

88 172 

83 110 

91 527 

2 

54 833 

11 927 

20 130 

22 775 

55 739 

12 445 

18 999 

24 294 

20 

52 952 

11 400 

19 578 

21 974 

53 797 

11 978 

18 437 

23 381 


683 

234 

225 

224 






1 197 

293 

327 

576 






4 809 

1 013 

2 139 

1 657 

5 619 

1 264 

2 289 

2 065 

21 

2 966 

458 

1 534 

972 






1 843 

554 

604 

684 






3 078 

691 

1 086 

1 300 

3 343 

802 

940 

1 600 

22 

6 283 

1 535 

2 548 

2 199 

6 861 

1 726 

2 743 

2 391 

23 

2 318 

588 

1 242 

487 

2 261 

639 

1 214 

406 


1 338 

370 

486 

481 

1 425 

397 

539 

488 


86 136 

27 342 

27 529 

31 265 

97 384 

31 429 

32 032 

33 922 

24 

34 416 

11 323 

11 677 

11 416 

38 391 

12 997 

13 543 

11 849 


33 127 

7 957 

9 041 

16 128 

36 955 

8 881 

10 633 

17 440 


9 964 

3 865 

4 177 

1 921 

11 716 

4 489 

4 980 

2 246 


76 038 

33 238 

17 780 

25 019 

85 800 

39 097 

23 365 

23 337 

25 

65 980 

30 904 

14 091 

20 984 

75 076 

36 438 

19 514 

19 123 


4 812 

1 472 

1 720 

1 619 

4 793 

1 627 

1 554 

1 612 


4 406 

698 

1 623 

2 084 

4 976 

847 

1 875 

2 253 


2 618 

358 

973 

1 287 

3 479 

456 

1 093 

1 929 

26 

1 592 

147 

471 

973 






1 265 

198 

401 

665 

1 499 

218 

514 

766 

27 

855 

163 

223 

467 






2 901 

668 

1 282 

950 

3 084 

730 

1 132 

1 221 

28/29 

5 653 

2 843 

1 287 

1 522 

6 154 

3 111 

1 345 

1 697 

0, 3-8 

245 794 

80 482 

75 645 

89 667 

271 480 

92 120 

85 107 

94 252 

00 

1 

o 


Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/32 


FuE-Personal in Institutionen für Gemeinschaftsforschung und experimentelle -entwicklung 
nach Personalgruppen und Wirtschaftszweigen 

— auf Vollzeit umgerechnet — 




1983 



1985 



Wirtschaftszweige 

ins- 

gesamt 


davon 


ins- 

gesamt 


davon 


Wirt- 

schafts- 

For- 

scher 

Tech- 

niker 

Son- 

stige 

For- 

scher 

Tech- 

niker 

Son- 

stige 

zweige 

1 Energie- und Wasserversor- 
gung, Bergbau 

1 238 

442 

480 

315 

1 223 

446 

472 

303 

1 

10 Elektrizitäts-, Gas-, Fern- 
wärme- und Wasserversor- 
gung 

79 

47 

16 

14 

77 

42 

17 

17 

10 

11 Bergbau 

1 159 

394 

464 

300 

1 146 

404 

455 

286 

11 

2 Verarbeitendes Gewerbe .... 

2 277 

815 

804 

657 

2 154 

813 

796 

545 

2 

20 Chemische Industrie usw., 
Mineralölverarbeitung .... 

44 

11 

21 

11 

45 

11 

23 

11 

20 

21 Herstellung von Kunststof f- 
und Gummiwaren 

283 

89 

46 

147 

192 

92 

46 

54 

21 

22 Gewinnung und Verarbei- 
tung von Steinen und Erden 
usw 

197 

56 

68 

73 

208 

58 

71 

77 

22 

23 Metallerzeugung und 

-bearbeitung 

599 

236 

189 

174 

553 

221 

186 

146 

23 

24 Stahl-, Maschinen- und 
Fahrzeugbau usw 

158 

76 

43 

38 

157 

71 

43 

42 

24 

25 Elektrotechnik, Feinmecha- 
nik, Herstellung von EBM- 
Waren usw 

145 

52 

37 

56 

149 

56 

34 

58 

25 

26 Holz-, Papier- und Druckge- 
werbe 

97 

46 

32 

18 

107 

49 

30 

26 

26 

27 Leder-, Textil- und Beklei- 
dungsgewerbe 

538 

173 

294 

70 

528 

169 

293 

65 

27 

28/29 Ernährungsgewerbe, 

Tabakverarbeitung .... 

212 

73 

70 

68 

211 

81 

68 

61 

28/29 

0, 3 — 8 Restliche 

Wirtschaftsabteilungen 

166 

125 

18 

21 

222 

165 

16 

40 

0, 3-8 

0 bis 8 Insgesamt . . . 

3682 

1383 

1303 

994 

3600 

1425 

1284 

889 

0 bis 8 


Quelle: SV-Wissenschaftsstatistik GmbH Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/33 

FuE-Personal in Hochschulen nach Personalgnippen und Wissenschaftszweigen 

— geschätzter Anteil auf Vollzeit umgerechnet — 


Art der Tätigkeit 

Jahr 
i = ins- 
gesamt 
w = weib- 
hch 

zusam- 

men 

davon 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Ingenieur- 

wissen- 

schaften 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 

und 

Sozial- 

wissen- 

schaften 

FuE-Personal in Hochschulen insgesamt 

1979 i 

60 082 

16 955 

10 998 

14 319 

3 808 

14 002 


1981 i 

65 136 

18 571 

11 703 

15 006 

4 379 

15 477 


1983 i 

67 073 

19 395 

11 927 

15 970 

4 376 

15 405 


1985 i 

69 007 

20 219 

12 150 

16 934 

4 372 

15 332 

davon: 








Forscher g 

1979 i 

25 868 

7 827 

5 363 

2 925 

1 145 

8 608 


w 

1981 i 

28 470 

8 743 

5 482 

3 217 

1 343 

9 685 


w 

3 578 

820 

158 

629 

227 

1 744 


1983 i 

28 955 

8 971 

5 700 

3 377 

1 362 

9 545 


w 

3 868 

960 

200 

695 

249 

1 764 


1985 i 

29 438 

9 199 

5 918 

3 536 

1 381 

9 404 


w 

4 157 

1 099 

243 

761 

270 

1 784 

Technisches Personal 2) 

1979 i 

12 129 

4 143 

2 563 

2 779 

932 

1 712 


1981 i 

13 256 

4 455 

2 586 

3 302 

1 134 

1 779 


1983 i 

13 736 

4 618 

2 576 

3 613 

1 124 

1 805 


1985 i 

14 216 

4 781 

2 566 

3 925 

1 113 

1 831 1 

Sonstiges Personal^) 

1979 i 

22 085 

4 985 

3 072 

8 615 

1 731 

3 682 


1981 i 

23 410 

5 373 

3 635 

8 487 

1 902 

4 013 


1983 i 

24 382 

5 806 

3 651 

8 980 

1 890 

4 055 


1985 i 

25 353 

6 239 

3 666 

9 473 

1 878 

4 097 

Nachrichthch: 








Forscher in wissenschaftlichen 

1979 i 

16 720 

8 110 

3 144 

1 385 

1 266 

2 815 

Einrichtungen außerhalb der 

w 

2 280 






Hochschulen 

1981 i 

17 771 

8 702 

3 327 

1 533 

1 277 

2 932 

— OECD-Abgrenzung — 

w 

2 410 







1983 i 

18 601 

9 029 

3 635 

1 585 

1 414 

2 938 


w 

2 460 







1985 i 

19 224 

9 412 

3 854 

1 557 

1 446 

2 955 


w 

2 625 






Verhältnis der Forscher in 

1979 i 

39:61 

51:49 

37:63 

32:68 

53:47 

25:75 

wissenschafüichen Einrichtungen 

w 

. 






zu den Forschem in Hochschulen 

1981 i 

38:62 

50:50 

38:62 

32:68 

49:51 

23:77 

— in % — 

w 

40:60 







1983 i 

39:61 

50:50 

39:61 

32:68 

51:49 

24:76 


w 

39:61 







1985 i 

40:60 

51:49 

39:61 

31:69 

51:49 

24:76 


w 

39:61 







g Wissenschaftler einschließlich graduierte Ingenieure 

2) Personen mit Fachschulabschluß oder gleichwertiger Quatifikation, ohne graduierte Ingenieure 

Verwaltungspersonal, Arbeiter und sonstiges Hilfspersonal, Kliniken einschließhch Krankenpflegepersonal (anteihg) 

Quelle: Statistisches Bundesamt Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/34 


Personal der wissenschaftlichen Einrichtungen außerhalb der Hochschulen 
nach Personalgruppen und Institutionen 

— auf Vollzeit umgerechnet — 


Art der Einrichtung 

Jahri) 
i — ins- 
gesamt 
w = 

weiblich 

insgesamt 

Forscher 

Technisches u. 
Sonstiges Personal 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

1 . Großforschungseinrichtungen 

1979 i 

18 239 

100 

6 343 

34,8 

11 896 

65,2 

(100 % FuE) 

w 

3 990 

100 

550 

13,8 

3 440 

86,2 


1981 i 

18 487 

100 

6 709 

36,3 

11 779 

63,7 


w 

4 050 

100 

560 

13,8 

3 490 

86,2 


1983 i 

18 954 

100 

7 172 

37,8 

11 782 

62,2 


w 

4 095 

100 

570 

13,9 

3 525 

86,1 


1985 i 

19 417 

100 

7 310 

37,6 

12 108 

62,4 


w 

4 700 

100 

650 

13,8 

4 050 

86,2 


1987 2) i 

20 461 

100 

7 755 

37,9 

12 706 

62,1 


w 

4 902 

100 

691 

14,1 

4 211 

85,9 

2. Max-Planck- Institute 

1979 i 

7 076 

100 

2 476 

35,0 

4 601 

65,0 

(100 % FuE) 

w 

2 600 

100 

400 

15,4 

2 200 

84,6 


1981 i 

7 521 

100 

2 619 

34,8 

4 903 

65,2 


w 

2 700 

100 

430 

15,9 

2 270 

84,1 


1983 i 

7 640 

100 

2 682 

35,1 

4 958 

64,9 


w 

2 828 

100 

450 

15,9 

2 378 

84,1 


1985 i 

7 988 

100 

2 820 

35,3 

5 169 

64,7 


W 

3 000 

100 

480 

16,0 

2 520 

84,0 


1987 2) i 

8 348 

100 

2 975 

35,6 

5 374 

64,4 


w 

3 137 

100 

502 

16,0 

2 635 

84,0 

3. Staatsinstitute 

1979 i 

20 504 

100 

6 556 

32,0 

13 948 

68,0 

(ohne Bibliotheken, Archive, 

w 

6 500 

100 

840 

12,9 

5 660 

87,1 

Museen) 

1981 i 

21 392 

100 

6 896 

32,2 

14 496 

67,8 


w 

6 650 

100 

860 

12,9 

5 790 

87,1 


1983 i 

21 243 

100 

7 106 

33,4 

14 138 

66,6 


w 

6 700 

100 

870 

13,0 

5 830 

87,0 


1985 i 

21 506 

100 

7 230 

33,6 

14 275 

66,4 


w 

6 800 

100 

890 

13,1 

5 910 

86,9 


1987 2) i 

22 262 

100 

7 928 

35,6 

14 334 

64,4 


w 

7 264 

100 

956 

13,2 

6 308 

86,8 

darunter FuE 3) 

1979 i 

11 868 

100 

3 939 

33,2 

7 929 

66,8 


w 

4 000 

100 

560 

14,0 

3 440 

86,0 


1981 i 

12 296 

100 

4 110 

33,4 

8 186 

66,6 


w 

4 050 

100 

560 

13,8 

3 490 

86,2 


1983 i 

12 230 

100 

4 306 

35,2 

7 924 

64,8 


w 

4 100 

100 

570 

13,9 

3 530 

86,1 


1985 i 

12 406 

100 

4 372 

35,2 

8 035 

64,8 


w 

4 200 

100 

580 

13,8 

3 620 

86,2 


1987 2) i 

12 846 

100 

4 777 

37,2 

8 069 

62,8 


w 

4 503 

100 

601 

13,4 

3 901 

86,6 

4. Fraunhofer-Institute 

1979 i 

2 034 

100 

931 

45,8 

1 103 

54,2 

(100 % FuE) 

w 

530 

100 

40 

7,5 

490 

92,5 


1981 i 

2 216 

100 

1 075 

48,5 

1 141 

51,5 


w 

570 

100 

45 

7,9 

525 

92,1 


1983 i 

2 423 

wo 

1 186 

48,9 

1 237 

51,1 


w 

632 

100 

50 

7,9 

582 

92,1 


1985 i 

2 823 

100 

1 344 

47,6 

1 479 

52,4 


w 

800 

100 

60 

7,5 

740 

92,5 


1987 2) i 

3 380 

100 

1 431 

42,3 

1 950 

57,7 


w 

936 

100 

76 

8,0 

861 

92,0 
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noch TabeUe VII/34 


Art der Einrichtung 

Jahr h 
i = ins- 
gesamt 
w = 

weibhch 

insgesamt 

Forscher 

Technisches u. 
Sonstiges Personal 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

5. Wissenschaftliche Bibliotheken 

1979 i 

5 086 

100 

1 477 

29 J 

3 607 

70,9 

und Archive 

w 

2 900 

100 

780 

26,9 

2 120 

73,1 


1981 i 

5 775 

100 

1 821 

31,5 

3 954 

68,5 


w 

3 300 

100 

850 

25,8 

2 450 

74,2 


1983 i 

6 069 

100 

1 897 

31,3 

4 172 

68,7 


w 

3 450 

100 

930 

27,0 

2 520 

73,0 


1985 i 

5 945 

100 

1 828 

30,7 

4 117 

69,3 


w 

3 400 

100 

920 

27,1 

2 480 

72,9 


1987 2) i 

6 145 

100 

2 023 

32,9 

4 123 

67,1 


w 

3 517 

100 

936 

26,6 

2 581 

73,4 

darunter FuE 3) 

1979 i 

544 

100 

164 

30,1 

380 

69,9 


w 

300 

100 

90 

30,0 

210 

70,0 


1981 i 

971 

100 

377 

38,8 

595 

61,2 


w 

540 

100 

150 

27,8 

390 

72,2 


1983 i 

1 020 

100 

383 

37,5 

637 

62,5 


w 

570 

100 

160 

28,1 

410 

71,9 


1985 i 

1 033 

100 

389 

37,7 

644 

62,3 


w 

580 

100 

165 

28,4 

415 

71,6 


1987 2) i 

1 058 

100 

408 

38,6 

649 

61,4 


w 

595 

100 

172 

28,9 

423 

71,1 

6. Wissenschaftliche Museen 

1979 i 

3 143 

100 

639 

20,3 

2 505 

79,7 


w 

940 

100 

150 

16,0 

790 

84,0 


1981 i 

3 172 

100 

625 

19,7 

2547 

80,3 


w 

950 

100 

150 

15,8 

800 

84,2 


1983 i 

3 224 

100 

667 

20,7 

2 557 

79,3 


w 

960 

100 

155 

16,1 

805 

83,9 


1985 i 

3 446 

100 

750 

21,8 

2 696 

78,2 


w 

1 020 

100 

160 

15,7 

860 

84,3 


1987 2) i 

3 699 

100 

848 

22,9 

2 851 

77,1 


w 

1 140 

100 

188 

16,4 

953 

83,6 

darunter FuE 3) 

1979 i 

2 542 

100 

515 

20,3 

2 027 

79,7 


w 

790 

100 

120 

15,2 

670 

84,8 


1981 i 

2 584 

100 

528 

20,4 

2 056 

79,6 


w 

800 

100 

125 

15,6 

675 

84,4 


1983 i 

2 609 

100 

548 

21,0 

2 061 

79,0 


w 

810 

100 

130 

16,0 

680 

84,0 


1985 i 

2 802 

100 

614 

21,9 

2 188 

78,1 


w 

870 

100 

140 

16,1 

730 

83,9 


1987 2) i 

2 963 

100 

695 

23,4 

2 269 

76,6 


w 

940 

100 

153 

16,3 

787 

83,7 

7. Sonstige Forschungseinrichtungen 

1979 i 

5 043 

100 

2 352 

46,6 

2 690 

53,4 

(100 % FuE) 

w 

2 100 

100 

520 

24,8 

1 580 

75,2 


1981 i 

5 164 

100 

2 355 

45,6 

2 810 

54,4 


w 

2 150 

100 

540 

25,1 

1 610 

74,9 


1983 i 

5 068 

100 

2 324 

45,9 

2 744 

54,1 


w 

2 100 

100 

530 

25,2 

1 570 

74,8 


1985 i 

5 272 

100 

2 375 

45,0 

2 897 

55,0 


w 

2 200 

100 

550 

25,0 

1 650 

75,0 


1987 2) i 

5 850 

100 

2 861 

48,9 

2 990 

51,1 


w 

2 367 

100 

605 

25,6 

1 762 

74,4 
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Art der Einrichtung 

Jahr 9 
i = ins- 
gesamt 
w = 

weibüch 

insgesamt 

Forscher 

Technisches u. 
Sonstiges Personal 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

8. Insgesamt 

1979 

i 

61 125 

100 

20 774 

34,0 

40 354 

66,0 

(Summe 1. bis 7.) 


w 

19 560 

100 

3 280 

16,8 

16 280 

83,2 


1981 

i 

63 727 

100 

22 100 

34,7 

41 630 

65,3 



w 

20 370 

100 

3 435 

16,9 

16 935 

83,1 


1983 

i 

64 621 

100 

23 034 

35,6 

41 588 

64,4 



w 

20 765 

100 

3 555 

17,1 

17 210 

82,9 


1985 

i 

66 397 

100 

23 657 

35,6 

42 741 

64,4 



w 

21 920 

100 

3 710 

16,9 

18 210 

83,1 


1987 2) i 

70 145 

100 

25 821 

36,8 

44 328 

63,2 



w 

23 263 

100 

3 954 

17,0 

19311 

83,0 

darunter FuE 

1979 

i 

47 346 

100 

16 720 

35,3 

30 627 

64,7 



w 

14 310 

100 

2 280 

15,9 

12 030 

84,1 


1981 

i 

49 239 

100 

17 771 

36,1 

31 470 

63,9 



w 

14 860 

100 

2410 

16,2 

12 450 

83,8 


1983 

i 

49 944 

100 

18 601 

37,2 

31 343 

62,8 



w 

15 135 

100 

2 460 

16,3 

12 675 

83,7 


1985 

i 

51 741 

100 

19 224 

37,2 

32 520 

62,8 



w 

16 350 

100 

2 625 

16,1 

13 725 

83,9 


19872) i 

54 906 

100 

20 902 

38,1 

34 007 

61,9 



w 

17 380 

100 

2 800 

16,1 

14 580 

83,9 


g Personalstand jeweils am 30. Juni (Ist) 
vorläufiges Ergebnis, teilweise geschätzt 

3) Je nach Art der wissenschaftlichen Einrichtung erfolgt die Beschäftigung des Personals ganz oder teilweise in Forschung und 
Entwicklung (FuE). 

Quelle: Statistisches Bundesamt Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/35 


Personal der wissenschaftlichen Einrichtungen außerhalb der Hochschulen 
nach Institutionen und Wissenschaftszweigen 

— auf Vollzeit umgerechnet — 


Art der Einrichtung 

Jahri) 

ins- 

gesamt 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Inge- 

nieur- 

wissen- 

schaften 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 

und 

Sozial- 

wissen- 

schaften 

1 . Großforschungseinrichtungen 

1979 

18 239 

13 802 

3 391 

1 047 

— 

— 

(100 % FuE) 

1981 

18 487 

13 991 

3 415 

1 082 

— 

— 


1983 

18 954 

14 327 

3 563 

1 065 

— 



1985 

19 417 

14 703 

3 643 

1 072 

— 

— 


19872) 

20 461 

15 311 

3 949 

1 200 

- 

- 

2. Max-Planck-Institute 

1979 

7 076 

4 778 

180 

1 522 

— 

597 

(100 % FuE) 

1981 

7 521 

5 055 

196 

1 658 

— 

613 


1983 

7 640 

5 131 

198 

1 691 

— 

621 


1985 

7 988 

5 353 

196 

1 755 

— 

685 


19872) 

8 348 

5 634 

210 

1 776 

- 

728 

3. Staatsinstitute 

1979 

20 504 

8 647 

2 626 

2 153 

5 664 

1 416 

(ohne Bibliotheken, Archive, 

1981 

21 392 

8 983 

2 874 

2 339 

5 759 

1 438 

Museen) 

1983 

21 243 

8 879 

2 805 

2 249 

5 905 

1 407 


1985 

21 506 

8 864 

2 864 

2 253 

6 149 

1 376 


1987 2) 

22 262 

9 049 

2 921 

2 485 

6 138 

1 669 

darunter FuE 3) 

1979 

11 868 

3 228 

1 906 

1 138 

4 599 

998 


1981 

12 296 

3 360 

2 053 

1 219 

4 653 

1 011 


1983 

12 230 

3 375 

1 989 

1 159 

4 724 

983 


1985 

12 406 

3 412 

2 033 

1 129 

4 877 

955 


19872) 

12 846 

3 427 

2 076 

1 237 

4 865 

1 240 

4. Fraunhofer-Institute 

1979 

2 034 

564 

1 413 

— 

— 

57 

(100 % FuE) 

1981 

2 216 

554 

1 532 

— 

— 

130 


1983 

2 423 

539 

1 749 

— 

— 

135 


1985 

2 823 

550 

2 122 

— 

— 

151 


19872) 

3 380 

713 

2 480 

- 

- 

188 

5. Wissenschaftliche Bibhotheken 

1979 

5 086 

— 

10 

49 

— 

5 027 

und Archive 

1981 

5 775 

254 

13 

52 

— 

5 456 


1983 

6 069 

265 

143 

54 

— 

5 607 


1985 

5 945 

283 

148 

57 

_ 

5 458 


1987 2) 

6 145 

306 

151 

57 

- 

5 633 

darunter FuE 3) 

1979 

544 

— 

1 

5 

— 

538 


1981 

971 

254 

1 

5 

— 

711 


1983 

1 020 

265 

40 

5 

— 

710 


1985 

1 033 

283 

42 

6 

— 

703 


1987 2) 

1 058 

303 

42 

6 

— 

707 
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Art der Einrichtung 

Jahr 1) 

ins- 

gesamt 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Inge- 

nieur- 

wissen- 

schaften 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 

und 

Sozial- 

wissen- 

schaften 

6. Wissenschaftliche Museen 

1979 

3 143 

202 

388 

— 


8 

2 546 


1981 

3 172 

201 

358 

— 


8 

2 606 


1983 

3 224 

206 

366 

— 


8 

2 645 


1985 

3 446 

212 

438 

— 


— 

2 797 


1987 2) 

3 699 

202 

522 

— 


- 

2 975 

darunter FuE 3) 

1979 

2 542 

176 

126 

— 


7 

2 233 


1981 

2 584 

174 

119 

— 


7 

2 284 


1983 

2 609 

180 

119 

— 


7 

2 303 


1985 

2 802 

187 

165 

__ 


— 

2 451 


1987 2) 

2 963 

178 

185 

- 


- 

2 601 

7. Sonstige Forschungseinrichtungen 

1979 

5 043 

756 

571 

1 109 


62 

2 545 

(100 % FuE) 

1981 

5 164 

813 

639 

1 148 


58 

2 507 


1983 

5 068 

781 

622 

1 204 


54 

2 408 


1985 

5 272 

920 

662 

1 292 


44 

2 355 


1987 2) 

5 850 

1 266 

705 

1 362 


55 

2 462 

8. Insgesamt 

1979 

61 124 

28 748 

8 577 

5 879 

5 

734 

12 188 

(Summe 1. bis 7.) 

1981 

63 727 

29 850 

9 026 

6 278 

5 

825 

12 750 


1983 

64 621 

30 127 

9 444 

6 261 

5 

966 

12 822 


1985 

66 397 

30 885 

10 072 

6 428 

6 

225 

12 821 


1987 2) 

70 145 

32 482 

10 938 

6 880 

6 

275 

13 655 

darunter FuE 3) 

1979 

47 346 

23 302 

7 587 

4 821 

4 

667 

6 968 


1981 

49 239 

24 200 

7 955 

5 112 

4 

717 

7 255 


1983 

49 944 

24 597 

8 280 

5 123 

4 

783 

7 160 


1985 

51 741 

25 407 

8 862 

5 253 

4 

917 

7 304 


1987 2) 

54 906 

26 831 

9 646 

5 581 

4 

912 

7 834 


1) Personalstand jeweils am 30. Juni (Ist) 

2) vorläufiges Ergebnis, teilweise geschätzt 

3) Je nach Art der wissenschafthchen Einrichtung erfolgt die Beschäftigung des Personals ganz oder teilweise in Forschung und 
Entwicklung (FuE). 

Quelle: Statistisches Bundesamt Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/36 


Personal der bundes-r landes- und gemeindeeigenen Forschungseinrichtungen 

nach Wissenschaftszweigen 

— auf Vollzeit umgerechnet — 


Wissenschaftszweig 

Jahr 

insgesamt 

Bundeseigene 

Forschungs- 

einrichtungen 

Landes- und 
gemeindeeigene 
Forschungs- 
einrichtungen 


Personal 

darunter 

Personal 

darunter 

Personal 

darunter 



zu- 

Wissen- 

zu- 

Wissen- 

zu- 

Wissen- 



sammen 

schaftler 

sammen 

schaftler 

sammen 

schaftler 

1. Naturwissenschaften 

1979 

8 647 

2 826 

5 680 

1 618 

2 967 

1 208 


1981 

8 983 

2 950 

5 908 

1 706 

3 075 

1 245 


1983 

8 879 

2 939 

5 728 

1 655 

3 152 

1 285 


1985 

8 864 

2 985 

5 695 

1 729 

3 169 

1 256 


1987 2) 

9 049 

3 342 

5 748 

1 870 

3 301 

1 472 

darunter FuE 3) 

1979 

3 228 

1 226 

1 704 

581 

1 524 

645 


1981 

3 360 

1 288 

1 785 

618 

1 575 

670 


1983 

3 375 

1 304 

1 751 

611 

1 624 

693 


1985 

3 412 

1 344 

1 776 

657 

1 636 

688 


19872) 

3 427 

1 478 

1 788 

718 

1 639 

761 

2. Ingenieur Wissenschaften 

1979 

2 626 

962 

2 385 

870 

241 

93 


1981 

2 874 

1 071 

2 433 

899 

441 

172 


1983 

2 805 

1 139 

2 299 

951 

506 

188 


1985 

2 864 

1 195 

2 363 

1 006 

501 

190 


19872) 

2 921 

1 203 

2 460 

1 026 

461 

178 

darunter FuE 3) 

1979 

1 906 

700 

1 681 

614 

225 

86 


1981 

2 053 

766 

1 719 

636 

333 

130 


1983 

1 989 

819 

1 623 

680 

366 

139 


1985 

2 033 

855 

1 671 

716 

362 

139 


1987 2) 

2 076 

859 

1 742 

730 

334 

130 

3. Medizin 

1979 

2 153 

648 

1 847 

576 

306 

72 


1981 

2 339 

702 

2 023 

626 

316 

76 


1983 

2 249 

653 

1 970 

585 

279 

68 


1985 

2 253 

635 

2 041 

596 

213 

39 


1987 2) 

2 485 

727 

2 252 

686 

233 

41 

darunter FuE 3) 

1979 

1 138 

335 

832 

263 

306 

72 


1981 

1 219 

360 

904 

284 

316 

76 


1983 

1 159 

332 

880 

264 

279 

68 


1985 

1 129 

309 

917 

270 

213 

39 


1987 2) 

1 238 

351 

1 005 

309 

233 

41 

4. Agrarwissenschaften 

1979 

5 664 

1 486 

3 111 

811 

2 553 

675 


1981 

5 759 

1 536 

3 147 

804 

2 612 

723 


1983 

5 905 

1 728 

3 137 

862 

2 768 

867 


1985 

6 149 

1 774 

3 250 

874 

2 899 

900 


19872) 

6 138 

1 837 

3 174 

861 

2 964 

976 

darunter FuE 3) 

1979 

4 599 

1 223 

2 800 

730 

1 799 

493 


1981 

4 653 

1 236 

2 832 

724 

1 821 

512 


1983 

4 724 

1 382 

2 823 

775 

1 901 

607 


1985 

4 877 

1 406 

2 925 

787 

1 952 

620 


1987 2) 

4 865 

1 460 

2 857 

775 

2 008 

686 
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Wissenschaftszweig 

Jahr 

insgesamt 

Bundeseigene 

Forschungs- 

einrichtungen 

Landes- und 
gemeindeeigene 
Forschungs- 
einrichtungen 


Personal 

darunter 

Personal 

darunter 

Personal 

darunter 



zu- 

Wissen- 

zu- 

Wissen- 

zu- 

Wissen- 



sammen 

schaftler 

sammen 

schaftler 

sammen 

schaftler 

5. Geistes- und Sozialwissenschaften 

1979 

1 416 

635 

469 

207 

947 

428 


1981 

1 438 

638 

503 

222 

936 

416 


1983 

1 407 

648 

477 

208 

930 

440 


1985 

1 376 

643 

473 

223 

903 

420 


1987 2) 

1 668 

820 

512 

252 

1 157 

568 

darunter FuE 3) 

1979 

998 

456 

279 

125 

719 

331 


1981 

1 011 

460 

299 

136 

712 

324 


1983 

983 

470 

287 

134 

697 

336 


1985 

955 

457 

289 

140 

666 

317 


1987 2) 

1 240 

629 

302 

153 

939 

476 

6. Insgesamt 

1979 

20 504 

6 556 

13 491 

4 081 

7 014 

2 475 

1981 

21 392 

6 896 

14 014 

4 256 

' 7 379 

2 640 


1983 

21 243 

7 106 

13 609 

4 260 

7 635 

2 847 


1985 

21 506 

7 231 

13 821 

4 427 

7 685 

2 804 


1987 2) 

22 262 

7 928 

14 146 

4 695 

8 116 

3 233 

darunter: FuE 3) 

1979 

11 868 

3 939 

7 297 

2 313 

4 572 

1 626 


1981 

12 296 

4 110 

7 539 

2 398 

4 758 

1 712 


1983 

12 230 

4 306 

7 364 

2 464 

4 866 

1 842 


1985 

12 406 

4 372 

7 578 

2 569 

4 829 

1 802 


1987 2) 

12 846 

4 777 

7 693 

2 684 

5 153 

2 093 


h Personalstand jeweils am 30. Juni (Ist) 

2) vorläufiges Ergebnis, teilweise geschätzt 

3) Je nach Art der Forschungseinrichtung erfolgt die Beschäftigung des Personals ganz oder teilweise in Forschung und Entwick- 
lung (FuE). 

Quelle: Statistisches Bundesamt Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/37 


Personal in Großforschungs 
Stellensoll (Planstellen) und zusätzliche Mitarbeiter 




1979 

1981 


1983 



Einrichtung 


darunter 
ohne 
Stellen 2) 


darunter 
ohne 
Stellen 2) 


davon 


ins- 

gesamt 

ins- 

gesamt 

ins- 

gesamt 

auf Plan- 
stellen 

ohne 
Stellen 2) 

AWl 

Alfred-Wegener-lnstitut für 
Polar- und Meeresforschung, 
Bremerhaven 3) 



48 

6 

93 

61 

32 

DESY 

Deutsches Elektronen- Syn- 
chrotron, Hamburg 

1 135 

92 

1 181 

135 

1 191 

1 031 

160 

DFVLR 

Deutsche Forschungs- und 
Versuchsanstalt für Luft- und 
Raumfahrt e. V., Köln 

3 294 

131 

3 223 

139 

3 067 

2 828 

239 

DKFZ 

Deutsches Krebsforschungs- 
zentrum, Heidelberg 

1 041 

279 

1 012 

298 

950 

704 

246 

GBF 

Gesellschaft für Biotechnolo- 
gische Forschung mbH, 
Braunschweig-Stöckheim . . . 

343 

99 

323 

74 

322 

247 

75 

GKSS 

GKSS-Forschungszentrum 
Geesthacht GmbH, 
Geesthacht-Tesperhude .... 

660 

77 

643 

82 

656 

552 

104 

GMD 

Gesellschaft für Mathematik 
und Datenverarbeitung mbH, 
Sankt Augustin bei Bonn . . . 

793 

163 

742 

133 

736 

593 

143 

GSF 

Gesellschaft für Strahlen- 
und Umweltforschung mbH, 
Neuherberg bei München . . 

1 428 

229 

1 326 

177 

1 329 

1 131 

198 

GSl 

Gesellschaft für Schwer- 
ionenforschung mbH, 
Darmstadt 

497 

40 

510 

52 

520 

455 

65 

HMl 

Hahn-Meitner-Institut Berlin 
GmbH, Berhn 

631 

139 

621 

122 

646 

501 

145 

IPP 

Max-Planck-Institut für Plas- 
maphysik, Garching bei 
München 

1 151 

240 

1 099 

158 

1 099 

922 

177 

KFA 

Kernforschungsanlage Jülich 
GmbH, Jülich 

4 096 

685 

4 205 

672 

4 213 

3 473 

740 

KfK 

Kernforschungszentrum 
Karlsruhe GmbH, Karlsruhe 
(einschließlich Versuchsanla- 
gen) 

3 691 

379 

3 773 

385 

3 798 

3 331 

467 


Insgesamt . . . 

18 760 

2 553 

18 706 

2 433 

18 620 

15 829 

2 791 


Nachrichtlich 

außerdem: MPG (ohne IPP) . 

6 390 


7 329 

730 

7 290 

6 546 

744 


h einschließlich der im Rahmen der Projektförderung vorgesehenen Stellen 

2) Doktoranden, Diplomanden, Praktikanten, studentische Hilfskräfte, freie Mitarbeiter, Gastwissenschaftler, Fremdstipendiaten, 
Auszubildende, Aushilfskräfte, wissenschafthche Hilfskräfte (soweit nach Bes. -Gr. A 13/2 = 1/2 Anzahl) 

3) ab 1. 1. 86 einschheßlich Institut für Meeresforschung, Bremerhaven 
Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie 
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Tabelle VII/3? 


einrichtungen 

ohne Stellen nach den Wirtschaftsplänen ^ 


1984 

1985 

1986 

1987 

1988 (Reg.-Entw.) 

ins- 

gesamt 

davon 

ins- 

gesamt 

davon 

ins- 

gesamt 

davon 

ins- 

gesamt 

davon 

ins- 

gesamt 

davon 

auf 

Plan- 

stellen 

ohne 
Stel- 
len 2) 

auf 

Plan- 

stellen 

ohne 
Stel- 
len 2) 

auf 

Plan- 

stellen 

ohne 
Stel- 
len 2) 

auf 

Plan- 

stellen 

ohne 
Stel- 
len 2) 

auf 

Plan- 

stellen 

ohne 

Stel- 

len 

124 

72 

52 

144 

83 

61 

225 

157 

68 

242 

159 

83 

265 

162/" 103 

1 183 

1 023 

160 

1 195 

1 033 

162 

1 225 

1 042 

183 

1 345 

1 087 

258 

1 417 

1 097 

320 

3 096 

2 802 

294 

3 102 

2 753 

349 

3 121 

2 772 

349 

3 161 

2 782 

379 

3 170 

2 791 

379 

1 006 

694 

312 

1 031 

689 

342 

1 050 

687 

363 

1 077 

690 

387 

1 092 

702 

390 

318 

242 

76 

356 

271 

85 

380 

282 

98 

400 

294 

106 

408 

294 

114 

669 

550 

119 

680 

547 

133 

684 

546 

138 

684 

541 

143 

690 

543 

147 

758 

587 

171 

795 

580 

215 

803 

582 

221 

841 

580 

261 

1 060 

732 

328 

1 329 

1 122 

207 

1 313 

1 115 

198 

1 312 

1 109 

203 

1 320 

1 098 

222 

1 317 

1 094 

223 

518 

451 

67 

538 

457 

81 

554 

469 

85 

572 

477 

95 

578 

483 

95 

663 

506 

157 

676 

505 

171 

698 

507 

191 

696 

505 

191 

677 

499 

178 

1 150 

946 

204 

1 107 

935 

172 

1 089 

922 

167 

1 078 

909 

169 

1 063 

896 

167 

4 188 

3 448 

740 

4 138 

3 398 

740 

4 181 

3 351 

830 

4 161 

3 311 

850 

4 164 

3 294 

870 

3 783 

3 273 

510 

3 758 

3 235 

523 

3 799 

3 192 

607 

3 748 

3 152 

596 

3 767 

3 116 

651 

18 785 

15 716 

3 069 

18 833 15 601 

3 232 

19 121 15 618 

3 503 

19 325 15 585 

3 740 

19 668 15 703 

3 965 

8 498 

6 577 

1 921 

8 565 

6 598 

1 967 

8 590 

6 620 

1 970 

8 667 

6 651 

2 016 

8 752 

6 681 

2 071 


Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VII/38 


In Forschung und Entwicklung tätiges Personal in ausgewählten OECD-Staaten 
nach Personalgruppen und Sektoren 

— auf Vollzeit umgerechnet — 


Staat 

Jahri) 

Forscher 

Techni- 

sches 

Personal 

und 

Sonstige 

FuE-Personal 

insgesamt 

davon tätig im 

Wirt- 

schafts- 

sektor 

Hoch- 

schul- 

sektor 

staatlichen 
Sektor und 
Sektor 
Institutio- 
nen 

ohne 

Erwerbs- 

zweck 

Anzahl 

je 1 000 
Erwerbs- 
personen 

Anteü in % 

Bundesrepublik 

1981 

127 364 

237 506 

364 870 

13,3 

66,5 

20,0 

13,5 

Deutschland 

1983 

133 114 

240 337 

373 451 

13,5 

66,8 

19,8 

13,4 

Frankreich 

1981 

85 500 

163 500 

249 000 

10,6 

51,3 

22,2 

26,5 


1983 

92 682 

168 501 

261 183 

11,0 

50,6 

21,9 

27,5 

Großbritannien 

1981 

. 








1983 



• 





Itahen 

1981 

52 060 

50 776 

102 836 

4,5 

49,0 

31,2 

19,8 


1983 

63 021 

49 722 

112 743 

4,9 

45,7 

34,9 

19,4 

Niederlande 

1981 

20 890 

36 710 

57 600 

10,3 

47,1 

28,1 

24,8 


1983 

21 550 

36 080 

57 630 

9,9 

47,2 

27,6 

25,2 

Japan2) 

1981 

392 625 

256 352 

648 977 

11,4 

56,1 

33,0 

10,9 


1983 

435 340 

275 532 

710 872 

12,1 

57,8 

32,1 

10,1 


1985 

473 296 

288 354 

761 650 

12,8 

59,2 

31,1 

9,7 

USA 

1981 

683 700 








1983 

722 900 


, 






1985 

790 000 


• 





Kanada 

1981 

31 360 

36 310 

67 670 

5,6 

47,9 

19,9 

32,2 


1983 

34 870 

38 480 

73 350 

6,0 

49,8 

18,8 

31,4 

Österreich 

1981 

6 712 

11 886 

18 598 

5,6 

62,6 

25,7 

11,7 


1983 



• 





Schweiz 

1981 



. 






1983 



• 






1) Nur für Japan und die USA Liegen Daten für 1985 vor. 

2) nicht auf VoUzeit umgerechnet, daher nicht mit anderen Staaten vergleichbar 

Quelle; OECD und eigene Berechnungen des Bundesministeriums für Forschung und Technologie 
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2.4 Regionaldaten 

Tabelle VII/39 


Regionale Aufteilung i) der Ausgaben des Bundes 
für Forschung und Entwicklung 



1985 Ist 

1986 Ist 

Land 

in Mio 
DM 

in % 

in Mio 
DM 

in % 

Baden- 

Württemberg . . . 

2 327,4 

18,3 

2 199,0 

17,1 

Bayern 

2 624,7 

20,7 

2 746,4 

21,4 

Berlin 

678,0 

5,3 

716,0 

5,6 

Bremen 

272,2 

2,1 

288,6 

2,3 

Hamburg 

688,7 

5,4 

783,4 

0,1 

Hessen 

627,0 

4,9 

711,5 

5,5 

Niedersachsen . . 

1 106,2 

S,7 

1 091,8 

8,5 

Nordrhein- 
Westfalen 

2 523,2 

19,9 

2 425,3 

18,9 

Rheinland-Pfalz . 

185,4 

15 

213,3 

1,1 

Saarland 

79,8 

0,6 

76,9 

0,6 

Schleswig- 
Holstein 

491,4 

3,9 

460,5 

3,6 

Ausland 2) 

1 097,3 

8,6 

1 113,5 

8,7 

Insgesamt 

12 701,2 

100 

12 826,3 

100 


Maßgebend für die regionale Aufteilung der FuE-Ausgaben 
des Bundes ist in der Regel der Sitz der die Forschung und 
Entwicklung (FuE) ausführenden Stelle. Im Fall der Gemein- 
samen Forschungsförderung durch Bund und Länder gemäß 
Rahmenvereinbarung Forschungsförderung wurden daher 
die FuE-Ausgaben des Bundes nach dem Zuwendungsbedarf 
der geförderten Einrichtungen bzw. Arbeitsstellen aufgeteilt. 
Bei den bundeseigenen Forschungseinrichtungen wurden 
die FuE-Ausgaben auf den Hauptsitz und die angeschlosse- 
nen Außen- bzw. Arbeitsstellen mit institutionellem Charak- 
ter aufgeteilt. Regionale Auswirkungen von Unteraufträgen 
durch Weitergabe von Fördermitteln über die Landesgrenzen 
hinweg blieben bei der Regionahsierung unberücksichtigt. 

2) Geringfügige Abweichungen gegenüber Tabelle VII/10 
durch Heranziehung tiefer geghederten Datenmaterials für 
die Regionaldarstellung. Rundungsdifferenzen 

Quelle; Bundesministerium für Forschung und Technologie 


Tabelle VII/40 

Regionale Aufteilung i) der Länderausgaben 
für Forschung und Entwicklung insgesamt 
auf Sitzländer der geförderten Einrichtungen 
bzw. Zuwendungsempfänger 1985 

— in Mio DM — 


Land 

1985 Ist 

Baden-Württemberg 

1588 

Bayern 

1409 

Berhn 

775 

Bremen 

86 

Hamburg 

362 

Hessen 

725 

Niedersachsen 

916 

Nordrhein-Westfalen 

2152 

Rheinland-Pfalz 

328 

Saarland 

130 

Schleswig-Holstein 

258 

Ausland 

13 

Zusammen 

Darunter von Dritten finanziert 2) 

8742 

1653 

FuE-Ausgaben der Länder insgesamt . . 

7089 


1) Maßgebend für die regionale Aufteilung der FuE-Ausgaben 
der Länder ist der Sitz der die Forschung und Entwicklung 
(FuE) ausführenden Stelle. Im Fall der Gemeinsamen For- 
schungsförderung durch Bund und Länder gemäß Rahmen- 
vereinbarung Forschungsförderung wurden daher die FuE- 
Ausgaben der Länder insgesamt nach dem Zuwendungsbe- 
darf der geförderten Einrichtungen bzw. Arbeitsstellen auf- 
geteilt, Mittelflüsse zwischen den Ländern (Refinanzierung) 
bheben unberücksichtigt. 

Der größte Teil der FuE-Ausgaben der Länder fließt in die 
Hochschulen. Da die Hochschulfinanzierung neben FuE 
auch die Lehre und — im Fall der Hochschulkliniken — die 
Krankenversorgung umfaßt, muß der auf FuE entfallende 
Teil erst aus den durch die Hochschulfinanzstatistik erhobe- 
nen Hochschulausgaben ermittelt werden; dies geschieht auf 
‘ der Grundlage international vereinbarter RichtUnien. Dabei 
ist darauf hinzuweisen, daß sich auf Grund anderer methodi- 
scher Vorgehensweisen bei der Ermittlung der FuE-Ausga- 
ben der Hochschulen einiger Länder (vgl. etwa Landesfor- 
schungsbericht Baden-Württemberg) abweichende FuE- 
Ausgaben ergeben. 

Regionale Auswirkungen von Unteraufträgen durch Weiter- 
gabe von Fördermitteln über die Landesgrenzen hinweg blie- 
ben bei der Regionalisierung unberücksichtigt. 

2) Die Anteile der Länder enthalten die gesamten regional auf- 
geteilten FuE-Ausgaben der Hochschulen. An ihrer Finanzie- 
rung sind jedoch neben den Ländern auch der Bund sowie 
weitere Drittmittelgeber beteihgt. Eine regionale Aufteilung 
ist derzeit jedoch nur für FuE-Ausgaben der Hochschulen 
insgesamt möghch, so daß die hierin enthaltenen nicht von 
den Ländern finanzierten Mittel von der Gesamtsumme ab- 
gesetzt werden müssen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, BLK und eigene Berechnun- 
gen des Bundesministeriums für Forschung und Technologie 
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Tabelle VII/41 


Regionale Aufteilung i) der internen 
FuE -Aufwendungen des Wirtschaftssektors 
auf Sitzländer der Forschungsstätten 1985 

— in Mio DM — 



Interne FuE-Aufwendungen 

Land 

insgesamt 

in For- 
schungs- 
stätten von 
Unterneh- 
men 2) 

in For- 
schungs- 
stätten von 
IFG3) 

Baden- Württem- 
berg 

8 028 

7 994 

34 

Bayern 

8 674 

8 657 

17 

Berlin 

838 

829 

10 

Bremen 

775 

769 

5 

Hamburg 

1 119 

1 116 

3 

Hessen 

4 204 

4 185 

19 

Niedersachsen 

2 081 

2 067 

14 

Nordrhein-Westfalen 

7 830 

7 486 

344 

Rheinland-Pfalz .... 

1 767 



Saarland 

95 



Schleswig-Holstein . 

452 



Insgesamt . . . 

35 862 

35 415 

448 


1) Schätzung aufgrund der Verteilung des FuE-Personals auf 
Forschungsstätten 

2) unter Einbeziehung von Daten aus dem FuE-Personalkosten- 
zuschuß- bzw. Zuwachsprogramm (AIF), soweit bis Oktober 
1987 bereitgestellt; um Doppelzählungen bereinigt 

3) Institutionen für Gemeinschaftsforschung und experimen- 
telle -entwicklung Rundungsdifferenzen 

Quelle: SV-Wissenschaftsstatistik GmbH 
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Abkürzungsverzeichnis 


AA 

ABS 

AGF 

AIF 

AIS 

Auswärtiges Amt, Bonn 

Automatisches Bremssystem 

Arbeitsgemeinschaft der Großforschungseinrichtungen, Bonn 
Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsvereinigungen e. V., Köln 

Befristete Wissenschaftliche Arbeitsgruppe für Integrierte Schaltungen, Erlangen- 
Tennenlohe 

ARL 

ASDEX 

AvH 

AWI 

AWTF 

Akademie für Raumforschung und Landesplanung, Hannover 
Axialsymmetrisches Divertor-Experiment 

Alexander von Humboldt-Stiftung, Bonn 

Stiftung Alfred-Wegener-Institut für Polarforschung, Bremerhaven 

Ausschuß für wissenschafthche und technische Forschung 

BA 

BAFF 

BAH 

BAM 

BAST 

BAW 

BER II 
BerBiFG 
BERKOM 
BESSY 

BfAi 

BFB 

BfG 

BfLR 

BfNL 

BGA 

BGBl 

BGR 

BIB 

BIBB 

BIG 

BIKE 

BIOMASS 

BlOst 

BIP 

BISp 

BITT 

BITZ 

BIZ 

BK 

BLK 

BMA 

BMB 

BMBau 

BMBW 

BMF 

BMFT 

BMI 

BMJ 

BMJFFG 

BML 

BMP 

BMU 

BMV 

BMVg 

BMWi 

Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg 

Bruttoinlandsausgaben für Forschung und Entwicklung 

Biologische Anstalt Helgoland, Hamburg 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berhn 

Bundesanstalt für Straßenwesen, Bergisch-Gladbach 

Bundesanstalt für Wasserbau, Karlsruhe 

Berliner Experimentierreaktor Nr. II 

Berufsbildungsförderungsgesetz 

Berliner Kommunikationssystem 

Berhner Elektronen-Speicherring für Synchrotronstrahlung 

Bundesstelle für Außenhandelsinformation, Köln 

Betriebsleitsystem für flexible Betriebsweisen 

Bundesanstalt für Gewässerkunde, Koblenz 

Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung, Bonn 
Bundesforschungsanstalt für Naturschutz und Landschaftsökologie, Bonn 
Bundesgesundheitsamt, Berhn 

Bundesgesetzblatt 

Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe, Hannover 

Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung, Wiesbaden 

Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung, Berlin 

Berhner Innovations- und Gründerzentrum 

Biotechnologie-Informationsknoten für Europa 

Biological Investigations of Marine Antarctic Systems and Stocks 

Bundesinstitut für ostwissenschafthche und internationale Studien, Köln 
Bruttoinlandsprodukt 

Bundesinstitut für Sportwissenschaft, Köln 

Beratungsstellen für Innovations- und Technologietransfer 

Bremer Innovations- und Technologiezentrum 

Bau-Informations-Zentrum, München 

Bundeskanzleramt 

Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung, Bonn 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen 

Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 

Bundesminister der Finanzen 

Bundesminister für Forschung und Technologie 

Bundesminister des Innern 

Bundesminister der Justiz 

Bundesminister für Jugend, Famihe, Frauen und Gesundheit 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 

Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Bundesminister für Verkehr 

Bundesminister der Verteidigung 

Bundesminister für Wirtschaft 
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BMZ 

BNI 

BON 

BPA 

BRH 

BRITE 

Bundesminister für wirtschaftUche Zusammenarbeit 

Bemhard-Nocht-Institut für Schiffs- und Tropenkrankheiten, Hamburg 

Betriebsleitsystem für den öffentlichen Nahverkehr 

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 

Bundesrechnungshof 

Basic Research in Industrial Technologies for Europe 

(Grundlagenforschung auf dem Gebiet der industriellen Technologien für Europa) 

BSP 

BWS 

Bruttosozialprodukt 

Bruttowertschöpfung 

CAD 

Computer Aided Design 

(Rechnerunterstütztes Entwerfen und Konstruieren) 

CAE 

Computer Aided Engineering 

(Rechnerunterstützte [r] Entwurf, Konstruktion und Arbeitsplanung) 

CAM 

Computer Aided Manufacturing 
(Rechnerunterstützte Fertigung) 

CAS 

CCMS 

Chemical Abstract Service 

Committee on the Challenges of Modern Society 
(Umweltausschuß der NATO) 

CEPT 

CERN 

Konferenz der Europäischen Verwaltungen für das Post- und Fernmeldewesen 

Conseil Europeen pour la Recherche Nucleaire, Genf 

CGIAR 

(Europäische Organisation für Kernforschung) 

Consultative Group on International Agricultural Research, Washington, D.C. 

CICCP 

(Beratungsgruppe für Internationale Agrarforschung) 

Committee for Information Computer and Communication Policy 
(OECD- Ausschuß für Informations- Computer und Kommunikationspoütik) 

CIM 

Computer Integrated Manufacturing 
(Rechnerintegrierte Fertigungstechnik) 

CIP 

CIS 

Computer-Investitionsprogramm 

Deutsches Zentrum der internationalen Dokumentationszentrale für Arbeitsschutz, 
Dortmund 

CMEA 

Council for Mutual Economic Assistance 

COMECON 

CO2 

COSINE 

COST 

(Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe) 

Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe 

Kohlendioxid 

Europäisches Forschungsnetz 

Cooperation Europeenne dans le domaine de la recherche scientifique et technique, 
Brüssel 

COSY 

CPRA 

CRD 

(Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der wissenschafftlichen und technischen 
Forschung) 

Compaktsynchrotron (für Röntgenhthographie) bei BESSY 

Ständiger Ausschuß für Agrarforschung bei der Kommission der EG 

Committee for Research and Development, Paris 

CSB 

CSTP 

(Ausschuß für Energieforschung und -entwicklung der lEA) 

Chemischer Sauerstoffbedarf 

Committee for Scientific and Technological Pohcy 
(OECD-Ausschuß für Wissenschafts- und Technologiepolitik) 

DAAD 

DAI 

DAKOR 

DASTAT 

Deutscher Akademischer Austauschdienst e. V., Bonn 

Deutsches Archäologisches Institut, Berlin 

Datenbank für die Koordinierung der FuE-Vorhaben der Bundesressorts beim BMFT 
Datenbank für die Wissenschafts- und Forschungsstatistik (Ausgaben des Bundes) beim 
BMFT 

DAVOR 

DB 

DBB 

DBI 

DBM 

DBP 

DECHEMA 

Datenbank für Förderungsvorhaben des BMFT 

Deutsche Bundesbahn 

Deutsche Bundesbank, Frankfurt/Main 

Deutsches Bibhotheksinstitut, Berhn 

Deutsches Bergbau-Museum, Bochum 

Deutsche Bundespost 

Deutsche Gesellschaft für chemisches Apparatewesen, chemische Technik und Biotechnolo- 
gie, Frankfurt 

DEKORP 

DESY 

DFA 

Deutsches Kontinentales Reflexionsseismisches Programm 

Deutsches Elektronen-Synchrotron, Hamburg 

Deutsche Forschungsanstalt für Lebensmittelchemie, Garching 
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DFG 

DFI 

DFN 

DFS 

DFVLR 

DGD 

DGFI 

DGFK 

DGK 

DHI 

DHI/Paris/ 

Rom/London/ 

Washington 

DHP 

DIE 

DIFF 

DIJ/Tokio 

DIMDI 

DIN 

DIPF 

DITR 

DIW 

DKFZ 

DM 

DNW 

DORIS 

DPZ 

DRG 

DSDP 

DSM 

DÜI 

DV 

DWD 

DWK 

Deutsche Forschungsgemeinschaft e. V., Bonn 

Diabetes-Forschungsinstitut an der Universität Düsseldorf 

Deutsches Forschungsnetz 

Deutscher Fernmeldesatellit 

Deutsche Forschungs- und Versuchsanstalt für Luft- und Raumfahrt e. V., Köln 

Deutsche Gesellschaft für Dokumentation 

Deutsches Geodätisches Forschungsinstitut, Frankfurt/Main 

Deutsche Gesellschaft für Friedens- und Konfüktforschung e. V., Bonn 

Deutsche Geodätische Kommission 

Deutsches Hydrographisches Institut, Hamburg 

Deutsches Historisches Institut 

Deutsche Herz-Kreislauf-Präventionsstudie 

Deutsches Institut für Entwicklungspohtik GmbH, Berhn 

Deutsches Institut für Fernstudien an der Universität Tübingen 

Deutsches Institut für Japanstudien 

Deutsches Institut für medizinische Dokumentation und Information, Köln 

Deutsches Institut für Normung e. V., Berlin 

Deutsches Institut für Internationale Pädagogische Forschung, Frankfurt/Main 

Deutsches Informationszentrum für Technische Regeln, Berlin 

Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin 

Stiftung Deutsches Krebsforschungszentrum, Heidelberg 

Deutsches Museum, München 

Deutsch-Niederländischer Windkanal, Emmeloord/Niederlande 

Doppelringspeicher bei DESY, Hamburg 

Deutsches Primatenzentrum, Göttingen 

Gruppe für Verteidigungsforschung der NATO 

Deep Sea Drilling-Project 

Deutsches Schiffahrtsmuseum, Bremerhaven 

Deutsches Überseeinstitut, Hamburg 

Datenverarbeitung 

Deutscher Wetterdienst, Offenbach 

Deutsche Gesellschaft für Wiederaufarbeitung 

ECE 

Economic Commission for Europe 
(UN- Wirtschaftskommission für Europa) 

ECLAIR 

European Collaborative Linkage of Agriculture and Industry through Rescard 
(Erstes mehrjähriges Programm der EG für biotechnologische, agrarindustrielle und techno- 
logische Entwicklung) 

ECS 

European Communication Satelhte Programm (ESA) 

(Operationelles europäisches Nachrichtensatelliten-Programm) 

ECU 

European Currency Unit 
(Europäische Rechnungseinheit) 

1 ECU = 2,07 DM im Oktober 1987 

EFTA 

European Free Trade Association 
(Europäische Freihandelszone) 

EG 

EGKS 

EHI 

Europäische Gemeinschaften, Brüssel 

Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl 

Europäisches Hochschulinstitut, Florenz 


ELBENA/LINAC ELBENA Linear Accelerator, Berlin 


ELSA 

(Elektronenbeschleuniger) 

Electron Stretcher Accelerator, Bonn 

EMBC 

(Elektronenbeschleuniger) 

European Molecular Biology Conference, Heidelberg 

EMBL 

(Europäische Konferenz für Molekularbiologie) 

European Molecular Biology Laboratory, Heidelberg 
(Europäisches Laboratorium für Molekularbiologie) 

EMBO 

EMI 

ERE 

Europäische Organisation für Molekularbiologie, Heidelberg 

Institut für Kurzzeitdynamik „Ernst-Mach-Institut" der FhG, Freiburg 

Europäische Rechnungseinheit 
(1986: 1 ERE = 2,13 DM) 

ERP 

European Recovery Program 
.(Marshall-Plan) 

ERS-1 

ESA Remote Sensing Satellite 
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ESA 

European Space Agency, Paris 
(Europäische Weltraumorganisation) 

ESO 

European Southern Observatory, Garching 

(Europäische Organisation für Astronomische Forschung in der Südhchen Hemisphäre) 

ESOC 

European Space Operation Center, Darmstadt 
(Europäisches Weltraum-Operationszentrum) 

ESPRIT 

Europäisches Strategisches Programm für Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet der 
Informationstechnologie 

ESRF 

European Synchrotron Radiation Facility in Grenoble 
(Europäische Synchrotronstrahlungsquelle) 

ESRIN 

European Space Research Institute 
(Europäisches W eltr aumf orschungsinstitut) 

ESA-Niederlassung in Frascati/Itahen 

ESRO 

European Space Research Organization 
(Europäische Weltraumforschungsorganisation) 

EStDV 

ESTEC 

Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 

European Space Research and Technology Center, Nordwijk, Niederlande 
(Europäisches Zentrum für Weltraumforschung und -technologie der ESA) 

EStG 

ETW 

EUR 

EURAM 

EURATOM 

EURECA 

EUREKA 

EUROMAR 

Einkommensteuergesetz 

Europäischer-Transschall-Windkanal, Köln-Porz 

Europa 

European Research for Advanced Materials, Brüssel 

Europäische Atouigemeinschaft, Brüssel 

European Retrievable Carrier 

Initiative für verstärkte technologische Zusammenarbeit in Europa 

EUREKA-Projekt zur Erforschung ökologischer Kausalzusammenhänge in den europäischen 
Meeren 

EURONET 

EUROSILVA 

EUROTRA 

Europäisches Datenübertragungsuetz 

Europäischer Forschungsverbund zur Erforschung der Physiologie des Baumes 

European-Translation-System 

(Europäisches Übersetzungssystem) 

EUROTRAC 

Europäisches Experiment zum Transport und zur Umwandlung umweltrelevanter Spuren- 
stoffe in der Troposphäre über Europa 

EUTELSAT 

European Telecommunications Satelhte Organization 
(Europäische Organisation für Femmeldesatelhten) 

EWG 

EZMW 

EZN 

EXOSAT 

Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 

Europäisches Zentrum für mittelfristige Wettervorhersage, Reading (Großbritannien) 
Erfinderzentrum Norddeutschland, Hannover 

European X-Ray Observatory-Satelhte 

(Satelht zur Erforschung von galaktischen und extragalaktischen Röntgenstrahlquellen) 

FAL 

FAO 

Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft, Braunschweig-Völkenrode 

Food and Agriculture Organization, Rom 

(Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen) 

FCKW 

FF 

FGAN 

FGSV 

FhG 

FIB 

Fluor-Chlor-Kohlenwasserstoffe 

Französischer Franc 

Forschungsgesellschaft für Angewandte Naturwissenschaften, Wachtberg-Werthoven 
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen 

Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der angewandten Forschung e. V., München 
Forschungsinstitut Börstel 

Institut für experimentelle Biologie und Medizin, Börstel 

FIR 

FIS 

FITT 

FIZ 

FÖV 

Forschungsinstitut für Rationalisierung, Aachen 

Forschungsinstitut Senckenberg, Frankfurt/Main 

Fachhochschul-Institut für Technologietransfer an der Fachhochschule des Saarlandes 
Fachinformationszentrum 

Forschungsinstitut für öffenthche Verwaltung bei der Hochschule für Verwaltungs Wissen- 
schaften Speyer 

FS 

FTP 

FUB 

FuE 

FuT 

FWG 

Forschungsschiff 

Forschungs- und Technologieprogramme 

Freie Universität Berlin 

Forschung und Entwicklung 

Forschung und Technologie 

Forschungsanstalt der Bundeswehr für Wasserschall und Geophysik, Kiel 


422 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2049 


Ga As 

GARP 

GARTEUR 

Galhumarsenid 

Global Atmospheric Research Program 

Group of Aeronautical Research and Technology in Europe, kein fester Sitz 
(Gruppe für Aeronautische Forschung und Technologie in Europa) 

GATE 

GBF 

GEM 

GEOMAR 

GESIS 

GFE 

GFS 

German Appropriate Technology Exchange 

Gesellschaft für Biotechnologische Forschung mbH, Braunschweig-Stöckheim 

Gesellschaft für Elektronische Medien 

Zentrum für marine Geowissenschaften, Kiel 

Gesellschaft Sozialwissenschaftlicher Infrastruktureinrichtungen, Mannheim 
Großforschungseinrichtung 

Gemeinsame Forschungsstelle der Europäischen Gemeinschaften, Ispra/Karlsruhe/Geel/ 
Petten 

GG 

GID 

GKSS 

GMD 

GNM 

GSF 

GSI 

GUSI 

GVFG 

Grundgesetz der Bundesrepubhk Deutschland 

Gesellschaft für Information und Dokumentation mbH, Frankfurt/Main 
GKSS-Forschungszentrum Geesthacht mbH, Geesthacht 

Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbeitung mbH, St. Augustin bei Bonn 
Germanisches Nationalmuseum, Nürnberg 

Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung mbH, Neuherberg bei München 
Gesellschaft für Schwerionenforschung mbH, Darmstadt 
GKSS-Unterwasser-Simulationsanlage 

Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 

H-Bahn 

HBFG 

HdA 

HDR 

HDTV 

Kabinenbahnsystem 

Hochschulbauförderungsgesetz 

Humanisierung des Arbeitslebens 

Heißdampf re aktor 

High Definiton Television 
(Hochauflösendes Fernsehen) 

HERA 

HFR 

HHI 

HIS 

HLR 

HMI 

HPI 

Hadron-Elektron-Ringbeschleuniger-Anlage bei DESY, Hamburg 

Hochflußreaktor 

Heinrich-Hertz-Institut für Nachrichtentechnik Berhn GmbH, Berlin 
Hochschulinformationssystem 

Höchstflußreaktor des ILL Grenoble 

Hahn-Meitner-Institut Berhn GmbH, Berhn 

Heinrich- Pette -Institut für experimenteUe Virologie und Immunologie an der Universität 
Hamburg 

HTR 

HWWA 

Hochtemperatur-Reaktor 

HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung, Hamburg 

lAB 

lABG 

lAEO 

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg 
Industrieanlagen Betriebsgesellschaft, Ottobrunn 

International Atomic Energy Organization, Wien 
(Internationale Atomenergie-Organisation) 

lAF 

lAI 

Institut für Angewandte Festkörperphysik der FhG, Freiburg 

Institut der Gesellschaft zur Förderung der Angewandten Informationsforschung an der 
Universität des Saarlandes 

IAO 

lAU 

IBFN 

IBP 

ICE 

ICES 

Institut für Arb eits Wirtschaft und Organisation der FhG, Stuttgart 

Institut für Atmosphärische Umweltforschung der FhG, Garmisch-Partenkirchen 
Integriertes Breitbandfernmeldenetz 

Institut für Bauphysik, Stuttgart 

Intercity Experimental 

International Council of Scientific Unions 

ICRP 

(Internationaler Rat für Meeresforschung) 

International Commission on Radiation, Protechon 

ICSU 

(Internationale Strahlenschutzkommission) 

International Council of Scientific Unions, Paris 

ICT 

IDS 

lEA 

(Internationaler Rat wissenschafthcher Vereinigungen) 

Institut für Treib- und Explosivstoffe der FhG, Pfinztal-Berghausen 

Institut für Deutsche Sprache, Mannheim 

International Energy Agency, Paris 
(Internationale Energie Agentur der OECD) 

IfA 

IFAG 

IFAM 

Institut für Arbeitsphysiologie an der Universität Dortmund 

Institut für Angewandte Geodäsie, Frankfurt/Main 

Institut für Angewandte Materialforschung der FhG, Bremen-Lesum 
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IfE 

IFG 

IFK 

IfM 

IfMB 

IFO 

IFT 

IfW 

IfZ 

IGB 

IGCP 

IRAK 

IHK 

IHP 

IIASA 

HD 

IIP 

ILL 

ILT 

ILV 

IMS 

IMT 

INEX 

INIS 

INT 

INTERATOM 

InvZulG 

IOC 

IPA 

IPK 

IPM 

IPN 

IPP 

IPT 

IRB 

IRS 

ISAS 

ISBN 

ISC 

ISDN 

ISE 

ISI 

ISIC 

ISIS 

ISL 

ISO 

ITA 

ITER 

ITW 

lUCT 

luD 

luK 

IWF 

IWI 

IWM 

IZ 

IZFP 


Institut für Erdölforschung, Clausthal- Zellerfeld 

Institution für Gemeinschaftsforschung und experimentelle -entwicklung 

Forschungsinstitut für Kinderernährung, Dortmund 

Institut für Meereskunde an der Universität Kiel 

Institut für Meeresforschung, Bremerhaven 

Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung e. V., München 

Institut für Festkörpertechnologie der FhG, München 

Institut für Weltwirtschaft an der Universität Kiel 

Institut für Zeitgeschichte, München 

Institut für Grenzflächen- und Bioverfahrenstechnik der FhG, Stuttgart 
International Geological Correlation Program 
(Internationales geologisches Programm der UNESCO) 

Institut für Hydroakustik der FhG, Ottobrunn 
Industrie- und Handelskammer 
International Hydrological Program 
(Internationales hydrologisches Programm der UNESCO) 

Internationales Institut für angewandte Systemanalyse Laxenburg (Österreich) 

Institut für Information- und Datenverarbeitung der FhG, Karlsruhe 
Intergovernmental Informatic Programme 
(Informationstechnologien der UNESCO) 

Institut Max von Laue — Paul Langevin, Grenoble 
Institut für Lasertechnik der FhG, Aachen 

Institut für Lebensmitteltechnologie und Verpackung der FhG, München 

Integrierte Materialflußsysteme 

Institut für Mikrostrukturtechnik der FhG, Berlin 

Institut zur Förderung von Existenzgründungen an der Fachhochschule des Saarlandes 
Internationales Nukleares Informationssystem 

Institut für Naturwissenschaftlich-Technische Trendanalyse der FhG, Euskirchen 
Internationale Atomreaktor GmbH, Bergisch Gladbach 
Investitionszulagengesetz 

Intergovernmental Oceanographic Commission, Paris 
(Zwischenstaatliche Ozeanographische Kommission der UNESCO) 

Institut für Produktionstechnik und Automatisierung der FhG, Stuttgart 

Institut für Produktionsanlagen und Konstruktionstechnik der FhG, Berlin 

Institut für Physikahsche Meßtechnik der FhG, Freiburg 

Institut für die Pädagogik der Naturwissenschaften an der Universität Kiel 

Max -Planck -Institut für Plasmaphysik, Garching 

Institut für Produktionstechnologie der FhG, Aachen 

Informationszentrum Raum und Bau, Stuttgart 

Information Retrieval Service, Frascati/Itahen 

(Informationsabrufdienst der ESA) 

Institut für Spektrochemie und angewandte Spektroskopie, Dortmund 

Internationale Standardbuchnummer 

Institut für Silicatforschung der FhG, Würzburg 

Integrated Service Digital Network 

Institut für Solare Energiesysteme der FhG, Freiburg 

Institut für Systemtechnik und Innovationsforschung der FhG, Karlsruhe 

International Standard Industrial Classification 

(Internationale Wirtschaftszweigsystematik) 

Injektion Schwerer Ionen nach ECR-Stripping 
Deutsch-Französisches Forschungsinstitut, Saint-Louis (Frankreich) 

International Standards Organisation 
(Internationale Normen-Organisation) 

Institut für Toxikologie und Aerosolforschung der FhG, Hannover 

Internationaler thermonuklearer experimenteller Reaktor 

Institut für Transporttechnik und Warendistribution der FhG, Dortmund 

Institut für Umweltchemie und Ökotoxikologie der FhG, Schmallenberg/Grafschaft 

Information und Dokumentation 

Information und Kommunikation 

Institut für den Wissenschaftlichen Füm, Göttingen 

Institut für Wirtschaftsinformatik am Institut für empirische Wirtschaftsforschung, 
Saarland 

Institut für Werkstoffmechanik der FhG, Freiburg 
Informationszentrum Sozial Wissenschaften, Bonn 
Institut für Zerstörungsfreie Prüfverfahren der FhG, Saarbrücken 
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JESSI 

Joint European Submicron Silicon Initative 

(Gemeinsame Europäische Entwicklung in der Submikronprozeßtechnologie) 

JET 

Joint European Torus, Culham/Großbritannien 
(Europäisches Fusionsgroßexperiment) 

JGHF 

JICST 

JURIS 

Johann-Gottfried-Herder-Forschungsrat, Marburg 

Japan Information Center for Science and Technology 

Juristisches Informationssystem, Bonn 

KFA 

KfK 

KfW 

KHI Florenz 

KI 

KIS 

KMU 

KRZ 

KSZE 

KTB 

KWT 

Kernforschungsanlage Jülich GmbH, Jülich 

Kernforschungszentrum Karlsruhe GmbH, Karlsruhe 

Kreditanstalt für Wiederaufbau, Frankfurt/Main 

Kunsthistorisches Institut, Florenz 

Künstliche Intelligenz 

Kiepenheuer-Institut für Sonnenphysik, Freiburg 

Kleine und mittlere Unternehmen 

KÜmarechenzentrum, Hamburg 

Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 

Kontinentales Tiefbohrprogramm 

Kontaktstelle für Wissens- und Technologietransfer an der Fachhochschule des Saar- 
landes 

LASER 

LCD 

LEP 

Light Amplification Stimulated Emission Radiation 

Liquid crystal display (Digitalanzeige mit Flüssigkristallen) 

Large Electron- Positron Storage Ring 
(Elektron-Positron-Speicherringanlage) 

LGA 

LOG 

LWR 

Landesgewerbeanstalt Bayern 

Landesorganisationsgesetz 

Leichtwasserreaktor 

MAB 

Man and the Biosphere 
(Ökologie-Programm der UNESCO) 

MAMI 

Mainzer Mikrotron 

MAUS 

M-Bahn 

(Dauer-Elektronenbeschleuniger der Universität Mainz) 

Materialwissenschaftliche Autonome Experimente unter Schwerelosigkeit 

Magnetbahn 

(Kabinenbahnsystem) 

MEV 

MittAB 

MIUH 

MOMS 

MOP 

MPG 

MPI 

MTFF 

Mega Elektronenvolt 

Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

Medizinisches Institut für Umwelthygiene an der Universität Düsseldorf 

Modulare optoelektronische Scanner 

Meteosat-Operational-Programm 

Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e. V., München 
Max-Planck-Institut 

Man tended free flyer 
(Freifliegendes Labor) 

MVP 

MW 

Versuchs- und Planunqsqesellschaft für Maqnetbahnsysteme 

Mega Watt 

NABS 

Nomenclature pour I'Analyse et la Comparaison des Budgets et Programmes Scientifiques 
(Systematik zur Analyse und zum Vergleich der wissenschaftlichen Programme und Haus- 
halte) 

NAPAD 

NAS 

NASA 

National Acid Precipitation Program der USA- 
National Academy of Science, Washington, D.C. 

National Aeronautics and Space Administration 
(Nationales Amt für Luft- und Raumfahrt der USA) 

NATO 

North Atlantic Treaty Organization, Brüssel 
(Nordatlantikpakt Organisation) 

NEA 

Nuclear Energy Agency, Paris 
(Kernenergieagentur der OECD) 

NET 

NIMBUS 

Next-European-Torus 

Flugfeld-Tanklösch-Fahrzeug 
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NLfB 

Niedersächsisches Landesamt für Bodenforschung, Abteilung 1: 

„Geowissenschaftliche Gemeinschaftsaufgaben", Hannover 

NLR 

NOAA 

NO^ 

N-ROSS 

NTT 

Nationaal Lucht-en Ruimtevaart- Lab Oratorium, Amsterdam 

National Oceanic and Atmospheric Administration 

Stickoxide 

Naval Research Oceanographic Satellite System 

New Technology Telescope 

ODP 

OECD 

Ocean Drilling Project 

Organization for Economic Cooperation and Development, Paris 
(Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) 

Ol 

ÖPNV 

OTA 

OTTI 

Orient Institut, Beirut 

Öffentlicher Personennahverkehr 

Office of Technology Assessment 

Ostbayerisches Technologie-Transfer-Institut, Regensburg 

PAS 

PATDPA 

PATOS 

PCB 

PEF 

PET 

PETRA 

PCI 

Pädagogische Arbeitsstelle des Deutschen Volkshochschulverbandes, Frankfurt/Main 
Patenbank der PatentveröffenÜichungen des Deutschen Patentamtes 

Patenbank der Offenlegungsschriften 

Polychlorierte Biophenyle 

Europäisches Forschungszentrum für Maßnahmen zur Luftreinhaltung, Karlsruhe 
Positronen-Emissions-Tomographie, Hamburg 

Positron-Elektron-Tandem-Ring-Beschleuniger-Anlage bei DESY, Hamburg 

General Information Program 

(Allgemeine Informationsprogramme der UNESCO) 

PKZ 

PNP 

Personalkostenzuschuß 

Private Non-Profit Organization 
(Private Institutionen ohne Erwerbszweck) 

PNP 

PST 

PT 

PTB 

PUSH 

PWAB 

Projekt Nukleare Prozeßwärme 

Patentstelle für die Deutsche Forschung, München 

Projektträger 

Physikahsch-Technische Bundesanstalt, Braunschweig 

Prozeßrechnergesteuertes U-Bahn-Automatisierungs-System, Hamburg 

Projekt „Wasser- Abfall-Boden" 

RACE 

R&D 

RE 

RGZM 

R&D in Advanced Communicationstechnologies in Europe 

Research and Development (Forschung und Entwicklung) 

Re chnung seinh eit 

Römisch -Germanisch es Zentralmuseum 

RKW 

ROSAT 

RV-Fo 

RWI 

Forschungsinstitut für Vor- und Frühgeschichte, Mainz 

Rationahsierungskuratorium der Deutschen Wirtschaft e. V., Eschborn 

Röntgensatellit 

Rahmenvereinbanmg Forschungsförderung 

Rheinisch-Westfälisches-Institut für Wirtschaftsforschung, Essen 

SAVE 

SBR 

SCAR 

Schnelle Ambulante Vorkhnische Erstversorgung 

Schnelle Brutreaktoren 

Scientific Committee on Antarctic Research, Cambridge/Großbritannien 
(Wissenschaftlicher Ausschuß für Antarktisforschung) 

SELTRAC 

SFB 

Sfr 

SIS/ESR 

SITEF 

SEL-Transport-Control 

Sonderforschungsbereiche 

Schweizer Franken 

Schwerionen-Synchrotron/Experimentier-Speicherring bei der GSI, Darmstadt 

Salon International pour la Technologie de la Future 
(Internationale Messe für Zukunftstechnologie) 

SITZ 

SNA 

Saarbrücker Innovations- und Technologiezentrum 

System of National Accounts 

(System der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung) 

SNQ 

SNR 

SO 2 

SPAS 

Spallations-Neutronenquelle 

Schneller natriumgekühlter Reaktor 

Schwefeldioxid 

Shuttle Fallet Satellite 
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SPNV 2000 
STN 

Schienen-Personen-Nahverkehr 2000 

Scientific and Technical Network, Columbus/Ohio, USA 
(Rechnerverband für Wissenschaft und Technik) 

SV 

SZR 

Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft, Essen 

Sonderziehungsrecht 

TA 

TAG 

TBD 

TEG 

TFT 

Terramar 

T e chnikfolgenab Schätzung 

Technical Advisory Committee 

Technischer Beratungsdienst 

Technologie-Entwicklungsgruppe Stuttgart, Instituts Zentrum Stuttgart 
Trägerfrequenztelefonie 

Zentrum für Flachwasser-, Küsten- und marine Umweltforschung, Wilhelmshaven/Olden- 
burg 

Textor 

TEXUS 

TFTR 

THTR 

TIB 

TIP 

TOKAMAK 

TOPAS 

TOPEX 

TOU 

TU 

TUB 

TVA 

TVE 

Torusexperiment für technisch orientierte Forschung 

Technologie-Experimente unter Schwerelosigkeit 

TOKAMAK Fusion Test Reactor 

Thoriumhochtemperaturreaktor 

Technische Informationsbibhothek an der Universität Hannover 

Technologie- und Innovationspark, Berlin 

Toroid-Kammer-Magnet-Kutuschka 

Tanklastzug mit optimierten passiven und aktiven Sicherheitseinrichtungen 

Tropical Ocean and Global Atmosphere Program 

Technologieorientierte Unternehmensgründung 

Technische Universität 

Technische Universität Berhn 

Technologie- Vermittlungs- Agentur, Berlin 

Transrapid- Versuchsanlage Emsland 

UBA 

UBGG 

UMPLIS 

UN 

Umweltbundesamt, Berlin 

Untemehmensbeteiligungsgesellschaften 

Information und Dokumentation Umwelt 

United Nations 

UNESCO 

(Vereinte Nationen) 

United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization, Paris 
(Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschafft und Kultur) 

UNILAC 

Universal Linear Accelerator 

UNISIST 

(Schwerionenbeschleuniger in Darmstadt) 

United Nations Scientific Information System 

(Weltweites Informations- und Dokumentationssystem der UNESCO) 

UNITAR 

United Nations Institute for Training and Research, New York 
(Institut der Vereinten Nationen für Ausbildung und Forschung) 

UNSCEAR 

United Nations Scientific Committee on the Effects of Atomic Radiation 

USGS 

(Wissenschaftlicher Ausschuß der Vereinten Nationen für die Auswirkung ionisierender 
Strahlung) 

United States Geological Service 
(Geologischer Dienst der Vereinigten Staaten) 

VAMAS 

VBN 

VCI 

VDE 

VDI 

VICKSI 

Versailles Project on Advanced Materials and Standards 

Vorläufer-Breitband-Netz 

Verband der chemischen Industrie 

Verband Deutscher Elektrotechniker 

Verein Deutscher Ingenieure, Düsseldorf 

Van de Graaff Isochron-Cyclotron 

Kombination für schwere Ionen (HMI) 

VLT 

VN 

vo 

VOL/A 

Very Large Telescope 

Vereinte Nationen, New York 

Verordnung 

Verdingungsordnung für Leistungen, ausgenommen Bauleistungen — Teil A 

WA 

WAK 

Wissenschaftsausschuß der NATO 

Wiederaufbereitungsanlage Karlsruhe 
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WCRP 

WHG 

WHO 

WIK 

WKI 

WMO 

WOBauG 

WOGE 

WZB 


ZA 

ZADI 

ZAM 

ZBM 

ZBW 

ZE 

ZEBS 

ZENIT 

ZFMK 

ZPID 

ZPT 

ZUMA 


World Cümate Research Program 
(Weltklimaforschungsprogramm) 

Wasserhaushaltsgesetz 

World Health Organization, Genf 

(Weltgesundheitsorganisation) 

WissenschafÜiches Institut für Kommunikationsdienste der Deutschen Bundespost, Bad 
Honnef 

Fraunhofer-Institut für Holzforschung „Wilhelm-Klauditz-Institut", Braunschweig 
World Meteorological Organization, Genf 
(Weltorganisation für Meteorologie) 

Wohnungsbaugesetz 

World Ocean Circulation Experiment 

Wissenschaftszentrum BerÜn GmbH, Berün 


Zentralarchiv für empirische Sozialforschung der Universität Köln 

Zentralstelle für Agrardokumentation und -information, Bonn 

Zentrum für angewandte Mikroelektronik der bayerischen Fachhochschulen e. V., 

Burghausen a. Inn 

Zentralbibhothek der Medizin, Köln 

Zentralbibhothek der Wirtschaftswissenschaften, Kiel 
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Zoologisches Forschungsinstitut und Museum Alexander Koenig, Bonn 
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Zentrum für Umfragen, Methoden und Analysen, Mannheim 


428 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2049 


Stichwortverzeichnis 


A 

Agrarforschung 

AIDS -Forschung 

Akademien der Wissenschaften 

Akademienprogramm 

Alexander von Humboldt-Stiftung (AvH) .... 

Alfred-Wegener-Institut für Polar- und 

Meeresforschung (AWI) 

Alten-, Behinderten- und Sozialhilfeforschung 

Antarktisforschung 

Anthropotechnik 

Anwendungsorientierte Forschung 

Arbeitsgemeinschaft industrieller 

Forschungsvereinigungen (AIF) 

Arbeitsgemeinschaft Industrieller 

Forschungsvereinigungen e. V. (AIF) .... 

Arbeitsmarktforschung 

Arbeitsschutz 

Archäologie 

ARIANE 5 

Arktisforschung 

Astronomie und Astrophysik 

Atomphysik 

Auftragsforschung 

Aufwendungen für FuE 

Außeruniversitäre Forschung 

Australien 

Auswärtiges Amt (AA) 


B 

Baden-Württemberg 202; 281; 287; 290; 309 

Bauforschung und -technik, Straßenbauforschung . . 176 

Bayern 204; 281; 287; 291; 309 

Belgien 119; 134 

Benda-Kommission 29; 197 

Bera tun gs gruppe für internationale Agrarforschung 

(CGIAR) 249 

Berlin 206; 281; 287; 291; 309 

Bevölkerungsforschimg 312 

Büaterale wissenschaftlich-technologische 

Abkommen 254 

Bilaterale Zusammenarbeit 249 

Büdungs- und Beruf sbüdungsforschung 182; 330 

Biologie 22; 304 

Biologische Anstalt Helgoland (BAH, Hamburg) .... 328 

Biologische Bundesanstalt für Land- und 

Forstwirtschaft 318 

Biologische Sicherheitsforschung 159 


179; 249 
215; 340 
84 

84; 193 
282 

126; 129; 296 
196 
128 
320 
13 

285 

343 

320 

318 

312 

130 

129 

286 
304 

44; 186; 289 
25 

204; 207; 210; 220; 224; 227 
127 

309; 312 


429 


Drucksache 11/2049 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Biotechnologie 

Bioverfahrenstechnik 

Biowissenschaften 

Blaue Liste 

Brasilien 

Bremen 

Bruttoinlandsausgaben für FuE (BAFE) 

Bruttoinlandsausgaben für FuE-Forschung 

Bruttoinlandsprodukt (BIP) 

Bruttosozialprodukt (BSP) 

Bulgarien 

23; 158; 179; 181; 203; 212; 217; 220; 253; 294; 300 

162 

214; 280; 296 

84; 309 

156 

209; 291; 309 

107 

347 

107 

62 

252 

Bund-Länder-Kommission für Büdungsplanung und 

Forschungsförderung 

Bundesanstalt für Arbeit (BA) 

Bundesanstalt für Arbeitsschutz 

Bundesanstalt für Fettforschung 

Bundesanstalt für Reischforschung 

Bundesanstalt für gartenbauliche Pflanzenzüchtung 
Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe 

35; 36 

320 

318 

316 

316 

318 

(BGR) 

Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG) 

129; 314; 336 

322 

Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung 
(BAM) 

Bundesanstalt für Müchforschung 

Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) 

Bundesanstalt für Wasserbau (BAW) 

Bundesforschungsanstalt für Ernährung 

Bundesforschungsanstalt für Fischerei 

314 

316 

322; 336 

322 

316 

316 

Bundesforschungsanstalt für Forst- und 

Holzwirtschaft 

318 

Bundesforschungsanstalt für Getreide- und 

Kartoffelverarbeitung 

316 

Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und 

Raumordnung (BfLR) 

328 

Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft 

Braunschweig-Völkenrode 

316 

Bundesforschungsanstalt für Naturschutz und 

Landschaftsökologie (BfNL) 

326 

Bundesforschungsanstalt für Rebenzüchtung 

Geilweüerhof 

318 

Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten der 
Tiere 

Bundesgesundheitsamt (BGA) 

Bundesgesundheitsamt 

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) 

Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung (BIB) .... 

318 

320 

340 

330 

312 

Bundesinstitut für ostwissenschafthche und 

internationale Studien (BlOst) 

Bundesinstitut für Sportwissenschaft (BISp) 

Bundesminister der Justiz (BMJ) 

Bundesminister der Verteidigung (BMVg) 

Bundesminister des Innern (BMI) 

312 

312 

335 

98; 320 

309; 312 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

(BMA) 

310; 318 


430 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2049 


Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 

(BMBW) 

Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 
(BMP) 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (BML) 

Bundesminister für Forschung und Technologie 
(BMFT) 

Bundesminister für iimerdeutsche Beziehxmgen 
(BMB) 

Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit (BMJFFG) 

Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau (BMBau) 

Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und 

Reaktorsicherheit (BMU) 

Bundesminister für Verkehr (BMV) 

Bundesminister für Wirtschaft (BMWi) 

Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
(BMZ) 


122; 182; 309; 330 


152; 326 


127; 159; 179; 179; 309; 316; 336 


285; 309; 328; 336 


310 

159; 179; 195; 309; 320; 337 


310; 328 

127; 324; 335 

127; 170; 171; 322; 336 

96; 127; 170; 185; 190; 285; 309; 335 


181; 330 


c 

Chemie 286 

Chemische Verfahrenstechnik 166 

COLUMBUS 130 

D 

Dänemark 113 

DDR 249 

DECHEMA Deutsche Gesellschaft für ehern. 

Apparatewesen, ehern. Technik und 

Biotechnologie 340 

Deutsch-französisches Forschungsinstitut 

Saint-Louis (ISL) 243 

Deutsche Bimdespost 151 

Deutsche Forschungs- und Versuchsanstalt für Luft- 

und Raumfahrt e. V. (DFVLR) 298; 340 

Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) 37; 84; 122; 129; 278 

Deutscher Akademischer Austauschdienst (DAAD) . 282 

Deutscher Wetterdienst (DWD) 324 

Deutsches Archäologisches Institut (DA!) 312 

Deutsches Elektronen- Synchrotron (DESY) 340 

Deutsches Forschungsnetz (DFN) 151 

Deutsches Historisches Institut London (DHI 

London) 328 

Deutsches Historisches Institut Paris (DHI Paris) .... 328 

Deutsches Historisches Institut Rom (DHI Rom) .... 328 

Deutsches Historisches Institut Tokio (DU Tokio) . . . 330 

Deutsches Historisches Institut Washington D. C. 

(DHI Washington) 328 

Deutsches Hydrographisches Institut (DHI) 324 

Deutsches Institut für Entwicklungspohtik (DIE) .... 330 

Deutsches Institut für Japanstudien Tokio 

Deutsches Institut für medizinische Dokumentation 

und Information (DIMDI) 322; 337 


431 


Drucksache 11/2049 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Deutsches Krebsforschungszentrum (DKFZ) 299 

Drittmittel 345 

Drittmittelforschung 36 

E 

Elektron-Positron-Speicherring (LEP) 238 

Elektronenbeschleuniger ELBENA und LINAC 305 

Elektronische Bauelemente 153 

Embryonen-Schutz-Gesetz 31 

Energieforschung 203 

Energieforschung und -technologie 132; 215; 250; 253; 294 

England 126 

Entwicklungsländer 119; 252 

Entwicklungspolitik 330 

Entwurfs- und Systemtechnik 153 

Enzymtechnik 162 

Emährungsforschung 178 

Ernährungsphysiologie 178 

Ernährungswissenschaften 316 

Erneuerbare Energiequellen 134 

EUREKA 96; 232; 244 

EUROMAR 127 

Europäische Gemeinschaften (EG) 111; 231; 342 

Europäische Gemeinschaften (EWG, EGKS, 

EURATOM) 233 

Europäische Konferenz für Molekularbiologie 

(EMBS) 239 

Europäische Kooperation 27 

Europäische Organisation für astronomische 

Forschung in der südhchen Hemisphäre (ESO) . . 125; 238 

Europäische Orgarüsation für Kernforschung 

(CERN) 238 

Europäische Synchrotronstrahlungsanlage (ESRF) . . 240 

Europäische Weltraumorganisation (ESA) 235 

Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
wissenschaftlichen und techrüschen Forschung 
(COST) 248 

Europäischer Transschall-Windkanal (ETW) 170; 242 

Europäisches Hochschulinstitut (EHI) 241 

Europäisches Laboratorium für Molekularbiologie 

(EMBL) 164; 239 

Europäisches Weltraum-Organisationszentrum 

(ESOC) 235 

Europäisches Zentrum für Weltraumforschung und 

-technologie (ESTEC) 235 

Europäisches Zentrum für nüttelfristige 

Wettervorhersage (EZMW) 241 

F 

Fachinformation 190; 302 

Fachinformationseinrichtungen und -Zentren 334 

Fachressorts des Bundes 18 

Familienforschung 194 


432 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2049 


Fernmeldetechnik und Elektronik 320 

Fertigungstechnik 104; 155; 202; 294 

Festkörperforschung 304 

Festkörperphysik 305 

Fettforschung 316 

Fischerei 181;316 

Fischereiforschungsschiff (FFS) Walter Herwig 129 

Fleischforschung 316 

Fördermaßnahmen 88; 91; 91 

— Institutioneile Förderung 78 

— Direkte Projektförderung 91 

— Indirekte Projektförderung 76 

— Indirekt-spezifische Förderung 88 

Förderorganisationen und Forschungseinrichtungen 

in der Bundesrepubhk Deutschland 277 

Förderung marktorientierter Technologien 20 

Forschung rmd Entwicklung (FuE) 57 

Forschung und experimentelle Entwicklung ....... 343 

Forschung zu Arbeitsbedingungen 17 

Forschungs- und Technologiepohtik in den Ländern 201 ff 

Forschungsanstalt der Bundeswehr für 

Wasserschall- und Geophysik (FWG) 320 

Forschungsethik 31 

Forschungsförderung in der Marktwirtschaft 43; 86 

Forschungsgesellschaft für Angewandte 

Naturwissenschaften e. V. (FGAN) 320 

Forschungsinstitut der Deutschen Bundespost beim 
Fernmeldetechnischen Zentralamt Darmstadt 
und Berhn 326 

Forschungspersonalzuwachsförderung 185; 340 

Forschungseinrichtungen 

— des Bundes 64 

— der Länder 64 

— der Gemeinden 64 

Forschungsschiff (FS) Meteor 127 

Forschungsschiff (FS) Polarstern, Victor Hensen .... 127; 129; 296 

Forschungsschiffe 127 

Forschungsstatistik 341 

Forschungsstipendien 282 

Forstwirtschaft 318 

Fortschritt, wissenschafüich-technischer 14; 29 

Frankreich 107; 126; 156; 170; 171 

Frascati-Handbuch 106; 341 

Frauen in der Forschung 66 

Frauenforschung 195 

Fraunhofer-GeseUschait zur Förderung der 

angewandten Forschung (FhG) 84; 123; 289 

Freiheit der Forschung 32 

Friedens- und Konftiktforschung 194 

FuE im Handwerk 106 

FuE im internationalen Vergleich 106 

FuE in der Wirtschaft, Förderziele 86 

FuE in kleinen imd mittleren Unternehmen 99 


433 


Drucksache 11/2049 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


FuE, regionale Verteilung 36 

FuE- Ausgaben 60; 82; 344; 347; 348 

FuE-Ausgaben der Hochschulen 82 

FuE- Ausgaben der Länder 62; 82 

FuE-Ausgaben der Privaten Organisationen ohne 

Erwerbszweck (PNP) 348 

FuE-Ausgaben der Wirtschaft 62; 348 

FuE-Ausgaben des Auslandes 348 

FuE-Ausgaben des BMFT 74 

FuE-Ausgaben des BMFT nach Förderbereichen 

und -Schwerpunkten 74 

FuE-Ausgaben des Bundes 60; 68; 74 

— Profildarstellung 60; 74 

— Anteile des Bundesressorts 60; 68 

— nach Förderbereichen, -Schwerpunkten 60; 68 

FuE-Ausgaben des Staates 348 

FuE-Input 341 

FuE-Koeffizienten 344; 345 

FuE-Kooperation 27 

FuE-Leistungsplansystematik des Bundes 68 

FuE-Output 47; 341; 346 

— Output-Messung 341; 346 

— Output-Indikatoren 47 

FuE-Personal 66; 86; 344; 348 

— Hochschulsektor 66 

— Staatssektor 66 

— Wirtschaftssektor 66; 86 

FuE-Personalförderung in der Wirtschaft 102; 185 

— Forschungspersonalzuwachsförderung 102 

— Personalkostenzuschuß 185 

— Personalkostenzuschußprogramm 102 

FuE-Statistik 341 

FuE-Statistiken-lnput 57 

FuE-Statistiken-Output 57 


G 

Geistes- und Sozialwissenschaften . . . 

Geistes-, Sozial-, Wirtschaftswissenschaften 

Geisteswissenschaften 

Gemeinsame ForschungssteUe (GFS) 

Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau 

GenrichÜinien 

Gentechnologie 

Genzentren 

Geodäsie 

Geologie 

Geowissenschaften 

Gesamtbudget Forschung 

Geschichtsforschung 

Geschichtswissenschaften 

Gesellschaft für Biotechnologische Forschung mbH 
(GBF) 


203; 205; 280 
330 

192; 218; 223 

234 

19 

159 

163 

161 

314 

237 

173; 218; 227; 253; 286; 296; 314 
60 
328 
286 

160; 300 


434 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2049 


Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbeitung 

(GMD) 

Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbeitung 

mbH (GMD) 

Gesellschaft für Reaktorsicherheit mbH (GRS) 

Gesellschaft für Schwerionenforschung mbH (GSI) . 
Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung 
mbH (GSF) 

Gesellschaft SozialwissenschafÜicher 

Infrastruktureinrichtungen e. V. (GESIS) 

— Informationszentrum Sozialwissenschaften (IZ) . . 

— Zentralarchiv für empirische Sozialforschung 

(ZA) 

— Zentrum für Umfragen, Methoden und Analysen 

(ZUMA) 

Gesellschaftswissenschaften 

Gesundheitsforschung 

Gesundheitswesen 

GKSS-Forschungszentrum Geesthacht GmbH 

(GKSS) 

Grenzen des Wachstums 

Griechenland 

Großbritannien 

Großforschungseinrichtungen 

Großgeräte 

Grundlagenforschung 

Güterverkehr 

H 

Hahn-Meitner-Institut Berlin GmbH (HMI) 

Hamburg 

Heisenberg-Programm 

HERMES 

Hessen 

Hochenergiephysik 

Hochfrequenzphysik 

Hochgeschwindigkeitstechnologien 

Hochschulen 

Hochschulforschung 

Hochschulldiniken 

Holzwirtschaft 

Humanisierung des Arbeitslebens (HdA) 

Hydrologie 

I 

Indien 

Indirekt-spezifische Förderung 

Indonesien 

Industrielle Gemeinschaftsforschung 

Industrielle Gemeinschaftsforschung und 

-entwicklung . . . . 

Informatik 

Informations- und Kommunikationstechnik 


340 

302 

340 

304 ; 340 

303 ; 340 

194 ; 338 
338 

338 

338 

286 

17 

145 

301 

33 

113 

107 ; 156 ; 170 
40 ; 293 
124 

13 ; 19 ; 40 ; 76 ; 123 ; 232 ; 250 ; 286 ; 304 ; 343 
172 


305 

211 ; 281 ; 288 ; 309 

278 

130 

213 ; 281 ; 288 ; 291 ; 301 

238 ; 297 

320 

171 

36 ; 59 ; 123 ; 345 

37 ; 202 ; 207 ; 210 ; 211 ; 214 ; 216 ; 219 ; 222 ; 224 ; 227 ; 
241 ; 278 ; 282 ; 286 

59 

318 

148; 340 
237 


127 ; 128 
45 

127 ; 128 
44 ; 105 

285 

220 ; 225 ; 302 
294 


435 


Drucksache 11/2049 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Informationseinrichtungen und Fachbibliotheken . . . 

Informationstechnik 

Informationstechnik/Mikroelektronik 

Informationsverarbeitung 

Informationszentrum Raum und Bau (IRB) 

Informationszentrum Sozialwissenschaften (IZ) bei 
der Arbeitsgemeinschaft Sozialwissenschaftiicher 

Institute. e.V 

Ingenieurwissenschaften 

Innovation 

Institut der Vereinten Nationen für Ausbildrmg und 
Forschung (UNITAR) 

Institut für Angewandte Geodäsie (IfAG) 

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (lAB) 
Institut für Meereskunde an der Universität Kiel . . . 

Institut Max von Laue — Paul Langevin (ILL) 

Institutionelle Forschungsförderung 

Integrierte Optik 

Internationale Aktivitäten 

Internationale Atomenergie-Organisation (IAlEO) . . . 

Internationale Energie-Agentur (lEA) 

Internationale Politik 

Internationale und innerdeutsche Forschungs- und 
Technologiepolitik 

Internationale Zusammenarbeit 

Internationale Zusammenarbeit/intemationaler 

Vergleich 

Internationales Institut für angewandte 

Systemanalyse (IIASA) 

Irland 

Italien 


334 

22; 23; 149; 250; 302 
202 

150; 320 
336 


337 

280 

185; 206 

242 
314 
320 
227 
240 
35 

151 

152 
235 
237 
15 

231 

126; 134; 135; 136; 163; 185; 192 
231 

243 
113 

107; 171 


J 

Japan 107; 126; 251 

JESSI 229 

Jugendforschung 195 

K 

Kanada 107; 126; 127; 251 

Keramik 164 

Kernchemie 304 

Kernenergie-Agentur (NEA) 237 

Kernenergie/Kernforschung 237; 238 

Kernforschung und Kerntechnik 236 

Kemforschungsanlage Jülich GmbH (KFA) 340 

Kernforschungszentrum Karlsruhe GmbH (KfK) .... 340 

Kernfusionsforschung 136 

Kernphysik 238; 304 

Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 20; 45; 186 

Klimaforschung 17; 143; 212; 301; 340 

Klimarechenzentrum (KRZ) Hamburg 143 

Klmische Forschung 50; 147 

Kohle und Kohletechnologien 133 


436 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2049 


Kommunikationstechnologien 215 

Kommunikationswissenschaften 237 

Kontinentales Tiefbohrprogramm (KTB) 173 

Kooperation von Wissenschaft und Wirtschaft 32; 44 

Korrosion und Tribologie 166 

Kraftfahrzeuge 172 

Krankheitsbekämpfung 146 

Krebsforschtmg 299 

Kunsthistorisches Institut Florenz (KHI Florenz) .... 330 

Künsüiche Intelligenz (KI) 153; 212 


L 

Land- und Forstwirtschaft 179 

Länder 201 ff 

Landwirtschait 316;318 

Laserforschung 217 

Laserforschung und Lasertechnik 168; 340 

Leibniz-Programm 278 

Leistimgsstand 

~ technologischer 50; 51 

— wissenschaftlicher 50 

Leistungswettbewerb, wissenschafüicher 32 

Luftfahrt 218 

Luftfahrtforschung und -entwicklung 170 

Luftfahrtforschung und -technologie 241; 298 

Luxemburg 119 


M 

Magnetbahnsystem TRANSRAPID 

Materialforschung 

Materialtechnologien 

Mathematik 

Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der 

Wissenschaften (MPG) 

Max-Planck-Institut für Plasmaphysik (IPP) . . 

Medizin 

Medizinforschung/Medizintechnik 

Medizinische Dokumentation und Information 

Meeresforschung 

Meeresforschung und Meerestechnik 

Meta-Studie 

Metallurgie 

Meteorologie 

Mikrobiologie 

Mikroelektronik 

Mikroelektronik/Informationstechnologie .... 

Mikroperipherik 

Mikrostrukturtechnik 

MUchwissenschaft 

Molekularbiologie 

Multilaterale Zusammenarbeit 


171 

164; 214; 217; 225; 301 
22 

50; 286; 302; 320 


39; 84; 122; 285 

306 

147 


217; 227; 294; 320 
322 

126; 212; 296 

128; 218; 248; 253; 294; 324; 328 
31 


165 


241; 296; 324 
162 

104; 154; 220 
217 


154; 340 
168 
316 
239 
244 


437 


Drucksache 11/2049 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


N 

NABS 345 

Nachrichtentechnik 326 

Nachwachsende Rohstoffe 159 

Natur und Landschaft 326 

Naturwissenschaft und Kultur 33 

Naturwissenschaften 280 

Neue Information stechniken 149 

Neuseeland 127 

Niederlande 107; 170 

Niedersachsen 216; 281; 288; 291; 310 

Nordatlantikpakt-Organisation (NATO) 236 

Nordrhein-Westfalen 219; 281; 288; 291; 310 

Norwegen . 156 

Nukleare Energieforschung 135 

Nukleare Festkörperforschung 340 


O 

Oberflächen- und Dünnschichttechnik 

OECD 

Öffenthcher Personennahverkehr (ÖPNV) 

Ökologie 

Ökologische Forschung 

Optik 

Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, 
Wissenschaft und Kultur (UNESCO) 

Organisation für wirtschafthche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) 

Orient-Institut Beirut (Ol Beirut) 

Orientforschung 

Osteuropa 

OstwissenschafÜiche und internationale Studien . . 
Ozeanographie . . . . ; 


P 

Patent- und Lizenzbilanz 116 

Patentstatistik 53 

Paul-Ehrhch-Institut, Frankfurt 320 

Pflanzenschutz ; 318 

Pflanzenzüchtung 318 

Physik 286 

Physikahsch-Technische Bundesanstalt (PTB) 316 

Physikalische Technologien 168; 316; 340 

Plasmaphysik 306 

Plasmatechnik 168 

Polarforschung 128; 296 

Polen 252 

Polymere 165 

Portugal 111 

Postmodeme-Diskussion 33 

Projektträger (PT) 340 

Projektträger des BMFT 339 


168 

106; 111; 341 

171 

237 

17; 137; 340 
320 

237 

237 

330 

330 

252 

312 

237; 296 


438 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2049 


PROMETHEUS 172 

Prozeßtechnologie 153 

Publikationsstatistik 50 


R 

Rad/Schiene-Technik 171 

Raumordnung und Städtebau 328 

— Bauforschung 175 

Reaktorsicherheit 340 

Reaktorsicherheitsforschung 135 

Rebenzüchtung 318 

Regionale Entwicklung 17 

Ressortforschung 35 

Rheinland-Pfalz 222; 281; 288 

Rohstof forschungZ-technologie 314 

Rohstoffsicherung 174 

S 

Saarland 224; 281; 291 

Schiffstechnik 324 

Schleswig-Holstein 227; 281; 288; 311 

Schlüsseltechnologien 22 

Schweden 119 

Schweiz 119 

Schwerionenbeschleuniger VICKSI 305 

Schwerionenforschung 304 

Schwerionenphysik 305 

Schwerpunktbildung, wissenschaftliche 32 

Schwerpunkte der Forschungs- und 

Technologiepohtik 19 

Selbstverwaltung, wissenschaftliche 32 

Sicherheitsforschung und Sicherheitstechrdk 144 

SNR 300 Kalkar 136 

Sonderforschungsbereiche (SFB) 38 

Sonderforschungsbereiche 278; 281 

Sowjetunion 252 

Sozial Wissenschaften 193 

Sozialwissenschaftliche Technikforschung 194 

Spanien 111 

Speicherringe (DORIS, PETRA und HERA) 297 

Spitzenforschung 32 

Sportwissenschaft 312 

Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft 283 

Stiftung Deutsch-Niederländischer Windkanal 

(DNW) 241 

Stiftung Deutsches Elektronen- Synchrotron (DESY) . 297 

Stiftung Volkswagenwerk 284 

Strahlenschutzforschung 303 

Straßenforschung 322 

Supraleitungstechrdk 168 

SV-Gemeinnützige Gesellschaft für 

Wissenschafts Statistik mbH 343 


439 


Drucksache 11/2049 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Synchrotronstrahlung 

Systemanalyse 

Systemtechnik 

240; 297 

243 

151 

T 

Technik 

Technik und Kultur 

Technikfolgen; Technikfolgenabschätzung (TA) . . . . 
Technikforschung, sozialwissenschaftliche 

Technische Informationsbibliothek an der 

147 

33 

17; 22; 30f; 156; 196 

30 

Universität Hannover (TIB) 

Technologie- und Wissenstransfer 

Technologieförderung und Technologietransfer . . . . 
Technologieorientierte Unternehmen (TOU) 

337 

116; 156 

203; 205; 208; 210; 213; 215; 219; 221; 223; 226; 228 

162 

Technologieorientierte Untemehmensgründungen 
(TOU) 

Technologietransfer und -Beratung 

Technologische Zahlungsbilanz 

THTR 300 Hamm-Uentrop 

Tiefbohrungen 

Tierforschung 

TOPAS 

Transport und Verkehr 

Transport- und Verkehrssysteme 

Tschechoslowakei 

106; 189 

186 

116 

136 

173 

318 

172 

171 

294 

252 

U 

Umweltbezogene Agrarforschung 

Umweltbundesamt (UBA) 

Umweltforschung 

Umweltforschung und -technik 

Umweltschutz/Umweltforschung 

Umweltschutztechnologien 

UNESCO 

Ungarn 

USA 

180 

324; 340 

17; 137; 294; 301; 303 

217; 253 

212; 225; 324 

140 

341 

252 

107; 126; 127; 251 

V 

VDI-Technologiezentrum 

VDI/VDE-Technologiezentrum Information GmbH . . 
Venezuela 

Verantwortung der Wissenschaft 

Verbundforschung 

Verbundwerkstoffe 

Verkehrssicherheit 

Verteidigungsforschung 

Verteidigungsforschung und -entwicklung 

Vertragsforschung 

VoUzeitäqui valent 

Vorsorgeforschung 

VR China 

340 

340 

134 

22; 31 

44; 95; 289 

166 

172 

236; 289 

243 

289 

348 

20; 34 

127; 128; 134; 156 


440 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2049 


w 

Waldschäden 

Wasserforschung 

Wehrforschung und -technik 

Wehrtechnik 

Weltraumforschung 

Weltraumforschung und -technik 

Werkstoff- und Materialforschung 

Werkstoffe 

Werkstoffwissenschaften 

Wettbewerbsfähigkeit, technologische 

Wettervorhersage 

Wirtschaftsforschungsinstitute 

Wirtschaftswissenschaften 

Wirtschaftszweige 

Wissenschaft 

Wissenschaft und Technik in Forschung und Lehre . 
Wissenschaftlich-technischer Nachwuchs 

Wissenschaftliche Organisationen ohne 

Erwerbszweck 

Wissenschafthcher Nachwuchs 

WissenschafÜiches Institut für 

Kommunikationsdienste der Deutschen 
Bundespost (WIK) 

Wissenschaftsausgaben 

— der Länder 

— des Bundes 

Wissenschaftsrat 

Wissenschaftszentrum Berhn für Sozialforschung 
(WZB) 


138 

141; 322 

198 

243 

33; 218; 294 

130; 231; 235; 250f; 253; 298 
314 

23; 203 

225 

51 

241 

193 

193 

345 

57; 343 
283; 284 
283 


57; 78 
16; 41 


326 

57; 82; 347 
82; 201 
60; 343 
36; 277 

194 


Z 

Zellkulturtechniken 162 

Zentralarchiv für empirische Sozialforschung (ZA) . . 337 

Zentralstelle für Agrardokumentation und 

-information 318; 336 

Zentrum für Flachwasser-Küsten- und marine 

Umweltforschung (Terramar) 126 

Zentrum für marine und atmosphärische 

Wissenschaften 126 

Zentrum für maritime Geowissenschaften 

(GEOMAR) 126 

2tiele der Forschungs- und Technologiepotitik 16 

Zusammenarbeit mit den Staaten Osteuropas 28 

Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern 35 

Zwischenstaathche Ozeanographische Komnüssion 

(IOC) 248 


441 


Druck: Bonner Universitäts-Puchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 13 63, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 


